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i/er  Bericht  der  am  26.  Mai  1872  Allerhöchst  niedergesetzten 
Commission  -^  unter  dem  Präsidium  Sr.  h.  Excellenz  des 
Ministers  der  Reichsdomänen  P.  Walujew  —  zur  Erforschung 
der  gegenwärtigen  Lage  der  Land wirthschaft  und  der 
landwirthschaftlichen  Production  in  Russland  bat  mich 
veranlasst,  dem  bäuerlichen  Gemeindebesitz,  mit  welcher  Frage 
ich  mich  bereits  beschäftigt  hatte,  ein  eingehendes  Studium  zu 
widmen. 

Bald  erwies  es  sich  mir  als  nothwendig ,  die  zuerst  gestellten 
Grenzen  meines  Themas  zu  erweitern  und  auf  die  Geschichte  des 
bäuerlichen  Grundbesitzes  in  Russland ,  sowie  auf  die  Behandlung 
der  Frage  des  Gemeindebesitzes  in  der  Literatur  und  der  Gesetz- 
gebung zur  Zeit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  einzugehen. 
Wie  ich  in  dem  historischen  Abriss  neue  und  wesentliche  Momente 
über  den  altrussischen  Gemeindebesitz  und  seine  Gestaltung  ge- 
fouden  habe,  so  hat  die  kritische  Sichtung  und  Zusammenstellung 
der  zahlreichen  ,  in  den  Jahren  1868  — 1870  erschienenen  Artikel 
--  welcher  Studie  sich  bis  jetzt  noch  Niemand  unterzogen  bat  — 
60  Manches  zu  Tage  gefördert,  was  der  landläufigen  Ansicht  über 
den  Gemeindebesitz  und  seine  Vertretung  in  der  Literatur  nicht 
eatspricht.  Auch  hat  die  Behandlung  dieser  Frage  in  den  legis- 
lativen Vorarbeiten  bisher  keine   Bearbeitung  gefunden. 

Das  Zusammentragen  des  Materials  verlangte  mehr  Zeit  und 
Mähe,  als  der  Leser  annehmen  wird.  Freilich  hat  das  vortreffliche 
umfangreiche  bibliographische  Werk  von  Meshow  (ß.  H.  MesoBi»: 
KpecTMacEiR  aoopoc»  B'b  Poccin  1761-  1864,  St.  Petersburg  1866) 
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mir  gute  Dienste  geleistet ,  doch  konnte  es  mich  nicht  der  Arbeit 
überheben,  die  vielen  Jahrgänge  vieler  Zeitschriften  verschiedenster 
Art  durchzugehen.  Die  Art  der  Gruppirung  in  diesem  über  drei- 
tausend Nummern  zählenden  Werke  genügte  meinen  Bedürfnissen 
nicht,  so  manchen  Artikel  über  den  Gemeindebesitz  fand  ich, 
dessen  Titel  keinerlei  Andeutung  hierüber  bot,  und  endlich  reicht 
diese  Bibliographie  nur  bis  zum  Jahre  1864.  Für  die  spätere  Zeit 
war  ich  ohne  Hülfe,  die  anderen  bibliographischen  Werke  boten 
mir  nicht  genügenden  Anhalt.  Ich  hatte  bereits  die  Sammlung  des 
Materials  (auf  der  Bibliothek  der  Kaiserlichen  Akademie  der 
Wissenschaften  zu  St.  Petersburg  im  Herbst  1874)  abgeschlossen, 
als  das  Werk  von  Jakuschkin  (E.  iSKyuiKnu'B:  Oöbmuoe  npano, 
BunycB'b  nepRufi:  MaTepiaüu  a-^h  ÖHÖJiiorpaa^iH  oSu^Haro  npaßa, 
Jarpslaw  1875)  erschien.  Ich  hoffe ,  dass  meiner  Aufmerksamkeit 
keine  wichtii^e  Ahhandlunji  enttrangen  ist.  Kürzere  Artikel  (so 
namentlich  in  Tagesblättern),  die  nichts  Neues  bieten,  sondern  nur 
mehr  oder  weniger  selbstständijre  Reproductionen  bereits  vor- 
gebrachter Gedanken  und  Daten  sind,  habe  ich  nicht  erwähnt,  da 
es  mir  weniger  um  ein  ßrilliren  mit  vielen  Citaten  ,  als  um  eine 
übersichtliche,  das  Wesentliche  vom  Unwesentlichen  scheidende 
Gruppirung  und  Daistellung  des  Vorgebrachten  zu  thun  war. 

Der  vorliegende  erste  Theil ')  bietet  die  historische  Grundlage 
zum  zweiten,  critischen  Theile,  der  —  zum  grösseren  Theil  bereits 
druckfertig  —  hofTentlich  bald  unter  die  Presse  kommen  wird.  Er 
enthält  eine  ausführliche  Darlegung  des  im  Bericht  der  erwähnten 
Commission  über  den  Gemeindebesitz  Gebotenen,  eine  critische 
Analyse  desselben  und  eine  Auseinandersetzung  der  Grundsätze, 
nach  welchen  eine  Lösung  des  Problems  möglich  und  bei  Berück- 
sichtigung der  bestehenden  Rechtsverhältnisse  sich  am  zweck- 
entsprechendsten gestaltet.  Es  sei  hier  kurz  ausgesprochen,  dass 
ich  die  Lösung  des  Problems,  d.  h.  die  Schatfung  einer  Grundbesitz- 


1)  Abschnitte  desselben  sind  gekürzt  bereits  verüfrentlicht:  ,)Zar  Qeschichto 
des  bünerlichen  Gemeindebesitzes  in  Hassland^^  in  der  Baltischen 
Monatsschrift,  Neue  Folgf,  Bd.  VI.  Drittes  Doppelheft  1875,  und  „Der 
memeindebesitz  und  die  Aufhebung  der  Leibeigenschait  in  Huss- 
land'^  in  der  ,)Ru88i8chen  Revae'^,  Band  VIIL,  Heft  2,  3  nnd  5,  18Y6. 
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form,  die  einerseits  die  im  Interesse  der  Oesamintheit  wie  der  direct 
Betheiligten  wünschenswerthe  Vertheilung  des  Grundbesitzes  bleibend 
erhält,  andererseits  die  Entwickelung  der  landwirthschaftlichen  Pro- 
duction  nicht  hemmt ,  dass  ich  also  die  Lösung  des  Problems  in 
einer  gesetzlichen  Organisation  des  Gemeindebesitzes  mit  Beschrän- 
kung des  bestehenden  Rechts  eines  jeden  Gemeindegenossen  auf  einen 
proportionalen  Landau theil  gefunden  habe.  Bei  dieser  Organisation 
soll  die  Markgemeinde  --  neben  ihrem  privatrechtlichen  Charakter- 
ZQ  einer  öffentlieh-rechtlichen  Institution  erhoben  werden,  die  unter 
staatlicher  Controle  die,  je  nach  den  localen  Bedingungen,  zweck« 
entsprechendste  Vertheilung  des  Grundbesitzes  (Verhinderung  zu 
weitgehender  Zersplitterung  wie  Zusammenlegung)  erhalten  resp. 
herstellen  soll.  Die  in  Rede  stehenden  Grundsätze  haben  nach 
meiner  Ansicht  mit  gewissen  sich  naturgemäss  ergebenden 
Modificationen  auch  für  Westeuropa  Bedeutung,  wo  das  freie 
Verfügungsrecht  über  den  Grund  und  Boden  —  hier  in  geVinge- 
rem ,  dort  in  grösserem  Mass  —  nicht  den  gehegten  Erwartungen 
entsprochen  hat. 

Es  sei  mir  zum  Schluss  die  Bemerkung  gestattet,  dass  ich  das 
Studiam  dieser  Frage  nicht  auf  die  Studirstube  unter  staubigen 
Büchern  beschränkt,  sondern  auch  vielfach  Gelegenheit  gesucht  und 
gefunden  habe,  mir  von  practischen  Landwirthen  der  verschieden- 
sten Art  und  aus  den  verschiedensten  Landstrichen  (Gutsbesitzern, 
Gntsverwaltern,  Bauern  etc.))  sowie  von  Staats-  und  communalen 
Beamten  und  anderen  Personen,  die  direct  oder  indirect  mit  bäuer- 
lichen Gemeinden  in  Beziehungen  stehen,  Belehrung  zu  schaffen. 
Besonders  lehrreich  war  für  mich  eine  Reise  durch  das  centrale 
und  östliche  Russland,  die  ich  als  Begleiter  meines  hochverehrten 
Lehrers  und  väterlichen  Freundes,  des  nunmehr  verstorbenen 
Professors  der  politischen  Oekonomie  an  der  Universität  zu  Dorpat, 
Dr.  Th.  Grass,  im  Sommer  des  Jahres  1868  unternahm. 

Sorgenfrei  bei  Riga,  im  September  1876. 

Der  Verfasser 


Erster  Abschnitt. 

^ur  jGescIiiclile  des  allrussischen  jGemeindebesitzes. 

I.    Einleitung. 

1.  Geht  ein  Hirtenvolk^  das  sein  Wanderleben  aufgiebt,  zum 
Ackerbau  über  und  bringt  die  bisher  zu  Weiden  der  grossen  Heerden 
benutzte  Landfläche  unter  den  Pflug,  oder  oceupirt  ein  Acker- 
bau treibendes  Volk,  neue  Wohnsitze  aufsuchend,  bereits  in  CuUur 
gezogenes  Land  mit  Verdrängung  oder  Einengung  und  Unter- 
werfung der  bisherigen  Bevölkerung  oder  auch  freies,  unbewohntes 
Land,  so  wird  —  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt  —  die  ein- 
genommene Landschaft  als  Gemeingut  betrachtet.  Das  Hirten- 
volk kannte  kein  anderes  persönliches  Eigenthum,  als  das  seiner 
Heerden  und  der  übrigen  geringen  beweglichen  Habe.  Das  von 
ihm  besetzte  Areal  bestand  in  Gesammtnutzung  und  in  Gesammt- 
eigenthnm:  gemeinsam  grasten  die  Heerden  auf  den  weiten  Weide- 
flächeo,  gemeinsam  wurde  das  Land  gegen  das  Andrängen  feind- 
licher Stämme  vertheidigt  und  wurde  endlich  gemeinsam  auf- 
gegeben, um  gemeinsam  neues  Weideland  zu  occupiren  oder  zu 
erobern,  wenn  der  Grasertrag  dem  Bedarf  der  vergrösserten  Heerden 
nicht  mehr  genügte,  oder  aus  anderen  Gründen,  so  namentlich  in 
Folge  von  Verdrängung  durch  siegreiche  Feinde.  Beim  Uebergang 
zum  Ackerbau  musste  sich  im  Volk  das  Andenken  an  die  gemein- 
same Occupation,  Eroberung  und  Nutzung,  die  Idee  des  Gesammt- 
eigenthums  am  Grund  und  Boden,  erhalten.  Dieselbe  Erscheinung 
trat  zu  Tage,  wenn  ein  bereits  Ackerbau  treibendes  Volk  eine  neue 
Landschaft  in  Besitz  ergrifl^.  —  Die  gemeinsame  Eroberung,  die 
gemeinsame  Arbeit  der  Rodung  und  der  übrigen  Colonisationsarbeiten 
gebiert  das  Recht  eines  Jeden  auf  die  Nutzung  d^e^Landes. 

So  finden  wir  Gesammteigenthum  am  Grund  und  Boden,  soweit 
uns  Nachrichten  über  die  Grundbesitzverhältnisse  aus  früheren  Zeiten 
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überkommen  sind,  sehr  weit  verbreitet  unter  Völkern  der  verschie- 
densten Abstammung,  unter  den  verschiedensten  historischen  und 
natürlichen  (Boden-  und  climatischen)  Bedingungen.  M  Selbst  bis 
auf  unsere  Tage  hat  sich  in  manchen  Landstrichen  in  und  ausser- 
halb Europas  die  „primäre^  Grundbesitzform  erhalten,  ja  sie  ragt, 
wenn  auch  nur  als  geringer  Ueberrest,  sogar  noch  in  Mitten  eines 
hochcultivirten  Volkes  hinein.  ^) 

Dass  der  eingenommene  Grund  und  Boden  sich  im  gemein- 
schaftlichen Eigenthum  befindet,  erhält  sich  durch  das  Maass  und 
die  Art  der  Bodenbestellung  rege  in  der  Rechtsanschauung  des 
Stammes,  der  Genossenschaft.  Der  ^Uebergapg  von^  Hirtenleben 
zum  Ackerbau^  ist  wohl  überall  erst  nur  als  eine  Verbindung  des 


0  £>  de  Laveleye:  De  la  propri^U  et  de  ses  formes  primitives,  Paris  1874. 
W.  Röscher:  System  der  Volkswirthscbaft,  Bd.  II,  6.  Aufl.,  pag.  226—233,  Ad. 
Wagner:  Die  Abschaffang  des  privaten  Grandeigenthums,  1870.  G.  Hansen: 
Geschichte  der  Feldsysteme  in  Deutschland,  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die 
gesammte  Staatswissenschaft,  fid.  21,  22,  24.  G.  Maurer:  Geschichte  der  Marken- 
verCpAsung  in  Deutschland,  1856.  Derselbe:  Geschichte  der  Dorfverfassung  in 
Deutschland,  2  Bünde,  1865  und  1866.  W.  Roseber:  Ansichten  der  Volkswirth- 
scbaft aus  dem  geschichtlichen  Standpunkt,  1861,  Abhandlung  II:  Ueber  die 
Landwirthschaft  der  ältesten  Deutschen.  G.  Waitz:  Deutsche  Verfassuugs- 
geschichte,  2.  Aufl.  1865,  Band  I,  insbesondere  pag  93—137,  Bd.  II,  pag.  81, 
269.  K.  Eichbom:  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  5  Asfl  J843)  Bd.  I, 
pag.  57—60.  A.  M sitzen :  Der  Boden  und  die  Landwirthschaftlichen  des  preusai- 
sehen  Staates,  4  Bände,  Bd  I,  pag.  344—366  u.  a.  a.  St.  Ch.  Langenthai;  Ge- 
schichte der  deutschen  Landwirthschaft,  Buch  I,  1847,  pag  7  etc.  u  a.  a.  St. 
E.  Nasse:  Ueber  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft  und  die.  Einhegungen 
des  16.  Jahrhunderts  in  England,  1869,  insbesondere  pag.  1^19.  Lappenberg: 
Englische  Geschichte,  Bd.  I,  pag.  578,  Bd.  II,  pag.  17,  413.  F.  Dahimann: 
Geschichte  von  Dänemark,  Bd.  I,  1840,  pag  129—139.  Fnstel  de  Conlaogea: 
Les  origines  du  regime  f^odal  (la  propri4t<^  fonciere  dans  Tempi re  romain  et 
dans  la  soci^t^  Merovingienne)  in  der  Revue  de  deux  mondes,  v.  15  Mai  1873, 
pag.  436--469.  Derselbe:  L'invasion  germanique  an  cinquiime  si^cle,  in  der- 
selben Zeitschrift  v.  15.  Mai  1872,  pag.  241— 26S.  Ernest  Renan:  Exploration 
seien tifique  de  l'Alg6rie  (la  soci^t^  Berb&re)  in  derselben  Zeitschrift  v.  1.  Sept. 
1873,  pag.  138—157.  Gurtius:  Griechische  Geschichte,  Bd.  I,  pag.  168,  270. 
Mommsen:  Römische  Geschichte,  1865,  Bd.  I,  pag  36,  67,  97,  153,  187,  195. 
A.  Schwegler:  Römische  Geschichte,  1853,  Bd.  I,  pag.  450,  617  etc.  Pucbta: 
Institutionen,  Bd.  I,  pag.  112  etc.  B.  Hildebrand:  die  sociale  Frage  der  Ver- 
theilang  des  Grundeigenthnms  im  klassischen  Alterthum  in  den  Jahrbüchern 
für  NaUonalökonomie  und  Statistik,  Bd.  XII,  pag.  1—25,  139-155. 

3)  G.  Hannsen :  „Die  Gehöfersehaften  (Erbgenossenschaften)  im  Ragierangs- 
bezirk  Trier*,  in  den  Abhandlungen  der  k.  Academie  der  Wissenschaften  su 
Berlin,  1803,  pag.  75  — 96.  H.  Achenbach:  Die  Haubergsgenossenschaften  des 
Siegerlandes,  Bonn,  1863. 
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Feldbans  mit  der  alten  Weidewirthschaft  zu  bezeichnen.  Mangel- 
hafte Geräthe,  Unkenntniss  und  Ungeschicklichkeit  in  der  Bestellung 
des  Bodens  erhöhten  das  bei  primitiven  Ackerbausystemen  ohnehin 
grosse  Risiko:  die  nahe  liegende  Gefahr  einer  Mi8serndte,mu88  es 
ab  Not h wendigkeit  haben  erscheinen  lassen,  soweit  es  die  Umstände 
(Grösse  des  zur  Verfügung  stehenden,  zu  Weiden  geeigneten  Landes 
im  Verhältniss  zur  Grösse  der  Bevölkerung  etc.)  nur  irgendwie  ge* 
statteten,  den  Schwerpunkt  des  Ökonomischen  Lebens  in  der  ge* 
wohnten  Viehwirthschaft  zu  bewahren.  Solches  findet  genügende 
Bestätigung  in  d«r  so  vielfach  beglaubigten  Thatsache,  dass  Jahr* 
hunderte  hindurch  nach  Ansässigmachung  der  Bevölkerung  die 
animalische  Nahrung  den  vornehmlichsten  Theil,  ja  die  eigentliche 
Basis  in  der  Haushaltung  gebildet  hat.  Somit  hat  noch  lange  der 
gemeinsam  genutzte  Theil  der  Mark  —  Wiese,  Weide,  Wald,  Flüssse  — 
den  wichtigsten  Bestandtheil  des  Landes  dargestellt.  Wie  nun  durch 
diesen  Umstand  das  Bewusstsein  des  genossenschaftlichen  Eigen-* 
thamsrecbts  sich  wach  erhalten  musste,  so  wirkte  andererseits  häufig 
anch  die  Art  der  Bodenbestellung  in  gleicher  Richtung.  Denn  auch 
der  nomadenhafte  Ackerbau,  wie  er  sich  bei  vielen  Völkern 
nachweisen  lässt,  hindert  die  Ausbildung  eines  individuellen  Eigen- 
thamsrechts  am  Grund  und  Boden. 

Die  im  Laufe  der  Zeiten  sich  vollziehende  Gestaltung  der 
Grundbesitz  Verhältnisse  auf  der  Basis  des  Gesammteigenthums  zeigt 
]D  Betrefi"  der  Rechte  der  Nutzniessenden  gegenüber  der  Gesammt- 
heit  freilich  im  Einzelnen  recht  bedeutende  Verschiedenheiten,  weist 
aber  im  Grossen  und  Ganzen  allgemein  die  Tendenz  auf,  die  Rechte 
des  Einzelnen  in  Betrefi*  der  Nutzung  des  Landes  stetig  zu  erweitern, 
bis  zur  Ausbildung  eines  vollständig  freien  und  ganz  unabhängigen 
individuellen  Grundeigenthums.  0 


*)  In  diesem  allgemeinen  Ueberblick,  in  welchem  wir  vornehmlich  die 
germanisehe  Welt  YOt  Angen  haben,  berücksichtigen  wir  nicht  den  Umstand,' 
dass  Gemeinden  unter  die  Botmässigkeit  grösserer  Qmndherren,  die  (oder  deren 
Vorfahren)  sam  Theil  selbst  Markgenossen  waren,  geriethen,  das  E igen th ums- 
recht  verloren  und  nur  mehr  oder  weniger  beschränkte  Nutzungsrechte  be- 
halten hatten,  bis  erst  in  neuester  Zeit  solche  Gemeinden  resp.  die  Genossen 
der  Ifarkgemeinde  (durch  Ablösung)  das  Eigenthumsrecht  wieder  erlangten. 
Bei  den  anf  Herrenland  angesiedelten  Dörfern  in  späterer  Zeit  hatte  die  Gemeinde 
von  Yomherein  kein  Eigenthumsrecht,  sondern  nur  Nutzungsrechte.  Anf 
diese  unterschiede  haben  wir  hier  nicht  einzugehen.  Wir  haben  es  hier  nur 
mit  der  Stellung  des  Markgenossen  zur  Mark  zu  thnn.  Es  bildeten  sich  diese 
Rechte  in  den  Dorfmarken  auf  eigenem,  wie  auf  Herrenland  im  Grossen  und 
Gaazen  in  der  gleichen  Weise  aus. 
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Die  Art  der  ersten  Niederlassung  ist  von  wesentlicher  Bedeutung 
für  die  Gestaltung  der  Grundbesitzverhältnisse.  Die  dorfartige  An- 
siedelung ist  zumal  auf  niederer  Wirthschaftsstufe  die  naturgemässe, 
die  gewöhnliche.  Der  Geselligkeitstrieb,  die  grössere  Sicherheit 
gegen  feinliche  Anfälle,  wilde  Thiere  und  Ueberschwemmungen, 
die  Erleichterung  der  Arbeitstheilung,  die  grössere  Bequemlichkeit 
bei  Einführung  gemeinsamer  Unternehmungen,  Arbeitsersparniss  (ge- 
meinsamer Hirt)  etc.  —  alles  weist  den  Menschen  auf  ein  enges 
Zusammenleben  hin.  Die  Annahme  ist  daher  berechtigt,  daas  auf 
niederer  Wirthschaftsstufe  das  Hofsystem  überhaupt  nur  als  Aus- 
nahme zu  betrachten  ist;  die  Ansiedelung  in  Einzelhöfen  ist  dort 
geboten,  wo  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  zu  gering,  die  frucht- 
baren Stellen  zu  dünn  zerstreut  sind,  um  ohne  Oewerbfleiss  eine 
dichtere  Bevölkerung  zu  nähren  (Röscher).  Beim  enggeschlossenen 
Beisammenleben  erhält  sich  die  Vollgewalt  der  Genossenschaft 
gegenüber  dem  Einzelnen  länger  als  wenn  die  Glieder  der  Ge- 
nossenschaft zerstreut  auf  Einzelhöfen  (d.  i.  Hofanlagen  ohne  Feld- 
gemeinschaft, aber  doch  mit  Waldmark-  und  Weidegemeinschaft) 
sitzen. 

Beim  dorfartigen  Zusammenleben  finden  wir  in  Betreff  der 
grundbesitzrechtlichen  Stellung  des  Einzelnen  gegenüber  der  Ge- 
nossenschaft in  erster  Zeit  zumeist  die  zwei  folgenden  Arten.  Die 
eine  Form  —  vielleicht  ein  letzter  Nachklang  an  den  gemeinsamen 
Wirthechaftsbetrieb  im  früheren  Uirtenlebeu  —  ist  diejenige,  nach 
welcher  die  gesammte  Genossenschaft  gemeinsam  alle  Feldarbeiten 
ausführt  und  erst  die  Ernte  unter  die  Familien  vertheilt  wird;  nach 
der  anderen  Form  hingegen  wird  der  zur  Beackerung  bestimmte 
Theil  der  Mark  an  die  Genossen  zu  gleichen  Theilen  (durch  das 
Loos)  vergeben.  Jedoch  sind  diese  verliehenen  Nutzungsrechte  be- 
stimmter Landstücke  häufig  nicht  bleibende,  sondern  nur  zeitweilige, 
in  gewissen  Zeiträumen  findet  eine  neue  Verloosung  der  Landstücke 
statt.  Wiese,  Weide,  Wald,  Fischfang  verbleiben  in  Gemeinoutzung. 
Bei  Zunahme  der  Bevölkerung  wird  das  Feldareal  erweitert,  neue 
Dorfanlagen  angelegt,  soweit  die  Markgenossenschaft  noch  über 
freies  Land  verfügt. 

Bei  der  erst  geschilderten  Art  der  Nutzung  des  Landes  hat  der 
Einzelne  kein  Recht  auf  ein  bestimmtes  Landstück,  nur  An  theil  an 
dem  Gesammtlandbesitz  der  Genossenschaft,  sein  persönliches  Eigen- 
thum  am  Grund  und  Boden  beschränkt  sich  auf  seine  Hütte,  etwaige 
Vorrathsräume  und  Viehställe.  Bei  der  zweiten  Nutzungsart  dagegen 
hat  ein  jeder  Genosse  einen  abgesonderten   Theil   der  Mark^  wenn 
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auch  nicht  bleibend  denselben  Theil,  und  ist  in  der  Art  der 
Nutzung  etc.  vielfach  durch  die  Gesammtheit,  die  Genossenschaft, 
beschränkt. 

ßleibender  persönlicher  Grundbesitz  bildet  sich  zuerst  an  dem, 
den  Höfen  zunächst  belegenen  Lande.  Es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  dieser  Landtheil  stets  denselben,  den  nächstbelegenen 
Höfen  zugetheilt  wird.  Er  wird  demnach  vollständig  aus  der  Thei* 
lang  ausgeschlossen. 

Im  Laufe  der  Zeiten  wird  die  Vornahme  der  üblichen  perio- 
dischen Verloosungen  des  Ackerlandes  unterlassen.  Ein  Jeder  bleibt 
im  Besitze  der  Landstücke.  Auch  werden  die  Wiesen  getheilt;  am 
längsten  verharren  in  Gesammtnutzung  Weide  und  Wald.  Der  Flur* 
zwang,  das  gegenseitige  Weiderecht  werden  endlich  auch  beseitigt, 
ein  Theil  der  Dorfgenossen  wird  ausgesiedelt,  der  in  vielen  Land- 
fetzen  zerstreut  liegende  Grundbesitz  des  Einzelnen  wird  arrondirt 
(Verkuppelung,  Seperation)  etc.  0  Die  letzten  Beschränkungen 
(z.  B.  in  Retreff  des  Verkaufs)  fallen,  und  der  Markgenosse  ist  un- 
umschränkter Herr  seines  Grund  und  Bodens.  Schneller  vollzieht 
sich  diese  Emancipation  der  einzelnen  Grundbesitzer  von  der  Macht 
der  Genossenschaft  dort,  wo  erstere  auf  Einzelhöfen  sitzen. 

Dieses  ist  in  allgemeinen  Zügen  der  bisherige  Gang  der 
historischen  Entwickelung  der  Grundbesitzverhältnisse.  Das  Tempo 
dieser  Ausbildung  des  persönlichen  Grundeigenthums  aus  dem  Ge- 
sammteigen thum  ist  nur  ein  verschiedenes,  und  hängt  von  der  Art 
der  Entfaltung  des  ökonomischen,  socialen  und  überhaupt  des  cultur- 
liehen  Lebens  in  den  einzelnen  Völkern  ab. 

Diese  unter  den  verschiedensten  nationalen,  historischen,  klima- 
Hechen  und  Bodenbedingungen  in  den  wesentlichen  Punkten  sich 
zeigende  Gleichartigkeit  in  der  historischen  Ausbildung  des  persön- 
lichen Grundeigenthums  findet  ihre  Erklärung  einerseits  in  der 
geistig-sittlichen  Anlage  des  Menschen,  andererseits  in  der 
Natur  des  ökonomischen  und  speciell  des  landwirthschaftlichen  Be- 
triebes. Nicht  allein  aus  Gründen  der  ökonomischen  Zweckmässig- 
keit, wie  die  weitverbreitete  Ansicht  lautet,  vollzieht  sich  jener 
Process.  Tief  in  des  Menschen  Brust  liegt  das  Streben  nach  Herr« 
Schaft.     Dasselbe  macht  sich  einerseits  in  negativer  Richtung  kund. 


0  BoBcher,  II,  pag.  241  etc.  Rau:  Lehrbuch  der  Volk  wir  thschaftslehre, 
5.  Aaü*^  1867,  Bd.  II,  pag.  142  etc.  Artikel  »Landwirthschaft**  in  Blantflchli*8 
Maatswdrterbnch,  Bd.  VI,  pag.  311  etc  L.  Stein:  Verwaltungslehre,  Bd.  VII, 
pag.  2ö3->291. 
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d.  h.  der  Individualisirungstrieb  bewirkt,  dass  der  Mensch  sich  von 
der  Macht    der   Oenossenschaft   und   sodann    von   der    der  Familie 
frei   zu   machen   sacht,   andererseits   in   positiver   Richtung  in  dem 
Bestreben  nach  möglichst  unbeschränkter  Beherrschung  der  äusseren 
Natur  (ja  selbst  von  Personen :  Sclaverei,  Leibeigenschaft).     Diesem 
Streben,   das   mit  der   Ausbildung   des  römischen   Rechts   und   der 
allseitigen    Verbreitung    des    Princips    der    wirthschaftlichen    Frei- 
heit   im  ökonomischen    und    damit    auch    im    socialen   Leben    aber 
die   Grenzen    des   sittlich  Berechtigten    hinaus    sich    practisch    ver- 
wirklicht   hat,   ist    bis    jetzt    ein    Damm    fast    nur   in    Betreff   der 
directen    Herrschaft    über    Menschen    (Sclaverei,    Leibeigenschaft) 
entgegengesetzt  und  zwar  durch  Läuterung  der  christlich  «sittlichen 
Begriffe,   die   besonders   durch   die   humanen   Ideen    des   18.   Jahr- 
hunderts eine  weite  Verbreitung  und   intensive  Durchdringung  ge- 
fanden haben.     Die  indirecte   Herrschaft   über   die  Personen   hat 
sich  aber  bei  dem  jetzt  herrschenden  Wirthschaftssystem   durch  die 
Macht  des  Kapitals  nicht  allein  erhalten,  sondern  in  sehr  bedeutendem 
Maasse  ausgebildet.  —  In  Betreff  des  Verhältnisses  des  Markgenossen 
zu  seinem  Landantheil    tritt   nun   jenes   Streben    in    der  Weise   zu 
Tage,  dass  er  die  ihm  zugetheilte  Landstelle  zu  behalten  sich   be- 
müht, das  betreffende  Landstück  erlangt  für  ihn  einen  individuellen 
Werth,  der  sich  nicht  allein   auf  den  Ertrag   des   Bodens,   aut  den 
ihm  gebotenen  Lebensunterhalt,   zurückführen    lässt.      Da    oun    bei 
allen  Gemeindegenossen  das  gleiche  Streben  vorbanden  ist,  ao  voll- 
zieht sich  dieser  Process  (zunächst  die  Bildung  erblichen  Familien- 
besitzes an  der  Landstelle)  —  bei   vielen  Völkerschaften   histarisch 
nachweisbar  —  in    verhältnissmässig   sehr    früher  Zeit,   bereits    zu 
einer  Zeit,  in  welcher  an   eine  besere   Bodenbestellung  noch   nicht 
gedacht,    keinerlei   Arbeit   auf  den  Boden    verwandt    wird,    deren 
volle   Wiedererstattung    nicht    in   kurzer   Zeit  erfolgt,    in    welcher 
vielmehr  alle  Genossen  in  derselben  Weise  —  nach  althei^ebrachter 
Sitte  —  den  Acker  bestellen.    (Diese  Erscheinung  ist  ein  indirecter 
Beweis,  dass  nicht  allein  ökonomische  Zweckmässigkeit  die  Bildung 
von    Familien-    und    individuellem    Besitz    am    Grund   und    Boden 
hervorgerufen  hat).     Desgleichen  ist  sein  Trachten  darauf  gerichtet, 
in  der  Bestellung    und  Nutzung  dieser  seiner  Landstelle  möglichst 
wenig  von  Anderen  abhängig   zu  sein.     Die  Verwirklichung  dieses 
Strebens  ßndet  aber  —  je   nach   den   localen   Bedingungen  —  eine 
Grenze  in  den  Bedingungen  des  landwirthschaftlichen  Betriebes.    So 
lange  —  bei  der  Gemenglage  der  Grundstücke  —  die  gemeinsame 
Viehweide  auf  dem  Stoppel-  und  Brachfeld  eine  ökonomische  Noth- 
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wendigkeit  ist,  wird  der  Einzelne  sich  den  Flurzwang  und  die 
hiermit  verbundenen  Beschränkungen  in  der  Bestellung  seines  Bodens 
gefallen  lassen  müssen.  Die  Vortheile  der  gemeinsamen  Hütung 
setzt  seinem  Streben  nach  Theilung  der  Weiden  eine  Schranke. 
Die  grossen  Schwierigkeiten  und  Unzuträglichkeiten  einer  Par- 
cellirung  des  Waldes,  die  Unmöglichkeit  einer  Naturalscheidung 
des  Fischfanges  bewirken^  dass  diese  Nutzungen  am  längsten  ge- 
meinsam verbleiben.  —  Befördert  wird  jenes  Streben  aber  anderer- 
seits, wenn  auch  nur  indirect,  durch  die  Ausbildung  des  Staats- 
wesens und  zwar  in  der  Beziehung,  dass  hiermit  eine  Verringerung 
der  Machtbefugnisse  der  Gemeinde  Hand  in  Hand  geht,  die  auf  der 
niedersten  Entwickelungsstufe  die  wichtigsten  staatlichen  Aufgaben 
zu  erfüllen  hat.  Die  Abnahme  der  Macht  der  Gemeinde  überhaupt 
erleichtert  die  Beschränkung  ihrer  Befugnisse  in  Betreff  der  Ge- 
meindemark. 

Dieses  Moment,  das  in  der  Natur  des  Menschen  liegende  Streben 
nach  möglichst  unbeschränkter  Herrschaft  im  Allgemeinen  und  nach 
Qnbehindertem,  freiem,  persönlichem  Grundbesitz  im  Besonderen,  wird 
bei  Behandlung  dieser  Frage  entweder  ganz  unberücksichtigt  ge- 
lassen, oder  wenn  auch  betont,  so  doch  nicht  seine  grosse  Trag- 
weite gehörig  gewürdigt. 

In  grosser  Ausführlichkeit  ist  dagegen  in  der  einschlagenden 
Literatur  nachgewiesen  worden,  wie  die  Nothwenäigkeit  einer 
sorgfältigeren  und  intensiveren  Bodenbestellung,  als  Folge  des  zu- 
oehmeaden  Bedarfs  an  Bodenproducten,  zu  einer  stetig  sich  ent- 
wickelnden Ausbildung  des  Privateigenthunis  am  Grund  und  Boden 
geftihrt  h^t.  Der  wechselnde  Grundbesitz  kann  sich  so  lange  erhalten, 
als  der  Boden  ganz  extensiv  bestellt,  auf  denselben  keinerlei  Arbeit 
DDd  Kapital  in  diesem  Jahr  verwandt  wird,  das  noch  dem  folgen- 
den Jahr  zu  Gute  kommt.  Steigt  aber  der  Bedarf  an  Boden- 
producten, ist  alles  jeweilig  beste  Ackerland  bereits  unter  den 
Pflag  gebracht,  so  wird  eine  sorgfältigere  Bestellung  des  Bodens 
durch  Anwendung  grösserer  Arbeits-  und  Kapitals massen  lohnend, 
deren  Wiedererstattung  erst  im  Laufe  längerer  Zeit  erfolgt.  Zu 
einer  solchen  intensiveren  Bearbeitung  des  Bodens  schreitet  der 
Mensch  aber  nur,  wenn  ihm  die  Früchte  seinei*  erhöhten  Arbeits- 
QDd  Kapitalverwendung  gesichert  sind,  und  diese  Sicherheit  wird 
ihm  geboten,  wenn  er  bleibend  im  Besitz  seiner  Landstelle  belassen 
wird.  Mit  Einführung  einer  noch  intensiveren  Bebauung  deä 
Bodem  io  Folge  weiterer  Zunahme  des  Bedarfs  an  Bodenproducten 
aller  Art,  mit    der   hieraus    sich    ergebenden  Nothwendigkeit  einer 
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Aenderang  des  gesammten  Wirthschaftssystems ,  wird  der  Mark- 
genosse in  der  Nutzung  und  Bestellung  seines  Landes  stetig  anab- 
hängiger von  der  Genossenschaft  und  seinen  Nachbaren,  bildet 
sich  der  persönliche  Grundbesitz  aus  dem  Gesammteigenthum  immer 
schärfer  aus.  Erst  gingen  die  Aecker  in,  wenn  auch  erst  vielfach 
beschränktes  Privateigenthum  über,  dann  die  Wiesen.  Die  gemein- 
samen wilden  Weiden,  früher  eine  ökonomische  Nothwendigkeit, 
werden  mit  Zunahme  des  Werths  des  Grund  und  Bodens  zu  einer 
Vergeudung  von  Bodenkräften,  auch  dieses  Land  wird  bleibend  ge- 
theilt  zur  Erleichterung  einer  intensiveren  Bestellung.  Auch  der 
Flurzwang  wird  allmälig  zu  einer  drückenden  ökonomischen 
Fessel,  und  auch  diese  Beschränkung  (mit  Arrondirung  der 
Acker  etc.)  fällt. 

2.  Besteht  Gemeindebesitz  am  bäuerlichen  Grund  and 
Boden  in  Russland  seit  Alters  oder  verdankt  diese  Grund- 
besitzform etat  staatlichen  Massnahmen  neueren  Datams, 
der  Einführung  der  SchoUenpflichtigkeit  und  der  Kopf- 
steuer, ihren  Ursprung?  Diese  für  die  wissenschaftliche  Er- 
kenntniss  der  inneren  Entwickelung  der  russischen  Staatsbildung 
wesentliche  Frage  ist  ungeachtet  mehrfacher  Untersuchungen  als 
nur  zum  Theil  gelöst  zu  betrachten.  Die  unserer  Zeit  erhaltenen 
historischen  Denkmäler  bieten  nur  spärliche  Ausbeute,  die  Sichtung 
und  Verarbeitung  auch  dieses  geringen  Materials  ist  noch  keine 
vollständige. 

Es  ist  bekanntlich  das  Verdienst  des  Freiherrn  August  v.  Haxt- 
hausen  («Studien  über  die  inneren  Zustände,  das  Volksleben  und 
insbesondere  die  ländlichen  Einrichtungen  Russlands.*'  3  Bände. 
Hannover  1848 — 1852,  das  Resultat  seiner  Reise  durch  Russland 
im  Jahre  1843),  zuerst  auf  die  Bedeutung  hingewiesen  zu  haben, 
die  die  eigenthümlich  gestalteten  Grundbesitzverhältnisse  in  einem 
grossen  Theile  des  russischen  Reichs  auf  die  sociale  und  ökono- 
mische Gestaltung  des  Volks-  und  Staatsleben  ausübt.  *)  Auf  diese 
„Entdeckung^,  erst  nur  in  engen  Kreisen  aufstrebender  Männer  und 
Geschichtsfreunde  beachtet  und  mit  Wärme  aufgenommen,  ward  die 
allgemeine  Aufmerksamkeit  erst  durch  eine  literarische  Fehde  im 
Jahre  1856  gerichtet,  die  durch  die  Zeitumstände   begünstigt,  den 


*)  Usber  den  Einfluss  von  Haxthausens  Forschungen  auf  die  Parteien  in 
Rassland  findet  der  deutsche  Leser  bei  J.  Eckardt:  „Baltische  und  russische 
Gulturstudien  aus  Kwei  Jahrhunderten.**  Leipzig  1869.  Artikel:  „Der  russische 
Gemeindebesits",  pag.  480—515. 
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Anstoss  zu  neuen  Untersuchungen  dieser  Frage  führte.  Das  auf 
die  Tagesordnung  gesetzte  Project  der  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft erhob  sie  zu  einer  practisch  -  politischen  Bedeutung  ersten 
Ranges.  Soll  der  Gemeindebesitz  mit  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft beibehalten  oder  als  Ueberbleibsel  der  niedersten  Wirth- 
schaftsstufe  und  als  Hemmschuh  der  ökonomischen  und  socialen 
EDtwickelung  des  Bauerstandes  aufgehoben  werden,  —  bildete  den 
Schlachtruf  der  in  zwei  grosse  Heerlager  getheilten  Parteien,  die 
Mcb ,  unterstützt  durch  die  regste  Theilnahme  des  Publikums,  auf 
das  Leidenschaftlichste  bekämpften.  Dieser  Kampf  giebt  der  ganzen 
seit  1856  schnell  aufblühenden  journalistischen  Thätigkeit  das 
Gepräge. 

In  jener  Fehde  im  Jahre  1856  handelte  es  sich  übrigens  nicht 
so  sehr  um  den  Gemeindebesitz,  als  vielmehr  um  die  Bedeutung, 
die  die  Gemeinde  überhaupt  im  Organismus  der  russischen  Staats- 
bildung eingenommen  hat.  Den  Anstoss  zu  dem  so  lawinenartig 
anwachsenden  literarischen  Streit  bot  ein  Artikel  des  Professor 
B.  Tschitscherin  über  die  geschichtliche  Entwickelung  der  länd- 
lichen Gemeinde  in  Russland,  in  der  Zeitschrift  „Russki  Westnik*',') 
in  welchem  der  Verfasser  zu  dem  Schlass  gelangt,  dass  mit  dem 
Auftreten  der  Waräger  und  der  Entwickelung  der  fürstlichen  Ge- 
walt die  freie,  patriarchalische  Gemeinde  verschwindet  und  in  der 
Geschichte  keine  weitere  Spur  hinterlässt.  ^)     Kraft  des  Rechts   der 


*)  »OÖaopT»  aeropBHecKaro  paasHTia  cejbCRoll  oöii^hbu  bii  PoccIh"  im 
,Pyccsiil  BtCTBHK'b*',  1856,  Heft  3,  pag.  373-396  und  Heft  4,  pag.  579-602. 
Vergleiche  Tschitscherins  Hauptwerk:  ,,06jiacTHUfl  y^pes^CRifl  Poccia  bi»  XVII. 
BtK'6,  Moskau  1856. 

0  In  Betreff  der  Streitfrage  über  die  Entstehung  und  die  Basis  der  russi- 
sehen  Gemeinde  siehe  folgende  Werke:  Joh.  Ph.  G.  Ewers:  „Das  älteste  Recht 
der  Rassen  in  seiner  geschichtlichen  Entwickelung",  Dorpat  and  Hamburg  1826, 
pag.  17,  18,  48,  262—264  (über  die  patriarchalische  Haushaltung  bei  den  Slo- 
veuen),  289—290  and  a.  a  St.,  vertritt  die  Aneicht,  dass  bei  den  alten  Slaven 
iiiles  Habe  im  Eigenthum  des  Stammes  als  der  erweiterten  Familie  sich  be- 
fanden habe.  Ebenso  A.  y.  Reutz:  »Versuch  über  die  geschichtliche  Ausbildung 
der  rassischen  Staats-  und  Rechtsverfassung^,  Mitau  1829,  pag.  17,  78—82 
u.  a.  a.  St.,  führt  besonders  aus,  wie  das  Grnndeigenthum  sich  im  Eigenthum 
d«  Stammes,  des  Geschlechts  erhalten  habe.  Ebenso  P.  Schafarik:  „Slavische 
Alterthümer"  (Deatsch  ron  M.  y.  Aehrenfeld,  herausgegeben  von  H.  Wuttke) 
Leipzig  1843  etc..  Band  I,  538,  Bd.  II,  51  etc.  u.  a.  a.  St.  J.  Palacky :  „Geschichte 
TOB  Böhmea%  Prag,  Bd.  I  1836,  pag.  67  etc.,  168  etc.  u.  a.  a.  St.  Die  Historiker 
S.  Ssolowjew  (in  seiner  umfassenden  Geschichte  Rasslands,  Bd.  I,  4.  Aufl.,  1866, 
ptg.  62  etc.  and  a.  a.  S.)  und  Tschitscherin  sind  gleichfalls  der  Ansicht,  dass 
in  Rasaland  zuerst  das  auf  Blutyerwandtschaft  beruhende  Geschlecht  geherrscht 
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BroberuDg  und  durch  Kauf  setzten  sich  die  Ffirsten  und  ihre  Ge- 
folgschaften (die  Drushina)  in  das  Eigenthum  des  den  Gemeindeo 
gehörenden  „schwarzen  Landes*^  (im  Gegensatz  zum  „weissen  Lande^, 
das  den  Fürsten,  dem  Dienstadel  und  der  Kirche  zum  freien  EigeD- 
thum  gehörte).  Das  „schwarze  Land^  verblieb  gewöhnlich  in  der 
Nutzung  der  früheren  freien  Gemeinde,  wofür  sie  jedoch  Steuern 
und  andere  Leistungen  zu  entrichten  hatte.  Die  Gemeinde  war 
jetzt  nicht  mehr  eine  auf  Gemeinsamkeit  des  Blutes  beruhende 
Gemeinschaft  wie  früher,  da  ein  Jeder  in  dieselbe  treten  konnte, 
der  sich  einen  Theil  des  „schwarzen  Landes**  kaufte,  jedoch  auch 
keine  ständische  wie  in  der  Folgezeit,  sondern  eine  rein  territo- 
riale: das  Land  war  die  Grundlage  der  steuerpflichtigen  Gemeinde. 
Ihre  Bedeutung  beruhte  auf  der  Entrichtung  der  Steuern,  die  auf 
das  gesaromte  Gemeindeland  auferlegt  waren;  hierin  allein  lag  die 
Einheit  der  Gemeinde,  und  hierdurch  erlangte  sie  den  Charakter 
einer  solchen,  die  einzelnen  Personen  hatten  sonst  nichts  gemein 
mit  einander.  Sowie  der  Käufer  eines  Landstückes  vom  „schwarzen 
Lande**  —  aus  den  Dienstleuten  oder  der  Geistlichkeit  —  Befreiung 
von  den  Steuern  und  Lasten  erlangte,  schied  er  aus  dem  Steuer- 
verband. Hierdurch  entstanden  in  der  Gemeinde  Grundbesitzer,  die 
durch   keinerlei   Band    mit  ihr   verknüpft   waren.     Da   die   Steuern 


habe.  Dagegen  erklärt  K.  Aksakow  («0  AP^BHeii'b  ÖUTib  y  cjiaBflHi»  B0o6oqe  h 
y  PyccRHX'b  ET».  ocoGeHHOCTH*'  in  der  Zeitschrift  „MocKOSCEift  G6opHHxi>",  1862, 
pag.  51 — 139,  sowie  »0  cocTOflHiH  SpecTbHH'b  bi  ApeeHett  Poccin**  in  seinen  ge- 
sammelten Werken,  Bd.  I,  mir  nicht  Torliegend),  dass  das  Geschlecht  dem  alten 
Rassland  anbekannt  war,  pcAi»  bezeichnet  nicht  das  Geschlecht,  sondern  die 
Familie,  die  Familien  thaten  sich  zusammen  und  bildeten  auf  diese  Art  Ge- 
meinden (oßn^neu),  der  charakteristische  Typus  der  allrussischen  gesellschaft- 
Hehen  Orgsnisation  ist  die  demokratische  Gemeinde.  AulT  demselben  Standpunkt 
steht  Kostomarow.  Eine  vermittelnde  Stellung  nehmen  R.  Kawelin  (Co^BBeHifi 
RaBejiRHa,  Bd.  I,  pag.  324—327,  und  B3rjiJfAi>  na  lopuAR^ecRitt  6uti>  xpesHeit  Poc- 
ciH  in  dttn  OreHecTBeBBUR  sanHCRit  Im  Juliheft  1872)  und  Turin  (TiopHBi»:  06- 
a^ecTBeHHUJt  sBSBb  H  seMCKiH  OTBomeniR  bt»  Apeanett  PycR,  1850,  päjg[.  8,  59—65) 
ein.  A.  Nikitski  (TeopiJi  pOAOBoro  Gura  Bi»  Apeauett  PycB  in  der  Zeitschrift 
„BtCTBBRT»  Enponu^,  1870,  Bd.  YIII,  pag.  425—467);  Wie  bei  den  indoeuropäi- 
schen Tdlkem  tlberhanpt,  so  schloss  auch  bei  den  slavischen  Völkern  im  Beson- 
deren das  Geschlecht  neben  den  durch  Blutbande  verbundenen  Personen  auch 
noch  andere  in  sich,  daraus  entstand  das  Active  oder  politische  Gescblbcht,  wo- 
nach einerseits  das  Geschlecht  kein  natürliches,  sondekn  ein  fictives,  andererseits 
die  Gemeinde  nicht  eine  rein  politische,  territoriale,  sondern  auch  eine  Ge- 
sehlechtsgemeinde  war.  Diesen  Gedanken  hatte  schon  vorher  J.  Engelmann: 
„O  npioGp^TenlH  npasa  coOcTBeBHOcrn  ua  aeviio  no  pyccxOMy  npaäy*,  1859  (pag. 
96)  Ansdrack  gegeben. 
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and  Lasten  nioht  auf  den  einzelnen  Personen,  sondern  auf  der 
ganzen  Gemeinde  rnhten,  bo  suchte  diese  zur  Besetzung  von  durch 
Wegzug  oder  unbeerbten  Todesfall  freigewordenen  Höfen,  sowie 
auch  zar  Bearbeitung  noch  unbebauten  Landes  neue  Ansiedler  her* 
anzuziehen,  die  für  die  Nutzung  des  Landes  den  entsprechenden 
Theil  der  auf  der  Gesammtheit  ruhenden  Lasten  zu  übernehmen 
hatten.  Bin  Jeder  hatte  das  uneingeschränkte  Recht  zur  Verpach- 
tung, Verpfändung,  Vererbung,  Theilung  und  Veränsserung  seines 
Hofes.  Auf  die  Umlegung  und  Beitreibung  der  Steuern  und  Laaten, 
sowie  auf  die  Besetzung  von  freien  Höfen  und  unbenutztem  Lande 
war  die  Macht  der  Gemeinde  und  ihrer  Vertreter,  des  Ael testen 
and  Hundertm&nuer,  beschränkt;  die  übrige  Verwaltung,  die  sich 
übrigens  fast  nur  auf  Rechtsprechung  bezog,  lag  in  Händen  von 
gförstlicben  Dienern^.  Besonders  seit  der  Ausbildung  des  moskau- 
schen  Orossfürstenthums  verschwinden  allmälig  diese  Gemeinden 
(MepBUfl  bojiocth):  zur  Dotirung  von  .Dienstleuten  wird  „schwarzes 
Land*  in  steigendem  Umfang  als  Dienstgut  verliehen,  zum  Unterhalt  des 
grossfürstL  Hofes  wird  ,|8chwarze6  Land**  zu  fürstlichem  umgewandelt. 
Mit  der  Einführung  der  Schollenpflichtigkeit  —  zur  Sicherstellung  der 
staatlichen  und  gutsherrlichen  Einnahmequelle  —  und  der  Aus- 
bildung der  Leibeigenschaft  wird  die  ländliche  Gemeinde  zu  einer 
ständischen  und,  da  alles  Land  allmälig  in  die  Hände  des  Gross- 
filrsten,  der  Kirche  und  der  Dienstleute  (Gutsbesitzer)  übergegangen 
war,  zu  einer  gutsherrlichen.  Die  alte  freie  Gemeinde  erhielt  sich 
nur  im  Norden  Russlands  —  die  sogen.  Sehwar^pflüglinge  («lepRO- 
comHue  BpecTbaae)  —  ,  wo  wogen  der  grossen  Entfernung  vom 
Centnaoi  der  Staat  nicht  so  energisch  eingreifen  konnte.  Das  Um- 
sichgreifen der  gntsherrlichen  Elemente  also  und  das  nomadenhaite 
Hin-  und  Herziehen  der  Bevölkerung  liatten  die  alten  Beziehungen 
voilatändig  umgewandelt.  Sowie  Glieder  der  Geschlechtsgemeinde 
sich  von  derselben  lösten  und  ein  nomadenhaftes  Leben  zu  führen 
begannen,  entwickelte  sich  in  den  Gemeinden  persönlioher  Grund- 
besitz  und  freier  Vertrag  in  Betreff  der  Uebernahme  von  Land- 
stellen. Die  neue  Gemeinde  bat  sich  nicht  naturwüchsig  aus  sich 
entwickelt,  iat  keine  durch  freie  Vereinbarung  zu  Stande  gekommene 
Genocseneohaft,  sondern  ist  durch  dde  Regierung  unter  unmUtel- 
barem  Einfiusa  staatlicher  Grundsätze  organisirt:  durch  Massnahmen 
and  Anordpungen  der  Regierung  sind  die  grundbesitzlicben  Vertiält- 
oisse  der  Gemeinden,  ihr  bürgerliches  und  wirthschaftliches  Leben 
und  die  innere  Verwaltung  geschaffen  und  geregelt.  Alles  dieses 
sind  irelatiy  nene  Institutionen  (besondßrs  seit  dem  IQ.  Jahrhundert), 
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die  ihre  allendliche  Ausbildung  erst  im  letzten  Viertel  des  18.  Jahr- 
hunderts zugleich  mit  den  anderen  provinziellen  Institutionen  ge- 
funden haben.  Die  jetzige  russische  Gemeinde  ist  durchaus  nicht 
der  der  anderen  slavischen  Stämme  gleichzustellen,  die  sich  ihren 
ursprünglichen  Charakter  durch  die  historischen  Umwälzungen  hin- 
durch erhalten  hat.  Sie  hat  ihre  Eigenthürolichkeiten,  doch  diese 
entstehen  aus  der  russischen  Geschichte,  die  durchaus  keine  Aehn- 
lichkeit  mit  der  Geschichte  der  westlichen  slavischen  Stämme  hat. 
Sie  hat  sich  auf  derselben  Grundlage  entwickelt,  auf  welcher  sich 
das  gesammte  gesellschaftliche  und  staatliehe  Leben  Russlands  aus- 
gebildet hat.  Aus  der  Geschlechtsgemeinde  wurde  sie  eine  guts- 
herrliche und  eine  staatliche.  Die  mittelalterliche  Gemeindeorgani- 
sation hat  nichts  Gemeinsames  mit  der  jetzigen.  Damals  bestand 
kein  Gemeindebesitz,  keine  Beschränkungen  des  Erbrechts  ihrer 
einzelnen  Glieder,  keine  Umtheilung  des  Landes,  keine  Beschrän- 
kung des  Rechts  zum  Uebergang  an  einen  anderen  Ort,  keine  Ver- 
einigung der  Ackerbauer  zu  grossen  Dörfern,  kein  eigenes  Gericht 
und  Verwaltung,  keine  Gemeindepolizei,  keine  wirthschaftlichen 
Gemeindeinstitutionen;  die  Gemeinde  beschränkte  sich  auf  die  Samm- 
lung der  Steuern  und  auf  die  Leistung  der  Prästanden  an  den  Grund- 
herrn, mochte  derselbe  der  Fürst,  die  Kirche  oder  der  Bojar  etc.  sein, 
ihre  Bedeutung  war  eine  rein  gutsherrliche  und  fiskalische;  ihre 
jetzige  Organisation  ist  aus  den  ständischen  Verpflichtungen,  die 
seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  auf  die  Ackerbauer  auferlegt 
wurden,  und  insbesondere  durch  die  Einführung  der  Schollenpflicb- 
tigkeit  und  der  Kopfsteuer  (an  Stelle  der  früheren  Grundsteuer) 
entstanden.  Da  nämlich  die  Abgaben  von  der  Person  erhoben 
wurden,  so  war  es  natürlich,  dass  jede  Person  ein  bestimmtes  Stück 
Land  erhalten  musste,  vermittelst  dessen  sie  die  Lasten  tragen 
konnte,  und  da  die  Steuer  für  Alle  die  gleiche  war,  so  mussten 
auch  die  Landantheile  gleich  sein.  Mit  Zunahme  der  Bevölkerung 
in  der  Gemeinde  musste  bei  der  Unmöglichkeit  des  Wegzuges  un- 
vermeidlich eine  Ungleichheit  entstehen  und  —  um  die  ursprüng- 
liche normale  Beziehung  wiederherzustellen  —  war  eine  Umthei- 
lung des  Landes  noth wendig:  solches  war  leicht  auszuführen,  da 
das  Land  entweder  dem  Staat,  der  Kirche  oder  einer  Privatperson 
gehörte,  die  Bauern  nur  zeitweilige  Nutzniesser  desselben  und 
im  Interesse  des  Staats  an  dasselbe  gebunden  waren.  Hiermit 
musste  zugleich  auch  das  zerstreute  Wohnen  der  Bevölkerung  in 
kleinen  Dörfern  und  auf  einzelnen  Höfen,  wie  es  im  alten  Russ- 
land üblich  war,  sein  Ende  finden.     Die  einzelnen  Bauern  wurden 
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zu  dem  grössten  Dorf  (cejio)  angesohrieben ,  welches  das  dazu  ge- 
hörige Land  unter  seine  Glieder  derart  Ycrtheilte,  dass  einem  Jeden 
die  Mittel  zum  Tragen  der  Steuern  geboten  wurden;  die  Bewohner 
einer  Wolost  thaten  sich  in  das  centrale  Dorf  (cejio)  zusammen 
QDd  bildeten  eine  Gemeinde  (oCmnHa).  Von  dieser  Zeit  an  finden 
wir  erst  in  Russland  grössere  Dörfer,  umgeben  von  weitausgedehnten 
Feldern.  —  Selbstverständlich  hat  sich  —  bemerkt  schliesslich 
Tschitscherin  —  diese  Entwickelung  nur  langsam  vollzogen  und 
erst  mit  dem  Ende  des  vergangenen  Jahrhunderts  ihren  vollen 
Abschluss  gefunden.  0 

Gegen  diese  Auffassung  der  Entwickelung  der  Gemeinde  in 
Russland  protestirt  Professor  J.  Belftjew  in  der  Zeitschrift  „Russ- 
kaja  Besseda^.  ^)  Die  auf  Blutsbande  beruhende  Gemeinde  sei  frei- 
lich bald  untergegangen,  schon  vor  Ankunft  der  Waräger;  als  die 
Slaven  von  der  Donau  nach  Norden  vorrückten  und  sich  am  Ilmen- 
see  etc.  ansiedelten,  trafen  sie  auf  finnische  und  lettisch  -  lithausche 
Stämme,  die  sie  in  ihre  Gemeinden  aufnahmen  und  sieh  assinii- 
lirten,  die  Waräger  fanden  schon  die  vertragsmässige  Ge- 
meinde (o6m0Ha  AoroBopHafl)  vor.  Da  die  Waräger fürsten  das 
Land  nicht  erobert  haben,  sondern  in  das  Land  berufen  waren,  so 
blieben  die  Gemeinden  im  freien  Besitz  des  Landes.  Nur  einen 
Theil  desselben  überliessen  sie  den  Fürsten,  die  dasselbe  entweder 
an  freie  Ansiedier  verpachteten  oder  durch  ihre  Sciaven  bearbeiten 
Hessen,  oder  endlich  —  jedoch  nicht  vor  dem  11.  Jahrhundert  -> 
ao  ihre  Dienstleute  als  Dienstgflter  statt  der  frtiher  üblichen  Löh- 
nung verliehen.  Der  Unterschied  von  „  weissem  Lande  ^  und 
.schwarzem^  lag  nicht  in  der  Steuerfreiheit  des  ersteren,  sondern 
darin,  dass  ersteres  persönliches,  letzteres  Gemeindeeigenthum 
bezeichnete.  Abgesehen  von  zeitweiligen  Privilegien  war  alles 
Land  besteuert,  weniv  auch  das  Gemeindeland  die  höchste  Steuer 
trag.  Dass  die  Fürsten  Land  kauften,  ist  schon  Beweis,  dass  ihnen 
nicht  alles  Land  gehörte.  Die  Gemeinden  hatten  mehr  Rechte  und 
Pflichten    in    Betreff   des    Grundbesitzes,    als    Tschitscherin    meint: 


0  TschitscberiDS  Standpunkt  ist  dem  deatschen  Lesepubliknm  nicht  nn- 
bekannt,  so  namentlich  durch  seinen  Artikel  in  Blnntschli's  Deatschem  Staats- 
wörterbneh,   Bd.  VI:    „Die  Leibeigenschaft  in  Russland^,  pag.  393^411,  und 

,llareh  H.  v.  Bistram:    „Die  rechtliche  lüatur  der  Stadt-  und  Landgemeinde**,  St. 

Petersburg,  1866,  pag   60—68. 

I  *)  aPaa6op%    co<iaHeBiH    B.   ^n^epHna:      OGsopi»    RcropHHecKaro   pasBRTifl 

Leexbexoll  oOn^iHU   Bi»  PocciH**,   in   der  Zeitsehiift  PyccxaH  Bec^xa,   1856,  Nr.  I, 

fcag.  101—146. 
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nicht  a^llein  die  Besorgang  des  Steuereintreibena  und  die  Vergebang 
v.on  leergewordeoen  LaDdsteUen,  was  auch  TschiUcherin  zugiebl, 
sondern  ausserdem  noch  die  Ver^beidigung  ihres  Landes  gegen  die 
Aneignung  desselben  Seitens-  Fremder,  sie  petitionirten  vor  dem 
Grossfürsten,  traten  vor  Gericht,  hafteten  für  ihre  Genossen  und 
hatten  überhaupt  die  Verfügung  über  ihr  Land«  Nur  der  Eigeo« 
thumsbeschränkung  scheinen  sie  unterlegen  zu  haben,  dass  sie  ihr 
I^and  nicht  ohne  besondere  Genehmigung  haben  verkaufen  köaoen. 
Dabei  haben  sie  ihre  volle  Selbstverwaltug  gehabt.  Der  Mangel 
einer  festen  Ansässigkeit,  das  Wohnen  in  kleinen  Dörfern,  ja  auf 
einzelnen  Höfen  sind  nur  äussere  Unterschiede  gegen  die  spätere 
Zeit  Das  innere  Leben  ist  dasselbe  geblieben ;  der  russische  Geist 
kennt  kein  Leben  ausserhalb  der  Gemeinde;  in  alten  Zeiten  be« 
stand  dieselbe  Gemeindevertretung  wie  heute.  Die  Aeltcsten,  die 
Hundertmänner  etc*  hielten,  wie  heute,  die  öffentliche  Ordnung  auf- 
recht, vertraten  die  Gemeinde  vor  Gericht,  alle  Umlagen  von 
Steuern  und  Leistungen  wurden^  wie  heute^  nach  allgemeiner  Be« 
rathung  der  Glieder  der, Gemeinde  gemacht;  die  Gemeinde  verfügte 
über  das  Land  und  vertheilte  dasselbe  je  nach  Erforderniss  an  ihre 
Mitglieder:  denen,  die  mehr  Land  bebauen  und  mehr  Steuern  be- 
zahlen konnten,  gab  sie  mehr  Land,  anderen,  weniger,  wie  aus 
zahlreichen  Acten  des  16,  Jahrhunderts  ersichtlich  ist.  Die  freie 
Verfügung  der  Bauern  über  ihr  Land,  wie  Tschitscherin  sie  schil- 
dert, bezieht  sich  auf  das  im  persönlichen  Eigenthum  befindliche, 
nicht  auf  Gemeindeland.  Seit. Alters  bestand  nämlich  neben  dem 
Gemein  deeigen  thum  auch  persönliches  Eigenthum  an  Grund 
und  Boden  (B0T4HHUufl  sciub).  In  einem  Theil  Russlands  war 
persönliches  Grundeigenthum  .vorherrschend:  im  Gebiet  der  nörd* 
liehen  Dilna,  welche  Grundbesitzform  sich  bis  auf  die  jüngste  Zeit 
erhalten  hat,  constatirt  und  bestätigt  durch  ,den  Senatsbefehl  vom 
8,  März  1753.  Diese  Eigenthümlichkeit  dieses  einen  Landestheilea 
kann  nicht  auf  das  ganze  Russland  als  alleinherrscbende  Grundbesitz* 
form  ausgedehnt  werden.  Die  Einführung  der  Kopfsteuer,  die  den 
Gemeindebesitz  nicht  schaffen  konnte,  da  er  bereits  bestand,  hat 
nur  einen  Einfluss  auf  die  Form  des  Gemeindebesitzes  geübt:  von 
dieser  Zeit  an  wurde  nämlich  das  Land  pro  Seele  gethellt,  während 
die  frühere  Vertheiluog,  rationeller  als  die  jetzige,  den  Mitteln 
und  Kräften  der  einzelnen  bäueplicben  Wirthe  entsprach. 0 

0  Auf  diesen  Artikel  erwiedert  Tsokitsoherin :  Eiqe  o  cejaesoi  o6a|HRt*, 
im  Pyccritt  BtcTHin»,   Heft  12,  pag.  773-*794y  und  Heft  13,   pag.   ]a9— 166,  < 
worauf  BelSjew  in  der  PyccRai  Becft^a,  Bd.  II,  114—141,  replieirt,  in  demselben:, 
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Der  bekannte  Historiker  Professor  Ssergei  Ssolowjew  0  tritt  in 
den  Streit  ein,  sein  Standpunkt  ist  ein  vertqittelnder.  Mit  sarkasti* 
sehen  Benierkungen  gegen  Beläjew  und  dessen  Partei  wegen  ihres 
Fahndens  nach  „ursprünglich  Russischem^  verurtheilt  er  seine  Art 
der  Kritik,  stimmt  ihm  jedoch  darin  bei,  dass  die  Gemeinde  eine 
grössere  Selbstständigkeit  und  Machtbefugnisse  als  Tschi* 
tscberin  meint,  gehabt  und  sich  auf  Grund  der  alten  Gemeinde* 
Verfassung  erhalten  hat,  mit,  Tschitscherin  ist  er  aber  der  An- 
sicht, dass  erst  durch  die  Gesetzgebung  die  Gemeindeverfassung 
sich  ausgebildet  bat.  Die  Behauptung  Tschitscherins,  alles  Land 
sei  in  das  Eigenthum  der  Fürsten  übergangen,  beschränkt  er  auf 
das  in  späteren  Jahrhunderten  eroberte  Land,  besonders  im  Nord- 
osten. Schliesslich  tritt  er  unumwunden  für  die  Existenz  des  Ge- 
meindebesitzes im  alten  Russland  ein. 

Dass  dieser  bedeutendste,  durch  Besonnenheit  und  Nüchternheit 
in  seinen  Forschungen  ausgezeichpete  Historik<^r  für  das.  Bestien 
des  Gemeindebesitzes  im  alten  Russland  in  die  Schranken  tritt,  ist 
in  der  ausserrussischen  Literatur  unbeachtet  geblieben:  auf  Tschi- 
tscherin gesttitzt,  herrscht  in  Deutschland  die  entgegengesetzte  An- 
sicht,  nur  ganz  vereinzelt  stehen  die  Stimmen,  die  den  Gemeinde- 
besitz nicht  als  Resultat  der  Einführung  der  Schollenpflichtigkeit 
and  Kopfsteuer  betrachten.^) 


Band  (pag.  91—114)  bei  Besprechang  des  Werkes:.  ,|0  BjrlauiH  oön^ecTBeBRaro 
eocTOJiBifl  «racTHiaxi»  Äntji»  Ha  npaso  noseitejibHOü  hxi>  coÖCTseBBOCTn  no  HanajaMi» 
xpesHaro  poeciilcKaro  saROHOAarejibCTBa**,  von  Gladkow,  kommt  er  noch  auf  die 
Frage  des  Gemeindebesitzes  zurück.  Gegen  Tscbitscherin  u.  A.  auch  A.  ClkBep- 
nohThi  CejibCRaa  oön^aHa  B'i>  Poccia  r.  ?R?epiiHa  in  der  Zeitschrift  CoBpeMeHHHR'^, 
1556.,  Kr.  11,  pag.  1— 26.  üf  Krülow  in  der  PyccRaa  Bec-bAa  1857,  Bd.  I,  pag. 
25 — 103,  6d.  II,  89 — 166  (eine  bei  einer  öfTentlichen  Disputation  an  der  Mos- 
kauer Üniversit&t  gehaltene  Rede),  J.  Sbamarin  in  derselben  Zeitschrift  lb57, 
Bd.  I,  103—118,  H.  Kp....Ba  (anonym)  Band  III,  46—87,  Bd.  IV,  54-^114.  Er- 
wiederung Tschitscherins  im  Pyccinä  B^cthrrT},  1857,  Heft  16  u.  17. 

*)  „CaopT>  o  cejibCRofi  oGu^hb^"  in  der  Zeitschrift  PyccRifl  B^bcTunai»,  Heft  22, 
pag.  285—304,  einen  Kachtrag  zu  diesem  Artikel  im  Heft  24,  pag.  192—196. 
Eine  Erwiderung  Beläjews  auf  Ssolowjew  findet  sich  in  der  PyccRaa  BecbA^) 
Bd.  IV,  pag.  115 — 125.  —  Ein  interessanter  Artikel  Ssolowjews  über  die  nationale 
Strömung:  HcropaHecRia  nacbiia,  PvccRitt  BtCTHBR'b,  1858,  Heft  5,  pag.  5 — 28. 

*)  J.  Eckard t  geht  in  dem  eitirten  Artikel  nicht  auf  den  Ursprung  des 
rusaisehen  Gemeindebesitzes  ein,  bemerkt  nur,  „dass  der  ungetheilte  Besitz  der 
Dorfmark  und  die  periodische  Vertheilung  desselben,  ein  specifi&ch  bäurischer 
Gebraueh  gewesen,  der  in  der  nomadischen  Zeit  nicht  nur  bei  den  Slawen,  son- 
dern auch  bei  vielen  anderen  Völkern  vorkam,  sich  Dank  dem  nomadenhaften 
Charaetar  der  rassisch -slavischen  St&mme,  bei  diesen  aber  länger  erhalten  hat. 
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Aus  den  in  dieser  Polemik  von  Beläjew,  Ssolowjew  a.  A., 
sowie  auch  nachher  mitgetheilten  Urkunden  ergiebt  es  sich  ganz 
unzweideutig,  dass  vor  dem  17.  Jahrhundert  die  Gemeinde  gewisse 
Rechte  über  das  Gemeindeland  ausübte  und  u.  A.  durch  ihre  Anord- 
nung Umtheilungen  des  in  der  Nutzunz  ihrer  Genossen  befindlichen 
Landes  stattfanden.  Belege  hierfür  findet  der  Leser  im  Verlauf 
dieser  Untersuchung.  In  der  neueren  russischen  Literatur  ist  dem- 
nach auch  ganz  allgemein  anerkannt,  dass  Gemeindebesitz  bereits 
im  alten  Russland  bestanden  hat. 

Ist  diese  Frage  auch  als  gelöst  zu  betrachten,  so  handelt  es  sich 
noch  um  die  nicht  weniger  wichtige  Frage,  in  welcher  Gestalt 
tritt  uns  der  Gemeindebesitz  im  alten  Russland  entgegen  und  worin 
unterscheidet  sie  sich  von  der  heute  bestehenden?  Ist  der  Unter- 
schied nur  unwesentlich,    ein   nur  äusserer  oder  ein  wesentlicher? 

IL    Zur  Geschichte  des  bäuerlichen  Grundbesitzes. 

1.  Zum  vollen  Verständniss  der  Gestaltung  undEntwicke- 
lung  des  Gemeindebesitzes  erscheint  ein  kurzer  Blick  auf  die 
Occupation  und  Colonisation  des  russischen  Landes  geboten.  ') 

als  sonst  irgendwo.*  Auffallend  ist,  dass  N.  v.  Bistram  in  seiner  fleissigen 
Schrift:  „Ueber  die  rechtliche  Katar  der  Stadt-  nnd  Landgemeinde**,  pag.  60 — 63, 
sich  einfach  auf  Tscbitscherin  stützt  and  die  Entgegnungen,  die  positive  fieweise 
enthalten,  gar  keiner  Beachtung  würdigt.  Dasselbe  gilt  7on  D.  K.  Schedo-Ferroti 
(Baron  Firks),  Stades  sur  Tavenir  de  la  Russie,  X  ^tade:  La  patrimoine  du 
peuple,  Berlin  1868,  pag.  2  etc.,  wodurch  dem  Werth  seiner  Schrift,  den  wir 
in  Betreff  seines  Projects  zur  Organisation  des  rassischen  Gemeindebesitzes 
sehr  hoch  schätzen,  nicht  zu  nahe  getreten  werden  soll  Selbst  die  oben 
angegebenen  Rechte  der  Gemeinde  über  das  Land,  die  Tscbitscherin  einräumt, 
werden  nicht  berücksichtigt.  Andererseits  hat  sieb  Haxthausen  selbst  darch  die 
historischen  üntersachangen  derjenigen  Forscher,  die  für  die  Naturwüchsigkeit 
des  russischen  Gemeindebesitzes  eingetreten  sind,  nicht  belehren  lassen  über  die 
Gestaltung  der  Grandbesitzverhältnisse  and  des  russischen  Staatswesens,  and  ist 
bei  seinen  vorgefassten  Lieblingsideen  geblieben,  wie  es  sich  aus  seinem  zweiten 
grösseren  Werk  über  Russland:  „Die  ländliche  Verfassung  Rasslands**,  Leipzig 
1866,  pag.  12  etc.  ergiebt.  Dass  die  jetzige  Form  des  Gemeindebesitzes  die 
ursprüngliche  ist,  dieser  Ansicht  ist  —  aaf  Haxthausen  sich  stützend  —  auch 
Professor  Helferich  in  seinem  Zasatz  zu  Kawelins  Artikel:  „Einiges  Über  die 
russische  Dorfgemeinde"  in  der  Tübinger  Zeitschrift  fiir  ges.  Staats  Wissenschaft^ 
Bd.  20. 

0  lieber  die  historische  Entwickelang  des  Verhältnisses  der  bäuerlichen 
BevÖlkerang  zum  Grand  und  Boden,  neben  den  allgemeinen  historischen  Werken, 
siehe  noch  folgende:  B.  JlemROBii:  Pjecsiä  HapoAi»  h  Focy^apcrao,  acTopiH 
pyccRaro  oGn^ecTBeaHaro  npaaa  xo  XVIII.  Bfisa,  Moskau  1858.  Derselbe  Verfasser : 
06n^nBHutt  Cuti»  xp^Buett  Poccia  im  JKypHaj%  HaBHCTepcTBa  Bapo^aaro  npocas- 
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Bei  Gründung  des  rassischen  Reichs  sassen  die  Ostslaven  in 
Stämme  getheilt  vom  Ilmensee  and  Wolchow  bis  an  das  Schwarze 
Meer  und  die  Earpathen.  Die  Art  des  Vordringens  nach  Norden 
und  der  Colonisation  des  Landes  bestimmte  den  Charakter  und  die 
Entwickelang  der  Orandbesitzverhältnisse.  Das  ausgedehnte  Land 
lag  bei  dünner  Bevölkerung  einem  Jeden  zur  freien  Occupalion 
offen.  0  Iq  grösserer  oder  geringerer  Genossenschaft,  ja  wohl  auch 
nur  familienweise,  wurden  Wälder  gerodet,  der  jungfräuiiohe  Boden 
aufgerissen  und  so  lange  bebaut,  als  der  Boden  bei  der  primitiv- 
sten Art  der  Bestellung  genügenden  Ertrag  abwarf.  Verringerten 
sich  die  Ernten,  so  wurde  neues  Land  in  Gultur  gezogen.  Fand 
sich  solches  zum  Ackerbau  geeignete  Land  in  der  Nähe  der  Wohn- 


o^eHlH,  Bd.  XCI,  1856,  pag.  88—158,  107-^174.    (Dieser  Artikel  ist  yollstäadig 
in  dem  erstgenannten  Werke  wiedergegeben.)    H.  6:bjfleB%:  KpecTbflee  na  Pyc«, 
ein  Werk,  das  sieh  durch  den  Jahrgang  1859  der  PyccRafl  6ec1tA<^  hindurchsieht, 
im  Jahre  1B60  als  selbsts tändiges  Werk  herausgegeben,  gekrönt  mit  der  Demi- 
dowpramie  nnd  der  des  Qrafen  üwarow.    Derselbe  Verfasser:    0  noaeifejiBBOii'b 
BJSA^HiH  Bi  MocBOBGKOM'b  Focy^apcTBli  im  BpeMeHBHiii  Hiinep.  llooi.  o6ii^ecTBa 
HCTopiB  H  xpeBHOCTeJi  FocciflcKHX'b,  Bd.  XI,  1851,  als  erläuternde  Einleitung  eii 
der  in   demselben  Bande  durch  den  Färsten  M.  A.    Obolenski  veröffentliehten 
nepeueHaa  HoBropoxcKaa  KBBra  vom  Jahre  1500.    A.  Gmbpbobi»:   BocnOMBBaBiB, 
xijciB,  Tpyxu  ■  saiiliTxa,  Hoskau  1859,  insbesondere  der  Artikel:   HcTopsHeeidi 
onepvh  sevjeaiax'ftBifl  bi»  Poccia  im  L  Bd.    K.  HeBOJiBBT»:   HcTopifl  PoccittcRBz« 
rpasx&ucRBXi  aaiOBOBi»,  St  Petersburg  1851.    0.  II.  TypHflBOBBH'b:  0  nosevejib- 
Boft  eo6eTBeBBOCTB  M  BacAl^ACTBft  B*b  xpeaaeft  PycB,  St  Petersburg  1853.    J.  En- 
gelmann:  0  opioÖpliTeBiB  npaBa  coOcTBeaBOCTa  aa  aeiUH)  no  pyecKOiiy  npasy. 
St  Pekeraborg  1859.    B.  BemaaioBii:  Kpecrbaae  soABopeaaiiie  aa  eoöcTBeaaux'b 
aemiaxi»,  im  ^ypsaii*  MaBBCTepcTaa  Focy^apCTBeaBUX«  aicyn^ecTB'b  1858,   pag. 
215 — 348.    G.  M.  ViiaBin*:   Geiboaaa  oCn^Baa  bt»  Pocda  in  der  Zeitschrift  Ore- 
«lecTBeaBHa  SanBcaa,  1863,  in  drei  Artikeln,  Bd.  149,  150  nnd  151  (hier  kommt 
der  erste  Artikel  in  Betracht).    A.  HaiaTCRitt:    Teopia  po/|OBoro  Öjutb  vb  xpea- 
aeä  PycH  im  BliCTumwb  Eaponu,  1870,  Bd.  VIU,  pag.  435—467.    H.  M.  Haxait- 
jiOBi»:    HcTopia  Pyocaaro  npaaa,   St  Petersburg  1871  (Universitätsyorlesnngen). 
Berührt   wird  jene  Frage   auch  von  H.   ApReTOBi:   npoKMmjeBaooTb   xp^BHei 
PycH,  St  Petersburg  1860.    B   Cepr^eaa^'b:   Bli<ie  a  xaasi»,  Hoskan  1867.    J.  y. 
Hagemeiater:   „Zur  Geschichte  des  Adels  und  des  Bauerstandes  in  Russland*,  in 
£rman*8  Archiv  fdr  wissenschaftliche  Kunde  Rnsslands  1842,  Bd.  II,  pag.  177— 
187,  191 — 208.  M.  H.  Bapy^aitt:   Baaoau  a  xasab,  BTors  aaci^xoBaBia  KpecT&aB- 
eiaxi»  cyxoBi»,  St  Petersburg  1874,   in  welcher  Schrift  in  knnen  Umrissen  die 
Resultate  der  EnquStecommission  über  die  Wolostgeriohte  geboten  werden,  giebt 
im  ersten  Gapitel  (pag.  17—52)  einen  Ueberblick  Über  die  Glestoltung,  besonders 
die  jadieiäre,  des  Gemeindewesens  in  Russland.  —  Diese  Frage  habe  ich  in  der 
„Rigaechen  Zeitung"*  1874,  Nr.  254,  255  u.  256:   „Zur  Geschiehte  der 
bäoerliehen  Selbstverwaltung  in  Russland**,  behandelt 

0  Die  eingehendste  Schilderung  des  ältesten  Ackerbaues  in  Ruisland,  der 
wilden  Peldgraswirthschaft  mit  h&ufig  wechselnden  WohnaitBen,  habe  ich  in 

a 
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sitze  nichts  6o  wurden  diese  verlasseD/)  was  bei  dem  geringen 
Werlii  der  leichtgebauten  Hülten  ^)  ohne  erheblichen  Verlust  be- 
werkstelligt werden  konnte,  und  neues^  freies  Land  aufgesucht,  das 
in, derselben  Weise  bearbeitet  wurde.  Bei  Zunahme  der  Bevölke- 
rung einer  Stadt,  eines  Dorfes  fanden  Aussiedelungen  in  Gemeinden 
und  in  Familien  statt.  So  entstanden  neben  den  Muttergemeinden 
T^^tergemeinden,  deren  Verband  mit  ersteren  sich  im  Laufe  der 
Zeiten  lockerte,  so  zerfiel  das  im  Eigenthum  des  Stammes  sich  be- 
findliohe  Land  in  das  der  Gemeinden  und  Einzelnen 

Es  ist  das  Verdienst  des  Professor  Leschkow,  in  eingehenderer 
Weise  ausgeführt  zu  haben,  wie  die  erste  Occupation  und  An- 
siedelung des  Landes  in  derselben  Weise  erfolgt  ist,  wie  bei 
den  germanischen  Niederlassungen:^)  was  bei  diesen  die  Mark 
war,  war  bei  jenen  die  Werw  (im  südlichen  Russland),  der  Pogost 
(im  Nowgorodschen),  die  Guba  (im  Pskowschen)*  ^)    Sie  bildet  die 


der  Zsilsefarift  der  Kaiterl.  freien  ökonemlsohen  Oeeellschafk  in  8t.  Petersburg 
(Tpyxu  Hiuiep.  Boasaro  BsoBonnecsaro  oöiqeenis)  im  Jahrgang  1866  nnter 
den  Titel:  O  seuex^JdR  b%  xpesHei  Poccis,  Bd.  I,  Lieferung  III,  166— ISS, 
Lief»  lY,  251-266,  Bd.  II,  Lief.  I,  1—14,  gefanden.  Siebe  aaeh  H.  OtponHJovb: 
lyGsoTOBeTCvBo  Apsssei  PyGa**  in  der  Zeitschrift  Oexbcsee  XesaterBo  n  Jlftcosox- 
CTBO  (Journal  des  Hlniilsriums  der  Reiehsdomanen)  im  Aprilheft  1671. 

<)  Belijew:  KpecTbHHe  sa  Pjcn  in  der  Eyceiax  Beeft^a,  1869,  Bd.  I,  pag. 
33  eto,    A.  Oiivpsosii  1.  o.,  pag.  70  etc.,  A.  HsKsrcKitt  1.  e.  pag.  431. 

>)  BestuBchew-Ramin:  Qesehichte  Rasslands,  ins  Dentoohe  Übertragen  von 
Th«  Sch&emann,  Hitau  1675,  Bd.  I,  pag.  41  etc.,  A.  Hnsreiift  1.  e.  pag.  431. 

3)  PyooKii  HapoxT»  ■  Focyjiapcno,  pag.  69-^71,  112-141.  TsehHseherin 
findet  in  seiner  eben  erwfthnten  Schrift:  »OCsopi»  ncTOps^iecKaro  passsTia  eeib- 
c«oi  o6n<wni  ni»  PooeiH  anch,  dass  die  Wolost,  der  Üeberbleibsel  des  ersten 
geaeinsaaien  Lebens,  der  germanischen  Merk  entspraoh,  ohne  jedoch  den  Ge- 
danken weiter  aa  verfolgen. 

*)  In  der  Beseiehnang  der  altrassiscben  Ifarkgenosiensehaft  besteht  keine 
Uebereinatimmttng.  W&hrend  Leichkow  den  Ausdraek  sepsb  als  den  typischen 
dorehgehend  in  seinsm  Werk  gebraaobt,  dabei  aber  auch  sogiebt,  dass  im 
Vowgorodseben  die  BsMicbnung  Pogost,  im  Psko wachen  Onba  Üblich  war, 
halten  Bestnsehew-Rattiin  (1.  e.  Bd.  I,  pag.  81,  33,  34),  Jeflmenko  (H>pnx*'<eeKie 
saann  isa  JBypaaji'b  MaBnerspcma  Bapcj^Bare  npocasn^eBis,  1874,  Band  176,  pag. 
211)  nnd  Andere  die  Werw,  wie  bei  den  Serbon  die  Sadruga,  für  die  Familien- 
gemeinde^  die  Basis  der  gesellschaftlichen  £ntwickelnng  des  rnssisehen  Volkes, 
die  Vereinigang  mehrerer  solcher  Gemeinden  aber  fUhrte  su  einer  Wolost,  einem 
Pcigest  Beliyew  (O  noeeneuibHOH'b  BJax%sin  ni»  MoeKoacaoM'b  roeyxapcrrft  im 
BpeMeannra  1651^  pag.  44):  die  Wolost  erklürt  er  fftr  eine  administrative  Initi- 
totioB^  ihr  habe  keine  territoriale  Basis  noch  die  eines  gemeinsamen  Gesehleebis 
an  Grande  gelegen.  Ihm  gUt  die  oCn^inia,  die  Gemeinde,  die  gewShnlich  aus 
einem  Banptdorf  (oejo)  nnd  dnaelnen  Ansiedelangen  bestand  (pag.  41),  als  die 
Basis  der  staatlidien  BOdang.    fibenso  S.  Ssolowjew:   Heropia  Poecin  c«  xpea- 
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erste  staatliche  und  bQrgerliohe  Genossenschaft,  in  ihr  war  die  ge* 
sammte  öffentliche  Oewalt  vereinigt.  Durch  ihre  Organe,  die 
Aeltesten,  Tansendmänner,  Hundertm&nner  etc.  wurde  Recht  ge<- 
Bprochen,  Sicherheit  und  Ordnung  aufrecht  erhalten  und  die  Ver- 
waltung der  Angelegenheiten  der  Genossenschaft  besorgt;  in  wich- 
tigen Fällen  fanden  allgemeine  Versammlungen  aller  Genosses 
statt.  Das  von  der  Markgenossenschaft,  wenn  un«  der  deutsche 
Ausdruck  gestattet  ist,  eingenommene  Land  befand  sioh  in  ihrem 
Gesammteigenthum;  sie  vertheilte  das  Land  an  ihre  Glieder  und 
bestimmte  die  Art  der  Nutzung.  Mit  Zunahme  der  Beyölkemog 
und  Bildung  neuer  Ansiedelungen  vermehrte  sich  die  Zahl  der  zn 
ibr  gehörenden  Höfe.  —  Mit  Berufung  der  War&gerfürsten  und  der 
Ausbildung  der  fürstlichen  Macht  musste  der  Einfluss  und  die  Be- 
deutung der  alten  Mark  sinken:  einerseits  durch  Abnahme  der 
Summe  ihrer  Befugnisse^  von  denen  ein  Theil  auf  die  staatliche 
Oewalt  fiberging,  andererseits  durch  räumliche  Beschränkung  ihres 
Machtgebiets  in  Folge  von  Ausscheidung  von  Landtheilen,  0  die  dem 
Fürsten,  der  Kirche,  den  fürstlichen  Gefolgschaften  (letsteren  wohl  erot 


HtimExi»  BpeMCHi,  Bd.  III,  4.  Auil,  pag.  25  etc.,  38  etc.  Michailow:  Hct.  Pycc. 
np,  pag.  22.  Leschkow  beruft  sich  auf  das  älteste  »Russische  Recht",  PycexaK 
IIpiBxa,  tBikd  seine  Erweiterungen  (die  letste  aus  dem  13.  Jahrhunderfc,  Deutseh 
wiedergegeben  von  Ewers  1.  e.  pag.  264—273,  305—340),  wo  für  Gemeinde  die 
Bezeichnungen:  nipi»,  juojvie,  cejo,  Topri»,  ropoAi»,  Bepsb  zu  treffen  sind.  Der 
Aasdruck  Werw  wird  namentlich  in  Verbindung  mit  der  Entrichtung  des  Wer- 
geides gebraacht:  von  der  Werw  (no  BepBHRUH'b  oder  no  eepBHHH^)  wird  näm- 
lich das  Wergeid  (nnpa)  erhoben ;  demgemäss  übersetzt  Ewers  pag.  314  u.  a.  a. 
St)  dfts  Wort  BepBb  mit  „Werbezirk",  ein  Ausdruck,  der  der  Missdeutnng  «ns- 
geseUt  ist;  Reuta  (pag^  194)  beaeichnet  die  Werw  riohtiger  mit  Qemeiade^sirk, 
sie  ist  ,eine  Gemeinde  aus  Verwandten,  die  sieh  an  einem  Ort  niedergelasaen.**  — 
So  neuit  auch  H.  KaiaHea«:  Teacirb  PyecKoft  IIpaBXiii  na  ocHOsaaiH  ^leTupexü» 
coaeiOB^  paaBfiunb  pexaki^tt.  Moskau,  1847,  die  Werw:  oKpyrb  njaTHoiUt  »Mfff, 
Das  Wort  Bepab  wird  abgeleitet  von  sepavTi»  d.  h.  mit  der  Schnur  (sapeMiO 
das  Land  messen  ^  abgrenaen  (Mark  bei  den  Germanen).  Siehe  II.  S^bmobko: 
niOpaxBveeKie  Susmb*^  im  lEypnaiii»  MxHacTepoTBa  BapoAuaro  npoenanieBifl,  1874 
(Band  176)  pag.  281. 

>>  Seit  der  ersten  Zeit  der  russischen  Staatsbilduug  haben  die  Fürsten 
Gnmdbesits.  Bei  der  grossen  Masse  freien  Landes  konnten  auch  sie  solehes 
oeeupirea,  mit  ihren  Sclaven  besetzen  und  auch  Freien  in  Patht  vergeben. 
Leschkow:  Pyocsill  HapoAi>  a  Foey^apcTBO,  Belijew:  0  noseae^bBoirb  bm^^uIk 
Bi,  MocBOBeiOB'b  Focy^apcTB«,  L  c.  pag.  2.  Die  Forsten  waren  im  Besitz  grosser 
Wilder.  J.  V.  fiagemeister:  PoBuovanifl  o  «aBatteax%  ffpoBseil  Pocdii,  pag.  16. 
Anseerdem  hatten  die  Fürsten  das  Recht  aof  einen  Theil  der  Wolost,  in  welcher 
sie  herrsehtea.  Bis  in  sehr  späte  Zeit  hat  sieh  diese  Reehtsauffassung  erhelten. 
So  ttaet  noch  loann  III.  den  Nowgorodem  sagen:    „Bexaaitt  HoBropoxEb  g,0Mme»h 

2* 


-^     20    — 

seit  dem  11.  Jahrhundert)  zugetheilt  ond  dadurch  dem  Einfluas  der 
Markgemeiude  entzogen  wurden.  Hierbei  zerfiel  die  Mark  in  ihre 
einzelnen  Bestand theile,  in  die  Städte  und  Dörfer;  dienen  Oemeia- 
den  fällt  die  Verfttgung  über  das  im  Besitz  ihrer  Genossen  befind- 
liche Land  zu,  gleich  wie  die  alte  germanische  Mark  in  Dorf- 
marken  etc.  sich  auflöste. 

Neben  den  Bevölkerungsgruppen,  die  auf  Gemeindeland  und 
die  auf  eigenem,  persönlich  besessenem  Lande  sassen,  bildete  sich 
bereits  im  ältesten  Russland  eine  Klasse  persönlich  freier  Acker- 
bauer, die  auf  fremdem  Boden  sassen  und  dem  Orundherrn  Leistun- 
gen verschiedener  Art  entrichteten.  Herrenloses,  der  Occupation 
harrendes  Land  war  freilich  vorhanden,  aber  nur  der  mit  den  er- 
forderlichen Betriebsmitteln  Versehene  konnte  dasselbe  in  Besifta 
nehmen.  Alle  Arbeiten  der  Urbarmachung  mussten  erst  ausgefahrt, 
eine  wenn  auch  noch  so  primitive  Behausung,  die  Schutz  gegen  die 
rauhe  Witterung  bot,  errichtet,  das  Land  gepflügt,  besät  werden 
und  erst  nach  Monaten  erzielte  der  Arbeiter  einen  Ertrag  seiner 
Arbeit;  er  musste  also  nicht  allein  Ackergeräthe  und  Arbeitsvieh, 
sondern  auch  Saat  und  endlich  auch  die  Unterhaltungsmittel,  soweit 
etwa  Jagd  ihm  nicht  die  erforderliche  Nahrung  verschaffte,  min- 
destens bis  zur  nächsten  Ernte  besitzen.')  Es  siedelten  sich  daher 
Aermere,  die  über  jene  Mittel  nicht  in  genügendem  Maasse  ver- 
fügten, auf  von  Wohlhabenderen  bereits  occupirtem  Lande  an.  Wie 
verbreitet  die  Klasse  dieser  „  poietteue  aasyau  ^,  auf  Herren- 
land sitzenden  freien  Leute,  bereits  in  früher  Zeit  gewesen  sein 
muss,  ergiebt  sich  daraus,  dass  bereits  die  Russkaja  Prawda,  das 
älteste  russische  Recht,  in  sechs  Artikeln  sie  gegen  Unterdrückung 
durch  die  Herren  schützt  und  ihre  Lage  rechtlich  regelt.') 


Xan  Bavb  BCJOer*  *  eaia,  Öesi  Toro  Han  b6jb8S  j^epmvth  roeyxaperBa  esoero  b% 
Bairkoitb  HoBropoAl^<*,  S  Ssolowjew:  Hcrop.  PoedB,  Bd.  V,  (idSB)  pag.  41.  Endlieh 
kauften  die  FarBten,  ziimal  die  Grossfürsten  von  Hoikaa,  viel  Land  (Dörfer  etc.) 

>)  Haeh  Lage. der  Dinge  bot  freilieh  in  der  älteren  Zeit  die  Aekerwirth- 
sehaft  nur  einen  geringen  Theil  der  Volksnahrang  Yiehsaeht  und  Jagd  haben 
noch  lange  eine  grosse  Bedeutung  gehabt  Aristow:  npoMHUMeBSoen  xpeeseM 
Pyes,  pag.  41  ete.  N.  Stromilow:  „CcoTOBOxeTBo  xpesBei  Pyta**  in  der  Zeit- 
schrift «CeuoBoe  XoaaftcTBo  ■  JI«cob(victbo%  1871,  Aprilheft,  pag.  225^389. 

*}  BeUjs^:  KpecTibBse  aa  Pyca,  Bd.  I,  pag.  36*-86  Lesehkow:  Pyeeaill 
HapOA'b  R  FoeyxapcTBO,  pag  120—121.  Kiehailow:  HcTopix  Pyceaaro  Ilpaa«, 
pag.  11—12,  94.  H.  KaxaiOBi»:  TeKen»  PyceBolk  IIpaBxu,  pag.  12— 13,  32->33. 
Desgleichen  mehrere  Bestimmangen  in  dem,  dem  OrossfUrsten  JFaroslaw  L  BUge- 
Bchriebenen  Statut  für  ländliche  Angelegenheiten  (yeraa^  o  BexcBBzii  x^az%> 
JLasapeBCiiJt  and  SL  Yrrnnit:  CoÖpaaie  BasaMmax«  naMBTBBKOB<a  no  Beropiai 
XpeBBBTO  pyccaaro  npaaa,  1859,  pag.  38«-46. 
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Ueber  die  Stellung  der  Ackerbanbevölkerung  zum  Grand  und 
Boden,  sowie  zur  Gemeinde  in  der  älteren  Zeit  enthalten  die  uns 
erhaltenen  historischen  Denkmäler  nur  wenige  Andeutungen,  deren 
Interpretation  häufig  und  in  wesentlichen  Punkten  controvers  sind. 
Was  die  russische  Literatur  hierüber  bietet,  sind  zumeist  Rück- 
sehlflsse  ans  späterer  Zeit'^Cbesonders  aus  dem  14.  und  15.  Jahr* 
fanndert),  auf  deren  Beurtheilung  hier  nicht  einzugehen  ist.  0  Birst 
mit  dem  14.  und  16.  Jahrhundert  fliessen  die  Quellen  reichlicher. 

2)  In  der  nachfolgenden  Darlegung  der  bäuerlichen  Verhältnisse 
lind  besonders  die  Schriften  Beläjews  zur  Grundlage  genommen,  ver- 
Tollständigt  jedoch  durch  kritische  Mitberäcksiohtigung  der  anderen 
ober  diesen  Gegenstand  handelnden  Werke.  Die  wichtigsten  Quellen, 
aas  welchen  die  russischen  Schriftsteller  in  diesen  Fragen  schöpfen, 
sind  Stenerbttcher,  forstliche  Gnaden-  und  andere  Schreiben,  fürst- 
liche Verträge,  Testamente,  Pachtverträge  der  verschiedensten  Art, 
Verordnungen,  gerichtliche  Schreiben,  locale  Gerichtsböcher  etc.^) 

Die  Stellung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  im  14.  und  15.  Jahr- 
handert  war  folgende: 

I.  In  Bezug  auf  das  Land:  ^  um  vollberechtigtes  Hitglied  einer 
ländlichen  oder  städtischen  Gemeinde  zu  sein,  musste  man  Antheil 
an  dem  Gemeindeland  haben  und  den  entsprechenden  Theil  der 
anf  der  Gemeinde  ruhenden  Steuern  und  Lasten  tragen.  Der 
Bauer,  der  Kaufmann  wurde  als  zu  dieser  oder  jener  Gemeinde 
gehörig  betrachtet  oder  nach  dem  damaligen  Ausdruck:  no  seMJt 
I  BOA'6  TflByiB  R'B  TopoAy  oder  R'&  BoiocTH.  Durch  Erwerb  von  Ge- 
meindeland   wurde   auch    der  Bojar,   die   Kirche   Glieder   der   be- 


0  In  hohem  llassse  gilt  für  die  Behandlung  der  ältesten  rassischen  Ge* 
meiode-  und  Gemeindebesita- Verhältnisse  der  mit  Bezug  auf  die  Darlegung  dieser 
Fragen  in  Dentsehland  gemachte  Aussprach  von  Waitz  (Deutsche  Yerfassangs- 
geschichte,  Bd.  I,  126)  t  Freilich  viel  Unbegründetes,  auf  willkürlicher  Annahme 
Beruhendes  ist  hier  aufgestellt,  der  Dorf-  oder  Markgenossenschaft  eine  Be- 
dentong  beigelegt,  weit  über  das  hinaas,  was  wirklieh  mit  ihren  Verh&ltnissen 
zasammenh&ngt.  Hier  vor  Allem  gilt  es,  nicht  falschen  Combinationen  nach- 
tngehen  oder  Sp&teres  in  eine  Zeit  su  versetsen,  mit  der  es  niehts 
sa  than  hat 

*)  Die  wichtigste  Urkandensammlang  für  unsere  Zwecke:  Aktu  lOpBAH- 
"»ttie  UÄU  eoCpanie  «opifb  CTapHnaaro  xUjonpoMSBOxcTBa,  herausgegeben  von  der 
Arehäographischen  Commission,  St.  Petersbnrg,  1838.  Sodann :  Artu  coÖpanHue 
B%  BaSjäoreKazi»  m  ApxHsax'b  PocchckoA  HMnepie,  4  Bknde,  1838.  Aktu  bcto- 
pneode,  5  B&nde,  1841—3,  und  AonojBeaiH  kt»  AxTam»  HCTopHnecKRin»,  1846  etc. 

*)  BeUjew:  EpecTbane  na  Pyca,  Bd.  I,  67—^.  Derselbe:  0  noseiiejibHOirb 
uiAtma  wb  MocKOBCKOin»  FocyxapcTBt,  pag.  41  ete.  Michailow:  Hct.  Pycc. 
%n  pa«.  159-161. 
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treffenden  Gemeinde,  und  umgekehrt  hörte  der  Bauer,  der  Kauf- 
mann  durch  Aufgeben  des  Landes  auf,  Glied  der  Gemeinde  and 
steuerpfliohtig  («TarjioBuil^)  zu  sein.O  —  Die  Beziehungen  des 
Bauern 'zum  Lande  waren  verschieden,  je  nachdem  ob  er  aase. 

a)  auf  Gemeindeland  (na  yepaot  8eH4'lb) ;  solche 
Bauern  nutzten  ihren  Landantheil,  Dtsr.bastok  (yqucTOR^b),  als 
Glieder  der  Gemeinde,  und  zwar  auf  unbestimmte  Zeit,  so  dass 
der  Bauer  auf  demselben  Utschastok  sein  ganzes  Leben  hindurch 
bleiben  konnte,  denselben  seinen  Erben  hinterliess,  doch  stets  mit 
der  unveränderlichen  Bedingung,  Glied  der  Gemeinde  zu  sein  und 
die  resp.  Steuern  und  Lasten  zu  tragen.  Der  Utschastok  war, 
wenn  auch  beschränktes,  Eigenthum  des  Bauern,  er  konnte  ihn 
verpfänden  und  veräussern,  doch  mit  der  Bedingung,  dass  der 
EUiufer  die  Zahlung  der  Steuern  und  Lasten  übernahm,  widrigen- 
falls, wie  es  fürstliche  Verträge  wiederholt  aussprechen,  er  seines 
Kaufes  verlustig  wurde.  Uebrigens  veräusserte  der  Bauer  eigent- 
lich das  Land  selbst  nicht,  vielmehr  nur  das  ihm  zustehende 
Nutzungsrecht  an  demselben,  denn  Gemeindeland  konnte 
nicht  ver-  und  gekauft  werden,  selbst  nicht  von  Fürsten,  wie  aus 
vielen  Verträgen  ersichtlich.  Der  Bauer  hatte  alle  Rechte  der 
Nutzung  und  Verfügung  über  seinen  Utschastok,  auch  das  Recht 
der  Verpachtung.  Schliesslich  war  er  in  Betreff  der  Art  der  Be- 
stellung seines  Landantheils,  wie  Beläjew  ausführlich  schildert,  ^J 
vollständig  frei  und  unbehindert:  er  konnte  nach  eigenem  Gut- 
dünken diesen  Theil  des  Landes  beackern,  jenen  brach  liegeo 
lassen,  mit  Umzäunung  zum  Garten  machen,  Bauten  auf  demselben 
aufführen  etc.^  die  Gemeinde  mischte  sieb  hierin  garnicht.  (Wie 
wir  weiter  unten  sehen  werden,  fand  ein  solches,  vollständig  freies 
Bewirthschaftungsrecht  des  Einzelnen,  wenn  überhaupt,  so  doch 
nicht  allgemein  und  ausschliesslich  überall  statt.)  Auch  konnten 
Gemeinden  im  Privateigenthum  befindliches  Land  durch  Tausch 
und  Kauf  mit  dem  Gemeindeland  vereinigen; 

b.  auf  eigenem  Lande,  das  er  als  freies  Land  occupirt  und 
urbar  gemacht  oder  von  einem  Grundbesitzer  gekauft  hatte,  solches 
Land  war  sein  volles,  freies,  unbeschränktes  Eigenthum  (cBoesevuu); 

c)  auf  fremdem  Boden, ^)  d.  i.  auf  dem  Lande  eines  Grund- 
besitzers, des  Fürsten,  eines  Bojaren,  Klosters,  Kaufmanns,  Bauern  ete« 


0  S.  Ssolowjew:   HcTopis  Poccia,  Bd.  IV  (1863),  pag.  224-236. 
>)  Bsli^ew:   KpecTbase   aa  Pyce,  Bd.  I,  pag.  68.    A.  ▼.  ReuU,  1.  o.  pag. 
153—165. 

')  Beläjew,  1.  c.  pag.  68^72.    Reata,  1.  e.  pag.  209—210. 
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Die  SteUnflg  des  Bauero  zam  Grundherrn  und  sa  dem  ihm  gehörenden 
LandQ  war  durch  gegenseitige  Vereinbarung  geregelt  Der  Bauer 
war  perstolicb  frei,  auch  wenn  er  das  im  fremden  Eigenthum  be- 
fiodiiebe  Land  bearbeitete,  doch  konnte  er  —  aus  nahe  liegenden 
Gründen  der  Forderungen  des  landwirtbschaftllchen  Betriebes  — 
nur  zu  einer  bestimmten  Zeit  im  Jahre  das  Land  yerlassen  oder 
vom  Herrn  ausgewiesen  werden  (OnjinnoBO  saroaliHbe  14.  Novbr., 
I0pi>eB'9b  ACHb).  Im  Tierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhundert  war 
die  Bevülkerung  bereits  oiehr  sessbaft  geworden :  0  sehr  häufig 
finden  sich  (in  Schreiben  aller  Art)  «cTapossfUbniii^  erw&hnt,  so- 
wohl auf  Gemeindeland  als  auf  Privatland,  die  20,  30,  40  und 
mehr  Jahre  and  deren  VMer  und  Orossväter  auf  demselben  Lande 
gesessen  haben.  —  Neben  seinen  Leistungen  an  den  Grundherrn 
zahlte  er  als  Glied  einer  Gemeinde  die  staatliche  Grundsteuer; 
wenn  das  Land  auch  nicht  dem  Bauer  gehörte,  so  trug  er  nicht  den 
Charakter  eines  angemietheten  Knechts,  sondern  den  eines  pachten- 
den WirtheUp  Der  Bauer  verlieh  dem  Lande  einen  besonderen 
Charakter:  der  Staat  erhielt  die  Abgaben  von  dem,  von  ihm  be- 
arbeiteten Lande  nur  auf  Grund  desson,  dass  auf  demselben  ein 
Bauer  lebte;  das  verlassene  Land,  sowie  das  Land,  das  von  den 
Sclaven  des  Herrn  bearbeitet  wurde,  galt  nicht  als  steuerpflichtiges 
(TSTjafl  seMj^),  täglopflichtiges  Land. 

IL  In  Beziehung  zum  Grundherrn  war  die  Lage  der 
auf  deo)  Lande  desselben  ans^sigen  Bauern  sehr  verschiedenartig. 
Siedelte  der  Bauer  $ich  auf  solches  gutsherrlicbe  Land  an,  das 
noch  voUstindig  wüst  und  wild  wsr^  das  er  erst  mit  seinen  Mit- 
teln urbar  zu  machen,  die  erforderlichen  Gebäude  aufzuführen 
hat(e,  so  war  seine  Stellung  eine  höclist  selbstständige,  besonders 
oo^b  wenn  er  vom  Grundherrn  £rlaubniss  und  Auftrag  erhielt, 
andere  Leute  zur  Ansiedelung  auf  dieses  Land  mit  heranzuziehen, 
der  Eigentbümer  hatte  alle  Rechte  mit  Ausnabme  des  Eigepthums- 
nnd  des  Verkanfsrechts  ihm  übertragen.  Wo  sich  die/ses  YerhAU'^ 
oiss  entwickelte,  da  mnsste  sich  schon  an  freiem  herrenlosen  Lande, 
das  mit  Vortheil  bearbeitet  werden  konnte,  Mangel  fühlbar  gemacht 
haben;  auch  wenn  das  gute  und  fruchtbare  Gemeindeland  bereits 
eingenommen  war^  hielt  es  nicht  selten  Der,  dem  es  nicht  ge^ 
luDgen  war,  solches  zu  erwerben,  iür  vortheilbafteft  auf  Bßxvew^ 
land  mit  Zahlung  für  die  Nutzung  desselben,  als  auf  scfaleohtem 
Gemeindelande  ohne  Zahlung  sich  niederzulassen.     Endlich  lockten 


0  S.  Ssolowjew:  HcTopifl  PoccIh,  Bd.  Y,  pag.  243. 
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2ar  Ansiedelang  auf  Herrenland  auch  die  gebotenen  Freijahre  and 
der  Schatz  der  reichen  and  mächtigen  Grandherren  (Klöster,  Bo- 
jaren), was  sich  aus  vielen  Docamenten  ergiebt.  Ja  selbst  die  Be- 
wohner von  ganzen  Dörfern  begaben  sich  unter  solchen  Schatz. 
Siedelte  sich  jedoch  der  Bauer  auf  schon  bearbeitetem  Lande  an 
und  bot  der  Grundherr  ihm  die  erforderlichen  Gebäude,  so  war 
seine  Stellung  nicht  mehr  eine  so  selbständige,  auch  wenn  er 
eigenes  Ackergeräthe,  Vieh  etc.  mit  sich  brachte.  Kaum  den 
Charakter  freier  Pächter  trugen  diejenigen  Bauern,  die  das  Acker- 
vieh, Geräth  und  gar  noch  Saat,  Unterhaltangsmittel  bis  zur  Ernte, 
Vorschflsse  an  Geld  etc.  vom  Grundherrn  erhalten  hatten.  Ihre 
Leistungen  0  waren  natürlich  grösser  als  die  der  anderen:  er  konnte 
den  Herrn  nur  verlassen,  wenn  er  —  ausser  den  Leistungen  für 
die  Nutzung  des  Landes  —  alles  ihm  Dargeliehene  mit  Zinsen 
zurückerstattet  hatte.  ^)  Für  Pächter  fremden  Landes  finden  sich 
verschiedenerlei  Bezeichnungen :  noiOBHHKH,  die  die  Hälfte,  TpCTHBBH, 
die  ein  Drittheil  der  Ernte  dem  Grundherrn  zu  entrichten  hatten«, 
cepeöpflHHB'B  hiess  derjenige,  der  bei  seiner  Niederlassung  Geld 
vom  Grundherrn  entliehen  hatte,  paAOBue  jic^h,  d.  i.  solche,  die 
einen  Vertrag  mit  dem  Herrn  geschlossen  haben,  hsophbeb  C^on 
aepBO,  Korn),  oropoAHBBi»,  Pächter  von  Gärten,  BoqeTBHB'B  (von 
qcTb,  qacTb,  Theil,  der  HcaA'B,  Nutzungsrecht  an  Seen  und  Flüssen, 
ward  in  qcTb  getheilt),  der  ein  Recht  zum  Fischfang  pachtete  etc.  ^ 
IIL  Die  Beziehungen  der  Bauern  unter  einander.  Die 
Bauern  bildeten  Gemeinden,  die  ihre  selbstständig  erwählten  Vor- 
steher: Häupter  (rojoBu),  Hundertmänner  (coTCBie),  Aelteste  (cTa*^ 
pocTU)  etc»  hatten;  eine  jede  Gemeinde  bildete  eine  administrative 
Einheit,  in  die  ein  Jeder  eintrat,  der  sich  auf  Land  niederliess^ 
das  entweder  der  Gemeinde  gehörte,   oder   wenigstens   in   admini- 


0  Die  älteste  Art  der  b&aerlichen  Leistungen  scheint  die  Hingabe  eines 
TheUes  der  Ernte  an  den  Grundherrn  gewesen  zn  sein.  Bereits  in  dem  bezeich- 
neten FcTast  0  seMcsBX'b  x'^sxi»  findet  sich  der  nojoiaHX'B,  d.  i.  der  die  Hälfte 
der  Ernte  za  entrichten  hat,  mehrere  Bestimmungen  regeln  die  Beziehungen, 
die  ans  dem  Vergeben  von  Land  nHS'b  nojy**  resultiren. 

>)  Hichailow:  Hex.  Pycc.  Hp. ,  pag.  211—215,  giebt  eine  ausführliche 
Analyse  der  HcKOBCKafl  cyAsaa  rpaicoTa  in  Betreff  der  rechtlichen  Lage  der 
auf  Herrenland  sitzenden  Bauern.  J.  Engel  mann:  CHcreiiaTBqecioe  HajOKenie 
rpaBxaHcrax<b  ssKOROB'b,  eoxepKan^axcs  bi  noioBCiott  Gy^HOi  ^paM0T1^  Petera- 
barg 1855,  insbes.  pag.  32  etc,  49—61,  112-116,  149.  S.  Ssolowjew:  Her.  Poe, 
Bd.  IV,  235,  320  -  24,  Bd.  V,  pag.  243  u.  a.  a.  St. 

')  S.  Ssolowjew:  Her.  Pocc.,  Bd.  lY,  pag.  236.  J.  Engelmann:  CHCTOiia- 
THHecRoe  HSiOKeiiie  etc.,  pag.  49  etc. 
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straÜTer  Beziehang  zu  ihr  gezählt  wurde.  Diese  bäuerlichen  Ge- 
meinden waren  Yon  verschiedener  Grösse,  von  verschiedener  terri- 
torialer Ausdehnung  und  Bevölkerungszahl;  bei  den  Bauern,  die 
auf  ^sebwarzem*  oder  Gemeindeland  sassen,  war  die  Wolost  die 
höchste  Einheit,  die  ihren  Aeltesten  etc.  hatte.  Dieser  Verband 
bestand  zumeist  aus  mehreren  Dörfern  und  Weilern.  Bei  den  auf 
Herrenland  wohnenden  Bauern  bildete  das  Besitzthum  des  Herrn 
(BOT^Hsa,  nOMliCTbe)  —  d.  i.  alle  Dörfer  und  Einzelhöfe,  die  zu  ihm 
gehörten  und  beisammen  in  einem  Kreise  sich  befanden  —  gewöhn- 
lich eine  politische  Gemeinde,  wie  Beläjew  aus  mehreren  Urkunden 
nachweist.  Die  Bauern  kleiner  Grundherren,  die  nur  eine  geringe 
Zahl  von  bäuerlichen  Höfen  ihr  eigen  nannten,  waren  entweder  zu 
der  benachbarten  Wolost  in  administrativer  Beziehung  gezogen 
oder  die  Bauern  mehrerer  benachbarter  Herrengüter,  die  in  Betreff 
der  Steuern  und  Leistungen  in  einer  Kategorie  standen,  bildeten 
einen  besonderen  Gemeindeverband.  Eine  solche  Bildung  von  Ge- 
meinden war  möglich,  da  die  Bauern  freie  Leute  und  nur  durch 
Privatrertrag  an  den  Grundherrn  gebunden  waren.  Demnach  zer- 
fielen die  Gemeinden  in  drei  Hauptarten:  Gemeinden  auf  Gemeinde- 
land, die  die  Angelegenheiten  der  Gemeindeglieder  besorgten  und 
über  das  Gemeindeland  verfügten,  das  Land  (die  Mark)  bildete 
die  Basis  ihrer  Vereinigung  (Markgemeinde,  Realgemeinde).  Den 
Charakter  einer  Personalgemeinde  oder  einer  politischen  trug  da- 
gegen der  Verband  der  auf  fremdem  Lande  sitzenden  Bauern,  diese 
Gemeinde  hatte  als  solche  keinerlei  Bestimmung  über  das  von  ihren 
Genossen  genutzte  Land  zu  trefifen.  Gemischte  Gemeinden  bildeten 
endlich  diejenigen,  deren  Glieder  zu  einem  Theil  auf  gutsherrlichem 
oder  auf  eigenem,  persönlicb  besessenem,  zum  anderen  Theil  auf 
Gemeindeland  hausten.  Die  Gemeinden  auf  Gemeindeland  ver- 
tbeidigen  ihr  Land  gegen  das  Eindringen  Fremder,')  verfügen  über 


0  Einige  Beispiele  aas  den  Aitu  lOpEXH^eesie:  Nr.  4:   Tflrajicji  ÄH/ipeitRO 
erapoera  3ai'acK0tt  r  bc%  ■pecTbRRe  SajilieKie  (gegen  ein  Kloster),  dasBelbe  ot- 

BMTh  y  aaei»  rh  BasoJCHH ,  a  Tlt  BaBOJOKs  THByT*b  ki»  Bamett  seuÄ^  . .  . .  < 

n»  TETJioit,  HepBOi  B8%  crapHBU  (um  das  Jahr  1490),  Kr.  8:  TBr&xBCfl  JbiKypaciie 
BOJoeTR  xpeeriaBe  (Namen)  m  bi»  se^xii  zpeciiaBii  M-ftero  ÜBKypacKie  BOioera, 
m  klagen  gegen  cwei  Bojarenkinder:  xepeBBB  b  dohbbkb  BSCTapBBu  seum  Be- 
juBOro  Ebbbb  «Sasypsesie  bojioctb  TBtJiue  Baoni,  b  tot%  Hespaci  xa  6pan>  ero 
^p08x%  npi^xasoiB  cel^  seeau  Xa  t«  xepeBBB  b  no^BBKB  ynajtB  naxaTB  b  bocbtb 
«UBO  na  ceöfl  (ans  der  Zeit  s wischen  1498—1505).    Nr.  9:   THraJica  JIocROMCKoit 

CTtpoera a  so  acHxii  KpecTbasi  m*&cto  JIocROBCKue  bojoctb  ,  sie  klagen 

gegen  ein  Mann,  der  mxB&t'b  y  aaeii  st  BejiBKoro  rbbsb  xepeBBHx'b  vh  Hepauxi 
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das  Land,  sind  dem  Staat  gegenüber  verantwortlich  für  Ordnung 
und  Ruhe  in  der  Wolost,  für  die  Entrichtung  der  Steuern  und 
Leistungen,  die  sie  selbstständig  unter  sich  yertheilen;  ihre  erwählten 
Vertreter,  „AoGpbie  jioaii^  (gute  Männer)  nehmen  Antheil  am  Oericht 
der  fürstlichen  Statthalter  (BoiocTejB).  Ja  es  scheint,  als  ob  den 
bäuerlichen  Vertretern  die  gerichtliche  Entacheidung  in  Streitig- 
keiten zwischen  Bauern  ihrer  Gemeinde  zustand,  wobei  Appellation 
an  die  fürstlichen  Statthalter  offen  stand.  Den  Gemeinden  anf 
gutsherrlichem  (fürstlichem,  Kloster^,  kirchlichem-,  Herren-}  Lande 
dagegen  standen  nur  die  letztgenannten  Competenzen  zn,  da  sie 
keinerlei  Recht  auf  den  Grund  und  Boden  hatten. 

IV.  Die  Beziehungen  der  Bauern  zum  Staat.  Die  all- 
gemeine Ordnung  der  Dinge  war,  .dass  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten sämmtlicher  Gemeinden  direct  unter  staatlichen  Organen 
standen.  Im  14.  und  15.  Jahrhundert  war  es  noch  eine,  wenn  auoh 
nicht  seltene  Ausnahme,  dass  durch  fürstliches  Privileg  einzelnen 
Grundherren  persönlich  die  Oberherrlichkeit  über  Gemeinden  ver* 
lieben  wurde,  wonach  die  directen  Beziehungen  solcher  Gemeinden 
zum  Staat  aufgehoben  wurden,  und  der  Grundherr  in  allen  An- 
gelegenheiten die  Mittelperson  zwischen  der  resp.  Gemeinde  und 
dem  Staate  bildete.  0    Jene  allgemeine  Rechtsordnung  wurde  aber 


JOlocxoiiciue  BoxocTH, HacHJiiBO.    In  der  Urkande  Nr.  6  erklärt   ein 

Bauer:  a  mbH  Torb  jHc^  x&ia  bojicctb,  CTapocra  &b  xpeoriiBBu  ■  m»  HsOy  no- 
CTaBHJi»  (um  1490). 

')  So  lantet  b.  6.  eine  Verleihnngsarkande  (KajiOBaBBafl  rpaMora)  dos  QroBS- 
forsten  Wassili  Wassilje witsch  Yom  Jahre  1450  an  einen  Iwan  Petelin:  IIo  npa^ft^a 
cBoero  rpaMOT:b  BejHioro  Kbasb  HaaBa  SaBHJOBBHa,  ■  oo  CTpufl  oBoero  rpBMOra 
B.  K.  CeiieBa  HBaBOBH^ia  b  no  x^Aft  cBoero  rpaiiorft  B.  K.  ^loiTpeB  HBaBOBH^a  h 
no  OTi^a  CBOero  rpaMOTt  B.  K.  BacBJbfl  AMBTpeeBBHa,  ce  bsi.  K.  B.  BacflJiei  Ba- 
cBJbeBBHb  nOBajOBaJn»  ecBB  HsaaB  ÜeTeJiBBa:   hto  ero  cejio  bi»  EbbcjA  Cbbbt- 

RBOBO  Cl»  X^peBBBMV,  B  RTO  y  BerO  BI»  TOXI»  CeJ«  B  Bl,  A^peBBBX'b  BMCTb  XBTB 
JBDXett,  BBC  BMI»  BeBa/|06lt  BXl»,  BB  QOXBOXa,  BB  TBMra,  BB  BOCniBBHHbe,  BH  MblTl», 
BB  KOCTKB,  BB  CHBI»  MOBXl»  KOCBTB,  BB  BOBB  MOerO  Be  BOpMBTb,  BB  BOpTBOe,  HB  MTh 
COTCBOMy,  BB  XI»  ^SOpCKOHy   xe  TBByrb   BB  Bl»  Basis  npOTOpB  «■  BT»  pOSM^TU,    BB 

BBbie  HHxoTopilie  BOUUBBU  BeBMOÖH,  BB  saBOCBUxib  nonuBB'b  ae  xaB^TT»;  a  ao* 
jiocTejB  MOB  KBBejcxie  b  bx%  TiyBU  xoboj^^bbobi  cbomz'b  b«  rnuAuoDTh  wn»  HaaHy 
u  xo  BceMi  ero  JioxeMi»  BBno«iTO,  bm  BOpvoB'b  iie  eHiB>Trb  bb  eyntn  bx%  hm  m% 
newh  onpBHb  xymeryöeraa  h  paaöoa  a  tbtÖh  crt  nojBVum'b;  a  npasenaBa  no- 
GopoBi»  Be  Öepyrb  y  bbx^  mb  Bi>t8a(aB>rb  bboo^ito;  a  B^xaer»  oaea  JiBNm  aeaz*» 
cBMi»  HBaBi»  BJU  BOBy  npBBaaterb;  a  c^hhtcb  eyx«  cMteBOft,  a  BOAoereJB  »ob 
cyAXTii  H  axi»  Tiyau,  a  HaaBi»  (Tb  bbmb  ate  oyj^BTft  bim  BOMy  npMBajKtrii,  a  apB- 
ojßpvb  CB  A'^fl-Tb  Banoju;  a  soMy  Cyxer«  vero  Bcxarb  aa  1Abmh%  bjb  aa  ero 
DpBBaao^HBHy  BBo  BX'h  cyBiy  B8%  ctHi  KBHSb  BeiMKÜt  fljüB  «oft  OoflpBBi»  BBfiaaoi. 
A  ipesi»  ci»  MOB)  rpaMOTy  rro  hx%  itwh  uBOÖrnfkUTb^  bmm  hto  b»  wiK'b  bommt« 


—     27     — 

aveh  dadurch  gestört,  dass  Oemeinden,  dem  übermächtigen  Druck 
fürstlicher  Statthalter  und  grosser  Grundherren  unterliegend,  in 
rolle  Abhängigkeit  von  diesen  geriethen;  endlich  stellten  sich  auch 
Bauern  aaf  gutsherrlichem  und  auch  auf  eigenem  Lande  freiwillig 
anter  den  Schutz  mächtiger  Grundherren:  laut  mit  solchen  Herren 
geschlossener  Vereinbarung  übernahmen  diese  die  Entrichtung  der 
staatlichen  Steuern  und  Leistungen;  Bauern  konnten  es  unter  Um- 
ständen für  yortheilhafter  erachtet  haben.,  es  nur  mit  einem  Herrn 
2a  thun  zu  haben,  der  sie  der  Regierung  gegenüber  vertrat,  als 
mit  den  Steuereinnehmern  etc.  der  verschiedenen  Ressorts^  der  es 
im  alten  Russland  nicht  wenige  gab. 

Was  die  Besteuernngsverhältnisse  im  alten  Russland  an*- 
betrifft,  so  mögen  folgende  kurze  Bemerkungen  genügen.  0  Zar 
Veranlagung  der  Steaern  und  Lasten  war  das  in  bäuerlicher  Nutzung 
befindliche  Land  in  coxb  (coxa,  Socha  —  Hakenpflug)  getheilt,  wie 
auch  imwestliehen  Europa  die  Grundsteuer  nach  dem  Pflug,  „Haken*', 
vielfach  üblich  war.  Die  Socha,  deren  als  Steuermassstab  schon  zu 
Zeiten  des  Grossfürsten  Dimitri  Donskoi  (im  14.  Jahrhundert)  Er- 
wähnung geschieht,  bildete  die  höchste  Steuereinheit.     Die  Grösse 


6uTa  OTh  Meaa  bt»  KasHH.  Kana  rpanora  ua  llociait  jftTS  6959  CeBTaÖpa  et»  27 
Ken».  Diese  Urkunde  findet  sieh  in  der  ,Co6paHie  saaialittmBZ'b  naiuTBHHOB'fc'', 
paff.  163—164. 

*)  Ueber  die  altroasieche  Grundatener  vergl.  Bell^ew:  O  noaeMeiBBoin» 
uax,  pag.  51 — 86.  Leaehkow:  Pycc.  Hap-  ii  FocyAM  pag.  236—246.  Michaile w: 
Her.  Pyec.  Dp.»  pag.  161—175,  237  eto.,  262  etc  ,  296  etc.  Die  altruasischen 
Steuerbücher  (ouaxauR  laarH)  zerfielen  in  awei  Arten,  in  uBCitoaua  und  aepe- 
nieaua  bbsth;  der  Unterschied  bestand  darin,  daaa  in  die  erateren  Bücher  ein- 
getragen wurden  alle  Qiiter  und  Orandstüoke  (mit  Angabe  der  Beaitaer),  die  in 
dem  betrefi'enden  Kreise  lagen,  in  die  letzteren  dagegen  wurden  nur  das  Land^ 
das  ein  Einkommen  abwarf,  d.  h.  das  bearbeitet  und  genutzt  wurde,  und  die 
GrÖtae  des  Ertrages  (wie  viel  Täglo  in  der  betreffenden  Ansiedelung,  im 
Dorf  ete3  vermerkt.  Jener  oben  citirte  Artikel  Bele^ews:  „O  noseMejbaoM'b  Aia- 
XtaiB  B«  MocsoBCKOMi  rocy^apcTBib'*,  in  der  genannten  Zeitachrift  der 
Moskauer  Geaellachaft  für  ruaaiscbe  Geschichte  und  Alterthümer  bildet  die 
Einleitung  zu  der  in  demselben  Bande  der  Zeitachrift  vom  Fürsten  M.  A.  Obo- 
Uodki  heravsgegebenen  üepenHCHaa  oua^aas  iBHra  no  Hoayropo/iy  BoTi>CROtt 
ojiTBaiii,  7008  r.  (d.  i.  das  Jahr  löOO),  2.  noioBnaa  (S.  1—464).  Die  grosse  6e- 
deatung  dieser  Steuerbücher  für  die  Geschichte,  Staats-  und  Verwaltungakunde, 
St&tiatik  und  Geographie  des  vorpetrinischen  Russlands  hat  russische  ge- 
lehrte Gesellschaften  veranlasst,  die  Herausgabe  und  wissenschaftliche  Ver- 
Arbaitnng  derselben  zu  befördern.  Besonderes  Verdienst  hat  sich  der  Profeasor 
Bewolin  erworben  durch  sein  Werk  «0  uarBflaxi»  b  norocTax'b  HoaropxcRBX'B 
Bi  XXL  BUsft",  im  Jahre  1852  von  der  Geographischen  Gesellschaft  von  St. 
Petersburg  gekrönt  und  in  der  Zeitschrift  dieser  Gesellschaft  (1863}  veröffent- 
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einer  Socha,  d.  h.  das  Landareal,  das  eine  Socha  repräsentirto,  war 
im  15.  und  16.  JahrhoDdert,  bis  in  welche  Zeil  die  der  Nachwelt 
erhaltenen  alten  Steuerbücher  reichen,  verschieden  in  den  ver- 
schiedenen Landestheilen,  so  war  z.  B.  (zn  Zeiten  des  Zaren  loan 
Wassiljewitsch)  die  moskansche  Socha  zehnmal  so  gross  als  die 
nowgorodsche.  Dabei  war  sie  kein  fest  bestimmtes  geographisches 
Maass,  sondern  wechselte  —  als  Steuermaassstab  —  in  verschiedenen 
Beziehungen.  (Wir  haben  im  Nachfolgenden  den  moskauschen  Staat 
vor  Augen):  1)  nach  den  Bedürfnissen  des  Staats:  es  ward 
nämlich  nicht  die  nominelle  Höhe  der  Steuer  verändert,  sondern 
die  Ausdehnung  einer  Socha  ward,  sobald  der  Staatsbedarf  sieh 
vergrösserte,  verringert  und,  wenn  der  entgegengesetzte  Fall  ein* 
trat,  vergrössert;  2)  nach  der  Beschaffenheit  des  Landes:  die 
Socha  war  von  verschiedener  Grösse  je  nachdem  das  Land  gut, 
mittelmässig  oder  schlecht  war  (senjni  Aoöpufl,  cpe^^nia  h  zyxua), 
das  Verhältniss  dieser  drei  Kategorien  zu  einander  war  nicht  immer 
dasselbe,  gewöhnlich  ward  mittelmässiges  Land  um  Vi)  schlechtes 
Land    dagegen   um  die  Hälfte  niedriger   geschätzt   als   gutes  Land 


licht.  Jetzt  beschäftigt  sich  vornehmlich  die  Archäographisehe  CommiMion  mit 
der  Ausgabe  dieser  Bücher,  die  nach  einheitlichem  Plane  erfolgt.  Besonders 
th&tig  hierbei  ist  Benateur  N.  W.  Kalatschow.  K&heres  ftber  die  Bedentang 
dieser  alten  Steuerbücher  und  deren  Ausgabe  findet  der  deutsehe  Leser  in  der 
Petersburger  deutschen  Zeitschrift  „Rassische  Revue'',  Bd.  III,  pag.  ISO— 157: 
Die  historische  Erd-  and  Völkerkunde  in  den  Arbeiten  der  Kaiserlieh  Russi- 
schen Geographischen  Gesellschaft.  Auf  das  Steoerbaeh  der  Wotskiga  P&tina, 
sowie  auf  das  der  Derewskiga  Patina  am  das  Jahr  1495  (IlepeDHCBaa  oöpo^naa 
KHsra  ^epescioit  ohthbu),  das  die  beiden  ersten  Bände  (in  Grossqaart)  der  von 
Archftographischen  Commission  heraosgegebenen  Kowgorodsehen  Steuerbficher 
(HoBFopoxcKifl  nnci^OBUfl  BBsrn),  Petersburg  1859  und  t862,  umfasst,  und  das  ich 
einer  eingehenden  Durchsicht  unterzogen  habe,  sowie  auf  einige  Aasxfige  aus 
anderen  Steuerbüchem  werde  ich  wiederholt  zarücksukommen  haben.  Zur  Er- 
Iftuterung  des  Wortes  Patina:  der  Freistaat  Nowgorod  war  in  administrativer 
Beziehung  in  fünf  Theile  (nsTBaa,  Patina)  getheilt  Siehe  auch  S.  Ssolowjew, 
HcTop.  Poce. ,  Bd.  IV,  pag.  234  u.  235  und  Anmerkung  424  aaf  pag.  ZZyil. 
Das  Steuerbuch  der  Derewskiga  Patina  ist  nicht  ganz  vollständig  erhalten,  so 
fehlt  auch  der  Anfang  desselben ;  das  Steuerbuch  der  Wotskija  Pfttlna  wird  mit 
den  Worten  eingeleitet:  „RBBra  Borcne  ohtbbu  nacMa  /^mTpes  BacBueBB^a 
KflTaeBa  ^a  Hhkbtu  ry6u  CeiieBOBa  chbb  MoKJOiosa  ji^tb  cCMb  tbicih  oevaro 
(1499—1500).  A  h%  bbzi»  nncaBU  Bparopoxu  h  boxoctb  ■  psxu  ■  norocru  r 
ceia  B  x^pesBB  BauRaro  Rbbsh  b  sa  Sospu  b  sa  i^erum  ÖOBpcsBBB  a  sa  tMfmm^ 
JUBB  JH>XBB  sa  noHllcTn](UKB  B  cBoeseni^OBU  B  Bynei^caie  xspessB  b  uaxuviB  ■ 
MOsacTUpcKie  xepBRB  b  coza  bo  HosropoxcsoBy.  A  Vb  eoxH  no  rpn  o6b[b. 
A  sa  nparopcxu,  sa  noca^u  b  sa  BeiBKaro  Rbbsi  bojioctb  b  bb  ceja  b  aa  xe- 
peBBB  Kja^CBO  BaiBtaro  Rbbsb  oöposa  pyÖJia  b  noiTBBaHB  b  rpasaaBB  b  xearaBR 
HoBropo;(CXBBB  B'b  HosropoxcBoe  <ibcio.* 
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(z.  B.  WArd  eine  Socha  guten  Landes  auf  800  Tschetwert  veranschlagt, 
80  betrag  eine  Socha  mittelmäseigen  Landes  1000,  schlechten  Landes 
1200 Tschetwert  in  jedem  Felde,  bei  der  Dreifelderwirthschaft);  3) 
nach  den  Beziehungen  der  Grundeigenthümer  zum  Staat: 
hiernach  bestanden  mehrere  Kategorien :  seiiJH  «lepHUfl  (freies  Gemein- 
deland), aeiiJB  BOTqflHH&ifl  (freie  Erbgüter),  aeiijH  MOHacTupcRia 
(Klo8tergttter),8e]iJHABopaoBijfl  (förstl.  Privatgttter)und  seMjH  noiitCT- 
HUA  (Dienstgilter).   So  finden  sich  die  Bezeichnungen :  cozh  qepaufl, 

eOZH  BOT^MHAUfl,   COXH  MOBaCTUpCSiff,   COXH   XB0pi|0BUH  Uud    COXH  nO- 

■tcTBUfl.  Am  höchsten  besteuert  war  das  Gemeindeland  (die  Schwan- 
kung war:  400—600  Tschetwert  guten  Landes  auf  eine  Socha),  die 
Klostergüter  genossen  nur  eine  geringe  Steuererm&ssigung:  gewöhnlich 
betrug  eine  solche  Socha  600  Tschetwert  guten  Landes.  Dagegen  sind 
die  freien  Erbgüter  und  Dienstgüter  um  Va  günstiger  gestellt :  800  Tschet- 
wert guten  Landes  bildete  eine  Socha  auf  diesen  Gütern.  Die  geringste 
itaatliebe  Steuer  ward  von  den  fürstlichen  Privatgätern  erhoben: 
am  die  Hälfte  niedriger  als  vom  Gemeindelande,  auf  1800  Tschetwert 
ward  die  Socha  normirt.  Ausserdem  begegnet  man  noch  coxh 
TapzaBHuii  und  rpaiiOTBBqbH;  diese  bilden  jedoch  eine  Ausnahme: 
ans  grossfürstlicher  Gnade  ward  einigen  Grundherren  durch  be- 
sondere Schreiben  (rpaiioTu)  Steuererm&ssigung  —  in  verschiedenen 
Beträgen  —  bewilligt.  Sodann  ward  die  Socha  auch  als  städtischer 
Stenermaasstab  angewandt  und  büsste  somit  ihren  landwirthscbaft- 
lichen  Charakter  ein:  hier  wurde  nach  Höfen  (^Bopu)  gerechnet. 
Unter  Berücksichtigung  des  Gewerbebetriebes  und  des  Vermögens 
ward  der  städtische  Grundbesitz  getheilt  in  die  Sochi  der  besten, 
der  mittleren  und  der  jüngsten  gewerbetreibenden  Leute  (coxh 
lyqmBX'B  Topronux'b  noxell,  cpeAHHx<b  b  MOJO^qnflX'b).  Die  Socha 
der  3,mittleren'  bestand  aus  der  doppelten,  die  der  Jüngsten* 
ans  der  vierfachen  Zahl  der  Höfe  der  „besten^  Leute.  Die  letzte 
Kategorie  bildete  die  Socha  der  Aermsten  (coxa  6o6bij&CRifl) 
24  solcher  Höfe  ward  einem  Hofe  der  ^^besten^  Leute  gleichgesetzt.  — 
Die  Socha  ward,  wie  wir  gesehen,  gemessen  nach  „Tschetwert^ 
oder  „Tschet*',  d.  i.  nach  der  Aussaat.  Nach  allgemeiner  moskau- 
scher Regel  ward  das  Land,  auf  welches  ein  Tschetwert  Getreide 
g^ät  wurde,  einer  halben  Dessätine  gleichgesetzt  (für  die  Grösse 
der  Dessätine  finden  sich  verschiedene  Angaben:  80  Faden  Länge 
und  40  Faden  Breite,  auch  60  und  70  Faden,  Sashen).  Die  Wiesen 
wurden  nach  dem  Ertrage  geschätzt  —  Bonna,  d.  i.  ein  Grashaufen. 
Die  letzte  Steuereinheit,    in  welche  das   Land   eingeschätzt   wurde, 


—  ao   — 

war  die  butl^  Wütj  (im  moskausohen  Staat)^  die  o6ira,  Obsha  *^ 
(im  nowgorodschen  Gebiet)  —  sie  war  die  ursprüngliche  Normal- 
grosse  einer  bäuerlichen  Wirthschaft,  eines  bäuerlichen  Hofes.  Das  Wort 
Obsba,  o6»a  wird  von  saTb^  oßiraTb  abgeleitet  und  bezeichnete  suerst 
das  Feldareal,  das  eine  Arbeitskraft  bestellen  konnte.  Im  Laufe 
der  Zeiten  verringte  sich  die  räumliche  Ausdehnung  der  H5fe,  so 
dass  mehrere  Höfe  zusammen  eine  Wätj ,  eine  Obsha  bildeten. 
Nach  Analogie  der  Normirung  der  Socha  wechselte  auch  die  Or^teae 
der  Wütj;  hier  trat  noch  ein  neues  Moment  hinzu.  Die  ökono- 
mische Leistungsfähigkeit  der  Zahlungspflichtigen  wurde  von  der 
Staatsre^ierung  mit  in  Berücksichtigung  gezogen:  hierbei  kamen  vor- 
nebmlich  in  Anschlag  die  landwirthschaftlichen  Bedingungen  in  den 
verschiedenen  Landiheilen  (So  z.  B.  im  Twerschen  Oebiet  auf  eine 
Wütj:  8  Dessätinen  guten,  oder  9  Dess&tinen  mittlierea,  oder 
lODessätinen  schlechten  Landes,  in  anderen  Wolosten:  tesp.  6,  7,8 
Dessätinen).  Auch  wird  die  zum  Ackerareal  erforderliche  Grösse  der 
Wiesen  sowie  die  an  Wald  berücksichtigt;  doch  auch  hierin  herrscht 
eine  grosse  Verschiedenheit.  —  Endlich  ward  zur  zweckmässigeren 
Vertheilung  der  Steuer  und  zur  Erleichterung  der  Handhabung  des 
Steuerwesens  die  steuerpflichtige  Bevölkerung  je  nach  ihren  Ver- 
mögensverhältnissen  in  besondere  Kategorien  getheilt,  so  bildeten 
die  „besten^  Männer  eine  besondere  Kategorie,  ebenso  die  „mittleren^ 
und  die  „jüngsten^.  Jede  „Kostj^,  bocti>  —  so  wurde  eine  solche 
Kategorie  genannt  —  vertheilte  unter  sich  die  aufzubringende 
Steuer.  ^) 

3.  Das  16.  Jahrhundert  ist  die  Zeit  der  vollsten  Entwickelung  der 
Rechte  der  bäuerlichen  Gemeinden.  ^)  Das  Gesetzbuch  von  1497,  sowie 
auch  das  von  1550,  ^)  präcisiren  und  führen  aus,  was  durch  Gewohnheit 
und  locale  Verordnungen  sich  in  den  Beziehungen  der  Bauern  zu  dem 


0  Im  Nowgorodschen  Oebiet  im  15 — 16  Jahrhundert  bilden  drei  Obsbi 
eine  Sooha. 

0  Wir  müssen  uns  am  so  mehr  auf  diese  kursen  Bemerkungea  besohränken, 
als  das  altrussische  Qrandsteuersystem  noch  nicht  vollständig  klar  gelegt  ist. 
Die  Steuerbücher  etc.  weisen  eine  Reihe  von  Widersprüchen  aaf,  die  der  Lösung 
harren.  Es  haben  eben  zu  den  verschiedenen  Zeiten  auch  verschiedene  Prtn- 
cipien  geherrscht. 

3)  Bell^ew:  RpeoTbBHe  sa  Pycn,  Bd.  n,  pag.  39—95.  Dsnelbe:  O  noae- 
HejibBOMii  BjmA^BiH,  pag.  5  etc.  7iiaHi;ii:  cencRas  oCn^Hsa  in  den  Oreteet^efeHwa 
3anHCRH,  Bd.  149,  1868,  pag.  458—473.  Leschkow:  1.  c  pag.  215-265,  2QA  bU 
293.    Michailow:   IIct.  Pycc.  Up.,  pag.  274  etc.,  283  etc.,  296  etc. 

*)  S.  Ssolowjew:  Hcropia  Poccia,  Bd,  V,  pag.  280-285,  Bd.  VI  (1861), 
pag.  155—172. 
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Grandherm  und  eum  Lande  ausgebildet  hatte.  Die  Selbständig- 
keit der  btaerlichen  wie  der  städtischen  Gemeinden  gegenüber  den 
grossfitratlichen  Statthaltern  nnd  den  Mächtigen  des  Reichs  wird  gekräf- 
^t  nnd  gesehfltzt.  Die  fQrstliehen  Statthalter,  Namestniki  CRaMlscTHRRn) 
(in  den  Städten)  und  Wolosteli  (in  den  ländlichen  Oemeinden)  mit 
ihren  Tinnen  (lifHu)  dürfen  nicht  ohne  Heranziehung  der  Vertretei* 
der  Gemeinden  ttber  Glieder  derselben  Recht  sprechen,  und  zwar 
ohne  Unlerscbied,  ob  die  Bauern  auf  Gemeindeland,  auf  eigenem 
oder  aof  grandherrlichem  Lande  sitzen. ')  Seit  dieser  Zeit  treten 
S^lowalniki  (irbJOBaj&HUHH,  Geschworene)  als  Vertreter  der  Ge* 
meinden  beim  Gericht  auf;  diese  unterscheiden  sich  von  den  früheren 
dadurch^  das9  sie  dem  Zaren  den  Eid  zu  leisten  hatten  und  nicht 
für  einselne  RechtsftiUe,  wie  früher  üblich,  von  den  Gemeinden 
gewählt  wurden,  sondern  allem  Anscheine  nach  auf  längere  Zeit. 
Als  Kräftigung  des  Einflusses  der  Gemeindevertreter  auf  dem  gross- 
ffiratlioben  Gericht  muss  die  Greirung  des  Posten  eines,  im  Gesetz- 
buch Yon  1560  erwähnten  Gemeindeschreibers  (scHCBiä  Ainn)  ge- 
deutet werden,  der  dem  Schreiber  des  grossfürstlichen  Statthalters 
(BaH^CTHB^ft  ^HK'b)  gegenübergestellt  wird.  Die  gerichtlichen 
Angelegenheiten  (cy aui>ik  A'bJia)  sollen  von  beiden  Schreibern  nieder- 
geschrieben werden:  das  vom  Gemeindeschreiber  geschriebene  Exem* 
plar  soll  mit  den  Unterschriften  der  Gemeindevertreter  versehen  dem 
Statthalter^  das  von  dem  anderen  Schreiber  abgefasste  dagegen  -^ 
mit  der  Unterschrift  der  staatlichen  Richter  —  den  Gemeinde- 
vertr.etern  übergeben  werden.  Auch  wird  der  Fall  vorgesehen.,  dass 
die  Gemeindevertreter  (auch  cy^nue  nysa  genannt)  des  Lesens  und 
Schreit>ens  unkundig  «ind:  hier  mueste  die  Bedeutung  des  Gemeinde^ 
Schreibers  recht  hervortreten.     Eine  Reihe   von  Bestimmungen   soll 


*)  Im  Gesetsbuch  (Ssodebnik,  Qeriehtsbuch)  vom  Jahre  1497  helsst  es: 
A  6o<{Miii»  WUT  A^evb  öoApciravb,  sa  xoTOpuMB  KOpKienlH  cb  cy^oirb  ci>  6onp- 
tMMM%y  m  mM%  tfuntm^  a  la  efßß  y  hvxii  Guth  /(BopcROMy  h  cTapocT«,  h  lyr^Bifb 
m^eH«,   a  Gea«  ^(BopcBoro  h  6eai»  crapocru  m  Geai»  JiyHoiHZ'b  jiiDAefi  cy^a  na- 

vacravBom   u  BOJoerejeM'b  ae  cyj^HTH In  spftter  erlassenen  Specialver- 

ordnnngiett  wird  dieser  Qmndsate  immer  wieder  hervorgehoben,  so  z.  B.  in  der 
VeraBsaa  FpaiiOTa  MapflSBaeBOtt  Tpero  ApToicoBOBCKaro  crafla  RpeCTbHBaMii  vom 
Jalire  1506:  a  6e8%  orapocTM  b  6t8%  xyma^xT»  jno/^eH  sojiocTejio  h  ero  Tiyny 
cyxa  ne  Cfi^rmj  in  der  yeraBsai  OoescKaa  FpavoTa  vom  Jahre  1536:  a  BaM'bCT- 
BBB%  Baarfc  h  ero  rlya«  608'a  crapocr'b  b  6e8%  jynBX'b  Jito^efi  cy^a  ne  cyAHTi). 
Vergl,  j^Ceepaste  BSaKBliflmBxi  naHUTSBROBi»*'  pag.  149,  155,  desgleichen  in  der 
FcTttBaaB  B^esepeKaa  FpaMOra:  HavibCTHBRain»  b  TiyHaMt  fiesi»  coqRRX'b  b  Gea« 
xe6|Mixii  jm^ett  Be  cy^Brii  cy^a.  S.  Ssolovgew:  Her.  Pocc,  Bd  V,  285.  Siehe 
aaeh  Bd.  VII,  pag.  40—47. 
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Schutz  vor  der  Willkür  grossfürstlicher  Beamten  gewähren J)  Es 
ward  auch  das  ganze  gerichtliche  Verfahren  (Untersachung,  Sprach, 
Aosführung  des  Urtheils)  in  gewissen  Angelegenheiten  vollständig 
den  Erwählten  der  Gemeinden  überlassen.  So  sind  ans  eine  Reihe 
grossfürstlicher  Schreiben  erhalten,  die  die  Unterdrückung  des 
ßäuberwesens  in  gewissen  Gegenden  den  Gemeinden  übertragen: 
diese  sollen  durch  eigene  Wahl  ein  Gericht  niedersetzen,  das  aus 
einigen  Bojarenkindern,  den  Aeltesten,  Zehntmännern  und  den  ,,be8ten^ 
Männern  zu  bestehen  hat.  (Diese  werden  auch  Bu6opHue  roiOBu, 
ry6Hue  cTapocTB,  npHRan^HKii  genannt.)  Diesen  Gerichten  wird 
selbst  die  Ausführung  der  Todesstrafe  gestattet.^)  Ja  es  ging  die 
moskausche  Politik  im  16.  Jahrhundert  noch  einen  Schritt  weiter. 
Wenn  Gemeinden  um  die  Abberufung  der  ihnen  vorgesetzten  gross- 
fürstlichen  Statthalter  —  wegen  Bedrückung  etc.  —  und  um  die  Ge- 
währung freier  Selbstverwaltung  und  Rechtspflege  nachsuchten,  so 
ward  ihnen  Solches  zugestanden:  die  Statthalter  worden  abberafen,» 


0  Im  Gesetzbuch  (Ssadeknik)  vom  Jahre  1550  ($62):  a  öoiipoirb  ■  t^fh- 
Tewb  öoflpcKHM'b  cyxHTH,  sa  ROTopuMH  KopMjeHis  ci»  cyAO vb  ci>  6oApciHin> ;  a  sa  cyx^ 
y  HHXi>  H  y  nxik  rlyBOBi»  öuth,  r^t  ffBopcROtt,  ABopciOMy  ßfi^  CTapoCT^  h  JiyTviiiii» 
jriOAeM'b  i^'fiJEOBajiHRKOM'b.  A  cyARue  A'^ia  y  BaM^CTBHiOB'b  h  y  exi  rlyaoBik  nHcaTi 
seMCREKii  AiJii^oirb ;  a  xBopoxOMy  ao  crapocr«  h  i^ftJiOBajBHKOMi»  ri>  t^u%  cy^HBiiriB 
X^^aMi»  pyxH  CBOB  npBKjaxusaTE.    A  npoTHBBB  cb  T'bx'b  cy^Bux«  x^i>f  cjobo 

B'b  CJOBO,  aHCaTH  BaM'bCTHH^HMl»  xiflKOMl» ;    a  BavftCTBBKaMrb  ■%  ThWb  BpoTaBBevb 

nenaTH  cboh  npBRjaAUBaTH.  Aa  t^xii  oyABUX'b  Klun»  sanBciy,  aeBCiaro  aIua 
pyRy  erb  ABOpcKoro  h  ci»  CTapocTHHOio  h  ci»  i^'bjOBajBBHiOBLncH  pyiaMB,   BaBftc:T- 

BRROM'b   BMaTH   Rl   COÖfi,     a  npOTHBHH   T^Xl   ff,^*!»   BaMtCTEHROMl»,    AlHROBl»    ÖBOBXl» 

pyRy,  Cb  CBOBBB  neiaTMB,  Afl^saTB  ^BopcROBy  j^a  cTapocTft  h  x^ftjiOBajraBROVb.  A 
BOTOpue  cTapocTu  B  srbiOBajBBRB  rpattOTft  He  yM'bH>T'b,  b  ROTopue  rpaBOTU  yii^  • 
lOTT»,  T^wb  cTapocTSBi»  H  i^lixoBaiBBRawb  Hl»  cy^BOBy  exwcRy  seBOKoro  xisB»  pyB«, 
pyRH  CBOH  npHRjaxuBaTH ;  a  npoTHBHex'b  ci»  tIixi»  A'^'%  aaBlbCTHBHa  x^SBa  pys'ft, 
6uTH  y  Toro  CTapocTU  h  y  i^^OBaiHHROB'b,  ROTOpue  rpaBOTlh  ae  yntioTi»,  b  ohb 
ero  AepxaTi»  y  co6h  caopy  a'h  A  Geai  xsopCRoro  b  Öea«  crapooTM  ■  6e8i»  i^li- 
lOBajHBROB'b  BaifiCTBBROB'b  H  Hxii  Tiyuowb  cyj(a  He  cyxBTB;  a  rj(l&  XBOpccoro 
RftTT»,  H  npesb  cero  ae  GuBaii»,  hbo  6uth  B'b  cyxl^,  y  HaBUcTBBROB'b  b  y  bxi» 
rlyaoBT»,  crapocT-fi  ab  A^JOBajasROBii.    A  öeai  CTapocTU  b  6e8%  i^luiOBajaBBOBii 

cyxa  ae  cyARTH Siehe  ausserdem  S§  68 — 72  u.  a. 

3)  S.  Ssoloiivjew:  HcTop.  Poccia,  Bd.  VI,  pag.  80-83,  Bd  VII,  pag.40— 46, 
50 — 51.  So  heisst  es  in  einem  ry6Hott  aaRasii  cejBBi»  KapHJMOBa  BOBacrupR 
(zur  ünterdriickuDg  von  Räubereien)  vom  Jahre  1549:  A^ja  aeöojibniiB  BuOop- 
flUMi»  FOJoaaB'b  BOSBO  p^maxb  r  ae  BCftBi»  bu%qt%\  bo  j(ia  6ojbmBxi>  obb 
AOJSHU  crbtasaTbCH  aaii  Bcbxi,  CTaBOBi  b  aojocTett  vb  ropox«  b%  Bft^ooaepo,  ■ 
Hero  ae  BoryTi  ynpaBBTb,  nycTi»  uBaiyrb  ri»  6oHpaBi>,  lOTopuB»  apBBaaaau  paa- 
6ottBUR  n^ih.    Bi»  cyxu  aaBl^eraBHue  ryöaue  crapocTU  ae  aoJkkbu   BeTynBTbca, 

a  aaM'beTBRRH  ai»  cyxu  ryGauxi»  crapocTii S.  Ssolowjew:   Herop.  Poccib, 

Bd.  VI,  pag.  82—83. 
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und  die  Gemeinden  erkoren  sich  «erwählte  H&upter*  (H8iio6ieHHue 
rojoBu),  «erwählte  Aelteste^  (cTapocTH  naiioSjieHHue),  „erwählte 
Richter^  (Buöopaue  cy}^>H).  Auf  diese  gingen  die  gesammten,  den 
Statthaltern  zustehenden  Rechte  in  der  Verwaltung  und  Rechts- 
pflege aber.  Die  sonst  den  Statthaltern  eufallenden  Steuern  und 
Abgaben  werden  —  auf  eine  feste  Pauschalsumme  normirt  —  yon 
der  Gemeinde  selbständig  vertheilt  und  erhoben,  deren  Vertreter 
das  Geld  nach  Moskau  zur  Einzahlung  in  die  grossfürstliche  Kasse 
zo  bringen  haben*  0 

Desgleichen  wurden  zur  Aufstellung  der  Steuerbücher,  zu 
welcher  Schreiber  und  Aufseher  geschickt  wurden,  Vertreter  der 
Gemeinden  herangezogen;  den  gesammten  Betrag  der  Steuer,  wie 
er  nach  den  Steuerbüchern  sich  ergab,  und  bis  zur  Zusammen- 
stellung eines  neuen  Steuerbuches  derselbe  blieb,  vertheilte  die 
Gemeinde  unter  sich  ganz  selbständig.  Der  von  dem  Einzelnen  zu 
zahlende  Brtrag  wechselte  je  nach  der  ^Veränderung  in  seinen  Vermö- 
gensverhältnissen und  der  Grösse  seines  z.B.  landwirthschaftlichen  Be- 
triebes (do  namHAMi»,  sHBoraM'B  h  cexani»,  auch:  a  bi»  roey^ftp^* 
Bux«b  noABTHX'B  BepcTaTBCfl  caMHUT»  no  ARBOTaM'b  H  no  npOHUoiau'b).  ^) 
Auch  wird  es  den  grossfürstlichen  Statthaltern  und  den  anderen 
staatlichen  Beamten  zur  Vermeidung  von  Bedrückungen  untersagt, 
die  ihnen  —  zu  ihrem  Unterhalt  —  zukommenden  Abgaben  selbst 
von  den  Steuerpflichtigen  zu  erheben.    Die  Gemeindeyertreter  sollen 


0  S.  Ssolowjew,  1.  c,  Bd.  VII,  pag.  40  46.  So  bitten  die  BasaHe,  lUea- 
lypiiu  B  Bejbcsaro  craua  nocaAciie  Mxopß  h  Bcero  BflacRaro  y^s^a  craBOBue  ■ 
BOJtoeraue  BpeerbHue  im  Jalire  1552  den  Zaren  um  die  Abberufung  des  Namest- 
nik  nod  der  Tiane,   auch  möge  er  befehlen:   ynpasy  ^bhbtii  ro  BCflKBX'k  sex- 

CEBxi  A^^axi»  no  cyxeÖHHKy  BuCopHUMi»  MynmBWh  jigabmi»,   ROro  obb ma- 

iK)6&iB,  .  . . .  a  sa  BClb  HaM'bcTHH^bH  H  TiyBCKiH  nomJiBBu,  sa  bcI^  noöopu  h  xo- 
XOAU,  spoMli  roeyxapeBbix'b  oöpoROB'b,  sej'bTb  aa  hbzi»  noJOSHTb  oöporb  xeubraMB, 
1300  pyöjiett  exeroAHO.  Der  Zar  willfährt  dem  Gesuch  und  befiehlt,  jene  Summe 
(in  Betreff  der  b&ueriichen  Bevölkerung)  ■pecTbABam»,  Jiy^niBM'b,  cpexHBBii,  mo- 
loxHx^  pasBOAHTb  no  namaflX'b,  sHBOTaMi»  a  coxaicb.  Auch  sollen  die  Gemeinden 
seMcsie  ßJiR*u  wähleo,  kto  6ii  uwb  bi>  seMciie  /^banu  Jinöii  öbui».  Dass  die  Ver- 
leihung solcher  Rechte  keine  Ausnahme  war,  errpebt  sich  aus  der  ycTasBaa  rpa- 
HOTB  BpecTbHBaM'b  ycTtoseKBxi»  BOJiocTeft  vom  Jahi*e  1555.  —  Eine  npasaR  rpa- 
Mora  Tom  Jahre  1571  wird  mit  den  Worten  eingeleitet:  CiJk  cyx'b  cyxBjn  JS^hnn- 
ciie  BuÖopBue  cy^bB  Bepxsie  dojobbbu  b  HasBie  (zwei  Namen)  cn»  TOBapao^a. 
An  einer  folgenden  Stelle  werden  sie  sexcaie  a8JiK>6ieBBue  cyAi>>  genannt  Das 
Schreiben  ist  vom  seacRotf  xiaMCRi»  abgefasst  nnd  von  awei  Zeiowalniki  unter- 
teiehnet:  sodann  steht  verzeichnet:  aa  cyx'b  cba^b  i^'BJioBajibBaRB  o6liaz'b  no- 
X0BBB%:   (eilf  Namen  angeführt).    Artu  lOpa^BHCCRie  M  23. 

^)  Vergl.  auch  §  72  des  Gesetzbuches  vom  Jahre  1560. 
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die  Abgabe^  einsavam^tn  V{ni  den  Beamte^  dei^  ibnei^  zulf9mfienden 
Befrag  überliefern  % 

Seit  flem  IQ.  Jahrhundert  pnde^  aicb  fine  ^^^e  Gruppe 
ip)  d^r  bauerlichen  Bevölkerung:  die  Bpbüli  (Gjo^^Jii],  die  qnr 
^pe^  TbeU  eines  bäue^HcbLen  Täglo,  d.  b.  einen  Theil  ein^  t^&qpr* 
liehen  L^ndloQsea  hatten  u^d  demgemäss  apch  nur  d^x^  wt^prec^ei^^^n 
Thei|  ^er  Steuern  und  Leis^ngen  m  zaj^lciii  b.aften.  Die^f  qeae 
Eri^cheinung  im  bäuerlichen  Leben  hatte  s^ch  f\ntwic|(elt  l^^6  der 
Nothwendigkeit,  den  Taglo  zu  theilen,  da  ein  T^^x\  d^  ^{^^f^n 
nicht  ypii  eiipi^in  ganzen  Täglo  die  eporm  g^ft^egei^en  St^c^^m  zu 
^ntr^Q^en  vermocb^tp.  Au^s^^d^m  ffipdlfn  8i(\t^  jetzt  ip  den  Qeipeüi* 
den  Kq^alj^i  (ifpsaim),^)  vpq  denep  die  eif^en  ihren  )Iof  und  ^bran 
^andthej^l  hc^ften,  wahrscheinlich  gleich  ^^e^  ßolpüU  nur  ^^pe^  ^\^i^^ 
TheiU  ^ip  anderen  bei  d^p  Bauerx^  i^la  Arb^itj^r  lebten  oder  ein 
Gewerbe  b^etriebep.  Di^e  letz^ei^^n  waren  qipht  yo^lbef^clit^te 
Qlip^^r  der  Gemeinde,  4&  sie  ^ben  kein  l^apd  hatten.  In  dieser 
j^^tellung,  in  dief?r  Kategorie  der  aaTarj^ue  410^0  (d*  h.  ausser  dem 
TS^lq  stehend)  ii^  ^er  GemeiAde  befanden  ^ich  a^ch  die,  c^ie  ^nvjfh 
GeJt)urt  oder  laut  Vereinbariiing  al.s  Kaechte  in  ei^er  selbständigen 
^iifthschaftsfanailie  lebten,  qhn^  yo.n  der  Gemeinde  Lanf|  erhalten 
zu  haben.  Zur  Umleg^ng  der  Steuern  i^ählte  di^  Qem^nd^,  Ver- 
trauensrnf^noeir  aus  de^  „b.esten*^,  emittieren^,  Jüngsten**  Leu^n 
i^nd  aus  <^n  Bohüli  ^nd  den  ansässigen  I(osal4,  4ie  zu  so^ä^zan 
hatten,  welcher  Theil  der  ganzen  Steuerlast  von  jedem  Hof,  je 
nach  der  Stei^erkraft  des  einzelnen  Wirth^n,  zu  entrichten  war. 

In  die  Geip.^inde  traten  ein  sowohl  das  herf^ijiwachsend^  Ge- 
schlecht bereits  ansässiger  Familien,  als  auch  neue  Ansiadl^: 
erstere,  d.  i.  die  in  der.  Gemeinde  Geborenen,  übernahmen  zuerst 
gewöhnlich  nicht  eine  ganze  Wütj,  sondern  je  nach  ihren  MHIehi 
eine  halbe  oder  ein  Viertel  etc.,  die  fremden  Leute  traten  nach 
gegenseitiger  Vereio^barung  m,it  der  Gemeinde  iiji  dieselbe  ein,  in- 


*>  So  heisst  es  a.   A.  in  der   ycTaBsss  OseaoKas  FpanoTa    vom   Jahre 

1536 s  DOÖopoBii   CBoaxii   caMHin»   (acL  aoboa'uikom']^)   d.q   A^pesssii«   nß 

öpaTJi,  HnaTH  miT»  esott  noOop.'b  y  cTapocxi»  qa  c^aHy. un.d  an  einer  ivpylffreii 

Stelle  sodann:  a  KopMu  HaNlicrBHH«,  h  TiyuoAH  sr  xOBQxuiKoau  nofiopu  crapocTM 
Oepyri»  qo  xepeBBsifi  as  tuaraTii  BaM^^OTHR^y  b  e^o  Tiysy  ■  AOBOAHJiffy  aa  crasy. 

3)  In  Folgß  ihr«8  geringen  BesiUthums  und  gar  dss  Manfpeia  l/oster  Ansäa- 
sigkeit  bildet  diese  Bevölkerongsgruppe  eii^e  sehr  ba^egli<$he  Masfte,  Vargii!^- 
nnngen  vecschiedenec  Art  strsben  diesem  Unfog  au  steuern  (in^  fiskaliseham 
IntereaseX  so  a.  B.  4is  ycTasHaii  TpaMora  oiiHaiiu.  CojLoaai^aarQ)  npsacT^p^.  vom 
Jahre  1548,  S.  Ssolowjew:  I^cTop.  Poc4$ia,  Bd.  YUs  psg.  12^129^  aiehf»  auch 
Bd.  VII,  pag.  421  etc. 


dem  rie  entweder  eine  ganae  b&nerliche  Wttfcj  oder  eine  halbe  etc« 
Qheroabaen.  0 

Die  grandbeBitelieben  VerhUinisse  erhielten  gegen  die  frühere 
Zeit  mehr  Feetigkeii  und  Selbständigkeit.  Freilich  konnten  sowohl 
die  Gemeinde  als  der  Grandherr  wie  früher  dem  aablnrngsunflltiigon 
Bauer  das  Land  abnehmen,  doch  hatten  sie  nieht  das  Reeht,  gegen 
deo  Worttaut  des  Vertragsbriefes  (napflAHaa  oder  nopa/uiafl  aanaoi»)  ^ 
den  sogetheilten  Landantbeil  zu  yergrössern  oder  an  yerringem; 
das  Land,  das  den  T^Ioantheil  des  Bauern  bildete,  verblieb  ihm 
onantaatbar,  so  lange  er  die  Steuern  und  Lasten  reohteeitig  enfc- 
riefatete.  ■  Sein  Reeht  an  dem  OrnndstHek  erstreekte  sieh  so  weil, 
das«  er  dasselbe  vertauschen  und  abtreten  konnte  an  Personen,  die 
die  Stener  übernahmen,  (Auch  anf  gutsherrlichem  Lande  fand 
Solehee  atett,  dam  Herrn  musste  jedoch   die  Anaeige  hiervon   ge- 

maeht  werden.)  0 

D^h  ungeachtet  der  grösseren  Selbständigkeit  und  der  grösse- 
ren  reehtiicben   Sieheratellung   der    bäuerlieben  Gemeinden    verfiel 

<)  Von  Interesse  ist  nachstehender  zwisohen  einer  Gemeinde  und  einem 
Bauer  geschlossene  Vertrag  vom  Jahre  1604,  laut  welchem  letzterem  Vii  Obsha 
mit  zwei  Freqahrep  verliehep  wurde:  Ce  ubt»  Tappenofoll  (M^ntiiptt  (s^in  Jf^ifie 
QDd  vier  Bauern  nameptlicb  angeführt)  oroBopaisca  e^MB  cq  bcIIiii^  «|MBCTisaw 
T&BpeHCKifl  BOJOCTH  HjiJbHHCKoro  npHxoxa,  xa^il  nycToro  CB^opy  /levaAOBy  cuay 
nyetoro  x6pe6iH  sevjiH,  bi»  CeMeHOBCRott  AopcBB'fi,  XB'fiHa/^i^aTyio  ^ojik)  oÖesHyio 
BZ  irory  h»  xaa  roxa  ci>  HRBOJnHa  x»*  Benmaro  112  roxy  Aa  MP  Hniojena  wb 
IM  B6DiBare  114  ro^y:  Bii  tl^  eify  JiroTBue  bi  ^aa  ro^a  BHiOTopuzi»  Foey^afie- 
iux-h  BOAaTSft  ue  ASBaT^«  bb  Aana,  bb  oöposy,  bb  MnpcsBX'b  poapyt^OB^;  b  bm^ 
OTOttAyxi»  JiroTBue  abb  roA«,  fl  CHAopy  Aaub  a  oCposi»  c  BCSBifl  FocyAapeau  oq- 
AZTH  A&Barb  B  MBpcRiü  poapyCid  abbbtb  se,   cb  BBpoBii  BBl^CT'b.    A  otabib  eny 

th  OyTBBB    fl   eil   JOBBü^B   B   Cb   eSOBBü^fl    B   CO   BCbBl    yrOAlHMl,     ByAU    XOAHJfl»   TO. 

nop%  B  eoza  b  Boea  b  vto  vh  rouj  aepedlB)  BacrapB  Dorarjo.  H  GsAOpy  Ba 
TOBii  xepeöl»  /^Bopi»  DoeTaBBTb  b  aeN^a  pocnaxarb  b  oropoÄu  oropoABTa  r  loycrft 
He  noKBByTb  Toe  ab^bbaabtuc  aoib  oÖexHue;  Aa  b%  tobi»  eMy  bb  nyTb  ABfia* 
Bereits  nach  drei  Monaten  übergiebt  der  bezeichnete  Bauer  daa  ihm  zugetheilte 
liznd,  das  er  CBott  sepeöeit  scbjib  (sein  Landloos)  nennt,  einem  anderen  Bauern. 
Dieser  Yertrag  wird  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  geschlossen  und  vom  Ge- 
meindeaehreiber  (seNCBoJI  Aia^esi»  TaBpeBcxie  bojioctb  CeNeixa  FpBropbeB«»)  nie- 
dergeschrieben. Einer  besonderen  Genehmigung  der  Qepieinde  zur  Oeseion  des 
Vertrages  wird  nicht  erwähnt.  Artu  lopBABHecicie,  JS  175  Unter  J\fi  167  ^ndet 
sich  ein  ahnlicher  Vertrag  vom  Jahre  1595.  In  demselben  erklärt  der  üeber- 
nehmer  der  Landstelle  u.  A.  noch:  a  noKBay  asii  anycTft  seBauo  B'b  Tolt  iipB- 
Jr>aol  AepesBB,  bb  aaeftio  b  aa^i^a  ae  nocasy,  b  bb  ItB'fe  no  cell  sbubcb  bsbtb 
cTzpocrft  BT»  MBpT»  py6jib  AaBOfb. 

0  Aktu  B>pBABHecKie  ^  177—180,  182-184,  186—192. 

^)  So  heisst  es  z.B.  in  einer  vom  Kloster  Ssosowez  ausgestellten  ycTaanaB 
r^flova;  BoyibBO  BaB«b  (4  1.  den  Bauern  des  8selo)  Bean»  ce6a  ABopu  b  scBjfBBB 
MtBiTB  npOAOBBTB,  AOJiosa  npBRan^BRa.  Bellgew:  KpecTbaBe  aa  PyoB,  Bd.  II,  pag.  80. 
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der  bäaörliche  Stand  in  diesem  Jahrhundert  immer  mehr  in  Ar- 
muth  und  zum  Theil  auch  in  Abhängigkeit  von  den  grossen  Omnd- 
herren  und  zwar  in  Folge  der  enorm  zunehmenden  Steuerlast.  So 
sind  am  Schluss  dieses  Jahrhunderts  fast  vollständig  die  Bauern 
mit  peraönlichem  Grundeigenthum  verschwunden:  Mangel  an  Schutz 
und  der  schwere  Druck  der  Steuern  und  Lasten  veranlassen  die  freien 
bäuerlichen  Grundeigenthtfmer,  entweder  auf  Gemeindeland  überzu- 
gehen oder  auf  das  eines  mächtigen  Grundherren,  wo  sie  Schutz  und 
Vertheidigung.  fanden  und  die  Freiheit  des  Wegzuges  sie  vor  über- 
mässiger Bedrückung  sicherte.  Verkauf  von  freiem  Grundeigenthum 
erfolgte  auch,  wenn  das  Erbe  unter  so  viele  Söhne  zu  theilen  war, 
dass  der  auf  den  Einzelnen  fallende  Theil  ihm  nicht  volles  Aus- 
kommen gewährte.:  sie  zogen  es  in  solchen  Fällen  vor,  das  väter- 
liche Erbe  zu  verkaufen  und  ein  ihren  Arbeitskräften  entsprechen- 
des volles  Landstack,  wenn  auch  als  Pächter  zu  bewirthschaften. 

Gerade  Joan  III*  und  IV.,  die  so  viel  für  die  Hebung  der 
rechtlichen  Stellung  der  Bauern  gethan,  haben  in  grossem  Mass- 
stabe dazu  beigetragen,  dass  das  Land  aus  den  Händen  der 
Bauern  in  die  der  Dienstleute,  des  Adels,  und  in  daa  fürst- 
liche Bigenthum  überging.  Mit  der  Bildung  des  Moskauschen 
Grossfürstenthums  hatte  sich  ein  neues  staatsrechtliches  Princip 
Bahn  gebrochen.  Dieses  Fürstenthum  bestand  fast  ausschliesslich 
aus  eroberten  Ländern,  der  Grund  und  Boden  befand  sich  hier  im 
Eigenthum  des  Fürsten;  die  hieraus  sich  entwickelnde  grosse  Macht 
dieser  Fürsten  gegenüber  den  Fürsten  auf  altrussischem  Boden  trug 
wesentlich  zum  Uebergewicht  Moskaus  bei.  Mit  dem  Aufgehen  der 
Fürsten thümer  in  den  Moskauschen  Staat  und  mit  den  grossen  Erobe- 
rungen (Nowgorod,  Pskow,  Smolensk,  Kasan  etc.)  wuchs  die  zarische 
Macht  so  gewaltig,  dass  der  Grundsatz,  alles  Land  gehöre  dem 
Staat,  der  über  dasselbe  verfügen  könne,  auf  ganz  Russland  aus- 
gedehnt wurde.  0  I^ie  practischen  Consequenzen  dieses  Princips 
waren,  dass  je  nach  den  augenblicklichen  staatlichen  Bedürfnissen 
^schwarzes  Land^,  d.  i.  in  Gemeindebesitz  befindliches  Landv  an 
Dienstteute  zu  Dienstgütern  vergeben  wurde,  wenn  (zu  den 
zahlreichen  Kriegen)  persönliche  Dienste  erforderlich  waren,  wo- 
gegen es  zu  fürstlichem  Lande  erklärt  wurde,  das  ausser  den  Steuern 
Pachten    an    die    fürstliche  Kasse   zu    zahlen    hatte,  wenn  Geld  er- 


0  Vergl.  auch  S.  Ssolowjew:   HcTopHHeciis  nncbiia  im  Pyccsitt  Btcrv«», 
1869^  Nr.  5,  pag.  4-22. 
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forderlich  war.')  Seit  Joan  III.  —  in  vereinzelten  Fällen  auch 
schon  frdher  — .,  in  besonders  grossem  Hassstabe  aber  seit  Joan  IV. 
ToUzieht  sich  diese  Umwälzang. 

Die  Oemeinden  erlagen  der  Steuerlast  und  der  Uebermacht 
der  grossen  Orundherren.  Jemehr  die  Steuern  (sowohl  zur  Zeit 
Joan  IV.  als  seines  Nachfolgers  Feodor)  wuchsen,  umsomehr  be- 
mfihten  sich  die  Gemeinden,  um  die  fast  unerschwinglichen  Lasten 
zu  ermässigen,  bei  Aufstellung  eines  neuen  Steuerbuches  bewohnte 
Höfe  als  leerstehende  in  die  Steuerliste  eintragen  zu  lassen.  Un- 
geachtet strenger  Verordnungen')  nahm  dieser  Unfug  besonders  unter 
der  Regierung  des  zweitgenannten  Zaren  in  grossem  Massstabe  zu. 
Dm  den  strengen  Ahndungen,  die  bei  Entdeckung  solchen  Betruges 
erfolgten,  zu  entgehen,  wurden  Dörfer  schaarenweise  verlassen. 
Auch  loekten  hierzu  die  Freijahre,  die  den  Ansiedlern  auf  den 
neuen  rassischen  Gebietserwerbungen  geboten  wurden.  Um  diesem 
Uebelstand,  sowie  dem  Hin-  und  Herziehen  der  Bauern  überhaupt,^) 
ZQ  stenero,  was  gleichfalls  der  Regelmässigkeit  des  Einfliessens  der 
Steuern,    sowie   auch    der    Abgaben    an    die    Dienstleute    Abbruch 


')  Beli^ew:  EpecTbase  na  PycH,  Bd.  II,  pag.  85 — 94,  meint,  dass  diese 
MsMuahmen  auf  die  Lage  der  Bauern  keinen  erheblichen  Einflnss  geübt  haben 
können:  bei  der  freien  Bewegung  der  Bauern  und  in  Berti cksichtigang  dessen, 
daas  der  Einselne  mehr  in  Abhängigkeit  von  der  Gemeinde  als  vom  Grundherrn 
sieh  befand»  seien  die  Rechte  der  Banern  beim  Üebergang  des  Eigenthumsrechts 
aaf  die  Dienstleute,  resp.  den  Zaren  wenig  alterirt  (?).  Die  Bauern  hätten 
freilich,  wenn  schwarzes  Land  als  Dienstgat  vergeben  wurde,  neben  den  Steuern 
aach  noch  Abgaben  an  den  neuen  Herrn  zu  entrichten,  doch  meint  Beläjew, 
dasi,  da  die  Dienst-  und  Erbgüter  nur  die  Hälfte  der  Steuern,  die  auf  „schwär- 
xem  Lande*  ruhten,  zu  zahlen  hatten,  der  Gesammtbetrag  der  Abgaben  der 
Banern  wohl  nicht  gestiegen  sein  möge.  Ausserdem  hätten  die  Bauern  hier- 
darch  noch  eines  Mächtigen  Schutz  und  häufig  auch  Hülfe  vor  Gericht  erlangt. 
Und  falls  sie  doch  von  ihren  neuen  Herren  gedruckt  würden,  so  tröstet 
Beiljew  damit,  dass  sie  ja  haben  wegziehen  können.  (!!)  Siehe  auch  S.  Ssolow- 
jew;  HcTop.  PocciH,  Bd    VII,  pag.  15—24,  32—38. 

')  In  den  Zusätzen  (vom  21.  August  1556)  zum  Gesetzbuch  vom  Jahre  1550 
and  in  folgenden^  vergl.  GoÖpasie  saaiHlittnixx'b  naMSTBHiOB  i ,  pag.  273 — 282  etc. 

')  Die  ausgedehnten  Gebietserwerbungen  im  Nordosten,  sowie  die  südliehen 
Steppen  boten  Gelegenheiten  sieh  dem  Steuerdruck  zu  entziehen.  Die  hier  be- 
^tzliehen  grossen  Grnndherren  zogen  durch  Gewährung  von  Freijahren  eine 
MsMe  von  Ansiedlern  heran,  so  dass  dem  ohnehin  schwach  bevölkerten  alten 
Gebiet  Rnsslands  eine  empfiadliehe  Entvölkerung  drohte.  Die  Einführung  der 
S^hollenpfiichtigkeSt  war  ein  Schutz  für  die  kleinen  Grandherren,  deren  Gunst 
ta  erwerben  Boris  Godunow,  der  allmächtige  Rathgeber  des  Zaren  Feodor,  allen 
Gnmd  halte,  dabei  aber  gegen  das  Interesse  der  grossen  Grundherren.  S.  Sso- 
lowjew:   HcT.  Poccih,  Bd.  VII,  pag.  411—420. 


—    88    — 

ttaat)  erfolgte  (1682)  die  DecretiHing  der  Schollenpfiichtigkeil. 
Alb  Sofc^chädigang  für  den  Verlast  der  persöDlichen  Freiheit,  des 
Rechts  des  freien  Wegzuges,  wurde  den  Badern  in  der  GeaetagebUdg 
des  17i  Jahrhndderts  ein  Reeht  auf  das  tob  ihnen  bebiute 
Laftd  zugesprochen«  0 

iii.   Der  altru88ische  bStuerllche  Oemeindefbesiitz. 

1)  Was  die  rechtliche  Stellung  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung zum  Orund  und  Boden  anbetrifft,  so  bildaten  sieb, 
wie  bereits  bemerkt,  bei  der  Ansiedelung  des  Bodens  zwei  6rond<* 
besitzformen  aus :  je  nach  dem  ob  eine  einzelne  Familie  oder  eine  grössere 
Genossenschaft  Land  occupirte,  rodete  und  in  Gultur  nahm,  befand 
sich  dasselbe  im  persönlichen  Eigenthum  (BOT^HHHOe  BJäA'l^Bie) 
oder  im  Gesammteigenthum  (oömHUHoe  BJiaAtHie),  wobei  nicht  aus- 
geschlossen ist,  dass  aus  dem  individuellen  Grondeigentbum  einer 
durch  inneren  Zuwachs  sich  erweiternden  Familie  mit  neuer  Occu- 
pation  freien  Landes  und  mit  Aufnahme  neuer  Genossen  sich  nicht 
auch  im  Laufe  der  Zeiten  Gemeindeeigenthum  ausbilden  konnte. 
Die  Grundbesitzrechte  reichten,  so  weit  als  Land  occupirt  war: 
RjAä  ronap'b^  isoca  n  cöxa  xoäbjivI  (wohin  Beil,  Sichel  und  Pflug 
gegangen),   wie  es  in  vielen   Actenstücken  beisst. 

Ward  die  erste  Arbeit  zur  Ansiedelung  durch  eine  grössere  Ge«* 
rtölsensehäft  ausgeführt,  so  hattä  ein  Jeder  ein  gleiches  Recht  auf 
das  eingenbmitiäne  Land,  welches  demtiaCh  gleichm&ssig  Unter  die 
Glieder  der  Genossensctian;  vertheilt  wurde.  Ein  Jeder  erhielt  ro 
viel  an  Land,  als  er  bearbeiten  konnte  und  zur  Ernährung  seiner 
Familie  nOthig  hatte.  ^)  Das  dem  Einzelnen  zugewieseiie  Lahd  hiess 
UMiihafitok^  Ddel  (^vaeton,  ynfiM'by  Der  hierfüi^  auch  abliebe 
Au^ärdck  SHferebi  (tt^t>®6i&)  ^^^^^  ^^^  ^^^  Ausloosuhg  der  Land- 
antheile   hin    („Loosgüter"    in   Deutschland).     Beim    Üeberfluss    an 


0  Uebsr  die  Gesehiehte  der  SckoUenpfliehtigkeit  bis  cur  vollen  Ansblldiin^ 
der  LeIMgekisehaft  in  RnsBlatid  siehe  besonders  Bellas w:  BjiectbSRS  aa  Pyci, 
Bd.  III,  Bd.  IV)  Bd.  V  und  Bd.  VI  in  der  PyooimH  Beet^a,  1M9.  Michailow: 
Her.  Pyec.  IIp.,  pag  292  ete.,  315—330  Eine  Uebertieht  tlber  die  Qeetailang 
des  8elbstver#idtttngewe8bnB  sur  Zeit  der  Leibeigensohalt  findet  der  Leeer  u.  A. 
aiieh  bei  M.  Bbpyxeilt:  Satoeu  r  ssSri»,  p*g.  41— 52i 

0  (HuiS  analog  den  gehnanisehea  Nieder lasBiin|en:  Qk  v.  Maurer:  Oesebiehte 
der  DoHVerfassaiig  in  Deotsehland,  1865,  Bd.  I,  36—37.  0.  Waitst  Deutsche 
VerfMSangsgesehiehte,  Bd.  1,  pag.  113-^1 14i  F*  Dahlmatid :  Qeiehi^te  voa  iNUie- 
mark,  1840,  Bd.  I,  pag.  133—134. 
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Und  liähm  iäit  detd  Waöhäfefa  der  BevUlkerung  die  Zahl  iit  Länd- 

anthelilä  sq.     Im   msiischen   Volke  steckte  —  vielleibfat  stärker  als 

bei  dbn  anderen  indbeni'opäisclien  Tölkern  —  ein  Ibdividudlisirüngs- 

trieb)  der  dbh  in  dem  Streben  knndtbat,  sich   möglichst  früh  eine 

selbstättdige ,    Vom    ^iteHibfaen    Häüse    gesonderte    wirthschaftliche 

Existenz   zn   schliffen.     Die    beim  grossen   Landäberfluss   leibht  br- 

mö^lielite    selbständige    Niederlassung    inag   diä  Aü^bildnhg  dibs^s 

Charakterznged    befördert    haben.        Wir    finden    nätülich    in    den 

Stenerbüchbrri    (im   16.    Jahrhundert,   in    dem    erwähnten    Steuer- 

boch   der    DereVskaja    Patina    um    das    Jahr  1405,   der  Wbt^kaja 

P&tiita;  t.  J.  1500),  dass  ein  Hof  rdh  einem  Manne,  biher  Äi*beit8- 

krafl,  be^obüt  und  eingenommen  ist.    Im  Vergleich  zur  Ijfesammt- 

zahl  dei"  Höfe  Erscheint  eis  ali    eine  Ausnahme,   dass   im  Öofe   des 

Vtfters  ätich  ein  Sdhn  vermerkt  lät,  noch  seltener  bewöhiien  Bi'ild^r 

einen  Hof  gl^vätinkmi.    Weit   häufiger  —  und   das   muss    bei    der 

gtositü  Zahl   der  Fälle   als   Regbl    angenoirlmen   weil'den  —  sa^sbn 

Sdbile  üdd  Brfidbr  auf  gbsöndeHen  Höfen.    Die^e  frühe  Atis^^d^Iung 

der  erwachsene  Söhne  thuss  die  Cololnisirung   der  grossen  sarinaiti- 

schön  Eb^hb  ün^enibiri   befördert  babbnf.     DöcU   nicht  allein   äurch 

iäneren  Zuwachs,  äiich  durch  Ein>Vanderung  nahm  äie  Be^ölkei'ung 

einer  Gbiäeinde  und  die  ^sihl  der  Utschastki  zu;  wie  im  Interesse 

der  Genoibinde,  neue  Ansiedler  heranzuziehen,  so  lag  es  iin  Interesse 

der    BlAz^liibn ,     iich     unter     den     Schütz     einer    Gemeinde    zu 

stellen.  0 

86  beiftaihd  df^  Getii'binfdeiäärk  eins  einer  wechselnden  A^^ahl 
gleichet  Einheiteii ;  wib  verschieden  auch  die  Grösse  der  Gem'biridbn 
war,  die  UUcbilstki  waren  tliberall  gleictr.  So  stellten  src&  ih  der 
Audchaunn^  und  Sprache  de'Ä  Volkes  „Familie*  und  solch  ein 
sLäiidantfreil^  einander  gteibli,  daher  die  Bezeichnung  «viÄbe  n  ib^i^ 
mwh  H  ABop'b.  Im  südlichen  Russland  hiess  —  bis  in  das  16.  Jahr- 
hundert —  solch  ein  Utschastok  AUMrb,  im  Norden  Dwor  (Anoprb 
Hof>,  Im^  mfoskautsehen  Sta^t  ward  der  Ausdruck  Wütf  (ibti^i^)  üblich, 
und,  ab  der  Dwo*'»)  die  admini^fr^tivi  Einheit  (zu  Zwecken  der  Be- 
sfeuefurig'  etc.)  würde,  die  Bezeicbnung  Täglo  (xarjio).  Auch  in 
der  Folgezeit,  als  die  Wütj  nicht  mehr  überall  die  Wirthschafts- 
einheit  einer  Familie  war,  wurde  diese  Einheit,  jetzt  eine  fingirte; 


<)  Leiefakow:  P^c<^Rilt  ffapo^^ii  fi  Fö'ciyA&pci^BO,  pag.  116^  etc.,  229'  etc.,  Be- 
liiT^W:    KpecTi^yiae  M'PycH,  Bd.  I,  33    86.   A.  HmtBTCRitt,*  f  d.,  pag.  431,  461— 46% 

*)  Sehen  in  der  ersten  Zeit  der  rassischen  Staatsbildung  wdrd  eiike  Steueif 
vom  jäoP*  erhobeü:  ,oti>  j^Opa^,  „auub.^^  „njiyr^",  »pajia  *  J.  ▼  Ha'genieister: 
PoauesaBiJi  o  ^HBaacax'b  AP^Bsett  Poccia,  p&g.  1^. 
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beibehalten  —  der  VereinfacbuDg  wegen  in  den  SteaerbOchern^  zur 
Bestimmnng  der  Grösse  einer  Gemeinde.  Die  ursprüngliche  Gleich- 
heit  in  der  Grösse  des  in  der  Nutzung  einer  Familie  befindlichen 
Landantheils  wurde  nämlich  dadurch  gestört,  dass  der  durch  wirth- 
schaftliche  Tüchtigkeit,  Fleiss  und  Sparsamkeit  wohlhabend  Ge- 
wordene sich  von  der  Gemeinde  gegen  Uebernahme  der  ent- 
sprechenden Steuerpuote  zwei  oder  noch  mehr  Landantheile  zu- 
weisen Hess,  während  der  Aermere  nur  einen  halben  Landantheil 
oder  noch  weniger,  der  vollständig  Unbemittelte  gar  kein  Land 
übernehmen  konnte  und  daher  —  zur  Fristung  seines  Lebens  -* 
bei  Wohlhabenden,  die  ihren  grossen  landwirthschaftlichen  Betrieb 
nicht  mit  den  Arbeitskräften  der  eigenen  Familie  ausführen  konnten,') 
in  ein  Dienstverhältniss  trat.  ^)  Hatte  sich  ein  solcher  die  zur 
Führung  einer  Wirthschaft  erforderlichen  Mittel  erworben,  so 
liess  auch  er  sich  von  der  hierzu  stet«  geneigten  Gemeinde  einen 
Landantheil,  vielleicht  erst  nur  einen  halben,  gegen  Uebernahme 
des  entsprechenden  Steuerbetrages  zutheilen.  So  besass  der  eine 
Wirth  mehrere  ^Höfe**,  der  andere  nur  einen  halben  Hof  (noj- 
ABopa),  oder  ein  Viertel  (ycTBepTi)  etc.  Auch  die  territoriale  Aus- 
dehnung eines  Landantheils  musste  sich  verschieden  gestalten,  je 
nach  der  Beschaflfenheit  (natürliche  Fruchtbarkeit  etc.)  des  Bodens, 
der  wirthschaftlichen  Energie  der  Bevölkerung,  die  mehr  oder 
weniger  Land  bearbeitete.^)  So  heisst  es  in  einer,  von  Beläjew 
mitgetheilten  Gramota  des  Metropoliten  Simeon  (aus  dem  Anfange 
des  16.  Jahrhunderts):  „a  eyAexi»  scmjeh  oöbjbho,  a  BOHy  GyAeTi 
HaAOÖHo  seMJH  öoj'b  topo  (d.  i.  über  5  Dessätinen),  h  owh  6u  no 
TOHfse  nasaj^b  h  HoeacTupcRyio  namuio  mecTofi  acepeöeft.^ 

Das  Wort  „Dwor^  bezeichnete  das  gesammte  bäuerliche  Gut 
mit  allen    ihm    zustehenden    Nutzungsrechten    an    der    ungetheilten 


0  Solche  freie  Arbeiter'  die  in  ein  Dienstverhältnies  bei  Baoem  mit  grös- 
serem Landareal,  von  mehreren  Höfen  traten,  biessen  saxpeÖeTHaiR,  noxBOpRHSH, 
sie  finden  sieh  z.  B.  aach  im  Steuerbueh  der  Derewskaja  Patina  nicht  gar  selten 
erwähnt. 

')  Bellijewi  RpecTbSHe  na  PycH,  Bd.  I,  pag.  40.  Schon  bei  Ankunft  der 
Wariyer  hatten  sich  aus  der  allgemeinen  Masse  der  Grundbesitzlichen  eine 
höhere  Klasse  erhoben:  Jiyqnrie  jnoxa  (beste  Männer),  aus  welchen  sich  die 
Bojaren  zum  Theil  gebildet  haben.  Leschkow:  PyccBitt  HapoAi»  h  FocyxapcTBO, 
pag.  119,121.  Michailow:  Mct.  Pycc.  IIp.,  pag.  44--46,  S.  Ssolowjew:  Hct.  Pocc, 
Bd.  IV,  pag.  223. 

^)  Belltfew:  0  noacMaibHON'b  Baia^ftiiiB  etc.,  pag.  41.  Vergl.  auch  WaiU, 
1.  c.  113—114,  Dahlmann,  1.  c.  137--13S. 
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gemeinen  Mark. ')  Seine  Beslandtheile  waren  folgende :  ^)  1)  Die 
Hoffilätie,  die  Usadba  (ycaAb6a),  ^1  sie  umscbloss  die  Gebäude, 
Oärten  und  überhaupt  den,  den  Gebäuden  zunächst  belegenen  und 
nicht  sur  Ackerwirthschaft  genutzten  Rauni.  2)  Das  Ackerland 
(oaxaTHaa  seHifl)  bildete  den  wichtigsten  Bestandtheil  des  bäuer* 
lieben  Hofes,  ja  es  wurde  auch  (im  Nowgorodschen)  der  ganze  Hof 
nach  der  Ackerfläche  benannt:  Obsha  (o6sa).  Dieses  Wort,  be- 
zeichnete, wie  bereits  hervorgehoben,  zuerst  nur  das  Feldareal,  das 
ein  Feldarbeiter  bestellen  konnte,  und  wurde  schliesslich  zur  Be- 
zeichnung des  ganzen  Hufes  angewandt.  (So  war  auch  in  Deutsch- 
land die  Hufe,  in  England  die  hyde  etc.  eine  Ackernahrung,  die 
mit  einem  Pflug  zu  bestellen  war.)  Leschkow  Gndet  nach  den 
Daten  des  Steuerbuches  der  Wotskaja  Patina  (BoTCKaH  nflTHna) 
r.  J.  1500,  dass  eine  Obsha  so  gross  war,  dass  drei,  vier,  in 
manchen  Fällen  selbst  fünf  und  ein  halb  Korobja  Roggen  in  jedem 
Felde  (bei  der  Dreifelderwirthschaft)  je  nach  der  Beschaffenheit  des 
Bodens  gesät  wurden;  eine  Korobja  =»  zwei  Tschetwert  =  einer 
Dessätine.  Die  Grösse  des  gesammten  Ackerareals  betrug  demnach 
18—30    Tschetwert    oder   9—15    Dessätinen.  *)     Im  Steuerbuch  der 


*)  Analog  der  alt-deutschen  Hufe,  Hube  (hoba),  dem  boel,  bool  ( Wohnung) 
im  Dikniaehen  etc.  Waitz,  1.  s.  pag.  1t9.  SKanrer,  1.  c.  pag.  30  etc.  Dahlmann, 
1.  e.  pftg.  134.  G.  Hanssen:  Die  Aufhebung  der  Leibeigeoscfaaft  ete.  in  den 
Henogthümem  Schleswig  und  Holstein,  pag.  5  etc.  Derselbe:  „Die  Gehöfer- 
Schäften*,  pag.  79  etc. 

»)  Leschkow:  PyccKiit  Hapo^ii  h  Tocy^apcTBO,  pag.  231—233.  Bell^ew 
0  DoseMaifcHoirb  uaA'bHiH  etc.,  pag.  42,  68—09.  Kewolin:  Hct.  Foe.  rpasx-  sax., 
Bd.  n,  pag   264—276. 

>)  Daa  ist  die  deutsche  Hofstätte,  die  Worth  in  Norddeutschland,  die  Taft 
im  Skandinavischen  Norden,  tun,  später  town  in  England.  Waitz,  1.  c.  pag.  113. 
Maurer,  1.  e.  pag.  32.  Dahlmann,  1.  c.  pag.  135.  E.  Nasse:  üeber  die  mittel- 
alterliche Feldgemeinschaft  und  die  Einhegungen  des  16  Jahrhunderts  in  Eng« 
land,  1869,  pag.  11.    Hanssen:    „Die  Gehöferschaften",  pag.  86. 

*)  Selbst  das  Maas  der  Dessätine  lässt  sich  nicht  feststellen.  Ihre  Grösse 
betnigt  bald  60  mal  40  Faden,  bald  80  mal  40  Faden.  Beläjew  findet  noch  an- 
dere  Flächenansdebnungen  für  die  Dessätine.  —  üebrigens  repritaentirt  auch 
heute  die  Dessätine  verschiedene  Grössen:  während  die  officielle  Dessätine 
(iweaeaa  xecjiTBHa)  2400  Quadrat -Faden  enthält,  wird  im  landwirthschaftliehen 
Betrieb  die  Dessätine  au  3200  Quadrat-Faden  veranschlagt  (xosattcTBeHuaH  Aeea- 
THHa,  ökonomiaehe  Dessätine).  Endlieh  ist  auch  eine  Dessätine  von  4000  Qua- 
drat-Faden  üblich:  coTenHaa  xecHTHna,  die  Hundert- Dessätine.  Wie  der  Leser 
»w  dem  Zahlenverhältniss  ersieht,  liegt  diesen  Grössen  eine  gleiche  Basis 
w  Grande:  die  Mnltiplication  mit  40,  d.  i  40  mal  60  =  2400,  40  mal  80  —  3200, 
daher  die  ökonomische  Dessätine  wohl  auch  die  copOKOBag,  die  Vierziger-Dessä- 
Uoe  genannt  wird,  40  mal  100  —  4000,  daher  die  Bezeichnung  Hundert -Des^l^tine, 
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Derew6käja  P&tifiii  beträgt  die  AiisBüat  dnf  «inb  Obsba  antneigt 
drei  Korobja,  2'/^  bnd  8V2  Korobja  kdtttmeti  auch  vdr,  niir  selten 
abei^  weniger  als  2V2  oder  mehr  aU  3V2.  (Welehii  BedrintttDg  der 
RoggtBhbau  eu  dieser  Zeit  —  1485  —  isiiiDiiiiint,  ergi^bt  dich  daraus, 
dass  in  der  Ökonomidchen  Beschreibung  der  einizblöäh  Höfe  bei  der 
Angabe  über  die  Grösse  d^r  Aussaat  allgemein  nur  die  Aussaat 
voti  Roggen  angbgebbn  Wird;  dass  dabei  auch  anderes  Oetlreide  — 
Hafer,  Oerste,  auch  Weiten  etc;  ^-^  gebaut  Würd^^  ist  selbdtveirittnd- 
lieh  und  erweist  sich  auch  aus  den  Abgaben  ttber  die  Natural- 
lieferungen).  3)  Die  Wie  seh,  die  gewöhnlich  auch  in  uAturA  ge- 
theilt  w^reh.  Leschkow  berechnet,  dääs  auf  jede  Obshk  jsWansig 
Kopna  (Heuhaufen)  entfallen,  selten  wird  dle^e  Orösse  überschritten, 
dbänso  selten  wird  sie  nicht  erreicht.  Ifaeh  dtixi  Steuerbuch  de^ 
Derawskaja  Patina  belftnft  sich  der  Ertrag  der  su  ein^m  Volten  (lof 
CObshjEt)  gehörigen  Wiegen  gewöhnlich  auf  16  ffoptia,  doch  schwatikt 
er  auch  häufig  zwischen  10  und  20  Köpda.  0  4)  Weide^  Wald, 
Teiche,  Flüsse  (suth  Fischfang)  übd  anderi^  Mtltenngett 
(yroABfl)  befanden  sich  im  ungetheilten,  g^nieidsaihen  Nieddbraüch 
s&innltllbher  Oenidnd^gehosbeki.^ 

Die  ursprüngliche  Normalgrösse  der  bäuerlichen  Höfe  verlor 
sich  im  Laufe  der  Zeiten,  und  zwar  durch  Tbeilungen  —  analog 
den  grundbesitsliehen  Verhältnissen  in  der  germanischeti  Welt. 
Nach  den  Angaben  des  Steuerbuchs  der  Derewskäjä  Pätiha  (1496) 
unifäsÄte  ein  tlof  zumeist  hoch  affectiv  clihä  ObM,  66Uen 
bilden  zwei  oder  gar  drei  Höfe  eine  Obsha,  noch  seltetie^  verfügi 
ein  Hof  über  mehr  als  eine  Obsha,  und  zwar  gewöhnlich  nur  in 
den  Fällen,  wenn  der  Hofinhaber  noch  über  die  ArbeitirkrafI  cünes 
ahgemietheten  fräien  Arbeilei^  (sax^eöefkrtMlt,  dOA^p^iriri)  ver- 
fügt —  auch  sita&t  zuweileh  dh  äblcher  Entibbt  auf  öinefii  beäönd^r^ti 


Das  unterlassen  dsr  näheren  Bezeiiihiinir^ ,  #6lchd  DMMItinc  geniMni  Isf,  hat 
viel  Oönfoslon  in  so  ttiaiibhen  Schriften  tttrgericlitet.  Die  offfdell^  DessUtine 
(  =  2400  Qaadrat-Faden)  ist  =  4,^789  pr^nssischein  Hörgen. 

*)  In  anderen  Theilsn  dds  Landet/  War  die  „Obsha«,  die  „WOf^  ^ött  ifüderer 
Grösse:  sowohl  Was  das  Acker-  als  das  WieSMiland  aifbetHfft.  Adch  ist  dsA 
VerhältniSf  von  Aeker^  tu  Wiessnda^d  sehr  Verschieden.  Aller  Wa1ir^eK^lfeh> 
heit  war  aneh  die  Grösse  einefr  Kophk  (Henhanfbnj  örtlich  ^erschiödeti.  SfA^ 
z.  B.  die  GoTHaa  aa  BOiocTb  HasfröBi»'  Bopoirb  vom  JidirS'  1657  ii^  AM'  iöpaxs* 
Heeiie  Avru  Kr.  238,  aaeh  Nr.  IM  u.  a. 

3)  Aehnticb  den  beireffendett  VeiMHnisseti  vti  ätii  ^itfiMslehen  hiMm, 
Waiti,  1.  c,  pag.  11«  119,  DahlMann,  1.  e.,  |^ag.  13f;  Mur^f,  1^.  c,  pä^.  4i  66 
und  in  sflaer  Geschichte  der  MsykenVerfassiing  ps|f.  tti  M6,  HM^  I.  cf.;  p^. 
t9  ete. 
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Hofe  *^s  od^i*  wenn  der  HofiDhaber  noch  eioen  Sohn,  Sehwieger- 
TAter  elc.  bei  siofa  hat  Bedeutungsvoll  waren  die  allgeknein  and  in 
grossem  Maesö  ennehmenden  Theilnngen  der  vollen  Höfe,  wie  bereits 
bervorgehoboD)  im  16«  Jahrhundert,  wenn  auch  in  manchen  Landes- 
gebieten  dieser  Prooess  sieh  s<ihon  früher  vollzog.  Wir  finden  in 
einer  grossen  Reihe  von  Actenstücken  die  ursprüngliche  Grosse 
eitles  Hofes  (Wütj,  Obsha)  sehr  zersplittert.  Die  Wütj,  die  Obsha 
wurde  durch  zwei  und  durch  drei  getheilt,  so  dass  sich  einerseits 
finden:  noi'-BUTa  (halbe  Wülj),  qetb  bute  (V4  Wütj),  noj-qeiii 
BUTif  (Vs)  etc.,  anderersiits  TpeTi»  BbiTM  {%  Wütj),  noA^fpeTii  buth 
(%  Wfltj),  noi^DOi^Tpera  (Via)  ^tc.')  Ebenso  ward  die  Obsha 
(im  Nowgorodschen)  getbeilt.^)    Es  wirft  sich  nun  die  Frage  auf, 


*)  Es  koBunen  aach  andere  Brach theile  vor:  BUTb  öesi»  TpeTB  (%  Wütj)} 
BjuTi»  Öes'b  HCTBepTH  (Y4  Wütj),  BLiTb  öcs'b  DOx-^eTH  C^s)  etc,  z.  B.  in  der  er- 
wikhnten  CoTHan  na  BOJOCTb  HBaHOBi»  BopORi. 

*)  In  den  germanischen  Dörfern  rechnete  man  nach  Morgen  oder  Tage- 
werken^ 30  oder  20  and  40  sind  das  Maass,  das  der  Ansthellung  za  Qmnde  ge- 
legt ward.  Der  Morgen  war  kein  beetimmiter  Flftehenranm,  sondern  seine  Grösse 
ruhte  auf  freier  Schätzung :  was  mit  einem  Gtespann  sich  an  einem  Tage  beackern 
Hess;  er  schwankte  nach  der  Verschiedenheit  des  Bodens  and  anderen  localen 
Granden.  Waitz,  1.  c.  pag.  114.  Dahlmann,  1  c.  pag.  134.  Maarer,  1.  o.  pag. 
33--44.  Als  in  der  Folgezeit  bei  Zunahme  der  Bevölkerung  und  intensiveren 
Bodenbeslellnng  die  Höfe  (bei  Erbtheilung^  duroh  Verkauf  einzelner  Theile)  ge* 
theilt  wurden,  ging  man  zn  einer  kleineren  Maseeinheit  über.  Die  Bezeichnungen 
sind  sehr  verschieden;  z.  B.  in  dem  Regierangsbezirk  Trier  (Rheinprovinz): 
Pflag  (wahrscheinlich  die  ursprüngliche  Hufe)  getheilt  in  4  Viertel,  1  Viertel  in 
48  Zoll,  so  dass  ein  Pflug  aus  192  Zoll  besteht,  auch  wurde  nach  Kerben  ge- 
rechnet (von  den  bei  der  Loosvertheilung  gebrauchten  Kerbhölzern),  nach  Ruthen 
(mit  Thailungen  in  Fnea  und  Zoll),  aneh  nach  Schuhen  zu  16  Zoll,  nach  dem 
GetreidemaasB:  nach  Fass  zu  16  Mässchen,  auch  nur  nach  Mässchen,  nach  Quart- 
eben,  Viertel.  Auch  wurde  der  grundherrliche  Getreidezins  nach  Fass  (==  y, 
Scheffel)  etc.  als  Maasseinheit  genommen  etc.  G  Haussen :  „Die  GehÖferschaften^, 
pag.  79—80.  —  Üeber  die  ursprüngliche  Grösse  des  altrömischen  Bauerhofes 
ist  Boeh  kein6  Einigung  entielt.  Mommsen:  Römische  Geseh.  I,  pag.  97,  188—189, 
erklärt,  dass  das  heredium,  das  „Eigenland^,  neben  Baus-  und  Hofraum  nur  das 
Gartenlandumfasste,  nicht  die  Hufe  gewesen  sein  kann:  bei  der  geringen  Ausdehnung 
des  heredium  von  2  lugeren  (=  1,973  preussische  Morgen)  hätte  der  Römer  — 
auch  mit  Veranschlagung  der  Nebennutzungen  am  Gemeindelande  —  vom  Er- 
trage desselben  sich  nicht  ernähren  können.  Er  veranschlagt  das  Flächenmass 
der  römisohen  Vollhufe  auf  mSndesteus  20  pr.  Morgen.  Schwegier:  Römische 
Gesch.,  Bd.  I,  pag.  451,  Bd.  II,  pag.  416—421,  u.  A  halten  —  dem  Wortlaut  der 
historischen  Quellen  gemäss  —  das  heredium  für  die  Hufe  selbst.  Derselben 
Ansicht  ist  auch  B  Hildebrandt:  „Die  sociale  Frage  der  Vertheilung  des  Grund- 
eigcalhums  im  oivseiaehen  Alterthum"  in  den  »Jahrbüchern  fikr  Nationalökonomie 
und  Stadstik«,  1869,  XU.  Bd.,  pag   140«   —  Bei  der  Neuvertheilung  des  Landes 
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ob  von  einem  so  geriogeH  Landareal  eine  b&aerliche  Familie  den 
nöthigen  Unterhaltsbedarf  nebst  der  Entrichtung  der  Steuern  und 
Lasten  sich  bescbafifen  konnte,  auch  wenn  wir  in  Betracht  ziehen, 
dass  die  Grösse  einer  Wütj,  einer  Obsha  örtlich  von  grösserer  Ausdeh- 
nung war  als  obige  Angaben.  Bei  der  extensiven  Bodenbestellung  konnte 
jedenfalls  die  volle  Arbeitskraft  eines  Mannes  nicht  vollständige  Be- 
schäftigung auf  einem  so  kleinen  Landtheil  finden.  Leschkow  scheint 
der  Meinung  zu  sein,  dass  die  kleinen  Landtheile  (Ve,  Vsi  Via  ^^ 
Wütj,  Obsha)  keine  gesonderte,  selbststftndige  Wirthschaftseinheit 
gebildet  haben,  dass  ein  Bauer  in  der  einen  Ortschaft  etwa  eine  volle 
Obsha  oder  den  Bruchtheil  einer  Obsha,  in  einer  anderen  wiederum 
ein  Landtheil  bewirthschaftet  hat.  Hier  und  da  hat  Solches  statt- 
gefunden ;  in  dem  Steuerbuch  der  Derewskaja  Patina  wird  ver- 
merkt, dass  ein  Bauer  neben  seinem  Hof  noch  anderes  Land  (oo- 
4HH0B'b,  nycTomB)  bestellt.  Auch  aus  anderen  Actenstficken  lässt 
sich  dieses  nachweisen.  Doch  sind  wir  nicht  zu  der  Annahme  be- 
rechtigt, dass  jenes  Räthsel  sich  durchgehend  und  überall  auf  diese 
Art  lösen  lässt.  Es  widerspricht  vielmehr  jeder  Wahrscheinlichkeit^ 
dass  bei  extensivem  Landbau,  bei  dem  grossen  Reichthum  an  Land 
so  allgemein  ein  parcellirter  Wirthschaftsbetrieb  stattfand  als  der 
Theile  von  Wütj  häufig  Erwähnung  geschieht,  wobei  noch  in  Be- 
tracht zu  ziehen  ist,  dass  beim  Bestehen  des  Gemeindebesitzes  und 
der  Vornahme  von  Landumtheilungen  eine  solche  Parcellenwirth* 
Schaft  sich  füglich  nicht  ausbilden  konnte.  Auch  sind  von  Belftjew 
und  Anderen  genügend  zahlreiche  Belege,  die  sich  noch  vermehren 
lassen,  vorgebracht,  aus  welchen  ersichtlich,  dass  der  ganze  Land- 
besitz eines  Bauern  nur  aus  einem  geringen  Bruchtheil  einer  Wütj, 
Obsha  bestanden  hat.  Uns  scheint  —  zur  Lösung  der  Frage  — 
die  Annahme  weit  berechtigter  zu  sein,  dass  die  Inhaber  solcher 
kleiner  Landstellen  nicht  allein  Ackerbauer  gewesen  sind,  sondern 
ein  Nebengewerbe  betrieben  haben:  Fischerei,  Jagd,  Theergewinnung 
und  andere  Verwendung  des  Holzes  in  den  zahlreichen  und  grosaen 
Wäldern,  Gewerbe  aller  Art  etc. 

2)  Um  die  Gestaltung  und  Form  des  altrussischen  Ge- 
meindebesitzes näher  kennen  zu  lernen,  erscheint  als  geeigneter 
Weg  ein  Vergleich  desselben  mit  der  germanischen  Markgenossen- 
schaft und  mit  dem  heute  in  Russland  herrschenden  Gemeindebesitz. 


in  Sparta  unter  Lyknrg  betrug  —  nach  der  Bereohnnng  H!ldebrandt*8  1.  e. 
pag.  13—14  —  der  Qrundbesitz  der  Spartiaten  ea  54  pr.  Morgen  nebst  entspre* 
ehendem  Weinland  nnd  Olivenwald. 
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Bei  viel  Verwandtschaftlichem  und  Oleichartigem  finden  wir 
hierbei  aueh  Ungleichartiges:  ersteres  lässt  sich  auf  die  Gleichartig- 
keit der  allgemeinen,  bei  Occupation  und  Colonisation  eines  Landes 
sich  darbietenden  Bedingungen  zHrückföhren,  letzteres  auf  locale 
and  Fielleicfat  auch  aaf  national-historische  Verschiedenheit.  Vor- 
nebmiich  sind  es  zwei  Momente,  die  eine  verschiedenartige  Ge- 
staltung in  den  germanischen  und  in  den  russischen  Gemeinde- 
und  Grundbesitzverhältnissen  hervorriefen:  der  weit  grössere  Land* 
reichthum  (im  Verhältniss  zur  dünnen  Bevölkerung)  und  die  Nieder- 
lassung in  kleinen,  nur  aus  wenigen  Höfen  bestehenden  Dörfern 
Qod  in  einzelnen  Höfen  in  Russland.  Als  drittes  Moment  wirkte 
die  grössere  Gleichartigkeit  in  der  Bodenconfiguration  und  Boden- 
beschaflTenheit  (natfirliche  Fruchtbarkeit)  des  Landes  mit. 

Als  erstes  Unterscheidungsmerkmal  tritt  uns  die  grössere  Ab- 
geschlossenheit der  germanischen  Markgenossenschaft  nach 
Aussen,  d.  i.  gegen  die  Aufnahme  neuer  Genossen,  entgegen. 
Die  Zahl  der  zum  Mitgenuss  an  der  Mark  berechtigten  Glieder 
war  eine  beschränkte.  Die  Anzahl  der  Bauerhöfe  war  in  den  meisten 
alten  Dorfschaften  von  jeher  bestimmt.  Diese  Dorf-  und  Bauer- 
schaften (zumal  die  freien,  aber  auch  grundherrliche)  sind  nämlich 
meisientheils  aus  einer  gemeinsamen  Niederlassung,  aus  einer  ge- 
Dieinschaftlichen  Besitznahme  und  Urbarmachung  des  Grund  und 
Bodens  hervorgegangen.  Die  culturfähige  Feldmark  pflegte  nach 
der  Anzahl  der  ersten  Ansiedler  zu  gleichen  Theilen  vertheilt  zu 
werden.  Bin  verbal tnissmässig  grosses  Landareal  musste  als  Wiese, 
Weide,  Wald  zurückbehalten  werden,  denn  selbst  noch  in  histori- 
scher Zeit  war  das  Vieh  der  werthvollste  Besitz  des  Hofes  und 
zur  Erhaltung  und  Mehrung  desselben  war  man  frühe  darauf  be- 
dacht, der  Erweiterung  des  Ackergrundes  eine  Schranke  zu  setzen. 
Nur  wo  eine  Dorfmarkgenossenschaft  in  der  glücklichen  Lage  war, 
über  eine  im  Verhältniss  zur  Bevölkerung  und  ihren  Bedürfnissen 
äbergrosse  ungetheilte  Mark  zu  verfügen,  wurden  neue  Ansiede- 
lungen begünstigt.  Doch  bald  fand  eine  Abschliessung  der  herge- 
brachten Anzahl  von  Bauerhöfen  statt,  und  zwar  zur  Sicherstellung 
der  vollberechtigten  Genossen  gegen  den  Andrang  anderer,  späterer 
Ansiedler.  Diese  konnten  nur  durch  den  Erwerb  eines  erledigten 
Bauernhofes  das  Vollbürgerrecht  in  dem  Dorf  erlangen.  Denn  zur 
Anlegung  eines  neuen  Bauernhofes  mit  den  dazu  gehörigen  Acker- 
theilen  in  sämmtlichen  Fluren  und  Zeigen  fehlte  meistentheils  sogar 
schon    der  Raum. ')     Als  jedoch    im    Laufe    der    Jahrhunderte    die 

0  Maurer,  Gesehiehte  der  Dorfverfassung,  Bd.  I,  pag.  38,  182. 
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Ackerwirthsobaft  im  Verh&ltaisa  aup  Viehsnob^  ^ine  grössere  Be 
deuiung  gewann,  die  directen  FrUcbte  des  Bodens  einen  stetig  eich 
vergrössernden  Beatandtbeil  der  Volksnahrang  bildeten,  die  Vieh- 
wirUiscbaft  hingegen  abnahm,  da  bedarfte  es  niobt  mehv  der  bis- 
herigen Grösse  der  nngetbeilten  Mark  nnd  es  trat  wiederum  in  der 
Qeschiohte  der  Dorfmarkverftissang  eine  Periode  eio,  in  veleber 
die  Bildung  neuer,  vollbereebtigter  Banerböfe  gestattet,  ja  hier  und 
da  sogar  befördert,  die  Theiinng  der  Höfe  niobt  erscbwert  wurde. 
Pocb  Buph  diese  fQr  die  Entfaltung  de^  VolkswPbietan^e«  gQflatige 
Zeit  i^nd  bei  schneller  Zunahme  der  Bevölkerung  bfüd  ihren  Ab- 
scbluss.  Zahlreich  sind  die  Beweise  ßxis  deiR  14.  un4  l^i  Jahr- 
hundert, ans  welchen  sich  df^  Bestreben  kundtbnt)  sogar  jede  Ap- 
sässigmachung  (auch  obl^e  Berechtigung  ap  der  Mark)  m^^lielift 
SU  ersehweren  oder  gänsUch  zu  yerhindnrn. 

Anders  im  alten  Russland.  Hier  findet  bis  zur  Einfflhrung  der 
Schollenpflichtigkeit  ein  fortwährender  Ab-  und  Zuzug  statt.  Neae 
Höfe  werden  eingerichtet^  um  je  nach  Umständen  und  Outdünken 
wieder  verlassen  zu  werden,  bereits  bestehende  Höfe  bleiben  in 
Folge  unbeerbten  Todesfalls  oder  in  Folge  Aufhebens  durch  den 
Inhaber  unbesetzt,  um  von  Anderen  später  wieder  einmal  einge- 
nommen zu  werden.  „Die  alte  Oeschichte  Russlands^  charakterisirt 
8.  Ssolowjew,  Bd.  IV,  879 — 380  „ist  die  Geschichte  eines  Landes, 
das  colonisirt  wird;  eine  beständige  starke  Bewegung  der  Bevölke- 
rung auf  der  ausgedehnten  Landfläche:  Wälder  werden  gerodet^ 
der  reiche  Boden  wird  bestellt,  doch  der  Ansiedler  bleibt  nicht 
lange  auf  demselben  sitzen;  sowie  die  Arbeit  schwerer  wird,  sucht 
er  eine  neue  Stelle,  denn  tiberall  ist  Raum,  überall  ist  man  bereit 
ihn  aufzunehmen,  der  Qrundbesitz  hat  keinen  Werth,  die  Haupt- 
sache liegt  in  den  Bewohnern.  Möglichst  schnell  das  Land 
bevölkern,  von  allen  Seiten  Leute  heranziehen,  mit  Freibriefen 
aller  Art  anlocken,  —  auf  neues^  besseres  Land,  das  weniger  feind- 
lichen Anflkllen  ausgesetzt  ist,  hinziehen,  um  vortheilhaftere  Be- 
dingungen zu  erlangen,  andererseits  die  Bevölkerung  zurückhalten^ 
reclamiren,  andere  Herren  zwingen,  dieselbe  nicht  aufzunehmen  — 
dieses  sind  die  wichtigsten  Fragen  eines  Colonisationslandes,  Fragen, 
welchen  wir  überall  in  der  alten  Oeschichte  Russlands  begegnen. 
Die  Bevölkerung  bewegt  sich;  der  slaviscbe  Colonist,  ein  nomadi- 
sirender  Ackerbauer,  dringt  mit  dem  Beil,  der  Sichel  und  dem 
Pflug  immer  weiter  nach  Nordosten,  die  finnischen  Jägervölker  bei 
Seite  lassend.  Bei  dieser  Beweglichkeit,  bei  der  Gewohnheit,  beim 
ersten    Missgeschick   w^gzuzieb^n  —  ^ntstai^d   die   pur   bi^be  An- 
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siMsigkrits  dfic  Mangel  einen  Aobiingliehkeit  an  einen  Ort,  w^s  die 
moraliecbfi  CoQßeatratiqn   «cbwl^chte,    an  Anfauchen  lichter  Arbeit 

i^n  Sofglpsigkeit  ^tc.   gewöhnte "^  —  BereitwUHg   nahm   die 

Gemeiiide  neue  Ankömmlinge  auf  und  «teilte  nur  die  Bedingung 
der  U«tiernakine  dee  pfopqrtionalen  Antheilfi  an  den  ibr  QhUegen- 
den  Steneorü  qnd  Listen,  j»  sie  bevfilligle  unter  Umstanden  e^wch 
Docb  Freijabr^  zur  Anloekung  neuer  Aneiedier.  Qer  Landreieh- 
thtto«  W9kv  9P  grQS4«  cüo  BßFOlkermüg  sq  dflnn  geaät^  d^ss  die  A\if- 
Bftbin«  neuev  Qemeipd^lieder  mi(  ^u^eisung  von  Land,  seibat  ven 
ber^ita  in  Cnitur  gezogenem  Lande  die  alten  Oemelndeglieder  in 
ihram  BaaitaiakaJad  Mnd  ihren  Kutzuqgsrechten  nicbt  schädigte,  son- 
dern nur  VortbeU  braebte,  uqd  zwar  eine  Verringerung  de$  Steuer- 
ketragee  und  4en  mit  einer  dii^bteren  BeviUHerung  yerbqndenen 
gröaseran  Sebnt«  gegen  Ginf<^)Ie  und  Angriffe  ypn  Iftenscben  nnd 
wilden  Thieren.  0 


«>  Die  groase  Qeweglisbkeit  der  Ittadliehen  BeTÖlkecung  «rgiebfc  sich  o.  A. 
ueh  aas  den  sehr  häafigAii^  YOrkommendeD  Angahen  uubesetstsr  Höfo  (nyorus 
BUTK,  nycTue  Asnpu).  s.  B.  im  Steuesbuch  der  Derewskiya  F&tina,  wie  auch 
in  dem  der  Wotekoja  B^lina  finden  sieh  sahireich  yermerkt:  ABopi  nyoTi,  ob- 
cävh  o6men,  a  sexjDo  nox'b  bbm^  sa  noxi-oösm^  xspesas  nycTa,  naeaaa  Öjuia 
QÖMen,  a  aeaiio  nox^  ae»  na  no«^-o6aB  eto.  und  in  tthnlioher.  Fo^m.  Auch 
werden  in  graadhecrl^iehen  Dörfern  unbesetete  Höfe  von  den  Leuten  des  Qru^d- 
herm  bestellt,  die  (nntes  ^i  Beseiohi^ung  ^4oa'bK'b,  jioab,  cjiyra,  crpagiaaiH, 
ABopaaxiO  äberall  Btr.^^  geschieden  v^erden  von  den  eigentlichen  steuecpilich- 

Ügen  Bauern  (zpacTbaue,  KpejcTbaae,  Tsr^bie,  b%  Tsr4!b):  xsp^sBA nyexa, 

a  naoieTA  ee  bbssi»  R.  0.  aa^s^OMSi  (Steuerbuch  der  Derewsks^  Patina, 
Bd.  I,  peg.  360),  ni^i^DMn»  (sei.  der  Grundherr)  aa  ceGs  cn»  cbobiib  juoa^mb  oder 
saas«  Ba  ceCaete.  und  in  ähnlicher  Form.  ABdererseits  sind  dieJreubesetaongen 
▼erlassener  Höfe  und  neue  Kiederlassongen  ebenso  häufig:,  wiederholt  steht 
▼emierki:  cfhn»  bobo,  oaniHB  Btii»,  oder  ^oxo^e  BtTi,  c/tii»  bobo,  es  sind  ihnen 
eben  Fre^ahre  sugesUinden«    Auch  wird   Solches   direet  ausgesprochen,    ßyc- 

Tonub xaaa aa  ypoiii  aa  naTb  iI^ti»,  a  OTCB^aTb  oaoik  ypuxi»,  b  ebi> 

Xaru  oGpoay  ch  otea  rpHSBA  HoarApo^AKaa  si  nepaus  lAra.  70S0  (1.  c.  pag.  3&), 
wie  ubecfaai^i  nyieronin  h&ufig  vergeben  werden,  auch  an  Bauern,  die   bereits 

Hefe  haben:   uycromi» ,  %  naoiBTtb  ee  vftse  xpacTlaae  (d.  i.  zwei  Beizern 

der  beBAchbarten  Drewnä)  (l  c.  pag  dfiO).  In  wie  bedeutendem  MaaBstabe 
soleho  Veaaiiaässigmaehungen  stattfinden,  ergiebt  sieh  z.  B.  aus  folgender  Kotiz 

(1.  e.  pag.  226):   A  ce.  t%   jvbpsbbb,   Roropide  casi|ji%   crapocxa aa  . . . .  . 

teMjax-h  noeck.  nepauzi»  nacuoBSb:  aus  der  nun  folgenden  Aulzähluag  ergiebt  es  sich, 
dass  es  dem  «Aeltesten^i  gal[ungen  ist  ansusiedelB.:  eine  Derewnä  mit  acht  Höfen 
und  dni  andere  miS  je  drei  Uöfea,  die  zusammen  20  Ohsha  repräsentiren  und 
▼on  28.  Bauern  besetzt  werden.  Bei  der  snsammeafiMsenden  Angabe  der  zu 
eiBMLCbemeinde  etc.  zählenden  Dürfer  und  Höfe  wird  in  den  Steuerbilehem  auch 
die  Zabi  der  onbesetate^.  und  der  neobesetaten  Hö£a  versehcieben.    (Auch  Über* 


,^ 


—    48    — 

Eine  grössere  Abgeschlossenheit  der  Genossenschaft  zeigte  sich 
auch  im  Innern  ,  d.  i.  gegenüber  dem  eigenen  heranwachsenden 
Geschlecht.  Theilte  die  russische  Gemeinde  fremden  Ansiedlem 
Land  zu ,  so  ergiebt  es  sich  von  selbst ,  dass  die  Söhne  der  alten 
Gemeindegenossen  vorerst  in ,  von  ihr  gewünschtem  Masse  mit 
Land  dotirt  worden  sind.  In  den  germaniscen  Dörfern  hingegen 
waren  die  Söhne  zumeist  auf  das  vaterliche  Erbe  beschränkt,  das 
entweder  unter  sie  getheilt  wurde  oder  ungetheilt  auf  einen  der- 
selben überging,  wobei  es  den  anderen  überlassen  blieb,  sich  ein 
Unterkommen  zu  suchen. ')  Nur  in  denjenigen  Fftllen  ,  wenn  die 
ungetheilte  Mark  so  gross  war,  dass  —  unbeschadet  den  Bedürf- 
nissen der  alten  Markgenossen  —  auf  derselben  neue  Ansiedelungen 
eingerichtet  werden  konnten,  erhielt  das  heranwachsende  Geschlecht 
Antheil  an  der  Mark,  wurden  für  dasselbe  Filialdörfer  angelegt 


nahmen  Geistliche  steuerpflichtiges  Land:  so  heisst  es  z.  6.  in  einem  Steuer- 
buch bei  Aufzählung  der  Höfe  etc.:  17  XBOpos'b  b  xsopoBux'b  Mftcn»  nonoBcsazi 
BSTanux'b,  ^a  obe  xe  BJiax^HiTi»  TxnuMB  naibH)  xBOpam  x&  verupiui  ^opoBUHi 
H  oropoABBiMH  MibcraMB,  ./!^  231  in  den  Abtu  lOpBABHeciie).  -*  Wie  bereits  be- 
merkt, nahm  die  Zahl  der  nnbesetzten  Höfe  im  16.  Jahrhundert  enorm  zu,  s.  B. 
Nr.  229  in  den  Artu  lOpBxii^ecirie .  In  einem  Zahlungsbuch  fuaTesHaH  KBHra) 
vom  Jahre  1559  ist  vermerke,  ^hto  bi»  cejib  ExBMOBOB<a  b  bi>  xepesBflxi»  aurel) 
Bi»  sBByD^eicb  16  Burett  b  nojiHeTB  butb,  ßfik  so  Ji>roT%  BUTb  Öesi  nox^OTB,  a  si 
nycT^  Bi»  cejrB  b  bi»  ^epeBBflxi»  15  BUTett.  Also  bei  17i>e8etzten  (b%  BEBByn^SM«) 
Wütjj,  von  denen  eine  Wütj,  weniger  Vb)  noch  Freijahre  genoss,  befanden  sich 
in  dieser  Markgemeinde  15  unbesetzte  (bi»  nycT«)  Wa^.  Der  Anonymus  (H. 
Kp  . . . .  Bi»)  in  der  PyccKaR  BecbA^S  1^56  Bd.  IV,  pag.  103. 

*)  Haurer:  Gesch.  der  Dorfverfassung,  I,  pag.  184  u.  a.  a.  St  -—  «Alle 
Dörfer  sind  mit  rüstiger  Jugend  gefällt,  sie  fordert  Bangmnd  für  nen'e  Höfe, 
Ackerland,  Wiesen  nnd  Waldweide.  Wer  soll  es  hergeben^  Alles  ist  anfgetheilt 
und  versteint,  die  Hirten  klagen,  dass  die  Heerden  der  Grundherrn  sa  gross 
werden  und  der  Eckern  und  Eichein  zu  wenig,  dem  Roden  des  Waldes  wider- 
stehen die  Gemeinden  und  noch  mehr  die  Häuptlinge.  Darum  meinen  Viele, 
die  Zeit  sei  gekommen,  wo  unser  Volk  wieder  siedeln  muss  jensei t  der  Landes- 
mark wie  zur  Zeit  der  Väter  und  der  Ahnen.  Und  wir  fragen  in  den  Dörfern, 
wo  ist  leeres  Land  zum  Besiedeln  auf  der  Männererde?*'  G.  Freytag*s  Die  Ahnen 
I,  pag.  123.  —  In  seiner  classischen  Schilderung  der  grundbesitzlichen  Verhält- 
nisse und  ihrer  Bedeutung  für  die  Entfaltung  des  deutschen  Lebens  in  seinen 
f^Bildem  aus  der  Deutschen  Vergangenheit^,  Bd.  I:  Aus  dem  üittelalter,  1374, 
pag.  61—79  weist  G.  Freytag  mit  vollem  Recht  darauf  hin,  dass  die  bei  der  Art 
der  germanischen  Bodenvertheilung  bald  hervortretende  relative  Uebervöikemsg 
es  war,  die  die  Völkerwanderung  veranlasste,  die  später  die  Colonisation  in  den 
Osten  der  Elbe  trug,  die  Städte  füllte,  grosse  Völkermassen  in  die  Kreuxzüge 
trieb  und  unmittelbar  darauf  die  deutsche  Pflugschar  bis  Über  die  Weichsel,  Ja 
weit  hinein  nach  Ungarn  führte.  Die  grosse  Colonistenbewegung  der  Germanen 
wird  erst  gehemmt,  seit  der  deutsche  Bauer  aur  Hörigkeit  herabgedrüekt  und  i 
ihm  die  Auswanderung  durch  einen  gestrengen  Herrn  gewehrt  wird. 
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Diese  grössere  Abgeschlossenheit  verlieh  den  germanischen 
Dorfmarkgenossenschaften  im  Laufe  der  Zeiten  ein  aristokrati- 
sches Gepräge^  während  die  altrassische  Gemeinde  sich  einen 
mehr  demokratischen  Charakter  bewahrte.  In  den  germa- 
niflchen  Dorfsohaften  war  nur  der  Inhaber  eines  ^Bauerhofs^  voll- 
berechtigter Markgenosse ,  entstand  allmftlig  durch  spätere  Ein- 
wanderung ^  Niederlassung  und  durch  inneren  Zuwachs  eine  Be* 
Tölkerungsgruppe ,  die  nicht  das  VoUbürgerrecht  besass.  Neben 
den  Tagelöhnern,  Knechten  und  anderen  grundbesitzlosen  Leuten, 
die,  wie  auch  im  alten  Russland,  nicht  berechtigte  Gemeindeglieder 
waren,  bildete  sich  eine  neue  Klasse  von  Grundbesitzern.  Der  Antheil, 
welchen  die  Dorfmarkgenosseu  an  der  getheilten  und  ungetheilten 
Mark  hatten,  war  nämlich  Zubehör  des  Hauses  und  Hofes  im  Dorfe;  die 
Wohnung  im  Doirfe  oder  vielmehr  der  Grund  und  Boden,  auf  wel* 
cbem  Haus  und  Hof  stand  (Hofstatt,  Salstatt,  Solstatt,  Ehehofstatt^ 
Ebehaushofstatt,  Herdstatt  etc.)  wurde  als  Haupt  des  ganzen  Be- 
sitzthums  betrachtet,  demnach  waren  die  Felder,  Wiesen  und  Wein- 
berge nebst  den  dazu  gehörigen  Nutzungsrechten  in  der  gemeinen 
Mark  und  die  Almendfelder  in  früher  Zeit  unzertrennliche  Perti- 
nenzen  des  Hauses  und  Hofes  oder  des  Gehöftes  im  Dorf  und  in 
rechtlicher  Beziehung  von  ihm  völlig  abhängig.  Es  waren  nur  die 
Inhaber  eines  Hauses  und  Hofes  und  eines  dazu  gehörigen  Bauer* 
RQtes  vollberechtige  Markgenossen:  sowohl  diejenigen,  die  einen 
ganzen  Bauernhof,  als  auch  die,  welche  nur  einen  halben«  drittheils, 
viertheila  u.  s,  w.  Hof  hatten;  ihre  Berechtigung  au  den  Mark- 
notzungen  war  eine  verhältnissmässige  (daher  die  Bezeichnung: 
Halb-,  Drittheils-,  Viertheilsbauern,  Halbhnlner  etc^  Halbmeier  etc. 
im  Unterschied  von  den  ganzen  Bauern,  die  einen  ganzen  Bauerhof 
hatten,  zu  den  Vollhufnern,  Vollraeiern,  die  ein  ganzes  Erbe  hatten). 
Diejenigen  nun ,  die  nicht  im  Stande  waren  in  den  Besitz  eines 
erledigten  Bauerhofes  oder  eines  Theiles  eines  solchen  einzurücken, 
siedelten  sich  auf  einem  zum  Anbau  erhaltenen  Platze  auf  der  ge* 
meinen  Hark  oder  auf  einem  Bauerhofe  an ;  sie  waren  Hintersassen 
der  Gemeinde  selbst,  wenn  sie  auf  der  Gemeindemark  sassen,  oder 
Hintersassen  des  betreffenden  Bauerhofes  (Hube),  auf  welchem  sie 
ihre  Ansiedelung  hatten.  Diese  unter  den  verschiedensten  Bezeich- 
nungen auftretenden  Leute  (Beisassen,  Köther,  Häusler,  Einsassen  etc.) 
hatten  ursprünglich  gar  keine  Berechtigung  an  der  gemeinen  Dorf- 
mark (Weid^,  Wald  etc.).  Wenn  auch  in  späterer  Zeit  ihnen  sowie 
auch  grundbesitzlosen  Leuten  ein  (zumeist  sehr  kleiner)  Antheil 
an  der  Marknutzung  zugestanden   wurde,  so  war  solches  nur  eine 
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Coboeaticm  der  Markgemeinde  (resp.  des  O/undfaerrnX  ein  »«Iches 
Aniheilevecht  bemhle  jedoch  nirgends  auf  Feld-  und  HarkgemeiiH 
sohaft.  Demnach  hallen  auch  diese  Hintersassen  sehr  hftofig  fBr  die 
Nntzuttg  d^'  gemeinen  Mark  eine  Enischädignng  an  die  Gemeinde 
ZB  zahlen  unier  den  verschiedensten  Bezeichnungen:  Holzgeld, 
Ofenholzgeld,  Viehgeld  ^  Ziegengeld  etc.  Ansserdem  h&tien  sie, 
falls  sie  auf  der  gemeinen  Mark  sassen,  ein  Beisassen-  oder  Schutt- 
geld  an  die  Gemeinde  zn  enlrichten.  Sie  hatten  keinen  Antbeil  an 
dea  Marhangelegenheiten  und  an  den  übrigen  Gemeindeangelegen- 
heiten  (Dörfregiment),  befanden  sieh  somit  in  roHer  Abhängigkeit 
von  der  vollberechtigten  Gemeinde.') 

Diese*  nicht  vollberechtigte  Classe  von  Grnndbesitzern  bildete 
sich  nicht  allein  aus  auswärtigen  Zuzttglingen,  sondern  ancb  ans 
den  s.  g.-^Nachbarskindern^  d.  i.  den  Eingeborenen.  Denn  aneh 
die  Kinder  vollberechtigter  Dorftnarkgenossen  wurden  nur  durch 
dea  Erwerb  eines  Bauerngutes  mit  Markberechtigntig  bereehligte 
Markgenossen.  Desgleichen  verlor  ein  Vollberechtigter  der,  ohne 
auB  der  Gemeinde  wegzuziehen,  seinen  Hof  mit  Gemeindenutzung 
verkaufte,  sein  Bilrgerrecht.  Wie  nun' alle  Rechte  sieh  im  Besitz 
der  eigeni^Kehen  Dorfmarkgenossen  befanden,  so  ruhten  auf  diesen 
auch  alle  genossenschaftlichen  Verbindlichkeiten:  die  Dienste  und 
Leietangen  aller  Art.^  die  Gemeindedienste  und  Steuern  ebenso  wohl 
wie  die  (»ffentiiohen,  denn  sie  waren  Lasten  der  Feld-  und  Mark- 
gemeinechaft.  Demnach  hatten  die  Beisassen,  da  sie  nicht  in  die 
Feld«'  und  Markgemeinechaft  aufgenommen  waren,  und  daher  keinen 
Antheil  an  ded  Merknutzungen  oder  wenigstens  keine  volle  Berech* 
tignng  hattfen,  keinerlei  Verbindlichkeit,  irgend  etwas  zu  den  Ge- 
meinde- und  öffentlichen  Diensten  und  Steuern  (ausser  den  erwähnten 
Nebenabgaben)  beizutragen .  ^) 

Mit  Recht  bezeichnet  daher  Lorenz  Stein  als  Grundlage  der 
germanischen  Dorfverfassung,  die  Ausschliesslichkeit  des 
Eigenthnknsrechts  an  dem  Grund  und  Boden  fClr  die  Ge- 
meinde: der  Gl-undbesitz  ist  ausschliesslich  in  Händen  d)sr  herr- 
schenden Klasse.^ 


0  0  Ifanrer:  Geschichte  der  Dorfverfassong,  Bd.  I,  pag.  38—40,  135—154, 
227—330,  Bd.  II,  pag.  1  ete.,  43  etc.  Derselbe:  Gesch.  der  Markenverfastung, 
pag.  115— IM.    RoBcher:   System,  Bd.  II,  pag.  352. 

3)  Maurer:  Gasch.  dar  Dorfverfassung,  pag.  184  ete«,  188— ;te5.  Derselbe: 
Geseh.  der  Mf^ken Verfassung,  pag,  185  etc. 

3)  Dr.  L.  Stein:  Die  VerwaUungslehre,  Theil  VII,  pag.  96-97.  «Somit  ist 
der  Grundzug  der  ganzen  geimanischen  Gesellschaftsordnung  der  Geschleehter, 
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WeaeoHicli  Tefschieden  von  dieser  Darlegung  schildert  Eitoile 
de  Laveley e ')  die  germanischen  grundbesitzrechtlicfaen  Verhältnisse. 
An  die  bekannten  kurzgefasöten  Bemerkungen  in  Caesar's  de  hello 
Oailico  und  in  Tacitus*  Germania  anknüpfend  findet  er  in  der  germa- 
nischen markgenossenschaftlichen  Verfassung  das  Ideal  einer  demo- 
kratischen Oesellschaftsorganisation  erreicht,  in  welcher  neben  der 
Freiheit  in  der  Selbstverwaltong  auch  die  Gleichheit  in  der  Ge- 
währung der  erforderlichen  Mittel  2ur  Existenz  durch  Zutheilung 
eines  proportionalen  Äntheils  an  der  Mark  den  Oemeitidegliedem 
geboten  wurde.  An  verschiedenen  Stellen  seines  Werkes  kommt 
er  immer  wieder  auf  dieses  demokratische,  in  der  markgeoossen- 
schaftTichen  Verfassung  liegende  Orundprincip  zurttck:  eifte  jede 
Familie  habe  ein  gleiches  Recht  gehabt  un  droit  ägal  k  vivre  par 
son  travall,  zur  Verwirklichung  dieses  Rechts  seien  periodische 
Umtbeilungen  des  Landes  erforderlich  gewesen  pour  que  chacun 
füt  egalement  mis  en  possession  de  la  part  qui  lui  revenait.^  Den 
hier  und  da  für  „Markgenossen*  gebräuchlichen  Ausdruck  „Beerbte* 
findet  er  fQr  sehr  bezeichnend:  le  citoyen  libre  ndtait  jamais  un 
d^sh^rif^,  it  avait  droit  k  une  part  proportiounelle  du  pati*imo!ne 
commun,  ^)  wogegen  durch  jenen  Bezeichnung  (beerbte,  geerbte 
Leute)  gerade  der  Gegensatz  der  vollberechtigten  Markgenossen  zu 
den  „üngeetbten*,  zu  den  „armen^  Leuten,  welche  gar  keinen 
oder  nur  wenigen  Grundbesitz  hatten,  zum  Ausdruck  gebracht 
werden  sollte,  was  historisch  genügend  beglaubigt  ist.^)  Eine  Be- 
stätigung seiner  Ansicht  glaubt  er  in  den  noch  in  jüngster  Zeit 
Torgekomtnenen  Landumtheilungen  zu  finden,  über  welche  Haussen,^) 
Heifzen^)  etc.  berichten.  Und  doch  ergiebt  sich  aus  jenen  Schilde- 
rungen ganz  unzweideutig,  dass  ein  natürliches,  durch  Geburt  ge- 
wonnenes Recht  auf  eine  gleiche  Nutzungsberechtigung  mit  den 
äbrigem  Markgenossen  durchaus  nicht  besteht.    Die  Antheilsrechte 


die  VerBöhmelsEnng  des  Grundbesitzes  mit  Freiheit  und  Herr- 
schaft 4er  K>k«se  bereite  mit  dem  Anfung  aller  germaniieher  Bntwiekelung 
gegabea.**  VergL  aueh  Waiiz:  Verfassangsgesehichte,  Bd.  I,  pag.  76  etc.,  188  «te. 

()  Emile    de    Lareleye:    De    la    propri^t^    et   de    ses    formes   primitivea, 
Paris  1874. 

^  1.  c.  276  n.  an  anderen  Stellen. 

>)  1.  e.  pag.  d3 

*)  Maurer:  Gesch.  der  Dorfverfassung  Bd.  I,  pag.  121,  135, 141,  u.  a.  a.  St 
Derselbe:  Qeseh.  der  Frohhöfe.    Bd.  lY,  pfli^f.  Hö. 

*)  Hanssem :   Die  Qehöferschaiten  im  Regierangsbii^irk  trfet. 

*\  Meitten:   Der   Boden    nnd    die    landwirthächaftlithen   Verhältnisse   de's 
prenseischen  Staats,  Bd.  I,  pag.  344  etc. 
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der  einzelnen  Erbgenossen  sind  ganz  verschieden,  je  nach  dem  ein 
solcher  bei  freier  Theilbarkeit  (also  auch  Erbtheilungen)  und  freiem 
Veräusserungsrecht  durch  Erbschaft  oder  Kauf  erworben  oder  durch 
Verkauf  aufgegeben  hat.  lieber  die  Antheilsrechto  der  einzelnen 
Oehöfer  wird  ein  Grundbuch  (,  Schaftreg  ister  ^)  geführt.  Die  Vor- 
nahme von  Landumtheilungen  bringt  durchaus  keine  Verkürzung, 
resp.  Vergrösserung  der  bestehenden  Antheilsrechte  mit  sich,  durch 
sie  soll  durchaus  keine  Ausgleichung  der  Nutzungsrechte  der  Erb- 
genossen erzielt  werden.  Die  Umtheilungen  wurden  nur  aus  ökono- 
mischen Gründen  ausgeführt^  so  z.  B.  wenn  im  Laufe  der  Zeiten 
der  Quotenantheil  der  einzelnen  Gehöfer  sich  verändert  hatte:  durch 
Erbschaft  und  Kauf  geriethen  auch  niaht  bei  einander  liegende 
Landquoten  in  eine  Hand.  Um  nun  zur  Erleichterung  des  Wirth- 
schaftsbetriebes  die  Parcellenzersplitterung  nach  Möglichkeit  zu  be- 
seitigen, ward  eine  Umtheiluug  des  Landes  vorgenommen  und  zwar 
in  der  Art,  dass  ein  jeder  Berechtigte  seinen  Antheil,  in  jedem 
Verioosungsdistricte  (Gewanne)  beisammen  liegend  erhielt,  wodurch 
eine  Verminderung  der  Zahl  der  Parcellen  und  eine  Vergrösserung 
der  Parcellen  selber  d.  i.  eine  Consolidation  des  Besitzes  erzielt 
wurde.  Wenn  auch  durch  Umtheilungen  ein  Wechsel  in  der  Nutzung 
der  Landstücke  eintritt,  so  wurden  dadurch  die  ideellen  Eigenthnms- 
quoten  gar  nicht  berührt,  über  welche  der  Gehöfer  frei  verfügen 
kann:  verkaufen,  theilen.')  Doch  nicht  allein  aus  den  letzten  Ueber- 
resten  der  alten  „Feldgemeinschaft^  ergiebt  sich,  dass  ein  gleiches, 
natürliches  Recht  eines  jeden  in  der  Gemeinde  Geborenen  auf 
einen,  den  bisherigen  Markgenossen  gleichen  Antheil  am  Gemeinde- 
land und  seinen  Nutzungen  keineswegs  bestanden  hat,  dasselbe 
lehrt  die  ganze  Geschichte  der  germanischen  Markgenossenschaft. 
Freilich  haben,  zumal  in  ältester  Zeit,  proportionale  Landzuthei- 
lungen  an  das  heranwachsende  Geschlecht,  (ja  selbst  an  neue  An- 
kömmlinge) stattgefunden,  aber  nicht  in  Folge  eines  anerkannten 
Rechts  der  Abstammung  von  einem  vollberechtigten  Markgenossen 
an  der  Markgenossenschaft  und  an  der  Mark.  Vielmehr  waren  jene 
Landzutheilungen  nur  ein  freies  Zugeständniss  der  Genossenschaft. 
Sie  gewährte  Land  und  gestattete  die  Ansiedelung  nur  in  soweit, 
als  genügend   Land   vorhanden  war   und  die    bisherigen   Nutznngs- 


0  So  bestandeD  die  geDOSBeoschaftliehen  Aecker  z.  B.  in  Saarhölsbafib 
(Kr.  Merzig)  ans  416  preaesiseben  Morgen  (in  1916  Parcellen),  von  welchen  im 
Jahre  1B61  ein  QehÖfer  23,  ein  zweiter  S*/,,  ein  dritter  nur  3*/«  Morgen  besaas, 
Meitzen,  1.  c.  pag.  353. 
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berechtigten  darch  neue  Ansiedelangen  nicht  geschädigt  wurden  oder 
den  Vortheil  einer  Vergrösserung  der  Zahl  der  waffenfähigen  und 
leistangspfliclitigen  Genossen  höher  als  den  ökonomischen  Nachtheil, 
Verringerung  der  Nutzung  an  Wald,  Weide  etc.,  ansahen.  —  Auch 
in  der  Classe  dieser  vollberechtigten  Markgenossen  ward  die  „demo- 
kratische Gleichheit^  in  Betreff  des  Grundbesitzes  und  der  Nutzun- 
gen an  der  gemeinen  Mark  in  späterer  Zeit  gestört:  durch  Erwerb, 
Verättsserung  und  Theilung  ward  das  ursprünglich  gleiche  Besitz- 
thum  (der  Bauerhof)  und  die  damit  verbundenen  Nutzungsrechte 
vermehrt  und  vermindert.  *) 

Die     demokratische     Institution     der     altgermanischen    Mark- 
genossenschaft glaubt   Laveleye   in   einigen    Cantonen   der   Schweiz 
(üri.  Glarus,  Walis    u.  A.)*)    in    voller  Reinheit    (dans    tonte    leur 
viguenr)  wiederzufinden,  und   zwar   in    den    noch    erhaltenen  All- 
menden.     Er   schildert   diese   Verhältnisse    sehr  ausführlich.     Be- 
rechtigt zur  Nutzung  der  Allmende  seien  Alle,  die  von  den  Familien 
abstammen^  die  seit  Alters  dieses  Recht  geniessen,  er  spricht  daher 
von   einer   h^rrfditö    collective.     Ursprünglich    seien    die    Nutzungs- 
rechte aller  dieser  gleich  gewesen,  doch  seien  im  Laufe  der  Zeiten 
mit  dem  Steigen    der  Bedürfnisse    Beschränkungen    in    Betreff  der 
Nutzung   der   nngetheilten    Allmende   (Wald,  Weide)  normirt:    nur 
soviel  Vieh  ein  Jeder   überwintern    könne,    dürfe    er    auf   die  Alp- 
weide senden,  wobei  ausserdem  ein  Maximum    bestimmt   sei.     Die 
Grösse  des  Nutzungsrechts  richte   sich    also    nach    der    Grösse    des 
sonstigen  Grundbesitzes,   d.    i.   des  persönlichen  Grundbesitzes.     In 
Betreff  des  beackerten  Theiles  der  Allmende^  der  gartenmässig  be- 
stellt wird,  sei  die  ursprüngliche  Gleichheit   aufrecht  erhalten.     So 
werden  z.  B.  in  der  Mark  Uri  die  400  Hectaren  Ackerland  gleich- 
massig  vertbeilt,  so  dass  14  Are  auf  die  Familie  entfallen. 

Diese  Darlegung  der  Lage  der  Dinge  widerspricht  direct  dem 
Geist  der  markgenossenschaftlichen  Verfassung,  wie  sie  sich  uns 
aus  ihrer  Geschichte  ergiebt,  im  Allgemeinen  und  der  anderweitig 
vorliegenden  Daten  über  die  bezüglichen  Verhältnisse  in  der  Schweiz 
im  Besonderen. 

So  setzt  G.  V.  Maurer  in  seiner  mehrerwähnten  „Geschichte 
der  Markenverfassung   in    Deutschland'',^)   die  Laveleye   nicht  be- 


*)  Maarer:  Gesch.  der  Dorfverfassang,  Bd.  I,  pag.  211  etc.   Waitz:  Deutsche 
VerfassQDgsgesch.  Bd.  I,  pag.  121. 
»)  1.  c.  pag.  267—314 
*)  pag.  36—48,  besonders  pag.  43  etc. 
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kaBDt  zn  sein  scheint,  sehr  ausführlich  aueeinander,  daas  die  Alp- 
weiden  in  der  Schweiz  (desgleichen  in  Altbaiero,  Tirol,  Steier- 
mark  etc.)  dasselbe  sind,  was  anderw&rts  die  Mark  genannt  io  werden 
pflegte  (die  Alpmarken).  Die  Verfügung  über  die  Nutzung  der 
AUmendalpen  haben  nur  die  Alpgenossen,  d.  i.  diejenigen,  die  eine 
Hüttenberechtigung  haben.  Seine  Alpgerechtigkeit  konnte  ein  Alp- 
genösse  auch  an  Fremde,  an  „Ungenossen^  veräusserny  jedoch  hatten 
vorerst  die  nftchsten  Erben,  sodann  die  anderen  Mitgenossen  ein 
Vorkaufsrecht.  Wird  dieses  Recht  nicht  in  Anspruch  genopimeo, 
gdann  so  mag  derselb  das  sein  in  der  Alp  verkauffen  und  geben, 
wem,  war  und  wo  hin  er  will*,  wie  es  in  einer  Alpsatzung  vom 
Jahre  1484  0  heisst.  So  sind  denn  auch  die  Nutzungsantheile  der 
Alpgenossen  sehr  verschieden,  ein  jeder  durfte,  wie  es  z.  B.  im 
Landbuch  von  Uri^)  heisst  so  viele  Antheile  erwerben  als  er  nur 
konnte  und  wollte,  es  sollte  jedoch  kein  «Aelpler*  (Alpgenosse) 
mit  mehf  als  dreissig  „Kuhessen*  (d.  i.  Nutzungsantheile)  auf  die 
Allo^endalp  fahren.  Aus  diesen  und  anderen  Eechtsätzen  ergiebt 
es  sich,  dass  die  Abstammung  von  einer  nutzungsberechtigten  Fa- 
milie allein  noch  kein  Recht  auf  die  Alpnutzung  gewährt.  Dieses 
Recht  wird  vielmehr  nach  allgemeinem  Erbrecht  oder  durch  Kaof 
erworben.  Verkauft  ein  Alpgenosse  seinen  Nutzungsantheil,  so  hat 
der  Sohn  keinerlei  Recht,  bis  er  etwa  durch  Kauf  etc.  ein  sokbes 
erlangt. 

Laveleye  hat  sich  allem  Anschein  nach  durch  die  Rechte  der 
„Beisassen*,  deren  er  mehrfach  Erwähnung  thut,  irre  führen  lassen. 
Das  wesentliche  Unterscheidungsmerkmal  der  Vollberechtigten  von 
den  Beisassen  ist  nicht  die  Abstan^mung  von  altberechtigten  Familien, 
wie  Laveleye  glaubt.  Die  Beisassen  rekrutiren  sich  sowohl  aus 
den  vollberechtigten  Familien  als  aus  späteren  Ansiedlern ;  das 
Entßcheidende  in  jenem  Unterschiede  liegt,  wie  überhaupt  in  der 
germanischen  Mark,  dariO)  dass  -—  wie  bereits  hervorgehoben  — 
die  Beisassen  nicht  eigentliche  Markgenossen  sind,  und  demnach 
ihrp  Nutzungsrechte  nicht  auf  Markgenossepschaft  beruhen,  sondern 
Zugeständnisse  der  vollberechtigten  Markgemeinde  sind.  Zu 
solch  einem  Act  der  Billigkeit  mag  häufig  die  Macht  der  Thatsachen 
die  Vollberechtigten  gezwungen  haben.  Namentlich  den  Eingebo- 
renen in  der  Gemeinde  gegenüber  mag  es  nicht  selten  unmöglich 
erschienen    haben,    die    Ansässigmachung    zu    verbieten    und    jede 


<)  pag.  46. 
^  pag.  40. 
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NoisDDg  an  der  Alimesde  zu  verweigern.  Zumal  moss  dieses  von 
4er  freien  ß^hweis  gelten,  wo  die  Uoaufriedenheit  der  mit  Zutiahme 
ier  BeTölkdruBg  stetig  wachseaden  Zahl  Nicht«  MarkberecbMgter 
4m  gante  Slaatawesen  in  Qefahr  hätte  bringen  können.  «Wenn  es 
gestatlei  ist,  nach  einer  Analogie  in  den  modernen  eommnnaien 
VerhUtnissen  sieb  umsusehea,  so  mag  Jenes  Zugestöndniss  unter 
ÜBMttäDden  mit  der,  den  modernen,  politischen  Gemeinden  oblie* 
geoden  Pfiiebt  der  Armenversorgung  verglichen  werden,  freilich 
Qiit  dem  Uatersohiede,  dass  jenes  Gewähren  einer  voIlsIftiidigeD  Ver« 
srninng  schon  Torbeugte.  0  Aus  diesem  Zugeständnisse  eiitwickelte 
sich  natnrgemäss  im  Laufe  der  Zeiten  ein  Rechte  aber  dassel-t»6 
war  kein  raerkgenosseaschaftliches  und  lässt  sich  ebensowenig  von 
4er  Abstammung  von  volibereohtigten  Vorfahren  ableiten.'  —  Hier- 
dnrch  wurde  auch  die  alte  Markverfassung  untergraben:  durch  die 
Ertheilung  von  Mi^rknutzungen  an  die  Hintersassen,  die  entweder 
ganz  ohne  oder  mit  weni^gem  Grundbesitz  aiisäs9ig  war«^,  wHvden 
persönliche  Markuut&nngen  an  der  Seite  der  althergebraebten 
dittgKciien  Berechtigungen  geschaffen.  So  war  es  auch  eine  wesent- 
liche Umgestaltung  des  mark  genossenschaftlichen  Grundcharacters, 
dass  Beisassen  und  andere  nicht  vollberechtigte  Porfhiutei'saQsen 
Antheil  fwn  Dorfregin^ent  erhielten»  das,  wl^  bemerkt,  ursprüngUcli 
aar  in  den  Händen  der  Inhaber  der  berechtigten  Grundstücke  oder 
anderweitig  in  den  Händen  der  Besitzer  von  Gemeindegerechtig- 
keiten gelegen  hatte,  und  zu  den  Gemeinde-  und  öfTentlichen 
Diensten  herangezogen  wurden. '0 


«>  Maurer:   Gesch.  der  DorfHUn^^erfassang,  Bd.  II,  pag.  248. 

*)  Maurer:  Gesch.  der  Dorfverfassung  Bd.  II,  pag.  43,  78  eto.  u.  a.  a.  8t.  — 
A«f  weseallieh  anderer OrnedlBge  gestslteten  sich  die  allr(imitf chen  grund- 
btsltsveehtliehen  YerhiblinfsBe.  Nfcht  dee  Land,  die  Mark,  bildete  die 
Baeit  des  genosseDsehafÜicben  Verbandes,  sondern  die  Geschlechter  (gentes)  (wenn 
aaeb  DatUrMohc  Verwandtschaft  als  ursprüngliches  Fundament  gedacht  wurde, 
80  doeh  kein  rechtliehes  Erfordernise),  anf  der  Basis  der  Geschlecbter^erfassung 
btrahte  die  Gssehlasianheit  des  Popalus  (Pnehta:  Institutionen,  Bd.  I,  pag.  113). 
Aller  Grand  und  Boden  gehörte  dem  Staat,  war  ager  pabHcas  nnd  konnte  dem 
AltbUfger  nur  aum  Genäse  und  Beeite  (possessio)  Übergeben  werden ;-  neben  dem 
bcfediam  hatte  der  Altbfirger  oder  Patricier  —  and  nur  ein  solcher  ^  eih  Recht 
anf  das  Gemeinland,  das  nicht  allein  gemeinsam  als  Weide  etc.  genutst  würfle, 
geaiem  sam  ThcÜ  sieh  auch  in  persönlichem,  freilieh  von  Seiten  'des  Staates 
widarraüfehsm  Besits  (possessio)  und  Kut«ang  (nsns)  befand,  —  die  Nntaung 
des  (Jemeinlaades  asfamen  die  PatrSeier  als  ein  Standes  Vorrecht  ausschiiesfaliSh 
filr  sieh  in  Ansprach.  Hier  liegt  der  üntereofaied  «wischen  der  römischen  und 
der  gemaniiciieB  Agrarverfasenng.  Als  durch  die  grossen  Landeroberungen 
der  ager  pnblicus  sich  sehr  bedeutend  erweiterte,   diese  Kriege  abbr  vrnd  dfe 
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Aaf  dieses  bedeutungsvolle  Moment  in  der  gerjnauiscben  mark« 
geDOsseoschaftlichen  Verfassung  glaubte  ich  näher  eingehen  zu 
sollen,  da  nicht  allein  Laveleye,  auf  dessen  sehr  werthvdlles  und 
instructives  Werk  ich  noch  mehrfach  werde  zurdekzukommen 
haben,  diesen  fundamentalen  Gegensatz  der  altgermanischen  Ver- 
fassung zu  dem  heute  in  Russland  herrscb«nden  Oemeindebesitzrecht 
nicht  erkennt^  sondern  auch  andere  Schriftssteller  denselben  nicht 
nach  Gebühr  betonen.  0  Dagegen  weiss t  Professor  Helferich')  auf 
diese  ,w  es  entliche  Verschiedenheit^  hin  und  erkl&rt  ausdrfksklidi, 
dass  jyin  Deutschland  von  Anbeginn  ein  aristokratischer  Zug  in 
der  Gemeinde  erkennbar  ist.^') 

Demokratischer  gestalteten  sich  die  GrundbesitzTcrhältnisse 
in  den  Gemeinden  im  alten  Russland.    Da  bei  dünner  Berdlkernng 


öffentlichen  Lasten  die  Plebejer  sehr  drückten  nnd  die  bekannten  ünrnhen  aas- 
brachen, da  sahen  sich  auch  die  römischen  Altbflrger  (der  Senat)  gezwungen  sa 
Zngestündnisaen:  es  erfolgten  Landanweisangen  (assignalio)  an  die  Pleb<gen 
das  dem  Einseinen  logetiieilte  Ornndstück  war  dessen  erbliches  Eigsenthom. 
Aber  die  Plebejer  hatten  kein  Recht  am  Gemeinland,  nur  an  der  Gemeinweide 
haben  sie  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  schon  in  früher  Zeit  Nutsungsrechte 
(gegen  Entrichtung  eines  Hntgeldes)  erhalten.  Die  Patricier  haben  im  ersten 
Jahrhundert  der  Republik  für  die  Nutzung  des  gemeinen  Feldes  nichts  gezahlt 
und  als  ein  veetigal  (der  Zehnte  vom  Saatland,  der  Fiinfto  von  den  Weingärten 
und  Baumpflaninngen)  eingeführt  wurde,  wusaten  sich  die  Patricier  dem  an  ent* 
sieben.  Erst  die  licinischen  Gesetze  hoben  dieses  patricische  Recht  auf^  (Seh weg- 
ler Bd.  II,  pag.  401  etc.,  Momsen,  Bd.  I,  pag.  270  etc.,  Pachta,  1.  c.  pag.  132  etc.). 
Wir  sehen,  wie  die  Plebejer  allmälich  auch  in  Angelegenheiten  der  gemeinen 
Mark  vollberechtigt  wurden,  so  erlangten  auch  die  Beisassen  etc.  Harknatsungen. 
In  beiden  Fällen  war  es  aber  nicht  ein  Ausbau  des  alten  Reehle,  sondern  ein 
neues  Recht 

>)  So  z.  B.  Wagner:  »Die  Abschaffung  des  privaten  Grundeigenthams", 
pag.  38  und  54,  Meitsen:  Der  Boden  und  die  landwirthsehafüichen  Verhältnisse 
des  preuasischen  Staates,  Bd.  I,  pag.  360.  Röscher:  System  der  Volks wirth- 
sehaft,  pag.  227,  K.  Braun:  „Die  Volks wirthschaft  und  das  Erbrecht"  in  Fau- 
ohsr's  VierteUahrschrifk,  1875,  Bd  II,  pag  21  etc.  G.  Frey  tag:  «Bilder  ans  der 
deutschen  Vergangenheit."  Bd.  I,  pag.  71  nennt  die  Markgemeinde  eine  ,|halb- 
socialistische  Genossenschaft.'* 

>)  In  seinem  „Zusats^  su  Kawelins  Artikel:  „Einiges  über  die  russiache 
Dorfgemeinde"  in  der  Zeitsohrift  für  die  gesammte  Staats wissenschafl,  1864, 
pag.  45,  46. 

0  Jedoch  gilt  der  Ausspruch  Helferichs  (l.c  pag. 46):  »aus  der  den  dentsoheo 
eingeborenen  Neigung  aum  individuellen  Sondereigenthum  erklärt  sieh  aneh 
die  weitere  Entwiokelung  der  Grün dbesits Verhältnisse  im  Gsgenaais  au  den  sl»- 
▼tsehen",  nur  in  sehr  beschränktem  Maaese.  Vielmehr  erseheii|t  als  ent- 
seheidendea  Moment  der  grössere  Landreiehthum,  4er  geringe  Werth  des  Grund 
und  Bodens. 
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der  Grand  and  Boden  mit  Aasnahme  der  grösseren  Centren  ^  in 
welchen  sich  eine  dichtere  Bevülkerang  zusammengedrängt  fand, 
im  Grossen  nnd  Ganzen  einen  sehr  geringen  Werth  hatte,  so  ver- 
lieh die  Gemeinde  den  neuen  Ansiedlern  nicht  allein  Land  zur 
Ansässigmachang  and  zur  Beackerung,  sondern  anch  die  volle 
Berechtigung  an  der  ungetheilten  Mark  und  vollen  Antheil  an  der 
communalen  und  markgenossenschaftlichen  Verwaltang:  die  neuen 
Ansiedler  wurden  zu  vollberechtigten  Markgenossen.  Zur  Umlegung 
der  von  der  Gemeinde  aufzubringenden  Steuern"  und  Lasten  auf 
die  einzelnen  Höfe  wurden  demnach  auch  Männer  aus  «illen  Klassen 
der  Markgenossen  erwählt:  aus  der  der  wohlhabendsten  (jryqmnx'B 
JiOAeS),  der  mittleren  (cpeABiix'B),  der  ärmeren  (NOJtOAOiiix'b),  sowie 
aas  der  der  Bobüli  und  der  ansässigen  Eosaki,  die  den  geringsten 
Landantheil  inne  hatten.  0  Nur  diejenigen  in  der  Gemeinde  wohn- 
haften Personen,  die  keinerlei  Land  in  der  Gemeinde  Übernommen 
hatten,  genossen  keine  Gemeindereohte,  eben  weil  sie  kein  Land 
selbständig  nutzten;  sie  lebten  wie  der  übliche  Ausdruck  lautete,  aa 
(iyiRiiii<b  THriOM*!»  (auch  wurden  sie  bezeichnet:  noAcycbAHnm, 
3axpe6eTBHRR,  aa^Boposue  jüoah).  ^)  Dieser  Bevölkerungstheil  der 
Gemeinde  bestand  aus  den  Kindern  der  Gemeindegenossen,  die  noch 
iceioen  Landantheil  empfangen  hatten,  sowie  aus  den  Personen, 
die  ans  Mangel  an  Mitteln  oder  aus  anderen  Gründen  kein  Land 
übernommen  hatten  nnd  als  freie  Arbeiter  in  einem  Dienstverhältnisse 
hei  einem  wohlhabenderen  Wirthen  standen  oder  ein  Gewerbe  be- 
trieben. — 

Die  Nutzung  der  ungetheilten  Mark  (Wald,  Weide  etc.) 
scheint  im  Allgemeinen  keiner  Begrenzung  unterlegen  au  haben. 
Es  war  eben  auch  an  diesen  Nutzungen  (yroABfl)  im  Allgemeinen 
kein  Mangel.  Wie  gross  im  V>.  Jahrhundert  speciell  der  Wald- 
reichthum  war,  ergiebt  sich  u.  A.  anch  aus  der  Bestimmung  des 
Gesetzbuches  (Ssudebnik)    vom  Jahre    1550,    dass    die    bäuerlichen 


0  BeU^ew:  KpeerMse  na  Pfcu,  Bd.  II,  pag   71. 

0  Belagew:  KpecTbHHe  Ha  PycH,  Bd.  II,  pag.  70.  Bclä^cw  erwähnt  (1  c  pag.  78) 
einer  oeaen,  im  16.  Jahrhundort  sich  ausbildenden  Bevölkeruogsgr tippe,  die  eine 
etgeothümliehe  SteLlong  cur  Oemoinde  einnahm:  die  Gemeinde  übergab  nämlioh 
auch  Theile- ihres  Landes  an  Bauern  nach  freier  Vereinbar ang  in  Pacht,  ohne 
daes  ein  solehar  Pächter  Glied  der  Gemeinde  wurde.  Da  jedoch  auch  dieses 
Paehtlaod  steuerpflichtiges  G«raeindeland  war^  so  schliesst  Beli^ew,  doss  aus 
diesem  Pachtverhältnisse  sich  für  den  Pächter  gewisse  Rechte  auf  das  Land  und 
damit  ein  Gemeindereeht  aasbildete.  Leider  geht  BeUjew  auf  diese  Frage  nicht 
näher  du,  auch  finde  ieh  sonst  in  der  Literatur  keinerlei  Erklärung  über  dieses 
eigenthämliche  Yerh&ltniss. 
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Hdfe,  di9  über  10  Werst  (ea.  IVt  geographisohe  Meile)  vom  WaUe 
entfernt  siof)^  eine  erhebliche  SteuerermäaeiguDg  geniesseii.  0  Da- 
gegen spielt  die  Fischereiberechtigung  in  vielen  Landeiriohea 
eine  sehr  wichtige  Eolle.  In  dem  Stenerbneh  der  Derewskaja  P&* 
tina,  eines  see*  und  flussreiohen  Gebietee,  finden  sieh  sehr  htafig 
Angaben  über  das  einzelnen  Gemeinden  zustehende  AntheUsreobI  an 
Seen  und  Flüssen  (verschiedenerlei  Bezeiehnungen :  entweder  nojio- 
BBHa,  xperb  etc.  oder  sepeSeil  --  z.  B.  ojiTall,  meoroll  etc.  — 
oder  TOHH  —  ßß%  Tpn  etc.,  oder  yvacTOR'B,  yroAbii^  «laori»  etc.l') 
In  germanischen  Landen  hatten  sich  dagegen  früh  genaue  Beetim* 
mungen  über  die  Grösse  des  Nutzungsrechte  ausgebildet.^) 

Muss  schon  der  geringe  Werth  des  Grund  und  Bodens  (im 
Grossen  und  Ganzen)  und  die  Leichtigkeit,  anderweitig  Grandbesite 
zu  erwerben,  die  Gemeinde  als  ein  nur  loekerer  markgenosscn- 
scfaaftlicher  Verband  erscheinen  lassen,  so  hinderte  noch  ein  anderer 
Umstand  ein  so  enges  Zusammensohliessen  der  Gemeindegenossen, 
wie  es  sich  in  den  alten  germanischen  Dorfscbaften  zeigt.  Das 
russische  Volk  lebte  nämlich  nicht  in  grossen  Ddrfern.  Die  russische 
Markgemeinde  bestand  vielmehr  zumeist  aus  einem  kleinen  Haupt- 
dorf (cejo  oder  cejfcqo)  und  mehreren  noch  geringeren  Ansiede- 
lungen (xepeBHH,  noquBBH,  uocejibKn),  und  aus  BSinzelhöfen.  ^) 
Das  Wort  xopesHB  (Derewnft),  heute  schlechtweg  ,Dorf^  bezeich- 
nend, wird  von  xepeBO  abgeleitet,  und  bedeutete  neugerodetes  Land, 
sodann  wurden  AepeBBH  neueingenommene  Landantheile  genannt, 
die  von  der  Gemeinde  an  neue  Ansiedler  vergeben  wurden.  Dem- 
nach scheint  die  Annahme  berechtigt,  dass  das  Sselo  (caio)  die 
erste  genossenschaftliche  Niederlassong  war,  tob  welcher  aus  — 
mit  Zunahme  der  Bevölkerung  durch  inneren  Zuwachs  wie  durch 
Eintritt  neuer  Ankömmlinge  in  die  Gemeinde  —  Derewni  gegründet 
wurden  (dunsh  Rodung  etc.). '^)  —  Professor  S.  Ssolowjew  findet,*) 


0  A  XBOpu  nosHiue  njaTHTi»:  et»  uoi^ti»  aa  XBopi  pyGib  xs  xsa  ajTUHa, 
a  El»  iHcfezii,  TKh  xecBTb  BepCT%  ^0  zopOMHore  Ji^ey,  aa  xeopi  namaa  xa  xaa 
ajTuaa  (SS  88). 

')  Aneh  wird  eine  Fisehabgabe  erhoben,  s.  B.  im  der  OoTHaa  aa  Mjp^ucM 
ncoax«  vom  Jahre  157 i  in  den  Aktü  H)pBj|.  M  S29  u.  a.,  Antbeil  an  einem 
Flosa  (mseraH  naorfc)  M  2. 

>)  Maurer:  Qasch.  der  DerfTerftmang,  Bd.  I,  pag.  a05-*-ll#,  2>1— 985, 
318  ete.,  Qeseh  der  MarkenverCuanng,  pag,  lM-«i83. 

<)  Bell^ew:  O  aossnejfcaoirb  sjax^nia  etc.,  pag.  41. 

*)  8.  Ssolowjew:  Cnopii  o  eejMsoi  oöniun'ft,  im  Pyeciie  B^ermtva,  1658, 
Bd.  23,  pag.  SOS.    Derselbe!  Hcrep.  Poeeis,  Bd.  Fil,  pag.  §4. 

«)  S.  Saolowjew :   Ectopia  Poecia,  Bd.  Y,  pag.  248. 
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daas  Bueli  dem  bereite  erwäfantep  Steaerbuch  der  BoTOnaH  naxBaa 
YOBi  Jahre  1600  die  Bevölkerung  in  den  Haaptdörfern  (ceuio)  15  bis 
130  Seelen  betmg,  selten  jedoch  letolere  Orösse  erreichte,  eioe  De- 
rewn4  gewöhnlich  aus  1 — 4  Höfen  bestand,  selten  ans  mehr  Hufen, 
jeder  Hof  zuweist  eine  Famili€  mmfasste. 

Die  gleiche  Art  der  Ansiedelung  finden  wir  in  einer  anderen 
Nowgorodsohen  Patina,  in  der  Derewskaja.  Selten  im  Vergleich 
zsr  OesaoGinitzahl  treffen  wir  eine  Derewnüi  von  5—8  Höfen,  nur 
aDenabnisweise  mehr  als  8  Höfe  (10,  11,  12  etc.)*  lu  den  anderen 
Landeatbeilen  triti  uns  dieselbe  Erscheinung  entgegen,  wie  aus 
Stea«rb8eliem  und  anderen  Actenstücken  zu  ersehen  ist.  0  Lesch« 
kow  kooinii  in  seiner  Schilderung  der  bezüglichen  Ansiedelungs* 
verbältoisse  zu  demselben  Resultat.  Und  doch  erklftrt  er  die  ^Der- 
rewnä*^  sin  einer  Markgemeinde,  indem  er  behauptet:  die  Dcrewn^ 
ist  ein  bestimmtes  Landareal  mit  Feldern,  Wiesen  und  anderen 
Natznngen  etc.,  sie  ist  das  Bleibende  beim  Wechsel  der  Personen; 
die  Verfttgung  über  das  Land,  die  Vergebung  desselt^en  an  die  ein- 
zelnen Qlieder,  Rückfall  desselben  an  die  Derewnä,  die  neue  Ver« 
Üieilnag  des  Landes,  Vertheidigung  desselben  gegen  fremde  Ein- 
griffe etc.  —  Alles  liegt  in  Httnden  der  Derewnä,  Alles  hilngt  von 
der  DerewnH  ab,  die  der  lebendige  Mittelpunkt  eines  bestimmten 
Lsndgebietes  mit  den  zugehörigen  Nutzungen  war:  die  Derewnä 
war  ein  Ganzes.^)  —  Oegeo  diese  Auflassung  spricht  Mehreres« 
Ein  entscheidender  Grund  gegen  die  Berechtigung  derselben  ist 
schon  die  geringe  Zahl  der  Höfe  in  einer  Derewnä:  Derewnä,  aus 
einem  Hof  bestehend,  sind  durchaus  keine  Seltenheit.  Unter  den 
Derewni  aus  2,  8,  4  Höfen,  finden  sich  recht  häufig  solche,  in 
denen  die  Höfe  von  derselben  Familie  (im  weiteren  Sinn)  besetzt 
sind:  io  denti  einen  Hof  haust  der  Vater,  in  den  anderen  abgetheilte 
Söhne,  oder  die  Inhaber  sämmtlicher  Höfe  sind  Brüder  etc.  Hier- 
aas ergiebt  sich  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit,  dass  ein  Ansiedler 
zuerst  einen  Hof,  der  eine  Derewn&  umfasste,  übernahm,  resp.  selbst 
erst  errichtete  und  das  Land  urbar  machte,  und  dass  im  Laufe  der 
Jahre  seine  Söhne  sich  abtheilten  und  auf  dem  weiten  Landgebiete 
der  Derewnä  sich  neue  Höfe  einrichteten,  wobei  es  nicht  aus« 
geschlossen  ist,  dass  hier  und  da  auch  mehrere  Verwandte  sogleich 
mehrere  Höfe,  die  eine  Derewnä  bildeten,  besetzten.  Wiederholt  findet 
sich  in  Steuerbüchern  vermerkt,  dass  eine  Derewnä  zur  Zeit  unbesetzt 


0  B.  B.  AsTH  IDpaxBHeesiA  M  lOi,  29B  etc. 

a)  Lesehkow:  Fyess.  0sp-  s  Fooyx.,  pag.  248*^249. 
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ist  (bii  nycT'b),  dass  eine  Derewnä^  kürzlich  noch  unbesetzt,  wiederatn 
Insassen  erbalten  bat^  dass  darch  Rodung,  Urbarmachung  neae 
Derewni  gebildet  sind.  Alles  dieses  spricht  gegen  Leschkow^s  An- 
sicht, die  Derewnä  sei  eine  eigene,  selbständige  Markgemeinde  ge- 
wesen: in  solchem  Falle  hätten  fortwährend  Untergang  und  Nea- 
bildung  von  Markgemeinden  stattgefunden,  wie  selbst  bei  der  grossen 
Beweglichkeit  der  ländlichen  Bevölkerung  und  der  geringen  Stabi- 
lität der  ländlichen  Verhältnisse  im  alten  Russland  nicht  aoza- 
nehmen  ist,  ja  es  hätte  ein  vollständiges  Chaos  nicht  allein  in  den 
grundbesitzlichen  Verhältnissen  bestanden,  sondern  auch  in  den  der 
inneren  staatlichen  Verwaltung,  denn,  wie  bereits  auseinander- 
gesetzt, hatte  die  altrussische  Markgemeinde  communale  und  eine 
Reihe  staatlicher  Aufgaben  zu  erfüllen.  Es  ist  uns  auch  kein 
historisches  Denkmal  entgegengetreten,  aus  welchem  auf  eine 
solche  Bedeutung  der  Derewnä  geschlossen  werden  kann,  wie  auch 
Leschkow  keinen  Beleg  tür  seine  Auffassung  angiebt.  Dagegen 
lässt  sich  ein  directer  Beweis  führen,  dass  die  Derewnä  nur  einen 
Theil  ^er  markgenossenschaftlichen  Gemeinde  gebildei  hat.  In 
einer  Reihe  gerichtlicher  Schreiben  treten  bäuerliche  Verordnete 
vor  das  Gericht,  die  *  im  Namen  der  Wolost  (bo  Bcbzi»  npecTbawh 

ifbCTO  BOiocTR )  Derewni  für  sich  reclamiren,  die  Ausweisung 

widerrechtlicher  Eindringlinge  verlangen,  wobei  sie  wiederholt  er- 
klären ,  die  betreffende  Derewnä  gehöre  zu  ihrer  Wolost.  Des- 
gleichen bei  Streitigkeiten  über  die  Zugehörigkeit  einer  Derewnä, 
beim  Austausch  von  Derewni,  bei  Abtretung  einer  Derewnä  an  die 
Wolost  etc. ')  Auch  finden  sich  häufig  bei  Bezeichnung  grundbesits- 
rechtlicher  Verhältnisse  die  Worte:  ceio  (auch  ceibi^o,  cejBoie)  Cb  jie- 

peBHfliiH  CO  BC'bü'b  4T0  X'B  HRMi»  uoTHrio  RBCTapHHfai (Ssclo  mit  den 

Derewni  und  mit  Allem,  was  dazu  seit  Alters  gehört,  sei.  anNutznngen). 
In  Steuerbüchern  und  anderen  Actenstttcken  lesen  wir  wiederholt 
die  Notiz,  dass  der  Oemeindeälteste  eine  Derewnä^  selbst  mehrere, 
wie  wir  oben  gesehen  haben,  mit  Leuten  neu  besetzt  bat«  Der 
Ausdruck  a^P^bhe  kt»  cejy  oder  a^P^buk  vh  cejBuoii^  etc.,  bei 
Aufzählung  der  Derewni,  die  zu  einem  Sselo  gehören,  findet  sich 
häufig.  Wie  die  Zahl  der  Höfe  in  einer  Derewnä  verschieden  war^ 
so  auch  die  Grösse  des  zu  einer  Derewnä  gehörigen  Landes.  Zu- 
meist scheint  dasselbe  ein  abgerundetes  Areal  mit  bleibenden  Gren- 
zen  gewesen   zu    sein:     in    einer    Reihe  von   Urkunden   wird    das 


0  Beispiele  sind  oben  8.  25,  Note  1  angegeben.    Siehe  aoeh  Aktu  K)pR- 
ABqecKie  M  104,  137,  141,  150,  151,  154,  172,  175,  27t  etc.  ste. 
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Landgebiet  einer  Derewnä  durch  die  Worle  bezeichnet:  mto 
n  TOtt  A^peBHH  MacTapH  noTHrio ,  sy/^a  xoahji'B  Tonopi ,  Roca 
fl  coxa,  selbst  bei  Theilen  einer  Derewnli  finden  sich  solche 
Qrenzbestimmangen.  0  Bs  mag  die  Derewnä  hier  und  da  that- 
sächlich  eine  besondere  Feldgemeinschaft  gebildet  haben.  Diese 
feste  äussere  Umgrenzung  von  Derewni  —  beim  Bestehen  des 
Gemeindebesitzes  —  scheint  Leschkow  zur  der  Annahme  geführt 
ztt  haben,  die  Derewnä  sei  eine  selbständige  Markgemeinde 
gewesen,  wobei  er  sich  noch  darauf  hätte  berufen  können, 
dass  auch  heute  ,, Derewni*'  einen  solchen  Verband  bilden.  (Im 
Laufeder  Zeiten  hat  sich  eben  der  mit  defh  Worte  „Derewnä'^  ver- 
knüpfte Begriff  verändert.)  Dazwischen  scheinen  aber  auch  zwei, 
drei  Derewni  in  einem  engeren  ökonomischen  Connex  gestanden  zu 
haben.  Während  nämlich  z.  B.  im  Steuerbuch  der  Derewskaja 
Patina  bei  der  Beschreibung  der  Derewni  und  Höfe  im  Allgemeinen 
die  betreffenden  Angaben  für  je  eine  Derewnä,  mag  diese  aus  einem 
oder  aus  mehreren  Höfen  bestehen,  verzeichnet  sind,  stösst  uns  hier 
aad  da  eine  Abweichung  auf:  bei  2,  3  nach  einander  beschriebenen 
Derewni  findet  sich  für  jede  derselben  gesondert  nur  die  Angabe 
über  ihre  Grösse,  (GrSsse  der  Aussaat,  des  Grasschnitt,  Bestimmung 
nach  Obscha),  dagegen  die  betreffenden  Angaben  über  die  Abgaben 
(an  Geld,  Naturallieferungen)  zusammengefasst  für  diese  Derewni. — 
Leschkow  bezeichnet  sodann  das  ceiiiUO  (Sselzo)  als  ,,ein  Dorf  mit 
dem  deutlichen  Anzeichen  der  Concentration  für  die  Verwaltung 
des  Landes  und  der  Bevölkerung^,  mit  dem  Gutsherrn  oder  seinem 
Vertreter,  dem  Herrenhof  und  seinen  Leuten,  den  L^nterschied 
zwischen  Sselzo  und  Sselo  (ceaBUO  und  cejo)  findet  er  darin,  dass 
letzteres  den  Mittelpunkt  für  die  kirchliche  Verwaltung,  (mit  einer 
Kirche,  Geistlichkeit  etc.)  bildete.  Der  Herrenhof  im  Sselzo,  wie 
die  Kirche  und  der  Herrenhof  im  Sselo  treffen  wir  freilich  sehr 
häufig,  aber  nicht  überall;  und  andererseits  finden  sich  Herrenhöfe 
(xBopi  öoapcKitl,  AB.  6oju>moll,  ffl.  bhahcb  etc.)  auch  in  Derewni, 
wie  auch  nicht  alle  Ssela,  Sselza  im  alten  ßussland  Kirchen  be- 
sitoen;  ea  sind  dieses  keine  wesentlichen  Momente.  Sselo,  Sselzo 
bedeaton  vielmehr,  wie  es  sich  aus  dem  Wort  selbst  ergiebt,  über- 
haupt Ansiedelung,  Niederlassung.  Das  Sselo,  wie  das  Sselzo  und 
das  Sseliscbtsche  erscheinen  als  die  Hauptniederlassungen,  von  welchen 
aus  —  mit  Zunahme  der  Bevölkerung  —  Aussiedelungen  stattfanden, 
sie  bestanden  durchschnittlich  aus  einer  grösseren  Anzahl  von  Höfen 


0  1.  B.  Mr.  175,  187  in  den  Aktu  lOpsAs^^CBie. 
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aU  die  Der^wni,  sie  brldetoti  dM  Htiuptdofff,  in  welobem  daher  aveh 
gewöhnlich  der  HerreDhef  stand,  wean  die  DOffer  galshetrlich  waren, 
staatKche  Beamte  reaidirten,  die  Kirche  sieh  befand.  In  Beireff  des 
markgenoseetischaftliohen  Verbandes  scheint  uns  so  Tiel  festenslehen, 
dass  ein  Sselo  (oder  Sselzo,  Sdelisehtsche)  mit  oder  aueh  ohne 
Derewni,  Potsohinki  (no^iiBBfl,  kleine  Ansiedelungen),  Pustoeehi 
(nyoToma,  d.  i.  Lahd,  das  früher  wttst  warX  Bowie  anch  mehrere 
Derewni  alMn  ohne  ein  Sselo  oder  Sseleo  eine  Markgemeitide  ge- 
bildet haben  0-  Bii^®  genauere  Bestimnung  derselbeKi  ist  sohwierig^ 
ja  vielleicht  unmöglich.  Die  historischen  I>ettkmlLler,  die  diese 
Fragen  berühren,  stamnien  aus  einer  Zeit,  in  welcher  dOr  Aof- 
l<ö«ungsprocess  der  alten  Verbände  bereits  sehr  weit  torgesefaritlen 
war*  gan^e  Gemeinden,  Ssela  mit  DereWni,  wurden  der  grossfttrsl- 
lichen  KaMmer  zugeschrieben,  an  Klöstor  und  Dietrstleute  ver- 
geben, einzelne  Derewni,  die  in  den  Besiie  von  DienstleuCen  ge- 
riethen,  schieden  aus  dem  markgenossensehaftlichen  Verbände  aas. 
So  zerbröckelte  die  alte  Hark  immer  mehr.  Befördert  wurde  dieser 
Proeess  durch  die  geringe  innere  Festigkeit  der  Genveitide':  das 
Land  hatte  einen  geringen  Werth,  die  Derewni  und  die  Höfe  lagen 
weit  auseinander,  die  Gemeinde  hatte  nur  suHen  Vei'aulassung  ge- 
habt, in  die  grundbesitzrechtlichen  Beziehungen  der  Einzelnen  zu 
einander  und  zum  Ganzen  einzugreifeu.  So  konnten  sich  also 
aueh  leicht  einzelne  Theile  vom  Ganzen  loslösen.  Die  Wolost  ver- 
lor immer  mehr  ihre  markgeaossenschaftliche  Bedeutung  und  ward 
immer  mehr  eine  nur  administrativer  Verband^),  welche  Umwand- 


0  Wenn  auch  nadi  dem  heutigen  SfMraehgebrauch  unter  Sselo  efai  Kireh- 
dorf,  unter  Sselso  auch  specisÜ  der  Herreahof  verstanden  wird,  so  hatte  siek  im 
alten  Btussland  eine  so  atreage  Scheidung  der  Beseicbnungen  für  Dorf  nicht 
aasgebildet.  Im  Steaerbach  der  Derewskeya  Patina  ist  der  Käme,  den  De- 
rewni tragen,  mehrfach  ceio,  cejibi^o,  ceisn^e,  z.  B.  Band  I,  pag.  111^  179,  308, 
319,  738,  Bd.  II,  pag.  235,  388,  824  (Die  Beispiele  lassen  sich  noeh  ▼ermehrenl. 
Die  Vermathang,  dass  auch  eine  Ansahl  von  Derewni  ohne  ein  crigcratliches 
Hanptdorf  (Ssefo  ete.)  einen  markgenossensehafUiefaen  Verbaad  gebUdet  hat, 
stütze  ich  auf  die  Art  der  Grappenbildung  in  den  Stenerbttehsm:  es  wird  näm- 
lich mehrfach  eine  Reihe  von  Derewni  (Bejasaro  Kaasa  oÖpoHBUs)  nach  ihrer 
speciellen  Aafzählung  zu  einer  Gruppe  zusammenfasst  und  dann  die  anf  ihnen 
ruhenden  Pachtsammen,  Steaem  and  Abgaben  angegeben.  Aach  stehen  einer 
Anzahl  von  Derewni  (ohne  ein  Sselo)  Antheilsreehte  an  Seen  und  PlSssen  %n 
(s.  6.  die  Forme]  a  yroÄi>H  y  v%xrb  xspeeeaa :  vh  oaepn  sib  . . .  .  Asa  y^Meraa^  a% 
osepft  8%  ....  xaa  aepeCba). 

*)  Wie  wir  gesehen  (siehe  oben  S.  18,  Note  4),  spricht  Beli^ew  in  seinem 
älteren  Werk  (0  noseiiejiiRoii'b  ajaxHaia  ete.)  der  Wolost  jeden  markgeaossen* 
schaftlichen  Charaeter  ab,  in  sehten  neueren  Sehditten  hat  er  diSfte  Ausist  mo- 


lang  «ich  «in  so  l^bt^  t^tlzi^hen  konnte,  ah  ntl^r  WahrscbeifiHcth- 
kei(  nach  Sek  Alien  t\ir  Wolost  aach  perüönliebtr  Orondbesltz,  (die 
erwäboM»  oao08eM4U,  sp&ter  auch  Diensfcgtttet  etc.)  sich  befand. 
So^r  im  N^wgof odechen  Gebiet  hatte  sich  bereits  beim  Aasgang  des 
15.  Jalirfaatiderls  eiae  gt^9t  Zerridsenheit  herausgestellt.  Sowohl  in 
derWotek«^  Piktina  wie  in  der  Derewskaja  Ilksst  sich  Solehes  ver- 
tolgan.  Ja  aelbstdie  eitieelne  Derewn&  steht  nicht  immer  unter  denselben 
gnadb^sitzrechUichen  Bedingungen.  Wiederholt  wird  in  den  ge- 
oaDnUtt  Ste*erbflohern  verzeichnet,  dass  ein  Theil  einer  Derewn& 
gr«Beftr»liicfa  ist,  ein  anderer  im  Besitz  eines  Klosters,  eines  Herrn 
als  Dienatgvt^  oder  im  ft'eien  Eigentfanm  einer  Privatperson  (csoe- 
aeveai)  sich  befindet.  Die  Bestimmung  der  markgenossenschaft- 
iichea  Verbftnd«  Mieh  den  Angaben  dieser  Bücher  wird  auch  da- 
darek  eraohwert,  dass  diese  Bücher  nur  zu  rein  praktischen  Zwecken 
(tum  Zwack  der  Bestenernng,  der  Regnlirnnf  und  Sicherung  der 
Betitalilei)  aaf^eslelU  sind.  So  wurden  z.  B.  die  einem  Herrn  ge- 
b6f{g6ii  Serewai  und  Bsela,  die  in  vemchiedenen  Wolosten  und 
Pogostet»  tag^n,^  hftofig  als  ein  Ganzes  zusammengefesst.  Endlich  lässt 
sich  aaa  ihnen  nicht  durchgehend  constatiren,  welche  Ssela  und 
Derew»!  orspringlieli  freies  Gemeindeland  gewesen  und  welche  auf 
grandherriicbem  Ltfin^de  gegründet  sind.  Auffallend  ist,  dass  in 
beiden  Btetrerbüoherti  4es  freien  Gemeindelandes  («tepBuii  seuan) 
oicbi  Etwfthnung  geschieht.  Neben  den  Ssela  und  Derewni,  die 
als  EHemtgfltef  vergeben  sind,  im  Besitz  von  Kirchen  und  Klöstern 
sidt  befinden,  die  friedes  prersönliehes  Eigenthum  (cBoeseMuoBu) 
bildea  etc.^  werdea  Ssela  und  Derewni,  ja  selbst  Wolosti  bezeichnet 
als  BajiHaaro  mflaa  oßporaua  d.  i.  grossfUrstliche  Pachtgüter:  diese 
habea  aasser  den  slaatHchea  Steuern  und  Lasten  (der  Grundsteuer 
Dach  der  Sooha,  auch  oSeamaa  x^uh  genannt,  Abgaben  zum  Unter- 
halt -^  KopMi»  '—  der  staatlichen  Beamten,  gleichfalls  nach  der 
Socha  beatimml  ete.)   noch   eine   Pacht,   Obrok   (o6pOR'B)   an    die 


difieirt.  80  sprieüt  dr  sieh  in  seinem  Werk:  „fipecTbase  ua  PycH  wie  folgt  aus  1 
Fftr  die  Ban^m,  Üe  auf  Gemeindeland  sassen,  bildete  die  Wolost  den  grössten 
Qeitteinds^ferband:  si»  OTyio  Bucmyio  oÖu^HHy  TAHyjiH  Huaniin  oön^uHU  —  ceja 
B  6ej&ni1a  xepesBir  nplinReaHHiiiR  n>  bojiocth,  die  auch  ihre  Starosten  hatten,  a 
rh  eaiaiTb,  fUifl  BelS^ew  fori,  TflsyjiH  Maaua  f^epeann^  noHHHRH,  nocejiRH.  — 
Cine  ▼olUrtaadl^e  LÖscrng  diiSser  und  der  hiermit  verbundenen  Fragen  wird  erst 
]&5glleb  Sein,  wenn  die  Steuerbücher  etc.  in  systematischer  Weise  werden  ver- 
tfbeilet  sein.  (Lsidbr  M  mir  das  erwähnte  Werk  Kewdlin^s  Über  die  Nowgo- 
roder Patinas  nicht  zugänglich  gewesen.) 
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grossfürstlicbe  Kasse  zu  entrichten.  0  Beläjew  bat  bei  Besprecbang 
des  Steuerbuches  der  Wotskaja  Patina',  ans  welchem  dieselbe  That- 
sache  sich  ergiebt,  unter  Vorbehalt  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass 
mit  der  Unterwerfung  Nowgorods  das  freie  Gemeindeland  nicht 
staatliches  Eigenthum  (rocyA^pcTBeuHua  aeüan)  im  weiiereo  Sinne 
blieb,  wie  die  Stellung  des  Gemeindelandes  sonst  im  alten  Russland 
war,  sondern  zu  grossfürstlichem  Lande  umgewandelt  wurde.  Diese 
Ansicht  findet  auch  Bestätigung  durch  das  Steuerbuch  der  Derews- 
kaja  Patina.  Ziehen  wir  noch  in  Betracht,  dass  die '  Zahl  der 
freien  Grundbesitzer  (cfioeseimbi)  in  beiden  nowgorodsehen  Steuer» 
bücbern  nur  eine  geringe  ist,  ihr  Grundeigenthum  nur  aus  wenigen 
Derewni  besteht,  die  grossen  nowgorodschen  Grundberren  also  ver- 
schwunden sind,  so  ergiebt  sich^  mit  wie  durchgreifenden  Mitteln 
die  moskausche  Herrschaft  sich  im  nowgorodschen  Gebiet  festsetzte. — 
Kehren  wir  zu  der  uns  zunächst  interessirenden  Frage  zurück,  so 
lässt  sich  —  auch  mit  Berücksichtigung  der  noch  streitigen  Punkte  — 
als  bereits  ronstatirt  aussprechen,  dass  die  altrussische  Markgemeinde 
im  Grossen  und  Ganzen  aus  mehreren,  von  einander  getrennt  liegen- 
den Ansiedelungen  bestanden  hat. 

Vergleichen  wir  nun  die  äussere  Gestalt  der  germanischen 
Dorfschaften,  die  Art  des  Zusammenlebens  der  Markgenossen  mit 
den  betreffenden  Verhältnissen  im  alten  Russland,  so  ergiebt  sich, 
dass  die  Anlage  der  grösseren  Dörfer  (ceio,  ceibuo)  den  germa- 
nischen Dörfern  analog  war:  die  einzelnen  Höfe  standen  nahe  bei 
einander.  Ein  Unterschied  bestand  wohl  nur  darin,  dass  die  Zahl 
der  Höfe  zumeist  eine  geringere  war,  als  sie  in  germanischen  Ddrfern 
(mit  Feldgemeinschaft]  gefunden  wird.  Die  Derewni  aber,  die  ent- 
fernt von  einander  und  vom  Hauptdorf  aus  einem  bis  vier  Höfen 
bestanden,  nähern  sich  in  ihrem  äusseren  Charakter  mehr  der 
germanischen  Dorfschaft  ohne  Feldgemeinschaft  (wie  beute  noch 
in  den  Thälern  des  Odenwaldes  und  des  bairischen  Gebirges^  in 
Westphalen,    Tirol,    Vorarlberg    und   in    der    Schweiz),    oder   Hof- 


^  Wir  können  nicht  unerwähnt  lasaen,  dass  in  dem  Steaerbach  der  De- 
rewBkaja  Patina  uns  eine  besondere  Gruppe  von  Dörfern  entgegentritt:  mehrfach 
findet  sich  verzeichnet:  BOJOCTRa  BejiHKoro  KaRsa,  hto  Öujia  aa  saa^uioio,  oder 
xepeBHH  B.  E.  hto  öunaiH  sa  Bjiaj(UKOio  oder  öuaajH  MOsacTupa  . , . . ,  also  Uör- 
fer,  die  früher  im  Besitze  der  Kirche,  von  Klöatem  waren,  and  jetzt  als  grosa- 
fürstliche  bezeichnet  werden.  Auffallend  erscheint  uns  nun,  dass  in  Betreff  dieser 
Dörfer  keinerlei  Angaben  vermerkt  aind,  weder  über  Obroksahlangen  noch  Über 
andere  Abgaben  (aoxo^^Ii),  nur  die  Zahl  der  Obshi,  der  Sochi  finden  sieh  an- 
gegeben. 
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anlagen,  die  nur  in  Weide-  und  Waldmarkgemeinschaft  waren: 
hier  stand  der  Bauernhof  getrennt  von  den  übrigen,  inmitten  der 
ZQ  ihm  gehörenden  Felder  und  Wiesen. ') 

Endlich  beansprucht  als  drittes  Unterscheidungsmerkmal  die 
im  Grossen  und  Ganzen  grössere  Gleichartigkeit  in  der  Boden- 
configuration  und  in  der  natürlichen  Fruchtbarkeit  des  Landes  in 
Rassland  gegenüber  der  grösseren  Mannigfaltigkeit  in  den  germa- 
nischen Ländern  hervoi^ehoben  zu  werden. 

Ans  air  dem  Vorhergesagten  erscheinen  folgende  Sehluss- 
folgemngen  in  Betreff  der  Gestaltung  des  altrussischen  Gemeinde- 
besitzes sich  zu  ergeben. 

Jemehr  Land  über  den  Bedarf  vorhanden  war,  die  Gleich- 
artigkeit des  Bodens  erhebliche  Verschiedenheit  in  seiner  Ergiebig- 
keit nur  selten  aufwies  und  endlich  die  kaum  dorfartig  zu  nennen- 
den Ansiedelungen  nur  aus  wenigen  Höfen  bestanden,  um  so  weniger 
lag  eine  Veranlassung  zu  Beschränkungen  des  Einzelnen  im  Interesse 
der  Oesammtheit  vor,  um  so  weniger  konnte  sich  eine  strenge  Feld- 
gemeinschaft und  ein  Flurzwang  ausbilden.  Ein  jeder  Genosse 
hatte  das  gleich  grosse,  lebhafte  Interesse,  dem  sich  kein  Bedürfniss 
eines  anderen  Genossen  mit  gleicher  Intensität  entgegenstellte,  das 
seinem  Hof  zunächst  belegene  Land  bleibend  in  seiner  Nutzung  zu 
behalten.  Die  Gunst  der  Lage  mochte  zumeist  selbst  den  Vortheil 
der  grösseren  Fruchtbarkeit  eines  entternter  belegenen  Landstückes 
überwiegen.  Unter  solchen  Bedingungen  erschien  die  Vornahme 
periodisch  sich  wiederholenden  Wechsels  des  zum  Feldbau  be- 
natzten Landes  unter  den  Markgenossen  im  Grossen  und  Ganzen 
wohl  nur  selten  als  geboten.  Hingegen  wechselte  bei  der  bis  zum 
Schluss  des  15.  Jahrhunderts  in  Russland  vorherrschenden  wilden 
Feldgraswirthschaft  mit  Rodung  von  Wäldern,  Gesträuch  etc. 
( Brennwirthschaft )  das  von  den  Bauern  bestellte  Ackerland. 
Wir  sind  der  Ansicht,  dass  diese  extensive  Betriebsart,  die  ein 
grosses  Landareal  beansprucht,  eine  wesentliche  Veranlassung  zu 
der  Niederlassung  und  Ansiedelung  in  kleinen  Dörfern  und  Einzel- 
böfen  war.  Der  sich  dringend  fühlbar  machende  Wunsch,  in 
nächster  Nähe  möglichst  viel  Land  zur  Verfügung  zu  haben,  über- 
wog das  Streben  zum  engeren  Zusammenleben,  das  sich  auf  niederer 
Cnlturstufe,  bei  mangelhaftem  Rechtsschutz  etc.  sonst  so  wirksam 
zeigt.  So  haben  wol  die  Inhaber  von  Einzelhöfen  —  ohne  Ein- 
mischung  und    Bestimmung   der   Gemeinde  —  nach    eigenem  Gut- 


')  Maurer,  1.  c.  Bd.  I,  pag.  29,  31. 
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dttiükefn  Aas  um  ihren  Hef  liegmde  Land  genutet.  Bestand  eine 
D6re:iraft  ans  mehreren  nahe  belegenen  HöCsd^  so  war  eine  Ver- 
ständigung unter  den  Nachbarea  gebeten.  Atch  in  diesen  Fällen 
hatte-  4U  -gamse  Markgeoieinde,  das  HaupMorf  und  die  etwaigen 
anderen  Derewni  »ndEinzelhöfe^  vi^ol  zameist  k-eineVeranlassBag  zum 
•a«tiTte£]ingr^fen,  da  die  anderen  Ansiedelungen  ealfernt  waren  oad 
selbet  gcodgend  Land  um  sieh  herum  hatten.  Je  itach  der  grösseren 
oder  geringeren  Entfernang  der  Derewni  unter  einander  oder  vom 
grösseren  Haupidopf)  war  eine  geringere  oder  grössere  Geltend- 
maehuog  des  Einflusses  der  Gemeinde  erforderlieb,  zusitebst  zur 
Feststellung  der  Grenzen,  bis  wie  weit  der  Eiozelhof,  die  Höte  der 
Derewni^  des  Ssele  bei  ihren  B/edungen  etc.  vordringen  dtrften. 
Auch  hat  wol  die  Gemeinde  in  Betreff  der  Rodungen  0  —  znni 
Schutz  der  Aasiedelungen  vor  Feaersgefahr  •—  beschrtokende  Maas» 
regeln  getroffen  etc.  Je  gedFü»g(ier  aber  die  Bevöiherang  sass^  j%  grösser 
die  Kahl  der  Höfe  im  Sselo  war,  desto  dringender  waren  Anord- 
nungen der  Gemeindie  zürn  Schutz  des  einen  gegen  den  aaderen 
Hofinhaber  geboten,  desto  noihwendiger  erwies  sich  die  Veroaiiaie 
von  genan  durchzuführenden  Vertbeilnngen  des  Landes.  Zumal  wean 
das  bisher  bestellte  Ackerland  abnehmende  Erträge  abwarf  nnd  ge* 
meineam  ^^on  einem  Dorf  neues  Land  urbar  gemiacht  wunde  ^  hatte 
einie  neue  IJnitheilung  stattznfiaden. 

8.  Dieser  Darlegung  entsprechen  die  vorgeiNrachteo  hUterischeii 
Denkmäler  über  die  bäuerlichen  grundbesitziicben  Verhältnisse  «usd 
die  auf  denselben  bernhenden  Schlüsse  Seitens  russischer  G>esehiehts- 
Schreiber. 

So  sdieidet  S.  Sscriowjew  die  Derewnä  vom  Sselo;  erstere  ist  ein 
abgetheilter,  abgesonderter  Landantheil  (oTAtj&null  y^acToat»)  und 
er  findet,  dass  dieses  den  Derewni  zugetheilte  Land  eigenUich 
nicht  zum  Bestände  derjenigen  Ländereien  gehörte,  die  sich  ini 
Gemeindebesitz  (b%  0601011%  BjiaA'feHiR)  der  eigentlichen  Dorfbewohner^ 
der  Bewohner  des  Sselo,  befanden.  Selbst  BelSgew  entwirft  in 
seiner  SehiMerung  der  bäuerlichen  Verhältnisse  im  14.  und  16.  Jahr- 
hundert folgendes  Bild  über  die  rechtliche  Stellung  des  Bauern  auf 
Gemeindeland,  wie  oben  bereits  erwähnt:  „der  Bauer  hatte  auf 
nicht  nermirte  Zeit  seinen  Landantheil  zur  Nutzung,  so  dass  er  auf 
einem   nnd   demselben    Landantheil    sein    ganzes    Lehen    hindurch 


^)  Uel^er  das  Waldbrennen  und  die  hiermit  verbundene  Feaersgefahr  ban- 
delt bereits  der  erwähnte  dem  Grossfürsten  Jaroslaw  I.  (11.  Jahrhundert)  loge- 
schriebene,  vielleicht  aber  später  abgefasste  ycTasi»  o  seMCXHxii  ^Hjaxi  in 
mehreren  Beetimmongen. 
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ntzen  ond  ihn  seine»  Erben  überlassen  konnte^  wenfi  er  nur  seinen 
Pflichten  der  Geofieinde  gegenüber  (durch  die  Entrichtung  der  pro- 
portionalen, anf  seinen  Hof  entfallenden  Steuerbetrages)  nachkam» 
Unter  BinhaUimg  dieser  Bedingung  konnte  er  seinen  Landantheit 
Terpachten,  Terpfönden  and  sein  Nutzungsrecht  einem  Anderen 
cedirea.  In  Betreff  der  Bestellong  seines  Landes  war  er  voUstttadig 
onabh&Dgig:  er  konnte  dasselbe,  in  welcher  Art  es  ihm  gut  dünkte, 
bestellen :  zu  Ackerland  aufpflügen,  einen  anderen  Theil  zu  Gtarten- 
land  etaztonen,  im  Bruch  belassen  etc.  In  alle  diese  Dinge  mischte 
sich  die  Gemeinde  nickt,  der  Bau^r  war  voller  Wirth  des  ibm  ea- 
getheilten  Landes.^  Diese  selbständige  grundbesitzrechtliehe  Stellung 
des  Baaern  hat  Tsohitsoherio  zu  der  Ansieht  gebracht,  dass  die 
Oemeind«  überhaupt  keine  Rechte  über  das  in  der  Nutzung  ihrer 
Olieder  befiodliehe  Land  gehabt,  dass  kein  Gemeindebesitz  im  altea 
Russlaad  bestanden  hat. 

Doch  Beläjew  ist  dabei  nicht  der  Ansieht,  dass  überall  in  allen 
Gemeinden  der  Landantheit  Einzelner  so  feste  und  bleibende  Grenzeil 
batte.  Br  erwähnt  mehrerer  Cessionea  von  Landantheiien,  die  zu* 
mal  in  den  (Ackerbau-)  Städten  nicht  selten  waren,  nach  welchen 
Hiebt  ein  genau  bestimmtes  Areal  abgetreten,  sondern  die  Orenz* 
bestimmung  ersetzt  wird  durch  die  Bezeichnung:  wie  viel  bei 
der  allgemeinen  Vermessung  (no  efin^HHHOiiy  nsiifipeHiio)  auf  seiden 
Antbeil  entftllt. 

Wo  nämlich  eine  dichtere  Bevölkerung  sich  zusammengedrängt 
fand,  wie  in  grösseren  Dörfern  und  in  zu  Städten  gewordenen 
Dörfern,  dort  konnte  unter  gewissen  Umständen  eine  Umtheilung 
des  Gemeindelandes  wünschenswerth  erscheinen.  Wenn  z.  B.  bei 
Zunahme  der  Bevölkerung  zur  Befriedigung  ihres  steigenden  fie- 
därfnisses  neues  Land  gerodet  wurde,  was  zumeist  nur  mit  gemein  • 
eamen  Kiilften  ausgeführt  werden  konnte,  dort  mochte  es  sich  als 
zweekentspreehend  erwiesen  haben,  das  gesammte  Feldland  —  um  die 
Gleichmässigkeit  in  der  Normalgrösse  der  Wütj  zu  erhalten  —  einer 
Umtheilung  zu  unterziehen.  Desgleichen  mochte  bei  der  bis  gegen 
Schiusa  des  15.  Jahrhunderts  vorherrschenden  Feldgraswirtbschaft, 
bei  welcher  das  erschöpfte  Ackerland  liegen  gelassen  und  bisher 
als  Wald,  Weide,  Wiese  etc.  genutztes  Gemeindeland  unter  den 
Pfcg  gebracht  wurde,  sich  hier  und  da  die  Nothwendigkeit  einer 
allgemeinen  Keuvertheilung  des  Landes  herausgestellt  haben. 

Partieller  Wechsel  in  Besitz  und  Nutzung  des  Landes  trat 
dagegen  bei  jedem  Weobael  in  der  WirthschaCtskraft  eines  ^of» 
Inhabers  ein.     Verliess  .^er  erwaebaeiie   Sdui  den   väterliGhen  Hof 

6« 
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und  wurde  dieser  Verlast  darch  keine  neue  Arbeitskraft  ersetzt,  so 
gab  der  Vater  einen  Theil  seines  Landes  anf,  um  nicht  für  das 
ganze  bisher  genutzte  Land,  dass  zu  bearbeiten  er  nicht  mehr  im 
Stande  war,  die  Grundsteuer  und  die  anderen  Abgaben  zu  tragen. 
Nahmen  hingegen  Wohlstand  und  Arbeitskraft  eines  Wirtben  zu, 
so  Hess  er  sich  zu  seinem  bisher  bestellten  Lande  noch  anderes 
(eine  ganze,  eine  halbe,  eine  viertel  etc.  Wütj)  von  der  Gemeinde 
zuth  eilen. 

Ziehen  wir  noch  in  Berücksichtigung,  dass  bei  dem  im  alten 
Rassland  weit  verbreiteten  Hin-  und  Herziehen  der  ländlichen  Be- 
völkerung und  bei  unbeerbtem  Todesfall  eines  Bauern  Wieder- 
besetzung von  verlassenen  und  freigewordenen  Höfen  und  Land- 
zutheilung  zur  Bildung  neuer  und  zur  Vergrösserung  bestehender 
Höfe  häufig  einzutreten  hatten,  so  ergiebt  sich,  dass  ungeachtet  der 
fast  unbeschränkten  Stellung  des  einzelnen  Wirtben  in  Betreff  der 
Nutzung  seiner  Landstelle  im  Rechtsbewusstsein  der  Bevölke- 
rung sich  der  Begriff  des  Gesammteigenthums  am  Grand 
und  Boden^  das  Verfügungsrecht  der  Gemeinde  über  das 
Gemeindeland  lebendig  erhalten  konnte. 

Das  mehrfach  erwähnte  Statut  für  ländliche  Angelegenheiten 
(ycTaB'b  o  seMCRRicb  A'&Jiax'B)  enthält  einige  Bestimmungen,  die  ans 
dem  Gemeindebesitzrecht  entspringende  Verhältnisse  regeln:  Wenn 
Jemand  auf  ungetheiltem  Platze  einen  Baum  aufzieht  und  sp&ter 
bei  der  Vertheilung  des  Landes  jener  Platz,  auf  welchem  der 
Baum  gepflanzt  ist,  einem  Anderen  zufällt,  so  gelangt  dieser  in  den 
Besitz  des  Baumes;  erklärt  sich  jedoch  der,  der  den  Baum  gezogen 
hat,  hierdurch  verletzt,  so  soll  ihm  ein  solcher  Baum,  wie  er  ihn 
gepflanzt  hat,  an  die  Stelle  des  weggenommenen  gegeben  werden  '). 
Eine  andere  Bestimmung  lautet:  Wenn  ein  Bewohner  eines  Saelo 
einen  gemeinen  (d.  h.  im  Gemeindebesitz  befindlichen,  ungetheilien) 
Platz  entdeckt,  der  zu  einer  Mühle  geeignet  ist,  und  eine  solche 
aufbaut,  darauf  aber  alle  Sselobewohuer  sich  beklagen,  dass  Jener 
sich  ein  gemeines  Landstück  angeeignet  hat,  so  mögen  sie  ihm  das 
Holz  und  die  anderen  auf  den  Bau  der  Mühle  verwandten  Aus- 
gaben erstatten  und  dann  besitzen  sie  die  Mühle  gemeinsam;  wenn 


0  An^e  xposo  BOspaxx^eHo  6y ß^eTb  xBm»  aa  mIiot^  aepssx^bBt  ■  no  Toar^ 
pas^lbJieHiio  G&iBmy  npBjyHHTca  8%  HBoro  f^oJM  xpsRO,  to  6utm,  as  bs  ax^eTi» 
oGiacTH  HHi»,  HO  Bxe  BospacTHB'b  xpcaa  Toro,  aii\e  ib  xe  Bonierii  ocnoxapk 
M'&cTa  Toro,  flKO  o6hxhmi>  ecTb  xp^bomt»  T'bMi»,  x^  noxacn»  xpeao  bi>  xP^bo  H^ero 
TaRoro  ]in>  BoennTaBmeiry,  r  xa  ue  tiu^en»  to.  Siehe  „CoÖpaRie  BasBtSniHXi»  na- 
MaTHBBOBii  no  HCTOpia  xpsBBflro  PycoBaro  opaBa,"  pag.  41. 
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aber  nach  Vertheilung  des  Landes  des  Sselischtsche  Jemand  auf  seinem 
Aetheil  einen  zum  Bau  einer  Mühle  geeigneten  Platz  ausfindig 
macht  und  eine  solche  anfföhrt,  so  haben  die  Inhaber  der  anderen 
Landantbeile  keinerlei  Recht  auf  jene  Mühle  0«  Aus  diesen  beiden 
Bestimmangen  ergiebt  sich,  dass  es  dem  einzelnen  Oemeindegenossen 
aicht  gestattet  war,  willkürlich  ungetheiltes  Land  zu  occupiren, 
oder  vielmehr,  wenn  es  auch  nicht  direct  verboten  war,  so  ward 
jedoch  der  Gemeinde  vorbehalten,  jeder  Zeit  den  Occupator  —  mit 
Entschlidigung  —  aus  seinem  Besitz  zu  setzen.  Andererseits  ergiebt 
es  sich  aber  auch  —  und  das  ist  von  Bedeutung  für  die  Auffassung  des 
altmssisohen  Gemeindebesitzreohts  — ,  dass  der  Gemeindegenosee  unter 
UmsUUiden  im  bleibenden  Besitz  des  ihm  zugetheilten  Landstücks 
gesichert  wird.  In  der  Bestimmung  über  den  Mühlenbau  ist  es  direct 
Basgesprochen:  die  Gemeinde  hat  keinerlei  Recht  auf  die  Mühle, 
dagegen  in  der  über  das  Pflanzen  von  Bäumen  nur  indirect:  nur 
in  dem  Fall,  wenn  ein  Baum  auf  ungetheiltem  Lande  gepflanzt  ist, 
soll  der  Pflanzende  gew&rtig  sein,  den  Baum  zu  verlieren.  —  In 
diesem  Statut  finden  sich  auch  einige  Bestimmungen  über  Recht- 
fälle, die  aus  dem  Nebeneinanderliegen  von  Gärten  entstehen  (wenn 
die  Aeste  eines  Frachtbaumes  ^  ap^bo  ca^OBoe  —  in  des  Nach- 
bars  Garten  hineinragen  ^  wenn  die  Frucht  eines  Baumes  in  des 
Nachbars  Garten  AUt  etc.)  —  ein  Zeichen,  dass  auch  in  alter  Zeit 
Höfe  mit  Gärten  nahe  bei  einander  gelegen  haben  ^). 

Der  seit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  sich  vollziehende 
Uebergang  von  der  wilden  Peldgraswirthschaft  zu  der  Dreifelderwirth- 
Schaft^  hat  mit  den  hiermit  verbundenen  und  ihn  hervorrufenden 
Bedingangen  ^)  im  Laufe  der  Zeiten  einen  Einfluss  auf  die  Gestaltung 


*)  Aiqe  KTO  SBBS  bi>  cejft  b  pascMOTpsTi»  utero  oönee  npHJUiHHoe  ifbibSHi^u, 
1  ee  xoen<fteT%,  h  no  eoBepmeiiiii  mIxiiBRi^u  ■  ootomii  CTanyrb  seil  cejuse  soni- 
nxßfi  Ba  oenoxaps  M^bBai^u,  bko  o6Hee  M'bcTO  sa  eeoe  BBteri»,  Jitcb  b  noxoÖBoe 
cHy  OTjiaxflTi»  npoTOpi»,  sjbko  ua  MejibHBi^y  HcnpoTOpB,  b  GyATTi  iipHHacTHiB  scb 
l%jy  TOBy;  a  nne  pasxtjeaie  cexan^a  ssmib  Öyxerii,  o6pHii^eTi>  kto  bi>  esoeit 
XOJit  iracTO  CJBHBO  Ba  c^jaaie  B^JbBBitu  b  noTn^BTca,  o  tob%  b6  BM^erb  o6xacTB 
■lux'fc  noMh  KtMBTejm  rxacBTB  o  raROtt  aliJbBBi^u 1.  c.  pag.  46. 

*)  Bs  findet  sieh  in  dem  betreffenden  Statat  noch  Folgendes  über  Thetiung 
dei  Landes:  An^e  pasAliJieHie  seMJH  öyxerb  r  booGb^bti»  kto  bi»  speÖiB  axi, 
BoibBO  oopymaTB  6uBDiee  pas^lueBie,  1.  e.  pag.  38 

*)  0  seKiex^jiB  wh  Apsaaett  Pouda  in  den  Tpy^u  H.  B.  dvoBOBBHecKaro 
OönieeTBa.  1866,  Bd.  I,  pag  261  etc. 

*)  Es  scheint,  dass  die  besonders  seit  dem  15.  Jahrhundert  sich  mehrenden 
Besehrinkungen  der  Freisügigkeit  von  grosser  Bedeutang  für  den  Uebergang 
tnr  Dreifelderwirthsehafk  gewesen  sind.    Der  alte  Satz:  BOJibBUMi  bojh,   d.  h. 
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des  Geiaeiodebesitzea  geübt  Ein  soloher  Uebei^iaag  erfal^t  Diebt 
slreiwillig*')  sonderD  nur  uater  dem  Zwange  der  landwirlba^aftlickeA 
Bedingungen.  Die  Zunahme  der  ländlichen  Bei^ölkerung  tind  damU 
des   Bedarfs   an    BodeniyrodukteQ ,    die  hiermit  KudamnaeiUitogQnda 


dem  Fvselea  di«  Freiheit  (sei.  des  Wsgtf ebeiis)  ward  imm^  mehr  begreaMt  Bine 
trafen  Gliche  Beenguog  des  i&omadeahibfteB  Hin-  und  Herzieheaa  der  btesr* 
liehen  Berölkerung  war  die^  dass  kein  Bauer  seine  Gemeinde  verlassen  konnte, 
bevor  er  von  einer  anderen  Gemeinde  oder  von  einem  Grundherr  aafgenommen 
war,  eine  Beschränkung,  die  sich  mit  Zunahme  der  Bevölkerung  —  in  den  be- 
fSlk^tten  Landstriehen  ^  and  der  Abnahme  des  noch  trnbebautea,  culturfiLhigen 
Bodens  immer  mehr  Ifthlbar  machte.  Sodann  war  ron  weseatlieher  Bedeotniig 
die  Seheidung  der  bftaerlichen  Bevölkerung  in  Täglobauern  und  auaser  dem 
Täglo  stehende  Bauern  (Tiriue  und  saTarjue),  erstere  warea  die  Inhaber  und 
Nutzniesser  des  Gemeindelandes,  letztere  diejenigen,  die  in  der  Gemeinde  wohn- 
haft waren,  ohne  von  der  Gemeinde  einen  Landantheil  empfangen  zu  haben,  also 
ke!tterl^i  Verbihdficbkeiten  gegenüber  der  Gemeinde  hatten  (Kinder,  die  noch 
bM  ihren  filtern,  Brttder,  die  bm  BxHdern,  Neffen)  die  beim  Oheim  etc.  leiten, 
Personen,  die  in  einem  Dienstverh&ltnias  zu  einem  Bauer  standen).  Den  Täglo- 
banem  wurde  der  Wegzug  verboten;  der  Grund  der  Beschränkiug  war  ein  fis- 
kalischer; die  Täglobauern  waren  in  das  Steuerbuch  eingetragen  und  der  Staat 
verlangte  —  bis  zur  Aufstellung  eines  neuen  Steuerbuchs  —  die  Steuer  fiii*  alle 
Eingetragenen;  da  die  Gemeinde  solidarisch  für  das  BlnfKessen  derselben  ver- 
haiObet  war,  so  war  -^  aum  Schutz  der  Gemeinde  —  eine  BasohHinkung  geboten. 
Die  Oemeinde  hatte  demgemäss  auch  daä  Recht  cur  EaUassnug  Slnes  fia«en^ 
doch  musste  sie  den  betreffenden  Steuerbetrag  dann  selbst  tragen.  Der  Bauer 
konnte  die  Gemeinde  verlassen,  wenn  er  einen  Stellvertreter  schaffte  oder  die 
Gemeinde  auf  andere  Art  in  Betreff  der  Steuerquote  sicher  stellte.  Diese  und 
andere  Beschr&Aknngen  der  Freizügigkeit,  'die  schon  lange  vor  Elnftthrung  der 
elgentlieheii  Seholleupiliehtlgkeit  (am  Ende  des  16.  JabrhandeKs)  ia  Wiric- 
samkeit  waren,  aaf  die  wir  jedoch  nicht  näher  eingehen  können,  maehte  die 
ländliche  Bevölkerung  sesshaft  und  führten  mit  der  Zeit  zur  Umgestaltung 
der  ganzen  Feldwirthschaft.  Mit  Zunahme  der  Bevölkerung  und  immer  weiter 
gehender  Aussaugung  des  Bodens  konnte  jene  wilde  Feldgraswirthschaft  den 
Bedarf  nieht  mehr  decken  und  der  Bauer  musste  au  einer  sorgfältigeren  Besiel- 
lang  des  Bodens  übergehen.  Vergleiche  „0  seiueA^ua  bi>  xpeaaet  Poecia*, 
1.  0*  pag.  262  etc.  —  Wie  heeh  der  russische  Bauer  das  Reoht  des  aomaden- 
haften  Hln>  und  Heralehens  geschätat  (obgleich  die  Slaven  in  historischer 
.  Zeit  stets  Ackorbaner  gewesen  sind),  wie  tief  er  die  Beschränkung  dieser  Frei- 
heit schmenlich  gefühlt  hat,  ergiebt  sieh  aus  vielen  Volksliedern,  die  jenen  Ver- 
lust beklagen.  Dagegen  steint  die  Einfahrung  der  eigentliaheu  Leibeigensehaft 
einen  weit  geringeren  SiniäuM  auf  das  Volksbewusstseia  geübt  au  haben,  ^enam 
Volksgefühl  wird  in  der  berühmten  patriotischen  Oper  Giinka's:  jffiaaa^  sa  I^api 
(Das  Leben  für  den  Zar,  sei.  Miahael  Feodoro witsch)  in  den  schönen  Versen  mit 
characterisirender  Alliteration  Ausdruck  gegeben: 

Bojtfl  BOSbHaa  aojoiaai«) 

JIoahSi  aojia  uo  Boxens, 

BoAi  BOUBaa  ■  asirbl 
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Abnahaie  freien  Landes^  die  allinälige  Erachftpfuof  dea  Bodeaa,  »a 
deo  mit  steigender  Bevötkerang  immer  grossere  Anforderungeo 
^tst'jlU  werden,  nnd  die  nllmälig  festere  Ausäsaigkeiit  deor  Berölkeri 
rang,  befördert  doroh  staatliche  Beschränkung  des  nomadenkaften 
Hin-  nnd  Herftiehens^  rufle>n  die  Nothwendigkeit  einer  sorgfältigerea 
Bestellnng  des  Bodens  and  des  Ueberganges  zu  einem ,  grössere 
fimteertrttge  ergebenden  Felds jstem  hervor,  und  endlich  auch  eine 
8trengM*6,  den  Einzelnen  mehr  beengende  Form  des  GBjBeia4e^ 
besitseo.  Die  ennehmende  Diditigkeit  des  Zusammenlebens  und  die 
Neubildung  von  Höfen  erfaüheu  den  Bedarf  aa  Land.  Kenkite  fitüibeir 
beifli  Ueberflass  an  Laad  der  Bauer  beliebig  seine  Ackerwirthsehaft 
erweitern  ohne  Schädigung  seiner  Gemeindegenossen^  ja  sum  Ver- 
theil  der  Gemeinde,  die  von  ihm  eine  Steuerqnote  au  erwarten 
hatte,  so  treten  jetat  eineai  solahen  Vordringen  seine  Naohbaren 
entgegen:  die  Gttneinde  muss  jetst  entscheiden,  das  Nutaungssecibt 
der  einzelnen  Wirthe  normirt,  begrenat  werden.  Der  Uebergang 
zur  Dreifelderwirthsehaft  nnd  äberhaupt  die  sorgfaliigere  Be^ 
Stellung  des  Bodens  muss  die  Machtbefugniss  der  Gemeinde  noch 
mehr  erweitern.  Der  Grad  der  natürlichen  Fruchtbarkeit  der  Land-» 
stücke  erlangt  eine  grössere  Bedeutung,  die  Gunst  der  La^e  (die 
Entfernung  v<>n  Wirthsobaftshofe)  der  Laadatücke  wird  um  so  meht 
geschiiat,  je  häufiger  der  Bauer  seinen  Aeker  zu  betreten  hall  Bin 
Jeder  wünseht  die  fruchtbarsten  und  nächstbelogenen  Theile,  die 
streitenden  Parteien  wenden  sich  an  die  Gemeinde,  der  Sprutfh  der 
GemeiD^e  wahrt  die  Interessen  des  Einen  gegen  die  des  Anderen  0* 
Die  Diehtigkeit  der  Bevölkerung,  die  Art  des  Zusammenlebens 
and  der  Landvorrath  der  Gemeinden  erweisen  sich  also  als  Momenie 
von  entscheidender  Bedeutung  für  die  Gestaltung  des  Gemeinde«* 
besitzes,  für  die  Art  und  das  Maass  der  Beschränkung  des  einzelnen 
Uemeinde^enossen  im  Interesse  der  Gesammtheit.  Uingegpn  het 
das  übliche  Aeker bausystem  ^)  auf  die  Ordnung  diefier  Verbättniase 


*)  So  heisst  es  x.  B.  in  dem  bereits  citirten  Zahlungsbach  (vom  Jahre 
1669):  Ctem  7  SAia  CxsiioHOBa  b  j  ß^epBBeta»  160  ssneni»,  sUcy  Rycmtpio  h  vepoc- 
BflMjr  42  xseaTSBii.  H  ^aas  aa  auTb  eepexRic  semiB  ho  etwa  ^leaaraHT»,  a  xyj^fae 
iciUH  ao  8  xetHTaB%,  h  oii  t^mu  f^eearmuEMn^  «ito  asbu  ^ah  nocoDHaro  xtMa; 
Gl^aa  BpecTbBHorb  x^bo  aa  aiiByii|ie  buth  se  90  no  nerupe  robbu,  h  alioy  pßmt 

ipeeruneinb  aa  a&ira  bo  jifi^  f^eearnnhi  cb  oojiy/iecaTBHeiD A  ssiuhmh  h 

i^pm  n  Mfiomtb  a  bcbbb  yro^iiB  aepcTaTHoa  RpecrftaaeBTi  Hearb  ced«  otmuwh 
BOJoeaBB  aa  Baaayfl)  butl  bo  poBBy,  a  a%  nepeai  seiu»,  «itoOu  BpeerbBaoM« 
aearfc  ce6a  enaf>y  ji  6pMn  «e  Öujo  r«  ROTOpuMB  k^ui 

<)  fiaassen:  Zvr  Qesiäiiebts  der  Feldsysteme  in  der  Tfibinger  Zeitsshrift, 
Bd.  ti,  pag.  68,  79  «ta    ümanz:  |^eji»oaaa  oCu^naa  vb  FocciB**  in  •dan  Oreiettf- 
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Bur  insoweit  einen  Einflass^  als  der  Uebergang  zu  einer  toH- 
kommneren,  landsparenden  Bestellungsart  (von  der  wilden  Feldgras« 
nnd  Brennwirthschaft  znr  Dreifelderwirthschaft  mit  bleibendem 
Ackerlande)  eine  Folge  der  grösseren  Dichtigkeit  der  Bevölkerung 
nnd  des  gestiegenen  Bedarfs  an  Bodenprodukten  ist.  Je  sorgAItiger 
der  Boden  bestellt  wird,  desto  häufiger  hat  der  Bauer  sein  Feld 
zu  betreten,  desto  werthvoller  ist  für  ihn  die  Nähe  desselben  (die 
möglichst  geringe  Entfernung  von  seinem  Hofe).  Je  grösser  die 
Zahl  der  Höfe  im  Dorf,  desto  bedeutungsvoller  ist  die  Theilnng  des 
Landes:  dasselbe  wird  nach  der  Fruchtbarkeit  in  Kämpe  zerlegt, 
die  wiederum  nach  der  Zahl  der  Nutzungsberechtigten  in  schmale 
Streifen  getheilt  werden,  damit  ein  Jeder  von  nahem  und  fernem, 
gutem  und  schlechtem  Lande  gleichviel  erhält. 

Eine  Bestätigung  für  diese  Aufifassung  der  Form  des  altmssi* 
sehen  Gemeindebesitzes  findet  sich  in  den  heute  bestehenden  agra* 
riechen  Verhältnissen  in  denjenigen  Theilen  des  russischen  Reichs, 
in  welchen  ^die  Orundbesitzverhältnisse  im  Grossen  und  Ganzen 
derart  sind,  wie  sie  uns  als  im  übrigen  Russland  bis  zum 
16.  Jahrhundert  vorherrschend  geschildert  werden.  In  den  nörd- 
lichen Gouvernements,  in  vielen  Theilen  Sibiriens  und  in  einigen 
dünnbevölkerten  Landstrichen  des  südlichen  Russlands  finden  wir 
den  Gemeindebesitz  in  einer  Gestaltung,  die  sich  von  der  im 
übrigen  Russland  bestehenden  in  wesentlichen  Punkten  unterscheidet. 

Während  sonst  die  im  Gemeindebesitz  lebende  ländliche  Be- 
völkerung Russlands  zumeist  in  grossen  Dörfern,  oft  mit  mehreren 
tausend  Einwohnern,  zusammengedrängt  ist,  vertheilt  sie  sich  im 
nördlichen  Russland,  in  den  Gouvernements  Archangel,  Olonez, 
Wologda,  Wätka,  Perm  (mit  Ausnahme  einiger  südlicher  Land- 
striche) fast  ausschliesslich  auf  kleine  Dörfer.  Wie  bereits  be- 
merkt, «hat  seit  Alters  im  Gebiet  der  nördlichen  Düna  persönlicher 
bäuerlicher  Grundbesitz  bestanden,  *)  doch  daneben  auch  Gemeinde- 


seHRHi  SanHORR,  1863,  Bd.  149,  pag.  472,  der  meines  Wissens  zaerst  anf  die 
Bedeotung  grossen  Landreiehthams  für  die  Form  des  OemeindebesiUes  hinweist, 
geht  darin  zn  weit,  dass  er  annimmt,  erst  mit  Einführang  der  Dreifelderwirlh- 
sehafk  sei  Veranlassung  zu  Umtheilnngen  des  Landes  hervorgetreten. 

0  Seit  der  zweiten  Hiüfte  des  vorigen  Jahrhanderts  werden  staatliche 
Massnahmen  zar  Beschränkung  der  Grnndbesitsreohte  der  Schwarspflttglinge 
(«lepHOcomHHe  KpecTbXHe)  getroffen,  bis  endlieh  dnrch  die  GireulalrTorschrift  de« 
Finanzministers  Tom  24.  NoTcmber  1829  der  Gemeindebesitz  auch  anter  dieser 
Bevölkerangsgrnppe  eingeführt  wurde.  Hierin  liegt  im  Beweis,  dass  anch  der 
Staat  Gemeindebesitz  einführen  kann  (wie  anch  anf  den  Domttnen  Kleinruss- 
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besitz  Jetzt  noch  in  eigenthümlicher  Gestaltung,  aufweiche  schon  Haxt- 
bansen  0  hinweist.  Bei  unermässlichem  Landreichthum  und  dünner 
BeTöIkernng  hat  der  Grund  und  Boden  in  jenen  nördlichen  Land- 
strichen fast  keinen  höheren  Werth  als  die  auf  seine  Bestellung 
verwandte  Arbeit.  Bis  in  die  neueste  Zeit  konnten  die  Bauern 
—  leibeigen  war  hier  nur  ein  ganz  verschwindend  kleiner  Bruch- 
theil  der  ländlichen  Bevölkerung  —  frei  und  unbehindert  Land  zur 
Bearbeitung  occupiren,  nur  in  gewissen  Beziehungen  durch  staat- 
liehe Verordnungen  eingeengt.  Bei  der  hier  noch  weit  verbreiteten 
Brennwirthscbafb  wird  das  Land  nur  einige  Jahre  hindurch  bestellt, 
dann  aufgegeben  und  neues  Land  gerodet.  Der  Bauer,  der  ein  Land- 
stüok  urbar  gemacht,  hat  ein  bleibendes  Nutzungsrecht  an  demselben, 
das  steta  von  der  Gemeinde  respecürt  wird.  Die  Dörfer  bestehen 
darchgehend  aus  einer  ganz  geringen  Zahl  von  Höfen  (sechs  bis 
zehn  zumeist).')  Findet  ein  junges  rüstiges  Ehepaar  kein  geeignetes 
Land  in  der  Nähe  des  Dorfes,  so  zieht  es  in  den  Wald,  brennt 
eine  Strecke  desselben  nieder  und  siedelt  sich  auf  diesem  Lande 
an,  das  in  den  ersten  Jahren  ganz  enorme  Ernten  abwirft.  Bald 
lassen  sich  andere  Familien  nieder  und  auf  diese  Art  bilden  sich 
neae  Dörfer.  Entsprechend  dieser  Art  der  Occupation  finden  wir 
in  den  kleinen  Dörfern  des  nördlichen  Russland  sehr  häufig  das 
Land  in  bleibendem  Besitz  der  einzelnen  Höfe,  auch  wo  man  zu 
einer  sorgffiltigeren  Bestellung  des  Bodens  (zuerst  des  zunächst  ge- 
legenen Landes),  zur  Dreifelderwirthschaft  übergegangen  ist.  Schon 
Haxthaasen  ist  es  im  Gouvernement  Wologda  aufgefallen,  dass  in 
kleinen  Dörfern  die  Aecker  bleibend  den  einzelnen  Höfen  zuge- 
Uieilt  sind  und  durch  einen  Rasenstreifen  von  einander  geschieden  sind. 
Er  meint  freilich,  dass  diese  „Ausnahmen  der  volksthümlichen  Acker- 
theilnng*  ^in  vorherrschenden  und  überwältigenden  Realinteressen  ihren 
Grund  haben. ^)  Eine  ,, Ausnahme  der    volksthümlichen    Acker- 


laads),  was  von  Anhängern  des  Oemeindebesitzes  nicht  selten  in  Abrede  gestellt 
wird  and  o.  A.  anch  daraas  auf  die  ürsprünglichkeit  des  heutigen  rossiscbeu 
Gemeindebesitzes  geschlossen  wird  Ueber  das  eigenthiimliche  Grundbesitzrecht 
der  Polowniki  (d.  i.  der  Halbbauern,  die  den  halben  Ertrag  der  Ernte  dem 
Grundherrn  entrichten)  siehe  Hazthausen:    „Studien"  etc.,  Bd.  I,  260,  284—295. 

0  Haxthansen:   Studien  etc.,   Bd.  I,  262,  Bd.  II,  290:    über  Golonisationen 
im  GoaTemement  Wätka  und  Perm 

')  Hazthausen:    «Studien   etc.,"   Band  I,    pag.   228,    237,   241—242,   297, 
300-301  etc.:   Bd.  U,  290. 

')  Hazthausen,  1.  e.  Bd.  I,  pag.  240. 
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theilung*'  lässt  sich  jene  Grandbesitzrorm  nicht  nennen  ^  wohl  aber  liegt 
ihre  Basis  in  „vorheiTschenden  und  tlberwältigenden  Rcttimteresse«*. 
Eine  aQsftihrliche  Schilderung  über  die  Ferm  des  Gemeinde- 
besitzes im  nördlichen  Russland  Cspeciel)  im  Oourernement  Olonee) 
findet  sich  in  einem  jüngst  anonym  erschienenen  Jounalartikel. ') 
In  demselben  wird  auf  den  entscheidenden  Einfluss  hingewiesen, 
den  der  Landreichthum  und  die  Art  des  Zusammenlebens  (eineraeit« 
in  grossen  Dörfern,  andererseits  in  kleinen  Dörfern  nnd  in  Biosei- 
hOfen)  auf  die  Form  des  Gemeindebesitzes  auHQben.^  Im  Goa- 
vernement  Olonez  ist  die  dünngesftte  Bevölkerung  auf  kleine  Dörfer, 
die  nicht  selten  nur  aus  zwei  Höfen  bestehen ,  und  Einaeihöfe  v^r* 
theilt.  Bis  zu  zwanzig,  dreissig,  ja  selbst  fünfzig  selcher  Ansiede- 
lungen (ceieidfl)  bilden  erst  eine  Markgenossenechaft  und  puKlisehe 
Gemeinde  (oömnna,  ceüiCRoe  o6mecTBO),  so  dass  z.  B.  im  Kreise 
Olonez  bis  zu  600  Ansiedelungen  zu  i^&blen  sind,  aber  nur  dreiseig 
Gemeinden.  Der  Bauer  nutzt  das  Land  nach  dem  Recht  der  ersten 
Occupation,  je  nach  seiren  Mittein  und  Krilften  bearbeitet  der  eme 
Bauer  mehr  Land,  der  andere  weniger.  Bo  lange  er  das  einmal 
occupirte  Land  bestellt,  verbleibt  ihm  sein  Recht  auf  die'ses  Land- 
stück.  Erst  wenn  er  es  aufgiebt,  darf  ein  Anderer  dasselbe  be- 
setzen. Auch  das  nach  Dreifelderwirthschaft  tKistetlte  Ackerland 
verbleibt  dem  Ersten,  der  dasselbe  in  Besitz  genommen  bat.  Dieser 
bleibende  Besitz  der  Landstellen  hat  die  mit  Aufstellung  der  Grand- 
bücher für  die  Domainenbauern  betrauten  Beamten  zu  der  irrigen 
Auffassung  gebracht,  als  ob  es  sich  hier  nicht  um  Gemeindebeeitz, 
sondern  um  persönlichen,  hofweisen  (noABopHoe)  Besitz  handele. 
In  dem  südlichen,  weniger  dünn  bevölkerten  Theile  ites  Gouver- 
nements Olonez,  grenzend  an  die  Gouvernements  St.  Petersburg 
und  Nowgorod,  unterliegen  die  nach  der  DreifelderwirthechafI  be- 
stellten, näher  belegenen  Aecker  und  die  werthvolleren  (oiaTeiCBue) 
Wiesen   der   Umtheilung   aber    nur   unter   den    Bauern   des- 


')  „CejibCKaR  o6u(HHa  bi>  QjiOHei^uott  ryöepHin"  von  Aji.  JI — uyb  in  der  Zeit- 
schrift ÜTe^ecTBeuHUM  3aajicRH,  1974,  II.  Heft,  pag.  218— 237.  Ungeachtet  dessen, 
dasB  der  Verfasser  dieses  höchst  interessanten  Artikels,  auf  welchem  an  dieser 
Stelle  nur  kurz  eingegangen  werden  kann,  wiederholt  HajLthansen's  Werk  citirt| 
ist  es  ihm  entgangen,  dass  dieser  bereits  jene  eigenthttmlichen  Grundbesitz- 
Verhältnisse  beobachtet  hat.  Ebenso  beachtet  der  Verfasser  nicht,  dass  auch 
in  anderen  Theilen  des  russischen  Reichs,  in  Sibirien,  im  südlichen  Russland 
—  jene  Form  des  Gemeindebesitzes  besteht,  resp.  bestanden  hat. 

>)  1.  c.  pag.  224  225,  231—233.  ümanz:  Oejibcxas/oG^HHa  Bi>  Poccia, 
1.  c.  pag.  472. 
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selbeti  Dorfes  (Derewnä)^  wenn  avob  nach  BesefaliUBS  der  ganzen 
Oomeiode^  wie  auch  im  alten  Itassimud  die  Derewnä,  das  Sselo 
einen  engeren  VerlMiAd  im  Oesatnmtverband  der  Markgemeinde 
büdeie».  Die  übrigen  Wiesen,  die  von  einzelnen  Baaern  gereinigt 
etc«  sind ,  verbleiben  im  Besitz  des  betreibenden  Baaern ,  2umeist 
bis  zur  titehsten  Rerision  oder  aneb  auf  40  Jabre.  Das  übrige 
Land  natat  ein  Jeder  frei  nach  dem  Recht  der  ersten  Oecupation 
(nepBuft  eaxean»);  was  ein  Baner  bestellt,  bleibt  in  seinem  Besitz 
atd  soviel  LeauA  zu  bestelleft  ist  ihm  gestatlet^  als  er  vermag  (bto 
CBOAIG  Moner» ,  ctoibko  a  paGoraeT'ib).  0  —  In  diesen  nördlichen 
Lsnd^icben  befinden  sieb  selbst  Wälder  in  bleibender  Privat- 
notjcaog.  In  den  Gegenden  nämlioh,  in  welchen  die  Jagd  die  wich« 
tigite  Beachäfligung  ist,  wie  im  Kreise  Pinega  (im  Gouvernement 
Arohangel)  hait  fast  jeder  Bauer  sein  besonderes  Jagdrevier,  das 
er  auf  seine  Kiader  vererbt,  aber  auch  rerpfönden  und  das  Nntenngs* 
recht  verkavfeD  kann.  fiSne  solche  Waklflftche  wird  nyTMRi»  oder 
ao^  Tponi»  genannt.  Sie  wird  sura  bleibenden,  gesieherten  persön* 
liehen  NntEungareeht  dadurch  erworben,  das  der  Bauer  im  noch 
asbca*ühfteti  Walde  eine  weite  Strecke  (mehrere  Qnadratmeilen) 
occapirt,  er  dooumentirt  den  Act  der  Besitznahme  dadurch,  dass 
er  zur  Umgrenzung  seines  Bezirks  an  der  Peripherie  die  Zweige 
der  Bäame  oach  einer  Seite  hin  abhaut ,  in  gewissen  Zwischen- 
räumen auf  den    B&umen    Einschnitte   (Tecb,    auch   i^arecB)    macht 


*)  Die  im  erwShuten  Artikel:  Caib.  o6ii|.  bi»  Oxoo«!;.  rj6,  abgedrackto 
Antwort  einer  bftnerliehen  Gemeinde  auf  die  von  der  Regierang  geBtellte 
Frage  Über  die  Art  ihrer  QmndbeeilzverhäibiiMe  lautet:  Mu  sipeeTbJiBe  JIoAett^ 
aonojjrisfearo  y^Sffa,  ^»ici»  j|epeB6Bb  »BasORaro  ceobCKivro  oSflqecTea  nepe^^'b^aeii« 

ftNOI  TpexiMiIbBUfl   OBUIBB  DO  pOBHy   flpB    BOSKOft    peSüSiB,  XOTfl  IT  HO    npBTOBopy 

Bcero  oejibCBaro  eioAa,  ho  Jiamh  ves^r  oABOAepoBOB^OHB ,  a  pasao  b  t^  msi»  cfe- 
HOioeüBi»,  n»TOpiie  cvBTanTCJi  njiaTe»HUMB;  vro-se  RacaercH  cHHORoeoB^b,  pao^B* 
iqeBBHxi  OTKluEbBUMH  ffOtfOxosBeBaa«^  Me  CBBTaiDa^HXOfl  njarexBiaxB,  ro  obb  bjib 

BOBCe  Be  BepexAJWH>Tt:B,     BaxOXRTCK   Sil    nOJUOBaBiB   TOTO,     KTO    BXI»   OÖpateTBJ'b, 

Bfli  eeiB  ■  nocTynanra  b%  Bepexa-si»,  to  ae  paa'fae ,  ne  to  paBBSifl^  ae  to  40 
«trb  DOibSOBant,  bbb^  BttRoaei^'b,  ao  ycBOTpeHiH)  cejbCRaro  cxex*  BoryTt>  6uTk 
Depextiaau  b  paauae,  ae  x^afl^aacb  bb  pesiiaiB,  hb  dO-jiHTHaro  cpoKa  uojbBO- 
mhU  ....  xoTR  cxojii»   oöbiKHOBOBBO  ocTaBJxeT'b  Bzi>  HO  RpaüBefi  Mtbp'b   bb  40 

Jl^TI.  10   B.iaAl^B  TOtTO,     BTO    BXl»    OÖp&ÖOTaJn».      fiCfl   OCTaJbUafl    SeMJIH    BaxOAliTCR 

Bi  Bauieirb  o^n^eai»  BJtax^Bia,  rftli  npaao  iiojibBOBaflin  saBBCBTi»  .ott»  aepsaro  Ba- 
XBara,  eöyeiiOBUUiaioiuarooa  crh  oABOfi  CTepoBu  BeaauflTOCT^io  aaB^CTaaro  Mtcra, 
^  ^  xpyrett  —  pa6o*ieio  euoso:  bto  CROJibBO  BOBMX'b,  cTOJibKo  b  paÖOTaerb. 
06po<iayn  aeAaTb,  a  paaBO  b  bcA  oitraiibBJue  BxaTemB  xu  njiaTBBi>  BoxynrHO,  no 
poBBy  eo  aeBtare  pa^tBHBS,  6e8i»  Bcssaro  eTaomeBia  vb  BOJiBveerBy  a  xavecTsy. 
ua/^aeBoll  seHJDi. 
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and  endlich  auf  den  Einschnitten  in  gewissen  Zwischenräamen  sein 
(Familien-)  Eigenthamszeichen  (xjielliio)  einschl&gt.  Hierdurch  er- 
wirbt er  ein  volles  Recht  auf  die  eingenommene  Waldfl&che,  das 
sogar  Eigenthumsrecht  genannt  und  von  den  bäuerlichen  Gebiets- 
gerichten stets  als  solches  anerkannt  wird. ') 

Es  bestand  auf  vielen  Domänen  im  neurussischen  Gebiet, 
in  den  Gouvernements  Woronesh  und  Jekaterinoslaw  und  im  Kreise 
Nowoosen  (Gouvernement  Ssamara),  in  erst  seit  dem  Ende  des  vorigen 
und  in  diesem  Jahrhunderte  colonisirten  Landstrichen^  die  freie 
ocoupatorische  Nutzung  des  Landes  (saxBaTHull  cnoco6%  Bjajckaifl 
semieio),  ein  jeder  Wirth  occupirte  Land  nach  freier  Wahl  and 
nutzte  als  Acker  und  Wiese,  soviel  er  bearbeiten  konnte.  Bei  der 
dünnen  Bevölkerung  war  Land  in  genügender  Masse  vorhanden^ 
bei  der  grossen  Fruchtbarkeit  des  Bodens  genügte  die  spärlichste 
Anwendung  von  Arbeit,  um  grosse  Erträge  dem  Boden  absu- 
gewinnen.  Bei  weiterer  Zunahme  der  Bevölkerung  erwies  sich 
aber  diese  Grundbesitzform  als  nicht  mehr  geeignet;  es  ent- 
standen Streitigkeiten  unter  den  Bauern,  bis  sich  die  Staatsregie- 
rung —  in  den  vierziger  und  fünfziger  Jahren  —  ins   Mittel   legte 


')  n.  E«HifeBXo:  ,|H)pBXH^^oie  SHaBs"  im  Sypsarb  MBRaerepcTsa  H^oa- 
Haro  IIpoeBiuiteHifl,  1874,  Band  October,  pag.  53—83,  November,  pag.  145 — 170, 
December,  pag.  271  —  291,  insbesondere  Band  October,  pag.  61.  Im  Norden  Roas- 
lands,  das  eine  Leibeigenschaft  und  das  Mongoleigoeh  nicht  gekannt  hat,  vom 
Centram  des  Staates  entfernt  und  seinen  Einflüssen  in  früheren  Zeiten  kaum 
erreichbar,  hat  sich  ein  viel  kräftigeres  nationales  und  ursprüngliches  Volks 
leben  erhalten,  als  in  den  anderen  Theilen  des  Reichs.  Ans  dem  citirten  Artikel 
von  Jeflmenko  ergiebt  sich,  dass  Eigen thnmsseichen  bei  den  Bauern,  d.  i.  Zeichen, 
die  Bur  Bezeichnung  des  Eigenthumsrechtes  in  B&umen  (Bienenstöcke)  einge- 
schlagen, aui  Thieren  eingebrannt  oder  eingeschnitten,  auf  Qerftthschaflen  ein- 
geschnitat  etc.  wurden,  in  ganz  Russland  seit  ältester  Zeit  bestanden  haben 
(solche  Zeichen  wurden  und  werden  genannt  bbtbo,  saaiiB,  hIitbo,  Bseino). 
Jetzt  haben  sie  sich  zum  grössten  Theil  fast  nur  noch  im  Norden  erhalten,  and 
bezeugen,  dass  hier  der  Eigentbumsbegriff  schärfer  ausgeprägt  ist  als  im  ttbrigen 
Russland.  —  Auch  in  Betreff  der  Volksgesänge,  die  jetzt  mit  Fleiss  gesanunelt 
werden,  erweist  es  sich,  dass  sie  sich  gerade  im  Norden  am  zahlreichsten  und 
in  ursprünglicher  Gestalt  erhalten  haben.  Siehe  b.  B.  in  der  Petersburger  „Rns- 
aiachen  Revue,**  1872,  Bd.  1,  A.  Helferding:  „Das  Gouvernement  Olones  und 
seine  Volksrhapsoden,**  Bd.  III  (1873),  A.  Wesselowski:  „Die  neueren  For- 
schungen auf  dem  Gebiete  der  russischen  Volkspoesie**  -  Die  uns  interessi* 
rende  Frage  wird  von  P.  Jefimenko  eingehend  behandelt  in  HapoxBue  »pa^a- 
HecKie  o6u«iaB  ApxaBrexbCBOä  ryöepsia  in  den  Tpyxu  ApzasresbCBaro  crarBc- 
TB<iecBaro  KoBBTcra  sa  1867  ■  1868,  wie  ich  aus  der  ausfährliehen  Inhaltsangabe 
bei  J.  Jakuschkin:   OÖuHBoe  npaao,  1875,  pag.  21—26,  ersehe. 
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and  die  sonst  in  Rasslaod  flbliohe  Gemeindebesitzform  mit  periodi- 
schen Umtheilangen  in  den  Ooovernements  Ghersoir,  Taurien  and 
Woronesh  einführte.  (Im  Gouvernement  Ssamara  fährten  die 
Baaem  ohne  Mitwirkung  der  Regierung  diese  Reform  durch :  jüngst 
erst  hier  angesiedelt,  war  ihnen  die  Erinnerung  an  die  in  der  alten 
Heimath  Obiichen  Landtheilungen  noch  nicht  entschwunden).  0 

Auch  im  Gebiet  der  Donschen  Kosaken  ward  das  Land 
nach  dem  Recht  der  freien,  ersten  Occupation  genutzt.  Ursprüng- 
lich halte  jeder  Kosak  das  Recht,  auf  dem  ganzen  weiten  Flächen- 
raume  des  dem  donschen  Kosakenheer  zustehenden  Landes  wo  be 
liebig  Land  zu  beackern,  Gras  zu  m&hen,  Bäume  in  den  W&ldern  zu 
(Sollen  etc.:  das  gesammte  Land  galt  als  Besitzthuni  des  gesammten 
Kosakenheeres.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  in  Wirklich- 
keit die  Kosaken  das  in  der  Umgebung  ihrer  Wohnst&tten  befind- 
liehe Land  nutzten.  Als  die  Bevölkerung  zunahm  sowohl  durch 
inneren  Zuwachs  als  ganz  besonders  durch  Einwanderung  und  Ein- 
tritt in  den  Kosakenverband,  mithin  auch  der  Bedarf  an  Land  stieg, 
entstanden  Streitigkeiten  zwischen  den  Insassen  benachbarter  Sta- 
oizen  (d*  i.  grössere  Kosakenniederlassungen)  über  die  Nutzung  des 
Landes.  Um  dieselben  allendlich  beizulegen  schritt  man  zur  Nor- 
mirnng  fester  Grenzen  zwischen  den  Stanizen;  das  Landgebiet  der 
Staniaa  heisst  Jort  (lopTi).  Etwaige  Grenzstreitigkeiten  wurden 
durch  ein  Gewissensgericht  oder  durch  einen  einzelnen  hiezu  er- 
wählten alten  Kosaken  geschlichtet,  bis  endlich  die  allgemeine  Ver- 
messung durch  den  Staat  (1850)  die  Jurten  deGnitiv  gegen  einander 
abgrenzte.  Die  Kosaken  einer  Staniza  nutzten  nach  wie  vor  den 
Jart  nach  dem  Rechte  der  freien  Occupation.  Die  ursprüngliche 
Gleichheit  in  der  effectiven  Nutzung  wurde  jedoch  im  Laufe  der 
Zeiten  empfindlich  gestört.  Als  nämlich  seit  dem  Ende  des  ver- 
gangenen Jahrhunderts  die  Gefahr  vor  feindlichen  Einrällen  (der 
Tartaren,  der  nomadisirender  wilden  Völkerschaften)  sich  verrin- 
gerte and  endlich  ganz  verschwand,  verliessen  Kosakenfamilien,  die 
bisher  sum  gegenseitigen  Schutz  beisammen  in  den  Stanizen  wohnten, 
die  alte  gemeinsame  Wohnstätte  und  siedelten  sich  nach  Gutdünken 
auf  dem  weiten  Jurt  an:  auf  diese  Art  bildeten  sich  neben  der  alten 
Hauptniederlassung,   der   Staniza,   der   in   administrativer   wie   in 


*)  Oösopi»  x^ftcTBiil  ^enapTSiieBTa  cejibciaro  xosflftcTBa  ci»  1844—53,  Theil 
III,  pag.  56  ete.  J.  Ssolowjew  (nicht  au  verwechseln  mit  dem  bekannten  His- 
toriker Ssergei  Ssolowjew)  0  npseMejbHOMi»  Bja^'buiH  bi»  Poccin  in  den  Ore^ecT- 
BCBHiu  SanBCBB,  Bd.  116  (1858),  Art  II,  621—622. 
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xnarkgenoMentfcbafki^ioher  Beatebang  der  Uittelpankt  blieb,  andere 
NiederlassungeB,  die  aufi  einer  verschiedenen  Zahl  von  Höfen  (zy« 
TopT>)  bestanden.  So  lange  die  Kesaken  ia  der  Staniaa  zaaaaMneo- 
gedrängt  wohnten,  wurde  daa  Land  m  gröseercB  oder  geringeren 
Genosaenschaften  beslell^  um  eiefa  vor  plötalichen  ränbeirieobeii  An* 
griffen  zu  sehälzen,  zu  welchem  Zweeke  auch  Waffen  mit  auf  das 
Feld  genommen  wvrden«  Diese  öefahr  hatte  aoeh  sar  Folg«,  dass 
ungeachtet  der  ausserordentlichen  natürliohen  Frnohtbark#it  des 
Bodens  nur  wenig  Land  unter  den  Pflog  gebracht  worde^  die  Acker* 
wirthscbaft  der  Kosaken  von  der  gleichen  G^rösse  war  —  eoviei 
zvLiü  Unterhalt  der  Familie  erforderlich  war.  Als  nu«  j«oe  Gtefahr 
nicht  mehr  existirte,  die  Bevölkerung  sich  anssiedelte,  «rweiterie 
sich  die  Ackerwirthsohaft  in  grossem  Massstabe.  Die  eigenllidien 
Wiesen  wurden  zum  Grasschnitt  jährlich  in  Loose  vertbeilt,  d.agegeii 
war  das  Steppenland  ->-  sowohl  zur  Grasgewinnung  als  zw  Beaeke* 
mng  —  der  freien,  unbeschränkten  Nutzung  desjenigen  üfoerlaaeen, 
der  das  betreff*ende  Landstilcfc  zuerst  ocoupirte.  Es  bildete  sieh  das 
Gewohnheitsrecht  aus^  daes  das  beackerte  Land  dem  Besteller  vier 
Jahre  unantastbar  verblieb:  zwei  Jahr  «um  Getreidebau,  «wei  Jahre 
zum  Grasschnitt.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit  durfte  nur  in  dem  Fall, 
dass  der  bisherige  Nutzniesser  das  Land  aufg^ib,  ein  Anderer  das- 
selbe oconpiren.  Desgleidien  wird  derjen^lge,  der  ein  Landetflck 
bestellt  und  eine  Peldhütte,  eine  Tenne  errichtet,  derart  gesdifitzt, 
dass  kein  Anderer  im  Umkreis  von  60  Faden  das  Land  beackern 
darf.  Sowie  die  Bevölkerung  und  der  Werth  des  Bodens  weiter 
zunahmen,  traten  die  schlimmen  Wirkungen  dieses  nur  bei  dUnner 
Bevölkerung  möglichen  Grundbesitzrechts  zu  Tage.  Wohlhabende, 
die  viel  Zugvieh  (zu  den  grossen  Pflügen  auf  dem  schweren  Steppen- 
boden) hatten,  ackerten  eine  grosse  Landfläche  und  setzten  sich 
damit  in  den  unbestreitbaren  Besitz  desselben.  Um  so  viel  Land 
als  nur  möglich  zu  oecupiren,  mietheten  sie  Arbeiter  aus  der  Nach- 
barschaft an,  errichteten  an  vielen  Stellen  Tennen,  40 — 50  Faden 
im  Umkreise  derselben  Messen  sie  das  Land  unbestellt  als  Wiese 
und  ackerten  in  weiteren  Umkreisen.  Auch  ward  die  Gemeinde 
SU  anderer  Weise  überlistet:  unter  dem  Vorwand,  Arbeiter  ange- 
miethet  zu  haben,  wjie  nach  dem  Gemeinderecht  nicht  untersagt 
war,  überliessen  sie  grosse  Landstücke  (bis  zu  Hunderten  von  Dessä- 
tinen)  diesen  zur  Bestellung  gegen  die  Ablieferung  eines  Thciles 
der  Ernte  (an  Getreide,  Heu).  So  geschah  es,  dass  alles,  im  Um- 
kreise von  40  und  mehr  Werst  bei  den  Dörfern  befindliche  bau- 
fähige  Land  occupirt  war.    Die  Aermeren,  denen  es  nicht  gelungen 
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vmr  Land  io  Bafiitz  011  Qehineo^  mueBteo  sieb  mit  schlechtem  Lande, 
das  in  der  Nähe   nicht   occupirt   war,  begnügen  oder  weitab   bele- 
genes Land  bestelle».     Da  Beides  unbequem  war,  so  pachteten  sie 
Land  von  den  wohlhabenderen  Kosaken  gegen  Leistung  von  Arbeits- 
Ukfeu,   Ihre  Lage  wurde  stetig  drückender,  Klagen  bei  der  St«niza- 
Yerwaltuog    wäre«    fruchtlos,   da   in    derselben    die  Wohlhabenden 
äbejrwi0genden  Eiofluas  hatten:   freilich   wurde  dem  Klagenden  das 
Recht  auf  Laxid  zugesproci^an  und  die  Zutheilung  von  Land  decre- 
tirt,  diodb  sie  erhielten  das  Land,  dasYioch  nichi  occupirt  war:  d.  h. 
entfernt  belesgenas   odex  uAgeeigneies,    nahe    belegenes  Land.     Die 
Dneafriedenheit  stieg,  es  kam  zu  Gewaltthätigkeiten,   Schlägereien. 
Aus  dieser  prec&ren  Lage  herauszukommen,  sah  man  endlich  keinen 
anderen  Ausweg,  als  den  Jujrt,  das  zu  einer  Staniza  gehörige  Land, 
gleichmässig  unter   die  Kosaken   zu   vertheilen.    (Diese  Massnahme 
ist  jedoch    noch    nicht    in    allen    Stanizen    durchgeführt).     Bei   der 
Nearegulirnng    der    Grenzen   des    Jurt    (nach    dem  Gesetz  v.  1835) 
ward  SODessätinen  geeigneten  Landes  pro  männliche  Seele  der  Staniza 
zBgetkeUi.     In    der   Vcsrtheilung   des   Landes    an    die    Berechtigte« 
ward  ^ncafiist,  z.  B.  in   der  Staniza  Kasanskaja,    in    fo'lgender  Art 
verfahren.     Die  Gemeinde  verleiht  einem  jeden  Kosaken   von   sieb- 
zehn und  mehr  Jahren  15  Dessätinen    baufälliges  Land;  das   übrige 
Land  wird  entweder  gemeinsam   bestellt   oder   in    Pacht   vergeben, 
4er  firlaraf^   wiid   zvr   IDedcung  communaler  Bedürfnisse  verwandt. 
Ans  dieeem    Reaen^kind   wird    dem    heranwachsenden    Geschlecht 
irod  den  aus  anderen  Btanizen   in    diese   eintretenden    Kosaken   der 
Nurmalantheil   zugewiesen.     Das   Land    Gestorbener  und   wiederum 
in  die  Ehe   tretender  Wittwen   fällt   an    die  Gemeinde   zurück   und 
wird   zum   Reservelaad   geschlafen.    Kinderlose  Wittwen    erhalten 
einen   iialben    Aotbeil,   Wittweti    mit   1 — 3  Kindern    einen    ganzen, 
mit  4  und  m<€fhr  Eintfem  anderthalb  Antheile.     Die  Grösse  des  anf 
den Wirthscliaftshof  eines  Kosaken  entfallenden  Landantheils  wechselt 
demnach     nach    der     Zahl     der     männlichen     Erwachsenen     (über 
17  Jahre)  m  seii»er  Familie.     In  gewissen   Zwischenräumen  (bis  zu 
17  Jatn^n)  finden  LandomtbeiluBgen  statt.     Bis  zur  folgenden  Um- 
theihing  rerfügt  der  Kosak  selbständig   über  seinen  Antheil.     Auch 
das  eigentliche  Wiesenland  unterliegt  der  Theilung.     Die  Lage  der 
Aermeren  hat  sich  schnell  gehoben:   der   Verarmte  verpachtet  sein 
Lsad    und    rahabilitirt  aioh    auf  diese    Art    wieder.     Die    Weiden 
werde«  'gemeinMMn  genutzt.     Diejenigen  jedoch,  die   mehr  Vieh  als 
sonst  duTchschnittlrch    auf   die  Weide    schicken,    zahlen    pro  Stflek 
Vieh,  das  sie  mehr    als    die  Anderen    haben,   ein  'Weidegeld.     Ein 
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grosses  Areal  beanspruchen  die  Tabnnen  (Pferdeheerden).  Die 
Nutzung  des  Waldes  ist  genau  regulirt,  doch  laufen  aus  mehreren 
Stanizen  Klagen  über  Walddevastationen  und  Abnahme  des  ohnehin 
geringen  Waldbestandes  ein.  0 

Eigenthümlich  haben  sich  die  Orundbesitzverhältnisse  anter  den 
Bauern  in  Westsibirien  entwickelt:  hier  hat  zumeist  der  Deber- 
gang  von  occupatorischer  Besitznahme  nicht  zum  Oemeindebesitz 
mit  Umtheilungen  wie  im  grössten  Theil  des  europäischen  Russ- 
land geführt,  sondern  —  in  t^olge  des  grossen  Landflberflusees  — 
zu  einer  Oemeindebesitzform ,  in  welcher  sich  der  bäuerliche  Hof 
nebst  Landantheil  im  beschränkten  persönlichen  oder  vielmehr 
Familienbesitz  befindet.  Wie  in  den  früheren  Jahrhunderten  im 
europäischen  Russland,  so  trieben  die  Bauern  in  Sibirien  zuerst 
auch  einen  nomadenhaften  Ackerbau,  sie  occupirten  Land,   bearbei- 


*)  P.  KoBinin:  O611  ycjoBiflxi  EJid/cftBifl  seiusMU  b%  molktttk  JLoucmoui»  im 
Pyccnil  BtCTHsrb  1864,  2.  HeflK,  pag.  628^546,  3.  Heft,  pag.  234—254.  B.  Ber- 
HHBKHH'b:  O^eprb  noseMSJUiiiaro  afax^aU  aa  Ao»y  '^  CBJiaa  c%  pasBaTiaMi»  He- 
seeaHifl  in  den  Tpyx^  o64acTHaro  soficKa  SoHCKaro  CTaTHCTHiecsaro  KOVHTeTa, 
1874,  zweite  Lieferang,  pag.  1  —  98.  £ine  interessante  Monographie  über  die 
Staniza  Kasanskaja  findet  sich  in  demselben  Bande  von  Üb.  THM0iqeHKOB%:  06- 
u^ecTBeBButt  Ourb  h  sapo^Bue  o6u^aH  KasaBesoft  erasBAU,  pag.  139—181.  — 
Es  befindet  sieh  nieiit  das  gesammte  Gebiet  des  Kosakenlandes  im  Oemeinde- 
besitz.  Seit  dem  Sehlusse  des  vergangenen  Jahrhunderts  hat  sich  daneben  aoeh 
persönliclier  Grundbesitz  ausgebildet,  und  zwar  bestehen  jetzt  zwei  Formen: 
gutsherrliches  Land,  von  welchem  ein  Theil  durch  die  neuere  Gesetzgebung 
in  das  Eigenthum  der  früher  leibeigenen,  aus  anderen  Theilen  des  Reichs  aber- 
gesiedelten  Bauern  übergeht,  und  eigentliche  Dienstgüter,  die  an  die  gering  be* 
soldeten  Offiziere  und  Beamte  der  Truppen  und  ihre  Familien  zur  Nutzung 
verliehen  werden.  Durch  willkürliche  Occnpation  von  Gemeindeland  haben 
Grundherren  ihr  Landgebiet  sehr  erweitert.  —  Ueber  die  Nutzung  des  Grund  und 
Bodens  nach  dem  Recht  der  ersten  Occupation  bei  den  Kosaken  am  Schwarzen 
Meere:  H.  nonna:  4epB0M0pcRie  zasaRB  Bit  bxi»  rpasxaBCBOirb  m  BOesBOBii 
6uTy,  Petersburg,  1858  (mir  zur  Zeit  nicht  vorliegend).  Haxthausen,  1.  c  Bd. 
III,  pag  153—161:  eigenthttmliehe  Form  der  Wiesennutinng  nach  dem  Recht 
der  ersten  Occnpation  bei  den  Uralischen  Kosaken:  An  einem  bestimmten 
Tag  im  Jahre  beginnt  der  Grasschnitt;  welche  WiesenflSche  der  Kosak  allein, 
ohne  Hülfe  auch  nur  der  Familie,  an  diesem  einen  Tage  durch  kreisartiges 
UmmiUien  in  Besitz  nehmen  kann,  verbleibt  Ihm ;  an  den  folgenden  Tagen  voll- 
endet er  den  Grasschnitt  auf  der  occupirten  Fläche  mit  Hülfe  seiner  Familie. 
Den  gleichen  Grundsatz,  die  Gleichheit  bei  occupatorischer  Nataung  dnreh  Be- 
schränkung aufrecht  bu  erhalten,  findet  sieh  bei  diesem  Kosakenheer  Aueh  in 
Betreff  des  Fischfangs  im  Fluss  Ural :  der  berechtigte  Kosak  darf  nur  an  bestimm- 
ten Tagen  und  zwar  ohne  jeglichen  Beistand  fischen.  Der  ökonomisch  Schwä> 
chere  soll  gegen  den  Stärkeren  geschützt  werden. 
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teteo  dasselbe  and  gabeo  es  wieder  auf,  sowie  der  Ertrag  des  er- 
icböpften  Bodens  abnahm,  am  neues  Land  unter  den  Pflog  zu 
bringen.  Die  Oesetzgebung  von  1650 — 1697  bewirkte  die  feste 
ADsässit^ranchung  der  fluctuirenden  Acker banbev^lkernng  zur  Er^ 
leichtemng  der  Steuerbeitreibung:  die  Bauern  wurden  sehollenr 
pfliehtig  und  erhielten  ein  unantastbares  Recht  auf  das  Land^  dos 
sie  bebanlen,  welches  Elecht  die  spätere  Gesetzgebung  wiederholt 
aQBsprieht.  Dieses  Nutzungsrecht  ist  insoweit  ein  beschränktes,  als 
der  Bauer  sein  durch  Rodung  von  Wald,  Trockenlegung  von  Sümpfen 
arbargemachtes  Land  nur  an  Qlieder  seiner  Familie  (ns'b  poßß  wb 
poiCb  cBoeay  noTOMCTsy)  abtreten  oder  yerpflinden  darf.  —  Die 
Generalvermessoog  normirte  in  den  Kreisen  Westsibiriens,  in  wel- 
chen die  Landyermessung  durchgeführt  ist,  die  Oriysse  des  den 
Bauern  zufallenden  Landes  auf  15  Dessätinen  pro  Revisions- 
seele. Durch  neue  Urbarmachung,  durch  Kauf  etc.  haben  sich 
nicht  wenige  Bauern  in  den  Besitz  von  100—200  Dessätinen  ge- 
setzt, im  Gouvernement  Irkutsk  finden  sich  viele  Dörfer,  in  denen 
die  H&lfte  der  Wirthe  über  50  Dessätinen  verfügen.  Die  übliche 
Form  ihres  Wirthschaftsbetriebes  ist,  dass  der  Wirth  im  Dorf  sein 
Gehöft  hat,  ausserdem  mitten  auf  seinem  Lande  ein  Vorwerk 
(aaiMsa  oder  xyTopi»),  um  welches  herum  die  Aecker,  Wiesen 
and  Weiden  liegen,  häufig  20  Werste  vom  Dorf  entfernt.  Hier  haust 
beständig  einer  seiner  Söhne  und  führt  die  Wirthschaft.  Wächst 
die  Familie  des  Bauern,  so  bauen  die  Kinder  neue  Häuser  und  es 
bildet  sich  ein  neues  Dorf.  Auf  diese  Weise  scheinen  die  meisten 
Dörfer  Cs^lbstverständlich  mit  Ausnahme  der  vom  Staat  zur  Unter- 
bringung von  Deportirten  angelegten  Ansiedelungen)  entstanden 
zu  sein. 

Die  Aecker  befinden  sich  im  bleibenden  Besitz  des  Bauern, 
das  übrige  Land  dagegen  unter  der  Verfügung  der  Gemeinde:  die 
nahe  bei  den  Dörfern  liegenden  Wiesen  unterliegen  periodischen 
Umtheilungen ,  gewöhnlich  jährlichen.  Durch  das  Austreten  der 
Flösse  im  Prühjahr  nämlich  (fast  ausnahmslos  liegen  die  Dörfer 
an  Flüssen)  werden  die  an  denselben  befindlichen  Wiesen  häufig  mit 
Sand  überschwemmt  und  dadurch  zum  Theil  ertraglos;  ihre  Grenzen 
verändern  sich  auch  dadurch,  dass  die  Flüsse  sich  nach  dem  Zu- 
rficktreten  des  Wassers  ein  anderes  Bett  bilden.  Zur  Wieder- 
herstellung der  Gleichheit  in  der  Vertheilung  der  Wiesen  —  sowohl 
in  Betreff  ihrer  Güte  als  ihrer  Ausdehnung  —  werden  die  Theilungen 
derselben  jährlich  wiederholt.  —  In  gemeinsamer  ungetheilter  und 
unbeschränkter    Nutzung   befinden  sich   der  Wald  —  in  Bet;reff  der 
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HolsDUtzung  wie  auch  der  Jagd,  die  in  vielen  Gegenden  von  groMer 
fiedeahing  fflr  die  Bauern  ist  —  und  die  Weide,  anf  welche  der 
Binseine  Vieh  treiben  kann ,  io  viel  er  hat  Das  Recht  auf  den 
Fiscb&ng,  eine  wichtige  Erwerbsquelle,  ist  ein  besohrtoktes :  ge- 
wohnlich  wird  die  Zahl  der  Hauswirtbe  in  dne  Combination  mit 
den  männlichen  erwachsenen  Arbeitern,  auf  welche  die  öffentlichen 
Lasten  und  Abgaben  repartirt  werden,  gesetzt  und  hiernach  die 
Berechtigung  des  einzelnen  Hauswirt hen  zum  Fischfang  bestimmt.'.) 
4.  Ist  es  schon  zu  bedauern,  das  von  den  russischen  Sehrifl- 
stellern  nicht  auf  die  unterscheidenden  Merkmale  eingegangen  wird, 
die  sich  aus  einem  Vergleich  des  altrussischen  Gemeindebesitzes  mit 
den  analogen  grundbesitzrechtUchen  Verhftltniaeen  unter  andere n  Völ- 
Jcern  ergeben,  so  macht  sich  eine  zweite  Lücke  noch  fühlbarer. 


I)  Kolmogorow:  Go6cTBeHH0CTb  b  o6u^BHa  in  den  OTe^iecTBeBHUA  3anBCKH, 
1858,  Bd.  119,  pag.  60— H5.  Der  Verfasser  sieht  in  den  Grandbesitzverhältnissen 
Sibiriens,  in  diesem  Halbeigenthom,  wie  er  es  bezeichnet,  eine  höher  ent- 
wiokslte  Form  des  Qmndeigsnthams,  als  der  im  earopSischen  Russlaad  herr- 
Sfllhende  Qemeindebesits,  da  keine  Dmtheiioag  des  Aekerlandss  voi^nonmen  wird, 
und  empfiehlt  seine  Einfiihrnng,  falls  bei  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  die 
Umwandlung  dos  Gemeindebesitzes  in  unbeschr&nlLtes  Privateigenthnm  sich 
als  unmöglich  erweisen  sollte.  Eine  sehr  scharfe  Kntgegnung  erflUirt  dieser 
Artikel  von  Grüsko :  O  GHÖsps,  im  GospeiieBBBrb,  1858,  Bd.  72,  pag.  160-*206; 
nnter  Anderem  weist  er  darauf  hin,  dsss  nur  dem  Ueberfloss  an  Land  das 
unterlassen  von  UmtheUnngen  siunschreibon  isiy  and  meint,  dass  mit  Zunahme 
der  Bevölkerung  aach  hier  Umtheilnngen  als  geboten  erscheinen  werden. 
Ausserdem  über  die  Grundbesitzverhältnisse  in  Sibirien:  N.  Schtschukin:  Onepsa 
seMiex'biis  BoctohboS  CbGbpb  in  der  Zeitschrift  der  K.  freien  ökonomischen 
Gesellschaft  in  Petersbur^^  1866,  Bd  IV,  pag.  220—242.  Ein  Brief  ans  Lrkntskt 
O  ssiusBJiaji^BtB  Cb6bpb  in  der  PyecBaa  Becftxa  1860,  Bd.  I,  pag.  119  etc.: 
wo  noch  im  Ueberflnss  Land  vorhanden  ist,  dort  besteht  freie  Occnpation  des- 
selben, wo  diese  Bedingung  jedoch  nicht  mehr  eintrifft,  dort  finden  Umthei- 
lnngen des  Landes  statt.  Diese  Abweichung  von  dem  sonst  üblichen  Gmnd- 
besitzrecht  in  diesem  Lande  ist  wahrscheinlich  nur  eine  locale  Elgenthümlichkeit 
H.  Flerowski:  IhMOsenie  pa6o«iaro  siacea  »b  PoccIb,  Petersbnrg  1869,  pag. 
71  etc.,  klagt,  dass  durch  diese  ocenpatorlsehe  Qmndbesitsförm  und  das  Unter- 
lassen periodischer,  gleicher  Landnmtheünngen  sich  eine*  sehr  nngleieiuntaiige 
Vertheilung  des  Grundbesitzes  ausgebildet  hat:  der  Aermere  steht  unter  dem 
Druck  der  Wohlhabenden.  Zumal  die  neuen  Ansiedler  sind  in  der  schlimmsten 
Lage:  wenn  auch  überhaupt  viel  freies  Land  vorhanden  ist,  so  ist  sehr  hftufig 
das  zum  Ackerbau  geeignete,  in  der  Hfthe  des  Dorfes  belegene  Land  bereits 
vollst&ndig  oceupirt,  in  solohen  Fällen  geschieht  es  nicht  selten,  dass  die  neuen 
Ansiedler  von  den  wohlhabenden  Wirdien  Land  pachten  oder  gar  «kauftai*  wie 
die  Bauern  eich  ausdrücken.  Das  auf  dem  Wege  der  Occnpation  gewonnene 
Land  gilt  als  unantastbares  Besitzthum.  Auch  Flerowski  berichtet,  dass  im 
Gouvernement  Tobolsk  Landtheilungen  (mit  gleichmässiger  Vertheilung i  üb- 
lich sind. 
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In  der  Behftndlang  des  altrussischen  Gemeindebesitzes  wird 
nämlich  die  naheliegende  Frage  nicht  berücicsicbtigt,  ob  nnd  worin 
der  aUrussische  Oemeindebesite  sich  von  dem  heufce  bestehenden 
unterscheidet.  Die  Vertreter  des  Gemeindebesitzes  im  alten  Russ- 
land —  um  diese  Sehriftsteller  handelt  es  sich  hier  —  begnügen 
sieb  mit  der  kureen  Bemerkung  ^  dass  neben  den  Wirkungen  der 
sanehmenden  staatlichen  nnd  gutsherrliched  Gewalt  über  die  Ge^ 
meinde  und  die  Nutsung  des  Landes  nur  unwesentliche,  äussere 
Uaterschiede  zwischen  der  frühei'^n  (d.  i.  vor  Einfifihrung' der  Leib- 
eigenschaft und  der  Kopfsteuer)  und  der  jetzigen  Lage  der  Dinge 
vorhanden  sind.  Selbst  wo  die  dringendste-  Veranlassung  zum  Ein- 
gehen auf  diese  Frage  vorlag,  ist  Solches  unterlassen.  Während 
z.  B.  Beläjew  in  sehr  dankenswerther  Ausführlichkeit  und  Gründlich- 
keit in  seinem,  von  uns  häuGg  citirten  Werke:  ^RpecTLAue  na  Pyca^ 
die  bäoerlichen  grundbesitzrechtliehen  Verhältnisse  im  alten  Rnssland 
behandelt,  uoterläast  er  es  auf  die  beutle  Gestaltung  des  Gemeinde- 
besitzea  sein  Augenmerk  zu  richten.  Und  doch  -  verfolgt  er  sonst 
den  historischen  Gang  der  Lage  der  ländlichen  Bevölkerung  (Ent- 
stehaag  nnd  Ausbildung  der  Leibeigenschaft  ettc.)  bis  auf  die  neueste 
Zeit.  Oder  glaubt  er  jener  Aufgabe  dadurch  überhoben  zu  sein, 
dass  «r  in  seinem  ersten  Artikel  gegen  Tschitscherin  diese  Frage 
bereits  berficksicbtigt  hatte?  fli^r  hatte  er  sie  fblgendermassen 
kurz  abgefertigt:  jetzt  werde  pro  Seele  das  Land  getheilt,  während 
die  altrassische  Vertheilung  (paanpeA^fleHie)  des  Landes  den  Mitteln 
aod  Arbeitskräften  des  Zahlenden  entsprach ;  je  nach  dem  ttaas 
seiner  Mittel  zur  Bodenbestellung  erhielt' Dieser  mehr,  Jen^r  weniger 
Land.  Auf  dieses  Unterschiedsmerkmal  weiaen  auch  seine  Ge^ 
sinnuDgegenossen  hin,  ohne  sich  jedoch  aucdv  nur  die  hieraus  sich 
ergebeoden  Consequenzen  zu  vergegenwärtigen. 

Tschitscherin  hatte  in  seinem  ersten  Artikel  bei  Gegendber^ 
Stellung  der  früheren  und  der  jetzigen  Gemeinde-  und  Gründbesitz- 
verhältnisse auf  den  Umstand  hingewiesen,  dass  das  Beisammen- 
leben  der  ländlichen  Bevölkerung  früher  ein  anderes  war  als  heut 
zu  Tage:  jetzt  lebt  sie  fasft  ausschliesslich  in  g^rosseu  Ddrfern, 
früher  in  kleinen  Ddrfern  und  Eineelhbfen.  Die  Tfaatsaehe  wird 
auch  von  gegnerischer  Seite  zugestanden,  jedoch  in  Abrede  geeteM, 
dass  die  Art  des  Zusammenlebens  auf  die  grundbesitzlichen  Ver- 
hältnisse einen  erheblichen  Einfluss  geübt  hat.  Doch  nur  insoweit 
mit  Recht,  als  Gemeindebesitz  überhaupt  bei  jeder  Art  der  Niedet^- 
lassuDg  (ob  in  Dörfern  oder  a«f  Einzelhöfen)  bestehen  kannj  die 
Oe»tal't«Dg  di^S'iOemeindefoesitnes  aber^' diellftdit  der  G^meiod#, 
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die   Beschränkungen   der  Einzelnen    bei    Natznng   des  Landes   ge 
stalten  sich,  wie  wir   es   bereits   nachgewiesen   zu   haben    glanben, 
ganz  verschieden  nach  der  Art  des  Beisammenlebens. 

Erst  seitdem  die  ländliche  Bevölkernng  sich  in  grossen  Dörfern 
zusammengedrängt  fand,  die  Dreifelderwirthschaft  sich  weiter  aoB- 
breitete,  konnte  und  musste  sich  die  Macbtbefugniss  der  Hark- 
gemeinde,  ein  tieferes  Eingreifen  der  Gesammtheit  in  den  land- 
wirthschaftlichen  Betrieb  des  Einzelnen,  ausbilden.  Jetzt  wird  ein 
strenger  Flurzwang  zur  ökonomischen  Nothwendigkeit,  Umtheilungen 
des  Ackerlandes  erweisen  sich  gleichfalls  als  geboten.  80  hat  die 
Umgestaltung  des  Beisammenlebens  und  die  Einführung  der  Dreifelder* 
wirthschaft  mit  weiterer  Zunahme  der  Bevölkerung  allmälig  der 
ganzen  Institution  des  Gemeindebesitzes  ein  anderes,  neues  Gepräge 
verliehen. 

Von  noch  grösserer  Bedeutung  als  das  angeführte  Unterschei- 
dungsmerkmal zwischen  dem  jetztigen  und  dem  alten  Gemeinde- 
besitz ist  ein  zweites.  Als  wesentliches  Moment  im  heutigen  russischen 
Gemeindebesitz  wird  (und  mit  vollem  Recht)  folgendes,  ihr  zu 
Grunde  liegende  Princip  betont:  das  einem  jeden  Gemeindegenosseo 
durch  seine  Geburt  zustehende  Recht  auf  einen  mit  den  andern 
Gemeindegenossen  gleichen  Antheil  am  Gemeindeland  (mit  der 
Pflicht  zur  Uebernahme  des  proportionalen  Antheils  an  den,  der 
Gemeinde  obliegenden  Steuern  und  Lasten  aller  Art),  und  dem  ent- 
sprechend die  Pflicht  der  Gemeinde ,  als  der  Gesammtheit  der 
Nutzniessenden  des  Gemeindelandes^  einem  jeden  Gemeindegenossen 
einen  proportionalen  Landtheil  zuzuweisen,  auch  wenn  Solches  nur 
mit  Kürzung  bisheriger  Nutzungen  der  übrigen  Gemeindegenosseo 
ausführbar  ist  (d.  i.  in  dem  Fall ,  wenn  kein  Reserveland  mehr 
vorbanden  ist,  oder  sich  nicht  durch  Tod  oder  Ausscheiden  aus  dem 
Gemeindeverband  die  Zahl  der  Nutzungsberechtigten  vermin* 
dert  hat). 

Hat  dieses  Princip,  das  dem  heutigen  Gemeindebesitz  die  ganz 
eigenthümliche  Signatur  verleih^,  für  dessen  bleibende  Aufrecht- 
erhaltung aus  nationalhistorischen  und  socialökonomischen  Gründen 
in  die  Schranken  getreten  wird,  hat  dieses  Princip  wirklich  schon 
im  alten  Russland  zu  Recht  bestanden? 

Auf  diese  Frage  wird  nicht  eingegangen,  die  Vertreter  des 
Gemeindebesitzes  begnügen  sich  mit  der  lakonischen  Versicherang, 
der  altrussische  Gemeindebesitz  sei  wie  der  heutige.  Leschkow  be- 
rührt diese  Frage  direct,  er  behauptet  an  mehreren  Stellen  seines 
Werkes,   in  der  altrussischen  Gemeinde  habe  ein  Jeder  das  Recht 
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aof  einen  LaDdaniheil   gehabt,    ohne  auch  nur    den  Versuch  einer 
Beweisffihrang  anzntreten. 

Die  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  fahnden  nur  nach  Belegen, 
aus  welchen  sich  Verfögungsrechte  der  Gemeinde  über  das  Gemeinde* 
land  and  Umtheilnngen  desselben  ergeben.  Besonders  Gewicht 
wird  auf  die  Umtheilnngen  gelegt  und  hieraus  —  als  ganz  selbst- 
rerständlich  —  geschlossen,  dass  das  heutige  Gemeindebesitzrecht 
seit  Alters  zu  Recht  bestanden  hat.  Als  ob  das  Vorkommen  Yon 
Laodumtheilungen  und  das  Recht  eines  Jeden  in  der  Gemeinde  auf 
einen  proportionalen  Antheil  an  der  Mark  wesentlich  zusammen- 
fallen und  getrennt  nicht  zu  denken  wären!  Als  ob  nicht  Landum- 
theilungen  vorgenommen  werden  können ,  ohne  das  jenes  Recht 
besteht ! 

Zur  Vermeidung  von  Missverständnissen  fassen  wir  jene  Frage 
präciser.  Bei  dem  grossen  Landreichthum  der  altrussischen  Ge- 
meinden mag  im  Grossen  und  Ganzen  Allen,  die  sich  um  eine 
Laodstelle  bewarben,  Land  in  gewünschter  Grösse  verliehen  worden 
sein.  So  lange  Land  über  den  Bedarf  vorhanden  war,  beeinträch- 
tigten solche  Landzutheilungen  Keinen  der  bisher  Nutzungsberech- 
tigten ;  der  Gemeinde,  d.  i.  der  Gesammtbeit  dieser  Nutzungsberech- 
tigten ,  brachte  vielmehr  jede  neue  Niederlassung  Vortheile ,  so 
Damentlich  den  einer  Steuererleichterung  durch  die  Vertheilung  der 
auf  der  Gemeinde  ruhenden  Steuer  auf  eine  grössere  Anzahl  Zah- 
luQgsverpflichteter.  Mit  Zunahme  des  Steuerdruckes  (zumal  im 
16.  Jahrhundert)  mochte  es  auch  die  Gemeinde  unter  Umständen 
fär  vortheilhaft  gehatten  haben,  neuen  Ankömmlingen  oder  erwach- 
senen Söhnen  alter  Gemeindegenossen  selbst  in  dem  Fall ,  dass 
alles  culturfähige  Land  bereits  occupirt  war,  Land  zu  verleihen, 
das  den  Nutzungsberechtigten  erst  abzunehmen  war.  Auch  wenn 
solche  Fälle  sich  nachweisen  Hessen,  so  wäre  damit  noch  durchaus 
nicht  der  Beweis  geliefert,  dass  einem  jedem  Gemeindegliede  ein 
Recht  auf  einen  proportionalen  Antheil  am  Gemeindeland  zuge- 
standen hat.  Vielmehr  mögen  in  solchen  Fällen  die  Gemeinde- 
genossen  den  Vortheil  einer  Steuerermässigung  für  grösser  gehalten 
haben  als  den  mit  der  Verringerung  ihrer  bisherigen  Landstelle 
verbundenen  Nachtheil,  und  freiwillig  auf  einen  Tbeil  ihrer 
Nutzdngsrechte  verzichtet  haben  ,  eben  zur  Erreichung  jenes  Vor- 
theils.  Es  müssten,  so  lange  kein  directer  Beweis  geliefert  wird, 
mindestens  genügende  Nachweise  geboten  werden,  dass  solche  Verkür- 
zungen von  Landnutzangen  auch  wider  Willen  und  Zustimmung 
Berechtigter  Seitens  der  Gemeinde  vorgenommen  wurden,  dann 
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wäre  erst  der  Beweis  geführt,  dass  auch  in  der  altrnsiisoheB  Oe* 
meinde  das  heute  bestehende  Recht  eines  jeden  Gemeindegliedes 
auf  Land  existirt .  hat« 

Vielmehr  spricht  die  Wahrscheinlichkeit  dafür,  dass  in  freien 
Gemeinden  0  oin  solches  Recht  nicht  bestanden  hat,  Bestätigungen 
hierfür  finden  wir  in  dem  vorliegenden  historischen  Material,  wie 
selbst  in  der  Darlegung  der  bäuerlichen  Agrarverhältnisse  Seitens 
der  eifrigsten  Vertreter  des  Gemeindebesitzes.  So  normirt  Beläjew 
in  seinem  Werk  über  die  gesdiichtliche  Eutwickelung  des  Bauer- 
standes die  rechtliche  Stellung  der  Bauern  in  Bezug  auf  die  Nutzung 
des  Gemeindelandes  in  einer  Weise ,  die  einem  Recht  eines  Jeden 
auf  Gemeindeland  direct  widerstreiter.  Wiederholt  betont  er,  dass 
der  Bauer  vollständig  frei  und  selbständig  über  seinen  Landantheil 
verfügen  konnte^  so  lange  er  der  Verpflichtung  der  Steuerzahlung 
nachkam ,  er  konnte  auch  seinen  Landantheil  in  Pacht  vergeben. 
In  seiner  Schilderung  der  bäuerlichen  Verhältnissen  im  16.  Jahr- 
hundert erklärt  Beläjew  ausdrücklich ,  das  die  .Gemeinde  keinerlei 
Recht  besass ,  wider  die  ^uapHAuafl  aaoiici»*'  (wider  die  zwischen 
Gemeinde  und  Bauer  geschlossene  Vereinbarung  in  Betreff  der 
Uebernahme  einer  Landstelle)  weder  dem  Bauer  ein  Landstück 
weiter  zuzulegen ,  noch  ein  Theil  der  übernommenen  Landstelle 
abzunehmen;  der  Landantheil  verblieb  ihm  unantastbar  (aenpa- 
ROCHOseHHOK)) ,  SO  lange  er  seinen  Verpflichtungen  gegenüber  der 
Gemeinde  in  gehöriger  Weise  nachkam.  Zur  Erklärung  der  Er- 
scheinung ,  dass  schon  im  13. — 14.  Jahrhundert  die  Klasse  der  auf 
Herrenland  sitzenden  Bauern  eine  zahlreiche  war ,  führt  er  u.  A. 
auch  den  Umstand  an,  dass,  nachdem  alles  gute,  culturfähige  Land 
einer  Gemeinde  vollständig  in  Besitz  genommen  war ,  ein  Bauer, 
dem  es  nicht  gelungen  war,  solches  zu  erlangen  (Heycn^nmift 
nxT>  3aHflTT>) ,  es  für  vortheilhafter  halten  mochte ,  auf  Herrenland 
mit  Zahlung  für  die  Nutzung  desselben  sich  niederzulassen,  als  auf 
schlechtem  Gemeindeland.  Eine  solche  Rechtslage  spricht  unbedingt 
gegen  die  Annahme,  dass  ein  jeder  Gemeindegenosse  ein  gleiches^ 
natürliches  Anrecht  auf  das  Gemeindeland  gehabt  hat.  Namentlich 
auf  den  zulezt  angeführten  Passus  weisen  wir  hin:  eine  vollständige 


0  Es  handelt  sich  hierbei  vornehmlieh  um  die  freien  Gemeinden,  die 
Eigenthumsrecht  auf  das  von  ihren  Gliedern  genutste  Gemeindeland  hatten. 
Üeber  das  in  bäuerlichen  Katznng  befindliche  Herrenland  (d.  i.  das  des  Adels, 
der  Eircbe  und  der  Fürsten)  hatte  der  Herr  freies  VerfUgnngsrecht,  er  konnte 
also  nach  Gukdftnken  das  Land  unter  die  Bauern  vertheiien,  resp.  der  Gemeinde 
dieses  Reeht  übertragen. 
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OcoapattoD  des  guteo  Oemeindelandes  zum  Naohtheil  auch  nsr 
eines  GemeiDdegliedes  wäre  bei  der  Herrschaft  des  heutigen  Oe«* 
meindebesitzreebies  ganz  uDmögiich  gewesen ,  denn  hier  hat  ein 
jedes  Oeineindeglied  ein  gleich  gates  Recht  nicht  allein  anf  einen 
[(ieick  grossen,'  sondern  auoh  auf  einen  gleich  günstigen  (nach  Boden- 
beschaffenheil  and  Lage)  Landantheil* 

BnCscheidond  Erscheint  uns  auch  der  Umstand  za  sein,  das8  im 
alten  Rnsslaod  das  zo  einem  bäuerlichen  Hof  gehörende  Land  als 
eine  bestimmte  Q rosse  uns  entgegentritt,  die  auch  duroh 
etwaige  nene  Umtheilnngen  nicht  rerändert  wurde.  Wiederholt 
findet  sieh  zur  Bezeichnung  eines  bäuerlichen  Hofes,  z.  B«  bei  einer 
Nenvergebung  desselben ,  der  Ausdruck :  der  Hof  mit  Allem ,  was 
seit  Alters  dazu  gehört  (<ito  HScrapH  norarjo  irb  Tolt  aeniH, 
CO  BCtwb  yroAleni»  vto  ascTapH  norarjo  trb  Tony  arepefriio  und 
äbnlieb),  soweit  «Beil,  Sichel  und  Pflug  gegangen^  etc.  etc.  —  Auf 
derselben  Voraossetznng  beruht  die  Art  der  Aufstellung  der  Stener- 
bächer:  der  Hof  ist  eine  bestimmte  Grösse,  eine  geschlossene  Einheit. 

Auch  soheint  für  diese  Annahme  die  Art  dar  Binfühmng  der 
Leibeigenschaft  zu  sprechen.  In  den  bezüglichen  gesetzlichen  Mass- 
nahmen bis  in  die  Mitte  des  17,  Jahrhunderts  wurde  nicht  die  ge- 
sammte  freie  ländliche  Bevölkerung,  wie  auch  Beläjew  ausdrücklich 
und  wiederholt  betont,  scbolleopflichtig ,  sondern  nur  diejenigen 
Baoero,  die  im  Täglo  standen,  die  einen  bäuerlichen  Hof  inne  hatten 
oder  einen  solchen  fibernahmen.  Zugleich  erhielten  die  Bauern  ein 
Recht  auf  das  in  ihrer  Nutzung  befindliche  Land  („Bauerland'*). 
Die  Grösse  des  bäuerlichen  Hofes  scheint  sogar,  wie  auch  Beläjew 
angiebt ,  gesetzlich  normirt  gewesen  zu  sein ,  es  wird  nämlich 
a.  A.  in  einem  Abgabenboch  (KHura  comaaro  nncbna)  v.  J.  1639 
die  Grösse  einer  bäuerlichen  Wtttj  auf  12  Tschetwert^uten  Landes, 
14  Tschetwert  mittlerer  Gattung  oder  16  Tschetwert  schlechteren 
Landes  in  allen  drei  Feldern  bestimmt.  Die  übrige  bäuerliche 
Bevölkerung  behielt  das  Recht  des  freien  Wegzuges.  ')  Die  Normi- 
rottg  der  Grösse  der  Höfe  ^)  spricht  allem  Anscheine  nach  gegen 
das  Bestehen   des   Rechts    eines  Jeden   aus  dem  heranwachsenden 


^)  Bellgsw:  Kpecr&ffHe  sa  Pyon,  Bd.  ni^  pag  65^104,  bes.  pag.  76, 
B4.  IV,  pag.  61  etc.  der  Pyoecaji  Bec^x^i  1859. 

^  Mh  der  Normirung  der  Grösse  der  MBerlichen  Höfe  steht  diirchaaft 
nicht  die  yielgeetaltigken  io  den  effeetiven  Grösse»  der  Höfe  im  Widerspraeh. 
Nach  wie  ror  begegnea  wir  gaasen  „Wt^tj)",  halben  «rWä^**,  treffen  wir  öoöiija- 
ciia  Bim  ele.  Der  Baaer,  der  keine  ganze  Wfi^  bestellen  konate  oder  wollte, 
bepiügte  sieh  mit  einer  halben  etc. 
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Geschlecht  duf  einen  Landantheil.  Desgleichen  lässt  sich  mit  dem 
Recht  des  freien  Wegzuges  der  nicht  im  Täglo  stehenden  Baaern 
kaum  eine  Pflicht  der  Gemeinde,  einem  jeden  geborenen  Gemeinde- 
gliede  einen  Landantheil  zuzutheilen,  vereinbaren. 

Von  besonderem  Interresse  ist  eine  Urkunde  aus  der  Zeil  des 
Zaren  Michael  Feodorowifsch  ▼.  Jahre  1642.  0  Aus  demselben  er- 
giebt  sich,  dass  die  grundbesitzliohen  Bauern  (ceaiBHHHOTue  specTb- 
RHe,  d.  i.  wörtlich  die  Bauern,  die  eine  Familie  haben)  der  Wolust 
Werchoruzk  ein  Waldstück  zur  Gewinnung  neuen  Ackerlandes  urbar 
gemacht,  den  nicht  grundbesitzlichen  Bauern  (GesceMeÜHum  d.  i. 
den  familienlosen)  keinen  Antheil  an  jenem  Lande  gegeben  haben. 
Sie,  die  grundbesitzlichen  Bauern,  berufen  sich  darauf,  daaa  ihre 
Landantheile  nicht  über  eine  Wütj  sind ,  sie  roden  das  Landsiück, 
um  je  eine  volle  WüQ  zu  haben. 

So  lange  das  Gegentheil  nicht  bewiesen  ist ,  sind  wir  zur  An* 
nähme  verpflichtet,  dass  nach  dem  altrussischen  GemeindebesÜBrecht 
nicht  ein  jeder  in  der  Gemeinde  Geborene  ein  Recht  auf  einen  mit 
den  übrigen  gleich   grossen  Landantheil  gehabt  hat,  und   deneinach 


1)  Diese  Urkunde   ist  (brachstückweise)  abgedruckt  in  dem  mehrfach  ci- 

tirten  Artikel  von  H.  Kr bi»  in  der  PyccRafl  BecbA^)  Bd.  IV,  pag.  103—104 

und  lautet:  Jltra  7148  ro/^y  CeBTeöpA  bi»  24  f^enb  bi>  TocyxapeBft  I](ai>eBt  h 
B.  R.  MBxaitja  BeoxopoBR^a  Bce»  Pycia  rpaMorll  sanBcaHO  bii  B^eBCsoil  ytexi 
Bii  FocyxapeBy .  BTi  ^opifOBy»  b%  BepxopyAsyio  BOiocTb  bi»  CuTHBxy  n»  BorjiaBy 
Kl»  Co«OBOBy,  no  <iejo6BTi>io  BepxopyuRie  bo40ctb  vpecTbflHi»,  Koropue  Mß  Toro 
c^Jia  H  x^peseacKie  ceMbaHBCTue  RpecTbflae  saroBopoMii,  ÖopTBaro  j-bcy  aa  namuR» 
ceöft  pasHBCTHJB,  a  öesceMeftHUMi»  RpecTbHHaMii  Toro  6opTflaro  itcy  t4  ceifbR- 
BBCTue  xpecTbflBe  se  as^ATtt».  H  y  bbxi»  ^e  Toe  pasHBCTBue  seiiM  ae  npOTaai» 
muBjnjßJL'h  Bbirei.  A  FocyxapR»  orb  o  von  öbjib  HSJOn»,  htoSii  avb  roro  6opT- 
aaro  4lbcy  pas^BCTBTb  npoTHBii  Burett  cnoiaa.  A  no  TOtt  Focy^apesott  rpaiioT^ 
BejIiBO  curaBRy  Bor/(aHy  Go*0BOBy  Toe  BepxopyuRia  bojoctb  b  Toro  ceia  x^pe- 
BeacRBMi»  RpecTbHBOifi»,  ROTopbie  ae  pasnan^aiH  öopTaaro  J^cy,  ROTopuit  ai.  6opTB 
Be  opBroxBTCfl,  OTsecTb  na  pas^acTRy,  cMOTpg  no  TaüouiaeMy  x^<>y  ■  no  Tsrjiy  .  .  . 

H  no  Focyxapesy yaaay  no  rpaMOTlt  a  no  nejioÖBTbio  rocyxapesbiz'b  XBop- 

i^OBuxii  RpecTbas'b  BepzopyaRie  bojoctb,  npBRan^HRi»  Borxaa'b  Ga^oaoa'b  ch  era- 
pocTOM)  0%  UsTpyuixoK)  FaapExoBbiKii  b  cii  jy^maiui  apecTbaau  co  ^AopaOH)  A^- 
BHJOBUMi»  ....  C0  TOBapan^fl,  fl  T'bx'b  xspsseab  RpecTbgabi  ai»  Tott  Bepxopyi^ROtt 
bojoctb  bi»  ceiaxi  e  ri  xspeaaax'b  RpecTbaacayio  cTapyio  noieayH)  a  pocHacr* 
ByK)  naxaray»  seiuio  k^äh  Bepcraaba  CMenaja,  b  Toe  bomjb  apecTbaae  x"  caoero 
aepcraaba  caMa  Mean»  ceGa  M'bpBia  B'b  xsyxTi  noaaxi»,  a  Vb  rpvtMm  nox%  ae 
irfipBJB,  noTOMy  hto  öbiia  vb  BOBOMy  roxy  poatb  claBa;  r  no  hx%  iitpft  erapue 
B  BOBue  poB^aeTBue  aeifjR  namav  oOiiRBBJiocb  sa  hbicb  oaepxii  KBayiqBX^fc  Burei 
Bi»  XBy  noiaxi»  MHoro.  H  Hesii  oeöx  Toe  aeiua  aepcTSTb  a  x^^^uiTb  npoTBB%  bu- 
Teil  Be  craiii,  oTcpoHBXB  Hsafb  ce6a  caiCB,  aarb  nocit  pxaaoBa  auBTsa  wh  Tpera- 
^in>  nojl  BaMftpBK)^. 
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dieses,  im  heutigen  Oemeindebesitz  herrsohende  Princip  sich  erst  in 
neuerer  Zeit  Bahn  gebrochen  hat. 

Endlich  ist  es  noch  beachtenswerth,  dass  der  bäuerliche  Gemeinde- 
besitz zur  Zeit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  eine  weit  grössere 
Verbreitung  hatte  als  im  alten  Russland.  Selbst  nach  Beläjew's 
Ansicht  bestand  nämlich  Gemeindebesitz  in  den  freien  bäuerlichen 
Gemeinden  (vepRua  bojocth),  welche  Grundbesitzform  sich  auch 
erhielt,  als  (besonders  seit  den  Zeiten  Joann*s  des  III.  und  IV.  in 
steigendem  Hassstabe)  solche  Wolosti  dem  Dienstadel  vergeben  und 
ZQ  fürstiiehen  Apanagegfitern  gemacht  wurden,  und  endlich  auch 
Gemeinden  sich  freiwillig  —  zur  Erlangung  des  Schutzes  mächtiger 
Onindherren  —  oder  gezwungen  unter  fremde  Grundherrschaft 
stellten.  Dagegen  nutzten,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  Bauern 
im  individuellen  Besitz  das  Land,  das  sie  von  den  Eigenthümern 
der  Erb*  und  Dienstgttter,  sowie  auf  den  fürstlichen  und  den  im 
Eigentham  der  Kirchen  und  Klöster  befindlichen  Gütern  ge- 
pachtet hatten.  Zur  Zeit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  aber 
bestand  Gemeindebesitz  in  ganz  Grossrussland,  auf  allen  gutsherr- 
liehen  and  Apanagegütern,  sowie  auf  allen  Domänengütern,  von 
denen  ein  bedeutender  Theil  säcularisirte  (18.  Jahrh.)  Kirchengüter 
sind,  lebte  die  bäuerliche  ackerbautreibende  Bevölkerung  im  Ge- 
meindebesitz. Es  hatte  sich  also  im  Laufe  der  Zeiten  diese  Grund- 
besitzform   auch    gebildet,    wo    sie    früher    nicht  existirt  hat. 

Schliesslich  sei  noch .  ein  Blick  gestattet  auf  die  angebliche 
Gleichartigkeit  des  russischen  Gemeindebesitzes  mit  dem  bei  den 
anderen  elavischen  Völkern  üblichen,  zumal  bei  den  Südslaven. 
Haxthausen  sieht  in  der  russischen  Gemeinde  die  erweiterte  Fa- 
milie, der  Gemeindebesitz  gilt  ihm  als  Folge  des  altslavischen 
Familienrechts,  eine  Bestätigung  seiner  Ansicht  findet  er  in  den 
grundbesitzrechtlichen  Verhältnissen  bei  den  Slaven  Serbiens,  Bos- 
niens, Bulgariens  etc.  \)  Wenn  auch  in  der  russischen  Literatur 
es  nachgewiesen  ist,  dass  die  ursprüngliche  patriarchalische  Ge* 
meinde  schon  in  der  ersten  Zeit  der  russischen  Geschichte  unter« 
gegangen  ist,  so  liebäugeln  die  Anhänger  des  russischen  Gemeinde- 
besitzes sehr  gerne  mit  dieser  slavischen  Eigenthümlichkeit  und 
verweisen  stets  auf  die  specielle  Gleichartigkeit  in  der  Ausbildung 
der  Grnndbesitzverhältnisse  in  Russland  und  bei  den  übrigen  Slaven, 
namentlich  bei  den  Südslaven. 


<)  Haxthaasea:  „Stadien,**  Bd.  I,  pag.  VU  etc.,  109,  124  ete^  Bd.  III, 
pag.  115—161,  a04.  Derselbe:  Die  iändiiohe  Verfassong  Rusalands,  1866, 
pag.  5  ete.,  12>-17,  418  etc. 
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Es  besteht  nämlich  bis  aaf  den  heutigen  Tag  im  Lande  der 
Südslaven  (Slavonien,  Croatien,  Wojewodschaft  Serbien,  Militftr- 
gr&nze,  Förstenthum  Serbien,  Bosnien^  Balgarien,  Dalmaiien,  Herze- 
gowinai,  Montenegro)  eine  eigenthämliehe  Form  des  Orandbesitees 
und  der  Familienordnung. ')  Die  ländliche  bäuerliche  BieTdlkerang 
lebt  nämlich  in  ungetheilten,  grossen  Familien;  eine  solche  Gesamml- 
familie,  die  Sadruga,  Drushina  heissi,  in  der  deatschen  Literatar 
gewöhnlich  mit  Hauscommunion  bezeichne^  steht  unter  der  Leitung 
und  väterlichen  Herrschaft  eines  Gospodar  oder  Stareschipa  (stare- 
sina),  der  von  der  Genossenschaft  gewählt  wird  und  nicht  immer  der 
Aelteste  an  Jahren  in  derselben  ist.  Fühlt  er  sich  altersschwach, 
80  tritt  er  von  seinem  Amte  zurück.  Er  leitet  nach  Berathnng 
mit  den  älteren  Genossen  den  ganzen  Wirthschaftsbetrieb,  bestimmt 
die  Vornahme  der  landwirthschaftlichen  Arbeiten,  verkauft  den 
Ueberschuss  an  gewonnenen  Producten,  kauft  ein,  was  erforderlich 
ist,  er  hat  die  Kasse  und  sorgt  für  die  Entrichtung  der  Steuern 
und  Abgaben,  schlichtet  die  Streitigkeiten,  die  etwa  in  den  TheiU 
familien  entstehen,  mit  einem  Wort  er  hat  Stellung  und  Macht 
eines  Hausvaters.  Die  Mahlzeiten  sind  zumeist  gemeinsam,  doch 
wird  auch  der  Ertrag  der  Landwirthscbaft  gleichmässig  unter  die 
Theilfamilien  vertheilt.  Die  Leitung  der  inneren  Haushaltung  und 
VVirthdchaft  liegt  der  Frau  des  Oospodaren,  der  Gospodaricza, 
oder  einer  besonders  dazu  Gewählten  ob:  wie  Jener  die  Arbeiten 
der  Männer  bestimmt  und  regelt,  so  diese  die  der  weiblichen  Glieder. 
Auch  werden  zur  Besorgung  der  Küche  (Kochen,  Backen,  Bntter* 
schlagen,  Fütterung  des  Federviehs  etc.)  wöchentlich  abwechselnd 
die  Weiber  herangezogen:  eine  solche  heiss  Redussa  (von  Red, 
Ordnung,  Reihe  abzuleiten)  oder  auch  Maja,  ein  Diminutiv  von 
Mati,  Mutter.  Der  Gospodar  kann  wegen  gewisser,  sehr  gewichtiger 
Umstände  abgesetzt  werden.  Bei  all  seiner  grossen  Macht  ist  er 
jedoch  nur  Verwalter  des  gemeinschaftlichen  Eigenthnms  und  ist 
verpflichtet,  der  Hansgenossenschaft,  wenn  sie  es  fordert,  Rechen* 
Schaft  abzulegen.  Die  Genossenschaft  lebt  gewöhnlich  nicht  in 
einem  Gebäude,  was  bei  den  grösseren  Genossenschaften  unmöglich 


*)  Ewers:  Das  älteste  Recht  der  Russen,  pag.  202—263  (wörtliche  Repro* 
dnetion  des  betreffenden  Passus  aas  J.  t.  Csaplovic's  „SlsTOflien  etc.*  I,  1819« 
pag.  105—107),  J.  Palacky:  Gesch.  von  Böhmen,  I,  pag.  109—170  (naeh  dem 
serbischen  Wörterbuch  von  Stefanowic,  1818,  19,  pag.  792).  Laveleye:  De  la 
propri^tö,  pag.  201—219.  (Daselbst  auch  eine  Literaturangaba).  Er  hat  die 
Österreich  •  slavischen  Länder  bereist,  nm  die  Haoscommunionen  aus  elgeaar 
Anschauung  kennen  zu  lernen. 
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wäre,  wohl  aber  auf  einem  Gehöft:  im  Hauptgebäude,  in  welchem 
aoefa  die  gemeinsamen  Mahlzeiten  abgebalten  werden,  wohnt  der 
Gospodar  mit  seiner  speciellen  Familie  (Frau,  Kinder),  die  Anderen 
dagegen  in  kleineren  Nebengebäuden;  ein  solches  Häusoben  wird 
ErcTet  genrannt.  Was  die  Grösse  einer  solchen  Hauscommunion 
anbetrifffc  ao  hat  Laveleye  in  Croatien  und  in  der  Militärgränze 
solche  zo  50-60  Personen  gefunden,  doch  nur  ausnahmsweise, 
gewöhnlich  nur  bis  za  20  Personen,  in  Slavonien  hingegen,  nach 
Nachrichten  ans  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  ist  eine  Per- 
sonenzahl Fon  20 --50  Köpfen  die  gewöhnliche,  60  und  mehr 
keine  SfiUenheit,  ja  es  finden  sich  Haascommunionen,  freilich  nur 
ausnahmfl weise,  von  über  100  Köpfen.  Zumeist  bleiben  drei  Gene- 
raUoneo  zuaamnien.  Wird  die  Genossenschaft  zu  zahlreich,  so  theilt 
sich  ein  Zweig  derselben  zur  Bildung  einer  neuen  Genossenschaft 
ab.  Bei  den  usgtinatigen  ökonomischen  Bedingungen  wirkt  dieses 
geoaeinsame  Leben  —  im  Interesse  der  Erhaltung  des  relativen 
Wohlbefindens  der  Genossenschaft  —  gegen  frühzeitiges  Hei- 
rathen.  Die  fiberschüsaigen  jungen  Leute  suchen  auswärts  ein 
Unterkommen  (in  den  St&dten  etc.),  doch  verlieren  sie  hierdurch 
ihr  Reehft  am  Familien  besitz.,  resp.  das  Recht  zum  Wiedereintritt 
in  die  Oenoisensehaft  nicht  eher^  als  bis  sie  sich  anderweitig  bleibend 
niederlaesen.  Die  Töchter  treten  durch  Heirath  aus  der  Familien- 
geaossenschaft  aus,  nur  selten,  d.  i.  wenn  Mangel  an  Arbeitskräften 
in  einer  Sadruga  sich  fühlbar  macht,  wird  der  Ehemann,  der  eine 
Tochter  ans  einer  solchen  geheirathet  hat,  in  dieselbe  aufgenommen 
and  erlangt  durch  diese  Aufnahme  alle  Rechte  der  übrigen  Ge- 
nossen. Die  Gütergemeinschaft  ist  jedoch  keine  vollständige:  häufig 
wird  den  Theilfamilien  ein  kleines  Landstüvk  zur  Privatnutzung 
(auf  karze  Zeit,  auf  ein  Jahr)  überlassen,  das  mit  Hanf  oder  Flachs 
bestellt  wird,  und  dessen  Ertrag  ausschliesslich  den  resp.  Theil- 
familien (zur  Beschaffung  der  Bekleidung  etc.)  zufällt;  auch  können 
sie  privatim  eine  Kuh  oder  einige  Sohaafe  etc.  halten,  die  gemein- 
sam mit  der  gemeinen  Heerde  weiden.  Schliesslich  ist  überhaupt 
der  Ertrag  der  gewerblichen,  industriellen  Arbeit  persönliches 
Eigenthum;  das  Privateigenthum  wird  Perchia  genannt.  Die  Dorf- 
gemeinde besteht  aus  mehreren  Genossenschaflien;  der  Gemeinsinn 
zeigt  sich  auch  in  der  Beziehung  als  sehr  rege,  dass  die  Genossen- 
schaften stets  hilfreiche  Hand  haben,  einander  beizustehen.  Bei 
driogender  Arbeit  vereinigen  sich  sofort  mehrere  Genossenschaften. 
Diese  gesammte  Ordnung  der  Hauscommunionen  erhält  sich  zumeist 
auf  Grund  alten  Herkommes.     Was  die  unter  österreichischer  Herr- 
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Schaft  befiDdlichen  Länder  anbetrifft,  so  ist  jene  Institation  in  der 
Militärgränze  gesetzlich  anerkannt,  vornehmlich  jedoch  nor  im  Hin- 
bliok  auf  die  Verpflichtang  zum  Militärdienst.  Im  Fürstentfaam 
Serbien  besteht  eine  Reihe  von  Gesetzen,  die  den  historischen  Bao 
jener  Organisation  sanctioniren  und  zu  erhalten  suchen,  was  freilich 
nicht  ganz  consequent  durchgeführt  wird.  So  gestattet  der  Artikel 
516  dem  Qliede  der  Sadruga,  seinen  unausgeschiedenen  Antheil 
an  dem  Gemeingut  zur  Sicherstellung  einer  persönlichen  Schuld- 
verpflichtung zu  verpfänden,  was  im  vollständigen  Widerspruch  zu 
dem  Wesen  dieser  Genossenschaften  und  den  anderen  Artikeln  des 
Gesetzes  (Art.  508,  516,  528)  steht,  die  die  Untheilbarkeit  des 
genossenschaftlichen  Besitzthums  statuiren.  In  den  türkischen  Län* 
dern  geniessen  die  Hauscommunionen  keinen  gesetzlichen  Schutz, 
und  erhalten  sich  nur  durch  die  althergebrachte  Sitte.  Und  doch 
scheint  sich  der  genossenschaftliche  Geist  gerade  hier  am  festesten 
erhalten  zu  haben:  in  grossen  Familien  lässt  es  sich  leichter  der 
türkischen  Gewalt  und  Misswirthschaft  Widerstand  leisten.  Sonst 
sind  allem  Anscheine  nach  die  Tage  dieser  Institution  gez&hlt. 
Selbst  in  Serbien  lösen  sich  in  neuerer  Zeit  Sadruga's  im  immer 
grösseren  Massstabe  durch  Theilung  des  Familienbesitzes  auf.  Noch 
schneller  gehen  sie,  durch  keinerlei  Gesetz  geregelt,  in  Croatien, 
Slavonien  und  in  der  Wojewodschaft  Serbien  ihrem  Untergange 
entgegen,  wo  seit  1848  sehr  viele  Theilungen  stattgefunden,  was 
beiläufig  bemerkt  —  nach  Laveleye  —  einen  sehr  schlimmen  Einfluss 
auf  die  ökonomischen  Verhältnisse  der  ländlichen  Bevölkerung 
gettbt  hat. 

Dass  ein  solches  Beisanimenleben  in  ungetheilten  grossen 
Familien  mit  gemeinsamer  Bestellung  und  Nutzung  des  Bodens 
auch  bei  anderen  slavischen  Völkern  bestanden,  ist  genügend  histo- 
risch nachgewiesen.  Es  ist  jedoch  keine  „Eigenthümlichkeit 
des  slavischen  socialen  Geistes^.  Vielmehr  finden  wir  bei  allen 
Völkern  auf  einer  gewissen  Entwickelungsstufe  diese  Art  des  Zu- 
sammenlebens. Wesentlich  dasselbe  was  bei  den  Südslaven  die 
Sadruga  ist,  war  in  der  älteren  Zeit  bei  den  Griechen  y^vo^,  bei 
den  Römern  gens ,  bei  den  Gelten  der  Clan ,  bei  den  Bretonen 
la  cousinerie,  bei  den  Germanen  cognatio  (Cäsar). 

Die  Familiengenossenschaften  ')  —  cognationes,  Freundschaften, 
Magschaften,  Geschlechter,  Könne,  Gebuseme  etc.  —  haben  überall 


«)  Maurer:   Geschichte  der  Frohnhöfe,  Bd.  IV,  pag.  281—350. 
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io  Deutschland  bestanden  und  sich  lange  erhalten,  und  zwar  nicht 
allein  bei  den  Vollfreien  ,  sondern  auch  bei  den  Hörigen,  bei  den 
Liten,  Aldionen  ,  auch  bei  den  freien  Colonen  und  Schutzhörigen, 
und  insbesondere  auch  bei  den  Freigelassenen,  nicht  aber  bei  den 
eigentlichen  Unfreien  oder  Leibeigenen.  Zu  einer  Familiengenossen- 
Schaft  gehörten  Alle,  die  in  ungetbeilter  Gemeinschaft  lebten,  die  eine 
Gesammftgewere  bildeten,  sie  war  daher  nicht  auf  die  Descendenten 
beschränkt ,  sondern  erstreckte  sich  auch  auf  Collateralen ,  ja  es 
worden  auch  Andere,  die  nicht  Blntsfreunde  waren,  in  die  Genossenschaft 
aafgenommen.  Das  wesentliche  Band  dieser  Faciiliengenossenschaften 
war  die  gemeinsame  Oekonomie  („in  einer  cost  ungeteilt^  und 
ähnl.),  nicht  aber  das  gemeinsame  Wohnen  in  einem  Hause;  das 
Haupt  der  Genossenschaft  —  der  Vater,  der  älteste  Bruder  etc.  — 
hatte  die  Verwaltung  des  Vermögens.  Das  Erbiecht  hing  mit  der 
aogetheilten  Gemeinschaft  und  mit  der  Gesammtgewere  auf  das 
Innigste  zasammen:  es  hatten  nur  die  „Kinder  in  der  Were^,  die 
in  der  Genossenschaft  Lebenden  ein  Erbrecht ,  von  welchem  die- 
jenigen aasgescblossen  waren,  welche  durch  Abfindung ,  Abgutung, 
AasratbuDg  oder  Theilung  aus  der  Gesammtgewere  ausgeschieden 
waren.  Sie  waren  aber  nicht  blosse  Rechtsnachfolger  des  Erb- 
lassers ,  wie  nach  dem  späteren  römischen  Recht ;  sie  succedirten 
vielmehr  kraft  eigenen  Rechts  in  den  Nachläse,  welchen  sie  bereits 
mit  dem  Verstorbenen  in  ungetbeilter  Gemeinschaft  besessen  hatten : 
ihr  Recht  war  demnach  eigentlich  kein  Erbrecht,  vielmehr  ein  Ein- 
rücken des  (Iberlebenden  Geroeiners  in  das  bereits  mit  dem  Ver- 
storbenen gemeinschaftlich  besessene  Vermögen.  Aus  dieser  Rechts- 
aaffassung  des  Familienvermögens  bildete  sich  u.  A.  in  späterer 
Zeit  aocb  der  Grundsatz  aus ,  dass  das  Familienhaupt  nicht  ohne 
Zastimmung  der  Verwandschaft  das  Erbgut  veräussern  ,  vertheilen 
oder  seine  Natur  in  irgend  einer  Weise  ändern  durfte  (z.  B.  Waldun- 
gen in  Ackerland  umwandeln  und  umgekehrt):  nur  im  Falle  der 
acchten  Noth^  war  die  Veräusserung  gestattet,  wobei  das  Gut  jedoch 
erst  den  Verwandten  zum  Kauf  angeboten  werden  musste*  --  Mit 
der  Ausbildung  der  Feudalherrschaft  erhielten  sich  unter  den 
immer  mehr  in  Abhängigkeit  gerathenden  Bauern  diese  Genossen- 
schaften: im  Interesse  der  Bauern  war  die  Aufrechterhaltung  des 
Familienbesitzes,  da  sie  als  Einzelstehende  kein  Erbrecht  besassen, 
dabei  aber  auch  im  Interesse  des  Herrn,  der  in  solchen  grösseren 
Genossenschaften  eine  Garantie  für  das  rechtzeitige  Einfliessen  der 
Abgaben  und  Lasten  besass. 
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Bis  in  die  neuere  Zeit  haben  sieh  diese  Familiengenossenseliaften 
in  UDgeschwächter  Kraft  in  Frankreich  erbalten  0'  compagnie, 
coterie,  fraternitö,  commaaaatö,  domiis  fraternitatis«  Die  Mitglieder 
hiessen  compains,  compani,  da  sie  von  demselben  Brod  assen^  part- 
^onniers,  da  ein  Jeder  Antheil  an  den  Frachten  hatte,  fraresefaeux, 
da  sie  wie  Brüder  und  Schwestern  lebten.  Die  Wohnang  einer  6e- 
nossenschaft,  bestehend  entweder  ans  einem  Geb&ode  oder  aneh  ans 
mehreren ,  nebeneinander  liegenden  H&uschen  nebst  Wirthsohafls- 
gebäuden  etc.,  hiess  oella,  celle  (wie  auch  noch  heute  die  Namen 
vieler  Dörfer  mit  diesem  Wort  verbunden  sind),  daher  auch  die 
Bezeichnung  enfant  en  celle.  Aus  dem  17.  Jahrhundert  sind  uns 
eine  Reihe  von  Riegeln  erhalten ,  die  das  Oewohnheiterecfat  der 
communautäs  in  eine  feste  Form  bringen.  Ihre  Organisation  ist 
ganz  analog  der  serbischen  Sadrnga.  Die  Glieder  der  Genossen- 
Schaft  nutsen  gemeinsam  das  Land ,  wohnen  zusammen  in  einem 
Hause  oder  in  mehreren  bei  einander  liegenden  Hütten.  An  der 
Spitze  steht  le  major,  maistre  de  communaut^  oder  aueh  le  chef 
du  chanteau:  er  verwaltet  das  Ganze,  kauft  und  verkauft,  er  ver- 
theilt  die  Arbeiten  etc.  Die  Leitung  der  inneren  WirthsehafI  liegt 
der  mayorissa  ob.  Erbberechtigt  sind  nur  die  Genossen;  heiralhet 
ein  Mädchen,  so  erhält  es  nur  eine  Mitgift.  Die  Ackerbanarbeiten 
sind  gemeinsam,  daher  auch  der  Ertrag  gemeinsam,  daneben  hat 
die  einzelne  Familie  (in  engeren  Sinne)  auch  ein  kleines,  beeonderes 
Vermögen:  was  sie  durch  Spinnen  ,  Weben  und  andere  Arbeiten 
erwirbt.  Es  liegt  uns  eine  interessante  Schilderung  über  das  Leben 
und  Treiben  solcher  Genossenschaften  in  Auvergne  aus  dem  Jahre 
1788  vor.  ^)  In  einem  Dorf  besteht  eine ,  näher  beschriebene  Ge- 
sammtfamilie  aus  vier  Ehepaaren ,  neunzehn  Penonen ,  ausserdem 
verfügt  sie  über  13  in  Dienst  genommene  Leute.  Der  mattre  wird 
von  der  Genossenschaft  gewählt,  ist  ihr  verantwortlich  und  bann 
abgewählt  werden ,  ebenso  die  mattresse ,  jedoch  darf  diese  nicht 
zur  Theilfamilie  des  mattre  gehören:  sie  hat  unter  ihrer  Leitung  die 
Frauenarbeit  (Kühe  etc.).  Eine  Arbeitstbeilung  ist  durchgeführt 
soweit  möglich ,   sonst  ist  gemeinsame  Arbeit  üblich»    Gemeinsame 


<)  Laveleye:  De  la  propriötö,  pag.  221— 242,  Maurer:  GeBchiebte  der  Frohn- 
höfe,  Bd.  I?,  pag.  280,  292  u.  a.  a.  St  Siehe  anch  H  Baadrillart:  La  fomiile 
et  la  ioi  de  saecession  en  France,  in  der  Revue  des  deoz  Moades  vom  t5.  April 
1872,  pag.  827-855. 

*)  Legrand  d'Ayesy:  Voyage  en  Auvergne,  Bd.  I,  pag.  455—495;  die  hier 
in  Betracht  kommenden  Stellen  sind  von  Laveleye  1  c  pag.  231—234,  wieder- 
gegeben. 
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Hahheiten  finden  statt  Die  heirathenden  Töehter  etc.  erhalten 
oor  eine  Mitgif^  deegleiehen  empfangen  die  ans  der  Genossenschaft 
aa6treteDd<n  Männer,  die  sich  anderweitig  niederlassen,  eine  Summe 
oad  haben  weiter  keinerlei  Erbrechte  etc.  —  Wie  verbreitet  diese 
commonautde  in  früherer  Zeit  waren,  jetzt  verschwinden  sie  immer 
mehr.  Der  Individaalisrungstrieb,  die  Hoffnung  bei  persönlichen 
Unteraeiimnngen  schneller  wohlhabend  zu  werden,  und  das  Ein- 
driBgea  des  Römischen  Rechts ,  das  alle  Beziehungen  klar  und 
präeis  formnlirt  zu  sehen  wäncht ,  haben  diese  genossenschaftliche 
Nutzung  des  Orand  und  Bodens  untergraben;  auch  haben  in  dieser 
Riehtang  die  Orandherren  gewirkt:  seitdem  diese  den  Vortheil  der 
Vergröseerung  des  in  eigener  Nutzung  befindlichen  Areals  einsahen 
beförderlen  sie  die  Theiiung  der  Familien,  um  sodann  bei  erblosem 
Naehlass  eines  Hofes  das  Land  einziehen  zu  können.  —  Einige 
Deberbleibaei  haben  sich  noch  bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten :  im 
Departement  de  la  NIevre,  in  der  Bretagne,  auf  den  kleinen  Inseln 
d'Hoedic  und  d'Honat.  ^)  Auch  in  Italien  fanden  sich  bis  in  die 
neuere  Zeit  solche  Familiengenossenschaften:  zumeist  vier  bis  fünf 
Familien  (im  engeren  SinnJ  lebten  beisammen  und  nutzten  ge- 
meinsam das  Land;  an  der  Spitze  standen  der  reggitore  und  die 
massara.^ 

Dam  in  mtester  Zeit  in  Russland  ungetheiltes  Famiüeneigen- 
tham,  das  von  der  Familie  gemeinsam  verwaltet  wurde,  bestanden 
tiat,  ist  erwiesen  ')• 

Das  älteste  russische  Recht  enthält  keine  Bestimmung  über  das 
Familien-  und  Erbrecht:  die  Familiengenossenschaft  herrscht  noch. 
Die  Erweiterungen  zu  jenem  Recht  (12.  Jahrh.)  setzen  bereits  voraus, 
dasB  naidi  dem  Tode  des  Vaters  das  Vermögen  getheilt  wird.  Bleiben 
nach  dem  Tode  des  Vaters  unerwachsene  Kinder  nach,  so  haben 
ilie  nftohsten  Verwandten  (öjinaiHRH  d.  i.  die  Nikchsten,  öpaTufl  d.  i. 


0  Lavsl^e  L  .c.  pag.  239-242,  er  ciiirt  >-  zum  Theil  mit  wörtlicher  Re- 
prodaction  —  Doprin:  ExcursioD  dans  la  Kievre,  1640,  Emile  Soavestre  (Sur  le 
Finist^re),  Delalande. 

*)  Laveleye,  1.  c.  pag.  245—6,  citirt  das  Werk  von  Jacini  über  die  Lombardei. 

>)  Schon  nachgewiesen  von  J.  Ewers:  »Das  &Ueste  Recht  der  Rassen**, 
1826,  pag.  17,  18,  48,  262  —264  (gemeinschaftliche  Uaoshaltang  bei  den  Slovenen) 
301  etc.  A.  ▼.  Reatz:  „Versach  etc.  der  rassischen  Staats-  and  Rechtsverfassang**, 
IS29,  pag.  8,  14  80.  O.  TypqiiHOSHTi»:  0  noaeaexbaoft  coScTsesuGCTH  h  Raci^x- 
erat  bi»  xp^Beett  Pyca,  St.  Petersbarg  1863,  pag.  11,  58.  Nikitski:  Teopis 
p#X0Bor6  6HTa  vh  xpesaett  PycB  im  B^cTHBR'b  Espoeu  1870,  Bd.  VIII,  pag.  425 
-467,  tt.  iu 
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die  Brüderschaft)  für  sie  und  ihr  Vermögen  zu  sorgen  ')•  Aof  die 
alte  Geschlechtsgemeinscfaaft  weist  auch  die  Bestimmang  hin,  dass 
das  Vermögen  keine  Söhne  Hinterlassender  dem  Fürsten,  dem 
Rechtsnachfolger  des  alten  Oeschleohtsverbandes,  zuAUt,  jedoch  den 
noch  unverheiratheten  Töchtern  hat  er  einen  Theil  des  Erbes 
auszukehren.  Nor  die  Bojaren  und  die  Glieder  der  Drushina  bilden 
eine  Ausnahme:  ihre  Töchter  erben,  falls  keine  Söhne  vorbMiden 
sind,  den  gesammten  Naohlass  ^.  —  Gegen  die  Ansicht  Tschiteidie* 
rin's,  die  patriarchalische  Gemeinde  könne  nur  in  soweit  and  so 
lange  bestanden  haben,  als  ihre  Glieder  beständig  an  demselben  Ort 
Sassen,  und  sie  sei  mit  dem  Beginn  des  Nomadisirens  der  Bevölkerung 
untergegangen,  gegen  diese  Ansicht  hebt  Nikitski  ^}  mit  Reobft  her- 
vor, dass  der  historische  Gang  der  Dinge  sich  gerade  umgekehrt 
vollzieht:  nicht  von  fester  Ansässigkeit  zum  Nomadisiren,  sondern 
vom  Nomadisiren  zur  Ansässigkeit  ist  die  Bevölkerung  auch  in 
Russland  übergegangen.  «Im  Princip  des  patriarchalischen  Lebens 
lag  thatsächlich  volles  Nomadisiren,  da  weder  die  Art  der  Boden- 
bestellung, noch  der  Mangel  des  territorialen  oder  örtlichen  Prineips 
in  den  damaligen  Lebensbeziehungen  eine  Ansässigmaohong  der  Be- 
völkerung verlangten^.  Erst  als  die  grosse  slavische  Völkerbewe* 
gung  zum  Stillstand  kam,  und  nicht  mehr  ganze  Stämme,  Ge- 
schlechter ihre  Wohnsitze  verliessen,  sondern  nur  Einzelne  aussie- 
delten, da  lösten  sich  die  Geschlechterverbände  allmälig  auf.  Hit 
der  festen  Ansässigkeit  und  mit  der  Bildung  der  territorialen  6e* 
meinde,  verschwand  die  alte  Geschlechtsgemeinde.  —  Auoh  das 
mehrerwähnte  Pskowsche  Gerichtsboch  behandelt  in  zwei  Bealim- 
mungen  die  Familiengenossensohaften.  Nach  dem  Tode  des  Fa- 
milionhauptes  trat,  wie  aus  dem  Gerichtsbuch  ersichtlich,  der  Bruder 
des  Verstorbenen  an  die  Spitze  (selbstverständlich  wenn  ein  solcher 
in  der  Familiengenossenschaft  lebte)  und  im  Falle  ein  solcher  nicht 
vorhanden  war,  der  älteste  Bruder  (eaTmiit  öparb).  Ein  solches 
Beisammenleben  wird  bezeichnet:  snoy^iH  b'l  o^noifB  xjliöe,  d.  h. 
in  einem  Brod,  in  einer  Nahrung  leben,  dieselbe  Bezeichnung  also 
wie  sie  in  den  germanischen  Genossenschaften  üblich  war:  „in  einer 
Kost'',  ,|ein  brot  sament  essent'^,  „muss  und  brot*;  ,sunderbrot* 
dagegen  haben  die  gesonderten,  selbständigen  Familien,  desgleichen 


>)  Pyeciafl  üpaBxa:   Gnaeon  Tpomzii  SS   87--89,  93^-88,   100,   OnMon» 
KapaasMciitt  SS  105—107,  111->117. 

*)  Pyeeicas  QpaMs:   Ganeorb  Tpo«mitt  SS  95  -86,  Caae.  Kap.  SS  103    ^0^ 
')  Teopifl  poxoBoro  6uTa  »b  xpeaaelt  Pyei|  pag.  463--i64.         i     . 
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in  der  französischen  communaut^ :  virre  „ä  un  pain  et  k  un  pot^, 
«an  mdme  pot*.  Die  Bestimmungen  in  dem  bezeichneten  Gerichts- 
boch  deuten  darauf  hin,  dass  der  Auflösnngsprocess  sich  bereits 
vollzogen  hat.  Der  Geist  des  gemeinsamen  Lebens  in  grossen 
Familien  war  geschwunden,  der  Individualisirungstrieb  verlangte 
gesonderte  Selbständigkeit.  Streitigkeiten  und  Betrug  in  Betreff 
des  gemeinsamen  Eigenthnms  nahmen  Ueberhand,  sodass  das  6e- 
ricbtsboch  die  Auflösung  der  Famiiienverbände  (nach  dem  Tode 
des  Valers)  beförderte,  indem  es  bestimmte,  dass  in  allen  Fällen 
rou  SIreitigkeiten  zwischen  den  Bradern  das  Vermögen  getheilt 
werden  soll.  0  —  Dass  nun  in  Russland  aus  diesen  Familiengenossen- 
Schäften  sich  im  Allgemeinen  die  Gemeinde  und  der  Gemeinde- 
besitz ausgebildet  hat,  wird  mit  Recht  in  Abrede  gestellt.  Im  Gegen- 
satz zu  dem  engen  Zusammenhalten  der  Familien  (auch  nach  dem 
Tode  des  Vaters)  bei  den  Sttdslaven  zersplittert  sich  die  bäuerliche 
Bevölkerung  in  Russland  in  sehr  grossem  Mass.  Allseitig  wird  an- 
erkannt, dass  in  historischer  Zeit  die  erwachsenen  Söhne  sehr  frühzei- 
tig, schon  bei  Lebzeiten  des  Vaters  sich  abtheilten  und  eine  eigene 
Wirtbsebaft  ftthrten,  einen  neuen  Hof  bildeten.  Hieraus  erklärt  sich 
die  geringe  Personenzabl  in  den  altrussisohen  Bauerhöfen.  Nur  der 
jüngste  Sohn  blieb  beim  Vater,  bei  der  „Wurzel^,  und  erbte  den  vä- 
terlichen Hof.  ^)  Diese  frühe  Aussiedelung  wurde  u.  A.  durch  den  gros- 
sen Laodreichthum  befördert  und  hat  —  wie  bereits  bemerkt — ungemein 
die  groesartige  Colonisation  des  weiten  russischen  Landes  erleichtert. 
Haxthansen  ist  dadurch  irre  geführt  worden,  dass  er  auf  seiner 
Reise  in  Russland  die  ländliche  Bevölkerung  in  grossen  Familien 
zusammenlebend  fand.  Er  sah  hierin  eine  slavische  Eigenthflmlich- 
keit,  eine  Folge  des  altslavischen  Familienrechts.  Das  Beisammen- 
bleiben in  grossen  Familien  ist  aber  eine  Erscheinung  neuerer  Zeit 
und  so  wenig  in  das  allgemeine  Rechtsbewusstsein  des  Volkes 
übergegangen,  dass  es  nur  der  Freiheit  eines  Decenniums  bedurfte, 
um  die  ganze  Physiognomie  des  bäuerlichen  Lebens  umzugestalten. 
Seitdem  mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  der  Selbst- 
ständigkeitserklärung der  Gemeinden  diese  das  Recht  der  freien 
Verfügung  über  das  Gemeindeland  und  der  Ordnung  ihrer  Angelegen- 
heiten erlangt  haben,  finden  Familientheilungen  überall  statt. 

0  J.  Engelmann :  CflCTeiiaTBHecKoe  HSJoateHie  etc.  bi»  IIcROBCKOfi  CyAHOft 
TpaKOTft,  pag.  21 — 22. 

*)  In  den  Erweiterudgen  der  RuBsksJa  Prawda  wird  bestimmt,  dass  der 
•Hör*  (xBopi»}  dem  jüngsten  Sohn  zufällt,  Cnnc.  Tp.  §§  9i.  Cdhc.  Kap.  §§  112.  — 
Auch  Bind  Fraaen  (Wittwen)  Inhaberinnen  von  bäuerl.  Höfen,  z.  6.  im  Steuerb. 
<ler  Derew.  Pät,,  Bd  I,  14, 40,  43, 5f,  143, 190, 355,  396, 630, 677  etc.,  Bd.  II,  888  etc. 
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Der  Bericht  der  am  26.  U^  187^  AUerhö^üift  oi^derge^et^teD 
CommiBeioD  (unter  dem  Vorsitz  des  DomänepmiDisters  W^lnjew) 
9ur  Erforschung  der  Lage  4er  Landwirthscb^ft  und  der  l^dwirib- 
scbaftlichen  Production ')  enthielt  Aussagen  uod  Daten ,  die  ail- 
aeltig  von  Anhängern  wie  von  Gegnern  dea  Gemeindebesitzes 
als    Thatsache    bestätigt   werden )    dass,    seitdeia    dm    Gemeinden 

die  Selbständigkeit  erlangt,  überall  die  Fanilißii  eich  getheilt 
haben,  dass  die  Söhne  mit  der  Heiratb  den  vftterliehen  Hof  ver- 
lassen oder,  wenn  auch  in  demselben  yerbleibead,  doch  eine  eigene 
aelbetändige  Wirthsebaft  fähren  und  einen  gaeondertoi  Landantbeil 
«ftch  suweisan  lassen.  —  Hiebt  regee  FMnilienbewnsstsein  hatte  die 
ländliebe  Bevölkerung  in  grossen  Familien  zusammengehalten,  ton- 
dern  äussere  Umstände  hatten  es  z«  Wege  gebracht.  Im  wehl- 
Teffstandenen  eigenen  Interesse  and  deo»  der  Baoern  hatten  die 
Gutsherren  und  der  Staat  eine  zu  weit  gehende  Kareplitterong  der 
bäuerliche  Wirthschafi  verhindert.  So  hetast  es  b.  B.  in  der  s.  fr. 
^ökonomischen  Instruction^  (oBOBOiiRueiGBaff  HBCTp^yviaa)  t.  Jahre 
1770,  erlassen  für  die  Bauern  dior  säcularisirten  kirchlichen  Land- 
güter, unter  Punkt  6,  es  eoil  darauf  geachtet  werden^  deea  kleine 
Familien  sich  nicht  abtbeilen  {m6u  zpecTBiine  Majoceveinue  erb 
oeiiett  cBOHX'b  ne  oTA^hJuiJHCB),  und  daas  in  jedem  Tägio,  d«  i.  in 
jeder  häuerlicheB  Wirthschaftseinheit,  vier,  mindeetene  drei  Arbeiter 
(im  Alter  von  16—00  Jahren)  sidb  heftnden  sollen.  In  der  Be- 
gr^indung  su  dieser  Verordnung  wird  es  ausgesprochen^  io  Folge 
einer  seit  Alters  eingewurEclten  Sitte  (Mjipeue  BBO^peaMmarocfl 
oOuwa)  bestehe  häufig  der  bäoerliobe  Est,  wenn  andsi  föaf  mlnn- 
liebe  Seelen  sählend,  nur  aus  einer  Arbeitskraft.  Dass  aaf  Privat- 
gtttem  gutsherrlicher  Macbfapniob  au  weit  gebende  Familieniheilaiigen 
verhindert  hat,  ist  vielfach  constatirt  worden.^)  —  Sowie  nun  der 
äussere  Z^waog  aufborte,  zerfiel  die  £inbeit  der  gnossen  Families. 

Freilich  finden  eich  im  ilosslaed  Olemeindeu,  die  in  gfö^genm 
eder  geringerem  Mass  einen  gemeinscbaftlicheB  Wirtksebafts- 
be trieb  führen.  Seine  Beeis  ist  aber  nicht  im  regen  Familien- 
(bewusstsein  ra  lushen,  sondern  in  ganz  anderen  Motiven.  UAter 
den  Raskolniken  finden  sich  Oemeijadevi  —  worauf  aaeh  flaxthMsen ') 


'   in   I  ■  '  I 


0  Aouax'b  BbicoHaäoie  yipesACRHotl  KoMiiHCciH  ms  MBCJtxQBaBis  Riis^n»icro 
DOJcneeiH  eeJbCRaro  zosflllcTBa  r  cejibCKOft  npoHSBOAHTejbBOOT«  bi  Poccis,  1873^ 
Bd.  II,  Abtheilang  I,  j^hg.  253—^. 

')  B  B.  A.  Bafckowski:  06ii^iiaRoe  BJaxliBie  n  coÖcTBeHHOCTb  im  Pyccsifl 
B'bCTiurb,  1858,  Heft  13,  pag.  22-23. 

')  Haxtbauseu:    i^Studien**  etc.,  Bd.  III,  pag.  125. 
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kioweist  — ^  ia  welchen  die  Acker  wir  thsehafb  gemeiiiBain  betrieben 
Qod  erst  die  Ernte  getheilt  wird.  Eine  solche  gemeinsame  Arbeit 
mit  eigenthQmlich  ausgebildeter  Gontrole  findet  sich  bei  russischen 
Seelen  bereits  im  17.  Jahrhundert.^)  In  dieser  Bewirthschaftungs- 
oiid  Orundbesitzform  ist  kein  Ueberbleibsel  der  ältesten  Stammes- 
and  Familieogemeinsohaft  zu  erblicken,  sondern  vielmehr  ein  reli«- 
giösrökonomiseher  Communismus,  wie  er  sich  auch  bei  anderen 
Völkern  Bu  verschiedenen  Zeiten  gezeigt  hat.  —  Auch  werden  — 
oder  wurden  vor  Kurzem  noch  —  in  manchen  Gemeinden  die  Wiesen 
nicht  getheilt,  sondern  der  Grasschnitt  gemeinsam  ausgeführt  und 
die  Ernte  uster  die  Familien  (mit  Berücksichtigung  der  Zahl  der 
Arbeitskräfte  in  denselben)  getheilt.^)  Hier  mögen  ökonomische 
Grinde  walten,  die  Sohwierigkeiten  einer  gerechten  Naturaltheilung 
der  Wiesen  von  vei*8chiedener  Beschaffeaheft,  Lage  und  Feuchtig- 
keit etc.  Auch  finden  sich  hier  und  da  —  nach  persönlichen  Er- 
fahrnngen  und  mündlichen  Mittheilungen  —  Gemeinden,  die  einen 
Tbell  des  Ackerareals  aus  den  periodischen  Umtheilungen  aus- 
Boheiden  «nd  gemeinsam  bestellen :  es  sind  dieses  solche  Landsttteke, 
die  sich  wegen  eigenthümlicher  Bodenbeschaifenheit  oder  besonderer 
ÜDgunet  der  Lage  nieht  in  die  allgemeine  Landvertbeilung  einfügen 
lassen.  —  Im  Gouvernement  Archangel  befinden  sich  Dörfer  (nur 
ans  einigen  Hö&n  bestehend),  in  welchen  ein  Theil  des  Landes  in 
individiiel  1er  bleibender  Nutzung  derpelben  Höfe  sich  befindet,  ein 
anderer  Theil  des  Acker-  und  Wiesenlandes  aber  gemein- 
schafklieh  bestellt  wird.  Soleh  ein  Dorf  wird  Petschischtsche  (ne- 
«iio(e),  die  Nutzungsberechtigten  werden  eunABRn,  die  genpeinsam  be- 
stellten Aecker  und  Wiesen  BOÖanxH,  auch  oömnxH  genannt.  Ge- 
meinsanser  Heuschnitt  ist  im  Norden  nicht  selten.')  Die  Erklärung 
dieser  Erscheinung  mag  in  dem  Umstände  zu  suchen  sein,  dass  das 
Land  gemeinsam  culturf&hig  gemaeht  ist.  Im  nördlichen  wald-, 
aber  nicht   wiesenreichen    Rnssland    bedarf    das    niedrig   belegene 


>)  H*  ApscTOBi»:  ycTpoficTBo  pasROJtbHH^bHX'b  oCnfSHi»  in  der  EBÖjioTeRa 
AU  «iTeBifl,  1863,  Kr.  7,  pag.  1—32. 

*)  K.  KaBeJBBi»:  BarjHxi»  aa  pyccRyM)  ceabcsy»  oGn^HBy  im  ATeaeil,  1859, 
Mr.  %  pag.  169. 

*)  A.  E^nmino:  (Diese  SehriftBiellsrin  ist  nicht  su  verwechseln  mit  dem 
erwähnten  Schriftsteller  11.  E^BMeaso).  ApTejH  B'b  ApxasrejibeHOll  ry6epBia: 
>1L  3eHjexa«i»HSCBifl  i^ejia  ig»  (Sammelwerk  iU>er  Artelwi^sen)  CGopaaa«  aSTe- 
piaioB'b  061»  apTejHzi»  8%  Poccia,  heraasgegeben  von  der  Petersburger  Abthei- 
Ittfig  des  Oomit^'s  für  landliche  Credit-  und  iodastrielle  Genossenschaften,  Lie- 
ferang II,  1874,  pag.  151— 1&4. 
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Land  basonderer  Arbeit,  nm  taugliche  Wiesen  zu  bilden.  Im  Goa- 
Ternemeni  Olonez  hat  eine  Gemeinde  (800  ArbeitskriLfle)  gemeinsam 
einen  grossen  Sumpf  (durch  Canalzieben)  trocken  gelegt,  das  hier- 
durch  gewonnene  Wiesenland  ist  nicht  in  natura  getheilt  worden, 
sondern  der  Grasschnitt  erfolgt  gemeinsam  und  die  Ernte  wird  unter 
die  Gemeindegenossen  vertheilt.  0  Dieses  genossenschaftliche  Recht 
bat  sich  in  der  Art  ausgebildet,  dass,  wenn  ein  Genosse  durch 
Krankheit  am  Grasschnitt  verhindert  wird,  er  sein  Anrecht  auf  den 
Heuantheil  nicht  verliert:  die  Krankheit  war  Gottes  Fügung,  sagt 
das  Volk  (na  to  6u4a  nojiH  fiosia).  In  einem  Dorf  in  der  Nähe 
von  Cholmogor  wird  eine  Wiese  von  allen  Dorfinsasseo  gemeinsam 
gemäht  Von  je  fünf  Seelen  wird  ein  Schnitter  gestellt.  Zählt  eine 
Familie  weniger  als  fünf  Seelen,  so  hat  ihr  Schnitter  einen  ent* 
sprechend  geringeren  Theil  an  Zeit  auf  der  Wiese  zu  arbeiten. 
Zur  Regelung  dieses  Verhältnisses  wird  der  Arbeitstag  in  drei 
Tbeile  (ynparH  genannt)  getheilt.  Auch  werden  —  bei  dem  Sfangel 
eigener,  geeigneter  Wiesen  —  von  mehreren  Bauern  und  auch  von 
einem  ganzen  Dorf  solche  gemeinsam  gepachtet,  gemäht  elo«  und 
erst  der  Ertrag  getheilt.  Aus  einer  Entscheidung  eines  Gebieis- 
gerichts  im  Kreise  Mesen  (vom  19.  April  1867)  ergiebt  ea  sich, 
dass  eine  Genossenschaft  von  129  Seelen  gemeinsam  mehrere  Wiesen 
bestellt.  Jede  Familie  ist  verpflichtet  gemäss  der  Zahl  der  von  ihr 
repräsentirten  Seelen  den  entsprechenden  Theil  an  der  Arbeit  zo 
leisten.  Erscheint  ein  Genosse  nicht  zur  Arbeit,  so  muss  er  der 
Genossenschaft  den  üblichen  Arbeitslohn  für  die  Zeit,  die  er  zu  ar> 
beiten  verpflichtet  war,  entrichten  und  erhält  dann  den  auf  ihn 
entfallenden  Antheil  an  der  Ernte.  Weigert  er  sieh  jedoch  die 
Summe  zu  zahlen,  so  verliert  er  sein  Recht  auf  den  Heuertrag,  über 
welchen  sodann  die  Genossenschaft  frei  verfügt,^) 

Wie  aus  dem  Mitgetheilten  ersichtlich,  liegt  dieser  gemeinsamen 
Ausführung  landwirthschaftlicher  Arbeiten  kein  Familienband  zn 
Grunde,  vielmehr  beruht  sie  auf  freier,  ^genossenschaftlicher  Vei^ 
einignng.  —  Das  Artelwesen,  zumal  in  den  nördlichen  Gouverne- 
ments sehr  verbreitet  und  ausgebildet,  beschränkt  sich  nicht  allein 
auf  Handels-,  gewerbliche  etc.  Unternehmungen,  sondern  erstreckt 
sich  auch  auf  landwirthschaftliche  Arbeiten.  Was  speciell  das 
Petschischtsche  anbetrifft,  so  hält  P.  Jefimenko')   daseelbe   für   die 


I)  Cejiboiaa  oöu^Hsa  bi>  OjiOHex^iott 'ryöepHiv,  1.  c.  pag.  234— S35. 
*)  A.  E^HiieHKO,  1.  c.  pag.  153—154. 

^  n.  E^BveHio:   H)pRAHHecKie  saaRR  im  SypRaiii  MKRHcreperaa  Bapo^aaro 
npocBHiqeBiM,  Decemberheft  1874,  pag.  281 — 283. 
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serbische  Sadniga.  Ursprünglich  sei  die  Werw  die  Fatnilien- 
geDOSsenschaft  gewesen^  sie  habe  aas  mehreren,  zerstreut  belegenen, 
kleinen  Derewni  bestanden,  die  Petschischtsche  genannt  wurden ;  zu- 
erst hätte  di«  Werw  das  Acker*  und  Wiesenland  gemeinsam  bestellt, 
darauf  wäre  sie  im  Laufe  der  Zeiten  in  Betreff  der  Nutzung  der 
Aeeker  und  Wiesen  in  die  Petschischtscha  zerfallen,  Wald  und 
Weide  sei  im  gemeinsamen  Miessbrauch  der  Werw  geblieben.  Die 
Glieder  jeder  Petschischtsche  hätten  nun  einen  gemeinsamen  Wirth- 
scbaftsbetrieb.  Die  Leitung  desselben  habe,  wie  in  den  serbischen 
Sadruga,  dem  Petschischtschanin  (neqmaaHnH'B,  auch  oruiinianiiH'B 
—  vou  orHBme,  wie  das  Petschischtsche  auch  hiess  —  genannt)  zu- 
gestanden. In  einer  folgenden,  noch  heute  anzutreffenden  Ent- 
wickeiungsphase  finde  sich  ein  Theil  des  Ackerlandes  (und  der 
Wiesen)  aus  der  gemeinschaftlichen  Nutzung  ausgeschieden  und  den 
einzelnen  Theilfamilien,  die  sie  mit  dem  Recht  des  persönlichen 
Eigenthnms  netzen,  getheilt,  während  der  übrige  Theil  der  gemein- 
samen Bestellung  vei  bleibt.  Eine  Umwälzung  in  dieser  Ausbildung 
der  grandbeeitzlichen  Verhältnisse  sei  erst  durch  die  von  Seiten  der 
Staatsregierung  decretirten  Durchführung  der  sonst  in  Russland 
ablieben  Form  des  Gemeindebesitzes  erfolgt,  und  nur  geringe  Ueber- 
reste  weisen  auf  die  alte  Gestaltung  des  Grundbesitzrechts  hin. 
Leider  konnte  der  bezeichnete  Verfasser  —  nach  der  Anlage  seiner 
Schrift:  über  die  altmssischen  Eigen tbumszeichen  —  auf  diese  wich- 
tige Frage  •  nicht  näher  eingehen  und  speciell  die  erforderlichen 
Nachweise  für  seine  Hypothese  nicht  liefern.  Wir  wollen  daher 
auch  nur  kurz  ^unsere  Bedenken  gegen  dieselbe  hervorheben. 
Eine  derartige  Ausbildung  der  Familien-  und  Grundbesitzverhäit- 
nisse  lässt  sich  in  den  anderen  Theilen  Russlands  nicht  nach- 
weisen ,  sie  hätte  sich  also  im  Norden  in  einer  wesentlich 
anderen  Form  vollzogen,  welche  abweichende  Entwickelung  erst 
za  beweisen  wäre.  Die  Deutung  des  Wortes  orHHmaHHH'B  als 
Aeltester  einer  Familiengenossenschaft  ist  uns  bei  den  vielen  Er- 
läuterungen dieses  Wortes  nicht  entgegengetreten. ')  Wenn  endlich 
P.  Jefimenko  darauf  hinweist,  dass   das  Petschischtsche   ein    beson- 

*)  Der  wörtlichen  Bedeatang  gemäss  wird  orHHn^aHHH'b  als  Inhaber 
einer  Fenerstelle  (orRiiii^e)  gedeutet,  dagegen  spricht,  dass  das  älteste 
mssisehe  Recht  dem  orHHu^aHHRii  eine  höhere  Stellang  (höheres  Wergeid  etc.) 
als  dem  einfachen  freien  Mann  zuerkannt  Wol  ans  dem  Qrande,  dass  er  in  jenem 
Keehtsbneh  mit  den  fürstlichen  Dienstleuten  snsammen  genannt  ist,  wird  er  als 
rar  Dnishina  gehörig,  ohne  direct  persönliche  Dienste  zn  leisten,  bezeichnet.  — 
In  den  nowgorodschen  Jahrbüchern  wird  nicht  selten  statt  der  aeucKRX'b  öonpi» 
^tr  Aosdroek  oraBn^aee  gebraucht.  —  Sie  waren  wahrscheinlich  grössere  Grund- 
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deres  Eigen thumszei eben  hatte,  das  allen  seinen  Insassen  gemein 
war,  so  ist  dieses  freilich  ein  bedeutungsvolles  Moment  Aber  es 
muss  auch  hervorgehoben  werden,  dass  einerseits  nnr  wenige  der- 
artige Fälle  uns  erhalten  sind,  andererseits  es  —  trotx  der  vielen 
vorliegenden  Analogien  —  noch  nicht  -historisch  festgestellt  ist, 
dass  gemeinsames  Eigen thumszeichen  stets  auf  gemeinsames  Ge- 
schlecht deutet.  Das  Petschischtsche  war  ein  abgeschlossenes  Ganzes 
und  mag  als  solches  —  in  erster  Linie  zur  Abgrenzung  des  zu  ihm  ge- 
hörenden Landes  —  ein  gemeinsames  Eigenthumsiseichen  gehabt  haben. 
Es  wäre  sehr  wttnschenswerth,  dass  P.  Jefimenko  die  versproobene 
ausführliche  Auseinandersetzung  der  Entwickelung  jener  Familien- 
und  Orundbesitzverhftltnisse  giebt.  Nach  dem  bis  jetzt  Vorliegenden 
glauben  wir  uns  gegen  seine  Andicht  sceptisch  verhalten  zu  sollen. 
Es  soll  jedoch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden^  dass  auch  die  Be- 
wohner eines  Petschischtsche  eine  Familie  (im  weiteren  Sinne) 
gebildet  haben,  wir  bezweifeln  nur,  dass  die  Blutverwandschaft  die 
wesentliche  Grundlage  des  Petschischtsche  war,  nud  sehen  in 
ihm  nur  ein  genossenschaftliches  Band^  wie  ja  auch  sonst  die  Aus- 
führung von  landwirthsohaftliehen  Arbeiten  mittelst  Genossenschaften, 
Artelen,  im  nördlichen  Russland  gebräuchlich  istJ)  Desgleichen 
finden  sich  genügende  Belege,  z.  B.  im  Steuerbuch  der  Derew* 
skaja  Patina,  dass  Bauern  neben  der  eigenen,  gesonderten  Bewirth- 
sehaftung  ihrer  Höfe  gemeinsam  Land  bestellten,  worauf*  wir  bereits 
hingewiesen  haben.  — Ein  eigen thümliches  genossenschaftliches 

bedtzer,  die  mit  Hülfe  von  Selaven  üud  freien  Afbeiterü  ihr  Land  bestellten, 
und  standen  Im  unterschied  von  den  Bojikren  in  keinem  Dienfttvsrhftltnise  eam 
St4st»  Die  Beseiehnung  dieser  Gründherten  mag  daher  stammen  ^  dass  sie  es 
besonders  waren,  die  —  durch  keine  anderweitigen  Pflichten  gebunden  —  sich  der 
Land  wir  thschaft  hingaben  und  zar  Erweiterung  derselben  Wälder  durch  Feuer 
lichteten.     Siehe  auch  M.  Haxalf jiobii  :    HcTopia  PyccKaro  npaea,  pag.  45    46. 

1}  Es  liegt  nicht  im  Rahmen  dieser  Schrift,  den  Zerfall  der  alteli  Geschleehter- 
and  Familiengenossenschaften  za  yerfolgen  ond  darznlegen,  Wir  hatten  auf 
diese  Frage  nur  in  soweit  einzageheni  als  diese  Verbünde  siiien  hi^torissh  nach, 
weisbaren  Einflass  auf  die  Vertheilung  und  Nutzung  des  Bodens  geübt  haben. 
Die  Bemerkung  finde  noch  Platz,  dass  ein  Nachklang  des  alten  Familienreehts 
sich  erhalten  hat:  nach  dem  in  der  bäuerlichen  Bevölkerung  Russlauds  weit 
verbreiteten  Gewohnheitbrecht  beerben  den  Vater,  resp.  die  Matter  nur  die 
Kinder,  die  bis  sn  deren  Tode  mit  ihnen  gemeinsam  gelebt,  eine  gemsiasams 
Oeeonomie  geführt  haben,  die  yerheiratheten  Töchter  aber  sowie  die  8öh&e^  die 
sich  bereits  abgetheilt  haben,  sind  Ton  der  Erbschaft  ausgesohlossea:  srstere 
sind  mit  der  Aussteuer,  letztere  mit  dem,  was  sie  bei  der  Abtheilung  erhalten 
haben,  vollständig  abgefunden.  Dagegen  partioipirt  der  Verwandte  (a.  B.  d^r 
Bruder  des  verstorbenen  Familienhauptes),  der  in  gemeinsehaftliehsr  Wirth- 
Schaft  mit  dem  Ventorbenen  gelebt  hat,  gleichmässig  mit  den  im  Faaiilienhofo 
verbliebenen  Kindern. 
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Leben,  dem  keinerlei  Familienband  zu  Grande  lag,  hatte  sich  bei 
den  DoBBchen  Kosaken  iiüagebildet«  Der  Gesammt verband  des  Ko- 
sakenheeres  bestand  aus  den  kleinere»  Verbänden  der  Stanizen,  die 
je  eine  gemeinsame  Brüderschaft  bildeten,  diese  Brüderschaft  der  Staniza 
wiederum  aas  mehreren  Artelen  (Ssama,  oyiia  genannt)  sn  zehn  und 
mehr  Personen:  alles  Besitzthum  mit  Ausnahme  des  baaren  Geldes 
war  gemeinsam.  Den  Lebensunterhalt  beschafften  sie  sich  vornehm- 
lich durch  Kriegsbeute,  Jagd  und  Fischfang,  welche  Unternehmungen 
gemeiMsm  von  der  ganzen  Staniza  ausgeführt  wurden,  der  Ertrag 
warde  gleichmftssig  unter  die  Kosaken  der  Staniza  verthellt.  Ein 
Jeder  lieferte  seinen  Antheil  der  gemeinsamen  Artelkasse  ab.  Der 
Genosse  der  Staniza  konnte  eintreten,  in  welchen  Artel  er  wollte. 
Desgleichen  war  ihm  der  Austritt  aus  einem  und  der  Eintritt  in 
eiien  anderen  Artel  freigestellt.  Beim  Austritt  ward  ihm  der  ihm 
sakommende  Antheil  am  Artelvermögen  ausgekehrt.  Desgleichen 
stand  ee  einem  Jeden  frei,  seinen  Antheil  zu  fordern  und  in  eine 
andere  Staniza  zu  treten  oder  anderweitig  sich  ein  Heim  za  suchen. 
Erachtete  der  Artel  Gegenstiknde  in  seinem  Vermögen  ftir  überflüssig, 
80  z.  B.  doroh  Kriegsbeute  gewonnene  Luxusartikel,  so  wurden  sie 
an  Oenoesen  oder  an  Fremde  (Kaufleute  aus  dem  Innern  des  Reiöhs) 
verkauft:  der  Erlös  ward  zum  Kauf  von  Lebensmitteln,  Pulver, 
Blei,  Metaen  etc.  verwandt  oder  das  Geld  ward,  Mls  der  Artel  mit 
allem  Mothwendigen  versorgt  war,  unter  die  Genossen  zum  freien, 
persönlioben  Bigenthum  vertheilt.  Auch  über  den  in  späterer  Zeit 
rom  russiaohen  Zaren  gesandten  Gehält,  bestehend  in  Geld,  Getreide^ 
Palver^  Blei,  Kleidungsstoflfe,  wurde  in  gleicher  Weitfe  verfttgt.  Das 
genosseneebaftlicbe  Leben  erstreckte  sich  aber  auch  auf  den  land- 
wirthschaftlicben  Betrieb.  Bis  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
worden  z«  B.  in  der  Kasanskaja  Stanita  Ackerwirthschaft  und  Vieh- 
zQcht  von  Artelen  geführt.  Solches  ergab  sich  aus  dem  Character 
der  kriegerischen  Genossenschaft.  Die  Gefkhr  vor  räuberischen 
Einflülen  der  nomadisirenden  wilden  VölkerstämmC)  sowie  der  Um- 
stand, daes  ein  beträchtlicher  Theil  der  Kosaken  unverheirathet  war, 
riefen  jenes  gemeinsame  Leben  und  Arbeiten  hervor.  Als  nach  Unter- 
werfung jener  Völkerstämme  die  ursprüngliche  Aufgabe  der  Kosaken 
gegenstandslos  wurde,  ein  ruhigeres  Leben  sich  entfaltete ^  da  sie- 
delten, wie  bereits  bemerkt,  die  Kosaken  ans  der  Stadiza  aus^ 
Hessen  sich  in  gesonderten  Höfen  nieder,  heiratheten  und  führten 
gesonderte  Wirthschaften.  0 

I)  0.  TzMOtz^eBROsi»:  Oßn^ecTseiiSiitll  ömti»  ü  iiapoAkii>ie  cOutaii  RaaaiicMolt 
crauniu  in  den  Tpyxi«  ofisaoTHaro  softcsa  AoioBaro  oTaTHora^iecKaro  KoxHTers, 
Liefenug  II,  1874,  pag.  139-140,  144—146. 
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IV.     Uebergang  vom  alt-   zum   neuruasiaohen 

Gemeindebesitze. 

1.  Wenn  auch  Tschitscherin  in  der  Behauptung  zu  weit  gehl^ 
da88  die  Einführung  der  SchoUenpflichtigkeit  resp.  Leib^ 
eigen8chaft  und  der  Kopfsteuer  den  Oemeindebeaitz  in  Rasaland 
gescbafifen  hat,  so  haben  doch  diese  beiden  staatlichen  Massnahmen 
zur  Folge  gehabt:  einerseits  die  Umwandlung  des  altrussiaohen 
Gemeindebesitzes  in  seine  heutfge  Gestalt,  andererseits  die  Einfüh- 
rung desselben  in  solchen  l&ndlichen  Gemejnden,  in  denen  die 
Bauern  früher  das  Land  im  individuellen  Besitz  genutzt  haben.- 

Wie  sich  dieser  gesammte  Umwandlungsprocess,  der  so  bedeu- 
tungsvolle Folgen  in  Betreff  des  bäuerlichen  Grundbesitzrechtea  mtt 
sich  gebracht,  im  Einzelnen  vollzogen  hat,  wie  und  unter  welchen 
Bedingungen  die  b&uerliche  Bevölkerung,  die  bisher  in  kleinen  Dör- 
fern und  auf  Einzelhöfen  sass,  sich  in  grossen  Dörfern  concentrirt 
hat,  zur  Beantwortung  dieser  Fragen  fehlt  es  in  der  russischen  Li« 
teratur  an  eingehenden  Untersuchungen.  Dieser  Uebergang  wird 
nicht  historisch  verfolgt.  Tschitscherin ,  der  Einzige,  der  dieser 
Frage  grössere  Aufmerksamkeit  zuwendet,  liefert  keinen  streng  hi- 
storischen Nachweis,  der  ihm  dadurch  erschwert  war,  dass  er  von 
einer  nicht  richtigen  Prämisse^  der  Nichtexistenz  des  Gemeindebe- 
sitzes im  alten  Russland,  ausging.  Zur  genügenden  Beantwortung 
dieser  Fragen  bedarf  es  sehr  specialis! rter  Vorstudien,  an  denen  es 
mangelt.  Es  liegt  nämlich  in  der  Natur  der  uns  beschäftigenden 
Verhältnisse,  dass  jener  Umwandlungsprocess  sich  örtlich  sehr  ver- 
schiedenartig vollzogen  hat  Jene  staatlichen  Maassnahmen  mussten 
diesen  Process  beschleunigen  oder  aufhalten,  je  nach  dem  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  wenig  oder  viel  Land  zur  Verfügung  stand, 
die  Bevölkerung  schnell  oder  langsam  zunahm  sowohl  durch  inneren 
Zuwachs  als  durch  Neuansiedelung  fremder  Leute  Seitens  der  Grund- 
herren, resp.  durch  Aussiedelung  einheimischer  Bauern  auf  anderes 
Land,  je  nach  dem  wie  sich  Nebengewerbe  in  den  Gemeinden  aus- 
bildeten und  endlich  wie  die  stetig  zunehmende  grund herrliche  Ge- 
walt in  Anwendung  gebracht  wurde. 

Bei  genügendem  Landvorrath  und  bei  dem  grossen  Steuerdruck 
mögcui  im  Grossen  und  Ganzen  die  Gemeinden  bereit  gewesen  sein, 
dem  an   die   Scholle   gebundenen    heranwachsenden    Geschledit  je 
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Dach  Wanscfa  Land  zuzutheilen.  0  Sowie  jedoch  alles  cultur* 
fähige  Land  besetzt  war,  trat  an  die  Gemeinde  die  Frage  zur  Ent- 
scheidang  heran^  ob  sie  durch  entsprechende  Verringerung  der  An* 
theile  der  Genossen  die  Neubildung  von  Höfen  ermöglichen  soll^ 
am  den  Vortheil  der  Steuermässigung  zu  gewinnen.  Zuerst  konnte 
sich  die  Gemeinde  damit  helfen,  dass  sie  denjenigen  Bauern,  die 
ober  mehr  Land  verfügten,  als  durchschnittlich  die  Genossen  be- 
stellten, den  äberschüRsigen  Theil  abnahmen,  resp.  zur  gewünschten 
Vergrössernng  eines  Hofes  kein  Land  bewilligten.  Auf  diese  Art 
mag  sich  wiederum  eine  Gleichheit  in  den  bäuerlichen  Landantheilen 
ausgebildet  haben,  wie  sie  ursprünglich  bei  Ansiedelung  des  Landes 
bestanden  hatte.  -  Aber  diese  Gleichheit  beruhte  nicht  auf  der 
Gleichheit  in  den  Bedürfnissen  und  in  der  Möglichkeit  der  Boden- 
beatellang,  sondern  auf  dem  Mangel  an  Land:  der  Fleissigere  und 
ökonomisch  Stärkere  konnte  seinen  Wirthschattsbetrieb  nicht  erwei- 
tern. Es  scheint  jedoch,  dass  im  17.  Jahrhundert  sich  im  Grossen 
Qfid  Ganzen  noch  nicht  ein  Landmangel  gezeigt  hat:  man  war  noch 
Dicht  zar  gleichmässigen  Landtheilung  gelangt,  wie  aus  einer  Reihe 
von  Actenstücken  ersichtlich.  Es  finden  sich  nämlich  sehr  häufig 
noch  die  Bobüli  im  Umterschied  von  den  Vollbauern  erwähnt.^) 
Freilich  finden  wir  auch  vermerkt,  dass  ein  Bauer  in  ein  anderes 
Dorf  versetzt  wird,  da  im  Dorf  seiner  bisherigen  Wohnstätte  zu 
wenig  Land  ist.^ 

Von  durchgreifender  Wirkung  war  die  Ersetzung  der  alten 
Gmndstener  durch  die  Kopfsteuer.  Durch  die  Einführung  dieser 
Steuer  ward  die  altrnssische  Gemeindeverfassung  wesentlich  um- 
gewandelt. Da  nämlich  ein  jeder  zur  Gemeinde  Gehörige  die 
Kopfsteuer  zu  entrichten    hatte,    so    wurde    er   als    solcher    bereits 


0  Es  sei  hier  noeh  bemerkt,  dass  Tschitocherin  in  dem  wiederholt  ange- 
fahrten Artikel  («OGsop'b  HCTopanecRaro  pasBHTifl  cejibCROlf  oön^HHiii  bi»  PocciH") 
die  Existenz  des  Gemeindebesitzes  vor  Einführung  der  Kopfsteuer  (Ukas  vom 
26.  November  1718,  vom  22.  Januar  1719  etc.)  ausdrücklich  anerkennt  und  selbst 
Belege  bierf&r  (Oemeindebesitz  in  einigen  Dörfern,  der  Kirche  gehörig,  im  17. 
^»iirhandert)  beibringt 

')  1.  B.  in  einer  Meaesai  BUOHCb  vom  Jahre  1631  in  den  Akt-  K)pHA.  A§  164. 

0  So  beschliesst  z  B.  das  Tichwinsche  Kloster  im  Jahre  1666,  einen  Bobül 
aas  einem  Dorf  in  ein  anderes  zu  versetzen  und  ihm  ein  bänerliches  Täglo  zu 
verleihen  (. . . .  h  bt>  to  cejio  uocaAH<>B  (d.  i.  die  Brüder  des  Klosters)  ua  xpecTb- 
HBczoe  nirjio  ....  u OBacTBipji  OoöujRa  x^pesRH .  .  .  .  ci»  a'^tm h  ,  noTOii y  ^to  bI) 
Toe  Mfipwmn  nameeHiDiD  seiueio  csyxHO,  a  nejiOBftirb  oht>  eevbJiBHCTott,  a  et»  uo- 
■MTup»  atii  Toro  ceja  npaöfiian  br  bi>  neifb  evtl).    Akt.  K)pHX.  -^  68. 
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berechtigtes  Oemeindeglied.  während  früher  nur  die  Inhaber  der 
Höfe  die  berechtigte  Gemeinde  bildeten.  Aas  der  Realgemeinde 
wurde  im  Laufe  der  Zeiten  eine  Personalgemeinde,  die  sich  freilich 
dadurch  von  den  analogen  communalen  Gebilden  in  Rassland 
(z.  B.  in  den  Städten)  und  im  ttbrigen  Europa  wesentlich  anter- 
scheidet,  dass  ein  jedes  Glied  dieser  Personalgemeinde  das  Recht 
auf  einen  entsprechenden  Antheil  an  dem  ihre  Basis  bildenden 
Gemeindelande  erlangte.  Da  nämlich  die  Steuer  auf  die  gesammte 
zur  Gemeinde  gehörende,  an  die  Scholle  gebundene  männliche  Bevölke- 
rnng  auferlegt  wurde,  ergab  es  sich  naturgemäss,  dass  einer  jeden  er- 
wachsenen männlichen  Person  Land  zugewiesen  wurde,  um  ihrdieMög* 
lichkeit  zur  Entrichtung  der  Steuer  zu  schafFen.  Und  da  jene  Steuer  fflr 
Alle  die  gleiche  war,  so  bildete  sich  die  Gleichheit  der  Landantheile 
aus.  Mit  Zunahme  der  Bevölkerung  musste  bei  der  Unmöglichkeit  des 
Wegzuges  unvermeidlich  eine  Ungleichheit  entstehen,  und  —  um 
die  normale  Beziehung  wieder  herzustellen  —  erwiesen  sich  Qe  nach 
der  Zunahme  der  Bevölkerung  und  dem  Wechsel  im  Personal« 
bestände  der  einzelnen  Familien)  periodische  Umtheilungen  als 
nothwendig.  Hierdurch  entwickelte  sich  nun  im  Rech tsbewasats ein 
des  Volkes  die  Ueberzeugung,  dass  einem  jeden  Gemeinde- 
genossen ein  Recht  auf  einen  proportionalen  Landantheil 
zustehe.  Befördert  wurde  die  Ausbildung  dieser  Rechtsanschauung 
einerseits  durch  den  geringen  Werth  des  Landes,  der  wohl  zumeist 
kaum  grösser  als  die  auf  dasselbe  verwandte  Arbeit  gewesen  sein 
mochte,  andererseits  durch  den  Umstand,  dass  die  bäuerliche  Be- 
völkerung theils  kein  Eigenthumsrecht  an  dem  Grund  und  Boden 
besass,  theils  dasselbe  verloren  hatte. 

Die  Einführung  des  Gemeindebesitzes  auf  seit  Alters  gmod- 
herrlichem  Lande  mag  endlich  dadurch  befördert  worden  sein,  dass 
die  Grundherren  —  um  es  nicht  mit  den  einzelnen  Bauern  zu  thun 
zu  haben  —  der  Gemeinde  die  VerfQgung  (iber  das  in  der  Nutzung 
ihrer  Glieder  befindliche  Land  (Besetzung  leergewordener  Höfe  etc.) 
überliessen.  Die  Einführung  der  Kopfsteuer  musste  die  gutsberr- 
liehe  Gewalt  steigern.  Der  Gutsherr  haftete  nämlich ,  wie  et 
namentlich  die  Instruction  vom  5.  Februar  1722  präcise  forroulirt, 
für  das  rechtzeitige  Einfliessen  der  Steuer  von  allen  männlichen 
Seelen:  sowohl  von  den  ackerbautreibenden  Bauern,  als  auch  von 
der  Hofesleuten  (ABopoBue).  Während  jene  Haft  für  den  Gutsherrn 
eine  weitere  Veranlassung  zu  Einmischungen  in  die  inneren  An- 
gelegenheiten der  Gemeinde  war,  so  mag  die  Besteuerung  der 
Hofesleute  zumal  die  ärmeren  Gutsherren  veranlasst  haben,  die  Zahl 
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seiner  Hofealeilte  zu  verringern,  und  di^se  — -  soweit  sie  keine  an* 
dere  lohnende  Arbeit  fanden  —  zu  Ackerbaaern  zu  machen  d.  i. 
der  Gemeinde  zuzoschreiben^  die  diesen  desgleichen  einen  Land- 
sDtheii  zu  gewiUiren  hatte. ') 

EUne  Bestätigung  dafOr,  wie  unter  den  dargelegten  Bedingungen 
das  GemeiDdebesitzreoht  sich  umwandeln  kann,  finden  wir  in  den 
grondbeaitzrechtlicben  Verhältnissen  Java's.^)  Neben  persönlichem 
Grondbeeitz  besteht  auf  dieser  Insel  Gemeindebesitz  und  zwar  in 
den  Tencbiedensten  Formen.  —  In  einigen  Landestheilen  hat  sich 
aas  der  Oooupation  und  Urbarmachung  des  Landes  bleibender  Besitz 
ausgebildet:  das  cnltivirte  Land  wird  vererbt  auf  die  Kinder^  kann 
mit  Scbolden.  belastet,  auch  verkauft  werden.  In  anderen  Landes- 
theilen entspringt  ans  der  Occupation  und  Urbarmachung  des  Landes 
nur  ein  Recht  der  Nutzung  auf  eine,  hier  und  da  verschiedene 
Reihe  von  Jahren:  nach  Ablauf  dieser  Zeit  fällt  das  Land  an  die 
Gemeinde  zurück,  die  dasselbe  -^  zusammen  mit  dem  übrigen  be* 
bauten  Lande  —  unter  ihre  Genossen  vertheilt.  Periodische  Um- 
theilnngen  des  Landes  finden  sich  in  vielen  Dorfgemeinden  („Dessa^). 
Das  OebOft  (Wohnstätte^  Gartenland  etc.)  verbleibt  in  beständiger 
Nutzung,  es  darf  aber  dasselbe  nur  an  Gemeindegenossen,  nicht 
an  Fremde  ve]4kus6ert  und  abgetreten  werden,  die  Felder  (zomal 
die  Reisfelder)  unterliegen  periodischen  Umtheilungen.  Landberech- 
tigt sind  jedoch  nicht  alle  Dorfinsassen,  es  finden  sich  vielmehr  in 
den  Dörfern  eine  nicht  geringe  Zahl  grundbesitzloser  Leute,  die 
als  Arbeiter  ihren  Lebeosunterhalt  erwerben.  Die  holländische 
Regierung  bemüht  sich  nun,  alle  Familien  grundbesitzlich  zu  machen, 
am  von  allen  Dorfbewohnern  Naturallieferungen  und  Frobnleistnngen 
zu  erhalten^)    Hiergegen  sträuben  sich  die  bisher  Berechtigten  und 

*)  tJeber  die  hlAtorisehe  Aasbildung  der  Leibeigenschaft  in  Russland  findet 
der  deotsehe  Leser  eine  Übersichtliche  and  treuliche  Darstellung  bei  v.  Buschen : 
»Uebersicht  der  Eatotehang  und  der  numerisehen  VerhftUnisBe  der  Leibeigen- 
schaft in  Russland  zur  Zeit  ihrer  Anfhebung'*  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für 
die  gesammte  StaaUwissensohait,  1861,  Bd.  XVII,  pag.  540  576  Siehe  auch 
V.  Basehea:  ,|Die  Freibauern  Russland»**  iu  derselben  Zeitschrift,  1869,  Bd.  15, 
p«g.  219—245. 

')  B.  de  Laveleye:    De  la  proprict^,  pag.  49—65. 

>)  LaTclsye  (h  o«  pag.  51)  spricht  als  Vermuthung  aus,  dass  der  Besitz 
eines  Gksepaoaes  Zugvieh  dem  Dorfgenossen  das  Recht  auf  einen  Landantheil 
verleiht)  was  mir  ganz  unwahrscheinlich  erscheint.  Gewährte  jener  Besitz  be« 
reite  ein  Recht  auf  einen  Landantheil,  so  würde  die  niederlftndisohe  Regierung 
weit  leichter  ihre  Absicht,  die  landlosen  Arbeiter  grundbesitzlich  zu  machen, 
haben  durchführen  können.  Der  Besitz  von  Zugvieh  mag  die  Voraussetzung 
ur  Ansühong  jenes  Rechts  sein* 
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weisen  aaf  ihr  „Adat^  (Gewohnheitsrecht)  hin.  Die  Regierung 
scheint  mit  ihrer  Absicht  nicht  ganz  durchdringen  zn  können.  Es 
sind  dieses  dieselben  Gesichtspunkte,  die  in  Rossland  den  Staat 
und  die  Grundherren  nach  Einführung  der  Scb ollen pflichtigkeit  und 
der  Kopfsteuer  veranlasste,  alle  Gemeindeglieder  mit  einer  Landstelle 
zu  bedenken.  Beim  geringen  Werth  des  Bodens  in  Russiand  konnte 
sich  hier  der  Umwandlungsprocess  leichter  vollziehen  als  in  Java. 
Aus  dem,  dem  neurussischen  Gemeindebesitz  zu  Grunde  liegen- 
den Princip,  dass  einem  jeden  Gemeindegenossen  ein  Recht  auf 
einen  proportionalen  Landantheil  zusteht,  entstanden  mit  Zunahme 
der  Bevölkerung  eine  Reihe  neuer  Verhältnisse,  die  für  den  ganzen 
social-ökonomischen  Bau  des  Volkslebens  von  grösster  BedeutuDg 
wurden.  Der  Gemeindebesitz  birgt  kein  Regulativ  in  sich  zur  Er- 
haltung des  zweckentsprechenden  Verhältnisses  zwischen  Land  und 
Bevölkerung.  Da  das  der  Gemeinde  zur  Nutzung  zustehende  Land 
eine  bestimmte,  zumeist  unabänderliche  Grösse  bildete,  so  musste 
bei  Zunahme  der  Bevölkerung  und  beim  Verbleiben  bei  der  alten 
extensiven  Wirthschaftsmethode ')  ein  Missverhältniss  zwischen  Land 
und  Nutzniessenden  entstehen.  Der  Staat  und  die  reichen  Grund- 
herren waren  in  der  Lage,  durch  Zutheilung  neuen  Landes,  resp. 
durch  Aussiedelung  eines  Theiles  der  Bauern  auf'  anderes  Land 
diesem  Uebelstand  abzuhelfen.  Wo  solches  nicht  geschah,  dort 
entstand  eine  partielle  Uebervölkerung:^)  das  Gemeindeland 
konnte  die  Bevölkerung  nicht  ernähren,  ihre  Arbeitskraft  nicht  voll- 
ständig in  Anspruch  nehmen.  Da  sonst  in  Russland  die  Bevölke- 
rung dünn  gesät  war,  üb&rall  in  allen  Branchen  dea  wirth- 
schaftlichen  Lebens  sich  Mangel  an  Arbeitskräften  zeigte,  so  ging 
der  überschüssige  Theil  der  ländlichen  Bevölkerung  ^auf  Arbeit* 
aus,  so  entstand  jenes  weitverzweigte  Hin-  und  Herziehen  der 
ländlichen  Bevölkerung,^)  das  dem  gesammten   social-ökonomischen 

0  Es  mag  in  dem  Mangel  an  Land,  der  bei  Dreifeld  er  wirlhschaft  und  ge- 
ringer Düngung  geringen  Ertrag  abwarf,  die  Erklärung  fQr  die  anffallende  Er- 
scheinnng  liegen,  dass  bei  sonst  primitiver  Ackerwirthschafk  der  Oemflseb&n  in 
vielen  Tlieilen  des  Reichs  einen  so  grossen  Umfang  erreicht  hatte:  auf  kleiner 
Landiläche  wurde  auf  diese  Art  mehr  Nahrungsmittel  gewonnen  als  bei  der 
Feldwirthschaft  möglich  war. 

*)  Wenn  das  Verbot,  Leibeigene  ohne  Land  zu  verkaufen,  so  häufig  über- 
treten wurde,  so  mochte  ssum  Theil  auch  die  landwirthechaftliche  Motbweadigkeit 
den  ärmeren  Qntsherm  dazu  gebracht  haben,  wenn  er  z.  B.  nicht  in  der  Lage 
war,  die  Qemeindemark  zu  erweitem  oder  die  überschüssige  Bevölkerung 
auszusiedeln. 

3)  Von  mehreren  Seiten  ist  es  mir  als  Tbatsache  bestätigt,  dass  die  Do- 
mänenbauern in  weit  geringerem  Mass  auf  Arbeit  ausgehen,  als  die  Bauern  des 
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Leben  Russlands  das  eigen thümlichste  Gepräge  verleibt.  Soweit 
keine  ländliche  Hausindustrie  genügende  Arbeit  bot,  zog  der  Bauer, 
dessen  Arbeitskraft  Kur  Bestellung  des  Gemeindelandes  sowie  zur 
Frohne  auf  dem,  in  Bewirthschaftung  des  Grundherrn  befindlichen 
Lande  nicht  verwandt  werden  konnte,  auf  kürzere  oder  längere 
Zeit  weg,  um  sich  in  Städten,  auf^  Fabriken  als  Arbeiter,  als  Ge- 
werbe* oder  Handelstreibender  etc.  den  nöthigen  Unterhalt  zu  schafifen, 
oder  um  den  dünn  bevölkerten  Landstrichen,  so  namentlich  den 
neacolonisirten  südlichen  und  südöstlichen  fruchtbaren  Gouverne- 
ments, die  fehlende  Arbeitskraft  —  zur  Bestellung  des  Bodens  — 
ZQ  ersetzen.  Kein  Land  Europa's  kennt  eine  solche  Beweglichkeit 
einer  ländlichen  und  zwar  einer  mit  Haus  und  Hof  ansässigen 
ländlichen  Bevölkerung.  Dieser  Factor  scheidet  Russland  wesent- 
lich von  den  bezüglichen  Verhältnissen  im  übrigen  Europa,  er  ist 
von  entscheidender  Bedeutung  nicht  allein  für  die  landwirthschaft- 
licben,  sondern  auch  für  alle  gewerblichen  und  Handelsfragen,  seine 
Wirkung  muss  sich  in  der  Verwaltung  und  in  der  Gesetzgebung 
fühlbar  machen,  es  wird  der  ganze  Organismus  der  Volkswirthschaft 
wie  des  Staates  hierdurch  beeinflusst.  —  Auch  hat  die  Nothwendig- 
keit  des  Ausziehens  „auf  Arbeit**  eine  Umwandlung  des  Gemeinde- 
nod  Familienlebens  zur  Folge  gehabt.  Wie  wir  gesehen,  lebte  im 
alten  Russland  die  ländliche  Bevölkerung  in  kleinen  Familien,  der 
Ulaerliche  Hof  repräsentirte  zumeist  nur  eine  volle  Arbeitskraft.  Ein 
solcher  Bauer  konnte,  sollte  der  ganze  Wlrthschaftsbetrieb  sich  nicht 
ToiUtändig  auflösen,  nicht  auf  längere  Zeit  seinen  Hof  verlassen.  Als 
das  Verhältniss  der  Bevölkerung  zum  Gemeindeland  durch  Zunahme 
der  ersteren  sich  ungünstig  gestaltete,  die  Zahl  der  überschüssigen 
Arbeitskräfte  stetig  zunahm,  da  erwies  es  sich  als  unvermeidlich, 
in  grösseren  Familien  beisammen  zu  bleiben.  Nur  in  einer  grösseren 
Wirthsehaftseinheit  mit  mehreren  Arbeitskräften  konnte  eine  Arbeits- 
kraft entbehrt  werden.  Also  auch  in  dieser  Beziehung  forderte  das 
Interesse  der  Grundherren,  den  Familien  theilungen  eine  Schranke 
zu  setzen. 

Wenn  schon  die  Zunahme  der  Bevölkerung  und  das  im  heu- 
tigen russischen  Gemeindebesitz  ruhende  Princip  der  Landzntheilung 
an  einen  jeden  Qemeindegenossen  Beschränkungen  des  Einzelnen  noth- 
wendig  machten,  also  dieMachtbefugniss  der  Gemeinde  sich  erheblich  er- 

AdeU.  Jene  verfügen  eben  über  genügend  Land,  das  bei  Zunahme  der  Be- 
völkerang  stetig  erweitert  wird.  Erst  die  neuere  Gesetzgebung  hat  eine  defi- 
utive  Abgrenzung  der  Gemeindemark  vollzogen,  in  deren  volles  Eigenthum  die 
Hauern  dareh  Ablösang  gelangen. 
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weiteru  musste,  und  die  Landumtbeilungen  eine  wesentlich  andere  und 
weit  grössere  Bedeutung  erlangten,  so  bewirkte  die  veränderte 
Art  des  Beisammen!  ebens  ausserdem  noch  ein  engeres 
Aneinanderschliessen  der  Gemeinde:  statt  in  kleinen  Dörfern  und 
auf  Binzelhöfen  findet  sich  jetst  die  ländliche  Bevölkerung  in  grossen 
Dörfern  zusammengezwängt  (in  den  nördlishen  Oaurernemeats 
Arobangel,  Olonez,  Wätka,  Wologda,  Perm,  auch  im  Gouvernement 
Jaroslaw  und  in  einigen  Landstriehen  anderer  Goavernements 
haben  sich  die  kleinen  Dörfer  erhalten).  Wie  und  unter  welchen 
Bedingungen  diese  Umsiedelung  sich  vollzogen  hat,  auch  über  diese 
Frage  finden  sich  in  der  Literatur  nur  einige  Andeutnngeo  und 
Vermuthungen.  Eine  Zusammendrängung  der  Bauern  lag  im  Inter- 
esse des  Grundherrn:  bei  engerem  Beisammenleben  war  die  Con- 
trole  und  Aufsicht  über  die  Leute  weit  leichter  durohzafähren ,  die 
Ordnung  leichter  aufreehtziierhalten.  Die  Aussiedelung  der  Bauern 
aus  Eani^lhöCen  und  Derewni  in  das  Hauptdorf  mag  beim  geringeo 
Werth  der  primitiven*  Hütten  ohne  grosse  Schwierigkeitea  sieh 
haben  vollziehen  lassen.  Auch  mögen  manche  Dörfer  nicht  dorcb  Anf- 
oahffl«  von  Bewohnern  anderer  Dörfer  ihre  beutige  Grösse  erlangt 
haben,  sondern  eine  Derewnä  mag  anoh  blos  durch  eigenen  Za- 
wachs  an  Insassen  zugenommen  haben  und  beute  eiJl|^  geaoilderte 
Markgemeinde  bilden. 

Wie  nun  auf  Grund  der  dargelegten  Bedingupgen  der  Gemein- 
debesitz sich  in  Wirklichkeit  ausgebildet  und  gestaltet  hat,  darauf 
kommen  wir  in  den  folgenden  Abschnitten  wiederholt  zurOck.  An 
dieser  Stelle  war  es  uur  unsere  Aufgabe,  auf  die  wesentlichen 
Momente  hinzuweisen,  die  den  neurussiscben  Gemeindebesitz^  mit 
welchem  wir  es  von  jetzt  ab  allein  zu  thun  haben  werden,  von 
dem  altrussischen  unterscheiden. 

2.  Die  Städte  im  alten  Russland  waren  durch  Vergrteeerang 
dorfartiger  Ansiedelungen  entstanden.  Es  scheint,  dasa  die  naeis- 
tea  alten  Städte  die  ersten  Niederlassungen ,  die  eigeetliehen 
Muttergemeinden  gewesen  sind,  von  welchen  aus  strabieefOrmig 
neue  Ansiedelungen  anf  dem  weit  ausgedehnten  Lande  erfblgten, 
die  in  einem  Verbai^de  mit  der  Muttergemeinde  blieben,  wie  aaoh 
die  Töchtergemeinden  im  Gesammtverbande  der  alten  grossen  ger- 
manischen Mark  (gemeinsamer  Wald,  Weide  etc.)  standen.  Diese 
Verbände  waren  die  Grundlage  der  alten  Gebietstheilung  Rnsslands. 
Mit  geringen  Ausnahmen,  (Nowgorod,  Pakow  etc.  etc.)  war  städti- 
sches Leben  wenig  ausgebildet:  bis  iq  d^  16.  J^hr))und.ert  unter- 
lagen die  Städte  und  die  ländlichen  Gfina^A^en  deiMfflbM  ▼fltwal- 
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(iiii£6recbnicbeii-  Bedingungen.  In  den  beidon  Ssudebniken  wird 
eine  Scbeidong  von  Stadt  und  Land  erst  angehahnt.  Das  Gesetz- 
hoch  (yioseoie)  d^s  Zaren  Alexei  Michailowitsch  vom  Jahre  1648 
rollziebt  ä\ß  Scheidung:  die  ländlichen  Gemeinden  werden  zu  guts- 
herrlichen, mag  der  Griindherr  der  Staat,  die  Kirche  oder  der  Adel 
sein,  wäiirend  in  Stidten  eine  gewisse  staatsbürgerliche  Freiheit  mit 
Selbstverwaltung  gewahrt  bleibt|  resp.  verliehen  wird  Zum  vollen 
Abscbloßs  gelangt  dieser  Prooess  durch  die  Gesetzgebung  Peters 
des  Orossßn. 

Aach  die  altrussiscben  Sti^dte  bildeten  Markgemeinden.  Handel 
und  Gewerbe  beschüftigten  nicht  alle  und  nicht  ausschliesslich  die 
Städtebewobner.  Die  noca^cBie  jk>ab  (Possadskije  Ludi)  trieben 
auch  Ackerbau  gleich  den  Bauern  in  den  ländlichen  Gemeinden. 
Je  gedrängter  die  Bevölkerung  sitzt,  desto  bedeutungsvoller  werden, 
wie  wir  wiederholt  betont  haben,  die  Umtheilungen,  desto  strengere 
Regeln  in  Betreff  der  Nutzung  bilden  sich  aus.  In  den  Städten 
mosst^  dieses  Moment  von  noch  grösserer  Bedeutung  sein  als  in  den 
ländlichen  Gemeinden.  Ein  interessanter  Gemeindebeschluss  der 
nocaAAKie  jioah  der  Stadt  Schuja  aus  dem  Jahre  1681  liegt  vor. 
Das  Lapd  wird  auf  zehn  Jahre  gethcilt,  Keiner  darf  seinen  Land- 
antheil  einem  Anderen  überlassen,  nicht  einmal  für  die  Zeit  eines 
Sommers,  im  Uebertretungsfall  soll  ihm  das  Land  abgenommen 
werden,  das  die  Genieinde  ihrerseits  verpachten  wird.  Die  Zäune 
sollen  vpn  den  Nachbaren  erhalten  werden.  Wer  seinen  Zaun 
schlecht  unterhält,  steht  für  allen  Schaden  ein,  der  daraus  entsteht.') 

Hit  Zupahme  der  Bevölkerung  in  den  Städten,  mit  Entfaltung 
städtischer  Gewerbe  etc.   trat   die  Bedeutung    des    landwirtbschaft- 


0  yBi»  1661  roxy  niyn  nocaxy  seMCsitt  crapocTa  erb  ToeapHii^H,  h  sct  lUyflHe 
nocsxene  jioah  oparoBopBJR  b&  cxoxKft  et»  aeiiCKOll  vsöft  pasx^jBTb  naxarHyio 
seifjUD,  BO  BCfexii  myttcKHX'b  Tpexi»  nojiflxi>  no  cbohmi»  THrjiaMii  uiecxecTi»  rpe 
00400^  Wh  uQÄt^  a  Bi>  fßjf  aoTOMyjBii  Bope^b  jia  xecAXb  j'^ti»  f,o  Miponaro  HX'b 
pa3x$4y,  n  TOfp  8,eM|ßio  wesb  coOoio  bii  t«  ypoqa&fe  toiu  no  cnnciy  axa^liTb 
öeaasrexiio,  a  TMTJtawh  bt»  cphcobi»  apBroBOpiiJR  tob  seuÄU  nojocy  no  8  &itubii, 
HO  jiiit  iBBfcrB,  a  Toe  QBoeJt  ravjioä  aenm  bcIuh»  uacauKBMi»  ÄtoffiWb  BBKeiiy,  bb 
BO  cBoicTay,  bb  no  Kpym^t^  au  BHaeMi»  ae  OTAasaTb.  A  bto  xoe  seBiio  cropoB- 
mufh  siOKBKb  xprg  m  oj^imii  roKii  bjb  hb  a^tg  OT^^acT'b,  b  y  Toro  no  cucxy  tb 
aeauiB  0T§4T^  ai»  adp%,  b  OTABB^Tb  im»  uipj  b%  Baeai}.  A  rto  hsi,  naxaTHUxii 
no^eil  erb  CBoex)  6paTbeio  BM'bcT'b  ropoAHTb  ne  CTaaeTi»,  ajib  oropoxt»  nocTaBBTi> 
opa  cBoell  6pwth^  'yAC^t,  a  Toro  yrypniflaa  ropOAßoio  b  BesaroposeBHbiM'b  a%c* 
Tovi.  y^raBRTca  xj'66y  norpasa:  a  tb  noTpasa  aaaTb  aa  tobt»  HejoaUaH."  Oub- 
caaie  ropoxa  Qlya,  pag.  64,  S.  Ssolowjew :  Cnopi»  o  cejibcactt  o6n<an'b  im  PyccKitt 
Bmtbbbt»,  Heft  22,  185G,  pag.  303-304 
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lieh  genutzten  Gemeindelandes  immer  mehr  znrück.  Im  Verh&It- 
niss  zur  eigentlich  städtischen  Bevölkerung  verringerte  sich  die  Zahl 
der  Ackerbautreibenden.  Ob  in  Städten  Gemeindebesitz  heute  noch 
besteht^  wie  und  unter  welchen  Bedingungen  er  eventuell  unter- 
gegangen ist,  ob  die  Landantheile  im  Laufe  der  Zeiten  in  persön- 
liches Eigenthum  äbergegangen  sind,  oder  ob  das  Gemeindeland 
als  Corporationsgut  —  im  Sinne  des  römischen  Rechts  —  aufgefasst 
und  demgemäss  darüber  im  Interesse  der  städtischen  Cassa  yerffigt 
wird,  alle  diese  Fragen  finden  in  der  Literatur  keine  Erwäh- 
nung. Ein  Beispiel  von  Gemeindebesitz  in  einer  Stadt  ist  mir 
begegnet.  In  der  Stadt  Mologa  im  Gouvernement  Jaroslaw  be- 
finden sich  Wiesen  im  Gemeindebesitz.  Das  Wiesenland  ist  in 
elf  Theile  (yqacTBn)  getheilt  nach  der  Zahl  der  städtischen  Sotni 
(Abtheilungen  der  Bürgerschaft).  Jede  Sotnä  nutzt  in  einem  Jahr 
einen  solchen  Theil,  Utschastok,  im  folgenden  den  zweiten,  dann 
den  dritten  Utschastok  etc.,  so  dass  in  elf  Jahren  jede  Sotnft  jeden 
Utschastok  inne  gehabt  hat.  Die  Sotnä  wählt  einen  Vertreter, 
einen  Ssotelnik  (coTejHBRi>),  welcher  für  gemeinsame  Rechnung  deo 
Grasschnitt  leitet.  Der  Ertrag  wird  nach  Seelen,  und  zwar  nach 
steuerpflichtigen,  getheilt  (so  wird  z.  B.  der  Kaufmann,  der  mehr 
an  Steuern  als  die  übrigen  städtischen  Steuerclassen  zu  zahlen  hat^ 
auf  sieben  Seelen  geschätzt).  Seit  Alters  war  diese  Art  der  Nutzung 
der  Wiesen  üblich.  Vor  einigen  Jahren  hat  die  Gouvernements- 
regierung,  der  u.  A.  die  Controle  des  communalen  Hanshalts  der 
Städte  obliegt,  der  Stadtverwaltung  Von  Mologa  vorgeschrieben,  zu 
Gunsten  der  Stadt -Cassa  die  Wiesen  zu  verpachten*  In  Wirklich- 
keit hat  diese  Verordnung  keine  Aenderung  in  der  Nutzungsart  zu 
Wege  gebracht:  der  Vertreter  je  einer  Sotnä  übernimmt  bei  der 
nur  fingirten  Meistbotstellung  den  Wiesentheil  in  Pacht,  der  nach 
der  feststehenden  Reihenfolge  seiner  Sotnä  zukommt«^) 


0  Wenn  ein  grösseres  Dom&nendorf  —  zur  Bildung  eines  neuen  Verwal- 
ttingscentrums  —  zur  (Kreis-)  Stadt  erhoben  wird,  so  verlieren  die  Bauern  ihr 
bisheriges  Gemeinderecht  in  Betreff  der  Nutzung  des  Landes  und  können  sich 
nur  durch  Pacht  in  den  Besitz  und  die  Nutzung  desselben  setzen.  Irgendwo  — 
ich  bin  leider  nicht  in  der  Lage  die  Quelle  anzugeben  <—  habe  ich  eine  Aus- 
einandersetzung hierüber  gelesen,  an  welche  sich  in  Anläse  eines  bestiinmteD 
Falles  eine  Klage  gegen  diese  Art  des  Vorgehens  gegen  die  betreffende  Ge- 
meinde schloss. 

*)  J.  Jaknschkin:    Oöuquoe  npaeo,  Bd.  I,  pag.  XVII— XVIIL 


Zweiter  Abschnitt. 

jOer  bäuerliclie  jSenieiDdebesilz  und  die  Aufhebung  der  JLeib- 

eigenscbaft  in  ß^mM. 

I.  Die  Behandlung  der  Frage   des  Gemeindebesitzes  in 

der  Literatur. 

1.  Als  nach  Beendigung  des  orientalischen  Krieges  die  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft,  der  erste  und  bedeutungsvollste  Schritt 
der  neuen  Aera  in  Russland,  auf  die  Tagesordnung  gestellt  wurde, 
war  es  die  Frage  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes,  die  in  der 
Presse  am  eingehendsten  und  mit  der  grössten  Leidenschaft  behan- 
delt wurde. 

Soll  der  Gemeindebesitz  mit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
abgeschafft,  seine  Umwandlung  in  individuellen  Besitz  mindestens 
angebahnt  oder  soll  er  im  Interesse  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
im  Besonderen  und  der  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Organisa- 
tion im  Allgemeinen  geschützt  und  gekräftigt  werden ,  diese  Frage 
theilte  die  gesammte  gebildete  Welt  Russlands  in  zwei  Heerlager, 
die  sich  gegenseitig  auf  das  Heftigste  befehdeten.  Gegen  die 
bleibende  Beibehaltung  dieser  Grundbesitzform  tritt  die  eine  Partei 
auf,  gestützt  auf  die  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Grundsätze, 
für  die  Beibehaltung  die  andere  Partei,  die  sich  —  auf  verscbie- 
dener  principieller  Basis  stehend  —  wiederum  in  zwei  Gruppen 
theilt:  die  eine,  die  der  Slawophilen,  stellt  das  national-histo- 
rische Moment  in  den  Vordergrund,  die  andere,  die  social^ 
ökonomische^  hingegen  das  sociale,  wobei  jedoch  weder  die 
erste  die  sociale,  noch  die  zweite  die  national  -  historische  Bedeu- 
tQDg  des  Gemeindebesitzes  unterschätzt. 

Der  Streit  wird  vornehmlich  in  Journalen  und  Tagesblättem 
geführt.  Gegen  den  Gemeindebesitz  treten  in  zahlreichen  Artikeln 
auf:  der  „politisch-ökonomische  Anzeiger^  (DojuiTHRO-dHOaOMHHecBifi 
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yBaaaTejb)  und  der  „  Rnsski  Westnik  ^  (PyecBitt  B'bcTRRirb),  für 
den  Gemeindebesitz:  das  Hauptorgan  der  Slawophilen,  die  von  A. 
EoBchelew  herausgegebene  ^Russkaja  Besseda^  (PyccBaH  BectAa) 
mit  dem  ^Sselskoje  Blagoustroistwo^  (CejibCBOe  BjaroyCTpoHcTBo), 
einer  Beilage  der  „Russkaja  Besseda^^  die  im  Laufe  des  Jahres 
1858  und  in  den  erten  Monaten  des  Jahres  1859  monatlich  erschien 
und  sich  ausschliesslich  mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und 
der  Neubildung  der  bäiierlicheir  Verhältnisse^  beschäftigte,  und  der 
socialdemokratische  «Ssowremennik*^  (QoBpeHeHHHirL).  Werthvolle 
ABittel  lieTer^'äliWet^dim  noch;  „ATeVe^H"'  ,Qtäq^Uefili^r3&SliRdAi'', 
^MojBa^,  „ScMJieA'I^JibMecKafl  IjaseTa^'u.  a.  0 

Die  Gründe,  die  ftfl^  diel  SeibiebaTti^'n^^'  deti'  Gemeindebesitzes  in's 
Feld  geführt  wurden,  lassen  sich  in  folgende  Punkte  zusammen- 
fassen:   M  .  .      .      ^.         V  .      *  ^  ^ 

a)  Das  Bestehen  des  Gemeindebesitzes.  Welchen  Be- 
dingungen  der  Gemeindeb'esitz  seinen  Ursprung  und  seine  Ansbil- 
dadg  aiich  verdafaken  mag,  diese  Grundbesitz-  und  Nutzuhgsdrt  ist 
VolJBtftndig  in  die  Sitte  d^s  Volkes  übergegangen.  Das  ganze  BOcikM 
und  ökonomische  Leben,  das  Denken  und  Fühlen  des'  Bauern  ist 
auf  das  Innigste  mit  ihr  verWebt.  „Alles  was  wir  id  unseren  Dör- 
fdrn  sehen,  hören  und  wissen,  beruht  auf  dilssem  Princip.  Seine 
Aufhebung  würde  eine  Umschaffung  von  fast  ganz  Russland'  ter- 
langen/ ^)    Bdi  det*  Dtfrchfdbrung  einer  social*wirtlischaftlicbett  Re- 


^)  Ueber  die  geistigen  Strömungen  und  Parteien  in  der  rosBischen  Literatur 
siehe  die  sehr  instruktive  historische  Skizze  von  Professor  A,  Pypin:  XspBKre- 
^BCTRiH  jiBTepaTypRiJX'b  MH^Bitt  OTi  ßfiAfM^Thixi,  xo  nHTHxecflTUxi»  rox&atb*  im 
BftcTUsrb  Dspoiui.  1871,  Band  IH;  pag.  238-:29t,  Band  V,  pa&  30^^351»  Bd. 
YA»  P«^  45Si-r514,.  J8.72,  Bd.  III,  pag,  145-206,  Bd.  V^  pag.  47-97  und  pi^. 
616-678,  1873,  Bd.  II,  pag.  471-557,  Bd.  III,  pag.  223-274,  Bd,  IV,  p^*  222 
—  2(i^.  Deutsche  Leser  verweisen  vyir  auf  die  Wiedergabe  (im  Anssuge)  jener 
Artikel  in'  der  Russischen  Revue,  1^73,  Dd.  H,  pag.  45  55,  160-'175  und  361 
286s  „Die  Slawophileü  in  Russland**,  Bd.  III,  pag.  240—269:  „Der  Dichter  Qogol*, 
ia7f,  Bd.  VII.  pag«  1—36,  490.-523:  „Zqr  Charakteristik  der  literariachea  Be- 
wegungen in  B(U8sIaud  in  den  Jahren  1820—1860^. 

Verjgleicbe  auch:  Julius  Eckardt:  Baltische  und  russische  Culturstndien. 
Leipzig  .1869^  Artikel:  Der  russische  Gemeindebesitz,  pag.  480—5^2^.  Derselbe: 
Jüngrussiscii  nnä  AUlivlfindisch.  Leipzig  1871,  Artikel:  Die  russische  neue 
Aera,  pag.  1— r23. 

*)  A.  Koschelew  in  seinen  Z^Bi^^en  lu.Bel^ews  .Artikel:  Pa$6opii  co«i« 
aejiia  B,  ^ftiepana^i^^c.  jin  d^er  ^y^ecfAH  ^eft^a  1856,.  Bd.  I,  und  in  t^hnlicher 
Weise  in  seinem  Artikel :  Uo  noBO^y  mypaajibHUX'b  CTarett  o  saMliuli  oÖMaasoi 
pa6oTiii  HaeMBOio  n  o  ooseMejbHÖä  o6'n;nHHöA  cöÖcTBeBHÖcTR ,  in  deraelbeii  2eit- 
ichrift  1857,  Bd.  fV,  j^ag   üt 


furm  voB'  so  dur/f^bg^ejt^ndffr  Art,  wie.  die  Aufhebung  der  L^b- 
eigeimehaffcy  die  daa  bäußrJicbe  Lebau  in  sedueui  Innersten  vollstän- 
dig nmgestoltet«  nouns  in.  Betreff  der.  sjch  M^ft^^i  ergebeuden  Spe- 
oiairragen.  um  ao  babn^axner  vorgegapgeo.  werden  ^  ala  es  siclf 
hierbei  um  dea.  Stand  bandelt,  der  am  Energischsten  aq  der 
Erhaltene  des.  BestfhendeD«  der  althergebrachten  Sitte  hält  Dei: 
£rkennh>i$&  dieser  gewichtigen  Wahrheit  haben  sich  die  Gegner 
des  OemeindAbesits^s  njcbt,  verschloasiei^.  &|it  geringerer.  oiJLer 
gröaserar  Beetimmtheit  heben  sie  hervor^  dass  eine  zwangsweise 
plötstiohe  and  allgwieine  Abachafl^ng  des  Qemeindebesitzea  nicht 
rathsam,  ja  entschieden  &Q  verwerfen,  iat^  in  diesem  Sinne  sprachen 
»ichA.Butawflki '),  J.Ssolowje^^),  Tb-  v.Thörner^),  B.Tschitachcrin*), 
V..  Bnscibeo  ^)  u.  A.  aus.  Nur  ein^  alln^älige  Umwandelung  des  Q^- 
neiütdebeaitzea  in  individuellen,  die  durch  die  Gesetzgebung  zi^  be- 
fördern wäre^  aoi  zu  erstreben.  Zu  einer  Aufhebung  der  bisherigei^ 
&rnDdbe«ilzforni  dürfe  nur  dort  geschritten  werden,  wo  diese  sich 
überlebt  hat^  wo  düe  ökonom^ischen  Nachtheile  derselben  aif^h  bereits 
f&hlbfisr  Bia4)hen>  So  erklärt  Thöirner  ii^  einen}  anderen  Artikel^) 
annoLwanden^  es  besJtAnden  jetzt  erst  wenige  Landstriche  in  E^uss-; 
land,  in  welchen  aioh  der  Gemeindebesitz  voUsjbändig  überlebt  habe, 
im  grösaien  Theile  des  Reichs  werde  dieses.  Grundb^sitzsjrstem  noch 
lange  Zeit  eine  w.irthschaftliche  Ifothwei^digkeit  ßein.  A^f  Seiten 
der  Qefpier  des  Gemeindebesitze^  bandelt  es  sich  vornehmlich 
darum,  dass  die  Bauern  nach  Aufbebung  4er  Leibeigenschaft  nifht 
gesetzlich  verpflichtet  werden,  beim  Gen^i^debesitz  9U  verbl^ib^q;  sie 
wollen  den  Bauern  das  Recht  der  freien  Selbstbestimmung  aiUch  in 
dieser  Frage  überlassen  wissen. 

Deagleieben  werden  die  vielfachen  Schwierigkeiten,  dic^ 
lieh  der  Umwandlung  des  Gemeindebesitzes  in  individuellen  ent^ 
gsgentbürmen,  in  ihreir   grosaen    pr^ktis^hei)  Tragweite   anerkannt. 

0  A.  ByTeaeRitl:  OCotHHHoe  Bjaxtaie  h  coöCTBeBHOCTb ,  im  PyccKift  BftoT- 
uan,  186a,  ¥r.  IS,  pag.  24 

0  fl-  CojoafceBi.  (nicht  zu  verwechsein  nfit  dem  bekannten  Historiker  Sser- 
gei  Stolotrjew):  «0  noseiiejiiBOii'b  BAa/cbaiH  bi>  Poccia"  in  den  OTeqecTBeaBiafl 
3aoBcaB,  1858,  Band  116—119  in  sechs  Artikeln,  speciell  Band  119,  pag.  226. 

*)  nO^epBM  coBpeaeaBux'b  cejbCKOzosflficTBeBBÜx'b  BOnpocoBii^  in  der  Br- 
Ofioiesa  ^^  «TeBia,  185»,  Band  149  (in  fünf  Artikeln),  pag.  1—36. 

0  B-  HaiepBBr^:  „Q  BacToaii\eM'b  a  ßy^ymem»  no40Ke#ia  noalbii^flVbnz'ii 
^ecTban"*  im  ,ATeBe<L'',  1858,  Nr.  «. 

^)  «Die  Freibauern  Russlands**,  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesammte 
SUatowissenschafI,  1859,  Bd.  15,  pag.  239. 

?)  Mar^yiitiAiu  j(fifl  ^pupoca  o  paiiHJUJ^i»  bb^/^xii  nQ^eice4i>90ü  coÖcTaenBocTM 
in  dem  .Sypsaxi»  icBBHCTepcTBa  Hapo^aaro  npooafiiVBfii^",  1§^,  J^^d-  4,  p^.  Sf— 3. 
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Hit  der  Durchführung  dieser  Massnahme  mttssten  die  Dörfer  min- 
destens zum  Theil  —  und  zwar  je  grösser  sie  sind,  mit  om  so 
dringenderer  Nothwendigkeit  —  ausgesiedelt  werden,  welche  Ope- 
ration mit  vielen  Unzuträglich keiten  und  Kosten  verbunden  wäre. 
Der  Umstand,  dass  die  Bevölkerung  die  liebgewordene  Sitte  des 
engen  Beisammenlebens  und  die  alten  Wohnsitze,  wie  anzunehmen 
ist,  nur  widerwillig  aufgeben  würde,  erhöhen  die  Schwierigkeiten 
der  Auseinandersetzung  erheblich.  Fast  zur  Unmöglichkeit  gestalten 
sich  die  Schwierigkeiten  der  Aussiedelung  in  wasserarmen  Steppen- 
gegenden, wo  nur  sporadisch  auf  weiten  Strecken  das  für  Menschen 
und  Vieh  erforderliche  Wasser  sich  vorfindet. 

So  konnte  A.  Roschelew  —  an  Thörner  anknüpfend  —  in  ge- 
wisser Beziehung  mit  Recht  behaupten,  0  fast  Alle  stimmen  darin 
überein,  dass  der  Gemeindebesitz  jetzt  beizubehalten  ist,  da  er 
vollkommen  den  Anschauungen  und  Gewohnheiten  des  Volkes  und 
der  gegenwärtigen  wirthschattlichen  Entwickelungsstufe  des  Landes 
entspricht;  es  handelt  sich  demnach  jetzt  nur  um  die  Entscheidang 
der  Frage:  „wenn  in  gewissen  Beziehungen  Regierungsmassnahmeu 
in  BetrefiT  der  grundbesitzrechüichen  Verhältnisse  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  erforderlich  sind,  die  der  Entwickelung  des  Volks- 
lebens eine  bestimmte  Richtung  verleihen,  sollen  diese  Massnahmen 
im  Geist  des  ewigen  Erhaltens  des  Gemeindebesitzes  oder  im  Geist 
der  aus  dem  Gemeindebesitz  sich  zu  entwickelnden  Ausbildnag  des 
persönlichen  Grundbesitzes  gehalten  sein?^ 

b)  Aus  national  -  historischen  Gründen.  Die  Stellung 
der  Slawophilen  zum  Gemeindebesitz  ist  von  gegnerischer  Seite  so- 
wohl in  der  russischen  als  in  der  ausserrussischen  Literatur  nicht 
überall  vollständig  correkt  gekennzeichnet.  Es  ist  nicht  die  Insti- 
tution des  Gemeindebesitzes  (oömHHHoe  noaeneibHoe  Bia^tHi«)  an 
sich  und  allein,  welcher  sie  die  grosse  nationale  und  historische 
Bedeutung  zuschreiben,  sondern  das  Prinzip  des  Gemeindewesens 
überhaupt  (oöu^HHHoe  naqajio,  oöiuiiHHbitt  öuTi»),  das  bei  den  slawi- 
schen Völkern  im  Allgemeinen  und  im  russischen  Volk  insbesondere 
sich  in  ganz  eigenthümlicher,  von  der  gesellschaftlichen  Vereinigung 
im  Westen  principiell  unterscheidender  Weise  ausgebildet  haben  soll. 
Nachdem  die  Slawophilen  Gebrüder  Eirejewski  und  D.  Walajew 
die  ersten  Andeutungen  über  die  gesellschaftliche  und  staatliche 
Ausbildung  des  russischen  Reichs  geboten  hatten,   entwarf  ein  Ano* 


0  A.   Kouiei6Bi>:    OCn^iiBHoe  no8eH6jifcHoe    BJia|(^Hie    im   Oejacsoe   Biaro- 
yoTpoikcTBO,  1858,  Nr.  8,  pag.  106. 
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Dfinas  M...  3...  K...  eine  ganze  historisch-jarietische  Theorie  mit 
stark  Iheologifiirender  Färbung,  welche  die  späteren  Slawophilen 
weiter  ausgebaut  haben.  Veranlasst  wurde  die  Aeusserung  des 
Aoooymas  durch  einen  Artikel  von  K.  D.  Kawelin  in  der  Zeit- 
schrift ^Ssowremennik^,  in  welchem  dieser  u.  A.  die  Schwäche  des 
Geseliscbaftstebens  im  alten  Russland  auf  die  geringe  Entwickelung 
der  Persönlichkeit  zurückführt.  Die  Stammesverfassung  war  es,  — 
hält  der  Anonymus  0  Kawelin  entgegen,  nicht  das  Gemeindeleben,  das 
dem  Verfalle  sich  zuneigte;  auf  der  Gemeinde  Verfassung  ruht  die 
ganze  russische  Geschichte,  nicht  allein  die  vergangene,  sondern 
avch  die  gegenwärtige  und  zukünftige.  Die  Stammesverfassung 
ging  unter,  die  Gemeindeverfassung,  geheiligt  und  gerechtfertigt  von 
dem  Prinzip  geistiger  Gemeinschaft,  welches  ihr  die  Kirche  verlieh, 
hat  sich  erhalten  und  ausgebildet  in  den  ländlichen  Gemeinden  und 
in  den  Städten,  gelangte  zum  Ausdruck  in  den  städtischen  Ver« 
sammlangen  (albiie}  und  schliesslich  in  den  allgemeinen  Landtagen 
(aeüCBaa  Ayva)  —  die  letzte,  höchste  Gestaltung  des  Gemeinde- 
lebens ,  der  Ausdruck  landschaftlicher  und  kirchlicher  Einheit. 
Alle  diese  Formen,  wie  verschieden  sie  auch  sind,  erweisen  sich 
als  Momente  der  allmälichen  .Erweiterung  eines  und  desselben 
Gemeindeprinzips,  des  allgemeinen  Bedürfnisses  nach  einem  gemein- 
scbaftlicben  Leben  in  Eintracht  und  Liebe,  eines  Bedürfnisses, 
dessen  sich  ein  jedes  Glied  der  Gemeinde  bewusst  ist  als  eines 
Grundgesetzes,  das  für  Alle  verbindlich  ist  und  seine  Rechtfertigung 
in  sich  selbst,  nicht  in  der  persönlichen  Willkür  des  Einzelnen 
trftgt  Daa  Wesen  der  Gemeindeverfassung  ist  nicht  gegründet  auf 
die  Persönlichkeit,  hingegen  hat  sie  zu  ihrer  Voraussetzung  den  höchsten 
Akt  persönlicher  Freiheit  und  persönlichen  Bewusstseins  —  die  Selbst- 
ealäoaserong.  In  jedem  Moment  seiner  Entwickelung  gelangt  das 
Gemeindelebeu  in  zwei  Erscheinungen  zum  Ausdruck,  die  mit  ein- 
ander parallel  gehen  und  einander  unentbehrlich  sind:  die  Vereini- 
gung der  Mitglieder  des  Geschlechts  (z.  B.  die  Fürstentage)  und 
das  Geschlechtsoberhaupt ,  die  Versammlung  der  Stadtbewohner 
(BtHc)  und  der  Fürst,  die  Versammlung  der  Landschaft  oder  die 
Dama  und  der  Zar.  Die  eine  ist  der  Ausdruck  des  allgemeinen, 
^verbindenden  Prinzips,  die  andere  der  der  Persönlichkeit. 


0  Der  Artikel  des  Anonymus,  erschienen  im  MocicBHTflHHHi»,  1847,  Band 
U,  liegt  mir  nicht  vor,  nur  die  Aaszüge,  die  Pypin  bietet  im  B^cthhkii  Esponu 
1872,  Bd.  VI,  pag  618- 635 j  Vergl.  auch  „ßusaidche  Revue**,  1873,  Bd.  li, 
pag.  261  etc. 
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In  dieser  Theorie,  die  übrigens  der  Anonymus  mir  ito  karzen 
Umrissen  kennzeichnet,  sind  die  Grandlehr^n  des  Slawo'ptrikntliams 
über  den  historischen  Gang  des  russischen  Leb^^ns  ond  seine  innere 
Bedeutatig  gegeben,  welche  die  jüngeren  Anh&nger  dieser  Setmie 
weiter  entwickelten  n'nd  geschichtlich  nachzuweisen  sieh   beniQhten. 

Auf  die  heutig;e  Lage  der  Dinge  eingehend,  finden  sie  in  der 
bäuerliöhen  Gemeinde  die  einzige  Institution,  die  ihr  Entstehen  tmd 
ihr  Leben  nicht  dem  Staat  und  den  westeuropäischen  Einflüssen 
verdankt,  sondern  original  ist  nnd  ungeachtet  der  vielfaeheD  ßttrme 
in  der  tausendj&hrigen  Geschichte  Russlands,  der  despolis«hen  Ein- 
griffe und  der  Beförderung  westenropSischer  Kultur  Seitens  4er 
Stiiatsregierung  ihr  Wesen  bewahrt  habe.  IMe  Gtfmeindelutt  noch 
ihr  Gewohnheitsrecht  und  handhabt  dasselbe.  Der  bäu^Hiohel  Stand 
bat  sich  weniger  als  die  anderen  Stände  fremden'  Einflössen  ergeben 
und  «"bewahrt  die- Prinzipien  des  '  russischen  Lebens,  die  'ivir  jettet 
erforschen,  von  denen  wir  uhs  durchdringen  2u  lassen  bemflhen,  sn 
denen  wir  bei  jedem  iillgemeinen  Unglück  unsere  Zuflucht'  oehmeo, 
fand  die  allein  unserem  Staate  Macht  und  Rahm  versprechen:  dem 
Gemeindeleben  (o6u](ftHHuM  6urb),  also  dem  GemeindebisaHz  im 
Besonderen,  der  die  vornehmste  Grundlage  des  bäuerlichen  Lebeas 
bildet,  verdankt  Rnssland  seine  innere  Festigkeit.^  ')  Die  nfseisehe 
Gemeinde  beruht  auf  allgemeinen  slawischen  Prinzipien,^}  sie  bat 
freilich  ihre  EigenthÜmlichkeiten,  doch  verdanken  diese  ihren  Ur- 
sprung der  anders  gearteten  Geschichte  des  russischen  Volkes.  In 
ihren  Hauptgrundzügen  isl  sie  aber  gleich  den 'Gemeiadeo  der- ande- 
ren slawischen  Völker,  söiVeit  dl^se  nicht  abendländischen  BinflOwen 
erlegen  sind.  Die  russische  ländliche  Gemeinde  hat  «eit  den  ältesten 
historischen  Zeiten  alle  Merkmale  bevfahrt,  die  'sie  Mharf  nater- 
Bcheiden  von  den  Gemeinden'  in  Westeuropa,  ion  den  gerviaiiuiehen, 
'wie  von  den  anderen. 

W'ährend  die  russische  Gemeinde  sich  nicht  «zufällig^' 'gebildet 
hat,  "*  sondern    im   slawischen  'Geiste  des  Sich'äkieiltiatld^rsKdbtiessens, 


0  A.  Sosehelsw:  IIo  nosoxy  sypHaibBUxi»  OTarett  ete.  in  der  Pyecsaa  Be- 
c*Ä»,  1857,  Bd.  IV,  pag.  157—163. 

>)  „OÖn^ecTBeBHuft  h  xoiiauiHitt  6uti>  GepöOBi»''  im  Hypsaii»  MRuicrepcTBa 
aapoABaro  npocB^n^eHifl  1856,  Bd.  90  und  91.  H.  BsaHtueBi»:  '0  x^esaRXii  eaib- 
cxBxi»  oGn^BBaxi»  bi>  K)ro-8anaAHOik  PocciB  in  der  PyccRaa  Bec^xa,  1857,  Bd.  III, 
pag.  1 — 57,  nebst  Anmerkang  von  der  Redaktion.  M.  UtuuneBUHi»:  CeMeiBm 
ÜHbiBBa  no  ceiavT»  cep5öBnirb,  BSätcriiaR  liöxi»  mv^aeM'&'saxyprB,  inl '  derselben 
Zeitschrift  1858,  Bd.  III,  pag.  98—112.  Derselbet  GepGcKas  o«ü^tia('iä  dtt««lb<n 
iieitscbrift  1859,  Bd.  V^pag.  49^64.  B.  HaU-beBCBilt :  roioeti  bsi,' noibm«  etc. 
in  derselben  Zeitschrift  1059,  Bd.  VI,  pag.  65-  80. 


iler  kein  Lßben  aussc^rbi^Jb   ^i)fr  .IGremeinde  ikenqf,  ihren   Ursprung 

hal,  .uQd  idaher  ein  sQlb^t^i>digfs,.orjgimile8^  kein  geuiacbtes  Leben 

fährt,  .aind    die  iQeo^ein^^n    im  ,)¥eßteQ ')    und    die    der    rusfii^qlji^en 

Städte  nicbis  ,4n()^re8,  aU.eine   zufäjliga  Vereinigung  von  .Personen 

zxi  k9i^8tjieh,en  Einheiten,  die.l^.ei^.af:lbst&^dige8  Leben  haben;  di^^e 

&iiid.^ar  »dmiixisttirative  Gebilde,   qa^h   geographiechen   Er^y^upgfin 

zuBSLmmengfi^t^t  urid  es^istiiren  p^r  als  notbwepdige,Unter^b,t^e^}ujQ- 

gen    der   Kreise    qder    als   ^Ansiedelungen,    de^en    Bewohner  idurch 

gleipharti^ge»  Cst$(<Uische8)  Lebfin   yerbu^d^n  sind«     So  sc\iil4ern  ^K. 

Ak8ako.w,,S#^niarin^;i5^oa«5helew.etc.   Qu   d,en   weiter  UQt^n  .ftngege- 

benf^^Q  Schrift^Dj  die. Bedeutung. d^r  rv.§si6chf^n  bäi|erlichen.:6eni.e^^4e. 

-Ni^r.beili^ii^gtfii^det;. Erwähnung,  .^ass   der  fast   anbeäjcl;i^*^nkte  Ein- 

4uMi4fr  (pkut^herrn.  und  ^er.  ^^^(Yiten  jenes   B9rigin$ile,.pel|[^s|^qflige 

L^b^jd^r  Oe^^e^^de''  bfieiptrÄphtiigt Ji^t. 

,i^as  .df«n  b^uerlich^a  6eniein^ef)^£\itz.  c^pbetrifft,  80  nimmt. er ^ in 

.den    dJlitßr.eD  .Schivftisn«    die  .^as    „natioqal^'  Leb^n/spripfsip^    papbzii- 

weis^A  ßav;hen, : die  zweite,  ß^elle^  ein;  .die  Darlegung  der  B^deuturig 

.d^r  QeiBeipde;  \lt>Qrha\ipt ,  er^p^eint .  hi^r  noch   als  das  ,  Wesentliche. 

,K.  lA^si^Q^?}  berührt  ,das  VerhäUniss   der   Gremelpde   zum  ßruu^d 

oad    Q^den  ,.q)ir    belläuGg.     Eingehendere   Beachtung  ^ndet    dieses 
V^rh^^ltoiss    in     den    historischen   Schriften     von    Beläjew ,    ^escb- 

kow.     Die   bekannte   Polemik   zwischen    Tschitscherin  ^  und    Belä- 


"•'>,  M>  «      i 


I)  Die  Slawophilen  begnügen  sich  nicht  damit,  dasB  die  rUBBiBche  ländliche 
Gemeinde  original,  nicht  *du^ch  staatliche  Masanahmen  erst  geBehaifen  iBt,  Bon- 
dem  beaAspruehen  in  ihrer i Gemeinde  etwae  eigehthttinUeh-SlawiBches  tn  boBitsto, 
WM. kei 9IMB>.. anderen tYqlk  efgen   ist.  jEs   herrf^^hte   eben   za   c^ieser.Zeit   nq^h 


hat,  Weideland  gemeinsam  genutzt  wurde.  So  konnte  Sbamarih  .(üoB^eiibttAH 
eo6«TBeaBOCTi>  h  o6n;HBBoe  Bja^'^aie  im  Ceib.  BiaroycT.  1858,  Nr.  12,  pag.  278) 
die  Frage  stellen,  bei  welchem  Volk  ausser  der  slawischen  Welt,  wann  und  in 
welcher;  Form«  l^at  Qf^^indeJI^e^itz  ))e8ta.nde^?  ohne  eine  y.QlIft&^dig  genügende 
Aptwprt.  ZQ^  erhalten,  ijn  der  neueren  ru8i8ischen{  Lj^aratu^  wird  der  Gee^ch^chte 
des  Grandeigenthnms  im  übrigen  Europa  me]ir  ^^fi^^rtuappl^cit,  gejQch^njkt.^.  Ip^er- 
eai|aiit%^piiQg];f^piJi^ea  indieseijijPr^ge:  II..p^uK^i)CKiä:  Äarjp  G^KcoBcjcaH  ceibQBaa 
o6iiwia».pharki9w  J872,,M  ,  J^^e^/tfitt:  p^ep^Kii^  i^cj^^^piii jgajnaj^eBiH  göimiBjpiaro 
mues^jUI^Bia  ,b7»  kj^'^oh^  Baa^ri»,  Lofidon  1,876. 

*)  ,0  j^peaneMii  6^f  "b,  y  C^aaHB'i  BOtqöuie^  a  y.  PyccK^jXT»  bt.  0CQ6e{iB0CT^'', 
im.  M^ßipKQxill  jCgöppÄBT»,  1852,  jpag^  ?i~i^?^- 

.').«P$f<)P'^.A^'^9P#ne<^Ff^ro  paaBBTifl  cejL<^ott  oCii^HBii^^B'i^.^occiii''  in^.Pvcc- 
m  Bl^mHWb.  iß58,  Heft  3,  pag,  ^73-396^  un^  Heft  4,  pa^;  579,;  602!'  .,Ey^^^^  o 
cejbCBoft  oöa^BB«",  Heft  12,  pag.  772—794,  und  Heft  13,  pag.  126—166. 
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jew  0  in  Betreff  der  Ursprünglichkeit  des  russischen  Gemeindelebens 
und  Gemeindebesitzes  lenkte  die  Aufmerksamkeit  in  höherem  Masse 
auf  diese  Frage.  Aber  auch  in  diesem  Streit  fignrirt  der  Gemeinde- 
besitz nur  als  ein  Faktor  unter  den  vielen,  die  die  Ursprüngliehkeit 
der  altrussischen  Gemeinde  dokumentiren  sollten.  Beläjew,^  Lesch- 
kow  ^  u.  A.  behandeln  das  Verhältnise  der  Bevölkerung  zum  Grund 
und  Boden  immer  nur  als  die  eine  Seite  des  Gemeindelebens,  der 
gegenüber  die  anderen  —  die  selbständige  Stellung  der  Gemeinde 
der  Staatsregierung  gegenüber  in  ihrer  freien  Selbstverwaltung,  in 
der  Theilnahme  am  Gericht,  in  der  Vertretung  ihrer  Glieder  vor 
Gericht,  in  der  Vertheilung  und  Erhebung  der  Steuern  und  Lasten 
etc.  —  vollständig  coordinirt  erscheinen.  Beläjew  liefert  wieder* 
holt  den  Nachweis  und  spricht  ausdrücklich  aus,  dass  die  ländliche 
Gemeinde  und  ihre  Verfassung  im  alten  Russland  nicht  immer  auf 
der  Basis  des  Gesammteigenthums  am  Grund  und  Boden  ruhten, 
dass  vielmehr  bäuerliche  Gemeinden  bestanden,  die  keinerlei  Ver- 
fügungsrechte über  die  Nutzung  des  von  ihren  Gliedern  bestellten 
Landes  ausübten,  und  zwar  überall  dort,  wo  das  Land  einem  Grund* 
herrn  (dem  Fürsten,  der  Kirche,  dem  Adel)  gehörte  und  Bauern 
in  Pacht  vergeben  war.  Es  bestand  demnach  kein  unlösbares 
Band  zwischen  dem  altrussischen  Gemeindeleben  und  dem  6e* 
meindebesitz. 

Erst  als  die  Behandlung  der  Frage  der  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft in  Fluss  gerieth  und  unter  den  vielen  hierbei  in  Be- 
tracht kommenden  Spezialfragen  auch  die  der  Beibehaltung,  resp. 
Aufhebung  des  Gemeindebesitzes  in  der  Presse  ventilirt  warde, 
trat  dieses  eine,  die  Gemeinde  charakterisirende  Moment  natur- 
gemäsa  in  den  Vordergrund.  Hierin  liegt  die  Erklärung,  dass  man 
von  gegnerischer  Seite  nicht  selten  in  die  Einseitigkeit  verfiel  zu 
behaupten,  in  dem  Gemeindebesitz    an    sich    und    allein    liege    das 


0  ^PaaÖopi»  coHHHßHifl  6.  HB^epHsa:  068opii  HCTopunecRaro  passHTia  eejn>- 
CKOll  o6ii;brki  BT»  PoccIb^  in  der  PyccRafl  Bec^xa,  1656,  Bd.  I,  pag.  101 — 146,  und 
in  einem  zweiten  Artikel  im  Bd.  II,  pag.  114 — 141. 

*)  nRpecTbflfle  Ba  PycR",  ein  Werk,  das  durch  den  gansen  Jahrgang  1853 
der  PyocRQfl  Beclixa  sich  hindurchzieht^  derselbe  Herfasser:  „0  noseMeABOii«  Bjra- 
Mf^uiu  B'b  MocROBRKOM'b  FocyAapCTB'b''  im  BpeveRuaRi>  HHnepaTOpcR.  Mocr,  o6- 
DtecTBa  BCTopiB  B  /(peBBOCTett  PoccificRBxi»,  1851,  Hd.  IX. 

')  »OÖn^BBButt  6uTii  xpesBeit  PoccIb  im  ^ypHa^i»  MBBHCTepcTBa  Hapo^BBro 
üpocB'bn^eBiH,  Bd.  XCI,  1856,  pag.  88—158,  207—274.  Derselbe:  PyccBiil  Hapox*b 
3  fl   FoeyxapcTBo,  acropifl   pyccRaro   o5ii^ecTBeBBaro   npasa  xo  XVIII.   Bftta  Hos- 

':  kau  1858. 


—    121     ~ 

poDctam  saliens  der  Anschaanng  der  Slawopliilen  übef  die  staat- 
liche Bildung  Rasslands. 

In  öberschwäDglichen  Aasdrücken  treten  nun  die  Slawophilen 
för  die  bleibende  Erhaltung  dieser  ^nationalen^  Grundbesitzform, 
für  diesen  „EIckstein  der  Organisation  des  ländlichen  Bevölkerungs- 
standes'  in  die  Schranken.  Diese  nationale  Eigenthümlichkeit  ist 
jeder  russischen  Seele  thener.  Im  Gemeindebesitz  liegt  das  Prinzip, 
von  welchem  das  gesammte  russische  Leben  durchdrungen  ist.  Und 
wenn  auch  vom  rein  ökonomischen  Standpunkt  aus  die  Aufhebung 
des  Gemeindebesitzes  als  nützlich  zu  erachten  wäre,  was  übrigens 
im  Allgemeinen  nicht  zugestanden  wird,  so  müsste  er  doch  bei- 
behalten werden.  0 

Mit  grosser  Vorliebe  bedienen  sich  die  Slawophilen  des  Aus- 
drucks oömHHa.  (Obschtschina)  zur  Bezeichnung  der  auf  Gemeinde- 
besitz beruhenden  Gemeinde.  Auf  den  Einwand  des  Professors 
Ssergei  Ssolowjew,^)  dass  das  niedere  Volk  diesen  Ausdruck  zur 
Bezeichnung  der  bäuerlichen  Gemeinde  nicht  gebraucht  und  nicht 
keoot,  räumt  Beläjew^)  solches  ein,  bemerkt  aber,  dass^  wenn 
auch  seit  Alters  die  Bauern  ihre  Gemeinde  mit  dem  Ausdruck  Hipi> 
(Mir)  bezeichnen,  das  Wort  oöniHna  in  diesem  Sinn  angewandt 
werden  könne;  denn  es  sei  ein  uraltes  slawisches  Wort  und  bereits 


')  A.  Koniejesi»:  «IIo  noBO^y  BypHaibBuxii  CTaTefl  o  sav'bH'b  oöasaHBoft 
paöOTu  BaenBOH)  n  o  noseHe^buott  o6ii^BBBoff  coÖcTBeBBoeTH**  in  der  PyceKafl  Be- 
ctAa,  1857,  Bd.  IV,  pag  106—171,  insbesondere  pag  157,  164  etc.  Derselbe: 
.OöotBBHoe  QOseMejibBoe  aia^'^Bie  im  Cejbcioe  BjaroycrpottcTBO,  1858,  Nr.  8, 
pag.  107,  112  etc.  Kars  gekennzeichnet  hat  Koschelew  seinen  Standpunkt  in 
einer  Anmerkung  zu  dem  bereits  erwähnten  Artikel  Bell^ews:  PaaÖopi»  co^b- 
Beaia  B.  HanepsBa:  OÖsopi*  iicTop.  pasBBT.  ete,  in  der  PyccRaa  EecbA^)  1856, 
Bd.  I,  pag.  145  etc.  lOpift  GaMapHB'b:  in  einer  Reihe  von  Artikeln  in  der 
Ceucxoe  ßjaroycrpottcBO:  1858,  Nr.  1,  pag.  19— 34s  0  noaeM&ibBOVb  o6ix\flB- 
10«%  Bjax^BiB  A.  ByTOBCxaro',  Nr.  10,  pag.  1—38:  Oön^BBBOe  Bja^ftBie  u  co6- 
eTBeaBocTi»,  Nr.  12,  pag.  271  -  328:  [loseKejbBaB  co6cTBeaBOCTb  n  oöu^BBBoe  &ia- 
l^aie,  na  —  G.  £peM%eBi>:  ({"bCROJibKO  aaM'broB'b  oo  RpecTbflBCKOMy  Bonpoey,  in 
derselben  Zeitschrift  Nr.  12,  pag.  168—172,  B.  BoÖopbiKBBi*:  Oöi»  oöd^ubbomi. 
uai-^BiB  seMjen  im  fitypsaji»  CejibCRaro  XoaaUcTBa,  1858,  Nr.  1.  A.  XoHaKOBi>: 
CoBpeMeoHuft  BOnpoci»  in  der  Zeitschrift  Moisa,  l857,  Nr.  28.  A.  Chbphobii: 
.Oön^BHooe  seueBJaA'bBie  b  «lacTBaa  noseMeibBaa  coöcTBeBROCTb^  in  seinen  ge- 
sammelten Schriften:  BocnoHflBaBia,  HbicjB,  rpyxu  b  saM'bTKB,  Moskau,  1859.  Bd. 
^  pag.  87-95. 

0  G.  GoJOBbeB%:  Gnopi»  o  cejbCROÜ  o6u;bb%  im  PyccRift  B-bcTUHRi»,  1656, 
Heft  n^  pag.  304. 

')  ÜDOpi  0  cejbCBofl  oeo^BB-ft  G.  GojOBbeBa,  in  der  PyccRaa  Becfixa,  1856, 
B<L  IV,  pag.  115-123. 
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in  ältester  Zeit  in  ähnlichem  Sinn  gebraucht:  in  den  Nowgoroder 
Jahrbüchern  vom  Jahre  1342  finde  sich  das  Wort  o^MiiHia,  in  seiner 
Wurzelforin  schon  im  Vertrag  Igor's  vom  Jabre  .045:  oSvifi  cjh; 
auch  anderen  slawischen  Völkern  sei  dieser  Ausdruck  geläufig:  bei 
den  Serben  im  18 — 14  Jahrhundert:  o6i>RHHa,  ^MßsBJia, . onbBiaa,  in 
der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhuuderta  onTBHa, .  bei  den  Bulgaren 
oßmTHHa,  bei  den  Czechen  obce,  im  Altpolnischen  obiecz,  bei 
den  Chorwaten  opczina. 

c)  Aus  sociaUökonomischen  Gründen.  'Vielfach  findet 
sich  in  russischen  und  in  deutschen  Schriften  über  den  ruaaischen 
Gemeindebesitz  die  Ansicht  vertreten,  als  ob  nur  pbiloaophisch- 
romantische  Nationalitätsschwärmerei  die  Slawophilen  .  zur  energi- 
schen Vertretung  einer,  den  wirthschaftliehen  Bedingungen  nicht 
entsprechenden  Grundbesitzform  veranlasst  i  habe.  *)  Eän  näheres 
Eingehen  auf  die  Schriften  der  Anhänger  dieser  .Schule  ergiebt, 
dass  diese* Annahme  eine  irrige  ist.  Der  bäuerliche. Gemeindebesitz 
ist  den  Slawophilen  duix^haus  nicht  Selbatz weck,  sondern  nvr  Mittel 
zu  einem  höheren  Zweck. 

Nicht  allein  weil  der  Gemeindebesitz  in  Rassland  -seit  Alters 
besteht^  sondern  vornehmlich  weil  bei  dieser  Grund besitzform  die 
Vertheilung  des  Grund  und  Bodens  die  zweckentsprechendste  ist, 
desshalb  soll  er  bestehen  bleiben  und  erhalten  werden  —  dieses 
ist  der  Grundgedanke  der  Schriften  dieser  Partei. 

.Der  Gemeindebesitz  ist  kein  sechster  Sinn,  den  Gott  den 
Slawen  vei:liehen  hat,,  sopd^eru  ^in  Vermächtoiss,  d;is  ^iis  anvertraut 
ist^  die  wir  zuletzt  auf  die  Weltbü^bne  .treten^ '^j. 

'Es  verdient  beaondersi  hervorgehoben- zu  wetden,^  dass,kdie.  Jie- 
tonung  des  social -ökonomischen "Moments  im  Gemeindebesitz  nicht 
erst  zu,  der  Zeit  erfolgt  ist,  als  es  sich  ^m  den  Nachwisis  der^oth* 
wendigkeit  der  Erbaltung  dieser  .Gj|p)indbe9itzf9rm,^b^,n{|el(e,^,^^s  sie 
nicht  als  Mittel  diente,  um  ruH^h  $»inemG;*u/idjg9gAnyjliQ.G^goer.der 
„nationalen^  Vertheilung  des  in  bäuerlicher  Nutzung  »-befiadlieben 
Landes  ins  Feld  zu  führen.  Vielmehr  war  in  der  Theorie  der  8)a- 
wophilen,  als  von  bäuerlichen., Gemeindebesitz  opch  kaum  die  Rede 
war,  bf^reits  darg«legt.^  worden  (wianuf^ichi  n,ur  als  B;pp,th^eX  ^i^ 
in. I  der    slawischen    .Gesellschaftsordnung,    .in .  der   GiAinei«de    und 


*)  So  z.  6.  Butowski:  „OÖn^HHBOe  BJia^'&Bie  b  coÖcTBeBROcrfc*  im  Syqcipft 
B'bcTHHB'b,  1858,  Mr.  13, .pag».<3  etc.;  Basehen:  «Die  Fr«ibaaflrn>  in.RfiBalaDd* 
in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswissenschaft,  1069,  .psg;.  S3e> 

3)  A.'Koschelew:  ,)06iiuiH«oe  noscMejibuoe  Hju^^ftate*^  imrCe^fcoco«  Bjaro 
ycTpoilcTBO  1858,  Nr.  8,  pag.  123. 
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ihrer  Entfallting  Hlie  sociale 'Frage  gelöst  sei.  So  deducirl  der  be- 
reits eriR^äbfrte  Anonymus  M 3 K ,  dass  die  Entwiokelaog 

de«  germanischen  Prinzips  der  PercfönlichkeU  (wie  sie  nach  den 
danaligen  philosophisch -*  historischen  und  philosophisch  «joristischen 
Begriffen  attfge^ksst  wurde)  an  sich  nicht  zq  dem  zu  erstrebenden 
Ziel,  d.  i.  zur  normalen  Gestaltung  der  freien  Oesellsrhaft  führen 
köone^  «dieses  Prinzip  (die  Idee  des  'Menschen  oder  genauer  die 
Vol^ksidee)  erschien  nicht  als  natnrgem&sse  Frucht  der  Entwicke- 
luDg  der' Persönlichkeit,  sondern  als  Widersacher  dieser'  Entwicke- 
loog,  und  trat  in  das'  Bewnsstsein  der  Denker  des  westlichen  Europa 
aas  der  Sphftre  der  R^iigion*^;  die  occidentale  Welt  stelle  jetzt  die 
Forderung  einer  organischen  *  Versöhnung  des  Prinzips  der  Persön- 
liebkeit  mit  dem  Prinzip  der  objektiven,  für  Alle  gültigen  Norm — , 
d.  i.  'iKe ^ Forderung  der  ößu^ana,  -der  Kommune  (im  Sinne  der 
neaeren  socialen  Bewegung),  und 'diese  Forderung  falle  mit  unserer 
Wesenheit  (cb  namei  cyCoraHiaiBft)  zusammen;  zur  Lösung  der 
Frage  bringen  wir  unser  Leben  (öuti»)  dar,  und  hierin  liegt  der 
Berührungspunkt  unserer  Oeschichte  mit  der  des  Westens')« 

Die  Stellung  der  'Slawopfailen  zum  Oemeindebesitz  erweist  sich 
demnach  nur  als  Anwendung  und  weiterer  Ausbau  des  Grundge- 
daDkens  dieser  Schule  über  die  sociale  Bedeutung  der  »lawischen 
gesellsebäftliohen  Organisation,  es  ist  nrohts  mehr  als  die  Anpassung 
ihrer  Theorie  auf  diese  eine  Aeussemng^ides  rassischen'  Volksgeistes. 

Bei  •  AnBeinandersetsBung  'der  soeiaUökonomisehen  Bedeutung '  des 
6etDeiadvfaf^6itres  knüpfen  «ie««n  die  schlimme  und  «gefahrdrohende 
Lage  der  niifedei^n- HtodHohen'  Bevölkerung  in' Westeuropa*  an,  die 
sie  als  Po%ei>dernicfht'Zweckienlspre«hefiden  Vertheilung  des  Grund- 
besitises  -  Mbildern.  Nach  einer 'Darlegung '^  der  praktischen  Foigen 
des  vorherrschenden  Grossgrundbesitnes  in  Elagland  und  Irland  (pre- 
e&re  buge  4er  Pttchter^'TagetiVhner  et^.),  «sowie  ^ier'  zu  weit  ge- 
benden Parzellirung  des  Grundbesitzes^  in  E^rankreich  und  iu'  einigen 
(regenden 'DiMfiteblai]ds,<gelangen  sie  'ZU  'denn  8elhloss,(  dass  i  das  freie 
Verfügmigsr^oht  «her  den  'Grund  und  Boden  nur  *  unheilvoll  fäv 
die  Masse  des  Volks  sei,  dass  demnach  Beschränkungen  dieses 
Rechts  sieht  als  eine  unabweislicbe  .Nothw.endigJkcit.;.eur>yeißen,  und 
dass  emdUch  nur   im  OemeindAbesitz   die   Lösung. des >  schwierigen 


■1  Pypin:  ^XspavTepuatHtn"'  etc.  im'  Mctbrki»  £BpoDU,  iijR2y  Band  VI, 
pig.  623— -624  Vergleiche  auch  «die  rsssSsehea  Slawopbilen  im  vierten  bis  sum 
•«ehatea'ishräshDt  diese«' Jallrhuuderts'*iR '4er  JtassiMhen  Revue,  Band  II,  1873, 
m-  353—266. 
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Problems,  an  welcher  Westeuropa  sich  vergeblich  abmühe,  gefuaden 
werden  könne  0*  Einerseits  verhindere  diese  Grondbesitzform  di« 
Entstehung  eines  ländlichen  Proletariats  dadurch,  dass  der  in(>glicbst 
grösste  Theil  dieser  Bevölkerung  grundbesitzlicb  erhalten  werde, 
andererseits  aber  auch  eine  widernatürliche  Zersplitterung  des  Bo- 
dens, wie  sie  in  Ländern  mit  individuellem  Kleinbesitz  so  häufig  ge- 
funden wird.  Durch  Erbtheilungen,  Käufe  und  Verkäufe  wird  eioe 
solche  Oemenglage  der  Grundstücke  im  Laufe  der  Zeiten  hervor- 
gerufen, wie  sie  sich  beim  Gemeindebesitz  mit  periodischen  Unitbei- 
lungen  gar  nicht  ausbilden  könne.  Die  Vornahme  weiterer  Thei- 
iungen  zu  verbieten,  wenn  die  Grenze  einer  mit  Berücksichtigung 
der  ökonomischen  Bedingungen  zu  normirenden  Minimalgrösse  des 
Grundbesitzes  einer  Familie  erreicht  ist,  sei  endlich  weit  leichter 
beim  Gemeindebesitz  in  zweckentsprechender  Weise  durchaaführeD, 
als  beim  unbeschränkten  individuellen  Grundeigenthum. 

Dem  Einwand,  der  Gemeindebesitz  sei  das  baupt«ftchliche  Hin* 
derniss  zur  Ansammlung  von  Kapitalien,  begegnet  A.  Koscbeie^') 
mit  der  Frage,  ob  denn  der  englische  oder  französische  Proletarier 
Kapitalien  besitze?  Es  sei  lobenswerth,  über  die  Bildung  and  An- 
sammlung von  Reichthümern  sich  zu  ergehen,  man  solle  dabei  aber 
die  Vertheilung  derselben  nicht  vergessen.  Die  Socialisten  aod 
Kommunisten  sind,  sagt  derselbe  Slawophile,  stärker  als  ihre  Gegner; 
wenn  sie  jetzt  auch  noch  unterdrückt  sind,  so  gehört  ihneo«  weoo 
auch  nicht  die  Zukunft,  ao  doch  ein  zukünftiger  Zeitpunkt;  wie  eot* 
setzt  Europa  auch  über  Proudhon  sei,  —  V«  oder  gar  Va  seiner  Ein- 
künfte verwendet  Europa  zur  Unterstützung  der  Armen,  nicht  aus 
Nächstenliebe,  sondern  nur  um  sich  dadurch  den  ruhigen  Genass 
des  Restes  zu  bewahren;  sei  das  nicht  wie  heimliche  Anerkeonnng 
Proudhon's?  Das  einzige  durch  nichts  zu  ersetzende,  volUt&ndig  ge- 
nügende specifische  Heilmittel  ist  die  oömnua,  die  aal  Gemeinde* 
besitz  beruhende  Gemeinde  0- 

Der  Gemeindebesitz,  lässt  sich  Ssamarin  *)  vernehmen,  stellt  den 
allgemeinen  Wohlstand  sicher.    Ohne  die  Produkte  der  freien  Arbeit 


M  A.  Koschelew:  „TTo  iioBOAy  sypiiajbHiJXi>  CTarelf*  in  der  PyecKaa  Be> 
cHAft,  1857,  Bd.  IV,  pag.  157—163.  Derselbe:  „06in.  oos.  bjux"*  in  der  Ceuf«. 
BjaroycT.,  1858,  Nr.  8,  140—142.  J.  Seftmarin:  „noseiieJhBafl  co6eTBeBBOCTb  ■ 
oßn^ee  eja^liBie^  in  der  GejbCR.  BjaroycT.,  1858,  Nr.  12,  pag.  280. 

0  nOÖniHHBoe  noseiieJbB.  sjraA'feBie*,  1.  c.  pag.  133 

3)  ,,06m.  ooseM.  BJtax**,  1.  e   pag.  122—123. 

*")  ^0  noseMejrbBOifb  o6ii;bbbomi»  Bjaxtaia^  in  der  Caibcx.  BjaroyeTp«,  It^ 
Nr.  1,  pag.  28. 
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»  raaben,  verhioderft  er  die  schftdlicben  Extreme  in  der  Vertheilung 
der  Gäter.  Das  Land  kann  hierbei  nicht  in  die  Hände  dessen 
kommen,  der  es  nicht;  nöthig  bat  und  unfähig  ist  dasselbe  zu  nutzen, 
and  umgekehrt.  Nur  derjenige  erhält  es,  der  die  Fähigkeit  und  die 
Miüel  zu  seiner  Bestellung  besitzt.  In  Betreff  der  geringeren  Pro« 
diktion,  die  beim  OeBieindebesitz  etwa  erzielt  werde,  bemerkt  Ssa» 
marin  an  einer  andern  Stelle  0^  der  Rohertrag,  nicht  der  Reiner- 
trag sei  das  Wichtige,  da  jener  für  die  Oesammtbeit  von  grösserem 
Vortheil  sei. 

Der  Gemeindebesitz,  sagt  Kawelin^),  ist  die  wahre  und  einzig 
mögliche  Rettung  für  die  Volksma&sen  vor  dem  Monopol  der  Qrund- 
herren  und  Kapitalisten.  Wo  nur  Privateigenthum  besteht,  dort  tritt 
früher  oder  später  volle  sociale  Anarchie  und  Armutb  des  ganzen 
Volkes  ein,  furchtbare  sociale  Krankheiten,  gegen  die  bis  jetzt  alle 
Mittel  vergeblich  waren-,  Krankheiten,  die  sich  unaufhaltsam  ent* 
wickelten,  sich  selbst  nährend  und  erhaltend,  und  zwar  weil  seiner 
Natur  nach  das  persönliche  Eigen thum  zur  fortwährenden  Erwei* 
terang  und  Vergrösserung  strebt.  Der  Kampf  um  die  materiellen 
Interessen  wäre  nur  dann  ohne  Uebel,  wenn  die  Kräfte,  Talente  etc. 
die  gleichen  wären.  In  Westeuropa  steht  der  Ausbruch  des  socialen 
Kampfes  in  Aussicht.  Wie  vortrefflich  die  Associationen  auch  sind, 
ihrer  Natar  nach  können  sie  sich  nicht  zu  allgemeinen  Institutionen 
aoshilden,  ihr  Erfolg  hängt  von  tausend  Zufälligkeiten  ab,  darunter 
besonders  vom  Eigenthum,  vom  Kapital,  sie  sind  nur  Palliativmittel, 
wie  die  Woblthätigkeitsanstalten,  denn  sie  treffen  das  Uebel  nicht 
an  der  Wnrzel.  Auch  die  Administration  kann  nichts  gegen  die 
sociale  Anarchie  thun. 

Dieser  Grundgedanke  über  die  Bedeutung  des  Gemeindebesitzes 
wird  von  einer  ganzen  Reihe   von  Schriftstellern   in  gleichem  Sinn 


*)  noBexeji&Baa  oo6cTBeuBOCTJ>  h  o6iu.  &iaA.  in  der  CejbCK.  BaaroycTp.  1858, 

^r  1^1  P«g-  282-284. 

^)  K.'  A*  KasejaHi» :  MBarjEflAi»  ua  ceabCRyio  pyccRyH)  oöii^HHy  im  ATeuett, 
1^59,  Kr.  2,  pag.  180—184.  Mit  geringen  Aenderangen  ist  dieser  Artikel  sputer 
in  deutscher  Sprache  erschienen  and  zwar  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die 
geeammte  StaatswissenBchaft,  1864,  pag.  1—53,  unter  dem  Titel:  „Einiges  über 
He  russische  Dorfgemeinde".  Wie  aus  der  oben  erwähnten  Polemik  schon  zu 
^ehen,  gehört  Eawelin  nicht  zur  Schale  der  Slawopbilen.  Da  jedoch  seine 
Ansichten  über  die  Bedeutung  des  Gemeindebesitzes  sich  denen  der  Slawophilen 
isehr  als  den  weiter  unten  anzuführenden  Anhängern  der  bestehenden  bäuer- 
lichen Gmndbesitzform  nähern,  so  kennzeichnen  wir  «eine  Stellung  schon  an 
dieser  Stelle. 
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behandMtv  Ws  Böbaröfcin'')'  sateftl  ailMinattider,.  wl«i  es  eini  WaMde* 
rer-  Vortheil  dieser  OruDNlbesitsforni  ist«,  dats  die.  Grösse  deti  band.»* 
aoiheils  sieb,  den  Bedürfnissen  der  in»  ihrer  Geösaa  andi  Arbeitohntt 
stetig  webbseinden  Familie  ansefa^iegl:  die  gritosere  Familie  erUU 
raebr,  die  an  Kopfeahl  geringe  Faiailie  wieniger»  Laad«.  &ie•▼e^ 
hindei*t  aomit  die-  Verarninngi^  die  bei  aHi»eiifli«tiden  Familien,  mit 
gleicbbleibendon  Grandbeaiti-  entstehien*  kasD,  und  machti  die  ao 
lietige  und  in  Ländern  mit  pei'eönlicfaem*  GrundlMisitB  stetig  «m^Ji« 
mende  Armensteuer  unnötbig. 

Bei  air  dem  energiscben«  Eintreten  für  diso  QesneiadobeaitK  als 
eine  sooiäl-ökonomiacbe  Forderung  ersten  Ranges^  esk^nmeo.  die 
Ftftbrer  der  Slawophileii<  und  andfenei,.  mitr  dieaea  ia  dieser  Frage 
überei&siifiinien<le  Scbriftstelleir  die  Bereclitigungi  ja-  dia  Kolbwendig- 
keit  des  individuellen  Grundeigen^hnma  an;  dieaea  bilde  die  noUi* 
wendige  Brgäneung  des  Giemeindebesitzefl. 

Das  persdnlicbe  Eigenthimi'  wie.  da8>  perstaliohe  Priaatp  übe^ 
banpt,.  sagt  Kawelin^^).  ist  ein  Prinisip  der  Bewegung,  das  Kert- 
scHrittSy  der  Entwiokelung^  doch  ea  wand  au  etnent Prinzip,  dea  Ve^ 
derbens  und  der  Zerstörung,  zerfrisst  den  gfiseilachaftliehan  Qiga« 
nismus,  wenn  es  nieht  in  seiaan  Unssenstea^  Gonsequansen  dwrch  sio 
anderes  organiairtes  Prinaip  des  Grundbesitzes,  gemi&asigt  mA  im 
Gleichgewidht  erhalten  wird. 

Aehnlieh  spriofaü  siek  Kosohtdew^).  aoa.  Das*  Kebeneinanderke- 
siehen  von  Geaieiodebesitz  und  individuellem  Gmndbeaita  ist  wichtig; 
persönlicbes  Eigenthnm  iat  das  Elemeait  dea  Fortsehcittas,  es  ge- 
währt die  Mittel  zur  Befriedigung  der  starken,  reichen  and  aater- 
nehmenden  Persönlichkeiten,  die  Belohnung  für  die  Leistoog  tieaoD* 
derfr  Arbeiten.  Der  Gemeindebesita  dagegen  ist  das  Ekneat  des 
Beharrens,  das  durch  nichts  Anderes  au  arsetsende  Band  im  Volk, 
und  namentlich  in  denjenigen  Schichten  desselben,  in  welchen  eine 
materielle  Vereinigungsbasis  nothwendig  ist  als  ein  Mittel,  einem 
Jeden  ein  Obdach,  eine  Heimath  und  das  aar  Exiaicna  mibediog^t 
Erforderliche  zu  gewähren  und  die  Vermögensversehiedenhaiien  in 
den  möglichen  und  nothwendigen  Grenzen  auszugleichen.  Der  indi* 
vidüelle  Grundbesitz  in  Russland  soll  dennoch  bestehen  bleiben,  für 


■)  B.  fio6opuxmi%:  OSa  o(h^«HHOH%  sJBKtiriR  aeiijem  m  adsaia 
aa  aeaisn'ia  im  Sypnajn  OMMnwro  XoBaacvsa,  188a,  M  1 

n  tfBwMUf^  aa  pycsa.  eejibm.  aOiq  •  1.  c  pag.  tB6.    Kawali»  Ist,  wie  b«- 
raits  btaierkt,  aichi  dt«waphlle. 

')  nOön^.  noseii.  aja^.*  1.  c.  pag.  110. 


die  grMe  Voltt^msibe  soll  aber  auch  der  Oemeindeb«kit2>  diira)ten 
werdett':  daff  jetM<  in  dieser  Orundb^sitzförm  befindliche  La^d  ge* 
Dftgl  Hfr  Jahrhunderte,  da  sein  Ertrag  sich  noch  verzehnfachen  kann. 

EbtftkBo  schildert  N;  Smirnow  die  Bedeutung  des  Oemeinde* 
baities:  'J  Beidfc  Orundbesitzförnieo  sind  niithwehdigf  und  ergänzen 
einander,  wie  did  Gegensätze  der  beiden  Pole,  die  aus  der  ökono- 
mischen Oitindidee  deä  Besitze«  des  Grulid  und  Bodens  entspringen. 
Auf  Sfeiten'  ieä  Gemeindebesitzes  steht  vornehmlich  das  Prinzip  des 
Wohlb^fiildenB  der  Masse  des  Volkes,  da:»  Prinzip  der  Quantität;  auf 
Seiten  des  persönlichen  Grundbesitzes  dagegen  das  Prinzip  des 
Fortsehritta,  der  Bntwickelung,  das  Prinzip  der  Qualität,  wobei 
jedoch  nedet*  der  Gemeindebesitz  die  Entwickelung  aiidschlieest, 
ooeh  piersönlicher  Grundbesitz  das  Streben  zum  Wohlbefinden  der 
Masse  verneint. 

Einen  Schritt  weiter  geht  die  Partei  der  russischen  Social- 
demokrateb.  E#rkennen  die  Slawophilen  bei  aller  Begeisterung  für 
den  Oeideitodebeaitz  die  Bedeutung  und  die  Nothwendigkeit  des 
persöfliiehmi  GVundTeigenthums  an,  so  stellt  die  andere  Partei  die 
Bereehtigtttig  dieser  letzteren  Grundbesitzform  in  Abrede.  In  ver- 
ichiedeaen  Toiiarten  wird  derselbe  Gedanke^  mit  denselberi  Gründen 
darctfgpeflUirt.  Bei  der  grossen  Gleichartigkeit  der  Behandlung  dieaes 
Gegensfeandes  Seitens  der  Nachfolger  der  französischen  Socialisten, 
genfigt  die  Wiedergabe  eines  Vertreters  dersielben,  der  sich  durch 
Schärfef  und  Logik  in  der  OurcfafüfaruDg  jenes  Gedankens  auszeich- 
net und  sich  ttbei*haupt  in  eingehenderer  Weise  über  diese  Materie 
auslasse     Es  ist  dieses  M.  Jurin.^) 

Er  findet  in  dem  Sooiatismus  nichts  mehr  als  eine  weitere 
Ausführung  der  nafionaiökonomischen  Wissenschaft  über  Arbeit^ 
Eigenlhum    und    Reicbtbum.       Au    Adam    Smith's    Lehrsätze    an- 


0  I.  e.  pa^.  M. 

*)  Fftr  den  Genxeindebesits  von  sooialdemokratischer  Seite  vornehmlioh: 
die  von  H.  Tsehemiffcliewski  herattsgegebene  Zeitschrift  CoBpeneHRnEi»  in  zahl- 
reichen Artikeln,  so  besonders:  eine  Analyse  von  HajiLthausen's :  „Stadien  über 
die  inneren  Znst&nde  etc.  Russiands**,  1875,  Nr.  7,  IST.  Tschernüscbewski:  o  no- 
3«xcji.iiott  eobcTBeBHOCTH  1875,  Kr.  9  and  11,  ^ä^.  1—76  nnd  1—48.  dail'fiqaHlH 
zo  diesem  Artikel  lS5d,  Kr.  3,  sodann  K.  TschernÜschewski :  RphtrrA  »bjtoco*- 
twKL%  üp^i^f^Mf^Mi  npdias«  oöiqnRHaro  eiaxAaifl,  Kr.  12:  Derselbe:  Gyeaftpie 
I  apannja  üöram«  1869,  Kr.  10  und  andere.  B.  A.  IlaHeBii:  Oöu^&sa  in  derselben 
Zeiteehrift  1858,  Kr.  3,  .H.  lOphaai»:  Cnopi  oöi»  o6n^BBBOM'b  Bja^^BiR  aeMjeio 
im  AreBel,  18d8,  Kr.  44,  pag.  17—43.  Derselbe:  06%  SEOHOMRqecRBXX  OTpHqa- 
Ktnt'b  p6BKW9n$tF0  sevjeBjaJi^ma  in  den  0T6<iecTBeHBua  3anHCBR  1869,  Bd.  124, 
psg.  145--178. 
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kaufend  deducirt  er:  Wenn  der  Wohlstand  der  Gesellschaft  roo 
der  Arbeit  abhängt,  der  Wohlstand  des  einsselnen  Menschen 
aber  als  eines  gesellschaftlichen  Wesens  von  der  Geselhchaft, 
so  hängt  auch  der  Wohlstand  des  einzelnen  Menschen  von 
der  Arbeit  ab.  Folglich  ist  das  Bestehen  dnrch  eigene  Arbeit 
eine  unbedingte  Verpflichtung  des  einzelnen  Mitgliedes  der  Ge- 
sellschaft, von  der  Arbeit  Anderer  aber  leben  —  eine  schrei- 
ende Ungerechtigkeit  oder  ein  logischer  Widerspruch.  Das  Eigen- 
thum  ist  das  Resultat  der  Arbeit  und  hat  nur  als  Folge  der  Arbeit 
seinen  logischen  und  unabänderlichen  Sinn.  Doch  erscheint  in  Wirk- 
lichkeit das  Eigenthum  nicht  immer  mit  logischem,  natürlichem  Ur- 
sprung. Erworben  durch  Unterdrückung,  Eroberung,  Occupation  ist 
es  nicht  ein  Resultat  ökonomischer  Arbeit,  also  folglich  auch  nicht 
Eigenthum  im  strengen  Sinne  des  Wortes.  Im  Westen  hat  sich  das 
Grundeigenthum  auf  dem  Wege  der  Occupation  und  Eroberung  gebildet 
und  hat  demnach  mehr  die  Bedeutung  einer  ökonomischen  Insti- 
tution als  die  eines  natürlichen  Rechts.  Hierin  liegt  das  Wesen 
der  Frage  über  das  Eigen  thumsrecht  im  Westen  0*  ^^^  in  Rassland 
befinden  uns  in  einer  ausnahmsweise  glücklichen  Lage.  Das  von  der 
Wissenschaft  erkannte  Prinzip,  dass  Eigenthum  nur  als  Resultat  der 
Arbeit  erscheint,  zerstörend  für  die  gesellschaftlichen  Bedingnngen 
des  Westens,  ist  für  uns  nur  die  Erkenntniss  eines  Faktums,  eine 
Heiligung  unseres  Instinkts  und  eine  Rechtfertigung  des  Lebens 
unseres  Volkes.  Sein  Eigenthum  ist  in  Wirklichkeit  nur  das  Re- 
suitat  seiner  angestrengten  Arbeit.  Selbst  die  Occupation,  diese 
erste  und  unvermeidliche  Form  des  Grundeigenthums,  tritt  bei  ihm 
zurück  vor  der  Landumtheilung ,  sowie  das  Land  nicht  mehr  für 
jeden  ausreicht,  und  dasselbe  geht  somit  nicht  in  Eigenthum  über 
Eigenthum,  das  bei  uns  nicht  Arbeit  zur  Quelle  hat,  sondern  eine 
andere  Grundlage,  ist  bei  uns  nur  eine  Ausnahme  in  der  ungeheuren 
Masse  des  nationalen  Arbeitseigenthums,  das  alle  guten  Seiten  dieser 
unvermeidlichen  Institution  in  sich  schliesst»  ohne  irgend  welche 
drückende  Folgen  zu  haben.  Der  russische  Gemeindebesitz  stellt  auch 
die  wünschenswerthe  und  mögliche  Vereinigung  der  kleinen  Land- 
antheile  zu  einer  grossen  Wirthschaft  dar,  vereinigt  die  Vorzüge  des 
grossen  und  die  des  kleinen  Grundbesitzes  und  dient  als  die  geeig- 
netste Basis  für  die  zukünftige  Entwicklung  und  Organisation  einer 
zweckentsprechenden  Bodenbestellung  auf  dem  Wege  der  Association. 


1)  M.  lOpiiHu-b:  „Gnopi.  o6i>  oön^UHHOM-b  Bjax^aia  seiueio*'  1.  e.  psf.    16— 
22,  31  etc. 
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Dieses  Resultat  wird  sich  verwirklicheo  unter  den  Bedingungen 
weiterer  Ausbildung,  die  von  Zeit,  Erziehung,  organischem  Fort- 
schieiten,  also  von  rein  historischen  Bedingungen  abhängt,  nicht 
aber  bei  zwangsweiser  Umwälzung  und  plötzlicher  Umänderung. 
Bei  einer  solchen  Lage  der  Dinge  ist  der  Socialismus  bei  uns  ein 
coDservatives  Prinzip,  das  unser  sociales  Bestehen  kräftigt  und  ver- 
ständlich macht.  Seine  rationellen  Grundsätze  stimmen  vollständig 
mit  den  Begriffen  und  den  fundamentalen  Ueberzeugungen  des 
rassischen  Volks  überein.  Unser  Gemeindebesitz  wurzelt  in  der 
radikalen  Ueberzeugung ,  dass  für  einen  Jeden  Land  nothwendig 
ist-  sie  liegt  unendlich  tief  in  der  Natur  unseres  Volkes,  sie  ist  ein 
unantastbares  Dogma  unserer  Volksanschauung.  ^)  Auch  muss  dem 
Gemeindebesitz  ein  praktisches,  tiefes  und  humanes  Verständniss 
nnserer  ökonomischen  Bedingungen  zugesprochen  werden:  bei  der 
grossen  Ausdehnung  unseres  Landes,  den  undurchdringlichen  Wäl- 
dern und  Sümpfen,  dem  achtmonatlichen  Winter,  der  kurzen  Arbeits- 
zeit im  Jahr,  den  Herbstregen  und  der  grossen  Kälte  ist  hier  die 
Frage  des  „Rechts  des  Menschen  auf  Arbeit*'  instinktiv  entschieden 
and  einem  Jeden  durch  Nutzung  des  Landes  die  Möglichkeit  zu 
arbeiten  gewährt.  Schon  das  günstigere  Klima  macht  den  west- 
eoropäischen  Proletarier  reich  im  Vergleich  zu  unserem  Land-  und 
Obdachlosen  (öeaAOHOBHHR'b).  Wir  leben  in  einer  lehrreichen  Zeit. 
Der  zersplitterte  kleine  Gi-undbesitz  im  Westen  verkümmert,  er- 
Bchöpfl  durch  Verschuldung  und  durch  das  Unvermögen  d^s  Be- 
sitzers, den  Boden,  so  wie  es  erforderlich  wäre,  zu  bestellen;  es 
wird  nach  Associationen  gestrebt,  in  welchen  durch  die  Concentra- 
tion  des  Grundbesitzes  und  der  Kapitalien  in  den  Händen  weniger 
Reichen  das  ganze  Arbeitäleben  paralysirt  wird,  indem  sie  die 
Preise  der  Lebensmittel  erhöht  und  die  Bezahlung  der  Arbeit 
zum  Almosen  herabdrückt.  Spekulation  und  Börsenspiel  verderben 
die  ökonomische  Moralität  der  Völker  und  die  Kapitalien  sind  in 
einer  für  die  Gesammtheit  verderblichen  Weise  vertheilt.  Die 
grossen  Kapitalien  der  westlichen   Staaten   erweisen  sich   nicht   als 


0  Hiergegen  protestirt  H).  H.  Obshti»  (Anhänger  des  Gemeindebesitzes): 
«Ktesojuto  Huejeil  061»  oÖn^HBBom»  Bjrax'&BiH  aeiueio''  im  ATeseft,  1858,  Nr.  50, 
fMg.  438  ele.:  im  rassisohen  Volk  sind  die  Begriffe  von  Eigenthum  mehr  aus- 
gebildet als  Jarln  ineiDt,  andererseits  ist  der  rassische  Bauer  noch  zu  wenig 
entwickelt,  um  jene  von  Jurin  geschilderte  Organisation  der  Arbeit  etc.  Über- 
haapt  Teretehen  xa  können.  Anf  das  von  Ssawitseb  im  Anscblnss  hieran  ent- 
wickeltA  Projeltt  einer  Organisation  des  Qemeindebesitses  auf  Qrnnd  der  Asso- 

dation  isl  sp&ter  zuriicksnkommen. 

9 
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Woblatand  dQr  Valher,  sondern  I^U  QQsUztb«»  Weniger.  Die 
Obdach-«  und  LajodlosQn  drohen  im  hyngrigen  u«d  faat  viehiselieii 
Zustande  uaheJlbringpnd  mit  dar  Zerstörung  all^r  B^ingnngen  &^ 
heb^w\  daa  Prin7.ip  de«  au^achlio^^Ucbea  und  isolirten  £2igeiitbum« 
bat  aich  nacb  allen  Seiten  bin  baniiuerott  erwiesen.  Daa  gaue 
tbfttkrl^ftige  Leben  JSurop^s  strebt  ^acb  Vereinigungen  %9  Genoasen^ 
sobaft^n«  industriellen  Oonipagnien  und  naeb  organisirter  Yereinigmig 
deir  «errisseneni  zersplitterten  nnd  unter  sieb  kämpfendea  KrMte. 
4,lle  Blicke  ri&bte«  sieb  jetsit  n^f  uns  als  auf  ein  Volk 
einer  grpssen  Zukunft  und  einer  eigengearteten  Yer^ 
ga^ngenheit  ^) 

Pia  Ueberzeugüng  unsere«  Volkes,  dass  eiaen  Jeden  Ckond«- 
besitz  zukammtf  erseheint  in  einer  beaandejfen  Foru»  und  findet 
«einen.  Ausdruck  in.  der  Organisation  unserer  llindUeben  6eiiieia4e 
in  ibrem  gan^^en  Bestände.  Wob)  inag  es  sein,  dasa  diese  O^mainde 
Ca6w9aa>  als  Fqrm  ßlotk  Ubarlebt  bat«  dass  sie  ibrer  Aufiöauag 
scbneUer  entgegeogebt  als  ibr^  unbe>dingte«  Vertbeidiger  w  oMiae«; 
wobl  mag  es  sein,  c^s^sa  die  Durcbfübrung  von  Aendernngen  nolh- 
wendig  is^  nm  auf  dann  Wage  exi^kten,  arnsten  Studinnia  eine  fa<- 
tionellere  Vertbeilung  des  LMdas  — ^  an  Stelle  des  willkMiaben 
Verfabirens  4er  Oeuieindeversammluug  —  eiuauifQJireu>  dass  dar  Süs^ 
zelae  zu  ael^r  beengt  ist,  ibm  eine  grossere  Freiheit  m  gawfthraii 
ist,  ^)  indem  die  auf  der  Person  ruhenden  Steuern  und  Lasten  auf 
di^  eins^elneu  Landauth.e4)e  umgelegt  werden^  diM  mau  iliai   dia 


^"■W^^  ■  »   »  I   I 


i>  a>Giu>pii  06»  e6a|.  um-  som.**  1.  0.  9d— 99,    Ofo  BtOHomn.  erpHi;.    ses- 

4«S4S^  l  Q,  P,  iGd. 

*>  Weit  entschiedener  sprach  sich  AV  Herzen:  Vom.  anderen  üüeuTi  1850, 
pag.  160  in  dieser  Frage  aus.  Anknüpfend  an  die  mit  der  Gründung  des  Do* 
mänenministerinms  in  Angriff  genommenen  Vassregeln  in  Betreff  der  bftuerliebea 
BeW^lkerung  sagt  er:  «Es  i»t  kein  schlechter  Gedanke,  an  der  Kommune  etwas 
W  rütteln,  dsnn  4as  Dorfleben  absorhirl,  wla  jeder  Kommanisaa«,  ▼ellkosiaaen 
4ie  Persönliqlikei^.  lUe  Fersoa^  genrälin^  sieb  auC  ^  Koaunnae  au  stik|««ii, 
verliert  |ich,  sobald  sie  von  ihr  ^etreunl  ist,  vird  schwach,  findet  keine  iimer« 
Kraft  und  keinen  Widerstand  in  sich,  rennt  bei  jeder  Gefahr  ängstlich  unter  den 
Schutz  der  Mutter,  die  daffir  ihre  Kinder  in  beständiger  Minderjährigkeit  erhalt 
und  Ton  ibnsn  sinaa  paaslvea  Gehorsam  fovder^  Ois  KommAae  tat  aa  nnbe- 
wsg^  sie  hat  keinea  Itosssren  Antrieb  aum  FortasbriU,  Süar  fiewegnng)  kalaiao 
inneren  Antagoaianwis,  dar  ewa  yialsaitiga  EnitwiQkaXang  bs4ing4:  indem  sie 
Ifl^nschen  seine  3ti:e«fce  Land  giebti  überbebt  sie  iba  dar  Sergen»  Dia 
nalsinncbtung  schj|iifer(e  da?  rusaiacl^a  Volk  eini  and,  der  $cblal  war4 
tiefer  uAd  fester^  bis  am,  Ende  Peter  X.  sinaa  T^sü  dar  Waüen  in  grabet  Weiee 
erweckiie^  BIr  Hef  künatUsb  ainea  AniagaaiBmns  hervor»  aa4  deiin  Üegl  giars^ 
der  Sinn  der  St.  Petersburger  Periode.** 
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•.»   ^  ^^ 

MOgliclikeit  gew&brtf  anoh  aii8«erh.«Llh  der  Gemeinde  zvl  Iqbea  nnä 
dort  picht  beschränkteü  Eigentham  zu  seiDCjr  Verfügung  zu  erwerben; 
wohl  mag  es  #ein,  daas  die  Gemeinde  (uip'^}  nicht  fortbestehen 
soll  wie,  nm  mit  dem  russischen  Sprüchwort  zu  sprecheii)  rh  cha- 
Buwh  nain»  BO#ga)  hh  rjynuii'^  bubi»  cbbhka;  wohl  mag  es  sein, 
dass  ein  dringendes  Bedürfniss  besteht  naeh  einer  verständigen 
Initiative  Seitens  der  Wissenschaft  und  der  Staatsregierung  zur 
Verbreitung  gesonder  socialer  Grundsätze  im  Volk,  zur  Organisation 
der  UUftdlichea  Gemeinde  und  zur  Erweckung  allgemeiner  Unter- 
aekmangen  in  derselben,  oder»  es  mag  auch  —  den  Oekonomisten 
SU  Gefallen  —  wirklich  nützlicher  sein,  der  Macht  der  Umst&pde 
und  dem  freien  Willen  und  Dafürhalten  des  Bauernstandes  die 
Organiaatian  seiner  yerhältnisse  zu  überlassen,  —  unzweifelhaft  iat 
aor,  daaa  mf^n  wohl  tausend  Mängel  des  Gemeindebesitzes  auffinden 
m^  aber  a«ch  tausend  Mittel  zu  ihrer  Beseitigung  angeben  kann. 
Es  liegt  nicht  die  geringste  Veranlassung  vor,  sich  krampfhaft  an 
die  jetzt  bestehende  Form  zu  halten,  wenn  die  Möglichkeit  zu  einer 
Verbeaaerung  Torliegt,  und  diese  Form  als  eine  für  das  Schicksal 
des  Vaterlandes  verhängnissrolle  Frage  zu  behandeln*  Nur  das 
Prinzips  »die  Zutheilung  von  Land  an  einen  Jeden%  soll 
und  kann  nicht  aufgegeben  werden.  In  ihm  liegt  ein  ganzes  System 
verborgener,  aber  grosser  Wahrheiten;  in  ihm  erscheint  die  Arbeit 
als  ein  Recht  des  Menschen;  in  ibm  steckt  das  Vorgefühl  von  der 
Nothwendigkeit  einer  zweckentsprechenden  Organisation  der  per- 
sinnlichen  Tbätigkeit;  in  ibm  liegen  die  Keime  einer  solchen  Lebensr 
ordnuDg,  die  ganz  auf  Arbeit  gegründet  ist;  in  ihm  ist  das  instink* 
tive  Verständniss,  dass  das  Ziel  des  Volkes  Wohlbefinden,  nicht  allein 
Reicblbum  ist;  in  ibm  liegt  eine  grosse  Zukunft  und  eine  uns  theure 
Yergaiigenbeit.  Jenes  Prinzip  ist  ein  Produkt  unseres  ganzen  Len 
bens,  das  praktische  Resultat  desselben  und  zugleich  das  tbeoretiscbe 
Ergebniss  der  westeuropäisohen  Wiaaensehal't,  dass  ein  Jeder  von 
seiner  Arbeit,  und  nicht  von  der  Arbeit  Anderer  leben 
soll.  0  An  einer  anderen  Stelle^)  formulirt  er  das  dem  Gemeinde- 
besitz au  Grunde  liegende  Prinzip  in  folgender  Art;  es  besteht 
darin,  dMS  das  Land,  nach  den  ewigen  Gesetzen  dem  ganzen  Volk 
gehiirig,  d^rcbana  niaht  Gegenstand  des  Eigenthuma  von  einzelnen 
Pera<H»en  werden  kana^»  sondern  beständig  einem  jeden  Arbeiter  zur 
gänglich  sein  muss,  als  eine  ewig  bleibende  und  unverletzliche  Basis 


0  Cnopi>  oÖi>  o6xq.  Biaj(.  sex.,  1.  e.  pag.  40-^43* 

*)  O&h  SKOBOVi  OTpHi;.  oöii;.  seiueBi«^.,  1.  c.  pag;  160 — Ii67. 
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seines  persönlichen  Wohlbefindens  und  der  beständigen  Arbeit.  Der 
Grund  und  Boden  bildet  den  zuverlässigsten  Stützpunkt  und  das 
beste  Centrum  für  die  volle  ITreiheit  und  Selbständigkeit  der  mensch- 
lichen Arbeit.  Schliesslich  ist  zu  beachten,  dass  die  Erde  auch 
freiwillig  eine  grosse  Menge  werthvoller  Güter  gewährt,  die  nicht 
menschliche  Arbeit  hervorgebracht  hat;  auf  diese  haben  alle  Menschen 
das  gleiche  Recht. 

Gegen  die  von  den  Anhängern  des  individuellen  Grnndeigen- 
tbums  immer  wieder  ins  Feld  geführte  Thatsache^  dass  Gemeinde- 
besitz sich  nur  auf  niederer  Eulfursiufe  erhält,  mit  Entwickelang 
der  allgemeinen  Lebensverhältnisse  diese  Grundbesitzform  immer 
mehr  verschwindet  und  der  freie,  individuelle  Grundbesitz  sich  aus- 
bildet, dieser  Thatsache  gegenüber  legt  Tschernüschewski  0  &nfl- 
führlich  dar,  wie  die  höchste  Entwickelungsstufe  häufig  in  Betreff 
der  Form  mit  der  ersten  zusammenfällt.  Es  liege  durchaus  keine 
Nothwendigkeit  vor,  dass  auch  Russland  die  Zwischenstufe  des  aas- 
schliesslichen,  individuellen  Grundeigenthums,  wie  das  übrige  Europa, 
durchmachen  müsse.  Gerade  die  grundbesitzrechtlichen  Verhält- 
nisse der  vorgeschrittensten  Länder  Europa's  und  die  hieraus  sich 
ergebende  sociale  Lage  der  unteren  Bevölkerungsschichten  könnten 
auf  Russland  den  Einfluss  üben,  dass  wir  uns  von  der  niedersten 
direckt  in  die  höchste  Entwickelungsstufe  erheben,  ohne  jene  Zwi- 
schenstufe durchzumachen.  Ebenso  hatte  sich  AI.  Herzen^)  ausge- 
sprochen: Jjsh  sehe  ebensowenig  die  Nothwendigkeit  ein,  dass  Russ- 
land alle  Stadien  der  europäischen  Entwickelung  nachmachen  soll, 
als  die  Ursachen,  wesswegen  die  künftige  Civilisation  dieselben  ein- 
seitigen Forderungen  stellen  soll,  welche  die  frühere  gestellt  hat. 
Die  germanische  Kommune  ging  unter,  weil  sie  zweien  socialen 
Ideen  begegnete,  die  dem  kommunalen  Leben  vollkommen  entgegen- 
gesetxt  waren,  dem  Feudalismus  und  dem  römischen  Recht.  Die 
antikommunale  Civilisation  löst  sich  jetzt  allmälig  auf,  wesshalb 
soll  Russland  seine  Kommune  aufgeben? 

Beachtenswerth  ist^  dass  auf  wie  verschiedener  Basis  die  beiden 
Parteien  auch  stehen,  sie  in  der  Frage  des  Gemeindebesitzes  sich 
gegenseitig  unterstützen.  So  werden  die  Artikel  ans  dem  einen 
Lager  in  den  Schriften  der  anderen  Partei  reproducirl  und  mit  lo- 
benden Bemerkungen  begleitet.     Solches  erfährt  selbst  der  radikale 


0  »RpHTHia  ♦BJOco*cKHxi>  npexy^tMACHÜI  npoTHBi»  oÖD^MBsaro   BjagtlBU* 
im  GoBpeMeaBBii»,  1858,  Kr.  12. 

>)  «Vom  anderen  Ufer**,  pag.  161, 
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Artikel  ron  M.  Jarjio  im  „ATeHefi"  von  Seiten  der  Redaktion  des 
^CejbCBoe  BjaroycTpoilcTBO^^  während  die  Redaktion  des  ^ATeneit^ 
selbst,  deren  Haltung  in  der  Frage  des  Gemeindebesitzes  eine  reser- 
Tirte  ist^  sich  in  einer  Schlussbemerkung  zu  jenem  Artikel  gegen 
dm  Gedankengang  Jurjin's  ausdrücklich  verwahrt:  zwischen  dem 
in  Russland  bestehenden  Gemeindebesitz  und  der  Theorie,  auf 
welche  jener  Artikel  hinweist,  liege  nach  der  Ueberzenguuij;  der 
Redaktion  noch  eine  ganze  Geschichte. 

d)  Aus  socialpolitischen  Gründen.  Neben  den  Gründen 
socialökonomischer  Natur  werden,  wie  wir  zum  Theil  schon  gesehen 
haben^  für  die  Beibehaltung  des  Gemeindebesitzes  auch  socialpoli- 
tische  Gründe  vorgebracht  Der  Gemeindebesitz  verspricht  eine 
sichere  und  zweckentsprechende  Organisation  der  ländlichen  Be- 
rölkerong  im  Besonderen  und  dient  vornehmlich  zur  inneren  Festig- 
keit des  Staates  im  Allgemeinen.  Die  persönlichen  Grundbesitzer 
smd  durch  die  Art  ihrer  Beschäftigung,  ihrer  geographischen  Ver- 
iheilung  über  das  Land  isolirt  und  daher  ungeachtet  ihrer  grossen 
Zahl  machtlos.  Einer  solchen  Vereinzelung  kann  nur  ein  festes 
inneres  sociales  Band  entgegenwirken,  d.  i.  der  Gemeindebesitz,  der 
daher  als  Eckstein  der  Organisation  der  Ackerbaubevölkerung  zu 
bezeichnen  ist.  —  Ein  naturwüchsiger  selbständiger  Bauerstand  ist 
Döthig,  damit  der  Staat  stark  ist.  Derjenige  Stand,  der  in  einem 
Staat  das  Uebergewicht  hat,  giebt  der  Regierung  und  ihrer  Politik 
die  Richtung,  flösst  ihr  die  besondere  Pflege  seiner  Interessen,  seine 
Begriffe  >on  Recht  etc.  ein.  Der  ßauerstand  allein  kann  nicht  an 
der  Spitze  der  Bewegung  stehen,  er  ist  daher  die  zuverlässigste 
Grundlage  der  Gesellschaft:  nur  wenn  der  Bauerstand  der  feste 
Stützpunkt  der  Staatsregierung  ist,  wird  das  Recht,  die  Interessen 
alier  Stände  gleichmässig  wahrend,  in  Unparteilichkeit  geübt  wer- 
den. ')  Aach  wird  Gewicht  gelegt  auf  das  erzieherische  Moment, 
das  im  Gemeindebesitz  liegt.  Die  Macht  der  Gemeinde  über  das 
Land)  das  Interesse  eines  jeden  Bauern  an  eine  geordnete  Wirth- 
schaftafübrung  der  anderen,  machen  eine  moralische  Aufsicht  des 
Einen  fiber  den  Andern  möglich,  befördern  die  geistige  und  mora- 
lische Entwickelung  der  bäuerlichen  Bevölkerung;  der  Gemeinde- 
besitz   bildet   ein    moralisches    Band    zwischen    der   Menschen   und 


<)  Heben  den  oben  wiedergegebenen  AoBichten  noch:  Koschelew  in  seiner 
Amnerknog  zum  Artikel  Beil^ew*s:  „Pasöopi»  coviaeHifl  B  ^HHepnfla:  068op% 
lerop.  pasB.  eeshc  o6n^.  bi»  PocciB",  in  der  Pyccxan  Bec^xa  1866|  Kr<  1;  Der- 
ttlbe:  aDo  noBOxy  BypHauUbBuxii  cTarett  etc.**  i.e.,  pag.  162;  Derselbe:  »OÖn^RH. 
noa.  Bjax.",  1.  c.  pag.  124—125. 
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biete!  eiii^  moralische,  die  Seele  TeredelDde  BmehuDg. ')  Endlicli 
wird  noch  hervorgehoben,  dass  wenn  auch  die  Staatsregierong  die 
Vermittelung  Obernehmen  sollte,  die  Ablösung  des  in  bäuerlicher 
NnteuDg  befindlichen  Landes  nur  bei  solidarischer  Haft  der  Bauern 
fdr  die  Entrichtung  der  Zinsen  und  des  Kapitals  der  Ablösungs- 
schuld möglich  ist,  eine  solche  solidarische  Haft  ist  aber  nur  beim 
Gemeindebesitz  möglich  und  gerecht. 

2.  Gegen  die  Begründung  der  Bedeutung  und  NothwendigkeiC  des 
Gemeindebesitzes  tritt  eine  zahlreiche  Reihe  von  Schriftstellern  anf.^ 

Wie  oben  bereits  bemerkt,  erkenneti  besonnene  Gegner  dieser 
Grundbesitzform  die  Unzutr&glichkeit    einer  plötzlichen   und   allge- 


1)  Seiuex^meosaH  Faaera,  1857,  Kr.  100,  Koichelew:  i,IIo  noBOxy  syp- 
naxbi.  crareft  eic.^,  1.  c.  pag.  174  a.  A. 

*)  Gegen  den  Gemeindebesits:  im  PyccKitt  Blbcraaii,  1858,  Kr.  13.  A.B. 
ByTOBCKilt,  OÖn^RBHOe  axa^taie  a  co6cTBeHBOCTb,  pag.  3—59,  Kr.  14  und  Kr.  15 
Q.  J^.  HaiOBi»:  „0  äbheowl  a  ofin^HRHou-b  Bjax^Hia  aeajeio*,  pag.  197—240  und 
pag.  389—440,  Kr.  16,  G.  HBaaCBi»:  IIo8eHejn»HBfl  coGcTBeHUOcTb  ir  oön^HBHoe  aaa- 
Xl»Rfie,  pag«  613—640,  1857  Kr.  22,  X.  TyMÜseBÖepri»  (pseudonym):  HaoiiiiD  n» 
pexaKTopy  no  noBojiy  Bonpoca  «o  noseaejuiott  coöcraeBBoeTa*,  pag.  101 — J15. 
Sehr  energisch  tritt  das  Wochenblatt  IIoJHTBKO-BKOBOMB^ecxiii  yxaaaT&tb  C^^ac* 
tear  Wernadski)  gegen  den  Gemeindebesitz  in  zahlreichen  Artikeln  in  den  Jahr- 
gängen 1857—1859  ein,  so  besonders  In  einer  Reihe  von  Artikeln  unter  dem 
Titel:  0  noseitejbRott  co6cTBeBBOcTH  1857,  Kr.  22,  25,  27  und  29  (gegen  Tweber- 
nütchewski).  Kr.  47,  48,  50  (gegen  Kosehelew),  1858:  Kr.  7,  12  (gegen  TtelMr- 
nüschewski),  14  (gegen  Penise w),  41  und  44  (gegen  Kosckelaw),  1869:  Vr.  7 
und  9  (gegen  Tschemüschewski)  n.  a.  A.  CrpyROBi»:  Onurb  asjoKeBia  raaa- 
Bliltmnx'b  ycjOBitt  ycn^mnaro  cejbCKaro  xoSHttcTsa,  1S57,  Kr.  lO.  A.  CaBejibeBi»: 
3aMli9aHiji  0  npefliiyn^ecTBt  noaevejiBBott  coÖctbcbhoctb  npeAi»  oGn^aBBuirii  Bja- 
X^BiBVb  Kr.'  49.  A.  CTpyKOBi»:  0  noseMeABOifb  BjaxtRiR  ■  noibsoBania  in  der 
deKiex^b^eeaafl  rasera,  1858,  Beilage  3d-*52.  Die  letatgenannlo  Zeitung  bringt 
Artikel  fttr  und  gegen  den  Gtemeindebeaiti.  Gegen  den  Gemeindebeaita  u.  A. 
auch  das  SypHaii»  3eiueBjaAeji>i^eB'b  (1858,  Kr  8  n.  a.) 

Im  CeJbCKoe  BjaroycrpoltcTBO  finde  ich  einen  Artikel  gegen  den  Ge- 
meindebesits.  Hb.  CaÖypOBii:  IIo^CKy  y  aacii  BBOJiocb  o6ii;ecTBeRBoe  nojbsoBaRie 
UB  aiBX'KHie  SeMJeio,  b  iioseTi»  jr  btoti»  nopH^OKii  6tm  H8n%BeB%t  1859  M  I. 

Bine  aiassToiie  nnd  eingehende  Behandlung  der  Frage  bietet  A.  Oojoai^an : 
0  BosextJibBOM'b  BJa^liBiH  Wh  PqcoIb  in  den  OTevecTaeBaua  ^aa■elu^  1858  in  6 
Artikeln  Bd.  116—119:  in  den  beiden  ersten  Artikeln  bespricht  er  die  hanpt* 
sitchlichsten  über  den  Gemeindebesitz  im  Jahre  1857  erschienenen  Schriften,  in 
den  folgenden  die  bäuerlichen  Agraryerhältnisae  in  den  Staaten  Europas,  im 
dehlnsaartikel.  Band  119  pag.  212—228,  legt  er  seinen  Standpunkt  dar,  er  spricht 
sieh  gegen  eine  allgemeine  Aufhebung  des  Gemelndebeeltcee  aus;  bei  voller 
Anerkennung  der  Vorsage  des  Qemeindebesitsct,  ist  er  doeh  der  Ansieht,  daes 
die  fortschreitende  £ntwiokelang  allmlUig  den  Uebergang  anm  individnellen  Be< 
sitz  zur  Folge  haben  werde  —  hier  früher,  dort  sp&ter. 
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MiDfii  AnfbebQiig  4tt  OismeiddebeBiteea  und  der  Eitifübraug  des 
perBÖoIichen  Orütidbesiteeb  aii,  die  diürob  die  gleiebeeitig  erfolgende 
Aufhebung  der  Leibeigeti^eb^fl  und  Selbdtändigkeitserkl&ruDg  der 
bftiieflicbM  Oemeind«  wesentlieh  erhobt  werden  wirde:  Wenn  mit 
der  Sittfttbrnng  djeeer  fondametitaleti  Relbrm  der  ßeziehotigefi  der 
BaoeTD  tu  dem  Ottteherrn  und  dem  Staat  aücb  zugleich  die,  durch 
alte  Gewohnheit  lieb  {gewordene  Nutzunga-  end  Beeittart  des  Öruttd 
and  Bodens  durch  eine  prineipieil  andere  ersetzt  und  dadurch  das 
ganae  aoctale  und  ökonomische  Leben  der  Bauern  eine  vollst4n^ 
dige  innere  Umw&l%ting  erfahren  wurde,  sn  wurden  ganz  unbere«- 
obenbnre  Oefehren  hervorgerufen,  deren  Tragweite  freilich  nicht  2U 
ermessen,  die  aber  leicht  nicht  allein  das  Gelingen  des  Refdrmpro- 
jekls  der  Eknnneipätion  des  bauerstandes  in  Frage  stellen,  sondern 
Sogleich  auch  das  gtinae  Staatsleben  in  seinen  innersten  Fugen  er^ 
schttttertt  konnten.  Es  verlangen  daher  Gegner  des  Gemeindebe- 
sitses  niehl  die  sofortige  Aufhebung  desselben,  sondern  bestehen 
Aur  darauf,  dass  unter  gewissen  Bedingungen  die  Aufbebung  des 
Qemeittdebesittes,  resp.  der  Austritt  aus  der  markgenossenschalt«' 
liehen  O^ineinde  gestattet  werde.  Hierbei  gehen  sie  von  der  An*- 
aahtte  iMis,  dass  in  Berücksichtigung  der  grossen,  mit  dem  Gemeinde- 
besitz verbundenen  Kachtheile  ökonomischer  wie  socialer  Art  die 
Abschaffung  der  Ümtheilungen  des  Landes  und  der  Uebergang 
sam  individuellen  Besitz  sogleich  erfolgen  werde,  so  wie  die  Ge-* 
meinde  ftigentfaumsrecht  an  dem  Gemeindelande  erwirbt,')  einer 
Annahme,  die  bis  beute  ihre  Bestätigung  nicht  gefunden  bat. 

In  der  Fnege,  ob  der  Gemeindebesitz  mit  der  Einführung  der 
grossen  Reform  deshalb  beizubehalten  sei^  um  der  Gemeinde  die 
sonst  fehlende  innere  Festigkeit  zu  schaffen,  damit  sie  befähigt 
werde,  die  neue  und  grosse  ihr  zufallende  Aufgabe  mit  Erfolg 
zu  erillUen,  gehen  die  Ansichten  in  Betreff  des  Gemeindebe^ 
Sitzes  merklicber  ikuseinander;  es  lussen  sieb  aus  diesem  Lager 
Stimmen  vernehmen,  welche  die  Berechtigung  dieser  t^orderung  in 
Abrede  stellen.  Gharakteristiseh  ist  die  Stellung  der  Parteien  zu 
dieser  Fribge;  währen<l  die  AnhGLnger  des  Gemeindebesitzes  sonst 
sieht  Worte  genug  finden^  zu  verherrlichen,  wie  tief  im  slawischen 
snd  speeietl  im  russtsehen  Volk  das  Bedflrfbiss  des  Sichaneinander'- 
schliessens  steekt,  weit  tiefer  als  in  irgend  einem  anderen  Volk  der 
Welt,  kbnnen  sie  doch  nicht  das  be&ngstigende  Gefahl  bemeistem, 


>)  Iwanow  I.  s.  pag»  618)  Tsshftsohsrln:  O  MattVOSit|ea%  a  öy^yt^eirB  noio- 
seilM  BoaUiiMiuax'b  speoft>Bfl«  in  Aieiei,  18Mt  Kr.  &,  Batowski,  1.  s.  paf.  39. 
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dasB  mit  Aufhebung  des  Gemeindebesitzes  die  Gemeinde  auseinander« 
fallen  werde.  Dagegen  Gnden  sich  unter  den  Gegnern  des  Gemeinde- 
besitzes, die  den  bestehenden  inneren  Zusammenhang  der  Gemeinde 
mit  Vorliebe  äusseren  Faktoren  des  Zwanges,  der  gutsberrlichen 
und  der  staatlichen  Gewalt,  zuschreiben,  Stimmen,  welche  der  Ge- 
meinde auch  ohne  die  Basis  des  Gemeindebesitzes  genügenden  inne- 
ren Halt  zusprechen,  um  den  ihr  zuzuertbeilenden  Pflichten  nach- 
kommen zu  können.  Wenn  es  auch  nur  Einige  dieser  Partei  sind, 
welche  dieser  Ansicht  einen  direkten  Ausdruck  gewähren,  so  scheint 
ihr  doch  eine  weitere  Verbreitung  zugesprochen  werden  zu 
mdssen,  da  kein  Widerspruch  gegen  dieselbe  von  dieser  Seite  her 
erfolgt  ist. 

In  Betreff  des  Hinweises,  dass  die  solidarische  Haft  der  Gemeinde, 
wenn  ihr  nicht  das  Verfflgungsrecht  über  den  in  der  Nutzung  ihrer 
Genossen  befindlichen  Grund  und  Boden  zugesprochen  wird,  niobt  die 
genügende  Bürgschaft  für  die  rechtzeitige  Entrichtung  der  den  Baaeni 
obliegenden  Steuern  und  Zahlungen  biete,  ja  leicht  ganz  illuaorisch 
werden  könne,  wenden  Gegner  des  Gemeindebesitzes  dagegen  ein, 
dass  die  solidarische  Haft  überhaupt  nicht  erforderlich  sei,  wenn  die 
befürwortete  Umwandlung  der  bisher  auf  den  Personen  ruhenden 
Lasten  in  solche  auf  dem  Grund  und  Boden  ruhende  erfolge» 

Doch  diese  Differenzen  spielen  nur  eine  untergeordnete  Rolle. 
Der  prinzipielle  Gegensatz  konnte  sich  erst  bei  Behandlung  der 
Momente  vollständig  herausstellen,  welche  für  die  bleibende  Beibe- 
haltung des  Gemeindebesitzes,  als  einer  für  das  gesammte  Staats- 
leben bedeutungsvollen  Institution,  zur  Geltung  gebracht  wurden. 

Was  die  dem  Gemeindebesitz  zugeschriebene  nationale  Bedeu- 
tung anbetrifft,  so  wird  diese  von  den  Gegnern  dieser  Grundbemtz- 
form  vollständig  in  Abrede  gestellt.  Der  Gemeindebesitz  ist  keine 
Wirkung  einer  eigentbümlichen  Anlage  des  slawischen  Volkes  im 
Allgemeinen  und  des  russischen  im  Besonderen.  Einerseits  hat 
Gemeindebesitz  auch  bei  anderen  Völkern  zur  Zeit  einer  gewissen 
Entwickelnngsstufe,  so  bei  den  Germanen,  Kelten  etc.  bestanden  0; 
gegen  den  Einwand,  dass  die  Beibehaltung  dieser  Grundbesitzform 
bei  slawischen  Stämmen  und  speciell  bei  den  Russen  dem  in  diesem 
Volke  mehr  entwickelten  Gemeinsinn  zuzuschreiben  sei,  wird  geltend 
gemacht,  dass  andererseits  nicht  die  gesammte  russische  bäuer- 
liche Bevölkerung  in  Gemeindebesitz  lebt,  sondern  in  nicht  wenigen 


*)  Siehe  auch  Beprnrrpeocepi:  Ht^To  o  <(iiiBmev<fc  oöo^HBBOirb  noseneifcHorb 
PM^^aiB  Sil  repafSBia  im  n(Mi.-9xcH.  yitas.  18l>8  Hr.  9. 
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Ooarerneinento  das  Beeteben  von  individuelleni  OruBdbesitz  nach- 
gewiesen werden  kann,  und  zwar  nichl  allein  in  den  Gegenden,  in 
welchen  der  Untergang  des  Oemeindebesitzes  auf  Rechnung  römisch- 
rechtlicheD  und  überhaupt  abendländischen  Einflusses  (wie  z.  B.  in 
Kleinnissland)  gesetzt  werden  könne,  sondern  auch  in  solchen,  die 
iouner  unter  russischer  Herrschaft  gestanden  haben,  so  im  Gouver- 
oemeot  Wologda  die  Polowntki  (Hälftner),  in  verschiedenen  Qon- 
Ternemente  die  Odnodworzi  (Einhöfler),  die  wenn  auch  von  Dienst- 
leaten,  also  vom  Adel  abstammen,  doch  unter  derselben  kommunal- 
administri^tiven  Organisation  wie  die  Domänenbauern  stehen. 

Die  Gegner  sehen  vielmehr  im  Gemeindebesitz  nur  eine  Folge 
der  noeb  niederen  wirthsohaftlichen  Entwickelnngsstufe ,  er  hat 
sich  durch  die  Leibeigenschaft  und  die  Kopfsteuer  ausgebildet  und 
erhalten.  Da  die  Abgaben  und  die  Leistungen  an  den  Staat  nach 
der  Zahl  der  Seelen  vertheilt  wurden,  musste  auch  das  Land  nach 
Seelen  geiheilt  werden.  Wenn  ein  jedes  Täglo  dieselben  Leistungen 
an  den  Gutsherrn  zu  entrichten  hatte,  so  musste  der  Gutsherr  einem 
jeden  Täglo  einen  gleichen  Landantheil  gewähren.  Es  besteht  daher 
gar  kein  unlösbares  Band  zwischen  dem  Gemeindebesitz  und  der 
Natur  dea  russischen  Volkes,  er  ist  keine  besondere  Emanation  des 
slawisch-russischen  Geistes,  vielmehr  nur  eine  künstliche,  durch  eine 
zweieinbalbhundertjährige  Ordnung  der  Dinge  sich  ausbildende  Or- 
ganisation. Was  speciell  die  Leibeigenen  anbetrifift,  so  haben  diese 
überhaupt  keinen  bleibenden  Besitz,  sondern  nur  zeitweilige  Nutzung 
oder  Nutzung  auf  unbestimmte  Zeit;  sie  befinden  sich  stets  unter 
der  Gefahr  verkauft  und  weggeführt  au  werden;  auch  sonst  kann 
deo  Bauern  das  Land,  das  sie  bebauen,  entzogen  werden.  Bei  einer 
solchen  Unbeständigkeit  des  Besitzes  und  der  Gleichheit  der  Lasten 
sind  Theiluiigen  des  Landes  in  gleiche  Theile  ganz  erklärlich.  Bei 
solchen  Verhältnissen  verlangt  der  Bauer,  wohin  er  auch  versetzt 
wird,  Gemeindebesitz  und  Umtheilungen;  ob  die  Lasten  nach  Seelen 
oder  nach  Tl^lo's  auferlegt  werden^  die  Seelen  wie  die  Täglo's  ver^ 
äDdem  sich  und  daher  müssen  Aenderungen  in  der  Vertheilung  des 
Landes  eintreten.  Dass  im  Laufe  der  Zeiten  das  Volk  an  diese 
Art  der  Nutzung  des  Bodens  sich  gewöhnt  hat,  ergiebt  sich  ganz 
oatürlich;  ja  die  Macht  der  Gewohnheit  ist  so  stark,  dass  sie  sogar  die 
Ursachen,  die  sie  bedingen,  überlebt:  wenn  die  Bauern  durch  Kauf 
oder  durch  Geschenk  ihr  Land  als  Eigenthum  erworben  haben,  so 
bewahren  sie  gewöhnlich  den  Gemeindebesitz  mit  Umtheilungen. 
Kor  dieser  Macht  der  Gewohnheit  ist  das  Beharren  beim  Gemeinde- 
besitz zuzuschreiben.    Die  Liebe  des  Bauern   zu  seiner  Gemeinde 


ist  nar  die  Liebe  £u  seiner  Heimath,  keine  besondere  Anhftngtiehkeit 
an  die  übliche  Grandbesitzform.  Daftir  spricht  das  itn  rnssiBchen 
Bauer  so  stark  hervortretende  Gefühl  individneller  Sdbstftndigkeit 
und  damit  die  Liebe  2uni  persönlichen,  oM^nlastbai^tt  Bigenthum. 
Das  Streben  nach  Erwerb  persönlichen  Grundeigenlhums  ist  ia 
Orossrnssland  sehr  bemerkLaf.  Schon  vor  dem  Gesete  vom  3.  Hftra 
1848,  das  den  gutsherrlichen  Bauern  gestattete,  Land,  H&nser,  Bndes^ 
kurzum  alle  Arten  von  Immobilien  zum  Eigenthnm  bu  erwerben, 
hatten  solche  Käufe  nicht  selten  stattgefunden,  jet^t  sind  sie  in  noch 
grösserem  Mass  su  beobachten.  Wenn  die  Bauern  eine  *o  tiefein- 
kiination  snm  Gemeindebesiz  hfttten,  so  müsste  sie  sich  nooh  slilrker 
in  den  Familien-  und  Geschlechtsverbänden  zeigen.  Indessen  kann 
ein  Jeder,  der  je  ein  Privat-  oder  Kronsgnt  verwaltet  hat,  beaeugeo, 
mit  wie  viel  Mühe  die  Bauern  von  einer  übermItoBigen  ZersplitteniDg 
der  Familien  abgehalten-  werden,  die  in  wirtbschaftlicher  Beziehang 
dem  Herrn  wie  den  Bauern  selbst  schädlich  ist.  Die  Bauers 
wollen  sich  immer  abtheilen  und  eine  isolirte  Selbständigkeit  sich 
schaffen:  der  Sohn  theilt  sich  möglichst  früh  vom  Vater  ab,  der 
Bruder  vom  Bruder,  der  Schwiegersohn  vom  Schwiegervater  etc. 
Und  wie  viel  Klagen  laufen  gegen  die  Gemeinde  ein^  beeondsrB 
nach  einer  neuen  Umtheilung,  wie  viel  Aergernisse,  Intrigueo  asd 
Streitigkeiten  hat  der  ordentliche  Wirth  zu  erleiden,  dem  die  voo 
ihm  gedüngten  Aecker  abgenommen  und  dagegen  deteriorirt«  Aeoker, 
die  durch  die  Hände  von  ITaullenzern  gegangen  sind,  zngewissea 
werden  ')•  Gerade  weil  der  Bauer  sich  in  seiner  wirthsehaftiichen 
Thätigkeit  von  der  Gemeinde  beengt  fUhlt  und  stets  die  Gefahr 
vor  Augen  hat,  der  Früchte  einer  erhöhten  Anstrengong  durch 
Gemeindebeschluss  beraubt  zu*  werden,  hat  er  eine  so  geringe  Nei- 
gung zum  Ackerbau.  Nicht  eine  Nachwirkung  des  alten  Nomaden* 
lebens,  sondern  die  Unsicherheit  des  Besitzes  bewirkt  es,  dass  der 
Bauer  so  gern  den  Ackerbau  aufgiebt  und  ausserhalb  der  Oemeinds 
in  Handel  und  Gewerbe  aller  Art  unumschränktere  Thätigkei  und 
sicheren  Erwerb  sucht.  Ihre  volle  Bestätigung  findet  diese  Ao* 
nähme  in  der  so  vielfach  beobachteten  Erfahrung,  daae  sowie 
ein  Bauer  Land  zum  persönlichen  Eigenthnm  oder  auch  nur  zeai  ge* 
sicherten  Pachtbesitz  erwirbt,  sein  Interesse  fttr  sein  Eigenthu 
seine  Arbeit,  die  Lage  seiner  Familie  mit  bewundemngswardii 
Schnelligkeit  wächst,  selbst  wenn  er  nooh  Leibeigener  ist:  v 
soh wunden  ist  Apathie,  Faulheit;  jetzt  ohärakterisiren  ihn  Snergi 


M  ButowBki:    ,»O0ix\BB.  Rtax.  n  cö6ctb.\  1.  t,  pag.  18  sto. 
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FIriss,  Sorgfalt  in  allen  Afbeiten.  Dieselbe  Erschtinnng  tritt  *za 
Tage,  wenn  der  Bauer  eam  Handel-  oder  Gewerbebetrieb  äbergeht: 
während  er  aiit  grOsster  Bofglosigkeit  seine  Landparzelle  bestellte, 
weckt  die  freie  und  unbefainderte  Thätigkeit  in  seinem  neuen  Le- 
beDsberaf  alle  in  ihm  echluniniernden  Kr&fte:  der  Frächte  seiner 
erhöhten  Arbeitsanstrengung  vollkommen  sicher,  entfaltet  sich  in 
ihm  eine  Anspannung  seiner  Srftfte,  ein  Unternehmungsgeist  nnd 
Wetteifer  im  wirthschaftliohen  Kampf,  die  ihm  früher  ganz  fremd 
wftren  ')• 

Gegen  die  socialOkonomische  Theorie  der  Anh&nger  des  Ge- 
meindebesits^es  wird  mit  den  bekannten  Argumenten  gegen  den 
SocialismuB,  gegen  Jede  Besehrftnhung  der  wirthRcfaaftlichen  Freiheit, 
gegen  jedes  Oebundensein  des  Grund  und  Bodens  zu  Felde  gezogen. 
lo  grösserer  oder  geringerer  Ausführlichkeit  wird  ein  Abriss  der 
Geschichte  des  Grundeigenthums  in  Westeuropa  geboten,  aus  der- 
selben der  Sohluss  gewonnen,  dass  mit  zunehmender  Bevölkerungs- 
(lichtigkeil  und  der  hieraus  reeultirenden  Nothwendigkeit  einer  inten- 
siveren Bodenbestellung  durch  Anwendung  steigender  Arbeits-  und 
Rspitalmassen  der  Grundbesitz  selbständig  gemacht  werden  muss. 
Nor  bei  rollkommen  fireier  Verfügung  über  den  Grund  und  Boden 
—  sowohl  was  seine  Nutzung  als  was  seine  Theilbarkeit  anbetrifft  — 
wird  die  höchste  Production  und  die  riehtigste,  den  Bedürfnissen  der 
^esammten  Volkswirthsohatt  zweckentsprechendste  Vertheilung  des 
Grundbesitzes  erzielt^). 

Der  Furcht  ror  der  Entstehung  einds  Proletariats  wird  entge- 
gengehalten der  Hinweis  auf  den  grossen  Landreichthum  Russlaods, 
aar  den  Mangel  an  Arbeitskräften  in  allen  Branchen  des  wirthschaft- 


0  D.  Stmkew  in  dsr  ,»3eiu6Alub9eeBas  rsaefs^,  1858,  Beilage  33—62  psg. 
16  -!?• 

»J  Hejelow  im  „PyccKiÄ  BftCTHHKi»«,  Kr.  15,  pag.  194  217,  Kr.  15,  pog. 
404—436.  Batov^skl  1  c.  pag.  9—15,  4l.  J.  Ssolowjew:  0  noaeHej.  Bja^.,  1  e. 
Artikel  III,  IV,  Y  und  Vi  (pag.  209—211).  Letzterer  betont  fibrigens  auf  das 
NadidrUcklichste,  dass  beim  freien  VerfKgnngsrecht  nicht  die  im  Interesse  der 
Gesammtheit  za  wansehende  Vertheilung  des  Grundbesitzes  sich  ausbildet.  Auch 
Iw.  Saaburow,  Gegner  des  bestehenden  Gemeindebesitzes,  hebt  hervor,  dass  die 
Uge  der  bftuerliehen  BeTÖlkernn^  eine  bessere,  da  gesichertere  ist  als  die  der 
Proletarier  Im  Westen,  doch  sei  zu  berücksichtigon,  dass  auch  beim  Gemeinde- 
beiiu  Aritetith  entsteht  und  sieh  erhalten  kann:  diejenigen,  die  yerarmt  sind, 
kennen  keinen  Landantheil  übernehmen  und  nutzen  nur  das, Gehöft.  Die  pre- 
e^  Lag^  dlMer  Leute  werde  durch  dfe  Gemelndeorganisatir n  yerdeckt  und  ent- 
ziehe sfdi  daher  leieht  der  Aufmerksamkeit  Auswärtiger,  üo^eiiy  y  naei»  sse- 
^oth  oöoieerBeaBoe  noAsoeaBie  ete  ?  im  O&ibCB.  BjiaroyCTp.  1859  Nr.  1, 
P»g.  70. 
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licBen  Lebens  and  auf  die  Leichtigkeit,  bei  hohem  Lohn  dberall 
einen  sicheren  Unterhalt  zu  finden.  ^Landlosigkeit^  der  Arbeiter- 
bevölkerung und  Proletariat  sind  zumal  in  Russland  nicht  synonym  0- 
Das  Wohlbefinden  der  ländlichen  Bevölkerung,  das  ja  Ziel  und  Richt- 
schnur bei  den  Anhängern  des  Gemeindebesitzes  ist,  wird  darch  eine 
Lockerung  des  Gemeindeverbandes  nicht  geschädigt,  sondern  im 
Gegentheii  geradezu  gefördert:  nur  bei  freier,  unbehinderter  Bewe- 
gung der  Bevölkerung  ergiebt  sich  diejenige  Vertheilnng  derselben 
über  das  ganze  Land  und  in  die  vielgestaltigen  Gebiete  des  wirth- 
schaftlichen  Lebens,  die  sowohl  für  die  Gesammtheit  als  ftlr  das 
ökonomische  Fortkommen  des  Einzelnen  am  vortheilhaftesten  ist 

In  grosser  Ausführlichkeit  behandeln  die  Gegner  des  Gemeinde- 
besitzes die  ökonomischen  und  geistig*sittlichen  Schäden,  die  diese 
Grundbesitzform  mit  sich  bringt. 

Der  Kern  der  schlimmen  Wirkungen  liegt  in  den  periodi- 
schen Umtheilnngen  des  Landes.  Der  nicht  bleibende  Besitz 
des  Landes  bewirkt,  dass  der  Bauer  kein  Interesse  daran  bat, 
seinen  Landantheil  gut  zu  bestellen,  Verbesserungen  aller  Art  ein- 
zuführen, da  er  stets  der  Gefahr  ausgesetzt  ist,  denselben  bei  der 
nächsten  Unitheilung  zu  verlieren,  deren  Termin  zumeist  nicht  fest- 
steht, sondern  beliebig  von  der  Majorität  der  Gemeindeversammlong 
anberaumt  wird.  Mit  dem  ökonomischen  Naohtheii,  der  aus  dem 
schlechten  Bestellen  des  Landes  sowohl  dem  Bauer  als  der  ganzen 
Volkswirthschaft  erwächst,  sind  auch  moralische  verknüpft:  der 
Früchte  seiner  Arbeit  nicht  sicher  wird  der  Bauer  faul«  nachlässig, 
sorglos.  Der  Unternehmungsgeist  wird  nicht  befördert,  sondern 
unterdrückt.  ^)  Dass  die  Umtheilungen  des  Landes  die  Ursache  der 
ungenügenden  Bodenbestellung  ist,  wird  auch  daraus  erwiesen,  dass 
während  die  der  Umtheilung  unterliegenden  Acker  sehr  sorglos  be- 
stellt werden,  das  Gehöftland  und  die  Hanffelder,  die  den  bäuerlichen 
Familien  zu  bleibender  Nutzung  zugetheilt  sind,  sich  der  grössten 
Sorgfalt  erfreuen,  stark  gedüngt  werden  etc.    Auch  von  praktischen 


1)  Nejelow  im  PyccKiä  B^ctshbi»,  Nr.  15,  pag.  439. 

>)  Butowaki,  1.  c.  pag.  45—46,  K^elow:  0  jaiaoMii  h  oön^aaBOicL  ajajitaia 
aeMJieio  im  PyccRitt  BftcTRHX'b,  Kr.  15,  pag.  399  etc.  Prof  Wemadski  stellt  im 
noJiRTHKO-dKOHOM.  yKasaTejib,.1857,  Kr.  29,  die  dem  Gemeindebesitz  aar  Last  ge- 
legten Schäden  in  16  Punkten  zusammen,  siehe  Pankt  7,  9,  10  (Tsehernäschew* 
eki  erwidert  auf  dieselben  im  CoBpsiieBHan»,  Kr.  9  und  \0\  desgleiohsa  Kr  13 
und  25,  D.  Strukow  im  üoj.-dKOH.  Vsas.  Kr.  10.  Ueber  die  ßchttden  dar  Um- 
theilangen  auch  noch  Kr.  48  derselben  Zeitschrift:   CocraBjanTi  «■  oepeA^u 

SKOHOMSHeCKÜt  yCD^Xl»? 
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Landwirtheo  wird  jener  Uebelstand  erkannt,  und  auf  so  manchen 
Gntern  sind  von  ihnen  die  periodischen  Umtheilungen  untersagt 
worden.  •) 

In  dem  Prinzip,  dass  eine  jede  Seele  das  Recht  wie  die 
PMicht  auf  einen  Landantbeil  hat,  Hegt  ein  Bevormundungssysfem, 
in  welchem  die  Bauern  als  moralisch  minderjährig  betrachtet  wer- 
<fea;  dasselbe  hat  den  Nachtheil,  dass  es  Sorglosigkeit  hervorruft, 
sowie  Dnverständniss,  über  die  Zeit  in  geeigneter  Art  zu  verfügen, 
Eigenschaften,  wie  sie  an  Kindern  zu  finden  sind.  Der  Bauer  weiss, 
dass  er  nicht  vor  Hunger  sterben  wird,  dass  er  aber  andrerseits 
seine  Lage  nicht  erheblich  verbessern  kann,  die  durch  die  Willkür 
der  Gemeinde  zerstört  werden  kann.  Wenn  also  auch  der  Gemeinde- 
besitz die  Entwickelung  von  Landiosigkeit  hindert,  so  befördert  er 
docii  die  Entstehung  der  Armuth  unter  den  Bauern.  Mit  der  Pflicht 
der  Debernahme  einer  Landstelle  wird  istuch  Derjenige,  der  keine 
ifeigong  zam  Ackerbau  hat  und  zu  einer  anderen  Erwerbsthätigkeit 
fiberzogehen  wünscht,  an  die  Scholle  und  an  die  Landwirthschaft 
geöanden.*3 

Darch  den  Gemeindebesitz  wird  eine  zu  grosse  Bevölkerung 
dem  Ackerbau  erhalten,  ein  Theil  derselben  gezwungen,  den  zum 
Unterhalt  fehlenden  Theil  des  Jahresbedarfes  ausserhalb  der  Ge- 
meinde durch  Nebenerwerb  sich  zu  erarbeiten  ^).  Das  hiermit  ver- 
bundene Hin-  und  Herwandern  eines  erheblichen  Bruchtheils  der 
ländlichen  Bevölkerung  ist  nicht  allein  mit  ökonomischen  Nach- 
^beilen,  sondern  auch  mit  sittlichen,  das  Familienleben  zerstörenden 
Schäden  verbunden.  Hit  weiterer  Zunahme  der  Bevölkerung  wird 
dieser  Uebelstand  um  so  stärker  zu  Tage  treten,  als  bei  der  zu  er- 
vv'artenden  Steigerung  des  ßodenwerthes  ein  freiwilliges  Ausscheiden 
&UB  der  Gemeinde  nur  ausnahmsweise  erfolgen  wird.  Auch  werden 
überhaupt  die  Schwierigkeiten  der  Aussiedelung  eines  Theiles  der 
Revölkerang  auf  anderes  Land  beim  Bestehen  des  Gemeindebesitzes 
bedeutend  erhöht.  Wird  jedoch  das  Land  bleibend  den  einzelnen 
Büfen  der  Gemeinde  zugetheilt,  so  wird  das  neu  heranwachsende 
Geschlechl;,  das  nicht  durch  Erbschaft,  Kauf  oder  Pacht  eine  Land- 
Stelle  erlangen  kann  oder  will,  das  ist  der  überschüssige  Theil  der 


9  Atteh  von  Kawelin  wird  diese  Thatsaehe  hervorgehoben,  Bsrjaxi»  RS 
H<^yio  eeMhotyn  oöiaHsy  im  ATeHeft,  pag.  170. 

')  J.  Ssolowjew:  0  noaeif  Bja/t.  in  den  OTe^ecTB.  3aa.,  Bd.  119,  pag.  213, 
^'ernadakl,  1  e.  Nr   29  anter  Panict  5,  11,  13. 

')  Batowski^  1.  e.  pag.  37— 4Ü.    Hcgelow,  1.  e.  pag.  434. 


-  1«  - 

ländlicbea  Bevölkerung^  aich  lei<ibi  von  clom  bematbliebeD  Dorf 
trennen  und  je  nacb  Neigung  und  Lage  der  individueUea  Varbält- 
nisse  sich  als  Arbeiter  auf  grösseren  landwirtbscbaftlicben  EUblisse- 
menta  verdingen,  oder  aicb  selbständt^  auaied^In  durcb  Kauf  oder 
Paobt  eines  Landstückea,  oder  endlicb  Hi^udel  oder  OevirerbQ  treiben. 
Hierdurcb  wird  eine  iiweckentsprecbender«  VertJti^ilvtg  d«r  Bevöl- 
kerung erzielt.  Pas  unentwickelt^  Städtewesen  RusataMid'$  wird 
sich  durcb  grösseren  Zuflusa  von  Arbeitakräften  alleir  Art  hebeDi 
die  noch  döon  bevölkerten  Landstriebe  werden  an  Bevölkerung  ge- 
winnen etc*  —  mit  emem  Wort;  der  allgen^eine  Woblataiud  des 
Staates  wird  erbeblich  zunehmen. 

Auch  wird  auf  alle,  mit  der  Gemenglage  der  Grundglucke  ver- 
bundenen Nachtheile  (FLurzwanzj  hingewiesen:  das  Gebundensein 
der  Einzelnen  an  daa  Bewirthschaftungssjstem  der  Gesampitbeit, 
daher  Unmöglichkeit  der  Eiafübrung  eines  rationellen  Sygtema,  Be- 
schränkung der  persönlichen  Initiative,  Verhinderung  oder  miode- 
steus  Erschwerung  eines  jeden  f'ortscbritte^^  etc«  etc. ') 

Mit  Recht  bemerkte  hiergegen  die  andere  Partei,  dass  diese 
Schäden  nicht  den  Gemeindebesitz  als  aolchexi,  sondern  überhaupt 
den  unter  Flurzwang  stehenden  und  noch  mehr  den,  mobt  unter 
diesem  Zwang  befindlichen,  in  kleinen  Stücken  parzellirten  indivi- 
duellen Kleinbesitz  treffen,  da  bei  der  geringeren  Macbtbefugniss 
der  Gemeinde,  resp.  den  grösseren  Rechten  des  Einzelnes  und  gar 
noch  bei  der  vollkommenen  Machtlosigkeit  der  Gemeinde  in  Betreff 
des  Grundbesitzes  weit  schwieriger  fundamentale  Aenderungen  im 
Wirthschaftsbetrieb  durchgeführt  werden  können,  als  b^i  der  Voll- 
gewalt der  russischen  Gemeinde:  dort  kann  Eigensinn  und  Unver- 
stand Einzelner  ein  Reformproject  zum  Scheitern  bringen,  während 
hier  nur  die  Majorität  für  dasselbe  willig  zu  machen  ist. 

Schliesslich  werden  noch  die  Nacbtheile  der  solidarischen  Haft 
der  Gemeinde  (in  Betreff  der  rechtzeitigen  und  vollständigen  Ent- 
richtung der  Steuern  und  Leistungen  an  den  Staat  und  an  des 
Gutsherrn)  dargelegt.  Wenn  diese  Haft  auch  nicht  prinzipiell  mit 
dem  Gemeindebesitz  verknüpft  ist^  so  kann,  sie  doch  mit  Beibehal- 
tung des  Gemeindebesitzes  füglich  nicht  entmisst  werden. 

Wie  die  Umtheilungen  des  Landes  den  Bauer  abhalten,  meh 
als  die  dringendste  Arbeit  auf  den  Boden  zur  Erzielung  eines  nach 
baltig  gröss^en  Ertrages  w   vesrwenden,   so   bAU  di^  solidarische 


1)  Wernadski  im  IIoji-dKOB  yKatSTCiib,  Vm^  Kf.  22,.  in  dea  Paaktaa  iH 
in  Nr.  29.    ry«8ft8ea4epn»  im  Pyosi.  B«ffT.,  1854,  Ni«  22,  psg,  U)6  ste« 
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Haft  ihn  ab,  seia  loventar  bd  yergröBsem:  die  Sftamigkeit  in  der 
SrfälluBg  d«r  Zablvagsverpfliehiung^n  Seileos  dep  faulen  Wirthe 
bedroht  »aorat  gerade  da$  Inventar  des  wohlhabenderen,  also  des 
sorgsanien  nnd  fl^issigen  Wirthen. 

3.  In  dieaer  Fehde  über  <ieii  dein^indebesitB,  die  faat  drei  Jahre 
bindvrch  1857—1859  die  Zeitschriften  nnd  TageablMter  in  hervor- 
ragendeiD  Mm«  in  AuBpruch  nivinit,  iftacht  sich  eine  wesentliche 
Lücke  sehr  emffindlich  fühlbar:  es  mangelt  vollständig  an  Material 
positiver  Thalsaehen.  In  grosser  Ausführlichkeit  nnd  mit  er*- 
müdfoden  Wiederhohingen  werden  immer  wieder  dieselben  abstrak- 
ten Gründe  ftu*  und  wider  den  Gemeindebesitz  vorgebracht.  Es 
soll  der  Werth  der  Auseinandersetzungen  und  Darlegung  der  Orga- 
aisatipn  und  der  praktaechen  Qestaltnng  de«  Gemeindebesitzes  durch« 
aoii  nicht  geschmUert  werden.  Verdanken  wir  doch  ihnen  eine 
Toliständigere  und  korrektere  Erkenptniss  des  Gemeindebesitaes^  wie 
er  sich  im  praktischen  Leben  gestaltet  ^  als  sie  aus  den  früheren 
Sckriften^  besonders  aus  üa]Lthe.vsens  Werk,  erlangt  werden  konnte. 
Es  feUl  i^)er  w  Thataachen,  auf  Grund  welcher  sieh  ein  Urtheil 
bilden  lie^se  darüber,  wie  die  Wirkungen  des  Gemeindebe- 
sitzes, insbesondere  die  ökonomischen,  in  Wirklichkeit  sind« 
Die  Erfabmngen  Einzelner,  die  der  praktischen  Landwirthe  und 
überhaupt  Derjenigen,  die  Eenatniss  vom  russischen  Gemeindelehea 
haben,  wie  sie  in  der  Literatur  isur  Geltung  gebracht  werden,  tragen 
mehr  oder  weniger  dea  Charakter  subjektiver  Voreingenommenheit; 
der  Gesichtspunkt,  von  welchem  der  Einzelne  ausgeht,  die  nationale 
and  social ökonemifiche  Lieblingstheorie  einerseits,  wie  die  Streüg« 
glinhigkeit  der  „Oekonemisten^  an  die  Unfehlbarkeit  ihrer  Prin<> 
zipien  und  der  aus  denselben  abgeleiteten  Sätze  andererseits  fi^rben 
die  Beobachtungen  und  die  fins  ibn^n  gezogenen  Schlüsse.  Es  wäre 
nur  ermüdend,  auf  all  die  Einzelheiten,  die  von  beiden  Seiten  vor- 
gebracht  werden,  einzugeben;  keiu  anderes  Resultat  ergiebt  sich 
darans,  als  dass  die  von  der  einen  Seite  vorgebrachten  Thatsachen 
voo  der  gegnerischen  Seite  in  Abrede  gestellt  oder  auf  andere 
ürgaehen  zurückgeführt  werden. 

Gegen  die  Behauptung,  der  Geoieindebesitz  sei  die  Ursache  der 
angenügendcA  Beatelluog  des  Bodens,  wird  eingewandt,  der  Wirtb* 
schaAsbeteieb  auf  den  gutshevrlichen  Höfen  sei  nicht  besser,  als  bei 
den  Bauern,  ja  zum  Theil  wohl  noch  schlechter,  da  der  Ertrag  des 
bäuerlichen  Landes  nicht  selten  höher,  als  der  der  gutsherrlichen 
Hufe  sei.  Dass  der  Bauer  in  Folge  des  Gemeindebesitzes  faul  sei, 
^'ird  nieht  eingeräumt,  vielmehr  betont,  dasa  in  der  Zeit  dringeudedr 
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landwirthscbftftlicher  Arbeit  die  grösste  Anspannan^  der  EiMte  an 
finden  ist:  die  Feiertage  werden  nicht  eingehalten,  nur  die  geringste 
Erholung  wird  sich  gegönnt,  selbst  ein  Theil  der  Naebt  snr  Arbeit 
verwandt.  Dass  in  der  bäuerlichen.  Bevölkerung  ein  weitverbreitetes 
Streben  zum  individuellen  Grundbesitz  liegt,  wird  in  Abrede  ge- 
stellt. Dass  der  Bauer,  wenn  er  ein  Grundstack  zum  Bineelbesitt 
erlangt,  sein  Land  besser  bestellt,  wird  entweder  nicht  zugestanden 
oder  je  nach  den  speciellen  F&llen  anders  interpretirt:  ftir  beson- 
ders unternehmende  Leute  ht  der  Gemeindebesitz  nicht  ein  Er- 
forderniss,  diese  mögen  ausscheiden  und  für  ihre  besondere  Bega- 
bung zur  Befriedigung  ihres  Unternehmungsgeistes  sich  nach  einem 
weiteren,  unbeschränkten  Thätigkeitsgebiet  umsehen;  wo  die  Ein- 
höfler  eine  behagliche  Existenz  führen,  in  diesen  Gegenden  ist  die 
Lage  der  Bauern  im  Gemeindebesitz  nicht  schlechter;  doch  bestehen 
Ja  auch  Landstriche,  wo  die  Lage  der  Einhöfler  keine  günstige,  wo 
ewige  Streitigkeiten  in  Folge  der  Gemenglage  der  Grundstücke, 
die  durch  Erbschaft,  Kauf  etc.  immer  grösser  geworden,  schliesslich 
zur  Einführung  der  geschmähten  Umtheilungen  geführt  haben*). 
Werden  specielle  Misstände  hervorgehoben,  so  beruft  man  sich  anf 
den  Einfluss  der  Gütsherren  und  der  Staatsbeamten:  ihr  Eingreifen 
hindert  die  Gemeinde,  die  am  besten  weiss,  was  ihr  frommt,  an 
einer  zweckentsprechenden  Vertheilung  des  Landes  und  Verwaltont; 
ihrer  inneren  Angelegenheiten  überhaupt.  Dagegen  behaupten  die 
Gegner  des  Gemeindebesitzes,  dass  gerade  dieser  Einfluss  die  Ve^ 
wirklichung  vieler,* dieser  Grundbesitzform  eigenthflmlichen  Schäden, 
(Häufigkeit  der  Umtheilungen,  ungerechte  Ausführung  derselben, 
Familientheilungfen,  nachlässige 'Wirthschaftsnihrung  etc.)  unmöglich 
gemacht  hat.  Ohne  diese  äussere,  ausserhalb  der  Gemeinde  lie- 
gende Kontrole  wäre  in  vielen  Fällen  der  bäuerliche  landwirth- 
schaflliche  Betrieb  vollständig  in  Verfall  gerathen. 

Bei  dem  empfindlich  sich  fühlbar  machenden  Mangel  an  genü- 
gend beglaubigten  positiven  Daten  über  die  Wirkung  des  Gemeinde- 
besitzes beansprucht  besondere  Beachtung,  weil  auf  Grundlage  weit 
gehender  Untersuchungen  fussend,  ein  offizieller  Bericht:  ,|068opi» 
A^lIcTBiil  ^enapTaiieHTa  cejbCBaro  xosattcTBa  c%  1844^1858*  (es 
ist  dieses  ein  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  DomänenminialeriomB 
seit  seiner  Gründung).     Ein  Abschnitt   behandelt  die  Hasuiahmeo, 


0  üeber  die  Lage  der  Einhöfler:  ]H  Ilp.  3av*TKB  o  cnocoöaz'b  uax^iii 
aeifjeio,  in  der  3eiijeA^'i>*iecKa«  TaaeTo,  1857,  Nr.  100,  eine  Erläaterang,  in 
Kr.  103  derselben  Zeitaftg.  J.  Ssolowjew:  0  ooaeMejbBovb  BJaA%HiH  bii  PoecU> 
in  den  Otm,  3an,  Bd.  116,  pag.  eit-^642. 
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die  das  genan&te  Ministeriam  zur  Hebung  der  Landwirtbachafl  ge- 
b-offen  bat  and  bezieht  sieh  auch  auf  den  Gemeindebesitz  (Tbeil  III, 
KapUel  IV^  pag.  58-— 68);  hier  heisst  es  u.  A.:  Die  bei  verschiede- 
nen   Veranlassungen    yorgenominenen    Untersuchungen    haben    die 
grossen  Schäden  des  Gemeindebesitzes  ergeben,  die   sich  besonders 
stark  in  den  grossen  Dörfern   gezeigt  haben.     Bei  den  häufig  sich 
wiederholenden   Umtheilungen  hat  der  Bauer   keine   Veranlassung, 
kein  Interesse  daran,  seinen  Landantheil  sorgfältig  zu  bearbeiten  und  zu 
düngen.     Dieser   Umstand,    sowie   der,    dass    die    bäuerliche  Land- 
stelle, in  viele  Parzellen  zersplittert,  die  entfernt  von  einander  und 
Tom  Hofe  liegen,  sieh,  in  Gemenglage  mit  Landstücken  der  anderen 
Wirthe  befindet,  schwächen  die  Energie  und  den  Fleiss  des  Bauern: 
er  wird  sorglos  und  nachlässig  in  der  Besorgung  seiner  Wirthschaft. 
Dieser  Uebelstand  lässt  sich  nicht  anders  als  durch  den  Uebergang 
za   erblicher    Nutzung    der    Landstellen    beseitigen..    Schon 
seit  längerer  Zeit  hat  die  Staatsregierung  diesen  Gedanken  ins  Auge 
gefasst;    am  Schlosse    des    vergangenen  Jahrhunderts  sind  mehrere 
Anordnangen  zur  Beseitigung  häufiger  Umtheilungen  getroffen.  Durch 
das  am   8.  April  1843  Allerhöchst    bestätigte   Reichsrathsgutachten 
ist  dem  Domänenminister   das  Recht  zugesprochen,   diejenigen  Do- 
mänenbauern^  die  sich   aus  Gouvernements,  in   welchen   durch  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  der  bäuerliche  Landantheil  zu  klein  geworden 
ist,  in  dOnftbevölkerte  Gouvernements  überzusiedeln  und  ihnen  Fa- 
miiienhöfe   (oenettflue   jnacrwn)  zuzutheilen.  0     Zq>*   Durchftlhrung 
dieser  Massnahmen  sind  weitere  Untersuchungen  angestellt  worden, 
aas  welchen  es  sich  ergeben  hat,  dass  die  Bildung  von  Familien- 
höfen  nach  in  einigen  inneren  Gouvernements  (also  ohne  Aussiede- 
lung der  Bauern  in  fremde  Gouvernements  mit,  dem  Bauer,  fremden 
klimatischen    und    Bodenbedingungen)    mit    Brfolg    vorgenommen 
werden  kann,  und  zwaJr  derart,  dass  es  den  Bauern,  die  es  wün- 
schen, gestattet  werde,  sich  auf,  ihrer  heimathlichen  Gemeinde  be- 
nachbarten, der  Krone  gehörigen,  bisher  verpachteten  Landstücken 
(o6poqBUfl  crarbH)  anzusiedeln,  oder  auch  auf  solchem  Lande,  das. 


0  Btttowski,  1.  t.  pag.' 52  ete.,  and  J.  Ssolowjew:  0  n08eMeja>H0irb  Bja/ck- 
ui  Bii  Poceia  in  den  Oten.  3an.,  Bd.  116,  Art.  II,  pag.  635  etc.  weisen  aneh 
ftof  diese  BUdiing  niittieil|>srer  Familienhöfe  hin.  Batowski  wünacht  diese  Agrar- 
IK>Iitik  angiivandt  sa  wissen  auf  die  aus  der  Leibeigenschafl  tretenden  Bauern, 
vobei  er  besonders  betont,  daas  die  Freiwilligkeit  einer  solchen  Ansiedelung 
and  des  Ueberganges  zum  persönlichen  Grundbesitz  gewahrt  bleibe  nnd  nicht 
durch  Zwang  diese  Reform  eingeführt  werde. 
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den  betrafftoden  Oemeindco  bereits  znsMieBd^  wegen  gro^aer  Eel- 
fttDong  rom  Dorf  nuv  mit  groaaea  Sehwierigkeiien  bearbeitet  wer- 
den konnte.     Dntth  diese  nesen   Ansiedeluiigen  gedenkt  das  lünl- 
Bteriam,   welches    besMidere    Anfmerksamkeit  auf  die   BinricbtaiDg 
des    landwirtlisobafUicbeQ    Betriebes   nnd    d^   gansen  Orgaaisatioii 
desselben  zu  verwenden  beabsiohiigt,  Beispiele  eines  besseren  Be- 
triebes   der   umwohneftden  BES^ölkerang   nam  Vorbild  an   sehaffiBs. 
Dies«  Projekt  erbiell  am  9.  Desember   1846  die  AHerfatebste  Be- 
stätigung.   Däe  Principien^  naah  weleben  laut  den  beiden  Oesetzen 
die    grundbesitarechtliokra    VerblUtoisse    für    diese    Aasiedelnngeo 
(sawal  fttr  die  Banera«,  wekhe  in  anderen  dünnbevölkerten  GnuYsr- 
»emeilts^  als  anch  fflr  die,  wekhe  ia  den  Oovreraeaients   der  bii- 
kerigan  Wohnsitae,  aber  auF  aadevea  Landstflckea  sich  anaiedels), 
au  organisiren  siad,   lassen   sieh  folgendermassen   aiisammanfasseo: 
Jeder  Familieabof  (ceiieik&&til  y^acTOKOi)    befindet   sieh   in    nathsii- 
barbm  Besiftae  des  Wirthen.    Das  Nntsnngsreehl    ist    erblieh;   der 
Familienbof  mit  den   auf  demselben   erbauten  Wohn-  und  Wirtb- 
schaftsgebftuden,  aoit  den  Aekergeräthen^.  einem  bestimmten  Qu&- 
tarn  an  Vleh^  als  dem   nothwendigeB  KubeMr   einer   YollstiUidigeD 
Wirths^aft,  wie  es  in  der  bisibend  gültigen  Wirthaebaftsb^ohreibusg 
ailgegeben  ist,  geht  in  seinem  rollen  Biestande  auf  den  Aelteatea  der 
gesetzlich  Ehrbberoehtigten  dber,  wenn  nicht  bareils  dal*  Beaiisar  in 
gesetamiesiger  Ordnnag  eines  setner  Kinder  oder  einen    anderen 
Verwaadteii   zum  Erben   seines  Hofes  «ingesetzt  hat;   daa   übrige 
Vermögen  wird  geaaUsa  den  altgetneinen  Oesetaen  nnd  der  Örtiiehen 
€tewohnheit  unter  seine  Erben    g^etkeilt«     Das  Verfiigaiigsraoht  ist 
nbr  ia  soweit   besohrftnkt,   als   sokbe   Hi^   nur   auf  Erooabaaem 
übergeben  können,  säomigiB  Steuerzahler  ausgetetat  werdta  «ad  der 
betrefFende  Hof  entweder   unter  VormundsehAft  gestellt   oder  dem 
allcbsten    Brben     übertragen    wird.     Ea    betonen    ist,   daas   diese 
Regeln    nur   für   freiwillig  eroh  Aussieddndo  Geltung  haben.    Die 
dtaatsregiarung  erleichtert  nur  den  Uebergang  zur  persOattohea  und 
erblichen    Nutaaöig,    and    legt    den    eingabUrgsrten   Gew^oluihriten 
keinen  Zwang  auf.    Der  erste  Versuch  zur  Einführung  dieser  neuen 
gruodbesitzrechtlichen   Ordnung  ist  in   den  Kreisen  Stawropol  und! 
$siimaT4ii   (im    Ocover^emcAt  888i,iaarsJ>  gemjQ^ht:    inn  Jedire   1853 
watren.  bereit»  4S8  FaimiUea,  bsaHebend  aas   aiSft  m&nnUehen    and 
1626  weiblichen   fielen,  (aus    d<em    Goavemenvent  Peasa,   Tals^ 
Küfsk,  Nowgorod,  WlBdimlr  und  H&s&n!)   üaoh   <|fes^h  Chrdnds&txen 
ang^esiedelt. 
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Uftbet  doA  .praktieohM  Etfaig  diMBr  IfMsnibmeii  bietet  J.  So* 
lowjew«^)  der  im  JeJkre.  1SS7  4i08e  AosiediBlaiigen  beiacht  bat, 
billig«  Daten.  Im  £jreiae  Seamaca  befaBdeo  aich  in  diesem  Jahre 
bereits  757  solcher  FamilienanaiedehingeQ  mii  einer:  Bevölkerang 
?0Q  3346  mtonUcbeii  Seelen.  Der  Hof  beeteM  ans  82  Dess&tinen 
Ackerland,  4  Dessätinen  Wiese  und  je  eitieff  Dessäüne  Wald,  Weide 
oad  Geh^ftftreaU  also  ansauin^en  aut  39  Desa&ttnen.  Ausserdem  ist 
ein  bedeutendes  Areal  (V,  der  DonCmark)  tut  BukQnfiige  Neabil- 
daogen  von  JBij^fen  feservirl.,  day  bis  .dahin  in  ZeUpaebt  vergeben 
wird.  Ausser  diesen  Sfiftn,  die  in  kleinen  Dör&en  von  nichl  über 
30  Hören  (gewöhnUeb  in  6,  6,  10  Hufen)  beisammen  liegen,  be- 
stellen ncßh  JEünaelbOfe  (ocoOnaa»)v  a«  denen  60  Dess&tinen  gehören, 
dsch  gieM  es  eoMer  nnr  wenige.  Die  B^esnltate  schildert  nun  J. 
Saolonflew  als  sehr  erfrenliohe:  der.  Wohletand  bebt  sich  bemerkbar, 
uunal  r&Ut  jdar  ^r^sea  Viehstand  in  die  Augen«  Auch  hftben  einige 
iHeser  Innern  mil  deir  Dttfigung  dee  Bodena  begonnen,  was  sonst 
in  dieser  Qegand  ni(ibt  Üblich  ist,  und  dabei  sehr  günstige  Erfolge 
eraieU«  U.ebarhaugt  wird  der  t^m  gut  bestellt  Dabei  konstatirt 
Ssolowjnw  jed^obi,  dass  die  Untbellbarkeit  und  das  Verbot  der  Ver- 
grdssemxig  der  Hö4»  nush  Klagen  hervorrufen:  kleinien  Familien  ist 
ein  sokJi»er.  Hef  au  groes,  greeaen  Familien  dagegjen  zu  klein.') 

4.  Jfm  4i^  B«!re^tig»ng  und  die  praktische  Bedeutung  der 
gegen  den  Gemeindebesitz  vorevb^acbien  Gründe  wird  eine  heftige 
Fehde  j^fühxk  J)ie  Anhänger  4ee  Gtemeindebesitaes  stellen  aum 
Tbeil  jegden  Werth  derselben  in  Abrede,  enm  Theil  gesteben  sie 
ihnen  ^or  eine  relative  fiiedeutnng  zu.  Und  so  weit  auch  Schlbden 
Qiit  dem .  Gemeindebeeitz  verbanden  sind,  ao  werden  dieselben  doch 
Toa  den  grossen  natiofii^len  und  soisial'^Okonemisehea  Vortbeilen,  die 
im  Weaan  dieser  Grundbesitzform  liegeii,  reichlich  überwogen, 

Füm  Erste  legen  sie  —  in  grösserer  oder  geringerer  Ausfuhr^ 
liebkeit  -^  dar,  wie  der  Besitfistand  in  der  Gemeinde,  resp.  die  Ver- 
theilnng  dea^jLandea  sich  durchaus  nicht  in  der  schablonenhaften 
and  menbaniachen  Ajrt  gestaltet,  w^  die  Gegner  sie  aumeist  dar- 
stellen* VieUnebr  a^gt  sieh  bierin  die  grösste  Mannigfaltigkeit  in 
den  vejcacbiedeiißn  Tbeilen  des  fleichs:  je  nach  den  lokalen  Bd- 
dingungf  n,  dßt  Art  dar  Bodenbestellung,  der  Grösse  der  Bevölkerung 
and  des  der  Gemeinde  anstehenden  Landes. 


0  »0  no^eveniaoani  umnibwm  mi»  Poscui«   ist  den  Oieqeov.  Ssou,  Bd.  116, 
1&58,  Art  n,  psg.  635—641. 

0  1*  e.  psg.  640—641.  .     . 
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Die  Orundprincipien  des  Oemeindebesitees ,  wie  sie  sich  im 
praktischen  liCben  des  rassischen  Volkes  ausgebildet  haben  ^  sind 
nachstehende  (wir  folgen  hier  den  Aoseinandersetoungen  Ssamarin*! 
mit  Berttcksiehtignng  der  Anderen): 

Die  Besiehnngen  der  ländlichen  Beyölkernng  zum  Lande  zeigen 
sich  in  dreifacher  Form'): 

a>  OSn^HHHoe  Bja/cbHie,  d.  i.  die  VerMgiing  der  Gemeinde  als 
Gesammtheit  über  das  Gemeindeland. 

b)  GoBovynHoe  noiLSonaHie^  gemeinsame  Nataung. 

c)  JnqHoe  nojfcaoBame,  persönliche  Mntznng. 

Diese  drei  Beziehungen  bestehen  nicht  neben  einander,  sondern 
mit  einander  auf  das  Engste  verknApft.  Die  Gemeinde  als  Kollek- 
tiveinheit verfügt  (Bjax^OTi)  über  das  ganze  Gemeindeland  und  be- 
stimmt die  Art  der  Nutzung:  einen  Theil  des  Landes  lässt  sie  brach 
liegen,  einen  anderen  vertheilt  sie  —  zur  Beackernng  —  an  ihre 
Glieder  nach  dem  «Tftglo'  etc.  Der  Theil  des  Landes,  der  wirth- 
schaftliche  Vortheile  gewährt,  ohne  Arbeit  zu  beanspruchen,  ver- 
bleibt in  gemeinsamer  und  ungetheilter  Nutzung  —  hierher  gehören 
Weide,  Brachfeld,  Wald  etc.,  den  deutschen  ,» Gemeinheiten  *  zu 
▼ergleichen.  Das  übrige  Land,  d.  i.  das  Gehöft-,  Garten-,  Acker- 
und  Wiesenland  wird  zur  persönlichen  Nutzung  der  Hauswirthe  auf 
kürzere  oder  längere  Zeit,  oder  auch  auf  unbestimmte  2ieit  zage- 
theiltw  Bin  jedes  Mitglied  der  Gemeinde  hat  Antheit  an  allen  drei 
Beziehungen  zum  Lande:  Stimmrecht  in  der  Gemeindeversammlang 
in  Betreff  der  Verfügung  über  das  Gemeindeland ,  Antheil  an  der 
Nutzung  der  ,|Gemeinheiten',  und  endlich  die  persönliche  Natznog 
des  ihm  zugetheilten  Landes  (des  Nad^l,  Ha^lurB  —  im  engeren 
Sinn),  das  er  mit  eigener  Arbeit  und  eigenem  Kapital  als  selbstän- 
diger Wirth  bearbeitet.  Der  Einzelne  gelangt  zu  seinem  Recht 
durch  Theilung  des  Landes  nach  „Tftglo"  —  in  dieser  Thei- 
lungsart  sieht  Ssamarin  die  vollste  und  charakteristischste  Aeusse- 
rung  des  Gemeindelebens,  hierin  sieht  er  den  Kernpunkt  der  Frage '). 

Das  Ljind  könnte  nach  der  Zahl  der  Seelen,  oder  nach  der  der 
erwachsenen  Arbeiter,  oder  endlich  nach  der  Zahl  der  Familien  ge- 
theilt  werden.  Alle  diese  drei  Theiinngsarten  führen  Uebebt&nde 
mit  sich;  die  zweite  Art  wäre  noch  die  relativ  beste.  Das  Volk  hilft 
sich  auf  eine  originelle  Art  hierbei:    es  bildet  eine  idelle  £inheit^ 


0  Ssamarin:   O   nosoiieABOii«  oÖn^iBBOK«  aja/rbais  im  Oeneioe   Biaroy 
erpoScTBO  1858,  Nr.  I,  psg.  19—34. 
*)  Sfsmarin  1.  e.  psg.  82. 
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g^annft  Täglo.  Sin  Tftgio  bildei  ein  bestimmtes  Qaaotum  an  Ar* 
beitskrftften  and  an  materiellen  Bedflrfaissen.  Dass  die  Qe« 
meinde  bei  Bestimmung  des  Tägio  auch  die  Bedürfnisse  in  Be- 
rflcksichtigang  zieht,  ergiebt  sich  ans  der  täglich  sich  wiederholenden 
ErfabniBg:  wenn  eine  Familie,  die  sich  durch  Todesfall,  Rekruti- 
niDg  etc.  in  ihrem  Bestände  verringert  hat,  einen  Theil  ihres  Landes 
aofgiebt,  so  erhält  diesen  Theil  nicht  die  Familie,  die  über  die 
meisten  Ar4>eitskräfke  verfügt,  sondern  die  Familie,  die  durch  den 
Uoterhalt  von  AUersscbwaohen  und  Kindern  am  meisten  in  An-» 
sprach  genommen  ist. 

Die  Grösse  eines  „Täglo^,  nach  Seelenzahl  gerechnet,  wechselt 
Bsdi  örtlichen  Bedingungen.  Gewöhnlich  ist  die  Zahl  der  Tägio 
einer  Gtemeinde  etwas  weniger,  als  die  Hälfte  und  etwas  mehr,  als 
eis  Drittel  der  Zahl  der  männlichen  Seelen.  —  Das  Täglo  ist  die 
Einheit  der  proportionalen  Beziehung  der  Kräfte  und  Bedürfnisse 
zQm  Lande,  zu  den  Vortheilen  und  Lasten  verschiedener  Art.  Einer- 
aeits  steht  das  Täglo  in  Beziehung  zur  Person ,  andererseits  zur 
äusseren  Natur. 

Je  nach  der  Grösse  des  einer  Gemeinde  zustehenden  Landes, 
d.  i.  nach  dem  Verhältniss  der  Bevölkerung  zum  Gemeindeland  er- 
folgt die  Tbeilung  des  Landes  auf  verschiedene  Art.  Es  wird 
Bsmlich  entweder  die  Einheit  auf  Grund  der  Arbeitskräfte  und  der 
Bedfirfidisiie  gebildet  und  diese  auf  das  Land  übertragen,  oder  es 
wird  zuerst  das  Land  in  eine  bestimmte  Anzahl  Stücke  getheilt  und 
diese  Anzahl  Landstücke  bildet  die  Basis  der  Theilnng  unter  die 
Oemeindegenossen.  Wo  die  Gemeinde  über  viel  Land  verfügt,  dort 
gelangt  die  erstere  Methode  zur  Geltung:  hier  bildet  der  persön- 
liche Bestand  der  Gemeinde  die  Grenzen  der  Theilnng  (xpoöjieaifl) 
and  wird  zur  Basis  der  Bestimmung  der  Zahl  der  Täglo  'genommen, 
die  sich  in  solohen  Fällen  der  Hälfte  der  Seelenzahl  in  der  Ge- 
meinde nähert.  Wo  hingegen  die  Gemeinde  wenig  Land  hat^  zu 
wenig  sur  voMen  Beschäftigung  und  Unterhaltung  Aller,  dort  bildet 
die  Grenze  der  Theilnng  die  Minimalgrösse  einer  Ackerwirtbschaft, 
bei  welcher  nach  Ansiebt  der  Bauern  die  Bestellung  des  Bodens  mii 
den  fiblidfaen  Mitteln  möglich  und  vortheilhaft  ist.  Ist  die  Gemeinde 
darch  Zunahme  ihrer  Seelenzahl  bis  zu  dieser  Grenze  gelangt,  so 
stellt  sie  eine  weitere  Vergrösserung  der  Zahl  der  Täglo  und  eine 
weitere  Zersplitterung  der  Landtheile  ein,  wie  sehr  auch  die  Bevöl- 
kerung zunehmen  sollte:  der  persönliche  Bestand  eines  Täglo  nimmt 
demnach  beständig  zu,  so  dass  auf  ein  Täglo  endlich  ca.  drei  Seelen 
kommen.    (Täglo  von'  über  drei  Seelen ,   sagt  Ssamarin ,   sind  ihm 
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nichfc  yorgekomTnen.)    Viele  erwadieelie  Arbeiter,  die  einen  Lead- 
antheil  zn  überDehmen   befUtigl  wftren,    bleiben  ohne  AviheH  an 
de^  Ländzutheilnng   und  gebea   auf  Ari>eit  avBw     Dieses   sind   die 
saTflrjiiae  (d.  i.  die  ausser  dem  Tiglo  stehen).  — ^  lUese  km^sI  Ope- 
rationen  von  Landkheilongen   YeTansohanUeht   Ssamarin  dorrti    fol- 
gende geometrisehe  Proportionen:    Die  Ctesammtbeit  der   Arbeits- 
kräfte nnd  Bedürfnisse  der  giuizen  Gemeinde  ^erhtth  sieb  smr  Ge* 
sammtheit  der  LandnotTtungen ,  Über  wetehe  die  Oemeiiide  verMgt, 
und  der  ihr  obliegenden  Laeten,  ^e  ^as  Qnantam  an  ArbeilskriUlen 
und  Bedürfnissen,    das  als  Tftglo- Einheit  angenommen  ist,  ziür  ge- 
snohlen  Grösse  des  Landanttaeils  «nd  der  Leistmgen.    Oder:    die 
Gesammtheit  der  Landoutsnogen  nnd  Lasten'  veriitit  sieh  xnr  Cto* 
sammtheit  der  persOnliehen  BedürAiisse  und '  ArbeitskvWIe,  wie  der 
Laadantheil,  der  als  ökonomische  Binheit  angenommen  ist,  aar  ge* 
suchten  Grösse  des  Personalbestandes  4eaTllglo. 

Das  Land  wird  jedoch  nieht  in  natura  naeh  der  Zahl  derTftgto 
getheilt,  das  Tftglo  ist  eine  ideelle  Binbeit,  die  nnr  aar  Vertfaeihing 
des  Landes  und  der  obliegenden  Leistungen  dient,  —  in  Wirklieh- 
keit  nutzen  das  Land  und  entrichten  die  Leisinngen  nicht  die  T^lo, 
sondern  die  Höfe  oder  Familien,   und  zwar  je  nach  d^  Zahl  der 
auf  sie  auferlegten  Tlkglo:    so  können  a.  B.  drei  Tftgio  eine  Wirth- 
schaftsmheit  bilden,   sie  erhaHen  Land  fflr  drei  Tilglo  «nd  loteten 
aasammen    ungetheilt   die  Abgaben  ete.    Der   aai^arioft  (SättlglfH), 
der  ausser  dem  T&glo  Stehende^   ist  der,    welober  Frau  und  Kind 
zu  Hause   l&sst  und    auf  Arbeit  ausgeht,   da  die  beimatUiGke  Oe» 
meinde  nicht  für  alle  Arbeit  hat.     Das   eru-beitete  Geld  Hbereriebt 
er  dem  Ha;u8wirthen  (Vater,  Brüder  etc.):    Der  „eavarjoft*  verliert 
nioht  sein  Reoht  auf  Land  und  die  Vortbeüe  der  gmndbeeiteliohen 
Ansllssigkeit ,    er  geniesst  dasselbe-  Recht  So  gut  wie  die  Anderen^ 
aber  in  besonderer  Art.    In  diesem  Jahre  ist  er  auf  Arbeit  anage- 
gangen,  im  folgenden  Jahre  -^  etwa-  beim  Tode  eines  ArbeitsfliMgnB, 
beim  Verlust  einer  Arbeitskraft  dnrch  Rekrutirrnttg  ete.  «^  UeibI  er 
im  Dorf.     Vielmehr  bedeutet  8«rarioit   ein  solebto  Gemeindeglied, 
welches  bei  der  Veranlagung  der  TAglo  nicht  mit  in  Ansohlag  ge- 
bracht, welches  für  die  lokalen  laildwirthscbaftlioben  Arbeitaa  nicht 
erforderlich  ist  % 


0  Sftamarin:  «0  no8.  o6ii^.  Bja^.**  1.  c.  pag.  26,  Derselbe:  „OÖn^BBoe  aaa» 
K^aie  H  coÖCTseBHOCTb  ByToecKaro"  im  CejbCRoe  BiaroycrpoScTBO  iS&^  Hr.  10, 
pag,  28  etc.  A.  Koschelew:  ^Qo  nosoxy  sypsaibauxi  craTeft  etc.*  ia  Pyeeaaa 
BsotxBt  1857,  Band  IV,  pag.  146,  153,  154.    Berselbe:   »OGn^taBse  nossamanoe 
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Das  g08ehiM«rte  Ver/ahren  der  LandreftbeiluBg  üüAet  sieb  nicbfe 
Sberali  in  seiner  roUeD  ReJtibeit^  nod  «War  dort  nicht,  wo  die  lobate 
AdmiDisiralioo  mit  awingenden  Asordnaogen  die  Qemeiade  beengt. 
So  ist  auf  rielen  Ofttetn  die  Normalaabl  der  Täglo  auf  die  H&lfte  der 
Zahl  der  rnftnalicbeD  Seelea  beitimmt,  aaf  anderen  Gilter«!  ist  daa 
Alter  featgesetat,  in  welebeai  de«  Arbeiter  ein  Tl^Ie  aufauerleQSfi 
kt.  Baofig  wiffd  die  Zabi  der  Tlkgle  ?ersiebrt,  ebne  das  Geiiaeiiida* 
Isad  EU  erweitern.  Die  Abgaben  and  Lasten  vsrgr59$ern  sioh,  die 
Mittel  an  ihrer  Deekong  bleiben  dieselben.  £10  solobes  Verfahrea 
widerspriehl  der  VoHissitte  direkt«  Atioh  ist  sireng  von  der  Tftglo- 
Tbeilang  an  aebeiden  die  TbeUnng  des  Landes  nacb  der  Seeleazabl ; 
Iststera  iat^  ureu  aacb  an  manchen  Orten  in  die  Gewohnheit  der 
Baaem  ftbergegangea«  doch  nar  ein  kanatliches  Gebilde  der  Verwal- 
tang.  In  rielea  Donaänendörfiarn  haben  auoh  die  Banern  die  von. 
4er  Obrigkeit  eingefiihrte  Tbeilnag  des  Landes  nach  Seelen  nmg»* 
wandelt  in  eine  aaeh  Tftglo,  wobei  das  Land,  welehes  dem  einen 
Hof  sn  viel  angetfaeiil  war^  einem  anderen  Hof  übergehen  ^arde, 
der  Mangel  an  Land  hatte  %  -<-  ^Wenn  anoh  in  solcbed  F&llen  die 
Vellrssüle  dem  änsserem  Druck  nachgiebig  so  versehwindet  sie  do^b 
nisht.  liire  Lei^nslUiigkeit  erwtiat  sie  in  einigen  sich  erhaltenden 
EreAeinabgen,  and  sie  f&üt  wie  ein  elastischer  Körper  die  mehr 
oder  weniger  engen  Grenzen,  in  denen  ihre  Freiheit  einge^ 
icblosaen  isk'^^ 

la  der  Nntanng  eines  Theües  des  Gemeindelandes  b^  siab 
eadlieh  eine  besondere  Beebtslage  entwickelt:  das  GehöCtland 
(yoaietsaa  aenaal,  d.  i.  das  den  bftnerlieben  Hdfen  annäebal  bele- 
gene Land  verbleibt  in  erb  Hoher  Nutzung  der  betreffenden  Fa*- 
fflilie,  nnd  zwar  entweder  in  seiner  ganzen  Auadehnungt  die  wieder 


Biax^aie*  im  Cexbci.  Biaroyer.  1858,  Nr.  8,  pag.  116,  117,  128.  —  Fy^attBeHÖeprii 
(pteadooym):  JlBehuo  vb  psAaiTopy  etc.'*  im  PyccKitt  Bi^cthui»,  1857,  Nr.  22, 
Wrieklat»  dass  ia  eiaigealiaadslriiben  dsr  mm  Heslfsa  bel«a«nen  Oeaveraements 
■th  in  der  banerliebeii  Bevölkeroae  drei  ClatBea  gebüdat  habsn:  dis  sine  (die 
&aagtfijs)  enirlobtst  kaiasrlei  Abgaben  no(>h  Leistaagsa,  die  sweite  Claese  i^i)r 
Qnen  Tbell  dies«  Varpfliehtnogea«  die  drUts  Classs  (die  der  Wirtbe  mt  vallssi 
Uadaolbell)  dngegea  savnUiehe»  Diese  £rsehsipnag  ist  ans  dem  Maagel  «m 
Und  SB  erklären,  4fU  sieb  mit  Zoaahme  der  Bevöikenuig  in  der  Geeteiads  i^nnKor 
nehr  Ahlbar  maebte. 

0  Ssamarin:  „HoseiiejbHaa  coöctb.  b  ofo(  jp«ea*'^  ia  OesMS.  SsarefiSef»^ 
»6,  JTr.  fa,  pag«  91% 

*)  6saaMria :  4O  saa  saaA."  h  0  pag«  2&  —  Aach  weist  ^lamarin  darsaf 
hin,  dase  durch  die  „SatttgÜ^je'*  die  ländliche  Bevölkerung  ArbeiUbrftAe  QU 
ftswed»aaadflaaesl  aHsr  Art  lisDvrti  ehns  dses  disss  biardarsh  i^andloa  <*werden. 
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im  Falle  der  Zunabme  der  Familie  vergröesert  noefa  im  Falle  ihrer 
Abnahme  Terringerl  wird,  oder  nur  in  Betreff  eines^  des  dem  Hof 
am  nächalen  belegeueD  Theilee  desselben;  der  ttbrige  Tbeil  sind 
walzende  Landstflcke,  die  je  mit  dem  Wechsel  im  Bestände  der 
Personensahl  der  Höfe  dem  einen  Hof  zugelegt^  dem  anderen  ab* 
genommen  werden.  Aach  finden  sich  Eteservelandstüeke  im  Oehöft- 
areal  in  nicht  wenigen  Gemeinden:  diese  werden  an  nen  sieh 
bildende  Familien,  sowie  an  solche  Familien  vertheiit,  die  in  ihrem 
Personalbestande  zugenommen  haben.  *)  In  vielen  Oonvememenl», 
wo  die  Cnltur  von  Gemüse  nnd  Handelsgew&ehsen  in  grösserem  Maas- 
stab verbreitet  ist  (z.  B.  Smolensk,  Kursk,  Orel,  Jaroslaw,  Tkeile 
vom  Gouv.  Moskau  etc.),  wird  ein  weiterer,  ausserhalb  des  eigent- 
lichen Gehöftareals  belegener  Landestheil  (Hanffelder  elc.)  aas 
den  periodischen  Umtheilungen  ausgeschieden  und  verbleiben  den- 
selben Familien  zur  beständigen  Nutzung.  In  einigen  Landstrichen 
(besonders  im  südlichen  Theil  des  Gouv.  Smolensk)  wo,  wie  Ba« 
towski,^)  Kejelow^)  u.  A.  auseinandersetzen,  die  Aecker  mit  geringer 
natürlicher  Fruchtbarkeit  gut  gedüngt  und  bestellt  werden  mfissen^ 
wird  auch  das  n&her  belegene  Feldland  (noAcejbHua)  denselben 
Bauern  belassen,  hier  und  da  selbst  die  weiter  belegenen  Felder 
(sanojBHUff),  für  das  heranwachsende  Geschlecht  ist  zumeist  Reserve- 
land  zurückbehalten,  so  dass  nur  Wiese,  Weide,  Wald  and  etwaige 
andere  Nutzungen  gemeinsam  bleiben.  Die  Bauern  haben  sehoell 
die  bleibende  Nutzung  liebgewonnen.  So  sträubten  sich  z.  B.  die 
Bauern  einer  Gemeinde  im  Gouv»  Smolensk,  als  bei  Dandifühmag 
einer  Aenderung  im  Wirthsehaftssystem  ein  Theil  des  Ackerlaades 
den  bäuerlichen  Wirthen  abgenommen  und  durch  anderes  ersetzt 
werden  sollte,  mit  den  Worten:  Wie  können  wir  die  alten  Land« 
stücke,    die    unsere    Väter   gedüngt    haben,    der    Umtheilung    ans* 


*)  Ausser  den  erwähnten  Schriften  noch:  Koschelew  s  0  xpecTbHiiMBZ» 
^tkVb  im  Ceib.  BjiaroycT.  1858  Nr.  1,  Ssamarin:  0  Tenepmaein»  a  6jKfu^em^ 
ycTpoMcTB'fe  noM^n^HHBHX'b  KpecTbflBt»,  in  denelben  Zeitsohrifl  1858,  Nr.  %  und 
JSt,  4,  insbesondere  Nr.  4,  nebst  Anmerkung  von  Koschelewsn  pag.  7,  A.  Smir» 
now:  06%  ycs^eÖHOMi»  ycrpoMeTB'fe  BpeeriiHBi»  in  derselben  Zeitsohrift  I8a9, 
Nr«  1,  pag.  39—59,  Znsats  von  Koeofaelew  sn  diesem  Artikel  pag.  80^6S.  *. 
Schon  Uaxthausen:  „Stadien  etc."*,  Bd.  I,  pag.  231  u.  a.  a.  8k  weist  auf  die 
bleibende  Natsung  der  Gürten  hin. 

>)  06Q^BHHoe  BJiaj^liBie  h  coöCTseBBOCTb  im  Pyccnil  BlicTBira  1968»  Hr.  13, 
pag.  50—51.  Iwanowi  Iloseir.  co6.  «  o6n<.  bjbx.  in  derselben  Zeittchrilt»  1858^ 
Nr.  16,  pag.  634. 

>)  0  jiHHBOirb  B  oOmBBBOMi»  sjaxlbBlH  im  PyccBucT.  1858  Nr.  14,  pag.  218  «ie* 
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leisen  ?0  Auch  von  Eawelin^)  wird  auf  die  bleibende  Nutzung  des 
ganzen  Äckerlandes  in  manchen  Landeslheilen  hingewiesen,  doch 
bemerkt  er,  dass,  soweit  seine  Erfahrungen  reichen,  die  Einführung 
bleibender  Nutzung  des  Ackerlandes  überall  der  Initiative  der  Guts- 
besitzer zuzuschreiben  ist.') 

Hit  Recht  betont  Koschelew,  dass  auch  das  in  erblicher  Nutzung 
der  Familien  befindliche  Land  (Gehöftland,  Hanffelder  etc.)  6e- 
ODeindetand  ist,  und  polemisirt  gegen  A.  Smirnow's  Antrags ^)  der 
bei  Ablesung  des  Bauernlandes  den  einzelnen  bäuerlichen  Wirthen 
die  gesonderte  Ablösung  ihrer  resp.  Gehöfte  gestatten  will.  Kosche- 
iew  will  der  Gemeinde  dieses  Recht  gewahrt  wissen,  nur  in  Aus- 
Dilimefimen  soll  Solches  den  einzelnen  Bauern  gestattet  werden, 
jedoch  nur  mit  Zustimmung  der  Gemeinde. 

Vor  dem  Eingehen  auf  die  einzelnen,  dem  Gemeindebesitz  zur 
Last  gelegten  Nachtheile  wird  zumeist  ausdröeklich  anerkannt,  dass 
beim  unbehinderten,  freien  Walten  der  Kräfte,  also  auch  bei  freier 
VerfOgang  über  den  Grund  und  Boden,  die  Produktion  am  höchsten 
gesteigert  wird,  doch  es  handelt  sich  im  volkswirthschaftlichen 
Leben  nicht  allein  um  die  Hervorbringung  der  möglichst  grössten 
Masse  Yon  Gütern,  sondern  auch  um  andere  Momente:  um  die  Ver- 
theilung  der  Güter  und  um  das  ökonomische  und  sociale  Wohlbe- 
finden des  ganzen  Volkes.^)  Zur  Erreichung  dieses  Zieles  können 
and  müssen  erentuell  der  freien  Concnrrenz  Schranken  gestellt 
werden«  Der  rassische  Gemeindebesitz  im  Speciellen  bringt  in  Folge 
der  Charakteranlage  des  Volkes  und  der  ökonomischen  Bedingungen 
des  Landes  nicht  die  ihm  yorgeworfenen  Schäden  mit  sich. 

Was  die,  die  Persönlichkeit  in  ihrer  individuellen  Entfaltung 
drückende  Maoht  der  Gemeinde  anbetrifft,  so  weisen  Anhänger  des 

')  Nejelow  1.  e.  pag.  234. 

*)  BsrjHXi»  HS  pycc.  ceib.  oßn^Hsy  L  c.  pag.  170. 

*)  A.  Ssawe^ew  berichtet  in  Beinem  Artikel:  SaitliHaBifl  o  npesHyn^eeTEft 
noasHsaaoll  eo^cTBesBoeTs  npe^i»  oöoiwia&iin»  BxaxliBieHii  im  IIoi.-dKOHOMHHecRia 
Fiasareib  1857,  Hr.  49,  dass  er  auf  seinen  Besitzungen  die  Landumtheilungen 
ftbgMehafft  nnd  die  bleibende  Nntzung  des  Landes  eingeführt  hat.  Gegen  diese 
Qod  ähnliche  Bevormandangen  der  Gemeinden  Seitens  der  Gatsherren  sagt  Ko- 
Bchelew:  Znm  Gläck  bilden  solche  Gutsbesitzer,  die  es  fdr  ihre  Pflicht  halten, 
die  binerliche  Wirthschaft  sn  controliren,  nicht  die  Mijoritftt  in  nnserem  Stande. 
,IIo  noBOXT  sypBajbBUxi»  craTefi  ete"  in  der  Pycc.  BeeliAa,  1857  Bd.  IV,  pag.  129. 

*)  Oöi»  ycajteOaoM'b  ycrpottcTBli  vpecTbHBi»  im  Oeib.  Bjaroycrp.  1859,  Kr.  I, 
and  Kosehelew's  Znsatz  zn  diesem  Artikel  pag.  60—62. 

*)  A.  Kosehelew:  „(X^n^BaBoe  noaeMejiiBoe  Maxlbaie^  in  O&ibORoe  Bjaroy- 
npotevBO,  1858,  Nr.  8,  pag.  141.  Ssamarin:  „Tloseii.  coöotb.  h  o6nii.  Bjax."  in 
CsAQss  aiarpyerp.,  1858,  Nr.  12,  pag.  282  etc. 


—    16*    — 

GemeindebesitBM  nii<  Yollem  Recht  daraif  hia^  dam  dia  BefapuaM 
der  Gemeinde  in  «ökoDomieeher  BesiebaDg  in  zweierlei  Arles  cer* 
fiirlleD)  die  principieli  auf  gaaz  Teveöhiedeoer  Bbmb  rohen.  Die  eise 
Basis  ist  der  Oemeindebesite.  Ans  dam  Recht  der  Gemeiade  ttber 
das  Gemeindeland  resuUirt  eine  Reihe  tob  BefngaiBMo:  die  Vor« 
nähme  periodischer  Umtheilnngen  des  Landes,  die  aas  dem  Flnr- 
zwang  eich  ergebenden  Rechte,  die  Beatimmnögen  Aber  den  Gras«* 
schnitt  und  die  Tfaeiinng  des  Henertrages  in  denjenigea  GkeneiAdeo, 
in  welchen  die  Wiesen  nicht. in  natura,  sondei«  erst  die  Erele  -* 
nach  gemeinsam  ausgeftthrtem  Schnitt  — *  geÜMilt  wird,  über  die 
Ntttaung  der  Weide,  des  Waldes  etc.  ete.  Die  awelte  Reihe  vea 
Rechten  der  Gemeinde  beruht  auf  staatliehen  Anordnungen,  rer- 
nehmlich  auf  der  Finansgesetagebniig.  Die  solid arie ehe  Haft 
fttr  die  rechtzeitige  Entrichtung  der  Steuern  und  Laeten,  welehe  den 
Gliedern  der  Gemeinde  obliegt,  ist  es,  welche  der  Gemeinde  eine 
Ubergrosse  Gewalt  Ober  die  Einzelnen  verleiht.  Diese  Hafti  die  aeeh 
auf  den  Gemeinden  der  Privatgttter,  und  zwar  dem  Gamadhervn  Regen* 
über  besteht,  der  seinerseits  für  das  Einfliessen  der  atinen  Beeem 
obliegenden  Steuern  verantwortlich  ist,  diese  Haift  also  ist  es,  welche 
die  Gemeinde  veranlasst,  ein  waohsames  Auge  auf  die  Wirthschafts- 
fttbrung  des  Einzelnen  zu  haben,  damit  dieser  Bahlaacfsflthig  bleibe. 
Diese  Haft  ist  es,  welche  die  Gemeiade  zwingt,  den  naeUüsaigca 
Wirtben,  der  seinen  Verpflichtungen  nicht  wie  gehörig  naehkommt, 
zu  strafen.  Dieser  finanzielle  Charakter  der  Gemeiade  ist  ee  end* 
Hob,  aus  welcher  ihr  Recht  resultirt,  den  Aastritt  eines  Oemeinde- 
gliedes  aus  dem  markgenossenschaftliohen  Verband  zu  verhiadero  oad 
zur  Uebernahme  eines  proportionalen  Landantheila  nebst  denth  ent- 
sprechenden Steuerbetrage  zu  zwingen.  Diese  Maektbefognisee  4car  Ge- 
meinde über  die  Einzelnen  haben  mit  dem  Wesen  des  Gemeindebeaitses 
an  sich  nichts  zu  thuo«  Und  doch  werden  von  Gegnern  des  Ge- 
meindebesitzes diese  Befugnisse  der  jBemeinde  mit  4^q  ans  dem 
Gemeindebesitz  sioh  ergebenden  sasenuneageworien,  die  übergreeee, 
den  Einzelnen  erdrückende  Gewalt  der  Gemeinde  daraus  gefolgert 
und  diese  dem  Gemeindebesitz  zur  Last  gelegt.  Mit  Recht  wird 
hiergegen  Seitens  der  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  remonstrirt 
und  darauf  hingewiesen,  dass  auch  ohne  die  spUdaris^he  Raft  der 
Gemeinde  Gemeindebesitz  bestehea  kann.  *> 


<)  Eine  eigenthttmliebe  Steliang  %vl  diessr  Frage  nimail Xesshelew  ein:  er 
behauptet,  dsss  die  solidarlsekie  Haft  der  Q«meiit4#  eise  natofgeiaasse  l^olga  dee 
Gemeiodebesitces  sei:  diese  Haft  sei  alehts  aodereSi  als  eine  Hfpoihsk  aaf 
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Dabei  wird  jedoch  durehaas  nicht  in  Abrede  gestellt,  Anns  die 
Milcht  der  OemeiDde  eine  sehr  grosse  ist,  es  wird  aber  dem  wider- 
sproeheo,  daes  diese  Macht  die,  die  Persönlichkeit  des  Bineelnen 
erdrOdreirden  Wirkaagen  aasQbt.  Der  im  Rossen  so  stark  entwickelte 
OemeinsiBn^  das  im  Volk  ruhende  Streben  nach  einem  engen  Sich- 
aDelnandersohliessen  bat  zur  Folge,  dass  er  den  Druck  der  Allge- 
meivbeil  nicht  als  solchen  empfindet,  vielmehr  nur  in  einer  organi- 
sirten  Gemeinschaft  sieh  wohl  fUhlt  *).  In  Folge  dieser  Bigenthfim- 
lishkeil  des  ^^oikes  werden  gemeinsame  Unternehmungen  2ar  Hebung 
der  Prodaktion  weit  leichter  zu  Stande  kommen,  als  im  Westen  und 
als  die  G^egwer  des  Oemeindebesitze$  meinen.  ,)Wenn  jetzt  schon 
Domaoettbanem  vnd  sog«r  auf  eigenem  Lande  angesiedelte  Bauern 
gemcnieam  die  Wiesen  mähen  nnd  erst  die  Brnte  anter  sich  theilen, 
gemeinsann  Weiden  etc.  nntsen,  gemeinsam  Ober  das  ganze  Land 
TsrfBgen,  ja  hier  ond  da  gemeinsam  die  Felder  bestellen,  wenn  schon 
jetst  Gemeinden  sich  gemeinsam  Mflhlen  Mr  ihr  Getreide  banen^ 
wesskalb  sollen  sie  nicht  -^  fragt  Juijin  —  auch  gemeinsam  sich 
eine  Dresehmasohine  anschaffen,  wenn  sie  deren  Vortheil  einsehen, 
wessbalb  nicht  Drainagen  nnd  Vielfelderwirthschaft  einführen,  wie 
sie  ihrerzeit  aus  der  wilden  FeldgraewirthschafI  zur  Dreifelderwirth* 
Schaft  übergegangen  sind;  wesshalb  sollen  sie  nicht  die  getheilten 
Landstttcfee,  wenn  deren  Bewirthschafinng  nnvortheilhaft  wird,  zn 
einem  Ganzen  vereinigen  und  das  Land  gemeinsam  bebauen,  wesshalb 
nicht  statt  der  Tielen  Ambaren,  worin  das  Getreide  verdirbt,  ein 
gemcMrsamee  Magazin,  statt  der  vielen  schlecht  aufgeführten  Vieh« 
ftAlle,  in  welchen  das  Vieh  verreckt,  einen  grossen,  gemeinsamen 


Qemeiadelaade,  ein  BodenlcredU  in  seiner  einfaeksten  Form.  »IIo  oosoxy  syp- 
BftttHHxi»  CTSTell  etc."  in  Pyccsafl  Bec^x^,  1857,  Band  IV,  pag.  163—164,  .Oöu^. 
aos.  Bjiax.*  in  Cejb  BiaroycTp.,  1858,  Kr.  8,  pag.  119—120. 

*)  Hierbei  wird  nicht  anteriasden,  auf  die  Analogie  zwischen  Gemeinde- 
berfti  naid  Aitel  hinsnweiften,  wogegM  Gegner  des  Gemeindebesitees  ansein- 
■nderselsen,  dsas  der  Artsl  auf  woisntlich  anderer  Basis  als  der  GemeindebesiU 
steht:  sfsterer  ist  eine  freie  Association  von  Arbeitern  mit  freiem  Eintritt  und 
freiem  Austritt,  die  Vereinigung  dauert  nur  eine  bestimmte  Zeit.  Im  Artel 
bringt  ein  Jeder  seine  Geräthe,  seine  Arbeit  nnd  eventuell  sein  Geld  dar, 
die  Bssis  d^r  Vereinigung  ist  die  gemeinsame  Arbelt,  im  Gemeindebesitz  hin- 
gegen Ist  ins  Prodnklloasmittel,  d.  i.  das  land,  gemeinsam,  dagegen  die  Arbeit, 
and  den^emass  das  Risiko  dias  Wirthsohafitshetriebes  individuell.  Im  Ariel  wird 
das  mit  gemelosamen  Kräften  Erworbene  unter  die  Berechtigten  vertheilt^  im 
Gemeindehesits  das  gemeinsam  besessene  Land  getheilt  zur  indiyiduellen  Nutzung. 
A.  Batowski  im  Pycc.  Btcr.,  Kr.  13,  pag.  22,  Kejelow  im  Pycc.  BUct,  Kr.  14, 
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Viehstall  anlegen?  Alles  ist  mögliob,  es  handelt  sich  nar  daram, 
dass  ein  wirkliches  Bedürfniss  zu  einer  gemeinsamen  Unternehmong 
gefühlt  wird,  dass  der  Wunsch,  seine  Lage  zu  Terbessern,  immer 
mehr  unsere  Bauern  durchdringt.  Hierzu  ist  nur  erforderlieh  die 
Pflege  und  Hebung  der  geistigen  Entwickelung  des  Volkes«^ 

Aehnlich  spricht  sich  Ssamarin  ans:  Wenn  schon  jetzt  die  Ge- 
meinde zum  Zweck  eines  allgemeinen  Unternehmens  ihren  GtoBoaaen 
Steuern  auferlegt,  wesshalb  sollte  sie  nicht  auch  landwirthsehaflliohe 
Unternehmungen  auf  diesem  Wege  ausfähren  können?  Die  Ge- 
meinde kann  ja  das  Land  an  ihre  Glieder  unter  bestimmten  Be- 
dingungen übergeben,  so  z.  B.  nils^t  mehr  als  zweimal  Baebeinander 
dasselbe  Landstück  mit  Getreide  zu  bestellen,  einen  bertiromteD 
Theil  des  Landes  mindestens  mit  einem  bestimmten  QuaBtom  an 
Dünger  zu  belegen,  einen  bestimmten  Theil  des  Landes  mit  Klee  xa 
bestellen,  oder  auch  bei  neuen  Umtheilungen  den  sorgsamen  Wir* 
then  eine  Entschädigung  für  die  Wertherhöhung,  die  ihre  Land- 
antheile  durch  besonders  gute  Bestellung  gewonnen  haben,  sasa- 
sprechen  ')•  Dieses  führt  Ssamarin  gegen  die  apodiktische  Behaup- 
tung der  Gegner  an,  beim  Gemeindebesitz  können  diese  and  jene 
Verbesserungen  nicht  zur  Ausführung  gelangen. 

Bezeichnend  ist  die  Stellung,  welche  die  Anhänger  dem  Ge- 
meindebesitz im  Staatsorganismus  zuweisea«  Dieses  Moment  ver- 
dient ganz  besondere  Beachtung.  Wie  sie  gegen  die  bedingungslose 
Herrschaft  des  Princips  des  laisaer  faire,  laisser  passer  zumal  in  Be- 
treff der  Verfügung  über  den  Grund  und  Boden  naohdrfieldiebst 
auftreten,  so  erkennen  sie  im  Princip  das  Recht  und  die  Pflicht  des 
Staates  zur  gesetzlichen  Organisation  des  Gemeindebe- 
sitzes an.  Sie  erkennen  im  Princip  an,  dass  bei  der  unbeschränk- 
ten Herrschaft  über  das  Gemeindeland  und  seine  Vertheilung  das 
Gesammtinteresse  wie  die  Rechte  einzelner  Gemeindegenossen  leiden 
können,  und  dass  demnach  Gesetze  zur  Wahrung  des  Gesammt- 
interesses,  wie  zum  Schutz  der  Nutzungsrechte  der  Einzelnea  sieh 
als  nothwendig  erweisen  können.  Praglich  erscheint  ihnen  nur,  ob 
bei  dem  jetzt  herrschenden  extensiven  Wirthschaflssystem ,  hervor- 
gerufen durch  den  niedrigen  Preis  der  landwirthschaftlichen  Pro- 
dukte, den  geringen  Werth  des  Grund  und  Bodens  nnd  endlich 
durch  seine  grosse  natürliche  Fruchtbarkeit  in  vielen  Theilen  des 
Reichs  bereits  solche  Massnahmen  erforderlich  sind,  sodann  in 
welcher  Art  und  in  welchem  Mass  sie  eventuell  zu  statuiren  wären* 
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Dieser  Standpunkt  ergiebt  sieh  unzweideutig  aus  der  Stellung- 
safame  der  Anhänger  des  Oemeiodebesitzes  zu  zwei  wichtigen  Spe- 
xialfrageU)  die  aas  der  bestehenden  Form  des  Gemeindebesitzes  re- 
Mltirefii  nftmlich  aar  Frage  der  Zersplitterung  des  Bodens  und  zur 
Frage  der  Umtbeilnngen. 

Als  in  Bezug  auf  die  Befürchtung  einer  zu  weit  gehenden  Zer- 
iplitterang  des  Orundbesitzes  bei  Beibehaltung  des  Gemeindebe- 
siUes  der  ,Ssowremennik*  die  Normirung  einer  Grenze  der  Theil- 
barkelt  wenn  erforderlich,  zugestehe  verhält  sich  Koschelew  freilich 
abwihrend  gegen  die  gesetzliche  Feststellung  eines  Minimums  der 
Grösse  einer  Landstelle  mit  dem  Bemerken,  dass  der  Werth  einer 
Dessfttine  und  der  auf  sie  zu  Tcrwendenden  Arbeitsmasse  in  ver- 
aehiedenen  Tbeilen  des  Reiehes  eine  sehr  verschiedene  istJ)  Als 
Don  Thörner  hervorhebt,  dass  die  Beschränkung  der  Theilbarkeit 
der  Landantheile  eine  Massnahme  sei,  die  nicht  dem  Wesen  des 
Gemeindebesitzee  entnommen  ist,  und  einen  starken  Beweis  gegen 
die  Lebensfähigkeit  des  Princips  des  Gemeindebesitzes  bilde,  da  es 
hiemach  nicht  alle  Elemente  zur  erforderlichen  weiteren  Entwicke- 
luBg  in  sich  schliesse,  so  erklärt  Koschelew  unumwunden,  dass  eine 
solche  Beschränkung  durchaus  nioht  gegen  das  Princip  des  Gemeinde- 
besitzes Verstösse.  Indem  er  sich  gegen  die  Ersetzung  des  Ge- 
meindebeeitses  durch  die  gesetzliche  Normirung  einer  Minimalgrösse 
bäuerlichen  Orundbesitzes  ausspricht,  bemerkt  er,  da§s  beim  Ge- 
meindebesitz die  Grenzen  der  Theilbarkeit  derart  bestimmt  werden 
können,  dass  die  Landantheile  ^in  gewissen,  vorher  verständig  nor- 
mirten  Dimensionen"  erhalten  werden.  Leider  verfolgt  er  diesen 
Gedanken  nicht  weiter;  eine  absolute  Minimalnorm  scheint  er  nicht 
vor  Augen  zu  haben,  da  er  sich  —  und  zwar  mit  vollem  Recht  — 
in  einem  froheren  Artikel  gegen  eine  solche  mechanische  Beschrän- 
kung bei  dem  verscfaiedetoen  Werth  des  Landes  ausgesprochen  hatte. 
Er  weist  nur  darauf  hin,  dass  in  gewisser  Beziehung  Beschränkun- 
gen der  Theilbarkeit  bereits  bestehen,  dass  die  Existenz  der  „aa- 
THriue*  darauf  hinweise.')  In  dieser  Frage  lässt  sich  Ssamarin^) 
wie  folgt  vernehmen.  ^Könnte  man  denn  nicht",  fragt  er,  „der  Ver- 
grässerung  der  Zahl  der  Täglo  eine  Grenze  setzen  und  normiren, 
ein  wie  grosses  Landstück  in  jedem  Felde  auf  einen  Hof  zu  ent- 
fallen habe?  Und  wo  wäre  es  leichter,  eine  derartige  Ordnung, 
d.  h.  in  Betreff  der  Beschränkung  der  Zersplitterung,  der  Untheil- 
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barkeit  der  Antbeüe«  der  Art  dir  Erbfolge  ete^  am  ftr  Ali«  ver- 
bindlich  und  für  V^iele  uabedingt  beeogend  wtee,  4Uireb»ofillbreii : 
dort  wo  Alle  über  das  Laiid  verfügen^  oder  wo  eia  J>eder  ge- 
wohnt ist,  aich  in  seinen»  lieadetQcke  za  umeohiMiaeQ«  we  aliee  Be- 
streben und  Sinnen  mit  den  Worten  „ich  und  meia*^  aufsage»,  and 
mit  demselben  „ieh  und  mein**  aohUesean?* 

Weaa  auch,  wie  aus  de«  Mitgetbeilte»  eraieblliebi  dieaa  Fttlirer 
der  Blawophilen  im  Priocip  eine  Beachrftakung  der  Tlieilbafkaii 
Bogestebeo,  so  sind  sie  doch  der  Aosiobtt  4a$«  eiae  «olobe  jeMai  von 
keiner  praktischen  Bedeutung  14t.  Bei  dea  je4st  besteheadaa  Ver- 
hiiltnis^en  helfe  sich  das  Volk  scbea  sejibsi:  dia  OeoMiade  tbeilt 
nicht  weiter  das  liand,  wwa  die  Aatheile  bereits  4ie  Miniiaalgrftsnr 
erreicht  haben,  welche  aacb  deo  lokalen  WirtlMehaftBbadmgiiBgao 
erforderlich  ist    Der  »Satägloi"  geht  aaf  ArbeU  ausL 

Eine  grössere,  für  die  Gegenwart  oder  ▼ielmehr  für  eine  nahe 
Zukunft  praktische  Bedeutung  wird  4er  Mormiraag  der  pariadi- 
scbea  Umtheiluagen  des  Landes  beigelegt.  Den  von  dea  G^oarn 
des  Gemeindebesitzes  erhobenen  Einwand,  der  Waeheel  in  der 
Stützung  der  Landstttcke  verhindere  eine  sorgRüitige  BeeteUaaig  der- 
selben mit  der  zu  wünseheaden  Auwendoag.  voa  mehr  Ka{^ltal  aad 
Arbeit,  glaubte  der  »Seowremenuik^  «aeret  durch,  dia  Varaaattiaag 
aus  der  Welt  zu  schaffen,  daas,  wenn  ia  Zukonffc  eiae  beeeare  Badea 
bestellung  and  eine  grössere  Kapitalrerwendaag  auf  den  Bodan 
rentabel  sein  wird,  skb  «unzweifelhaft^  die  Sitte  aasbildaa  ararde, 
die  Meliorationen  für  den  Fall  des  Besttzweobsels  zu  eatechi4igea; 
die  Gemeinde  könnte,  ohne  grosse  Zahlungen  zu  •  befttrehlea,  afae 
solche  Garantie  übernehmen,  da,  wenn  eiae  Verbeeseraag  eich 
effectiv  als  rentabel  erweise,  sie  sogleich  auch  von  daa  Qbrigao 
Gemeindegenossen  würde  adoplirt  werden.  Es  würden  Itagare 
Umtbeilungsfristen  eiae  ähnliche  Festigkeit  im  Besitz  darbieten,  wie 
eich  ihrer  ein  Pächter  erfreut.  ^> 

Zuerst  erklärt  A.  Koschelew,^}  man  mflase  mit  der  grdsalap 
Vorsicht  in  die  Massnahmen  der  Gemeinde  ia  Betreff  4kr  Nuteiing 
des  Landes  eingreifen.  Wenn  aiacb  dia  Gtomeinde  hieria  maadiatlei 
UnvoUkommenheiten  aufweisie,  so  htaoa  desehalb  nieht  dia  fiiakeit 
and  Selbstlndigkeit  der  Gemeinde  leiden  -^  aar  sia  alleia  köaae 
dieselben  beseitigen.  Die  Qteofteinde  iafe  MeriA.  der  beste  Bieblar. 
Wie    die    Erfahrung    vielfach  lehrt,   hiaderfc   sia   duaekaua   nicht 
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eise  bessere  Bealellung  des  Bodens.  Während  z.  B.  im  frachtbareo 
and  dflDDberdlk«rften  Sttdto  mid  Osten  Russlands,  wo  Düngung 
lieht  «FfiirdMlich  ist,  jährlicbe  Umtheiinngen  as  der  Tagesordnung 
lind,  haben  -^  ohne  tesseren  Antrieb  •*--  OemeiadeB  in  anderen 
Goavenieaienhi,  in  d«sen  nur  bei  sorgfältiger  Bestellung  and  bei 
Dflagmg  lohnende  EIrnten  zu  erwarten  ateben,  längere  Umtlieilungs- 
fristen  nageerdnet,  dabei  aber  nieht  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Jshr«i  netmirl,  eöndern  beschlossen ,  dass  die  Tbeilimg  «yiete 
iahre*  ^hen  «olh  Solches  geschieht,  anf  dass  der  einzelne  Bauer 
bis  snr  nenen  Theilung  seine  Felder  gut  bestelle.  Hierbei  bestellt 
die  Sitle,  dass  bei  der  neuen  Umtheilong  diejenigen  Laodatfloke, 
von  denen  nach  der  letalen  Dänguag  noch  nicht  zwei  Ernten  ge- 
nomaea  sind,  den  bisherigen  Wirthen  noch  v«4rbleiben.  Die  Wiesen 
werden  meki  jährlieb  getheilt,  da  snr  Verbesserung  dersriben  ilber- 
haopl  niehls  gesehiebt  •*-  sowel  auf  bäuerlicbem  als  auf  vom  6nts- 
berm  dtrelcl  genotztem  Lande.  So  spricht  er  sich  auch  energisch 
gegen  die  Auffassung  von  Tschemttschewski  im  „Ssowremenaik'' 
aas,  der  im  Jetiige«  fiemeindebesitz  nur  eine  niedere  Stufe  zu  einer 
höheren  sieht»  Der  jeteige  Oemeindebesits  soll  erhallen  bleiben, 
wegen  der  Batonnft  sollen  wir  uns  mchk  m  Yermuthnngen  und 
Kftthsehi  «rerlieren. 

Im  Terlanf  der  Polemik  hat  übrigens  Eosohelew  seine  Ansicht 
in  dieser  ^petialfnftg^  modiftzirt  nnd  ewar,  wie  es  seheint,  vornehm- 
lich durch  SsamaHn.  Dieser  sieht  nicht  so  zuversichtlich  in  die  Zu- 
kunft. Sowie  di«  Baeem  mit  der  Dtingung  beginnen,  werden  die 
perietiscben  tJmtheiluDgen  des  Ackerlandes  ungerecht.  Daher  wer- 
den anefrfn  denjenigen  GouTcrnements,  in  weichen  Dttngung  und  fiber- 
hsupft  eine  sorgAftigere  Bestellung  nothwendig  werden,  neue  Uhittiei- 
langen  hinausgeschoben.  Gärten  und  Hanffelder  werden  bereits  ganz 
ans  den  ITmtheilungen  ansgeschlossen  und  bleiben  unantastbarer  Zu- 
behör zn  den  betreffenden  HMen,  bei  welchen  sie  belegen  sind :  ihr 
Werth  bildet  nut  20m  geringsten  Theil  der  Qrund  und  Boden,  viel  be- 
denttender  isl  der  Werth  der  dichten  Schichte  ihrer  künstlichen  Acker- 
krume, die  erst  durch  langjährige  Düngung  geschaffen  ist.  Je  mefcr 
ArbeM  tiAd  Ka^^Mal  tu  die  Aokerwirtbschaft  gesteckt  wird,  desto 
mehr  VenrgrOesem  sich  die  Schwierigkeit  nnd  Ungerechtigkeit  der 
Umtheiinngen  und  folglich  auch  des  Oemeindebesitzes.  Die  Ur- 
sachen, "dte  zn  ömtheilungen  nach  längerer  Zeit  geführt  haben, 
werden  mit  der  Zeit  das  vollständige  Aufgeben  der  Umtheilungen 
fordern.  Umtheilungen  nach  einer  besUmmte^n  oder  unbestimmten 
Reihe  von  Jahren  sind  nur  ein  Uebefig^ngsstadium.  Auf  dem  Wege 
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SU  jenem  Resultat,  ein  Stadium,  auf  welchem  man  nicht  beharren 
kann^  da  die  Unzutr&glichkeit  nicht  beseitigt,  sondern  nnr  hinans- 
geschoben  wird.  Auch  spricht  er  steh  gegen  die  von  Koschelew 
gelobte  Unbestimmtheit  des  Termins  der  nüchsten  UmtbeHung  ans, 
indem  er  bemerkt,  man  könne  es  nicht  zulassen,  dass  die  Banem  in 
einer  so  wichtigen  Angelegenheit  sich  plötsHoh  von  einem  Tage 
znm  anderen,  gleichsam  unerwartet  fflr  sie  selbst,  entsebeideii.  Die 
Bauern  sind  sich  der  ökonomisch  schü^liohen  Folgen  der  Umthei- 
Inngen  yoUkommen  bewusst.  So  hat  Ssamarin  selbst  wiederholt  in 
Gemeindeversammlungen  (in  den  Gouvernements  Tula,  Ssamara  nnd 
Rftsan)  die  Bauern  zu  ttberreden  gesucht,  die  Umtheilungen  ein  fflr 
alle  Hai  abzuschaffen:  die  grosse  Majorit&t  war  stets  gegen  diesen 
Vorsehlag,  nur  die  sorgsamen  und  wohlhabenden  Wirthe  waren  fUr 
ihn.  (Diese  haben  eben  bei  Umtheilungen  Etwas  za  verlieren:  die 
gutbestellten  Aecker,  jene  verlieren  die  Aussicht  auf  den  Gewinn  der* 
selben).  Schliesslich  gesteht  er  unumwunden  ein,  kein  Mittel  zu 
wissen,  wie  ans  diesem  Dilemma  sich  zu  retten  sei,  doch  ist  er  der 
Ueberzeugung,  dass  in  den  Anschauungen  des  russischen  Bauern 
gegenwärtig  die  Unzuträglidhkeit  der  Umtheilungen  weit  Oberwogen 
wird  durch  die  Vortheile  der  proportionalen  Landzutheilang  und 
desshalb  habe  man  auch  kein  Recht,  an  einer  Gewohnheiti  die 
das  Volk  werth  hält,  zu  rütteln.  Er  scbliesst  mit  den  Worten: 
«Was  wird  in  Zukunft  werden?  Ich  weiss  es  nicht.  Wird  das  russi- 
sehe  Volk  den  Gemeindebesitz  aufgeben?  Oder,  um  ihn  so  be- 
wahren, auf  eine  schnelle  Eptfaltung  unserer  Industrie^  die  die 
grösste  Anspornung  der  Kräfte  verlangt,  verzichten?  04^  wird  das 
Volk  einen  Ausweg  aus  diesem  wirthschaftlichen  Dilemma,  den 
anzugeben  wir  nicht  im  Stande  sind,  finden?  Hier  läset  sich  nur 
rathen,  und  auf  dieses  Gebiet  begebe  ich  mich  nicht.^  *) 

Durch  Ssamarin  und  vielleicht  auch  durch  die  von-  gegnerischer 
Seite  immer  wieder  vorgebrachten  Schäden  der  Umtheilungen  über- 
zeugt, spricht  sich  A.  Koschelew  in  einem  späteren  Artikel^  nicht 
mehr  so  schroff  wie  zuerst  gegen  Beschränkungen  der  jetzigen  Form 
des  Gemeindebesitzes  aus.  »Wir  wiederholen  Eueh^,  ruft  er  seinen 
Gegnern  zu,  ^dass  die  Umtheilungen  keine  wesentliche  Bedingung 
des  Gemeindebesitzes  sind  (ae  cocranjaiOT^  ueo6xoAH«ot  npasaA- 
jCKHocTR  oömuHHaro  seiijeBjiaA^HiH).  Je  nach  den  Umständen  kann 
der  Gemeindebesitz,  ohne  auch  nur  Etwas  in  seinem  Charakter  zu 
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ändern,  erbliche  Nittzung  de8  Landes  zulassen/  Doch  meint  er 
dabei«)  dass  diese  Aenderung  sich  aus  dem  Qemeindebesilz  heraus- 
arbeiten würde:  zur  Begründung  dieser  Vermuthung,  die  er  übri- 
gens als  ^fast  ein  Faktum^  bezeichnet^  beruft  er  sich  einerseits  anf 
die  Erscheinung,  dass  das  Qehöftareal  mit  den  Gärten  und  Hanf- 
feldern in  der  Mehr/ahl  der  russischen  Dörfer  in  erblicher  Nutzung 
de«  Bauern  iat^  doch  aber  im  Gemeindebesitz  sich  befindet,  anderer- 
seits auf  den  Umstand,  dass  die  Veranlassung  zu  den  häufigen  Um- 
^heilangen  nach  einiger  Zeit  in'tT^egfall  kommen  wird:  jetzt  werde 
D&mlich  hauptsächlich  desshalb  das  Ackerland  Umtheilungen  unter- 
zogen, weil  Familien,  die  (durch  Todesfall,  Familientheilung)  in 
ihrem  Personalbestande  abnehmen,  einen  Theil  ihres  Täglolandes 
aufgeben  wegen  der  grossen  an  den  Grundherrn  zu  entrichtenden 
Pacht;  ist  diese  Zahlung  erst  abgelöst  und  haben  die  Bauern  nur 
die  staatlichen  und  communalen  Abgaben  zu  entrichten,  dann  wer- 
den sie  ihren  Landantheil  werth  halten  und  nicht  aufgeben,  ja 
selbst  erforderlichen  Falls  Arbeiter  zur  Bestellung  desselben  an* 
ffliethen.  So  „hönnen^  Umtheilungen  seltener  und  immer  seltener 
werden  und  endlich  auch  ganz  aufhören.  0  —  Dass  beim  Zutreffen 
dieser  Voraussetzung  die  bäuerlichen  grundbesitzrechtliehen  Ver» 
haUnisse  in  kurzer  Zelt*  eine  wesentlich    andere  Gestalt   gewinnen 


0  Vorgreifend  sei  an  dieser  Stelle  kurz  erwähnt,  daas  A.  Kosehelew  in 
seiner  jüngsten  Schrift  über  den  GemeindebesiU :  Oöii  oÖn^HUBOm»  8eiueBjiaA«HiH, 
2875,  eich  gegen  jedes  Eingreifen  der  Staatsregierung  in  Betreff  der  Organisation 
des  Gemeindebesitzes  ansspricht.  So  beisst  es  z.  B.  pag.  55 — 57:  „Doch  was 
ist  ZOT  firbaltung  des  Gemeindebesitzes  zu  thnn?  Kichts,  darchans  gar  nichts. 
Van  soll  ihn  nar  nicht  untergraben,  nicht  dnrch  verschiedenerlei  zeitweilige 
und  persönliche  Vortheile  die  Leute  zum  Aufgeben  desselben  bewegen  und  weder 
direet  noch  indirect  zur  Schwächung,  Abänderung  und  Zertrümmerung  desselben 
leitragen.  Der  Gemeindebesitz  in  Russland  ist  eine  so  starke,  lebensvolle  und 
doreh  die  Sitte  geki^ftigte  Institution,  dass  er  durch  sich  selbst  lebt,  dftrch  seine 
innere  Kraft  and  gar  keiner  ftnsseren  Unterstützung  und  Aofmnnterang  be- 
darf      Die  Regierung  soll  nur  nicht  in  dieses  HeiJigthum  unseres  Volks» 

iebens  eingreifen,  nicht  an  ihm  herumkünsteln  und  nicht  die  Umwandlung  des  s.  g. 
Gewohnheitsrechte  erstreben  durch  ein  im  positiven  Gesetz  begründetes  Recht, 
das  seine  Basis  in  den  willkürlichen  und  sterilen  Erdichtungen  der  Büreaukralie 
^i  unter  solehen  Bedingungen  wird  das  Leben  das  Seine  (sd.  das  Erforder- 
Uehe)  ergreifen,  wird  der  Gemeindebesitz  nicht  in  seinen  gegenwärtigen  Formen 
entarreo,  sondern  sioh  allmälfg  entwickeln  gemäss  den  Forderungen  des  Volks« 
<ebens,  gemäss  den  Umständen  nach  Ort  und  Zeit;  und  der  Staatsregiernng 
^U  tß  ztt^  die  Früchte  dieser  wahrhaft  russischen,  im  höchsten  Grade  conser- 
Tatlven  und  dabei  die  allgemeine  Entwickelung  durchaus  nicht  hindernden  Insti- 
tution za  geniessen.^^ 

II 
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werden^  bertidksichiigt  Koschelew  nicht  Und  doeh  litfjt  es  in  der 
Nator  der  Sache,  dass  bei  einer  solchen  Awbildang  erblioheii  Be* 
eitfltes  die  von  den  Anhängern  den  CfenmitidebesttzeB  ▼erfbdhteac 
Oleichnftssigkeit  in  deir  Vertheilnng  des  Oraidbeaitaes  vcrschwindeo 
lirird^  nnd  zwar  in  Folge  des  grösseren  nnd  geringeres  Nachwuchset 
in  den  ei«>eD  und  in  den  anderen  Faniilien.  In  den  B^amilieo,  die 
scbnMl  wachsen^  i^iard  bald  der  ihnen  zng^allene  GruadbaeMz  u 
klein  seili^  i^ftAirend  die  Familien«  die  eine  geringe  ^der  gar  keine 
Znnahme  erfahren  haben.»  über  Terhältnistirnftssig  grossen  Omdbe^ 
sitl  verfttgea  werden,  der  durch  HeiraUi  noch  tergrOesert  wcidee 
kann« 

Aehalich  spricht  sich  Jaijin  aas« ')  Anch  er  sieht  ein,  dass  bei 
eibiger  Entwiokelang  der  b&nerliehen  Laadwirthscbaft  «die  Umthei* 
langen  voUstftndig  sch&dliob  —  dnd  zwar  für  alle  ahne  Aaenahaie  — 
sein  werden,  and  ist  demnaek  «i<dit  dagegen,  dass  die  Landasattefls 
in  lebenslängliche,  ja  erblidhe  Natzüag  flbefgeiieo.  B^  will 
aber,  wie  er  es  wiederholt  betont,  ^daa  Reckt  einee  Jeden  a«f 
Land^  gewahrt  wissen.  Wie  er  sich  die  Lttsaag  dieses  Petiblemi 
denkt,  ^iebt  er  nicht  an.  Das  Seserveland  snr  Yerleihnag  aa  des 
heranwaefaeeade  Oesehleobi,  auf  weiebes  Jarjüi  kiBweiBt,  ezistirt) 
w4e  er  es  selbst  zngesteht,  einerseits  nicfai*  in  allen  Oenieindca, 
andererseits  wird  doch  aach  dieses  endlich  yoUständig  occapirt  sein. 
Oder  denkt  er  sich  vielleicht  die  erbliche  Natzang  nur  in  der  6e- 
Utatt,  d^t  je  nadi  Ztt^  oflet  Abtiahme  Im  Pei^onalbestande  der  Fa- 
milien ein  entsprechender  Theil  des  in  erblicher  Kntzang  befind- 
lieben  Landes  der  einen  Familie  zugetheilt,  der  anderen  Familie 
abgenemonaa  wird?  -^  £s  ist  eadliah  aa  eoaetatirea,  dass  SMteh  J«rjta 
ticAi  im  Priaeip  fttr  das  fteekt,  resp.  die  PflioM  des  Staates  Mr 
OrganfMttiöH  des  Oemeindebesitzed  änsspricht. 

6.  Ih  dieser  Fehde  lassen  sich  einige  Stimmen  vernehmen,  die 
eine  vermittelnd^  Stellung  einnehmen.  Sie  gebeo  von  derselben 
VoraassatBUiftg  ans,  wie  die  Vertrater  des  OenuaindebeMitaee:  anch 
sie  Bind  der  Ueberzeagang,  dass  beim  freien  Verfdgaagsrecht  ober 
dea  Orntid  nnd  Boden  nicht  diejehige  Yerthdiong  desselben  erzielt 
wird,  die  im  Interesse  des  Wohlbetindens  der  Bevölkemng  xa 
wünschen  und  zu  erstreben  ist,  dass  ein  selbsiftndiger  Baoernstand 
als  die  aichetate  ßtütee  der  gesellsokaftUchcn  Organisation  im  loler« 
esse  der  Oesammiheit  zu  erhalten  ist.  Aader^rseits  versehllessea  sie 
sich  abet*  auch  nicht  der  Etkennttiiss,  dass  die  Unsicherheit  im  Besitz, 


1)  06%  sioiOK.  OTpzA.  o6n^.  seiuesj.,  1.  e.  psg.  161. 
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wdciM  b€i«i  OemditfAe^besitiK  dtfrch  die  periodische  Uttithdldtigen  ent- 
steht, und  die  ZerspliUernog  de»  in  bäuerlicher  Kdtzan^  befindlichen 
Laodes,  die  sich  mit  Zanahme  der  ländliehen  Bevölkerung  »telig 
▼•rgr(}Merl4  ^^h  ah  »chlimme  Schttden  der  bediehenden  Orgauüation 
dw  msaisefaea  OMieJndebesitorechta  bereits  fdhibar  machen.  Es 
irif d  deiiDaeh  eiofe  gesetzliche  OrganfisatiöB  des  Gemeinde* 
besitz  es  terlangt. 

Freitich  sinid  tiberhaupt  die  Vertreter  des  Gemeindebesitzes  im 
Prindp  ajchi  gegen  gesetzliche  Masenahmea,  welche  die  GeiKreinde 
in  ihrem  Vetfagnpgsrecht  ttber  den  Grund  mnd  Boden  b^sebrltnkenf. 
Da  sie  aber  bei  der  gegenwärtigen  Lage  der  landwirlhschaftlrchen 
Verfaftttnisee  derartige  Massnahme«  Ukt  nicht  dringend  erförderlich 
enwhtca,  90  berücksichtigen  sie  diese  Frage  nur  beiläufig.  Was  sie 
hierfiber  amsprecben,  erscheint  mehr  als  Zugeständaiss,  am  bei  der 
bsf  offsteheitden  AiAebung  der  Leibeigenschaft  diese  Grundbesitzlortti 
sa  retten^  Auch  sehenea  sie  sich  die  Goasequenzen  zu  ziehen,  die 
sich  aus  jesett  Zvgeständiiissen  ergeben. 

Salchiee  thot  K.  Kawelio  in  seinem  mehrfach  citirten  Ai^tikel. ') 
Ftb  ei»eti  wesentlichen  (Ropeaauil)  Uebelstand  der  jetzi^gen 
Rechtslage  dea  Gemeinderbeaitzes  erklärt  er  die  periodisefaen  Uni- 
theilnngen.  Die  tüchtigen  Wirtbe  beklagen  sich  Ober  dieselben, 
während  sieh  die  Itejorität  ia*  den  Oeoareindev  fheiis  aua  alter  Ge'** 
wehnheit  urd  aus  Abtoeigang  gegen  Neoertfngen,  theiPs  aber  auch 
aus  Berechnosig  das  Althergebrachte  beibehält:  sie  specuiirt  nämlich 
hti  den  Wechsel  im  Besitz  auf  die  gut  tieetellten  Felder.  An- 
knüpfend an  Ssamadn  nnd  Koschelew,  welche  die  Umtheflungea 
auch  für  kein  weaeatliches  Attribut  des  Gemeindebesitzes  halten, 
erklärt  er  ea  für  unstreitig,  dass  diese  Umtheilungen  früher  oder 
»päter  aa%iegebdn  werden  müssen.  Werden  sie  aber  aufgegeben, 
so  muse  auch,  der  Grandsatz  aufgegeben  werden,  ans  welchem 
die  Umtheillingen  entspringen,  d.  i.  die  Zutheilung  eines 
gleichen  Landantheils  an  ein  jedes  Gemeindeglied,  denn 
diese  wird  beim  beständigen  Besitze  der  Landetellen  mit  weiliere^ 
Zanahme  der  Bevölkerang  eine  Unmöglichkeit.  Doch  auch  mit 
Einführung   dieser    wichtigen  Aeuderung^   fUirt   Eawelin    fort,   be*^ 


*)  BsrjJijp»  m  pyceiiyio  ceJibCRyn  061^1  ey  im  ATeaeii  1859  Hr.  2»  pag.  165 — 
196,  infbeaoodere  pag.  172  etc.;  dieser  Artikel  findet  eich  mit  nnr  gerinfen 
Aeodemngen  in  deutsclier  Uebersetzung  in  der  Tübinger  Zeitscbritt  für  die  ge- 
iftmmte  Staats  Wissenschaft:  „Einiges  über  die  russische  Dorfgemeinde"*,  1864, 
1*9.  l--^3. 
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wahrt  die  Institution  des  Gemeindebesitaea  viele  Merkmale,  die  nar 
ihr  eigen  sind.  Die  Rechtslage  der  Gemeinde  wie  die  der  Oe* 
meindeglieder  cbarakterisirt  er  in  folgenden  Paukten; 

a.  Das  Gemeindeglied  hat  kein  Eigenthumsrecht  an  der  ihm 
zQgetheilten  Landstelle^  sondern  nur  das  Recht  des  Besitaes  und 
der  Nutzniessung;  der  Bauer  kann  sie  weder  bei  Lebzeitea 
veräussern,  noch  verpfänden,  noch  über  dieselbe  testiren^  seine 
Kinder  und  Verwandte  beerben  ihn  in  Betreff  der  Landatelie  nicht. 
Endlieh  kann  sie  auch  nicht  zur  Befriedigung  von  GUuibigern  des 
Besitzers,  welcher  Art  auch  die  Forderung  dieser  sein  möge,  ver» 
äussert  werden« 

b.  Der  Besitz  und  die  Nutzniessung  von  Gemeindeland  ist  durch 
fortdauernde  Ansässigkeit  des  Besitzers  in  der  Gemeinde 
bedingt.  Nur  das  Gemeindeglied  selbst  oder  seine  Familie  kann 
Gemeindeland  besitzen.  Demnach«  kann  der  Bauer  Gemeindeland 
weder  in  mehreren  Gemeinden,  sondern  nur  in  einer,  noch  ia  einer 
und  derselben  Gemeinde  zwei  oder  mehr  Landstellea  beaitsea,  wenn 
es  in  dieser  noch  Gemeindeglieder  giebt,  die  kein  Land  erbalten 
haben,  solches  aber  wünschen,  und  sonst  keine  unbesetzten  Land* 
stellen  vorhanden  sind.  Der  Besitz  von  Gemeindeland  kann  durch 
Privatvertrag  weder  dem  Mitglied  einer  anderen  Gemeinde,  noch 
einem  Bauern  der  Gemeinde,  zu  welcher  die  betreffende  Lsmdstelle 
gehört,  übertragen,  verschenkt  oder  überhaupt  auf  irgend  eine  Art 
bei  Lebzeiten  oder  auf  den  Todesfall  vergeben  werden. 

c.  Der  Besitz  von  Gemeindeland  ist  lebenslänglioh  nnd  mit 
Entrichtung  der  Steuern  und  Leistungen  (au  den  Grundherrn)  ver- 
bunden. Wenn  nach  dem  Tode  eines  solchen  Grundbesitzers  minder- 
jährige  Kinder  nachbleiben  oder  ein  erwachsener  Sohn,  der  —  wegen 
Mangels  an  frei  gewordenen  Landstellen  —  noch  keinen  Landantbeil 
erhalten  konnte,  so  haben  diese  vor  allen  Anderen,  die  sich  darum 
bewerben,  das  Vorzugsrecht  auf  die  väterliche  Landstelle. 

Diese  Landstellen  werden  unentgeltlich  den  Bauern  znge- 
theilt,  auch  ohne  dass  von  ihnen  ein  Pfand,  eine  Bürgschaft  oder 
ein  Handgeld  für  die  pünktliche  Entrichtung  der  Steuern  und 
Leistungen  verlangt  wird.  Dem  Geist  der  Gemeindeinstitntion 
(entsprechend  hat  jedes  Gemeindeglied  das  Recht,  jederzeit  eeinen 
Landantheil  aufzugeben,  sobald  es  nur  die  auf  ihn  entfallenden 
Steuern  und  Leistungen  entrichtet  hat  Der  Bauer  kann  nach  Be- 
lieben über  sein  bewegliches  Vermögen  und  seine  Gebäude  verfügen, 
doch  hat  er  keinerlei  Recht  auf  Entschädigung  für  die,  auf  seinem 
Landantheil  ausgeführten  wirthschaftlichen  Verbesserungen«  Verläset 
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erdieOenieinde  gänzlich,  so  ist  er  verpflichtet,  die  Gebäude  zu  verkaufeii 
oder  abzutragen,  dabei  hängt  es  von  der  Gemeinde  ab,  ihm  zu  ge- 
statten, seinen  Wohnsitz  in  der  Gemeinde  zu  behalten,  ohne  einen 
Laodantheil  zu  besitzen:  in  solch  einem  Fall  verbleiten  ihm  die 
Wobngebäude  und  das  Gehöft.  Endlich  wird  der  Inhaber  eines 
Landantheils  desselben  ftlr  verlustig  erklärt,  wenn  er  die  Steuern 
ond  Leistungen  nicht  pünktlich  entrichtet  und  sich  alle  anderen 
gegen  ihn  angewandten  Massnahmen  als  erfolglos  oder  nicht  an- 
wendbar erweisen. 

Diese  einzelnen  Vorschläge  —  sagt  Eawelin  —  bestehen  fast 
ausnahmslos  in  der  Wirklichkeit  und  erbalten  sich  theils  durch  Sitte, 
theils  sind  sie  in  westeuropäische  Gesetze  fibergegangen.  Einzeln 
genommen  erinnern  sie  an  die  eine  oder  andere  Form  des  Landbe- 
sitzes, wie  sie  sich  im  römischen  Recht  und  in  den  neueren  Gesetz- 
gebungen ausgebildet  haben;  als  Gesammtheit  bilden  aber  diese 
Sitze  eine  besondere  bürgerliche  Institution,  die  keiner 
von  allen  bis  jetzt  bekannten  Institutionen  und  am  aller- 
wenigsten derjenigen  des  persönlichen  Grundeigenthums 
ähnlich  ist. ') 

Dieser  Vorschlag  zur  Lösung  des  Problems  hat  in  d^r  Liferatur 
leider  nicht  die  ihm  gebührende  Beachtung  gefunden.  Und  doch 
liegen  in  diesem  Vorschlage  die  wesentlichen  Grundlagen,  auf 
welchen  allein  in  zweckentsprechender  Weise  die  Frage  der  Ver- 
theiluog  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  erledigt  werden  kann. 

Eine  vollständig  zurückweisende  Kritik  erftlhrt  das  Project  von 
Rasin^},  einem  Gegner  des  Gemeindebesitzes,  Wie  wenig  er  jedoch 
Eawelin^s  Gedanken  in  seinem  Wesen  erfasst  hat,  ergiebt  sich  u.  Ä. 
schon  aus  der  Behauptung:  „Ohne  Umtheilungen  und  Gemenglage 
der  Grundstücke  existirt  kein  Gemeindebesitz  mehr.^  Den  Vorschlag 
erklärt  er  für  vollständig  lebensunfähige  da  in  ihm   sich   alle  Nach- 


<)  Auf  das  NachdrÜckliehste  betont  er  dabei,  dass  durch  diese  eine  Inati- 
ttttion  des  €tomeindeb«8itses  nieht  die  ganze  sociale  Frage  gelöst  wird.  Durch 
den  Gemeindebesits  könoen  nicht  Alle  vor  dem  PauperiBmas  gerettet  werden, 
da  nicht  die  gesammtc  Bevölkerung  grandbeaitzlicb  gemacht  werden  kann. 
Die  Bedeutung  dieser  Institation  liegt  einerseits  darin,  einen  bedeutenden  Theil 
der  Bevölkerung  grundbesitzlich  zn  erhalten  nnd  ihm  die  hiermit  verbundene 
Selbständigkeit  zu  wahren,  andererseits  darin,  dass  die  grosse  Zahl  der  Grund- 
besitser  auf  Sitte,  Anschanangs weise  etc.  der  »Luidlosen"  einen  bedeutenden 
Einiliias  äben  und  dadorch  zur  Erhaltung  der  gesellschaftlichen  Ordnung  — 
g^enüber  den  anarchischen  Bestrebungen        in  grossem  Mass  beitragen   wird. 

0  PaasHi»:  „OÖo^uHBoe  ynpaBJieHie  b  oÖu^HHuoe  semeBiiaA'bHie''  im  ATeaefi, 
1589,  Hr.  5,  pag.  Ö8-69 
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tbeile  4^9  beschränkten  Eigenti^ame  «ait  allen  Ungareobtigkeiken  der 
Majorate  vereinigen,   ibn    treffe   das  Schicksal    aller   yeroiiHßlBdeii 
Uasßnabmeji:  das  Geßet^   der  Logik   vom   ausgefcb^ossepM  DriUep 
lasse  siph)  wie  auch  hier  cirsiobMicjlt,  nie  ungestraft  F,ertet«0ii.    Er 
erblickt  alles  Heil   im    persönlichen  Orundeigentbqoi^  in   der   voll- 
ständig freien  Entwickelung,  in  der  Harmonie  der  Fnnetiomen  der 
Tbeile  des  gesellscKaftlichen  Organismus,  die  durch  den  Aufbau  ge^ 
künsteiter  Systeme  nur  gestört  werde.    Obne  auf  alle  Einx^lbeiten 
in  seinem  Artikel  einzugeben,  beben  wir  nur  diejenigeu  wiclitigereii 
Punkte  fafrvor,  we)cbß  —  unserer  Ansiehst  na^b  —  Rasin  mit  Recht 
gegen  Eawelin  anführt,  welche  jedoch  den   wesentlichen   Qrundge- 
dankßn  Kawelin's  nicht  treffen.    So  weist  ^asin  m|t  R^cht  auf  die 
Un^uträgUebkeiteq  bin,  die  siob  au^  der  zablung^freien  Uebargabe 
Yop  LiaodsteUen  vorgehen,  zumal  wenn  nach  Abtragung  des  an  den 
Qrundberrn  zu  entrichtenden  Ablösungskapitals  die  Gfau<ern  aar  die 
öffentUchen  Lasten  werden  zu  eutriphtep  haben,    Falls  kein^  Erben 
vorbanden  sfnd,  —  diesen  gew^ßrt  KawetiUi  wie  bemerkt,  e|9  Vor- 
ziigsreobt,  was  aber  Ra^in   übersieht,  —  werden    sfcb   alle   , land- 
losen^ Gemeindeglieder  um  die  Landstelie  bewerbe^,  die  jetzt  ^ 
nach   erfolgter  Ablösung  -*  einen    erheblichen   Werth    repräseotirt. 
Es  wird  sich  hierdurch  der  Stoff  zu  ewigen  Zerwürfnissen  bilden, 
die  Unzufriedenheit  der  „Landlosen*    wird   noch   mehr   gesteigert, 
als  beim  Besteben  von  persönlichem  Grundeigentbum.  Ja  die,  wenn 
auch  sehr  unsichere  Aussiebt,   endlich  einmal  doch  eiue  Landstelle 
zu   erhalten,    wird   die  Tbatkraft  des    landlosen  Bauern    ungemeio 
lähmen.    Eis  darf  keine  Landstelle   geschenkt   werden.  —  Wenn 
Rasip    das    Besitz-    und   Nutzungsrecht   im    Projeot   Kawelin'a    mit 
^lebenslänglicher  Arrende*  characterisirt,  so  kann   dem    nur    tbeil- 
weise   zugestimmt   werden.     Rasin    übersieht^    wie    bemerkt,    dass 
Eawelin  den  Erben  ein  Vorzugsrecht  einräumt.   Der  Einwand  trifft 
also  nur  in  dem  Falle  za,  wenn  keine  Erben  vorbanden  sind. 

Zu  diesen  Einwürfen  Rasiu*s  fügen  wir  unsererseits  noob  C^iniges 
hinzu.  Die  absolute  UntbeilbarkeU  der  Utuerliek^n  Höfe,  wie  sie 
siob  aus  diesem  Project  ergiebt,  entspricht  nicht  den  wechselnden 
Bedflrfbissen  der  Menschen  und  des  landwirthschaftlichen  Betriebes. 
(Nur  einen  Fall  der  Tbeilbarkeit  lässt  Kawelin  s(u:  n^it  Oenebmi« 
guAg  der  Gemeinde  kann  ein  Bauer,  der  seine  Landstelie  aofgieb^ 
d.  h.  der  Gemeinde  überlässt,  die  Wohngebäude  und  das  GeMfl 
behalten.)  Obne  auf  die  Frage  der  zweckentsprechendsten  Orga- 
nisation an  dieser  Stelle  einzugehen,  skizziren  wir  hier  unseren 
Standpunkt  nur  ganz  kurz.    Zu  dem  Project  KaweUn'S|  in  w^ben 
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wir  die  Ndgliobkeit  flev  l^img  jenes  wicbüg^a  Problems  fij<l>)ißk0Q, 
liqd  loIgaBde  ModiSafttioneo  -^^  wt  die  «ich  ^Fgebendeo  8peci«kU 
{Nukto  gehen  wir  jetzt  nooh  nieht  ein  —  erforderUch:  keia  Verr 
iQgsreehti,  eonden  yolUländiges  Erbreckl  aoU  ap  den  Lapdstelleii 
beftteheo^  der  oinbete  Krbe  (d,  i.  dem  die  Leodetelle  aoföUl)  tritt 
lie  aber  bu  einem  ermäseigteo  Preise  an  aed  bat  den  dbrigeo 
£rbea  den  betreffienden  Wertbtheil  auezuzahlea.  Der  Besitaer  bat 
das  Recht  mU  gewieaen  Beecbrtokoogen  (Näberrecbt  der  Verwandten, 
der  Oemeindo)  eeSne  Landstelle  zn  verkaufen.  Die  duroh  unbeerbt 
tea  TodeaTall  vakant  gewordene  Landeteile  filllt  an  die  Gemeinde, 
weleba  dieselbe  gegen  volle  Eptsobädigung  ihres  Wertbes  an  eis 
ßemelBdegUed  verglebt.  Th^ilbarkeit  einer  Landstelle  ist  mit  Qe-r 
DshmigHOg  der  Gemeinde  und  obrigkeitlicher  Bestfttignng  gestattet, 
aoeh  kiMia  die  Gemeinde  für  solebe  Glieder^  die  keine  Landstellea 
besitsen ,  LandstUeke  ans  der  gemeinen  Mark  anssoheid^B ,  auf 
«ekken  diese  sieb  ansiedeln  können:  auf  diesem  Weg«  wird  «ine 
Klasse  anafiaeiger  F«ldarbeiter,  Handwerker  etc.  geschaffen*  Aacb 
sof  die  Bühere  Begründung  dieser  Modificatioaen  können  wir  an 
dieser  SAelle  nicht  eingebea.  -- 

Wie  bemetkt  bat  Kamelin's  Projekt  in  d^r  Literatur  die  ihm 
gsbübreade  Berückaiehtigung  nicht  gefunden.  Freilich  unterscbfttjit 
PrQfesi#r  Kftwelin  selbst  die  höbe  Bedeutung  desa^lbeu«  Ni^^bt  allein 
itm  er  ioi  Laufe  der  vielen  Jahre  jenen  GedftPkeu  leider  nicht 
weiter  verfolgt  bat ,  wozu  dii^  Gestaltung  der  Oemeindebesitzvaiv 
hiltniH^  aeit  Airfbebuag  der  Leibßtgßpsohaft  dringende  Ver^nla^ßung 
bot,  sondern  e^  bat  Aucb  in  einer  jüngst  erscbienenee  Abhandlung 
Aber  dm  Gei^iadebesit«  0  jenfis  Gedanken  verdunkelt ,  ja  selbst 
9sin  QüeprQngli^b^  Protect  in  wQ9?ntliohQr  Beziehung  fnilen  lassen. 
Freilich  ^klftrt  ^r,  jetzt  dieselben  Gesicbtapunkt^  etusein^ndergeset^t 
and  vortreten  au  bab^n  wie  im  Jf^bre  1850.  Solches  gilt  jedpch 
nur  YW  ^^\n^Vß  pripcipiellen  Standpunkt  %iim  Gem^ndcbesiti9  über^ 
banpt,  niqkt  aJber  von  seinen  sp^ii^llei^  Vorschlägen  s^ur  L^snng 


0  K.  KaBejHHii:  ^OÖn^EHBoe  BisA'bHie''  in  der  St.  PeterBburger  Wochen- 
Mhrift  Hex'biH  („Nedelft"  —  Woche)  1876«  Vt,  i^t\  di«9e  AUiaa^laog  ^napft 
m  stae  iHeririiebe  Aassiga  der  jUagit  «iber  den  fte«»siadslieBini  «rsti^l^nenen 
S«hi!if(«0  an  (dsraalsr  sn^b  meines  In  der  „ßsltiaohen  MsnatsMhrlft^,  i87ih 
Ol  0i4>|Mttiaft|  enth»ltAn(»  ArüksU;  rZut  Oss^biflhte  des  hftuarliohsn  Oe- 
>»«iodebaiitsss  in  RasslanA''^«  Zur  3^ai(  liagt  mj«  dsa  bezeiobnets  Woskeablstfe 
wH  voTi  dia  folgsndsa  l^eitßqsogaben  beliehen  eicb  auf  den  8sparatabdraidc 
^  AbhaÄiluM»  Asn  4m  basbgsebrts  Herr  Verfasser  mir  fipsaaWabet  angs* 
steUtUt 
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der  Fragpe.  So  spricht  er  sieb  in  gleicher  Weise  wie  früber  dahin 
aus ,  dass  dem  Staat  das  Recht  und  die  Pflicht  sur  ge^etElichen 
Organisation  des  Gemeindebesitzes  zusteht.  Mit  yollem  Recht  be- 
t-ont  er ;  dass  der  Gemeindebesitz  nicht  allein  in  das  Privatrecht 
gehört,  sondern  auch  das  öffentliche  Recht  bertthrt;  nur  nach  der 
einen  Seite  hin  trifft  er  den  Vortheil  der  einzelnen  Personen,  nach 
der  anderen  aber  ist  er  eng  mit  dem  öffentlichen  Interesse  und 
der  allgemeinen  Wohlfahrt  verknüpftJ)  Zar  Zeit  befinde  sieb  der 
Gemeindebesitz  in  grosser  Gefahr:  der  Individualiairungstrieb ,  der 
sich  in  einer  gewissen  Entwickelungsepoche  bei  allen  Völkern 
zeige  und  u.  Ä.  auch  zum  Uebergang  zum  persönlichen  Orund» 
eigenthum  geführt  habe,  mache  sich  jetzt  im  russischen  Volke  be- 
merkbar (die  Theilungen  der  bäuerlichen  Familien  durch  Aas- 
scheiden  der  Kinder  aus  der  Wirthschaftseinheit  der  Eltern  etc.). 
Zur  Begegnung  der  in  diesem  Streben  liegenden  Gefahr  soll  der 
Gemeindebesitz  geschützt  werden.  In  welcher  Art  die  gesetzliche 
Organisation  zu  erfolgen  habe,  darüber  spricht  sich  Kawelin  nur 
in  allgemeinen  Umrissen  aus.  Er  legt  dar .  dass  der  Gemeinde- 
besitz sich  in  nächster  Zukunft  in  folgender  Weise  ausbilden  werde: 
Ueberall ,  wo  Gemeindebesitz  besteht ,  wird  er  durch  Gesetz  ge- 
kräftigt, die  weitere  Zersplitterung  desselben  durch  Uebergang  ein- 
zelner Landantheile  zum  peraönliohen  Eigenthum  wird  aaffaOren. 
Verboten  werden  im  Gebiete  des  Gemeindebesitzes  sein :  der  Verkauf 
▼on  Landtheilen  und  ihre  Umwandlung  in  persönliches  Eigen- 
thum. Den  bäuerlichen  Gemeinden  wird  die  Möglichkeit  ge- 
währt, die  in  den  Grenzen  des  Gemeindelandes  liegenden  Land- 
stücke,'  die  sich  im  persönlichen  Eigenthum  befinden,  anzukaufen; 
auch  wird  den  Gemeinden  das  Erbrecht  an  solchen  Landstflcken, 
die  ohne  Erbnebmer  nachbleiben,  zustehen.  Allen  ländlichen  Ge- 
meinden, in  welchen  das  Land  unter  dem  Recht  des  persOnHchen 
Eigenthüms  steht,  ist  es  vollständig  frei  gestellt,  vom  persönlichen 
zum  Gemeindebesitz  überzugehen.  Zur  Beseitigung  von  Missbrftuchen 
und  Ungerechtigkeiten  in  der  Vertheilung  der  Landantheile,^)  wird 


1)  „OöiqBHaoe  aiajcbHie*,  pag.  56. 

*)  Es  finde  hier  die  Bemerkung  Fiats,  dass  Umans  in  seinem  mehrer- 
wähnten  Artikel:  OejibcsaA  oön^RHa  bi»  Poccii  in  den  Ore^ieoTBeHHUH  3aoae««, 
1663,  die  liiedersetznng  eines  Raths  —  npHxoACRift  coslrb  —  wttnseht|  welcher 
die  Vorarbeiten  znr  Erzielung  einer  gleich m&ssigen  Landnmtheilnog  ansaa- 
fahren  und  anf  Omndlage  derselben  ein  Project  su  entwerfen  hat,  das  sodann 
der  Gemeindeversammlung  aar  allendlichen  Bntseheidnng  vorgelegt  werden  sollf 
1.  c.  Band  161,  pag.  491-499. 
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den  Verietsten  die  Möglichkeit  zor  Klagefdhrang  gegen  die  Anord- 
oQDg  der  Gemeinde  gewährt.  Die  Entscheidung  solcher  Klagen 
wird  einer  Instanz  zustehen,  die  mit  den  hierbei  in  Betracht  kom- 
menden  Rechtsfragen,  wie  sie  sich  nach  Ortlicher  Sitte  ausgebildet 
haben,  genau  bekannt  i9t*).  Diese  Grundsätze  entsprechen  den  im 
Jahre  1859  von  Kawelin  ausgesprochenen.  Was  jedoch  die  Bil- 
dang  von  in  ihrer  Grösse  normirten  Höfen  mit  Wahrung  bestimmter 
Rechte  der  Gemeinde  dber  das  Gemeindeland  anbetrifft,  so  sieht 
Kawelin  jetzt  von  seinem  früheren  Project  ab.  Freilich  aus  seiner 
Begriffsbestimmung  des  Gemeindebesitzes,  in  welcher  er  alle  nicht 
mit  dieser  Orundbesitzform  wesentlich  verbundenen  Momente  aus- 
8chi;idet,  Hesse  sich  noch  schliessen^  dass  er  auch  jetzt  noch  von 
dem  Recht  eines  jeden  Gemeindegliedes  auf  einen  entsprechenden 
Landantheil  absieht:  er  spricht  hier  nur  non  den  Rechten  der 
.Haaswirthe**  (AOBOxosHena) ,  also  derjenigen  Bauern ,  die  einen 
Landantheil  besitzen.  ^)  Im  Verlauf  seiner  Untersuchung  tritt  er 
jedoch  für  die  Erhaltung  des  Rechts  eines  jeden  Gemeindegenossen 
aof  Land  ein  und  stellt  sieh  dadurch  in  einen  Gegensatz  zu  seinem 
ersten  Antrag.  Der  Umstand,  dass  mit  Zunahme  der  Bevölkerung, 
die  durch  freien  Austritt  der  Genossen  aus  der  Markgenossenschaft 
verzögert  wird,  das  Gemeindeland  dem  steigenden  Bedarf  nicht 
genflgen  wird,  hatte  ihn  zur  Beschränkung  der  Nutzungsrechte  des 
heranwachsenden  Geschlechts  veranlasst,  jetzt  hält  er  diesem  Uebel- 
Stande  den  auch  von  den  anderen  Anhängern  des  Gemeindebesitzes 
vorgebrachten  Ausweg  entgegen:  nämlieh  die  Aussiedelung  des 
äberschüssigen  Theiles  der  Bevölkerung.  Er  fügt  noch  hinzu,  dass 
nach'  den  von  ihm  dargelegten  ökonomischen  und  socialen  Be- 
dingungen des  Volkslebens ,  wie  sie  sich  bei  gesetzlicher  Organi- 
sation des  Gemeindebesitzes  gestalten  werden ,  Ansiedelungen  ord- 
nnngsmässiger  und  wohlbedachter  werden  vorgenommen  und  durch* 
t^efabrt  werden  als  heute.  ^}  Auf  Kawelin's  Pröject  haben  wir  noch 
zarückzukommen^  hier  war  es  nur  unsere  Aufgabe,  in  gedrängter 
Kärze  auf  die  von  Kawelin  selbst  vorgenommene  Aenderung  zu 
seinem  Entwarf  vom  Jahre  1869  hinzuweisen. 

Steht  Kawelin  in  jenem  Project  noch  auf  dem  Boden  der  that« 
aächlichen  grundbesitzrechtlichen  Verhältnisse*),  so  haben  wir  zwei 


0  OÖn^RHoe  BM^f/hnie^  1.  c.  pag.  57—60. 
*>  1.  c.  pag.  11—12. 
>)  I.  e.  pag.  61. 

*)  Es  sei  noeh  knrs   erwähnt,   dass  IlyinReBHHi»  (Pnsehkewittcb)  in   den 
3iaieu  lOpbeBCiaro  Oön^ecTsa  cejbciaro  xosattcTsa,  1857:    „0   RpecTLHaciom» 
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andere  Projeote  «u  regiatriran^  w^k^Q  dieieo  Beden  bor^t«  T^rlBsaea 
haben  und  die  Lö«ang  de«  Problem«  qur  in  ein^r  fundainyeDtalea 
Umgestoltuiig  des  biabeirigeii  QniiidbiesUzreobtiB.  iSadea  zu  kiD^aei 
meinen. 

Das  eine  Project  ist  von  der  B.ed$ction  dea  » RoMkji  Weeiqik^  0 
aafgeatelU,  einer  Zeitecbrift,  die  in  ublreichen  ArHIpilii  «r-  unaeran 
Lesern  sind  sie  nicht  unbekannt  —  energisch  geg^n  den  Offmeiode* 
besitz  plaidirt  hatte  und  schliesslich  eine  wesentliche  Sehveskuig 
ipachte,  f4r  die  sie  viel  Hohn  Seitens  der  Anhänger  wie  dev  6^* 

oer  des  Gemeindebesitzes  zu  erdulden  hatte. 

*  

Das  Project  ist  nao  in  kurzen  Umriysen  folffend^:  Di^  Gin* 
leitung  skizzir^  die  Theorie  der  Grundrente.  Die  Zeitsebrift  consla- 
tirt,  dasg  die  Anhänger  des  Gemeiodebesitises,  die  erst  po  entackiedea 
für  die  Beibehaltung  peri<Mlischer  Umtheilungen  eintraten,  jet^ik  be« 
reit  sind,  ▼on  dieser  Forderung  abzulesen,  Sie  acoeptirt  di^es 
i&Mgestftndniss  und  wünscht  auf  der  Basis,  dasg  df^  den  «in^elnen 
Wirthen  zngetheilte  Land  ihaen  bleibend  belMsen  wird,  den  Oe- 
meindebesitz  also  za  organisireq:  Wird  dem  einzelnen  Wirtben  das 
Land  bleibend  zugetheilt,  90  erlangt  der  einzelne  Wirth  eip  EigeD* 
thumsrecht  an  demselben;  dieses  soll  ihm  i^icht  Qhne  £atgeH  za* 
gestanden  werden:  vielmehr  muss  er  für  dieses  iUcht  dor  G^^meinds 
eine  Rente  zahlen,  deren  Betrag  in  gewifeen  Zwiscbanräiipien  je 
nach  dem  Steigen  des  Boden wertbes  erhiUit  wird,  wogegen  eins 
jede  zur  Gemeinde  gehörige  Seele  ein  Eeebt  auf  einen  Theil  der 
Rente  bat;  die  Gesammtsamme  muse  unter  alle  Glieder  der  Qoweinde 
getheilt  werden,  ob  sie  in  der  Oeuaeinde  oder  answärte  aoeiesig 
sind'  Auf  diesem  Wege  wird  jedem  Gemeindegliede  aein  Anrecht 
auf  d(^  Gemeindeland,  wenn  auch  in  einer  neuen  Form,  gewahrt 
Statt  der  so  sebädlichen  Umtbeilung  des  Landes  finden  jetzt  nur 
Theilungen  der  Rente  statt  Die  Rente  ist  für  alle  mit  Land  do- 
tirten  Wirtbe  ganz  ^gleich,  da  dieselbe  nar  die  freie  Rente  to» 
Boden  ist,  kein.  Zine  des  auf  ihn  verwandten  Eapitals*  fiveAtnell 
kann  ein  Wirth,  wenn  seine  Familie  aehr  gross  ist,  mehr  aus  der 
allgemeinen  Rentenkasse  erhalten«  als  er  für  die  Katzusg  dee  Land«*« 
zur  Kasse  zahlt.  Allmälig  kann  die  Zahl  der  „  landlosen "  6e* 
meindeglieder  grösser  werden,  als  die  der  mit  Land  dotirten;   mit 


cnocoö'b  semieBjaAliBlR«',  für  die  Bildung  erblicher  Ff^miUsatU>fs  (oeaeiwie  r>sTKs) 
eintritt.  Sein  Vorschlag  erinnert  an  die  auf  Seite  144*^141  mitgfth^ilte,  ▼om 
Dom&nenministerinm  eingeführte  Institution. 

«]  „PyecKss  ce«jbCR»fl  o6n(«Ba**  im  Pysosül  BikcTvafb,  AB^,  ]Vr,  17,  pag. 
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i$T  »l]gei9^Dßii  ilDtwi^kßlung  steigt  abn^i*  woh  der  Wertk  d«a 
Bodens«  die  Reotß.  So  lange  die  Ziahl  der  mit  Land  doHrleo  Gre- 
Qieiiid^lieder  gr^ser  i^U  4ie  der  nDdereo,  so  wird,  wie  uzaneboi^n, 
die  Oemeiod«  9PgW  di^  EirbOkuDg,  im  umgekebrieo  Fall  für  die 
Erböbapg  der  l^^^te  eeiq,  Z^^m  S«b»t2  der  betreffenden  Mtnorit&t 
ist  ein  Offeotliohes  Orgpin  eKordterlieb,  weleb^  in  streitigen  Fällen 
die  EntscbeidiHig  triffit.  Auch  der  Fall  ist  vorgeeeheo,  da$s  der 
Einseloe  eeinen  Land^tbeii  eioem  nicht  zur  Gemeinde  Gehörigen 
übergii^bi;  ein  sptcber  erkauft  sich  das  Recht  dar  Matzung^  indem 
er  dem  früheren  Wivthen  die  Summe  zahlt,  welche  das  auf  die  Ver- 
besserqpg  des  Uande^  verwAiidte  Kapital  repräeentirt. 

Diese  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  TerhiTidert  in  weit 
sicherer  vnd  vollkommoerer  Art  die  Ausbildung  eines  Proletariats, 
als  der  bestehende  Gemeindebesitz.  Die  Anh&nger  des  Gemeinde« 
Besitzes  machen  alle  jeteigen  Bauern  und  deren  Nachkommen  zu 
obligatorischen  Ackerbauern,  eb  diese  hierzu  Neigung  haben  oder 
Bicht,  da  sie  entweder  Aebcrbauern  bleiben  müssen,  oder  ihr  Rechl 
auf  das  Land,  noch  wenn  sie  sieh  an  der  Ablösung  des  Landes 
(vom  Gatsberrn^  vom  Slaat)  betheiligt  haben,  ohne  Entschftdigung 
anfgeben.  Der  Stand  der  AckeiHbauem  würde  unvermeidlich  zu  einer 
onbeweglidien,  keinem  Fortschritt  zugänglichen,  stumpfen  und  apa« 
tbischen  Kaste,  und  der  russische  Ackerbau  w&re  zu  einer  ewigen 
DreifislderwirtKschaft  prftdesiinirt.  Andererseits  würden  Diejenigen, 
welche  aus  der  Gemeinde  ausscheiden,  den  Sehntz  vor  dem  Prole« 
tariat  nicht  mehr  geniessen.  Ganz  anders  gestaltet  sich  die  Lage 
der  Dinge  bei  Umwandlung  des  üblichen  Gemeindebesitzes  in  das 
projectirte  Gemeindeeigen thum.  Hier  braucht  der  Einzelne  nicht 
Aekerbauer  zu  sein  nnd  behMt  doch  sein  Recht,  -^  die  Rente  wird 
ihn  vor  dem  Preietariat  schützen.  (Die  Rente  und  das  Recht  des 
Oemeittdegliedes  ist  onveräosserlich  und  wird  nur  durch  Abstam* 
mnog  von  einem  Gemeindeglied  erworben).  Die  Rente  soll  dem 
Einzehien  nicht  die  Möglichkeit  gewähren,  ohne  Arbeit  zu  leben, 
aar  einen  Tbeil  seiner  Bedürfnisse  wird  sie  decken,  doch  wird  sie 
aller  Wabraoheinlichkeit  lUMeh  im  Lanfe  der  Zeiten  enorm  steigen. 
Is  Zukonft  kann  diese  Grund  best tzform  eine  grosse  Bedeutung  ge-> 
winueo,  ele  wird,  alle  anderen  Formen  des  Grandeigeathums  über- 
ragen nnd  aar  höchsten  Einlieit  und  zur  vollkommensten  Gestaltung 
der  socialen  Beziehungen  führen.  Alle  Schrecken  des  Communismus 
verschwinden,  das  Bigenthumsrecbt  bleibt  unberührt  und  erlangt 
eine  ne^e,  bOhere  Macht.  In  der  Masse  de^  Volkes,  in  Millionen 
von  Menschen  entwickelt  sich  das  Gefühl  des  Sichergestelltseins,  4f^e 
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Gefühl  der  Selbständigkeit  und  Unabh&ngigkeit.  Jeder  ans  der  Zahl 
der  Millionen  ist  Eigenthümer  und  zwar  nicht  zum  Nacbtheil  An- 
derer, nicht  mit  Ausschluss  Anderer,  sondern  im  Gegentheil  in 
starker  Vereinigung  mit  Anderen.  Eine  ganze  Welt  lebendiger  Be- 
ziehungen bildet  sich  von  selbst  in  solch  einem  CeTitrum.  Bei  Zunahme 
der  Bevölkerung  werden  die  Gemeinden  Kolonien  in  unserem  weit 
ausgedehnten  Lande  gründen,  was  durch  den  Bodenkredit  erleiehtert 
wird,  der  sich  hierbei  in  höchstem  Masse  entwickeln  und  dadurch 
den  Erwerb  von  Grundeigenthum  noch  mehr  erleichtern  wird.  Un- 
geachtet der  grössten  Entfernung  werden  die  Kolonien  mit  den 
Muttergemeinden  mit  den  lebendigsten  Banden  verbunden  sein, 
welche  Bande  wiederum  als  neue  Bürgschaft  der  Einheit  und  Fes- 
tigkeit des  russischen  Staatswesens  dienen  werden.  —  Wenn  diese 
Form  von  Grundeigenthum  auch  die  höchste  ist,  so  soll  sie  nicht 
die  andere  Form  ausschliessen ,  persönliches  Bigentbum  an  Grund 
und  Boden  soll  daneben  bestehen.  Das  Gemeindeeigenthum  gewinnt 
nur,  wenn  daneben  Stammgüter  und  auch  freie  persönliche  Land- 
güter, deren  Eigenthümer  den  mittleren  oder  städtischen  Klassen 
der  Gesellschaft  entfiprechen,  sich  befinden.  Neben  einander  be- 
stehend werden  diese  Formen  des  Grundeigenthums  wobltb&tig  auf 
einander  wirken,  indem  sie  gegenseitig  alles  das  neutralisiren,  was 
in  ihnen  eine  falsche  und  schädliche  Richtung  einnehmen  könnte')« 
Auch  zu  diesem  Project  sei  uns  eine  kurze  Bemerkung  gestaltet. 
Es  lässt  sich  füglich  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  es  einer  Forde- 
rung der  Gerechtigkeit  entspricht,  die  Grundrente,  d.  i.  den  lieber- 
schuss  der  Einnahmen  über  die  gesammten  Productionskosten,  nicht 
dem  Grundbesitzer  zufallen  zu  lassen,  sondern  der  Gesammtheit 
vorzubehalten.  Dieser  Ueberschnss  ergiebt  sich  aus^  vom  Grandbe- 
sitzer ganz  unabhängigen  Ursachen:  er  steigt  mit  der  Zunahme  der 
Bevölkerung,  ihrer  Bedürfnisse  und  der  Preise  der  Bodenproducte. 
Doch  von  diesem  allgemeinen  Gesichtspunkte  aus  fasst  der  ^Rnsski 
Westnik^  sein  Project  nicht  auf.  Neben  dem  Gemeindeeigenthum 
soll  persönliches  Grundeigenthum  bestehen  bleiben:  dieser  Classe 
der  Bevölkerung-  soll  der  volle  Ertrag  auch  der  steigenden  Grund- 
rente unberührt  belassen  bleiben;  die  bäuerliche  Bevölkerung  aber, 
soweit  sie  auf  Gemeindeland  sitzt ,  soll  sich  nicht  des  volleo 
Genusses  jenes  Uebersohusses  erfreuen,  sondern  einen  Tbeil  desselben 


>)  Eingehende  Widerlegungen  dieses  Prc(jects  bieten  u.  A.  Kosekelew: 
„Pycciiaa  cejibCRaa  oöu^Hiia'*  im  GejrbCKoe  BjaroycrpottcTBO,  1858,  Nr.  11  und 
Tupizyn  (H.  TynEi^uBi»),  „Hosaa  pyccRaa  o6ii\iiRa''  im  ÄTeselt,  1858,  Vr.  40,  41 
and  42. 
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8D  die  0emeindeglieder ,  die  keinen  Landantbeil  haben  empfangen 
köooeo,  abtreten.  Und  doch  ist  es  gerade  die  bäuerliche  Bevölke- 
raog,  deren  Indolenz  zu  beseitigen)  deren  Arbeitsamkeit  und  Spar- 
sion  zu  heben  man  sich  bemüht  1  Ihr  die  Aussicht  auf  die  steigende 
Graodrente  schmälern ,  würde  ihren  Fleiss  nicht  anspornen ,  son* 
dern  lähmen. 

Eine  erhebliche  Gr<)6se  würde  die  Rente  erst  nach  erfolgter 
Ablösung  des  den  Outsbesitzern  gehörigen  Landes  gewinnen^ 
falls  nicht  eine  ganz  ausserordentliche  Werthsteigerung  des  Bo- 
dens inzwischen  eintritt.  Auch  würde  der  Antheil  an  der  Grund* 
rente  die  Gemeindeglieder  ^  denen  keine  Landstelle  zugefallen 
Ut,  nicht  social  -  ökonomisch  sicherstellen,  dabei  aber  alle  Nach- 
theile aufweisen  ,  die  mit  ähnlichen  Geschenken  und  irrationellen 
Almosenvertheilangen  verwoben  sind.  0  —  Sodann  würde  unter 
deo  ärmeren  Leuten,  die  sich  nicht  des  Glücks  erfreuen,  von  Mit- 
gliedern solcher  ländlichen  Gemeinden  abzustammen ,  der  Neid 
gegen  diese  Bevorzugten  stetig  genährt  und  immer  wieder  ange- 
facht werden :  wenn  Jene  ohne  irgend  welches  eigene  Zuthun  einen 
Betrag  aus  der  Rente  empfangen,  wesshalb  haben  nicht  auch  wir 
Anrecht  auf  die  Grundrente «  zu  deren  Steigerung  Jene  nicht  mehr 
beigetragen  haben  als  wir?  —  Endlich  wären  noch  die  sehr  er- 
heblichen Schwierigkeiten)  die  sich  der  Durchführung  dieses  Projects 
entgegenstellen,  in  Betracht  zu  ziehen. 

Das  zweite  Project  verdankt  seinen  Ursprung  J.  Ssawitsch.^) 
Der  Verfasser  entwirft  dasselbe  in  so  allgemeinen,  nicht  ganz  präcis 
gehaltenen  Umrissen ,  dass  wir ,  wie  wir  es  eingestehen  müssen, 
dessen  nicht  sicher  sind,  ob  wir  mit  der  erforderlichen  Correctheit 
den  Gedankengang  des  Autors  wiedergeben.  Er  will  die  Frage 
des  Gemeindebesitzes  durch  die  Association  der  Arbeit  gelöst  wissen. 
Jeder  Bauer  erhält  nur  ein  so  grosses  Landstück  ,  dass  seine  Exi- 
stenz sichergestellt  ist,  daneben  verfügt  aber  die  Gemeinde  über 
eine,  nicht  grosse  Ackerwirthschaft  (ueCojibmyH)  oGmecTBenByio 
3anamBy) ,  die  gemeinsam  von  den  Gliedern  der  Gesellschaft  be- 
Biellt  wird.  Der  Ertrag  fliesst  in  eine  besondere  Kasse.  Der  Bauer 
hat  kein  Recht  zum  Verkauf  seiner  Landstelle;    will    er   sie   nicht 


0  Auf  dieses  Moment  weisen  sowol  Kosehelew  als  Tnpizyn  hin.  Letz- 
terer druckt  sieh  in  folgender  drastischen  Weise  aas  (im  ersten  Artikel,  Kr.  40, 
pig.  331):  |»Diese  geschealLte  Rente  ist  einfach  eine  Prämie  auf  Faulheit,  die 
Deae  Gemeinde  —  eine  Gesellschaft  sur  Versicherang  gegen  Arbeit^ 

')  K).  H.  CBBBH'b:  »H'bcKOJibKO  Mju&iett  oöi»  oöo^HHuoiii»  Bja^ftsia  seiuefO'' 
im  ATsae«,  1857,  Vr.  50,  pag.  438—446. 
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behalten,  so  tibergiebi  ei^  sie  der  Gemeinde,  die  ihm  dvreh  ThefK 
sahlnngen  im  Laufe  von  sehn  Jahi-M  den  Werth  dee  Chrüaditükes 
vollständig  eatsohädi^t«  Aaob  diese  Grondetüeke  wolrden  mit  ge* 
■leiDsamen  Kräften  bearbeitet,  der  Ertrag-  kommt  —  nallb  Ab- 
tragung der  Sobald  an  den  frdkeren  Inhaber  -^  aach  jeiMr  Kasse 
zu  Oute.  Die  einzelnen  Landstellen  sind  untheilbar  und  gehen  aof 
einen  Erben  Ober,  die  avdern  Söhne  ete.  sitid  frede  Arbeiter, 
ktenen  Feldarbeiter  bleiben  otder  Iti  andere  Berafe  übergeben,  oder 
endliek  es  kauft  ein  Solcher  ein  normales  Llvadqliaiitam  (so  tiel 
als  die  Landstelle  eines  Bauern  in  der  Gemeinde  ist)  vewi  benach- 
barten Gutsherrn  und  tritt  mit  demselben  ia  den  AssociaMonsver* 
band  der  Gemeinde  ein.  Sind  keine  SOhae  (als  Erbien)  v^yrifandes, 
ao  fällt  di6  Landstelle  naeb  dem  Tode  des  Inhabers  und  der  Ver* 
keirathaBg  der  Tdehter  an  die  Gemeinwirthseiiaft ,  die  aka  asA 
hierdurch  eine  Vergrdsseruag  erfMrf.  Das  in  der  erwäbfitao  Kasse 
angesammelte  Kai^Mal  bleibt  anavtastbar  and  darf  nur  sur  Linde- 
rang  aiigemeiner  Ungltlcksfäile  angegriffen  werden.  Bei  einer 
soloben  Organisation  wird  sich  bald  eihe  geiaeinsame  WirHischsfl»- 
ftlbrung  ausbilden,  besonders  wenn  daa  ia  gemeinsamer  Wrrthscked 
befindliche  Land,  welches  ailmälipf  gross  werden  wird^  aad  das 
angesammelte  Kapital  in  das  unmittelbare  fisgentkaai  dto  neaeii 
Gkmeinde  (nach  vollstäadiger  Tiigung  der  fdr  das  Land  an  ent* 
richtenden  Zahlung,  die  die  erata  Angabe  der  Kasse  ist)  gelangen. 
Der  Verfasser  giebt  sich  nun  der  Heffanag  bin,  dasa  —  zamsl  bei 
zunehmender  Volksbildung,  die  tu  beArdem  ist  —  der  Baner,  baM 
den  Vortheil  gemeinsamen  Betriebes  erkennend ,  seine  Landstelle 
der  Gemeinde  übergaben  und  jetzt  einen  weit  grösseren  Ertrag 
erzielen  wird,  als  bei  der  fFttkeren  Art  seiner  Wirthsebaft. 

Wenn  wir  den  Gedanken  des  Verfassers  richtig  wiedergegeben 
haben  -•  Einzelheiten  sind  uns  leider  unverständlich  geblieben  — , 
so  sind  gegen  dieses  Project  alle  die  Bedenken  zu  erheben,  die  so 
häufig  und  nach  so  manchen  missglQckten  Versuchen  gegen  gemein- 
same WirthschaftsfQhruDg  Seitens  einer  grösseren  Anzahl  von  Per- 
sonen geltend  gemacht  sind.  Der  bei  der  Produktion  so  bedea- 
tungsvolle  Factor  des  directen  persönlichen  Interesses  Hesse  sich 
nur  bei  einer  so  hohen  Entwickelung  der  geistig-sittlichen  Bildung, 
des  Geftthls  der  Gemeinsamkeit  durchfahren,  wie  sfe  heute  auf 
der  Weit  nicht  zu  finden  ist. 

Nur  in  Zeiten  besonderer  geistig-sittlicher,  sattial  religiteer  E^ 
hebung  haben  sieh  solche  Wfrfhsehaftsinsfituftiünen  erlialten  können, 
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und  aooh  nur  so  lange^  ali  der  Oeist  fcememsamer  Liebe^  der  sie 
geschaffen,  hi  den  Tbeiloehnaeni  lebendig  blieb. 

6«  Wenti  wir  eobliessHoli  noch  anf  A.  v.  HaxthausenO  ^ii^*- 
gfbeo^  der  zverst  auf  die  Bedeulung  des  rassischen  Gemeindebe- 
ritaes  Ungewieaen  hat^  so  aiögea  die  Leser  nicht  eine  aasfQhrlicbe 
Analyse  seines  Tielibeh  gekünstelten  Systems  über  Staatenbildung, 
SteHaog  des  Staates  zur  Kirche,  Aber  den  christiieh- sittlichen  Ge- 
horsam etc.  etc.  erwarten,  wie  sehr  auch  sein  ganzes  social  -  politi«- 
sohes  Olaabeosbekentniss  mit  diesem  System  im  Aligemeinen  und 
der  SleUung  dee  Gemeindebesitasee  im  Bosonderen,  wie  er  ihn  auf» 
fssst,  sKMamflaenhtogt.  Wir  begaügea  uns  mit  einem  kurzen  Hin^ 
weis  anf  die  Pnnkie,  in  welchen  Haxtbansen's  AufTaesuBg  von  der 
der  rnsaiseben  Amhtnger  des  Gemeiadebesitaes  abweicht,  and  welche 
is  der  Lilemtur  niokt  die  genttgende  BerQcksicbtigung  gefunden 
haben. 

MM  wie  Tiel  Vorliebe  die  Vertreter  der  nationalen  Omndbesitz- 
form  aiefa  auch  auf  den  ,berahmten  deutschen  Gelehrten^,  «den  ge- 
saaen  Kettner  agrarisober  Verhftltnisse*  bemfbn:^)  gewisse,  In  Haxt- 
liaascn's  A«ft»sung  wesentiiobe  Momente  werden  Ton  ihnen  ent- 
weder Obergamgen,  «der  auf  ein  so  geringes  Mass  aurückgefübrt^ 
dsss  seine  Darlegung  dieser  gmndbesitzlioken  Institution  nns  wesent- 
lieh  eraoiitltiert  ersdieint 

Daas  nach  der  RechlsanseiiBvang  des  V-olkes  ron  jeher  die 
Oebeneqgang  geberrsekft  habe,  das  ganze  Land  gehöre  nach  Gottes 


0  A.  V.  HazAansen:  „Stadien  aber  die  inneren  ZustSttde,  das  Volksleben 
nDd  die  ttndllslien  E&iricktaagen  Kasslands",  in  drei  Bänden.  1847—1652.  (Anoii 
in  irsaadsiseher  dprseke  erschienen).  Derselbe:  „Die  Ittadliehe  Verfassang 
RasBlands,  ihre  Entwickelang  und  ihre  Feststellang  in  der  Gesetzgebung  von 
1661'*,  Leipzig  1866.  Als  Anhang  zum  letzteren  Werk  giebt  der  Verfasser  noch 
eine  körte  Abhandlntg  Aber  den  Gemeindebesitz  in  deutscher  Sprache,  die  im 
BinbKek  attf  die  betorstehende  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  schon  frfther 
(1SS8)  in  liraneösiselier  8praefae  ersehieaen  war. 

*)  Ten  den  Anhängern  des  Gemeindebesitzes  wird  bei  jeder  sieh  darbie* 
tsoden  Gelegenheit  das  Verdienst  Hazthausens  anerkannt,  zuerst  die  grosse  Be- 
dsatang  dieser  Institution  erkannt  zu  haben.  So  sagt  z.  B.  A.  Eoschelew:  06- 
nvissoe  noseiiejQkSoe  niaAtsie  im  Gejucxoe  BjiaroycTpoftcTBO,  1858  Kr.  8,  pag. 
107--IO6:  Vor  swaniig  Jahren  war  diese  ursprüngliche  Erscheinung  des  ms- 
äteh«!  Lebens  (sei.  der  GemefaidebesitB)  in  der  Literatur  unbekannt.  Di«  ersten 
Artikel  über  diesen  Gegenstand  wurden  mit  vollem  Unglauben,  ja  mit  Spott  und 
Verachtong  aufgenommen.  „Zum  Glück**  veranlasste  ein  Deutscher,  v.  Haxt- 
luiiien,  finartre  Gelehrte  ernsthaft  eine  Sache  sn  behandein,  welcher  sie  früher 
Qtr  sUmdehenBrwtthnong  tiiaten.  —  Die  wiebtigeren  Stellen  aus  Haxthausens 
Werk  werden  ansführlich  reprodueirt,  ganze  Abschnitte  wörtlioh  wiedergegeben  sie. 
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Fügung  dem  Volk  der  Russen,  der  Zar  (OrossfÜrsOi  wie  der  Vater 
in  jeder  organischen  Familie«,  habe  das  Recht  der  Vertheilong  des 
Orund  und  Bodens  gehabt,  ein  jeder  Russe  habe  ein  Recht  auf  die 
Nutzung  eines  gleichen  Landantheils  besessen,  die  russische  Gemeinde, 
deren  Gemeinderecfat  die  Familie  zur  Basis  habe,  fingire  noch  jeUt 
eine  Familie  zu  sein  und  zu  bilden,  alle  diese  Behauptungen  wider- 
sprechen der  russischen  Geschichte  durchaus,  sind  nur  Fiktionen, 
die  aber  Hazthausen  für  seine  Theorie  bedurfte. 

Einem  Manne  Ton  solcher  Verstandesschärfe  und  solehen  Kennt- 
nissen, wie  Haxthausen  (ungeachtet  der  vielen  Schrullen  und  vor- 
eingenommenen Lieblingsideen)  sie  besitzt,  konnte  es  nicht  ent* 
gehen,  dass  nur  beim  Eintreffen  gewisser  Voraussetssungen  der  üb- 
liche Gemeindebesitz  sich  überhaupt  erhalten  kann,  die  Gefahren 
und  Uebelstftnde,  die  diese  Grundbesitzform  in  sich  birgt  und  die 
eventuell  hervorbrechen  können,  beseitigt  werden. 

Die  erste  wesentliche  Voraussetzung  ist  die,  dass  im  Volke  ein 
sehr  entwickeltes  Familien-  und  Gemeind  ebewusslsein') 
herrscht.  Die  Bedeutung  dieses  Faktors  erkennt  Haxthaosen  in 
ihrer  vollen  Tragweite.  Nur  bei  regem  und  tief  eingewurseltem 
Familien-  und  Gemeindebewusstsein ,  nur  beim  Wirthachaflsbe- 
trieb  in  grossen  Familien  und  bei  Identificimng  der  eigenen 
Interessen  mit  denen  der  Gemeinde,  und  damit  zusammenhän- 
gend bei  einer  grossen  Autorität  der  Gemeinde  können  die 
drohenden  Missstände  socialer  wie  ökonomischer  Natur  paralysirt 
werden.  Mit  ganz  besonderer  Aufmerksamkeit  beobachtet  er  diese 
Seite  des  Gemeindebesitzes ,  jedes  Anzeichen ,  das  nur  irgend 
wie  darauf  hindeutet,  sammelt  er  emsig.  Der  wichtigste  Faktor  in 
seiner  Beweisführung  ist  die  sich  ihm  auf  seiner  Reise  fiberall 
darbietende  Erscheinung^  dass  die  bäuerlichen  Höfe  von  grossen, 
ungetheilten  Familien  besetzt  waren;  nach  dem  Tode  des  Familien- 
haupts bleibt  die  Familie  zusammen,  an  die  Spitze  tritt  der  Aelteste, 
entweder  der  Bruder  des  Verstorbenen,  wenn  ein  solcher  vorhanden 
ist,  oder  der  älteste  Sohn,  der  mit  derselben  patriarchalischen  Ge- 
walt und  Autorität  über  die  anderen  Familienglieder  herrscht,  wie 
der  natürliche  Vater.  Wer  durch  Todesrälle  in  seiner  Familie 
allein  bleibt,  tritt  gerne  in  eine  bestehende  grössere  Gemeinschaft 
ein  und  reapectirt   das    frei    erwählte  Familienhaupt  in    demselben 


0  »Stadien  ate.%  Band  I,  pag.  109,  128,  181,  154-156,  Band  III,  psg.  117, 
122—125,  129,  130,  145,  150,  198^199,  204  u.  a.  a.  St  ~  ,,Läodliohe  Vsrfa»- 
sang  etc.*',  pag.  6  n.  a.  a*  St 
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Ha88  wie  er  ea  von  jeher  gewohnt  war. ')  Der  Russe  wünscht 
unter  Autorität  zu  stehen  und  fühlt  sich  nur  unter  einer  solchen 
wohl.  So  steht  ihm  der  Schluss  fest,  dass  Familienbewusstsein, 
enge  Zusammengehörigkeit  der  Familie  im  russischen  Volke  sich 
weit  et&rker  als  sonst  bei  irgend  einem  Volke  der  Welt  ausgeprägt 
hat,  ja  aus  jener  Thatsache  des  Zusammenlebens  in  grossen  Familien 
und  des  regen  Gemeindebewusstseins  schliesst  er  —  ohne  auch  nur 
den  Versuch  eines  historischen  Nachweises  zu  unternehmen  —  ganz 
ohne  Weiteres,  dass  die  russische  Markgemeinde  aus  der  Familie 
sieh  gebildet  habe,  nur  eine  erweiterte  Fsmilie  sei. 

Die  russische  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  haben  sich  durch 
jene  Thatsache  nicht  irreführen  lassen:  sie  wussten,  dass  das  Zu- 
sammenleben in  grossen  Familien  durchaus  kein  Charakterzug  des 
russischen  Volkes  ist,  dass  vielmehr  in  den  früheren  Jahrhunderten 
die  Bauern  überall  in  kleinen  Familien  gewohnt  und  gewirthschaftet 
haben:  Auch  hat  jene  Annahme  Haxthausen's  sich  nach  den 
neaeren  Erfahrungen  als  vollständig  hinfällig  erwiesen.  Das  Bei- 
sammenbleiben in  grossen  Familien  war  so  wenig  in  das  Rechfs- 
bewusstsein  des  russischen  Bauern  übergegangen,  dass  es  nur  der 
Freiheit  eines  Decenniums  bedurfte,  um  die  ganze  Physiognomie 
des  bäuerlichen  Lebens  umzugestalten.  Seitdem  mit  der  Aufhebung 
der  Letbeigensichaft  und  der  Selbständigkeitserklärung  der  Gemeinden 
diese  das  Recht  der  freien  Verfügung  über  das  Gemeindeland  und 
der  Ordnung  ihrer  Angelegenheiten  erlangt  haben,  finden  im  grössten 
Masstabe  Familientheilungen  statt.  Der  Bericht  der  am  26.  Mai 
1872  Allerhöchst  niedergesetzten  Commission  (unter  dem  Vorsitz 
des  Domänenministers  Walujew)  zur  Erforschung  der  Lage  der 
Landwirthsehaft  und  der  landwirthschaftlichen  Produktion^]  enthält 


0  S.  z.  B.  „Studien**  Bd.  I,  pag.  109:  „Der  Russe  kann  nicht  ohne  festes 
Familienband  leben,  hat  er  keines,  so  fingirt  er  eines!  Hat  er  keinen  leiblichen 
Vater,  so  sacht  und  wählt  er  sich  einen  und  hat  für  diesen  dieselbe  Ehrfurcht 
and  Liebe  als  fUr  einen  leiblichen*.  Band  III,  pag.  150:  „Bei  den  Russen  exi- 
stirt  kein  National-  and  Familienband  ohne  Centrum,  ohne  Einheit,  ohne  Haapt, 
ohne  Vater,  ohne  Herrn,  das  ist  ihm  zur  Existenz,  zum  Leben  durchaus  noth- 
wendig,  anentbehrlich.  Der  Rasse  schafft  sich  den  Vater,  wenn  von  Gott  ihm 
•ier  natürliche  genommen!  Selbst  die  freie  Gemeinde  w&hlt  sich  den  Alten 
(Starosta)  and  gehorcht  ihm  anbedingt,  er  ist  nicht  ihr  Delegirter,  sondern  ihr 
Vater  mit  voller  und  natürlicher  Autorität".  Siehe  auch  Band  III,  pag.  130, 
145-149  a.  a.  St. 

^  „Aouaxi>  BucoHaftme  y^peiRAesHOft  KoMUHciH  ffor«  HSOjr&XOBaHlR  RUHtmHJiro 
QojoseBifl  eejifcCKaro  xosaficTsa  h  cejibCROit  npoBSBO^BTejibHOCTH  bi>  PoccIb",  1873 
io  5  Bänden,  Bd.  U,  Abtheiiung  I,  pag.  253-266. 

12 


—    178    — 

aii9  alten  Gegenden  des  Reichs,  in  welchen  bäuerlicher  Oemeiode- 
besila  be^teht^  Aussagen  und  Daten,  die  allseitig  toq  AabftiigerD 
wie  Yen  Gegneorn  des  Gemeindebesitzes  als  Thateaehe  bestätigt 
werden,  dass,  seitdem  die  Gemeinden  die  Selbständigkeit  erlangt^ 
überall  die  Familien  sich  getheilt  haben,  dass  die  Söhne  mit  der 
Heiratb  den  väterlichen  Hof  verlasaen  und  sieb  selbständig  aieder- 
lassen,  oder^  wenn  auch  im  väterlicheji  Hof  verbleibend,  doch  eiae 
eigene  selbständige  Wirthsehaft  führen  und  einen  geaonderteft  Land- 
antheil  sich  zuweisen  lassen.  Auf  diese  Erscheinung  haben  wir  aa 
anderer  Stelle  bereits  hingewiegen.  ^>  Nicht  reges  Famiüenbewusst- 
sein  hsitte  die  ländliche  Bevölkei*ttng  in  grossen  Familien  rasammen- 
gehalten,  sondern  äussere  Umstände  haitten  ea  zu  Wege  gebracht 
Im  wobWeratandenen  eigenen  Interesse  uAd  in.  dem  der  Baoeni 
hatten  die  Gutsherren  und  der  Staat  eine  zu  weit  gehende  Zer- 
splitterung der  bäuerlichen  Wirthecfaaft  yerhindert  Schon  •«■  der 
zweiten  Hälfte  des  yergangenen  Jahrhunderts  datiren  Verordnungen, 
die  verbieten,  dass  kleine  Familien  sich  durch  Theilung  noch  Diehr 
zersplitt^n:  au  einer  Wirthschaitseinh^it  aoilen  mindealOBe  drei 
Arbeiiter  (von  15  bis  60  Jahnen)  gehören.  Dase.  auf  deo:  Privat- 
gütevn  nur  die  Macht  der  Qutaherren  zu  weit  gehende.  Fanulien- 
theilungen  verhindert  hatte,  ist  vielfach  eonstaitirt  worden.  —  Sowie 
nun  der  äussere  Zwang  aufhörte,,  zerfiel  die  Sinheii  der  grossen 
Familien.^)  In  dieser  Richtung  hin  bat  sich  also  der  Aeseeiaiiofts- 
trieb  der  Ruasen,  der  HaaLthauaen  so  sehr  imponirt  hat,  der  dem 
morsahea  We0teuropa.  die  grosse  neue  Wahrheit  verkOndea  soll,» 
durchaus  nicht  ala  lebendiger  und  kräftiger  Factor  erwiesen* 

Wie  dieae  eine  Voraussetzung  Haxthansen'a  eich  aJe  eine  voll* 
atändig  irrige  heraoegestelU  bat,,  so  hat  auch  eine  aweite  Votans- 
setzung,  die  in  ökonomischer  Beziehung  von  einer  wenig  geringeren 
Bedeutung  ist,  dasselbe  Schicksal  erreicht.  Dass  periodische 
Umtheilungen  des  Landes  auf  dfe  Land  wirthsehaft  schädlich 
wirken,  erkennt  der  gewiegte  Landwirth  vollständig:  „Die  nach- 
tbeiligen  Folgen  in  Bezug  auf  die  Fortsehritte  des  Aakerhaiis  liegen 
fireilich  zu  nahe,  al»  dass  »an  nöt^big  hätte,  viel  daräber  zu  ssigen.*  '} 
Br  registrirt  daher  mit  besonderer  Vorliebe  die  Versicherungen, 
dass  umtheilungen,  wenn  auch  an  verschiedenen  Orten  verschieden, 
doch  nur  selten  vorkommen.     Ja  er  hält  es    für  einen  Druck,   iler 


0  Sieho  oben,  Seite  97—08. 

')  Siehe  oben,  Seite  08. 

s)  „Studien**,  Bd.  III,  pag.  152. 
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anf  den  Dom&iienbanern    ruht ,    dass  sie  nach  jeder  ReTisioD  um^ 
fbeilen   mfissen«  (?)     Er    w anseht   in    dieser   Beziehung   der    Oe- 
meiade  die  volle  Freiheit  gewahrt.     „Man  lasse  nur^,  ruft  er   ans, 
,die  russlsehefi  Bauern  gewähren,    man  zwinge  (??)  sie  nicht  ein- 
mal im  ReTions|)ahre  zur  „schwarzen^  Theilung!     8ie  wissen  selbst 
am  Besten,  was  ihnen  frommt,  sie  haben  schon  von  selbst  nützliche 
Modificalionen  des  Princips  eintreten  lassen  und  werden  ferner  die 
Ddthigen   finden.     Wenn  man   irgendwo  vor  zu  vielem  unnöthigen 
Regieren  warnen  möchte ,    so  wäre  es  wohl  hier.*  ')    —    Dass  die 
roesisohen    Anh&nger   des    Gemeindebesitzes    sich    in    dieser   Frage 
weit  reservirter   aussprechen  ,    hnben    wir    bereits    gesehen.     Jene 
Klage ,   dass  die  Domänenbauern  im  Revisionsjafare  das  Land  um- 
tfaeilen    müssen,    beruht   auf    einem   MissverstHndniss:   diese  Mass- 
nahme war  getrofiPen  ,    nicht  um  die  Gemeinden  zu  Umtheilungen 
zu  zwingen,  sondern  um  sie  an  zu  häufigen  Umtheilungen  zu  Ver- 
bindern.    Dass   nur   gutsherrlicher   und  staatlicher  Zwang  die  Ge- 
meinden   von    häufigen  Landumtheiluugen  abgehalten   hat ,    ergiebt 
$ieh  ans  den  jetzt  vielfaeh  häufiger,  als  früher  vorkommenden  Dm-» 
(heilungen.     Der   soeben    erwähnte    Bericht    der    Comniission    vom 
26.  Mai  1873  bietet  genügende  Nachweise  auch  hierfür.^) 

Die  Stellung  H^ixthausen's  zur  Frage  der  Familientheilungen 
ond  zu  der  der  LiendomtheiluDgeB  erscheint  uns  um  so  auflf^llen-* 
der ,  als  ihm  die ,  auch  von  uns  mitgetheilten  Massnahmen  des 
Domänenministeriums  zur  Aussiedelung  und  Neuansiedelung  von 
Hauern  im  Anfang  der  vierziger  Jahre  durchaus  nicht  unbekannt 
geblieben  sind.  Wie  unsere  Lesei^  wissen,')  war  der  Zweck  jener 
MassDübmen  die  Verhinderung  der  Zersplitterung  des  Bodens  durch 
Familientheilungen  und  der  periodischen  Umtheilungen ,  die  sich 
als  für  den  landwitthschaftlichen  Betrieb  schädlich  erwiesen  hatten, 
deshalb  sind  nntheilbare  „Familienhöfe^  gegrtlndet  worden.  Haxt- 
bansen  übersieht  dieses  vollständig:  er  erkennt  in  diesen  Aussiede* 
langen  keine  andersgearteten,  als  sie  in  früheren  Zeiten  häufig  vor-^ 
genommen  wurden.  Nur  beiläufig  erwähnt  er:  „Um  Versuche  über 
die  Anwendbarkeit  und  Zweckmässigkeit  des  Pachtsystems  zu 
machen  ,  sollen  in  diesen  neuen  Golonien  einzelnen  Familien  ,  die 
es  wünschen ,    besondere  Grundstücke  gegen  ständige   Pacht  über- 


>)  „Studien  etc.",  Band  I,  pag.  134. 

>)  JHoKjBXh  KomiRCciH,  Band  II,  Abtheilung  I,  ^ag.  161—200  n.  a.  a.  St 

*>  Siebe  oben,  Seite  145—147. 
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wiesen  werden.'  ')    Dieses  ist  Alles,   was  er  über  die  Bildung  der 
Familienböfe,  ihre  Veranlassang  und  ihren  Zweck  za  sagen  weiss. 
Bei  all  seinem   energischen  Eintreten  für  die  nationale  Orand- 
besitzform   erkennt  Haxthausen  die  Schwierigkeit,  ja  die  Unmög- 
lichkeit Yon  Fortschritten  in  der  LandwirthschafI  beim  Gemeinde- 
besitz.   £r  selbst   erhebt   diesen  Einwand   und   sucht  ihn  mit  dem 
Bemerken  zu  widerlegen,  Rnssland  bedürfe  noch  keiner  Verbesse- 
rungen in  der  Ackerwirthschaft,  es  decke  nicht  allein  seinen  Bedarf 
an  Getreide  etc.,   sondern  führe  ja  noch  bedeutende  Massen  ^fiber- 
flüssigen'' Getreides  aus.  Doch  ihm  selbst  genügt  diese  Widerlegung 
nicht,  er  meint,   „der  politische  Vortheil  der  Institution  fiberwiegt 
dieses  Alles  (sei.  die  Nachtheile)  so  weit,  dass  man  sie  nie  gegen 
einander  in  die  Waagschale  legen  dürfte.^     Auch  hiermit  giebt  er 
sich  nicht  zufrieden;    er  hofft,   dass  die  nachtheiligen  Folgen  auf- 
gehoben   oder  modificirt   werden   könnten ,    ohne   das  Princip    der 
Landzutheilung  an  einen  Jeden  zu  zerstören:    „vielleicht  eben   da- 
durch, dass  man  den  ursprünglichen  Zustand,  namentlich  bei  kleinen 
Gemeinden  oder  Abtheilungen  grösserer,  wiederherzustellen  suchte, 
nämlich    durch    Aufhebung    der    Landtheilungen    und   Wiederher- 
stellung des  gemeinsamen  Ackerbaues.    Ich  halte  dieses  bei  einem 
Volke  möglich,  das  so  gewöhnt  ist,  der  Antorit&t  zu  folgen.     Dass 
bei  einem  solchen  gemeinsamen  Ackerbau  derselbe  viel  besser  und 
rationeller  betrieben  werden  könnte,  und  dass  Niemand  dabei  Iftdirt 
würde,   wenn   statt  der  Theilung   des  Landes  eine  Theilung    der 
Ernte   auf  dem  Felde    eintr&te,   scheint   mir  nicht  zweifelhaft.*') 
Also  verzweifelt  auch  er  an  dem  Werth  des  gepriesenen  Prinrips  der 
Landzutheilung  an  einen  Jeden   und  tritt  für  die  Wiedereinf&hrang 
des  angeblich  „ursprünglichen^  Zustandes  der  gemeinsamen  Boden- 
bestellung und  der  Theilung  der  Ernte  ein.    Wir  besitzen  durchaus 
keine  historischen  Beweise  dafür,  dass  jener  „ursprüngliche  Zustand*^ 
allgemein  bestanden  hat.     Und  wenn   er  auch  hier  und  da  exiatirt 
hat,   welche    Ursachen    haben    seinen   Verfall    zu   Wege   gebracht? 
Seinen  Lieblingsvorwurf,  die  „modernen  Zeitideen*,  wird  Haxthansen 
doch  nicht  auch  in  dieser  Frage  im  Auge  gehabt  haben.    Vielmehr 
hat  das  Streben  nach  individueller  wirtbschaftlicher  Selbständigkeit, 
das    wie  bei   andern  Völkern   auch    im    russischen   Bauern    stecht, 
jenen  Prozess  hervorgerufen.     Die  Construirung  eines  gemeinsamen 


0  »Studien«,  Bd.  IH,  pag.  487. 

>)  «Studien  ete.**,  Bad  III,  pag.  152,  „Ländliehe  Verfsssong  «te.«,  pag.  431 
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Wirthschaftsbetriebes  wäre  —  zumal  bei  unserem  bestehenden  ge- 
Mumten  Wirlhsohaflssystem  —  selbst  mit  den  strengsten  Hassnahmen 
nndorch  fahrbar. 

II.  Der  Gemeindebesitz  In  den  Vorberathungen  zur  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft. 

1.  In  den  Vorberathungen  zum  Gesetz  über  die  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  in  Russland  wird  die  Frage  des  bäuerlichen 
Gemeindebesitzes  von  der  Staatsregierung  zum  ersten  Male  vom 
allgemeinen  Oesichtspuncte  aus  zum  Gegenstand  eingehender  Er- 
wägung gemacht.  Die  Behandlung  der  Frage  hat  um  so  mehr  An- 
sprach auf  speoielle  Beachtung,  als  dem  grundbesitzlichen  Adel  des 
Reichs,  bei  welchem  vermöge  seiner  Stellung  zu  dem  Bauernstande 
genaue  Kenntniss  von  dem  Gemeindebesitz,  seinen  Vorzügen  und 
den  mit  ihm  verbundenen  Gefahren  vorauszusetzen  war,  Gelegen- 
heit geboten  wurde ,  seine  Ansicht  auch  über  diese  Frage  zu 
irerlantbaren. 

Zur  Erleichterung  des  Verständnisses  des  Nachfolgenden  diene 
eine  knrze  Reeapitulation  des  Ganges  der  Vorarbeiten  zu  jenem 
grossen  Reformwerk  0- 


I)  Als  Quell«  f&r  dieses  Kapitel  steht  mir  das  naeh  officiellen  Quellen  von 
AJexander  Skrebixki  herausgegebene,  umfangreiche  Werk  zu  Gebote:  «KpecTb- 
iBcioe  KhÄO  E'b  qapcTBOBaHie  HMneparopa  AjiCBcaeApa  II,  MaTepiajui  ajh  BCTopiH 
ocBoöoxxeHiJi  BpeeTbBB'b:  FyÖepBCBle  ROMBTeru,  bxi»  xenyTaTU  b  peAaRi^iOBBUH 
(OHBBceia  Vh  BpecrbBBCBOM'b  jcbjlb,  no  o^^BAiajibflUM'b  BcroHSBRaMi»  cocTaBBJi» 
Aieieaiffpii  CKpeÖBAKift*'  (Die  bftaerliehe  Angelegenheit  lur  Zeit  der  Regierung 
«les  Kaisers  Alexander  II.,  Materialien  aar  Geschichte  der  Befreiung  der  Bauern: 
die  Gouvemementicomii^s,  ihre  Deputirte  und  die  Redactionscommisbionen  in 
der  banerliehen  Frage,  nach  officiellen  Quellen  von  A.  Skrebizki),  gedruckt  bei 
i.  Krfiger  in  Bonn  1862—1868  in  vier  Bänden  (der  II.  Band  zerf&llt  in  awei 
Thdle).  Wie  aus  dem  Titel  ersichtlich,  ist  das  Werk  nicht  vollendet:  es  be- 
handelt nur  den  ersten  und  wichtigsten  Theil  der  Geschichte  des  Emancipations- 
geietzes.  Es  fehlt  der  Berieht  über  die  Arbeiten  des  sog.  Hauptcomit4*8,  dem 
mit  Approbation  des  Reichsraths  die  allendliche  Entscheidung  über  das  Gesetz 
zavtand  Diese  Lücke  ist  insoweit  (im  Vergleich  zu  dem  in  Jenem  Werke  Ge- 
botenen) verhftltnissmftssig  von  keinem  grossen  Belang,  als  die  Beschlüsse  des 
Haapteomite*s  im  Gesetz  vom  19.  Febr.  1861  manifeetirt  sind,  mithin  aus  dem 
Vergleich  dieses  Gesetzes  mit  den  Vorschlägen  der  Redactionscommissionen, 
den  Skrebiski  übrigens  selbst  in  seinem  Werke  anstellt,  die  Aenderungen  zu 
ertehen  sind,  die  das  Hauptkomite  vorgenommen  hat.  —  Das  umfangreiche  Ma- 
terial zu  diesem  Werke  verdankt  der  Verfasser  dem  Freiherm  A.  v.  Haxthausem 
dem  Ersterer  deutsche  Auszüge  aus  dem  Material  geliefert  hat,  aus  welchem  zum 
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Die  erste  öffeDtUcbe,  officiella  Aeu68«rung,  welche  die  Aof- 
bebung  der  Leibeigeoscbaft  der  gutsberrlioben  Baaero  io  Buas- 
land  anbahnte  ,  ist  das  berühmte  Rescript  Sr.  liaj«  des 
Kaisers  Alexander  II.  vom  20.  November  1857  an  den  Oenerai- 
goaverneur  der  Gouvernements  Wiloa,  Qrodno  und  Kowno,  General- 
adjutanten  Nasimow.  Der  Adel  dieser  Gouvernement,  in  beson- 
deren Comit^'s  mit  der  Reform  der  bestehenden  Inventarbücher, 
welche  die  bäuerlichen  Leistungen  an  den  Gutsherrn  normirten,  be- 
schäftigt, und  gewissen  Winken  der  Staatsregierung  Folge  leistend, 
hatte  sich  durch  den  genannten  Generalgouverneur  mit  dem  Oasucb 
an  den  Kaiser  gewandt,  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Bauern  die 
Leibeigenschaft  —  unter  Wahrung  der  unverletzlichen  Rechte  der 
Gutsbesitzer  auf  das  Land  —  aufzuheben. 

Diesem  Gesuche  willfahrend  bestimmt  das  Allerhöchste  Rescript 
die  Niedersetzung  je  eines  Vorberathungscomit^'s  (npiyroTOBBTej&' 
autt  KOUHTCT*!»)  in  den  genannten  Gouvernements  und  eine  allge- 
meine Commission  (oömaa  KomiBccia)  in  Wilna^  jedes  Gooverne- 
mentscomitä  soll  unter  Vorsitz  des  Gouvernementsadelsmarschalls 
aus  je  einem,  aus  jedem  Kreise  vom  Adel  zu  wählenden  Gutsbesitzer 
unH  aus  zwei  vom  Gouvernementschef  zu  ernennenden,  erfahrenen 
Gutsbesitzern  bestehen,  die  allgemeine  Kommission  dagegen  aas  je 
zwei,  von  jedem  Gouvernementscomitd  aus  seiner  Mitte  zu  erwäh- 
lenden Mitgliedern,  je  einem  vom  Generalgouverneur  zu  ernennenden 
erfahrenen  Gntsbesiteer  und  aus  einem  Beamten  des  Ministeriums 
des  Innern.  Zum  Präses  designlrt  der  Generalgouverneur  ein  zum 
örtlichen  Adel  gehörendes  Mitglied  der  Kommission.  Die  Aufgabt 
der  Gouvernementscomitä*s  besteht  darin,  ein  specialisirtes  Project 
zur  Organisation  und  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Bauern  mit 
Berdcksichtigung  der  im  Kaiserlichen  Rescript  angegebenen  Grand- 


grössten  Theil  das  leiste  Werk  Haxthaosea'B :  „Die  ländliche  Verfatsong  Ens£* 
lands,  ihre  Eniwiokelung  und  ihre  Feste toliung  ia  der  GeseUgebang  von  1861*, 
Leipzig  1866,  hervorgegangen  ist.  Hit  Reobt  muss  das  Werk  Skrcbiaki*s  •ein 
wahres  literarisches  Monument  für  die  Darstellnng  und  Beartheilung  der  ganMn 
ländlichen  Verfassung  Russlands  und  des  grossen  Weltereignisses  der  Baaereman- 
clpation  im  russischen  Reiche**  genannt  werden.  Leider  liegt  bisher  kein«  Ver* 
arbeitung  des  in  diesem  Werke  gebotenen  Materials  nach  eiaaeloen  SpecialfragieA 
vor.  In  der  russischen  Presse  finde  ich  nur  literarische  Aaseigen  über  dieses 
ca.  5000  Seiten  umfassende  Werk  und  knrze  Hinweise  auf  dasselbe.  —  Auch 
Haxthausen  geht  in  seiner  genannten  Schrift  auf  die  speciellen  Varhaadlungen 
der  einzelnen  Fragen  nur  kurz  ein.  Eierschien  mir  daher  geboten,  diesalban,  st»- 
weit  sie  den  Gemeindebesitz  betreffen,  in  verarbeiteter  Qestalt  dem  Leser  vor- 
sulegen. 
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sfttee,  die  mit  dea  localen  Bigcslköiiiliohkeiten  in  Einklang  zu 
bnagtn  sind,  aiies«arbei#eii.  Dt«  Elaborate  der  Comitö's  sind  aa 
die  allgemeine  Commission  zu  senden ,  die  ihrerseits  nach  Duroh«' 
seht  nnd  Bcprüfong  derselben  ein  aligekneines  Project  für  alle  drei 
6oo7ertoeDient8  mit  i&ck  für  die  eiaaelnen  Gourerneaieats  erforder- 
lichen Speciairegeln  anfonstellen  hat.  Dieses  Project  soll  endlich^ 
mit  dcui  Otttachten  des  Oeaenalgouverneurs  rersehen,  durch  den 
Minister  des  Innern  Sr.  Majeatät  vorgelegt  werden.  —  Ein  Schreiben 
des  Ministers  des  Innern  Lanskoi  an  den  OeneralgouTerneur  Nasi*- 
mow  rom  21,  November  erläntert  das  Allerhöchste  Rescript. 

Am  24.  November  setzt  der  genannte  Minister  durch  ein  Gir- 
esl&r  sifflimtliobe  Ghottvernementschefe  ond  Gouveruementsadels- 
martchftlle  vom  obigen  Reeoript  und  von  seinem  Schreiben  an  den 
Oeneraladjdtanten  Nasimow  in  Kenntnies  zur  Nachachtong  für  den 
Fall,  daiss  der  Adel  des  resp.  Gouvernements  einen  ähnlichen  Wunsch 
wie  der  der  lithausoben  Gouvernements  aussprechen  sollte. 

Fänfeehn  Tage  nach  Erscheinen  dee  Kaiserlichen  Rescripts  er«- 
folgte  das  Gesuch  des  Adels  des  Gouvernementfr  Petersburg  um  die 
OenehoEiigung,  an  die  Aufstellung  von  Bestimmungen  zur  Verbesse* 
rong  der  Lage  der  Bauern  •  in  diesem  Gouvernement  geben  au 
ddrfen,  welehes  durch  ein  Allerhöchstes  Rescript  an  den  General* 
gouversear  dieses  Gouvernements,  Generaladjutanten  Ignatjew  vom 
5.  DeeMiber  1857  beantwortet  wurde.  Dasselbe  bestimmt  dieNie» 
dcrsetsang  etnes  Comitä's,  welches  ebenso  wie  die  betreffenden  Co* 
mifc^'s  fir  die  Gouvernements  Wilna,  Grodno  und  Kowno  gebildet 
werden  soll.  Das  Rescript  wird  durch  ein  Schreiben  des  Ministers 
Lanskoi  von  demselben  Tage  an  den  Generaladjutanten  Ignatjew 
erl&utert.  Auch  von  diesem  Rescript  und  von  seinem  Schreiben 
Mizt  der  Minister  durch  ein  Circul&r  vom  8.  December  die  Gou«- 
Teroementschefs  nnd  Oouvemeroentsadelsmarscbälie  —  zur  Nach* 
acbtung  erforderlichen  Falls  —  in  Eenntniss» 

Im  Laufe  eines  halben  Jahres  liefen  gleiche  Gesuche  wie  das 
des  Adels  des  Gouvernements  Petersburg,  zuerst  vom  Adel  des 
Gouvernements  Nischni-Nowgorod,  dann  von  den  Adelsversaüim-  * 
langen  der  übrigen  Gouvernements  ein.  Nach  Allerhöchster  Be- 
stimmung wurden  in  den  Gouvernements  —  conform  den  erstge- 
bildeten —  Oomit^'s  niedergesetzt,  mit  dem  Unterschied  jedoch, 
dasa  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Comit^'s  variirte.  Analog  der 
Bildang  von  Gouvernementscomit^'s  und  einer  allgemeinen  Commis- 
sioD  in  den  Goiivernements  Wilna,  Grodno  und  Kowno  fand  (durch 
Rescript   vom   9.  März    1858    an.  den    Geaeralgouverneur   Fürsten 
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Wassiltochikow)  die  Organisation  von  Gomit^'B  und  einer  allge- 
meinen Commission  in  den  GouvernemenU  Kiew,  Podolien  and 
Wolynien  statt. 

Bereits  am  8.  Januar  1858  war  vom  Kaiser  ein  anter  Seiner 
Leitung  stehendes  besonderes  Comitd  zur  Beprüfang  der  Bestim- 
mungen und  Vorschläge  in  Betreff  der  Aufbebung  der  Leibeigen- 
schaft niedergesetzt  ^),  welches  durch  Allerhöchsten  Befehl  vom  18. 
Februar  1868  den  Namen  Hai)ptcomitö  für  die  bäaerliche 
Angelegenheit  (rjuiBHutt  kombtct«  no  KpeerbSHCsoMy  i^HJcy),  er- 
hielt. Durch  Kaiserlichen  Befehl  vom  15.  Juli  ward  am  Haapt- 
comit^  zur  vorläufigen  Durchsicht  der  aus  den  Gouvernementseo- 
mitä*s  einlaufenden  Gesetzesentwürfe  zur  Vebesserung  uad  Orga- 
nisation des  Lebens  (6uTa)  der  gutsherrlichen  Bauern  eine  besondere 
CommissioD  (ocoCaa  ROMMHccia)  gebildet,  der  das  Recht  zuge- 
standen wurde,  soweit  sie  es  für  noth wendig  erachtete,  ron  den 
Gouvernementscomit^*s  abzudelegirende  Mitglieder  zur  Beantwortong 
Yon  Fragen  zu  ihren  Sitzungen  zu  berufen. 

In  Berücksichtigung  dessen,  dass  im  Hauptcomitä  die  Prüfung 
aller,  die  Leibeigenschaft  der  gutsherrlichen  Bauern  betrefifeDdeD 
Vorschläge  koncentrirt  war  und  daher  alle  in  dieser  Angelegenheit 
entstehenden  Specialfragen  der  Berathung  dieses  Comitä's  zu  anter- 
liegen  hatten,  befahl  Se.  Majestät  am  19.  October  1858,  daas  alle 
Minister  und  Dirigirende  von  Hauptressorts  alle  in  ihren  Departe- 
ments entstandenen  und  noch  entstehenden  Fragen  und  Vorschläge, 
die  sich  auf  Aenderung,  Vervollständigung  und  Brläuterang  der 
jetzt  wirksamen  Gesetze  über  die  Leibeigenen  bezögen,  dem  Haupt- 
comitä  vorzulegen  haben.  Schon  vorher  war  durch  ein  am  4.  M&rz 
1858  Allerhöchst  bestätigtes  Reichsrathsguatachten  im  eentralstatis- 
tischen  Comitd  (Abtheilung  des  Ministeriums  des  Innern)  eine  land- 
wirthschaftliche  Abtheilung  (seMcmit  OTßfiS'b}  gegründet, 
welcher  die  vorläufige  Beurtheilung  und  Bearbeitung  aller  die  land- 
wirthschaftliche  Organisation  im  Reich  betreffenden  Fragen  oblagt 
wobei  sie  sich  nach  den  bestehenden  Bestimmungen  des  Ministers 
des  Innern   zu  richten  hatte. 


<)  Das  Oomit^  bestand  aas  folgenden  PerBonen:  Prttsidenten  des  Eeieh«* 
raths  Generaladjatanten  Fürsten  Orlow,  der  in  Abwesenheit  Sr  Mijestat  den 
Vorsitz  fahrte,  und  den  Mitgliedern  des  Reicbsratbs :  S.  K.  H.  dem  Grossfursten 
Constantin  Nlkolaje witsch,  Grafen  Bludow,  Grafen  Adlerberg,  Fürsten  Oagarin, 
Lanskoi,  Baron  Korff,  Grafen  Panin,  Fürsten  Dolgorakow,  Tschewkia,  M.  N. 
Hnrawjew,  Brock  und  Rostowzow. 
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Am  17.  Febrnar  1859  erfolgte  die  Niedersetzung  zweier  Re- 
daetionscommissionen  (pexamioHHUH  KOUHHCcia),  unter  dem  Vor- 
sitz des  Mitgliedes  des  Haaptoomit^'s^  OeneraladjutaDten  Rostowzow, 
gzar  ZnsammensteUuDg  systematischer  Entwürfe  ans  allen  Entwürfen 
der  OoQTeraementscomitä's  und  zur  Aufstellung  von  Projecten  zu 
einem  allgemeinen  Gesetz  über  die  aus  der  Leiheigenscbaft  tretenden 
Bauern  und  von  anderen  sich  auf  diese  Frage  beziehenden  Oesetzes- 
bestimmuDgen^.  Der  einen  Redactionscommission  lag  die  Auf- 
stellang  der  allgemeinen  Bestimmungen  ob^  der  anderen  die  der 
örtlichen  Bestimmungen,  welche  die  Eigen thümlichkeit  jeder  Ort- 
schaft SU  berücksichtigen  hatten  und  zugleich  mit  dem  allgemeinen 
Gesetz  ausgegeben  werden  sollten;  die  erstere  bestand  neben  meh- 
reren,  beiden  Commissionen  angehörenden,  specieü  bestimmten  Mit- 
gliedern ans  Beamten  der  Ministerien:  des  Innern,  der  Justiz  und 
der  Reicbsdomänen,  und  der  II.  (Gesetzes-)  Abtheilung  der  Höchst- 
eigenen Kanselei  8r.  Majedtät;  diese  letzteren  waren  speciell  damit 
beauftragt,  auf  die  Conformität  der  Projecte  mit  dem  allgemeinen 
Geist  der  Gtesetzgebung  zu  wachen;  die  zweite  Commission  bestand 
aas  Vertretern  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Ueichsdomänen, 
sowie  aas  'Experten,  welche  vom  ATorsitzenden  der  beiden  Commis- 
sionen naeh  eigenem  Dafürhalten  aus  Mitgliedern  der  Gouverne- 
mentscomit^'B  oder  aus  anderen  erfahrenen  Gutsbesitzern  zu  wählen 
waren«  Auch  wird  den  anderen  Ministern  und  dem  Dirigirenden 
der  IL  Abtheilnng  der  Höchsteigenen  Kanzelei  die  Befugniss  zuge- 
sprochen, Beamte  ihrer  resp.  Ressorts  im  Einvernehmen  mit  dem 
Vorsitzenden  der  beiden  Commissionen  in  diese  Commission  abzu- 
delegiren  0«  Ferner  steht  es  dem  Vorsitzenden  zu,  so  oft  erforder- 
lich, gemeinsame  Sitzungen  beider  Redactionscommissionen 
anzaberaumen.  —  Auf  Grund  eines  Allerhöchsten  Befehls   vom  29. 


0  Zorn  Bestände  der  Redactionseommissionen  gehörten:  der  Geschäfts- 
f&hrer  der  Oommission  am  Hauptcomit^  für  die  bäaerliche  Angelegenheit  S.  M. 
Sfaakowski,  vom  Ministeriam  des  Innern:  Direktor  des  ökonomischen  Departe- 
meots  Nikolai  A.  Milutin,  A.  K.  Giere  nnd  J.  A.  Solowjew,  Mitglied  der  er- 
wähnten landschaftlichen  Abtheilung,  vom  Justizministerium:  die  Oberproku- 
renre  des  Senats  M.  A.  Lubosehtschinski  und  K.  P.  Ssemenow,  vom  Domänen- 
ministerium:  W.  J.  Wnlttgin  nnd  K.  K.  Pawlow,  von  der  II.  Abiheilung  der 
Höehsteigeaen  Kanselei  K.  W.  Kalatschow  und  A  W.  Popow,  vom  Comit6  zur 
Organisation  der  Verhältnisse  der  Bauern  verschiedener  Ressorts  J.  P.  Arapetow. 

Ans  der  Zahl  der  zu  den  Commissionen  geladenen  Experten  heben  wir  fol- 
gende Kamen  hervor:  A.  A.  Grabänka,  Fürst  S  P.  Golizttn,  Fürst  Paske witsch- 
Eriwaoski,  M.  P.  Posen,  Juri  Ssamarin  (der  bekannte  Slawophile),  Fürst  Tscher- 
^SNki,  Graf  P.  P.  Sehnwalow. 
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April  1859  ward  den  Redactionscotnniksioaeii  oooh  eine  Fioanz- 
comiuission  («HHaHOOBan  xoHHHCcia)  0  beigeiellt  ^aur  Durehsicht 
der  Vorachläge  über  die  fioanziellen  Massnahmen,  ü«  den  Bauern 
den  Kauf  des  Landes  za  erleiditem  und  um  zn  bestimoien,  Welehe 
Massnahmen  die  Regierung  zar  Unferstülzang  beim  Kauf  ergreifea 
kana^. 

Am  4.  März  1859  fand  die  Eröffnung  der  aligenneinen  Sitoong 
der  Redactionscommissionen  statt:  der  ersten  Redaetinnseommiesioo 
lagen  die  juristischen  und  die  administratirea  Fragen  der  btaer* 
liehen  Angelegenheit  ob,  der  zweiten  dagegen  die  lokalen  Bestim- 
mungen d.  i.  die  wirthschaftlichen  Fmgen.  Demnach  wurde  die 
erste  Commission  in  eine  juristische  und  eine  administraliTe  Abthei- 
lung getheilt^  die  zweite  die  ökonomische  Commiseion  banannl.  — 
Die  Thätigkeit  der  Redactionscommissionen  zerfiel  nach  dem  in  des 
Sitzungen  vom  13.  und  16.  Mftrz  festgestellten  Programm  la  zwei 
Theile:  in  die  vorbereitende^  bestehend  in  der  systematischen 
Bearbeitung  und  der  vergleichenden  Zusammenstellnng  der  Pro- 
jeete  der  Oouvernementsoomitö's ,  sowie  in  der  Beptifang  der 
BIntwürfe  von  Commissionsmitgliedem  mit  Berttckstchtigang  der 
in-  und  ausländischen  Literatur  ifi  diesen  Fragen,  und  ili  die  be« 
seh  liessende,  d.  i.  die  Beschlüsse  der  Redactionscommissionen, — 
Da  die  Projecte  der  Gouvernementscomitö's  nach  einender^  je  nach 
dem  Beenden  ihrer  Arbeiten  in  Petersburg  eintrafen,  so  ward  — 
zur  Beschleunigung  des  Reformwerkes  —  beschlossen,  soforl  je  nach 
ihrem  Einlaufen  die  Projecte  in  Bearbeitung  zu  nehmen.  Die  erste 
Periode  der  Arbeiten  der  Redactionscommissionen  bildete  die  Ver- 
arbeitung der  Projecte  von  21  Gouvernements,  und  zwar  der  Gou- 
vernements: Nishni*  Nowgorod,  Petersburg,  Simbirsk^  Kostroma, 
Moskau,  Witebsk,  Twer,  Tschernigow,  Astrachan,  Charkow,  Pskow, 
Wätka,  Woronesh,  Poltawa,  Wladimir,  Nowgorod,  Tambow,  Ssa- 
ratow,  Minsk,  Jaroslaw  und  Räsao.  Nach  Beendigung  dieser  vor- 
bereitenden Arbeiten  wurden  die  Vertreter  des  Grouveraementfi- 
comit^*8,    um  die  erforderlichen  Erläuterungen   abzugeben^  auf  die 


>)  Diese  Coaunission  bestand  aus  folgenden  Gliedern:  vom  Fiaansmiiiittie- 
riam:  Julias  v.  Hagemeister  (ein  aach  dnreh  leine  volkswirlhsehafdiehsn  und 
finanswissenschaftlicfaen  Schriften  bekannter  Sehriftsteller)  und  M.  Ch.  v.  Rentern 
(jetzt  Finanzminieter),  vom  Vormandsohaftsrath  N  A.  Erietofari,  Tom  Hinifte« 
riam  des  Innern  £.  J.  Lamanski.  -*  Von  den  geladenen  Experten  enrfthoen 
wir:  Professor  Bange  an  der  Universität  Kiew,  etsllvert.  Staatsecretar  amBsieks- 
rath  A.  J.  SablotzJii-Dese&tow8ki,  M.  P.  Posen. 
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Zeit  vom  !•— 15.  August  nach  Petersburg  berufen,  und  zwar  von 
den  Coniitä's,  die  nur  ein  Project  eingereioht  hatten^  je  zwei,  von 
denjenigen ^  die  zwei  Projekte  vorgelegt  hatten,  je  einen  Vertreter 
der  Majorit&t  und  einen  der  Minorität,  und  noch  niebrere  je  nach 
der  Zahl  der  eingereichten  Projecte,  auf  daes  alle  diese  ihre  per«* 
sönliche  Vertretung  iUnden.  Diese  Geladenen  wurden  die  Mitglieder 
des  ersten  Aufgebots  (.uenu  uepsaro  npHrjaoieniH)  genannt.  Am 
5.  September  ward  diese  erste  Periode  der  Thätigkeit  der  Redac- 
tionsconiinisalonen,  sechs  Monate  nach  ihrer  Eröffnung  beendet,  die 
I weite  dauerte  vom  6.  September  1858  bis  zum  12.  März  1860. 
Zweittn4swanzig  Gouvernements  entsandten  Vertreter  zum  zweiten 
Aufgebot,  und  zwar  die  Gouvernements:  Wologda,  Kasan,  Mohilew, 
Pensa,  Jekaterinoslaw ,  Taurien,  Orel,  Olonez,  Wilna,  Grodno, 
Kowno,  Smolenak,  überson,  Tula,  Kiew,  Podolien,  Wolynien, 
Eorsk,  Perm,  Kaluga,  Ssamara  und  Orenburg  0*  (An  Stelle  des 
am  6.  Febr.  1860  verstorbenen  Generaiadjutanten  Roetowzow  ward 
Graf  B.  N.  Paoin  zam  Präses  der  Redactionscommissiouen  er* 
oannt)»  In  der  dritten  Pariode  (vom  12.  März  bis  zum  10.  Okt. 
1860)  ward  1)  Besohluss  über  gewisse  bis  zu  dieser  Zeit  vertagte 
SpedalCragen  gefasat,  2)  die  Durchsieht  über  die  eingegangenen  Mei* 
naogsäuBsetningen  von  Mitgliedern  der  GoaTornementscomitä's  und  die 
kontrolireiMle  Arbeit,  und  wurden  endlich  3)  die  Kodificationsarbeiten 
ansgeffUirt.  Hiermit  schloss  die  Aufgabe  der  Redactionscommissio« 
BSD,  die  in  dem  Zeitraum  von  einem  Jahre  und  sieben  Monaten 
ihre  Arbeiten  beendet  hatten  und  zwar  in  409  Sitzungen,  darunter 
134  gemeinsame  Sitzungen,  32  Sitzungen  in  der  juristischen,  34  in 
der  administrativen,  134  in  der  ökonomischen,  43  in  der  Codifica- 
tioDsabtheilung ,  15  in  der  Finanzcommission  und  6  in  der  beson- 
deren Commission.  Bis  zu  dieser  Zeit,  d.  h.  bis  zum  10.  Okt.  1860 
reicht  Skrebizki's  Werk»  —  Das  Project  der  Redactionscommissionen 
ward  noch  im  Laufe  des  Oktobers  an  das  Hauptcomitä  gesandt. 
Nach  Berathung  und  Vornahme  von  Aenderungen  gelangte  es  in  den 
Reichsrath,  um  am  19.  Februar  1861  als  Allerhöchst  bestä- 
tigtes Gesetz  für  die  aus  der  Leibeigenschaft  tretenden 
Bauern  promulgirt  zu  werden. 


*)  Für  die  unter  gesonderter  Verwaltung  stehenden  Gouvernemente  und 
Gebiete,  das  Land  der  Dou'schen  Kosaken,  Gouvernement  Stawropol,  West-  und 
<>9tsibirieD,  sowie  für  das  Gebiet  des  Orenburger  und  Uraler  Kosakenheeres 
Verden  besondere  Entwürfe  ausgearbeitet.  Für  das  Gouvernement  Archangel 
ward  kein  besonderer  Entwurf  aufgestellt,  da  in  diesem  Gouvernement  die  Zahl 
der  Leibeigenen  nur  14  mfinnliehe  Seelen  (nach  der  lotsten  JUTision)  betrag. 
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2.  Dieses  Gesetz,  wohl  die  grösste  und  tiefeiDgreifeDäste  Re- 
form, die  je  auf  friedlichem  uud  gesetzmässigem  Wege  durchgeführt 
ist,  brach  principiell  mit  weseotlichen  Punkten  der  Geschichte  Russ- 
lands in  den  letzten  Jahrhunderten.  Neben  der  Verleihuog  der 
persönlichen  Freiheit  an  20  Millionen  in  Leibeigenschaft 
schmachtende  Menschen  mit  allen  aus  ihr  resultirenden  Rechten 
(Eigenthums-,  Erwerbsrechte  etc.)  gelangt  in  jenem  Gesetz  das  Princip 
der  staatsbürgerlichen  Freiheit  zur  Anerkennung.  Nach 
diesem  Princip  der  rechtlichen  Gleichheit  hat  kein  Einzelner  als 
Einzelner  von  dem  Andern  Gehorsam  zu  fordern,  sondern  nur  die 
Gemeinschaft  Aller  im  Staat  darf  über  den  Einzelnen  herrschen. 
Der  formale  Ausdruck  dieses  Princips  ist,  dass  der  Einzelne  «nur 
dem  Gesetze  und  nicht  seinem  Grundherrn  zu  gehorchen  habe. 
Hieran  knüpft  sich  als  naturgemftsse  Folge  die  Bildung  freier  Selbst- 
verwaltungskörperschaften:  die  alte  grundherrliche  Gemeinde  wird 
jetzt  eine  Verwaltungsgemeinde,  ein  organischer  Theil  der  vollzie- 
benden  Gewalt,  während  unter  der  Grundherrlichkeit  diese  Ortliche 
vollziehende  Gewalt  ein  Eigenthumsrecht  des  Grundherrn  war.  Die 
Ordnung  und  das  innere  Recht  der'  Gemeinde,  bis  dabin  gesetzt 
und  abhängig  durch  die  historische  EntVickelung  der  Grundherr- 
Schaft,  werden  jetzt  bestimmt  durch  den  allgemeinen  Charakter  des 
öffentlichen  Rechts  im  Staat.  —  Endlich  wird  den  Bauern  das  in 
ihrer  Nutzung  befindliche  Land  gewahrt:  mit  gesetzlicher  Begren- 
zung der  für  seine  Nutzung  an  den  Gutsbesitzer  zu  entrichtenden 
Leistung  und  mit  dem  Recht  der  Ablösung  des  «Bauertandes*. 

Wenn  auch  die  Durchführung  dieser  Principien  eine  vollständige 
Umwandlung  der  staatlichen,  gesellschaftlichen  und  ökonomischen 
Konfiguration  des  russischen  Reichs  zur  Folge  haben  musste,  so 
werden  im  Emancipationsgesetz  alle  Beziehungen  und  Verbältnisse, 
die  nicht  direkt  im  Widerspruch  mit  jenen  Principien  stehen,  zu 
erhalten  gesucht. 

Charakteristisch  für  diesen  wahrhaft  conservatiTen  Geist,  tou 
dem  dieses  grosse  Werk  der  Gesetzgebung  beseelt  ist,  sind  gleich 
die  ersten  officiellen  Kundgebungen,  welche  die  grosse  Reform  an- 
bahnten. 

In  dem  berühmten  Rescript  Sr.  Majestät  des  Kaisers  vom 
20.  November  1857  an  den  Generalgouverneur  der  Gouvernements 
Wilna,  Grodno  und  Kowno,  Generaladjutanten  Nasimow,  sowie  auch 
in  dem  an  den  Generalgouverneur  des  Gouvernements  St.  Peters- 
burg, Generaladjutanten  Ignatjew,  gerichteten  vom  6.  December 
desselben  Jahres,  welche  die  Erwiderung  auf  das  Gesuch  der  ort 
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Ijcheo  AdelskorporatioDen  am  AufstellaDg  von  BestimmoDgen  zur 
gVerbesseriing  der  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung^  bildeten, 
findet  sich  aU  grandlegende  Idee  der  beabsichtigten  Reform  der 
Gedanke  ausgesproehen,  dass  „die  ^''erbesserung  der  Lage  der 
bäaeriichen  Bevölkerung^  nicht  anders  durchgeführt  werden  soll, 
,als  allmftlig,  aaf  dass  die  bestehende  Organisation  der 
gatsherrlichen  Güter  nicht  gestört  werde*^').  Dieser  kon- 
servative Orundzug  ist  der  leitende  Gedanke,  der  —  ungeachtet 
aller  sich  naturgemäss  ergebenden  Schwankungen  im  Einzelnen  — 
den  Standpunkt  der  Staatsregierang  in  allen  Berathungen  zum 
Reformwerk  charakterisirt. 

Was  non  die  Stellung  der  Staatsregierang  zur  Frage  des  bäuer- 
lichen Gemeindebesitzes  im  Besonderen  anbetriflft,  so  ward  die- 
selbe gleich  in  der  ersten  Phase  der  Reformarbeit  gekennzeichnet. 
Id  dem,  das  erwähnte  Allerhöchste  Elescript  erläuternden  Schreiben 
des  Ministers  des  Innern  Lanskoi,  vom  6.  December  1857,  an  den 
Generalgouverneur  Ignatjew,  auf  Befehl  des  Kaisers  erlassen,  heisst 
es  (in  Betreff  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes)^): 

Ponkt  9«  Ohne  die  bestehende  Gemeindeorganisation  (iiipcRoe 
fCTpoicTBo)  za  verletzen  (ne  napyrnaii),  soll  einer  jeden  Familie  das 
Recht  anf  einen  Landantheil  (naA'bJii»)  zur  Nutzung  bewahrt  werden, 
wobei  dahin  zu  streben  ist,  dass  häufige  Umtheilungen 
Qnd  Zerstückelungen  der  Aecker  nicht  zugelassen  werden. 

Pankt  10.  Zugleich  ist  es  nothwendig  zu  bewahren  und  zu  be- 
stimmen: das  Recht  des  Hauptes  der  bäuerlichen  Familie,  das  Erb- 
folgerecht in  Betreff  des  Gehöfts  und  der  Tägloantheile  und  die  Be- 
dingungen, unter  welchen  Familientheilnngen  (paSAlbj'b  ceiiefi)  zu- 
gelassen werden. 

Schon  vorher  war  in  kürzerer  Form  dieser  Gedanke  in  dem, 
das  Rescript  an  den  Generalgouverneur  Nasimow  erläuternden 
Schreiben  des  Ministers  des  Innern  vom  21.  November  1857  ausge- 
sprochen: im  Punkt  7  desselben  heisst  es^:  „die  Ordnung  der  Land- 
nntzung  wird  entsprechend  der  örtlichen  Sitte  festgesetzt.  Dort  wo 
Gemeindebesitz  (oömnaHoe  ycTpoftcTBo)  besteht,  soll,  ohne  den- 
selben  zu  verletzen  (napymaTb),  jeder  Familie  das  Recht  auf  einen 
Landantheil    bewahrt    werden,    wobei   dahin    zu   streben    ist,    dass 


0  A.  Skrebiski:    „KpecTbflBCKoe  /c&io  eto.**,   Bd.  I,   Einleitung,   pag.  II,  X. 
0  t  e.  Bd.  I,  Einleitung,  pag.  XIII. 
M  Bd.  I,  Einleitung  pa^.  VII. 
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häufige  Zerstückelungen  und  Umtheilnngen  der  Aecker  nicht  zq- 
gelassen  werden**  '.) 

Diese  ministeriellen  Schreiben  und  die  in  denselben  dargelegten 
Grundsätze  erlangten  auch  für  die  anderen  Oonvei^netDents  Oeltang 
und  waren  für  die  Staatsregierung  der  Ausgangspunkt  fftr  das  unter- 
nommene Werk  der  Emancipation  der  gutsherrlichen  Leibeigenen  ^ 
die  Bestimmungen  über  den  Gemeindebesitz  nnd  die  mit  ihm  zu- 
sammenhängenden Fragen  also  für  den  Theil  des  Reichs,  in  welchem 
auf  gutsherrlichen  Gütern  diese  Grundbesitzform  bestand* 

Gemäss  diesen  Grundsätzen  über  die  Beibehaltung  des  Gemeinde* 
besitzes  dort,  wo  es  bestand,  bestimmte  das  Hauptcomit^  für  die 
bäuerliche  Angelegenheit  in  den,  in  den  Sitzungen  vom  18.,  24.  und 
26.  November  1858  beschlossenen  und  am  4.  December.  Allerhöchsl 
bestätigten  Principien  ^,  die  als  Richtschnur  für  die  weiteren  Arbeiten 
zu  gelten  hatten,  unter  Pnnct  4 :  die  Bauern  werden  in  ländliche  Ge- 
meinden getheilt,  die  ihre  Gemeindeverwaltung  haben  sollen.  Für 
alle  Gouvernements  ist  die  Gemeindeverwaltung  nur  in  Betreff  der 
Administration  obligatorisch ;  in  denjenigen  Gonvernemeots  und 
Kreisen  jedoch,  in  denen  nach  der  Volkssitte  Gemeindebesila  be- 
steht, bestimmt  die  Gemeindeverwaltung  auch  über  die  ITutsuBg  des 
Gemeindelandes. 

In  der  Sitzung  vom  5.  März  1859  legte  der  Präsident  der  Re- 
daetionscommissionen ,  Generaladjutant  Rostowzow,  den  Com- 
missionen  seine  Ansichten  dar,  denen  die  Mitglieder  derselben  bei- 
stimmten^; er  sprach  sich  in  Betreff  des  Gemeindebesitzes  folgender« 
massen  aus:  Die  Frage  des  Gemeinde-  oder  individuellen  Grund- 
besitzes in  Betreff  des  Landes,  das  abgelöst  werden  wird,  muse  ge* 
mäss  den  Eigenthdmlichkeiten  jeder  Oertlichkeit  entschieden  werden 
und  in  ihrer  weiteren  Eutwickelung  dem  naturgemässea  G'ange 
der  Dinge  überlassen  werden.    Jedenfalls  muss  man  sich  aller  Be- 


0  Aehnlioh  lautet  das,  das  Rescript  des  Kaisers  an  den  Oeoeralgouveraeiir 
▼on  Kiew,  Podolieo  und  Wolynien,  Fürsten  Wassiltschikow,  erlttuternde  mini- 
sterielle Schreiben  vom  t2.  März  1858,  im  Punkt  9:  „Ohne  die  Oemeindeorga- 
nisation  zu  verletzen,  soll  einer  jeden  Familie  das  Recht  anf  einen  Landantheil 
zur  Nutzung  bewahrt  bleiben,  entsprechend  der  hergebrachten  Sitte  nach  n^lo's 
oder  hofweise,  wobei  dahin  zu  streben  ist,  dass  häufige  ümtheilungen  und  Ze^ 
Stückelungen  der  Felder  nicht  zugelassen  werden".  Band  I,  Einleitung  pag.  VI, 
in  der  Anmerkung. 

>)  Band  I,  Einleitung,  pag.  XVIII. 

3)  1.  c.  pag.  LIX-LXI. 

*)  1.  c.  pag.  LXVII-LXIX. 
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airebcmgen,  dicae  FrAge  dureh  nötbigende  Regierangsmassnahinen 
sn  enftseheidtn,  enlhalten^  ^) 

Und  dieaea  Standpunkt  vertraten  die  Redactioncommissionen 
auch  bei  Bemilhnng  der,  Yon  den  OouYernementsconiit^'a  eingegan- 
geaea  Varadil&ge  in  dieser  Frage. 

In  Betreff  der  Bntscbeidung,  ob  Oemeindebesitz  oder  persönlicher 
Besitz,.  atelUao  aieb  die  Ansichten  der  Gouvernementscomitä's  wie 
folgt  :^) 

Eine  Giruppe  sprach  sieh  entschieden  für  die  Beibehaltung 
der  üblichen  Basita-  und  Wirthsehaftsform  aus,  und  zwar  die  Co« 
mit^*8  der  QouFernements  Wätka,  Jekaterinoslaw,  Kasan,  Kostroma, 
Moskau,  Nishni- Nowgorod,  Olonez,  Orenburg,  Orel,  Pensa,  Perm, 
Tand>ow,  Chersson  und  Jaroslaw,  sowie  Kaluga  (jedoch  nur  für  die 
Zeit^  während  welcher  die  Bauern  den  Gutsbesitzern  gegenüber 
ooeh  zahlmigspfliebtig  sind),  Searatow  (der  Gouverneur  Ignatjew 
spricht  sich  d^iun  aus,  dass  die  Gehöfte  und  die  Feldantheile  nach 
erfalgter  Ahtösung  nicht  mehr  gemeinsamen  Besitz  der  Gemeinde, 
soadern  peraönlieben  Besitz  einer  jeden  einzelnen  Familie  bilden 
•oUenX  Sdmbicsk  (die  Majorität  des  Comit^'s),  Kursk  (die  Majo« 
ntikt  und    eine    Minorität   von  sieben  Gliedern),    und  Kasan    (eine 


I)  Die  Ansiehten  des  Qeneraladjutanten  Rostowzow  in  dieser  Frage  waren 
MhoD  Torker  bekannt.  In  dem  «Auszag  aus  den  Allerunterthänigsten  Briefen 
des  G.  A.  Rostowzow*',  die  auf  des  Kaisers  Befehl  gedruckt  und  vertheilt  wurden 
(Baod  r,  pag.  d08 — 925)  heisst  es  u.  A.:  In  der  Literatur  werden  jetzt  zwei 
streitfge  Ifeinnngen  vertreten:  wie  ist  das  bäuerliche  Leben  (6ut%)  zu  organi» 
nien  (yerpOBTii)  ^  gemeinde  weise  (üipoirB)  oder  dorch  einzelae  (otaHahuhh) 
Famiiien?  Hier  Utost  sich  viel  pro  und  contra  sagen;  doch  das  gesehiobtliche 
Leben  Rosslands  und  die  jetzigen  Bedingungen  seines  Uebergangszustandes  ent- 
scheiden diese  Frage,  wie  mir  scheint,  sehr  einfach.  Die  oÖu^HHHoe  ^CTpoöcTso 
iat  jetzt,  in  diesem  Augenblick,  für  Russland  nothwendig:  das  Volk  bedarf 
einer  starken  Gewalt,  die  die  guts herrliche  Macht  zu  vertreten  hat. 
CNme  die  Gemeinde  hlUte  der  Ootsbesitzer  seine  Einnahmen  nicht  erhalten  kön* 
nen  —  weder  Packt  noch  Frohne,  der  Staat  aber  nicht  seine  Abgaben  und 
Steuern.  Diese  Frage  oder  richtiger:  diese  Umwälzung  des  historischen  bäuer- 
lichen Volkslebens  kann  nicht  mit  Theorien,  sie  kann  nur  durch  die  Geschichte 
entsehieden  werden.  Wenn  die  russische  Gesellschaft  in  dem  historischen  Gang 
ihres  Lebens  die  Nothwendigkeit  der  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  unter  die 
einzelnen  Personen  füMen  wird,  wird  es  sehr  leicht  sein,  dem  abzuhelfen :  dann 
wird  in  dem  bestimmten  Zeitpunkt  ein  AllerkÖchster  Ukas  genügen,  damit  die 
Gemeinde  ihre  Kutzungen  unter  ihre  Mitglieder  zum  erblichen  Besitz  dieser  letz- 
teren tbeile.  Üeberbaupt  ist  es  in  jeder  Sache  leichter  auseinander  zu  reissen, 
ah  zu  vereini]g[en^,  siehe  Hd.  I,  pag.  922. 

*)  Band  II,  Tbeil  I,  Capitel  IV :  „Üeber  die  Nutzungsrechte  der  Bauern  an 
den  ihnan  zugetheiltee  Laadaaibeilen'*,  pag.  450^7  }8^  insbesondere  pag.>46ft6tc. 
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Minorität  von  2  Oliedern  des  Coinit^'s).  Viele  dieser  Comitä's  er^ 
klären^  dass  sie  sich  bei  ihrem  Beschluss  durch  die  althergebrachte 
Sitte,  deren  Erhaltung  sie  für  sehr  wichtig  haltea,  haben  be- 
stimmen lassen.  Ausserdem  tritt  noch  eine  MinoritiU  von  6  Hit- 
gliedern des  Wladimir'schen  Comit^'s  ffir  den  Gemeindebesitz 
ein:  bei  aller  Anerkennung  der  wirthschaftUchen  Vertbeile  des 
persönlichen  Grundbesitzes  sind  sie  der  Meinung,  dasa  ein  plötz- 
licher Uebergang  von  der  bestehenden  Grundbesitzform,  die  mit 
so  vielen  wesentlichen  Beziehungen  der  bäuerlichen  Verwaltung 
und  Wirthschaft  verbunden  ist,  nicht  allein  ungeeignet,  sondern 
fast  unmöglich  ist,  besonders  in  Betreff  des  Ackerareals  (noieBan 
seiijfl). 

Die  zweite  Gruppe  erklärte  sich  für  vollen  persönlichen 
Besitz,  und  zwar  die  Vertreter  den  infländischen  Kreise  im  Gouver- 
nement Witebsk,  die  Comit^'s  der  Gouvernements  Minsk,  Poltawa, 
Tschernigow,  Woronesh  und  Ssimbirsk  (eine  Minorität  von  fünf 
Gliedern).  Das  Woronesher  Comit^  erklärt  biei  Forderung  der  Auf- 
hebung des  Gemeindebesitzes,  dass  nur  diejenige  Grundbesilsform 
der  Arbeit  eine  zweckentsprechende  Richtung  verleiht,  bei  welcher 
der  Mensch  das  Land  gesondert  nutzt  und  für  sich  selbst  arbeitet 
Wo  Gemeindebesitz  üblich,  entstehen  Faullenzer  und  „Gemeinde- 
fresser*'. 

Ganz  besonders  scharf  ziehen  fünf  Mitglieder  des  Ssimbirsker 
Comitd's  gegen  den  Gemeindebesitz  zu  Felde:  die  Constituirung 
(ycTanoBJieHie)  des  Gemeindebesitzes,  führen  sie  aus,  habe  nicht 
die  Beschützung  der  Bauern  von  der  Gefahr,  zu  landlosen  Arbei- 
tern herabzusinken,  zum  Zweck,  sondern  fliesse  aus  der  irrigen 
Deberzeugung,  dass  es  den  Gutsbesitzern  schwierig  wäre,  es  mit 
den  einzelnen  Personen  zu  thun  zu  haben,  und  dass  nur  die  soli- 
darische Haft  der  ganzen  Gemeinde  sie  vor  Rückständen  schützen 
könne.  Ungeachtet  aller  Strenge  der  Massnahmen  gegen  die  nicht 
zahlende  Gemeinde  werden  sie  nicht  wirksam  sein.  Viele  Guts- 
besitzer werden  auch  nicht  das  ihnen  zugestandene  Mittel  der  Bei- 
treibung der  Rückstände  von  den  unfreiwilligen  Bürgen  anwenden 
wollen;  diejenigen  aber,  die  strenge  Erfüllung  der  vorgeschrie- 
benen Regeln  fordern,  werden  allroälig  auch  die  wohlbehal- 
tenen Bauern  zu  zahlungsunfähige!!  machen  und  die  ganze  Ge- 
meinde in  die  feindseeligste  Beziehung  zum  Gutsbesitzer  bringen. 
Besonders  ist  die  solidarische  Haft  auf  den  kleinen  Frohngütern 
undenkbar,  auf  welchen  zwei,  drei  Familien  für  die  anderen  nach- 
lässigen Familien  die  doppelte  Arbeit  ausführen  mfissten.    Beim  in- 
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diridvellen  Besitz  verantwortet  jede  Familie  fflr  sich  selbst.     Solch 
m  Besitz  ist  auch   desshalb    wichtig,    weil    er   die   Ablösung   des 
Landes    erleichtert.      Freiwilliger     Kauf    des    Landes    durch    die 
ganze   Gemeinde   wird   nur  in   sehr  seltenen  Füllen    erfolgen,   und 
dessbalb  können  die  Gutsbesitzer  nur  auf  die  Ablösung  durch   eine 
Creditoperation  rechnen,  diese  wird  aber  keine  genügende  Garantie 
finden,    da    man    wegen    Rückstände    das,    der    ganzen    Gemeinde 
ZQ^ewiesene  Land  nicht  verkaufen  und  den  Gutsbesitzern  nicht  das 
Recht  geben  kann,   von   demselben   alle   bisherigen  Wirthe   wegzu- 
jagen, von  denen  einige  vielleicht    ganz    zahlungsfähig   waren    und 
wider  Willen  für  die  anderen   haben   verantworten   müssen.     Beim 
Einzelbesitz  dagegen  werden  viele  Bauern  ihre  Landstücke  kaufen 
wollen  und  für  solche  wird  sich  leicht  Credit  finden,  da  die  Weg- 
nahme solcher  Landstücke   bei  nicht  rechtzeitiger  Entrichtung  der 
Zinsen  stets  möglich  ist/  —  Die  landwirthsehaftliche  Abtheilung  findet 
diese  Darlegung  nicht  in  Debereinstimmung  mit  dem  Schreiben  des 
Hinisters  an  den  St.  Petersburger  Generalgonverneur  vom  6.  De- 
cember  18&7  (Punkt  9),  in  welchem  gesagt  ist,  dass  die  bestehende 
Gemeittdeorganisation  nicht  verletzt  werden  soll.     Wenn  auch  die 
Staatsregiemng  ßinzelbesitz    für  zulässig  anerkannt  hat,   so    kann 
derselbe  jedenfalls   nicht  anders  ,    als   allm&lig  und  auf  dem  Wege 
freiwilliger  Vereinbarung  des  Gutsbesitzers  mit  den  Bauern 
eingeführt  werden.     Mit  der  Beibehaltung   der  jetzigen  Gemeinde- 
organisation sind  die  Anträge  über  das  Nichtzulassen  von  Umthei-* 
langen ,    über    die  Vererbung   der  Familienantheile   und   über   die 
Abschaffung  der  solidarischen  Haft  unvereinbar.    Derselben  Ansicht 
war  aneh  der  Minister  des  Innern  ,   Lanskoi ,   der  jene  Darlegung 
den  von   der  Regierung   für  die  bäuerliche  Frage  ausgesprochenen 
Grundsätzen   widersprechend   fand*     Der  Präsident  Rostowzow   be- 
merkte   bei   Berathung    dieses   Projeets:    die   Staatsregierung   muss 
—  im  Hinblick  auf  die  noch  nicht  entschiedene  Frage  der  Vorzttg- 
liehkeit  der  einen  oder  der  anderen  Grnndbesitzart  (des  Gemeinde- 
oder des  Einzelbesitzes)   —   diese  Angelegenheit  ihrem  historisdien 
Gange  überlassen  und  nicht  gewaltsam  die  bestehende  Grundbesitz- 
form  in  eine  andere  umwandeln.     Uebrigens  ist  bei  der  Ablösung 
des   Landes    mit   der   Garantie  der  Regierung  ^    womit  Rostowzow 
eine  weitere  Discussion  eigentlich  abschneidet,  die  Frage  der  Bei- 
behaltung des  Gemeindebesitzes  oder  seiner  Umwandlung  in  per- 
sönlichen nur  eine  Frage  für  die  Staatsregierung,  welche  die  Eigen- 
thamsrechte    und   Interessen    der    Gutsbesitzer   nicht   berührt.      In 
»einem    Memorial    ^der    Gang    und    der    Ausgang    der    bäuerlichen 
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Fra^^^}  sagt  Roetowzow:  Nach  ToHsUUidiger  Beeadigoog  der  Ab- 
löauDg  des  bäuerlichen  Laudes  kann  das  Dorf,  86ia«m  Woosabe  ge* 
m&ss^  das  Land  zu  erblichem  Eigeathmn  unter  aaine  Mitglieder 
theile»  und  soleb  eine  TbeiliHig  wird  ausgefOhrl,  wena  die  Regie- 
rung eine  solehe  Massnahme  für  zeitgemftss  erkennte  In  seteh 
einem  Falle  wird  die  wirthacbaftlicbe  Oeokeinsehafk  (xesAKevseB« 
UBH  o6maHa}  des  Dorfes  a«%ebobeii,  die  adninistraÜTe  aber  bleibt 
för  iimiaer  bestehen. 

Die  dritte  Gruppe  nimmt  eine  veirmittelnde  Stellang  eiiL  Die 
Minorität  (neun  MitgKeder)  des  Geurernement»eo«»itd*8  von  Tala 
erklärt,  dass  die  Gemeinde  der  zeitweilig-verpAiehieleft  Bauera  gar 
kein  Reeht  an  das  Land  des  Gatsbesitzars  habe,  gesiebt  dieses 
Recht  jedoch  einer  jeden  bäuerlioben  Familie  za ,  die  fähige 
Arbeiter  und  das  für  den  Wirtbschaftabetrieb  erfordevlioiiB  Inventar 
beeilt.  Zehn  Mitglieder  des  Comit^'s  im  Goa^eroement  lümk 
stallen ,  wenn^  sie  auch  festsetzen,  daes  die  Vertheilang  dea  liaAdes 
nach  der  Zahl  der  effectiven  Täglo'a  durch  die  Bauern  selbet  ans- 
zaführen  ist,  doch  das  Land  jedem  Tägio  zut  Natzvng  aaAdeim  und 
zwar  mit  peraönlicher  VeranAwortaAg  in  Betreff  redilzeitf^ev  E»- 
fuilung  der  Leistungen,  an  den  Gataberr& ,  ohne  die  Gemeinde  mit 
der  solidariaeben  Haft  zu  beilegen.  Sie  treten  ftr  des  p^raoa- 
lic'hen  Landantbeil  auf  Grundlage  dessen  ein^  dasa  aiach.  ihrar 
Recbtsauflfhseang  im  Gouvernement  Kursk  eine  wirMisoliaAUclie 
Gemeinde  (xoaafteTBeaBaa  o6a(Hfla)  und  ein  Verfügangareefat  der 
Gemeinde  tüier  das  ia  bäuerlicher  Nul-znag  befindliche  Land  über^ 
haupt  nicht  besiehen;  ihr  Antrag  entaprecfae  auch  rollstäAdig  dea 
Hinweiaen  (yKaaaniflM'B)  dea  Mini^tera  des  Innern  in  eieinem  Scheeibea 
Tom  21.  Novesaber  18ß7  an  den  G^neralgoovevneor  der  Qesverae* 
meote  Wilna^  Grodno  und  Kowno,  welche  ihrem  Wesen  miclf  Teil* 
ständig  auf  die  im  Gouvernement  Karsk  ausgebildete  Organisatie« 
des  bäuerlichen  Lebena  anwendbar  seien.  Von  den  ComiM's  dieser 
Gruppe,  die  beid»  üntzangsarten  gelten  laasen,  überlassen  die  Yer^ 
treter  der  weisarusaisohen  Kreiae  im  Gouvernement  Witebek,  die 
Comitd's  der  €hm>vernement8  Pskow,  Nowgorod  (die  Majorität)  und 
zwei  Mitglieder  des  Comit^'s  von  Ssimbinsk  die  Wahl  zwischen 
der  einen  und  der  anderen  Grundbesitaform  dem  Brmeaeen  des 
Gutsbesitzers,  das  Comit^  Twer  und  die  Minorität  (5  Mit* 
glieder)   im  Comitd  Nowgorod  dagegen   dem   Beaoklnss  der  Ge- 


0  Dieses  Memorial  (vom  14.  Februar  1857)  nebst  einem  Nachtrag  vom  S 
April  findet  eich  im  Band  I,  pag.  943-949  abgedruckt. 


-    i9S    — 

meiiyAe^  dM  8t.  PettvBlbvlrgeT  Gomit^  aber  der  Verständigung 
swi^eheli  Ov^tfberrn  und  Baaerh.  Das  Astraehansche  Comild 
bebandelt  f^eilifih  aueh  beide  GrundbesUsarten  ,  giebt  jedoch  nicht 
aD,  wend  die  Bntscheidtrn^  in  der  Wahl  zwfschen  denselben  zu- 
steilen,  soll.  Das  Oharkowsche  ComHd  tfitt  für  beide  Besitzarten 
em:  für  den  6emeind«bestt2  während  der  Zeit^  in  welcher  die 
Baaern  dem  Ootsbesitzer  noch  zahlungspflichtig  sind ,  •—  wobei 
jedoch  jedem  Bauer  das  Recht  zugesprochen  wird ,  falls  er  es 
wOnscht,  seinen  Aniheil  zum  persönlichen  Eigenthum,  unbehindert 
darch  di^  OemeilMe,  zu  erwerben.  Nach  Tilgung  'der  Ablösungs- 
sehuld  seil  unbedingt  alles,  bei  Einführung  des  neuen  Gesetzes  zur 
^eaeinsalnen  Nutzung  (bi  o5mRutfoe  Bja^'bHie)  abgetretene  Land 
imter  die  Mitglieder  der  Gemeinde  vertbeilt  und  jedem  Mitgliede 
zum  freien  personliehen  Bigenthum  zugesprochen  werden.  Vier 
CdmiM'S)  die  toft  Wologda»  Ssamara  (Majorität),  Ssmolensk  und 
Tala  (die  Minorität)  gestatten  ,  indem  sie  da^  Land  der  ganzen 
Gemeinde!  2«r  Kutzting  zusprechen,  die  AbKVsung  sowol  durch  die 
ganze  Oemeinde  als  durch  einreihe  Mitglieder  derselben.  Die  Mino- 
rität dee  Ssamaraschen  OomiM's  fflhrt  folgende  Gründe  zur  Ver- 
theidiguBg  des  G(^me!ndebesitzes  an:  1)  die  einstimmige  lieber- 
zeQgaag  alte^  Mitglieder  d^s  Comit^^s  ron  der  Nothwendigkeit 
(lieser  Mastinabtoe ,  2)  die  historische  Entstehung  der  oGmima,  als 
«tue  Tbatsaehe  ^  die  ni^*ht  durch  künstliche  Massnahmen  in  das 
Volksleben  eingeführt  ist,  sondern  sich  naturgemäss  unter  dem  Ein- 
1)088  innerer  BedingunguYigen  gebildet  hat ,  S)  der  Gemeindebesitz 
ist  wie  für  den  jetzigen  Zeitpunkt  geschaffen  ,  um  den  Uebergang 
von  der  gotsherl4ichen  VollgewaU  zu  freiheitlichen  Beziehungen 
zu  erleichtem.  *)  Drei  Mitglieder  des  Räsaner  Gomit^'s  bestimmen, 
dasil  des  von  den  Bauern  abzulösende  Land  bis  zur  Entrichtung 
<ler  g«neen  Somnoe  im  Gemeindebesitz  bleiben  müsse;  nach  Voll- 
endfrog  der  Ablesung  überlassen  sie  es  dem  Wunsche  der  Bauern, 
oach  Beschlussf  der  Gemeinde  entweder  den  Gemeindebesitz  bei« 
zobehalten  oder  unter  sieh  zum  persönlichen  Eigenthum  eines  jeden 
zu  vertbellcn.     Fünf  Mitglieder  des  Wladimirschen  Oomit^*s  befür- 

• 

werten^  da«s  auch  nach  der  Ablösung  des  Landes  dasselbe  nooh 
aaf  50  Jahre«'  im  Gemeindebesitz  verbleiben  solle ,  der  Uebergang 
zum  individuellen  Eigenthum    nach  dieser  Zeit  solle  von  der  Ent- 


*)  Za  dieser  Minorität  dsB  Ssamaraschen  Oomit^'s  gehörte  auch  der  melir- 
Tafh  erwähnte  Ftthrer  der  Slawophilen^,  Javi  Ssaiuarin. 

13* 
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scheidang  der  Regierung  abb&ngen*  Sie  Tersichero,  daM  die  Aeode- 
rnog  einer  seit  Alters  befestigten  Sitte,  eine  Aenderang,  au  welcher 
die  Bauern  keine  Neigung  zeigen,  gegen  den  Zweck,  die  Lage  der 
Bauern  zu  verbessern,  Verstössen  würde;  gerade  die  Erhaltung 
dieser  ursprünglichen  Sitte  der  russischen  bäuerlichen  Bevölkerung 
führt  mit  Beseitigung  nur  des  einen  Uebelstaades  —  der  h&ufigeD 
Umtheilungen  des  Landes  —  direct  zur  Verbesserung  ihrer  Lage. 
Nur  die  Erfahrung  der  Zukunft  kann  lehren  ,  ob  der  Gemeinde- 
besitz für  alle  Zeiten  als  eine  nothwendige  und  vernünftige  Form 
beizubehalten  itft,  oder  ob  zum  persönlichen,  getheilteu  Eigentbam 
übergegangen  werden  muss.  Desshaib  sprechen  die  Antragsteller  das 
Gehöft  und  das  übrige  Land  dem  gemeioschafUichen  Besitze  der 
Bauern  zu  und  sie  meinen  —  bei  voller  Anerkennung  der  Wichtig- 
keit dieser  Frage  als  einer  von  allgemein  staatlicher  Bedeutung  --, 
dass  wenigstens  für  die  Zeit  von  50  Jahren  der  Gemeindebesitz 
unberührt  gelassen  werden  müsse. 

Nach  Durchsicht  dieser  Vorlagen  der  Gouvernementscomitä*« 
hielten  die  Kedactionscommissionen  0  ^^  f^^  nicht  erforderlich  auf 
eine  neue,  weitere  Auseinandersetzung  dieses  Gegenstandes  einzo- 
gehen,  da  „der  Streit  über  diese  beiden  Besitzarten  sieh  bereits  so 
lange  hinzieht^  die  Vorzüge  der  einen  wie  der  anderen  so  energisch 
und  vielseitig  in  der  Literatur  dargelegt  und  im  Laufe  der  letzten 
Zeit  einer  so  sorgrAltigen  und  allseitigen  Durchsicht  von  Seiten  der 
Gouvernementscomit^'s  unterzogen  sind".  Ihnen  lag  nur  noch  ob, 
in  ihren  Beschlüssen  eineu  allendlicben  Abschluss  aus  der  ganzen 
Anzahl  der  erlangten  Daten  zu  bringen^  indem  sie  zu  ihren  Vor- 
schlägen das  Schlussresultat  der  vereinten  Arbeit  der  Literatur.,  der 
Gesellschaft  und  der  Regierung  zogen  und  nur  auf  die  einzelnen 
Momente  hinwiesen,  die  in  ihren  Augen  noch  eine  weitere  Unter* 
suchung  und  Bearbeitung  forderten.  Bevor  die  Redactionsoomrais* 
sionen  an  die  allendliche  Entscheidung  dieser  Frage  herantreten, 
halten  sie  es  n&mlich  der  grösseren  Klarheit  wegra  für  geboten  za 
constatireo,  dass  sie  in  dem  sog.  oömHHHOii'b  noibSOBaaia  (Ge- 
meindebesitz) zwei  wesentlich  von  einander  unterschiedene  Erschei- 
nungen sorgfältig  scheiden:  die  Vertheilang  des  Landes  (und  den* 
gemäss  der  Leistungen)  unter  die  Mitglieder  der  bäuerlicheo  Gemeinde 
durch  die  Gemeinde  selbst,  und  die  Umtheilungen  des  Landes;  hier 
wird  nur  die  erste  in  Verhandlung  gezogen.  Eine  solche  von  ein* 
ander  gesonderte  Behandlung  dieser  beiden  Gegenstände  ist  auf  die 


<)  Band  U,  Theil  I,  Cap.  IV,  pag.  516-~5ai. 
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nnbezweifelbare  Beobachtung  gegründet,  dass  beim  Oemeindebesitz 
darchaos  nicht  die  gleichzeitige  Wirkung  beider  Orandsäfze  noth- 
wendig  ist:  die  Markgemeinde  (o6mHHa)  kann  bestehen  und  be- 
steht in  einer  grossen  Anzahl  yon  Ortschaften  efFectiv  ohne  perio- 
dische Umtheilnng  des  Bodens;  letztere  (d.  i.  die  Umfheilungen) 
erscheinen  nur  als  abgeleitete  (sTopocTeneHHoe)  Erscheinung,  als 
eine  der  ersten  Stufen  in  der  Eotwickelung  dieser  Institution,  als 
eine  Form,  die  allmftlig  in  dem  Mass  der  Zunahme  der  Bevölke- 
roDg,  der  Erhöhung  des  Bodenpreises  und  der  Verwendung  ener- 
gischerer Arbeit  auf  den  Boden  weg^kllt. 

Sowol  in  Betreff  des  Oemeindebesitzes,  als  der  Vertheilung  des 
Landes  unter  die  Mitglieder  der  Gemeinde  durch  die  Gemeinde 
selbst  erkennen  die  Redactionscommissionen,  dass  in  den  Vorlagen 
der  6ouvernementscomit^*s  nicht  allein  ohne  Ausnahme  alle  An- 
sichten ober  diesen  Gegenstand,  die  in  der  Literatur  bestehen,  sich 
wiederfinden,  sondern  dass  auch  ausserdem  in  der  grossen  Mehrzahl 
derselben  entschieden  die  allgemeine  Anschauung  sich  ausgesprochen 
findet,  welche  als  Schlussresultat  der  literarischen  Bearbeitung  die- 
ser Frage  angesehen  werden  kann;  zwischen  den  beiden  Extremen, 
von  denen  die  eine  sich  am  schärfsten  (mit  Ausschluss  der  Comit^'s 
der  westlichen  Gouvernements)  in  den  fünf  Mitgliedern  des  Ssim- 
birsker,  die  andere  in  den  fünf  Mitgliedern  des  Wladimirschen 
Comit^^s  ausspricht,  —  bildet  sich  in  ununterbrochener  Stufenleiter 
eine  ganze,  fast  compacte  Gruppe,  die  aus  Majoritäten  und  Minori- 
täten des  bedeutendsten  Theiles  der  GouTernementscomitd's  besteht. 
Ihre  Forderungen  lassen  sich  in  folgende  zwei  Hauptpunkte  zusammen- 
fassen: die  Anerkennung  des  Gemeindebesitzes  als  einer  ursprüng- 
lichen und  unzweifelhaft  historischen  Thatsache  und  als  eines  für 
die  erste  Zeit  mächtigen  Mittels  zur  Sicherstellung  der  Leistungen 
nud  zur  Befestigung  der  bäuerlichen  Selbständigkeit,  dabei  aber  auch 
die  Gewährung  eines  gesetzlichen  Weges  an  die  Gemeinde  zu  einer 
naturgemässen ,  durch  innere  Nothwendigkeit  hervorgerufenen  Auf- 
lösung (pasjioaceuie),  wenn  in  der  Folgezeit  der  Gemeindebesitz  sich 
als  den  Forderungen  des  neu  sich  gestaltenden  ökonomischen  Le- 
bens nicht  entsprechend  erweist.  Hierbei  umgiebt  der  grössere 
Tbeil  der  Comit^'s  die  Gemeinde  mit  einigen  noth wendigen,  so  zu 
sagen  Vorsichtsmassnahmen,  indem  sie  dieselbe  binden  entweder 
an  die  Zustimmung  des  Gutsbesitzers,  so  lauge  die  Bauern  noch  in 
verpflichtenden  Beziehungen  zu  ihm  stehen,  oder  an  die  der  ganzen 
bäuerlichen  Gemeinde,  oder  an  mindestens  Va  derselben.  Sogar 
zwei  kleinrussische  Comit^'s  (das  Poltawasche  und  das  Tschernigow- 
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sehe)  übertragen  das  Recht  ()er  Vertheilung  der  Nutzwgftn  bb  dir 
Oemeiode  und  treten  für  die  solidarische  Haft  derselbaii  in  Betreff 
der  Entrichtung  der  Leistungen  eiip,  eine  Minorität  ioi  Tscheraigow'- 
sehen  Comit^  spricht  sich  mit  besonderer  Entschiedenheit  fttr  die 
Nothwendigkeit  der  Vertheilung  des  Landes  durch  di#  iGriemeitida  aoi. 

Mit  dieser  Anschauung  der  Mehrzahl  der  Comit^'s  stii9m«ii  auch 
die  Bemerl^ungen  der  landwirthsehaftlicben  Abtb^iluog  ttberein,  die 
aus  Anlass  des  Projects  der  fünf  Mitglieder  des  SsioAirpker  Comi* 
t^*s  dem  Gedanken  Ausdruck  gab,  dass  der  Einzelbwlos  jedenfalU 
nur  allmälig  und  auf  dem  Wege  freiwilliger  Vereiiibi^OBg  des  Ovis* 
herrn  mit  den  Bauern  eingeführt  werden  könne,  sowie  auch  die 
wiederholt  ausgesprochenen  Ansichten  des  Ministers  des  Innern  und 
des  Präsidenten  der  Redactionscommissionen,  der  Beschl^ss  fl^rselben 
am  5.  März  1859  und  die  Allerhöchst  bestätigte  Journalverfögnng 
des  Hauptpomitd*8  vom  4.  December  1858.  Mit  diesen  für  sie  bin- 
denden Bestimmungen  suchen  die  Redactionscommissionen  i)^re  Be- 
schlüsse in  Einklang  zu  bringen  0* 

Demnach  stellen  sie  fest^),  eine  etwaige  Umwandlung  des  Ge- 
meindebesitzes (mit  der  aus  demselben  sich  ergebenden  solidarisehen 
Haft  der  Gemeinde)  in  erblichen,  persönlichen  Besitz  der  Gemeinde 
zu  überlassen:  eine  Majorität  von  V3  der  Hausw^irthe  soll  zu  einem 
solchen    Beschluss    erforderlich    sein.     Für    die    Uebergangsperiode, 


*}  Von  IntereBse  ist  die  Rede  des  Experten  der  Redactionscommiesionen 
für  die  südweBtlichen  Go u verneinen te,  A.  Qrabänka,  in  welcher  er,  aoBgehodd 
von  dem  in  diesem  Gebiet  bestehenden  Wirthschafts-  nnd  Besitzsystem  und  von  dem 
Project  der  Einführung  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  für  die  Leistangen  an 
den  Staat  wie  an  den  Gutsherrn  —  in  Betreff  dieser  Verhältnisse  in  den  gross- 
ruBsischen  GouTemements  erklärte,  dass  der  bestehende  Gemeindebesita  nar  eine 
Folge  der  Vollgewalt  der  Herren  gewesen  ist,  als  eine  Folge  dtr  solidarischen 
Haft,  die  den  Gatsbesitser  in  seinen  Einkünften  sicherte.  Durch  das  Studiam 
dieser  Frage  habe  er  nicht  die  Ueberzeugung  gewinnen  können,  dsss  der  Ge- 
meindebesitz eine  Erscheinung  des  russisohen  Volksgeist^s  ist;  er  zeige  sich 
vielmehr  in  voller  Kraft  mit  der  Bindung  der  Bauern  an  den  Grund  und  Boden 
der  Gutsbesitzer.  Die  alten  Gesetzgebungen  der  Zaren  in  dieser  Frage  erfolgten 
nicht  im  Hinblick  auf  die  ökonomische  Entfaltung  des  Lebens,  sondern  aus  rein 
fiscalischem  Gesichtspunkt.  Wenn  auch  bei  den  alten  Slawen  oÖu^ecTseBHue 
nojiH  (Gemeindegüter)  bestanden,  so  befanden  sich  doch  gesondert  von  diesen  in 
denselben  Gemeinden  auch  ynacTROBUH  nojifl  (Sondergüter),  die  keiner  Umthei- 
lang  unterlagen  und  die  die  Bauern  erblich  uutzten.  Eine  solche  o6iDecT 
BCBHoe  nojbaosaHie  einiger  Nutzungen  hat  nichts  Gemeinsames  mit  der  Theilung 
des  Landes  und  der  solidarischen  Haft.  (Band  II,  Theil  I,  pag.  522—529  In  der 
Anmerkung). 

')  Band  II,  Theil  I,  Cfipitel  IV,  pag.  541. 
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d.  i.  wäfareod  der  craten  nean  Jahre  nach  der  Aufhebung  d«r  Leib- 
eigenschaft, ist  ausserdem  noch  die  ZustimmuDg  des  Outsbesitzers 
erforderlich. 

Diese  Frage  ward  T<m  den  zu  den  Beratbungeu  der  Redactious* 
eommissionen  abdelegirteo  Mltgtiederu  der  Ocufernementecomit^'B  ') 
Dar  gaua  kurz  berührt.  Von  mehreren  Seiten  wurde  der  Vorschlag 
befirworlet,  jene  gutsherrliobe  Oenehmigung  nicht  auf  die  neun 
Jahre  der  Uebergangeperiede  zu  beschränken,  sondern  auf  die  Zeit 
aiszadehaen,  in  welcher  das  bäuerliche  Land  noch  im  Eigenthum 
des  Grundherrn  sich  befindet,  d.  i.  bis  zur  Ablösung  des  Landes. 
Diese  Aendcrung  aeceptirten  die  Redactionscomniissionen.  Bei  Ver« 
Behmnng  der  Ansichten  der  Mitglieder  der  Gouvernementsconiitä*s 
handelte  es  sich  fest  ausschliesslich  um  die  solidarische  Haft  der 
Gemeinden  in  Betreff  der  Leistungen  an  den  Gutsherrn,  gegen 
«reiche  u.  A.  besonders  zwanzig  Mitglieder  des  zweiten  Aufgebots 
saftralen.  Kossagowski  verlangt,  dass,  da  jene  Bestimmung  fOr 
die  Baaern  sehr  beengend  sein  wflrde,  jedem  Bauernhof  das  Recht 
sugestanden  werde,  in  einer  bestimmten  Zeit  die  Austheilung  (or- 
Atienie)  der  auf  ihn  entfallenden  Nutzungen  zu  verlangen,  falls  der 
öntabeaitzer  dem  zustimmt. 

Das  Schlussraisonnement  der  Redactionscommissionen  lautet  im 
Wesentlichen  wie  folgt  ^):  In  Betreff  der  oömnua,  der  auf  Gemeinde- 
besitz beruhenden  Gemeinde,  haben  sie  sich  stets  nach  dem  Antrag 
ihres  nnjimehr  verstorbenen  Präsidenten,  des  Generaladjutanten 
Rostowzow  gerichtet,  dass  diese  Frage  der  naturgemässen  Ent- 
wickelvng  der  Dinge  zu  überlassen  und  nicht  durch  zwingende  Re* 
giemngsma&snahmen  zu  entscheiden  ist.  Von  diesem  Gesichtspunkt 
sind  sie  nicht  abgewichen :  hierauf  beruht  einerseits  die  von  ihnen 
anerkannte  Nothwendigkeit,  die  o6uiHHa  und  die  solidarische  HafI 
ttberail  dort  aufrecht  zu  erhalten,  wo  sie  bis  jetzt  bestanden  haben, 
andererseits  aber  anch  das  den  Bauern  verliehene  Recht,  bei  einer 
bestimmten  Stiramenmajorität  den  Gemeindebesitz  überall  dort  ab- 
znschaffen,  wo  derselbe  mit  der  allmäligen  Entfaltung  des  wirth- 
ichaftlichen  Lebens  sich  für  die  Bauern  selbst  als  drückend  erweist 
Qod  wo  der  Gutsbesitzer  hierzu  seine  Zustimmung  ertheilt  oder 
durch  die  Einzahlung  eines  Kapitals,  welches  dem  Zehnfachen  der 
Jahres^cht  entspricht,  sichergestellt  ist.  Die  grosse  Verschiedenheit 
der  widersprechenden   und  unter  sich  unvereinbaren   Aeusserungen 


I)  L«.  paf.  6*7- §M. 
')  L  e.  pag.  649. 
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der  Mitglieder  der  GouveroemeDtscomiM's  hat  die  RedactioDScoin* 
missionen  davon  überzeugt,  daes  der  toq  ihnen  gewählte  Termii- 
telnde  Weg  der  richtigste  ist,  und  dass  jedes  Abweichen  von  dem* 
selben  nicht  allein  mit  den  schädlichsten  Folgen,  sondern  auch  mit 
einer,  durch  Nichts  zu  rechtfertigenden  Störung  des  historischen  Ganges 
des  gesellschaftlichen  Lebens  Russlands  verbunden  sein  würde  ')• 

Die  grundbesitzrechtlichen  Verhältnisse  in  den  neurnssi- 
sehen  Gouvernements  (Jekaterlnoslaw,  Taurien  und  ChersoD) 
beanspruchten  wegen  ihrer  eigenthümlichen  Gestaltung  eine  gesoo- 
derte  Berathung  Seitens  der  Redactionscommissionen,  Kleinrassen 
bilden  einen  bedeutenden  Theil  der  Bevölkerung«  Die  in  ihrer 
Heimath  übliche  Besitz-  und  Nutzungsart  haben  sie  auch  hier  xur 
Geltung  gebracht:  den  hofweisen  erblichen  Besitz«  Eine  feste  Form 
der  grundbesitzrechtlichen  Beziehungen  hat  sich  jedoch  in  diesen 
Landstrichen  noch  nicht  ausgebildet:  bei  dünner  Bevölkerung  hat  das 
fruchtbare  Land  einen  nur  geringen  Werth,  diese  Gouvernements  sind 
erst  jüngst  colonisirt.  Sehr  verbreitet  ist  noch  die  wilde  Feldgras- 
wirthschaft  (saiesBaa  oder  nepeiosBaa  CBCTCiia  noienoACTBa):  der 
fruchtbare  jungfräuliche  Boden  wird  aufgerissen,  einige  Jahre  mit 
Getreide  bestellt  und  dann,  sowie  die  Erträge  abnehmen,  liegen  ge- 
lassen. Bei  dem  geringen  Werth  des  Bodens  ist  das  in  bäuerlicher 
Nutzung  befindliche  Land  überhaupt  nicht  begrenzt.  Die  Guts- 
besitzer selbst  erklären  häufig  in  den  eingesandten  Beschreibungen 
ihrer  resp.  Landgüter,  dass  ihre  Bauern  das  Land  unbegrenzt  nach 
ihren  Mitteln  und  Arbeitskräften,  nach  ihren  Bedürfnissen  und 
Wünschen  nutzen.  In  einigen  Gegenden  hat  die  Bevölkerung  so 
zugenommen,  dass  jene  freie  occupatorische  Nutzungsart  aufgegeben 
werden  musste:  es  hat  sich  hier  eine  Vierfelderwirthschaft  ausge* 
bildet,  nach  welcher  zwei  Felder  als  Aecker  bestellt,  die  beiden 
anderen  im  Bruch  belassen  und  als  Weide  genutzt  -werden,  hier 
und  da  werden  die  den  Dörfern  zunächst  belegenen  Grundstücke 
nach  der  Dreifelderwirthschaft  mit  bleibendem  Ackerland  bestellt. 
Die  mit  Zunahme  der  Bevölkerung  entstehende  Beschränkung  in 
der  Nutzung  des  Grund  und  Bodens  hat  in  einigen  Landstrichen 
zur  grossrussischen  Grundbesitzform,  d.  h.  zum  Gemeindebesitz,  in 
anderen  dagegen  zur  klein  russischen,  d.  h.  zum  persönlichen  Grund- 
besitz geführt.     Wie    in    Eleinrussland    haben   sich    auch    hier  auf 


>)  Die  allendliehen  Beschlttsse  der  Redactionacommissionen  in  dieser  Frtgt, 
wie  sie  dem  Hauptcomit^  unterbreitet  wurden,  finden  sieh  am  Sehlnsse  des 
Bandes  II,  Theil  I,  pa^.  692  etc. 
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manchen  GMIern  versehiedeoe  Kategorien  von  Bauern  (nach  der 
6rö8M  des  Ornndbesitzee)  gebildet:  Vollbauern  (Täglobauern. 
TflFJue),  die  Arbeitsvieh  halten,  Kleinbauern  (ntmie  d.  i.  Fuss- 
arbeiter),  die  ohne  Arbeitsvieh  sind;  es  hat  sich  jedoch  —  im 
Dotersebied  zu  Kleinrussland  —  hier  noch  keine  Landlosigkeit 
unter  den  Bauern  entwickelt:  alle  Bauern,  hier  und  da  selbst  bei 
der  letzten  Revision  als  Hofsleute  verzeichnete  Leute  haben  Grund- 
besitz. 

Wenn  nun  auch  die  Redactionscommissionen  der  Meinung  wftren, 
dass  das  im  Kleiorussen  steckende  Streben  nach  unbehindertem 
persönlichem  Besitze  im  Laufe  der  Zeiten  hier  zu  dieser  Grund- 
besitzform  führen  wird,  so  sprechen  sie  sich  jedoch  unbedingt  gegen 
jede  künstliche  Massnahme  aus,  die  diesen  Process  beschleunigt. 
Ihr  Antrag  geht  demnach  dahin,  in  den  neurussisrhen  Gouverne^ 
ments  das  gesammte,  den  Bauern  zufallende  Land  ungetheih  der 
gesammten  ländlichen  Gemeinde  zuzusprechen,  und  dieser  die  Ent- 
scheidong  über  die  Besitzart  (ob  Gemeindebesitz  mit  solidarischer 
Haft  oder  persönlicher  erblicher  Besitz)  zu  überlassen.  In  denjenigen 
Gemeinden,  wo  die  grossrussische  Grnndbesitzfurm  sich  vollständig 
ausgebildet  hat,  soll  der  Uebergang  zum  persönlichen  Grundbesitz 
nur  bei  einer  Va  Majorität  —  wie  in  den  anderen  Gouvernements 
mit  Gemeindebesitz  —  gestattet  sein.  —  Zu  dem  Beschluss,  der 
Gemeinde,  nicht  den  einzelnen  Wirthen  auch  dort  das  Land  zuzu- 
theilen,  wo  hofweiser  Besitz  besteht,  hat  auch  der  Umstand  die 
Redactionscommissionen  geführt^  dass  auch  in  den  Landstrichen  mit 
persönlichem,  bleibenden  Besitze  die  Weiden,  die  in  Folge  der  hier 
entwickelten  Viehzucht  eine  grosse  Bedeutung  haben,  überall  ge- 
meinsam genutzt,  selbst  die  Wiesen  grösstentheils  jährlichen  Um- 
theilungen  unterliegen.  Der  Gemeinde  muss  auch  in  soweit  ein 
Verfügongsrecht  über  den  Grund  und  Boden  zugesprochen  werden, 
als  die  wilde  Feldgraswirthschaft  mit  wechselndem  Ackerland  noch 
vielfach  üblich  ist.  ^ 

Wie  aus  dem  Dargelegten  ersichtlich  haben  sich  die  Redactions- 
commissionen bei  ihrer  Entscheidung  über  die  Beibehaltung  des 
Gemeindebesitzes  weder  durch  seine  social-ökonomische,  noch  durch 
seine  nationale  Bedeutung  bestimmen  lassen.  Die  Basis  ihres  Be- 
fchluases  ist  die  vorläufige  Erhaltung  der  bestehenden  Grundbesitz- 
form,  die   allendliche  Entscheidung   wird   der  Zukunft  vorbehalten. 


0  Band  II,  Tfaeil  I,  Cap.  I:    06i>  ocsoBaBia  h  pasnHpi^  nax^ja.  pag.  1 
313,  iasbasondare  pag.  64—66. 
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Diesen  Grandsatz  vertralen  die  Redactioitfieonmisfliooen  aneh 
dem  von  mehreren  Seiten  geatelUen  Antrage  gegeotiber,  dea  Ge» 
meindebesUz  in  einigen  GouyernemenU  eiozafüliren ,  in  vrelebei 
j[>i6tier  individueller  erblicher  Grandbesitz  beateht  Ein  sobeher  An- 
trag lag  ihnen  bei  der  Berathung  über  die  grondbesitarechtUcheB 
.Verhältnifise  in  den  klein ruseischen  Gouvernements  Poltawa,  Tscher- 
nigo>v  und  Charkow  vor.  ^  Hier  ist  seit  Alters  dia  VertfaeiUing  des  io 
bäuerlicher  Nutzung  befindlichen  Landes  sehr  verschiedenartig.  Wi€ 
benrerktsind  hier  die  beiden  Hauptkategorien :  dieVollbaaem  (Täglo- 
bauern,  Tarjiiae)^  die  Zugvieh,  und  die  Kleiobaoem  (nftmie),  die 
kein  Zugvieh  haben.  Die  Vollbauern  verfügen  über  cki  grösseres 
liandareal  als  die  Kleinbauern  und  sind  mit  grösseren  Leistangcfi 
an  den  Grundherrn  belastet  als  letztere.  Daneben  finden  sieh  auf 
vielen  Gütern  Uebergänge  von  den  Voll-  zu  den  Kleinbauern,  wie 
von  den  Kleinbauern  zu  dea  landlosen  Arbeitern.  AU  VollbaoerD 
werden  im  Allgemeinen  diejenigen  angesehen,  die  über  ein  Paar 
Arbeitspferde  oder  Zugochsen  verfügen,  als  Halbbaneru  (HaU>tftglo- 
bauern,  nojiyTflrjiue  oder  OAHOBOJOBue)  aber  diejeaif^o,  die  nur  ein 
Pferd  oder  einen  Zugochsen  haben.  Diese  nutzen  demimeli  ancb 
ein  geringeres  Landquantum  als  die  Vollbauern.  Auch  anter  den 
Kleinbauern  finden  sich  mehrere  Klassen:  solche  Bauern,  die  eio 
Gehöft,  etwas  Acker-  und  Wicsenland,  solche,  die  ausser  dem  Ge- 
höft entweder  kein  Acker-  oder  kein  Wiesenland  haben,  eodlicb 
solche,  die  nur  im  Besitze  eines  Gehöftes  sind.  Die  letzte  Gruppe 
bilden  die  Bauern,  die  über  gar  keinen  Grundbesit7.  verfügen  and 
bei  Verwandten  oder  auf  dem  Herrenhof  wohnen.  Die  Bauern  der 
letzteren  Kategorien  empfangen  den  Bedarf  an  Getreide^  Heu  elc. 
aus  dem  Ertrage  der  Wirthschaft  des  Herrenbofs,  iadett  ihnen  ein 
bestimmter   Theil    der    von    ihnen    bestellten   Brnte    z4iftUt.^)    Der 


•)  Band  II,  Theil  I,  pag.  44-66. 

^)  Auf  den  gutsherrlicben  Qätern  im  QouverneDient  Poltawa  von  über  100 
Seelen,  über  welche  die  betreffenden  Daten  zusammengeatelU  sind,  beträgt  die 
Zahl  der  Vollbauern  1H,6%,  der  Halbbauein  Q%,  der  Kleinbauern  73,4%  im 
Gouvernement  Tschernigow:  Vollbauern  (THrjihie)  63,84 7o,  Kleinbauern  (n^niic) 
36,16%.  ~  Nach  den  vorliegenden  Daten  befinden  sieh  im  Gouvernement  Pol- 
tawa  83,193  bäuerliche  Wirihe,  die  Gehöft  und  Ackerland,  47,674  Wirlb«,  di« 
nur  ein  Gehöft  haben,  und  24,940  Bauern  sind  selbst  phqe  Gehöft,  alao  gaai 
ohne  Grundbesitz.  Die  Zahl  der  mit  Land  dotirten  verh&lt  sich  xu  der  nicht 
dotirten  Bauern  wie  1,9:1.  —  Im  Gouvernement  Tschernigow  nutzen  Ackerland 
100,009  Bauern,  haben  nur  ein  Gehöft  inne  5456,  gaaz  ohne  Grandb«eita  33,447 
Das  Verhältniss  der  Dotirten  zu  den  Landlosen  ist  2,5 1 1.    9d.  U«  pef.  4S--47 
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Gatoberr  verffigt  direi^l  über  das  Land  (Verfebeiloftg  desselbeo,  Be* 
setKimg  TOB  dnrch  Todesfail  erledigten  Höfen  ete.)  Nar  ganz  aoe- 
ofthiBBfreise  ecksint  die  Qeroeinde  ein  solches  Recht  aosauüben. ') 

Bei  einer  solchen  Lage  der  thatsäch liehen  Verhältnisse  erkennen 
dis  RedaettoBscemmiesioocn  gleich  bei  der  ersten  Berathung  dieser 
Frage  die  Zn^eilnng  des  Landes  an  die  ganse  Oemeinde  nicht 
allsiA  als  nnzweokm&ssig,  sondern  als  geradezu  achädlieh  für  die 
bäoerliche  Wirthschaft.  Bei  einer  zwangsweisen  Einführung  des 
Oemeindebtfsitzes  unter  Baui^fn,  die  durch  kttneriei  Tradition  eine 
FerUgkeit  in  der  Vertbeilang  des  Landes  gewonnen  haben,  würdien 
häufig  die  nngereohteslen  nnd  den  Gemeinwohl  sohädliehsten  Um« 
tbeilvBgao  zu  Staode  hommen.  Unter  den  bäuerlichen  Familien 
wfirden  Zerwürfnisse  sieh  einwarzein,)  die  den  Bauern  unbekannte 
solidarisohe  Haft  in  Betrefif  der  Präetanden  würde  ihnen  äusserst 
uogereeht  erscheiBen.  Eine  nnvermeidliche  Folge  der  EinfObrung 
gleicher  Tftglolandtheile,  die  in  Kieinrussland  niehl  bestehen,  wäre 
eine  ▼allständige  Umwälzung  der  bänerlichen  Wirthsehaften. 
Bei  eiaer  solchen  Vertheilung  des  Landes  würden  am  meisten  die 
Wirtbsehaften  der  arbeitsamsten  Bauern  leiden,  welche  ihr  Arbeits- 
vieh haben  und  bis  jetzt  über  ein  grösseres  Landqaantum  verfügen, 
als  bei  einer  allgemeinen  Umtheilmng  des  Landes  ihnen  zufallen 
würde.  I>eaiBach  sprechen  sich  die  Redactionscominissionen  gegen 
die  Einführung  des  Oemeindebesitzes  in  den  Gouv.  Poltawa  und 
Tschemigow  «ad  für  die  Erhaltung  der  bestehenden  Grundbesitz- 
form  ana:  mit  gewissen,  in  bestimmten  Fällen  einzutretenden  Modi- 
ficalionea,  auf  welche  wir  niobt  einzugehen  haben,  soll  einem  jeden 
Hauewirthen  das  Landareal,  das  er  im  Jahre  1869  genutzt  hat,  zur 
erbliehen  Nutzung  zagetheilt  werden. 

Noch  ein  zweites  Mal  hatten  die  Redactionscommissionen  auf 
diese  Frage  zurückzukommen.  In  der  zweiten  Periode  der  Arbeiten 
der  Redactionsoenmissionen  stellen  mehrere  Glieder  der  betreff.  Qou- 
vernemeaftscomitä's  u.  A.  den  Antrag,  in  den  bezeichneten  zwei  klein- 
russischen  GouTeroements  den  Gemeindebesitz  einzuführen.  Die 
Redactionscommissionen  bleiben  bei  ihren  ersten  Beschluss,  indem 
sie    nophoials    den    Grundsatz,    den    sie    überall    aufreohtzuerhalten 


0  Hlersiif  weist  der  Export  M.  F.  Posen  hin:  freilich  habe  der  Wille  des 
Qateherrfi  einen  entecbeidenden  Binflufls  »af  die  Veribeilung  des  Laades,  doch 
die  Gemeinde  nehme  auch  hierbei  Antheil,  ganz  wi^  auch  in  den  gro86ruB9i8cb0n 
GoQvemements  die  Gemaindetraditionen  den  GatsbeBitzer  durchaus  nicht  daran 
biodern,  nach  eigenem  Dafürhalten  über  das  Land  zu  verfügen.  Band  11,  pag. 
49  in  der  Anmerkung. 
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suchen,  zur  Geltung  bringen,  da8s  bei  der  bevorslehendeu  Umge- 
staltung der  bäuerlichen  Verhältnisse  so  viel  als  Dinglich  die  in 
jedem  Gebiet  bestehende  ökonomische  Organisation  sa  bewahren 
ist,  ohne  sich  durch  irgend  welche  allgemeiue  theoretische  Prin- 
cipien  hinreissen  zu  lassen.  Als  Ergänzung  zu  dem  Vorhergeaagten 
bemerken  sie  noch,  man  könne  ganz  sicher  behaupten,  daas  bei 
Ablösung  des  in  bäuerlicher  Nutzung  befindlichen  Landes,  das  ja 
das  allendliehe  Ziel  der  Reform  ist,  nicht  ein  Dorf  in  jenem  Gebiet 
sich  bereit  finden  würde,  das^  Land  als  Oemeindeeigentbum  zu  kaufen, 
ein  jeder  Wirtb  wird  dasselbe  zum  Eigenthum  seiner  Familie  za 
erwerben  wünschen.  Der  Bauer  kennt  dort  nur  persönliches  Eigen* 
thum,  nur  solch'  ein  Eigenthum  kann  die  Wünsche  und  Hofinnageii 
der  Bauern  dieser  Gouvernements  befriedigen.  Wesshalb  soll  für  die 
kurze  Zeit  der  Nutzung  von  gutsherrlichem  Lande  den  Bauern  die 
ihnen  unbekannte  Organisation  des  Gemeindebesitzes  gelehrt  werden, 
die  sich  hier  nicht  einbürgern,  sondern  zerfallen  wird?  —  Wenn 
nun  auch  die  Redactionscommissionen  den  einzelnen  Bauern  die 
resp.  Landestheile  zuweisen,  so  soll  doch  die  Gemeinde  gewisse 
Rechte  über  das  Land  besitzen:  die  Verfügung  über  das  ungetheilte, 
gemeinsam  genutzte  Land  (Weide  etc.)  sowie  die  zeitweilige  Ver- 
fügung über  die  (durch  unbeerbten  Todesfall,  durch  freiwilliges 
Aufgeben)  frei  gewordenen  Höfe,  resp.  deren  Vergebung  an  Ge- 
meindegenossen. 

Bei  näherem  Eingehen  auf  die  Daten  über  die  grundbesitz- 
rechtlichen  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Landestheilen  der  drei 
Gouvernements  ergab  es  sich,  dass  im  nördlichen  Theil  des  Gonv. 
Tschernigow,  sowie  im  nordwestlichen  Theil  des  Gouv.  Charkow 
dieselben  sich  mehr  der  grossrussischen  Form  als  der  kleinruasischen 
nähern.  Eine  feste  Grenze  Hess  sich  nicht  ziehen,  da  die  Ueber- 
gänge  von  der  einen  Grundbesitzform  zur  anderen  kaum  merklich 
sind.  Als  entscheidende  Merkmale  wurden  angenommen:  die  Zahl 
der  mit  Land  dotirten  Bauern  im  Verhältniss  zur  gesammten  länd- 
lichen Bevölkerung,  die  Gleichmässigkeit  der  Landtheile  und  die 
Verfügung  über  das  Land  durch  die  Gemeinde.  Wo  Gemeinde- 
besitz üblich,  soll  er  erhalten  werden ,  desgleichen  wo  persön- 
licher Besitz  besteht.  In  zweifelhaften  Fällen  soll  die  Entschei- 
dung, ob  Gemeindebesitz  oder  erblicher  persönlicher  Besitz,  durch 
Vereinbarung  der  Bauern  mit  dem  Gtitsbesitzer,  resp.  durch  die 
staatlichen  Organe  für  die  Regelung  der  bäuerlichen  Verhältnisse 
erfolgen. 


0  Bd.  U,  pag.  62-53,  58-63 
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3.  Neben  der  Behandlung  der  Prinoipienfrage :  ob  der  Oe* 
meiodebeaitz  bei  Aafhebnng  der  Leibeigenschaft  in  Einzelbesitz  nm- 
sawandeln  oder  beizabehalten  ist,  wird  die  aus  dem  Gemeindebesitz 
resoltirende  Specialfrage  der  Umtheilungen  des  Gemeinde- 
landes von  den  Redactionscommissionen  gesondert  berathen. 

Die  Vorlagen  der  Gouvernementdcomitd*s  in  Betreff  der  Umthei- 
lungen der  bäaerlichen  Grundstücke  (nepcA'bJu  BpecTBflBCRBX'B  yqacT- 
KOBi)  lassen  sich  gleichfalls  in  drei  Gruppen  theilen  ')• 

Die  erste  besteht  aus  den  Vertretern  der  infländischen  Kreise 
(Ooav.  Witebsk),  die  Majorität  und  eine  Minorität  von  10  Mitgliedern 
des  Comit^'s  Kursk,  Nishni  -  Nowgorod  (die  Minorität),  Orenburg, 
und  Pensa;  sie  verbietet  die  Umtheilungen  vollständig.  Die  er- 
wähnten fünf  Mitglieder  des  Comit^'s  von  Ssimbirsk  wollen,  dass 
Dor  die  Landstttcke,  welche  freiwillig  aufgegeben  und  die  wegen 
Rückstände  abgeHonunen  sind,  den  neu  hinzukommenden  Täglo's 
2Qgetheilt  werden. 

Die  zweite  Grnppe,  repräsentirt  durch  die  Vertreter  der  weiss- 
mflsisehen  Kreise  doH  Gouvernements  Witebsk,  der  Gouvernements- 
eomit^'s  Wologda  (Majorität),  Wätka,  Kasan,  Kaluga  (für  die  zeit- 
weilig verpflichtete  Periode),  Kostroma,  Kursk  (eine  Minorität  von 
7  Mitgliedern),  Moskau  (die  Majorität),  Nowgorod,  Olonez,  Orel  (Ma- 
jorität), Petersburg,  Poltawa,  Räsan  (Minorität  von  2  Mitgliedern), 
Smolensk,  Tambow,  Tala  (Minorität)  und  Charkow,  spricht  sich  für 
die  Zulassung  von  Umtheilungen  aus,  jedoch  mit  gewissen 
Beschränkungen:  entweder  in  bestimmten  Fällen,  oder  nur  bei 
einer  bestimmten  Stimmenmajorität  in  der  Gemeindeversammlung, 
oder  mit  nachfolgender  Zustimmung  des  Gutsbesitzers.  (Der  Graf 
Panin  meinte  bei  Berathung  der  Petersburger  Vorlage,  dass  in  Be- 
treff der  Umtheilnng  der  Täglolandtheile  keine  Beschränkungen  fest- 
gestellt werden  könnten:  Umtheilungen  seien  nach  grossen  Rekru- 
iesaashebungen  und  aus  anderen  Veranlassungen  unvermeidlich,  wie 
z.  B.  beim  Verlassen  eines  Gutes  von  Seiten  vieler  Wirthe  mit  ihren 
Familien  auf  längere  Zeit,  was  beim  Uebergang  von  der  Frohne 
zur  Geldpacht  wahrscheinlich  nicht  selten  in  grossem  Masstabe  er- 
folgen werde).  Die  Umtheilungen  werden  auf  folgende  Fälle  be- 
schränkt: 

a)  Bei  Abnahme  der  Bevölkerung  —  wenn  die  Zahl  der 
Täglo's.sieh    um    V«    (Kostroma  und   die   Minorität  in  Nowgorod), 


')  Bd.  n,  Thell  I,  Cap.  IV,  pag.  468—469  und  477-^478. 
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Hm  Va  (die  weiesrilsriscfaeii  Kreis«,  die  Mojorifet  iih  Not^Orod,  die 
Comifcö'B  TOD  01one2  und  Peierebnvg)  revthiiidert.  Di6  Majorität 
in  Kalttga  lässt  Umtheilangen  nichl  alledn  im  Fslle  der  Abnalmia 
zu ,  sonder»  auch  im  Fallt  ddr  Zanahme  der  BefrOlkernn^  arii  Vi, 
jedoch  nar  nach  OtmeiDdebetchlaeB  und  mit  ZostimmiiDg  de«  Oato- 
befiitzers.  Das  Comitä  roir  Orel  (Majorttdt  und  dne  Mhi6rit&t) 
weist  auch  auf  die  Abnahme  der  arbeitsfähigen  Arbeiter  (tnnoBux« 
paöoTHRROB'bX  als  adf  eine  Verantassang  aom  Aofgebea  der  Hut^og 
der  überschüssigen  Landstüclte  hin  ,  ohne  jedoefa  einen  Brnehtheil 
der  Abnahmt  zu  fixireo. 

b)  Beim  Uebergang  za  einem  vorikommeneren  Be* 
wirthschaftungssystem  (die  weissroesisehevi  Ei'eise,  Niiwgorod, 
Olonez,  Petersborg  and  Pskow). 

o)  Beim  Wunsch  der  Oemehnde,  tom  OenHeitidebesits  eam 
I^ersönliehen  Besitz  überzugehen  (die  MivcaritM  in  Novt^getod). 

d)  Nach  den  beiden  Vorlagen  des  Comit^*s  VM  OM  heim 
Unvermögen  eines  Hwuswirtben,  seinen Verpflidhtaiigfea  i&ach- 
zakonuaen.  Eine  Ver&ndiening  der  Tlkgloblndttntheiie  oaier  de« 
Mitgliedern  der  Gemeinde  lAssen  diese  Yertegeo  in  dem  Falle  sa, 
wenn  der  Gutsbesitzer  einigen  Mitgliedern  der  Gemeinde  minde- 
stens Vs  der  Täglelandantheile,  die  sie  bisher  eeibsl  genatet  liabenv 
verkauft. 

e)  Die  Majontäi  des  Comit6's  Kaluga  Itaät  nor  Boeh  bei  Bin- 
föhrung  des  neuen  Gesetaes  eine  Umth^itang  des  Laiades  %m  und 
verpflichtet  hierbei  däe  Gemeinde,  dafür  8olrge  zu  trageil,  das»  dss 
Areal  der  Landau theile  nicht  uttler  V«  Dess&Mne  (flttr  das  Tftgle) 
zersplittert  werde;  eine  weitere  Zersplitterong  der  Landaatheüer  wird 
verboten« 

0  Mehrere  Coniit^'s,  und  zwar  Wätka,  Moakan^  RäSan  (eine 
Minoriföt  von  zwei  Mitgliedern)  und  Tambow,  verlangen,  ohne 
bestimmte  F&Ue  anzuführen,  dass  Umtbeiiongen  nur  bei  4er  drin* 
gendsten  Nothwendigkeit  zugelassen  wer^den.  Zur  Vermeidung  voo 
Veranlassungen  zu  Umtfaeilttngen  bestimmt  das  Gomit^  von  Wfttka. 
wo  Solches  möglich  ist,  Reserveland  aurückaubehalten,  mit  welchem 
das  heranwachsende  Geschlecht  zu  dotiTen  wttre. 

Die  zweite  Art  von  Beschränkungen  besteht  darin  ,  ddss  das 
Conit^  von  Twer  UmtheiluHgen  nur  laut  ^schlnss  den  Gemeinde- 
versammlung (mit  %  Majorität)  zulftsst,  zwei  Mitglieder  ans  Rftsan 
und  das  Comit^  von  Smotensk  verlangen  neben  einem  solchen  Be* 
schluss:  erstere  die  Bestätigung  des  Friedensvermittlers,  letzteres 
die  Zustimmung  des  Guisbesitaers   und  dVn  Be^chiosir  der  Wdost- 
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Terwallang;  vier  Vor)a(g«ii  (die  Mfigofillkl  and  ein«  Minorität  des 
Conut^'s  Wologda^  Ectotron«,  aieben  Mifglieder  ans  Korsk ,  da» 
0wki6  Poltawa)  wünsebea  die  Znstltnmang  des  Outsbesitzers.  Die 
Majoriftftf  ia  Moskau  und  die  Minorviät  in  Wologda  treten  fQp  da» 
Verbot  dev  UaitheiliingeD  und  der  Zersplitternng  der  Landantheile 
ohne  di«  beeondere  Oelieitmigang  des  Gutsbesitzers  ein ,  indem  sie 
sieh  aaf  das  Hiiniatemlle  Schreiben  an  den  Petersburger  General- 
gooTeraeur  vom  5.  I>ecember  1857  berufen.  Tambow  lässt  Um- 
theilaogen  nur  mit  Zustimmung  von  Vio  (?)  all^i*  Täglobauern  und 
d«8  Outsbesilsers  zu  ^  Ka»aa  Überträgt  der  Gemeinde  die  Aufsicht 
darfiber,  dass  die  Felder  nur  bei  dringendster  Noth wendigheit 
offlgelbcUt  weiden.  Die  Minooritikt  im  Comit^  Tula  stellt  fest^  dass 
das  Red»t  wa£  bäoerliches  Land  nicht  der  Gemeinde  das  Recht 
verleihfer  in  beliebigen  Frktea  allgemeine  Umtheilungem  der  Land- 
antXreile  writer  ihren  Mitgliedern  vorzunehmen  ,  dass  vielmehr  -^ 
naeh  der  Analogie  wie  i«  den  Domäiiendörfern  —  alles  Land  nur 
ia  festbofltiinniten  Zwischenräumen «  von  einer  Revision  zur  an- 
dem,  ndch  Seelen  uoigethetlt  wird.  Der  Gemeinde  wird  nur  die' 
Verthaihing  der  .Landaniheile  zugestanden ,  welche  ihr  zur  Vor* 
fägong  z«rüekfallen  (durch  TodesfoU  ^  Wegzug  etc.)  und  welche 
wegen  Röcksttade  den  bieherigea  Nutzniessern  abgenommen  werden. 

Dih  dritte  Gruppe,  sich  biidend  aus  den  Majoritäten  von  Nishni* 
Nowgorod  ua4  Ssimbirsk  und  aus  Gherson ,  überlässt  dem  Gut- 
däak^'B.  dev  Gemeinde  die  Entscheidung  über  Umtheilungen  de» 
Oeneiodelandes* 

Die  üibrigen  Coikiit^^s  bertthren  nicht  diese  Frage. 

Soweit  die  westlichen  Gouvernements  sich  hierüber  vernehmen 
lassen^  stellen  sich  diese  Comitd's  wie  folgt  zur  Sache:  die  weiss«» 
russischen  Mitglieder  des  Gomitä's  Witebsk  lassen^  wie  bereits  be» 
merkt,  Umtheilungen  nur  bei  einer  bestimmten  Stimmen  majori  tat 
und  mit  höherer  Bestätigung  zu  ^  und  zwar  in  zwei  Fällen:  bei 
Verminderung  der  Täglo's  auf  die  Hälfte  und  beim  Uebergange  zu 
eioem  besseren  Bewirthschaftungsisystem.  Das  Comitä  Mohilew  ge- 
stattet Umtheilutigen  nur  mit  Bestätigung  der  Kreiscommission  in 
Fällen  dringender  Nothwendigkeit ,  wie  z.  B.  beim  Uebergang  zu 
einem   besseren  Bewirthschaftungssystem. 

Die  Redactionscoipmi^sionen  spraoheo  sich  in  dieser  Frage 
folgendermasaen  ftus:  0  Oie  Sitte  der  Umtheilungen  ist  hauptsäch« 
lieh  durch  den  Mangel  an  Gewohnheit  oder  an  Nothwendigkeit  zur 


0  Band  H,  Theil  I,  Cap.  IV,  pag.  526—529. 
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sorgfältigeD  Bearbeitang  des  Bodens  uod  darch  die  natfirliche  Frucht- 
barkeit des  Bodens  zu  erkl&reo,  welcher  entweder  gar  keine  Dfin- 
gung  verlangt  oder  bei  der  geringsten  Düngung  gute  Ernten  liefert. 
Auf  die  allmälige  Ausrottung  dieser  Oewohnheit  Bielt  niclift  allein 
beständig  die  Sorge  der  Outsbesitser  hin,  sondern  ea  suchen  auch 
die  arbeitsameren  Bauern,  welche  in  jeder  Umtbeilung  unvermeid- 
liche und  durch  Nichts  zu  ersetzende  Schäden  für  sich  erblicken, 
ihnen  zu  steuern.  Es  unterliegt  kaum  einem  Zweifel,  daes  eine 
solche  zufällige  Prämie,  dii  in  Folge  der  Umtheilungen  perioden- 
weise den  Nachlässigsten  unter  den  Bauern  zufällt  und  alle  Bedin- 
gungen und  Merkmale  einer  regelrecht  eingerichteten  Lotterie  in 
sich  schliesst,  die  schädlichste  Wirkung  auf  die  Entwickeiung  des 
Geistes  der  Arbeitsamkeit  im  Volke  hat,  und  dass  die  schlimmen 
moralischen  Folgen«  die  aus  einer  solchen  Einrichtung  entstehen,  in 
bedeutendem  Mass  die  schnell  vorübergehenden  und  kleinen  Vor- 
theile  aufwiegen ,  die  durch  dieselben  den  heruntergekommenen 
Bauern  auf  Rechnung  der  ordentlichen  und  haushälteriechen  zu^ 
fallen.  Aus  der  Vereinigung  dieser  Betrachtungen  erklärt  sich  sowol 
die  entschiedene  Abneigung  gegen  das  System  der  Landumtheihingen 
in  der  Literatur,  als  auch  besonders  die  deutlich  ansgeproehene 
Verurtheilung  derselben  durch  die  Gouvernementscomit^'s,  ans  deren 
Zahl  nur  sehr  wenige  für  sie  eintreten.  Die  übrigen  Comit^*8 
konnten  den  Umstand  nicht  ausser  Auge  lassen,  dass  beständige 
Umtheilungen,  indem  sie  die  Neigung  der  Bauern  zur  Düngung  des 
Bodens  etc.  vermindern  und  desshalb  allmälig  und  unvermeidlich 
auf  das  materielle  und  moralische  Leben  der  Bauern  selbst  schäd- 
lich wirken  und  sie  herunterbringen,  nicht  ohne  directen  und  schäd- 
lichen Einfluss  selbst  auf  den  Grad  ihrer  Fähigkeit  zur  ErfOllung 
ihrer  Verpflichtungen  an  den  Gutsbesitzer  sind. 

Gegen  diese  Ausführungen  lässt  sich,  erklären  die  Redactions- 
commissionen,  gerechter  Weise  nur  anführen: 

1)  dass  in  einigen  Theilen  Russlands,  besonders  in  den  Steppen- 
gegenden, die  aufgezählten  Mängel  zum  Theil  in  Folge  der  sehr 
grossen  und  nur  langsam  sich  erschöpfenden  Fruchtbarkeit  des 
Bodens  nicht  hervortreten,  und 

2)  dass  in  diesen  Gegenden  diese  Sitte  sich  so  tief  in  die  Oe- 
wohnheit des  Volkes  eingewurzelt  hat,  dass  der  Buchstabe  des  Ge- 
setzes allein  zur  Ausrottung  des  Uebels  nicht  hinreichend  wäre  and 
ein  unbedingtes  Fordern  des  Gesetzes  sich  als  sehr  beengend  in  der 
bäuerlichen  Wirthschaft  erweisen  würde. 
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Die.  so^fältige  Erwägang  dieser  Momente,  verbupden  mit  dem 
Wuoscbe,  soweit  mi%lieh  die  Aufstellung  sehr  speciaiisirtor  Regeln  zu 
vermeiden,  hat  die  Redactionscommissionen  zu  der  Ueberzengung 
gebrach^  dass  der  Einfluss  der  besseren  und  arbeitsamen  Bauern, 
wenn  derselbe  nur  etwas  duroh  das  Gesetz  geschützt  wird,  zur  all- 
mäligen  Ausrottung  der  Umtheilungen  dort  genügend  sein  wird,  wo 
sie  in  Wirklichkeit  schSidlich  sind,  und  zu  ihrer  successiven  Beseiti- 
gung in  d«m  Mass  beitragen  wird,  als  der  aus  ihnen  entstehende 
Naehtheil  sich  effectiT  zeigt.  Das  Gesetz  muss  daher  in  diesem 
Falle  niw  als  Stützpunkt  für  die  allmälig  sich  entwickelnde  Er* 
kenntniss  dienen«  Desshalb  untersagen  auch  die  Redactionscommis- 
sionen nicht  unbedingt  Umtheilungen,  sondern  erschweren  nur  die^ 
selben  und  beschränken  hierin  die  Willkür  der  Gemeinde  durch  die 
Forderung  einer  sehr  bedeutenden  Majorität  zur  Entscheidung  über 
eine  jede  neue  Landumtheilung.  Diese  Majorität  soll  nach  Ansicht 
der  Redactionscommissionen  aus  nicht  weniger  als  Vio  d^r  Haus* 
wirthe  bestehen. 

Bei  der  Vernehmung  von  Einwendungen  Seitens  der  Gouver- 
oementsoomitä's  0  gegen  die  vorläufigen  Beschlüsse  der  Redactions- 
commiaaionen,  treten  Besobrasow,  Fürst  Gagarin  und  Sohidlowski 
gegen  diese,  die  Gemeinde  beengende  Bestimmung  auf  und  plaidiren 
für  eine  grössere  Freiheit  der  Selbstverwaltung  in  wirthschaftlichen 
Angelegenheiten;  Koschelew  erklärt  sich  für  eine  Vs  Majorität,  und 
die  Grafen  Lewaschew  und  Schuwalow  vertreten  nochmals  die  An- 
träge des  St.  Petersburger  Comit^'s.  Zweiunddreissig  Mitglieder  des 
zweiten  Aufgebots  erklären  sich  ungeachtet  der  Schäden  der  Umthei- 
langen  für  die  Va  Majorität  und  deduciren,  dass  die  Landzuweisung  an 
Alle  und  die  Landumtheilungen  nicht  als  von  einander  unabhängige 
Erscheinungen  des  Gemeindebesitzes  angesehen  werden  können.  Beim 
Gemeindebesitz  sind  Umtheilungen  unvermeidlich.  Wenn  das  Land 
zur  Versorgung  der  ganzen  Gemeinde  zugesprochen  und  gemäss  den 
Bedürfnissen  und  Mitteln  an  die  einzelnen  Familien  vertheilt  wird,  so 
kann  bei  Veränderungen  der  Bedürfnisse  und  Mittel  der  einzelnen  Fa- 
milien, bei  jeder  Veränderung  im  persönlichen  Bestände  derselben,  so- 
wie beim  Austritt  einzelner  Bauern  aus  der  Gemeinde  die  Umtheilung 
gar  nieW;  vermieden  werden.  Umtheilungen  sind  nicht  durch  die 
Fruchtbarkeit  des  Bodens,  der  ohne  Düngung  gute  Ernten  trägt,  be- 
dingt, wie  die  Redactionscommissionen  versichern;  in  vielen  Gouver- 
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nemeats  wird,  das  ganae  Winterfeld  gedüftgt,  Umtheilonf^n  finden 
aber  doch  auch  hier  sehr  häufig  stal^fc.  Die  Baoern  theilen  la  Folge 
aDvermeidlicher  ForderiiDges  des  Oemeindebesitaes  and  zwar  so* 
wie  die  Zahl  der  Täglo's  sich  ändert.  Zuerst  theilt  bei  der  Ver- 
minderang  der  Täglo's  in  einer  Fanülie  und  der  Zunahme  derselben 
in  einer  anderen  Familie  die  erstere  Familie  der  zweitea  «inta  ent> 
sprechenden  Theil  von  jedem  ihrer  Felder  zu^  und  so  hat  die  zweüe 
Familie  jedes  Feld  an  zwei  Stellen.  Falls  nochmals  diese  Familie 
einen  Täglolandtheil  übernimmt,  so  kann  eventuell  jedes  Feld  einer 
Familie  an  drei  Stellten  zu  liegen  kommen.  Ansserdem  verändert 
sieh  häufig  die  Gesammtzahl  der  Täglo's  in  einem  Dorf^  wobei  auch 
Uni)th6iltiagen  niehl  vermieden  werden  können.  Falks  es  keine 
Umtheilungen  geben  würde,  bestände  auch  kein  Oemeindehesits, 
sondern  es  bestände  getheilter  Besita  mit  Ghemenghkge  der  eioaeK 
nen  Landstücke.  Die  Sitte  der  Umtheilungen  hat  sieb  nicht  aUein 
im  Oebiet  der  Sehwa^rzerde  eingewurzelt,  sondern  auch  in  cka  ande- 
ren Gouvernements  —  in  Folge  der  Forderung  des  Oemeindetie* 
Sitzes,  der  sich  mit  Einführung  der  Scbollenpfliohtigkeit  ansgebildet 
hat.  Arbeitsame  Bauern  beschweren  sich  über  die  Umibeihmgen, 
können  ihnen  jedoch  nicht  entgehen,  wenn  die  Zahl  der  Tägia's  in 
den  einzelnen  Familien  sich  verändert  hat  und  hierdurch  eine  zu 
grosse  Zersplitterung  der  Landstücke  des  jedem  bäuerliehen  Hof  zu- 
stehenden Landantheils  entstanden  ist»  Desshalb  meinen  die  32  De* 
putirte,  dass  den  Bauern  das  Land  umzutheilen,  nicht  verboten 
werden  kann:  die  Zustimmung  von  7io  der  Bauswirthe  snr  Ana- 
führung  einer  Umtheilung  ist  eine  Bedingung^  die  einem  vollen  Ver- 
bot gleichkommt.  Uebrigens  geben  sie  der  Meinung  Ausdruck,  dass 
mit  der  Befreiung  der  Bauern  Gemeindebesitz  und  Umtheilungen 
sich  nicht  lange  halten  werden,  da  die  Bauern,  die  nicht  ihr  Land 
gekauft  haben,  allmälig  zu  Pächtern  des  Landes  amgewandelt  werden. 
Ein  freier  Pächter  aber  wird  niemals  sich  entschliessen,  unter  den 
Bedingungen  des  Gemeindebesitzes,  der  solidarischen  Haft  und  der 
Umtheilungen  Land  in  Pachtbesitz  zu  übernehmen. 

Die  Redactionscommissionen  hatten  schon  in  der  zweiten  Periode 
ihrer  Thätigkeit  die  Einwendungen  der  genannten  Mitglieder  der 
Gouvernementscomit^'s  ersten  Auijgebot's  vor  Augen.  Diese  Siawaa* 
düngen  waren  fast  ausschliesslich  gegen  die  erste  Bestimaaag  der 
Commissionen  gerichtet,,  durch  welche  für  Umtheilungen  eiae  Majo- 
rität von  7io  ciliei*  Wirthe  des  Dorfes  verlangt  wurde.  Besobrasow^ 
Koschelew  und  die  Anderen  haben  —  erklären  jetzt  die  Redactions- 
commissionen —  nicht   ohne   Grund   in    einer    solchen    Bestimmung 
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eine  Beengnng  der  I^reiheit  in  den  fin(!8cheidangen  der  bäuerlichen 
Gemeinde  geeeheü;  deserhalb  wurde,  gemäss  dem  Vorschlag  von 
Eoscfaelew,  in  der  zweiten  Periode  die  Majorität  von  7io  in  eine 
von  Vs  umgewandelt.  0 

Im  Gesetz  vom  19.  Februar  1891  iät  dieser  Beschluäs  dei'  Re- 
dactionscommissionen  acceptirt. 

4.  In  der  Behandlung  dieser  Frage  lässt  sich  eine,  Wie  aus  den 
Erfahrungen  der  Folgezeit  sich  ergiebt,  verhängnissvolle  Schwan- 
kung nachweisen.  War  auch  die  Beibehaltung  des  Gemeiiidebesitzäs 
als  (fer  bestehenden  Besitz-  ulid  Wirthschaffisform  vollständig  conform 
den  von  der  Staatsregierung  normirtän  Grundsätzen,  nach  welchen 
(He  Neugestaltung  der  bäuerlichen  Verhältnisse  zu  erfolgen  hatt-e,  so 
entsprach  die  Zulassung  von  Umtheilungen  des  Gemeindeltiindes  auf 
Beschluss  der  Gemeinde,  wenn  auch  nur  bei  eiiier  Majorität  von  Va« 
dnrchaus  nicht  den  zuerst  von  der  Staatsfegierung  aufgestellten 
Grnndprineipien.  Wie  aus  den  oben  auszüglich  mitgetheilten  niiui- 
sterietlen  Sthreiben  an  die  Generalgouverneure  zu  ersehen,  Verlangte 
<Üe  Regierung,  es  sei  dahin  zu  strebeti,  dass  Aäufige  UmCrhei- 
lungen  und  ZerstOckelungen  der  Felder  nichf  zugelassen 
werden.  Da^  unter  dieser  Bestimmung  nicht  verstanden  ist,  der 
bäneriichen  Gemeinde,  wenn  auch  nur  bei  eitler  grossen  MäjOrifät, 
die  unbeschränkte  Verfügung  über  das  Gemeindeland  zu  überlassen, 
vielmehr  der  ihr  zu  Grunile  liegende  Gedanke  eine  geeretzl^iche 
Organisation-  des  Gemeindebesitzes  i^t,  ergiebt  sich  mi£ 
rolkr  Sicherheit  aus  den  anderen,  den  Gemeindebesitz  betreffenden 
tirnndsätzen.  Die  itiinisteriellen  Schreiben  erklären  es  für  noth- 
wendig,  zu  bewahren  und  zu  bestimmen:  „das  Recht  des  Haliptes 
der  bäuerlkhen  Familie,  das  Erbfolgerecht  in  Betreff  des  Gehöfts 
and  der  Tägloaittheile  und  die  Bedingungen,  unter  welchen  Familieh- 
tWilungen  zugelassen  werden.^  Der  Minister  mag  hierbei  die 
schliaimten  Folgen,  wekhe  die  Landumtheilungen  unter  den  Domänen* 
bauem^)  hervorgerufen,  vor  Augen  gehabt  haben.  Die  Redactions- 
eommiaerionen  huldigten  dagegen  dem  Gedanken,  dass  sowol  iri 
Betreff  der  periodischen  allgemeinen  Uihtheilungen  ,  ais  überhaupt 
in  Betreff  der  Verfügung  über  das  Gemeindeland  der  Gemeinde 
die  unbeschränkte  VollgewaU  zu  überlassen  sei.  Solcheir  trat  auch 
zu  Tage    befi    der   Berathung  über   das  Erbfolgerecht.  ^     Wenn 


>)  1.  e.  pag.  694. 
*)  Siehe  oben  Seite  144—147. 

^  Band  I,  Cap.  III:    0    npasaxi)    RpecTbflHi>    no   HMyix^ecTBy,   pag.   31— 5G, 
insbesondere  39—46. 
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auch  im  Allgemeinen  die  Gouvernementscomit^'s  die  AuBdebnung 
des  sonst  im  Reich  bestehenden  gesetzlichen  Erbrechts  auf  die 
bäuerliche  Bevölkerung  ausgedehnt  wissen  wollen,  einige  derselben 
hierbei  auch  die  Anerkennung  örtlicher  Sitte  wünschen,  fügen  die 
Comit6*s  der  Gouvernements  Pskow  und  Witebsk  (sowie  die  all- 
gemeine Kiewer  Commission)  noch, hinzu,  dass  das  bäuerliche  Ge- 
höft bei  Erbtheilung  (nach  dem  Vorschlag  der  Kiewer  GommissioQ 
—  auch  beim  Verkauf)  ein  nicht  zu  theilendes  Ganzes  bilden  soll. 
Auf  dieser  Grundlage  gestattet  die  Kiewer  Commission  die  Theil- 
barkeit  eines  ausgedehnten  Gehöftes  nur  nach  Gemeindebeschlass 
mit  Zustimmung  des  Gutsherrn  in  Betreff  der  noch  nicht  gekanfteo 
Gehöfte ,  dagegen  mit  Zustimmung  des  Vorstandes  der  Gemeinde 
in  Betreff  der  gekauften  Gehöfte ,  doch  stets  unter  derselben  Be- 
dingung, dass  keines  von  den,  durch  Theilung  sich  bildenden  Ge- 
höften weniger  als  600  Quadratfaden  in  sich  schliesse.  Diese  letztere 
Beschränkung  verlangt  auch  das  Tschernigowsche  Comitä  i  das 
Wifebskische  bestimmt,  dass  derjenige,  der  bei  einer  Erbtheilung 
das  Gehöft  zu  übernehmen  wünscht ,  die  anderen  Erbberechtigten 
entschädigt ,  das  Pskowsche  endlich ,  dass  der  ganze  Landantbeil 
auf  den  Aeltesten  in  der  Familie  übergeht,  oder  auf  denjenigen, 
der  mit  den  Rechten  des  Hauswirthen  auch  die  Verpflichtungen 
desselben  übernimmt. 

Die  Redactionscommissionen  erklären  sich  aber  gegen  jede  ge* 
setzliche  Normirung  der  Erbschaftsverhältnisse,  sie  Oberlassen 
dieselbe  der  örtlichen  Sitte,  d.  i.  der  Gemeinde  resp.  dem  Ge- 
meindegericht. Sie  deduciren  hierbei  folgendermaasen :  In  der  Ge- 
setzgebung bestehen  keinerlei  Bestimmungen  solcher  Art,  nar  für 
eine  ganz  geringfügige  Zahl  von  Domänenbauern  und  zwar  für  die 
auf  Familienhöfen  (ceMeftaue  yqacTKR)  angesiedelten,  existiren  ge- 
setzliche Bestimmungen ,  nach  welchen  dieser  Hof  wie  die  auf 
demselben  aufgeführten  Wohn-  und  Wirthsohaftsgebäude,  die  Acker- 
baugeräthe  und  eine  bestimmte  Anzahl  von  Vieh  auf  Einen  der 
Erben  in  vollem  Bestände  übergeht,  das  übrige  Vermögen  des 
Verstorbenen  jedoch  unter  die  Erben  auf  Grundlage  der  allgemeineo 
Gesetze  und  der  örtlichen  Gewohnheit  getheilt  wird.  Ohne 
dass  ein  Gesetz  hierüber  besteht,  regeln  sonst  die  Domänenbaoern 
die  Erbschaftsverhältnisse  nicht  nach  dem  Gesetz ,  sondern  nach 
alter  Sitte.  Nur  ganz  ausnahmsweise  entstehen  Streitigkeiten  hier- 
aus, wenigstens  werden  sie  nicht  über  die  Entscheidung  der  Ge- 
meinde hinaus  verfolgt.  Die  Festsetzung  besonderer  Gesetzes- 
bestimmungen (neben  den  allgemeinen)  für  die  aus  der  Leibeigen- 
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Schaft  tretenden  Bauern  würde  dasselbe  Resultat  zu  Tage  fördern, 
wie  es  bei  den  Domänenbauern  zu  finden  ist:  sie  würden  sich  nicht 
nach  dem  Gesetz ,  sondern  nach  ihrem  Gewohnheitsrecht  richten. 
Es  entspricht  demnach  der  Lage  der  Dinge,  wenn  gesetzlich  fest- 
gesetzt wird,  dass  die  Erbtheilungen  nach  örtlicher  Sitte  erfolgen. 
Nar  bei  solchen  Erbschaftsregulirungen,  bei  welchen  es  sich  um  ein 
grösseres  Vermögen  handelt  —  die  Grösse  wird  auf  300  Rubel,  nach 
dem  Gesetz  vom  19.  Februar  auf  100  Rubel  normirt  —  sollen  die 
Entscheidungen  der  bäuerlichen  Gerichte  nicht  allendlich  sein,  son- 
dern Appellation  an  die  höheren  Instanzen  gestattet  werden. 

Von  demselben  Gesichtspunkte  gehen  die  Redactionscommis- 
^iooen  in  BetrefiT  der  Frage  der  Theilbarkeit ')  des  bäuerlichen 
Landes  aus:  wenn  auch  nach  bestehendem  Rechte  (Band  IX  des 
Swod,  Art.  826)  das  im  Eigenthum  von  Bauern  befindliche  Land 
nicht  unter  acht  Dessätinen  getheiit  werden  darf,  so  finden  doch 
die  Redactionscommissionen  keine  genügende  Veranlassung ,  den 
ans  der  Leibeigenschaft  tretenden  Bauern  in  Betreff  der  Theilung 
des  ihnen  zum  Eigenthum  gehörenden  Landes  eine  Beschränkung 
aufzuerlegen,  die  nicht  für  alle  freien  ländlichen  Bewohner  festge- 
setzt ist,  sondern  allein  für  eine  nur  sehr  geringe  Zahl  von  Domänen- 
baaern,  die  auf  eigenem  Lande  sitzen.  Auch  erwähnen  die  Redac 
tioDscommissionen  eine  zweite  Art  gesetzlich  bestehender  Beschrän- 
kungen in  Betreff  der  Theilbarkeit  bäuerlichen  Landes.  Das  Gesetz 
ftlr  die  Bauern  ,  welche  durch  die  Gutsherren  aus  der  Leibeigen- 
schaft entlassen  sind  und  den  Stand  der  „freien  Ackerbauern^  bilden, 
stellt  als  obligatorische  Bestimmung  fest,  dass  das  solchen  Gemeinden 
eigenthümlich  gehörende  Land  in  „FamiÜenhöfe^  (ceuefieue  yqacTBH) 
getheiit  werde.  Die  Redactionscommissionen  erklären ,  kein  ge- 
Dögendes  Motiv  zu  kennen,  derartige  Beschränkungen  auch  auf  die 
Bauern ,  welche  aus  der  Leibeigenschaft  scheiden  sollen ,  aus- 
zudehnen. Die  Verfügung  über  das  der  Gemeinde  eigenthümlich 
gehörige  Land  muss  dem  Gutdünken  (ycMOTp'bHie)  der  Gemeinde 
überlassen  werden,  die  das  Land  im  Gemeindebesitz  behalten  oder 
dasselbe,  wenn  sie  es  für  erforderlich  erachtet,  unter  die  Haüs- 
wirthe  theilen  kann,  indem  einem  Jeden  ein  Landantheil  zum  per- 
sönlichen Eigenthum  zugewiesen  wird.  Dabei  sollen  jedoch  die 
Glieder  derGemeinde  nicht  gezwungen  werden  beim  Gemeindebesitz  zu 
bleiben,  bis  die  Gemeinde  selbst  die  allgemeine  Theilung  des  Lan- 
des zum  Einzelbesitz  vornimmt.  Ein  jedes  Glied  der  Gemeinde  hat 
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das  Recht  auf  einen  bestimmten  Tbeil  des  gcmeiDsameii  Eügenthams 
(oömeft  coöcTBeHHOCTn),  und  zur  VerwirkliebuDg  dieses  Rechts  mnss 
einem  Jeden  zugestanden  werden:  1)  sein  Recht  am  Gemeindebesitz 
e^ne.m  Anderen  zu  überlassen  mit  Genehmigung  (der  Gemeinde 
bis  zur  aUendlichep  Theilung  des  Landes  unter  alle  Gemeinde- 
glieder, 2)  von  der  Gemeinde  die  Äustheilung  seines  Laudantheils 
in  natura  zu  verlangen.  Falls  jedoch  die  Äustheilung  in  natura 
sich  als  unmöglich  oder  als  angeeignet  erweist ,  so  kan^  der  Ge- 
meinde gestattet  werden  ,  das  betreffende  Gemeindeglied  mit  Geld 
zu  entschädigen  nach  gemejnsaiper  Vereinbarung  oder  n^fik  Ab- 
schätzung. Etwa  hieraus  entstehende  Streitigkeiten  sind  den  bäuer- 
lichen Gerichten  vorzulegen.  (Hiermit  sollte  jedoch  nicht  die  Frage 
über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Bauern  in  Be,treff  de^  gekauften 
Landes ,  das  noch  nicht  vollständig  bezahlt  ist ,  t^^girt  werden.) 
Den  Antrag  des  Grafen  Schuwalow,  die  Äustheilung  einzelner  Mit- 
glieder aus  dem  Gemeindebesitz  an  eine  solche  Forderung  Fon  V«  der 
Ge.iiieii^deglieder  zu  knüpfen,  erklären  die  I^edactionscommissionen 
für  eine  beengende  und  ungerechte  Massnahme:  das  persönliche 
Interesse  der  Mitglieder  sei  der  beste  und  unfehlbare 
(öesomiiöoMHbTtl)  Richter  in  dieser  Sache. 

Denselben  Gesichtspunkt  vertreten  die  Redactionscoxumissonen 
auch  in  Betreff  der  Familientbeilungen.  ')  Die  mehrfach  er* 
wähnten  ministeriellen  Schreiben^  die  die  Richtschnur  für  das  £)maa- 
cipationsgesetz  angaben^  hatten,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  den 
Grundsatz  ausgesprochen,  dass  zu  bestimmen  sei:  das  Recht  des 
Hauptes  der  bäuerlichen  Familie,  das  Erbfolgerecht  in  Betreff  des 
Gehöftes  und  der  Täglolandantheile  und  die  Bedingungen,  unter 
welchen  Familientheilungen  zugelassen  werden.  Wie  die 
Redactionscommissionen  die  Regelung  des  Erbrechts  der  örtlichen 
Sitte,  d.  i.  der  Gemeinde  überlasaiBn,  so  sollen  auch  die  Familieo- 
theiluugep  nur  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  erfolgen.  Dabei  er- 
kennen die  Redactionscommissionen  di^  grossen  Sobädea  za  weit 
gehender  Familienzersplitterung  vollständig  an  und  betonen  die- 
selben ausdrücklich.  Als  von  mehreren  Seiten  gägen  dom  von 
einer  grossen  Anzahl  von  Gouvernementscomitä's  ijmfgestellte  Pro- 
ject,  der  Gemeinde  das  Recht  der  Genehmigung  von  Familien- 
theilungen vorzubehalten,  Opposition  erhoben  wurde  mit  den  Hin- 


^)  Band  I,  Cap.  V:  O  KpeeTbSHtiKnx'b  cxoxftX'b,  cocras^  bxt»  npexMCTtxi 
BliXOMCTBa  0  DopflAK<b  ptmculH  Ha  Haxi  x'bJ'fc,  pag.  413—460,  insbesondere  pag. 
434,  442-443,  458. 
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weie,  da88  ein  solobes  Reekt  der  Gemeinde  sieh  als  sehr  drückend 
ßir  ihre  Mitglieder  erweiseo  würde ,  dass  vielmehr  die  Vornahme 
Ton  FamilieotheiluB^en  vollständig  freigegeben  und  „dem  morali- 
schen fiänfluss  der  Eltern^  überlassen  werden  solle,  da  lassen  sieb 
die  Redaetionscommissionen  wie  folgt  vernehmen :  Bekanntlieh  haben 
die  Familientkeilvngen  einen  sehr  scfaädlieben  und  zerstörenden 
EinfliiBs  auf  unsere  bäuerliche  Wirthsehaft,  sie  entstehen  häufig  in 
Folge  su&lliger  Familienstreitigkeiten.  In  diesen  Angelegenheiten 
ist  eine  Cootrole  der  Gemeinde  selbst  unvermeidlich ,  mindestens 
in  der  ersten  Zeit  nach  der  Aufhebung  der  Leibeigensebaft,  da  die 
ökooomioohe  Sicfaerstellung  der  Bauern  vor  Allem  eiforderlieh  ist. 
Unzweifelhaft  wird  die  Gemeinde  keinerlei  Hindernisse  einer  Fa- 
milien tbeihiDg  in  den  Weg  legen ,  wenn  ein  wirkliches  Bedürfniss 
za  eiaer  solchen  vorliegt ,  und  nicht  eine  augenblickliche  Laune. 
Aach  wird  die  Gemeinde  bei  dem,  unserem  Volke  eigen thümlichen 
praktischen  Sinn ,  ihren  eigenen  Vortheil  erkennend ,  Theilungea 
zalassen  in  den  Fällen,  wenn  einige  Mitglieder  einer  Familie  aus 
irgend  welcher  Ursache  nicht  zusammen  leben  können;  im  ent- 
gegengesetaten  Falle  würde  die  Wirthschaft  der  Familie  leiden, 
was  auch  die  Gemeinde  in  Mitleidenschaft  ziehen  kann.  Aucb 
wäre  es  bei  der  nicht  zu  entbehrenden  solidarischen  Haft  eine  Un- 
gerechtigkeit, der  Gtemeinde  einerseits  die  ganze  Verantwortung  in 
Betreff  der  Entrichtung  der  Leistungen  aufzubürden ,  andererseits 
ihr  aber  das  Recht  vorzuenthaUen,  der  Verarmung  einzelner  Höfe 
vorzubeugen.  Endlich  ist  es  aber  auch  unmöglich,  im  Gesetz  alle 
diejenigen- Fälle  aufzuzählen,  in  denen  die  Gemeinde  eine  Familien- 
theilong  nicht  verhindern  darf. 

Diesen  Standpunkt  der  Redactionscommissionen  hat  das  Eiuan- 
cipationsgesetz  adoptirt.  Während  in  der  ersten  Phase  des  Reform- 
werks die  Intensionen  der  Staatsregierung ,  wie  aus  den  ersten 
officiellen  Aeusserungen  ersichtlich,  auf  eine  gesetzliche  Orga^ 
sation  der  bestehenden  bäuerlichen  Grundbesitzverhält- 
nisse hinweisen,  wird  im  Verlauf  der  Reformarbeiten  dieser  fun- 
damentale Grundsatz  aufgegeben.  Stand  der  Bauer  früher  unter 
der  Vollgewalt  seines  Grundherrn,  so  steht  er  jetzt  unter  der  un- 
besdiränkten  Gewalt  der  Gemeinde.  In  wesentlichen  vermögens- 
recbtliehan  Beziehungen,  im  Speziellen  in  Betreff  der  Landverthei- 
Inngen ,  ist  der  Bauer  schutzlos  gegenüber  der  Gemeinde.  Das 
Gesetz  vom  19.  Februar  1861  kennt  keine  Appellation,  noch  Be- 
schwerde von  Seiten  einzelner  Bauern  gegen  die  Gemeinde  in 
Betreff  der  Verfügung  über  das  Gemeindeland. 
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Anders  stellten  sich  die  RedactionscommissioDen  in  der  Frage 
der  Verfügang  ttber  das  der  bäuerlichen  Nutzung  vorbehaliene  Land 
in  den  Gtouvernements,  in  welchen  nicht  Gemeindebesitz^  sondern 
persönlicher  Besitz  besteht.  Während  die  Redactionscom^inissionen  io 
Betreff  des  im  Gemeindebesitz  befindlichen  Landes  der  Gemeinde 
das  volle  freie  Verfflgungsreeht  über  dasselbe  zusprechen,  glanben 
sie  weder  dem  einzelnen  Wirthen  noch  der  Gemeinde  in  den 
anderen  Gouvernements  ein  solches  Recht  einräumen  zu  kdnnen, 
sie  plädiren  vielmehr  —  in  Anknüpfung  an  die  Anträge  der  allge* 
meinen  Eiewer  Commission  —  für  gesetzliche  Beschränkungen 
in  Betreff  der  Theilung  wie  der  Zusammenlegung  des  in 
der  Nutzung  bäuerlicher  Wirthe  befindlichen  Landes,  indem  sie 
folgende  drei  Grundsätze  aufstellen:  1)  die  Untheilbarkeit  de« 
Gehöftes  (des  bäuerlichen  Hofes  im  engeren  Sinne)  und  des  Feid- 
an th  eil  s  (noienott  HaA'bJ'B)  nach  Möglichkeit  aufrecht  so  erhalten, 
2)  der  Concentration  von  Gehöften  und  von  Feldsntheilen 
in  die  Hände  weniger  reicher  Bauern  zum  Nachtheil  der  anderen, 
minder  wohlhabenden  vorzubeugen,  was  als  besonders  noifawendig 
in  einem  Lande  erscheint,  in  welchem  die  Unterschiede  in  den  Ver- 
mögensverhältnissen  der  Bauern  bedeutend  grösser  als  in  Gross- 
russland sind,  und  3)  die  Zerstückelung  der  Landantheile 
zu  verhindern.  0  In  Anwendung  dieser  Grundsätze  auf  die  be- 
stehenden grundbesitzrechtlichen  Verhältnisse  in  den  drei  Haupt- 
gruppen der  in  Betracht  kommenden  Gouvernements  entscheiden 
sich  die  Redactionscommissionen  für  nachstehende  Beschränkungen 
das  Verfügungbrechts  über  das  in  bäuerlicher  Nutzung  befindliche 
Land. 

Im  Generalgouvernement  Kiew,  d.  i.  in  den  Gouverne- 
ments Kiew,  Podolien  und  Wolynien,  wird  das  in  bäuerlicher 
Nutzung  befindliche  Land  in  der  Ausdehnung,  wie  es  unter  der  Be- 
zeichnung Gemeindeland  (iiipcRafl  aeiijfl)  nach  den  bestehenden  Ge- 
setzen —  vom  26.  Mai  1847  und  vom  29.  Dec.  1848  —  abgegrenit 
ist,  getheilt  in  Normallandtheil  (RopcHHoit  Ha^^lufb)  und  Zuschlags- 
landtheil  (AOnoiHHTejiBHutt  HaA'bii»))  deren  Grössen  in  den  einzelnes 
Gemeinden  verschieden  sind :  der  erstere  entspricht  dem  Landlheil 
der  Kleinbauern  (ntmift  aaA'bJi'B),  der  zweite  dem  der  VoUbauero 
(Tanue)  oder  vielmehr  dem  Landareal,  das  ein  solcher  Bauer  Ober 
die  Grösse  des  Normallandtheils  hinaus  nutzt.  Ausserdem  finden 
sich  Gärtner  (oropoAHHRii),  die  nur  ein  Gehöft  haben«    Der  Normal- 


n  Band  II,  pag.  523-*624. 
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hodtheil,  bestehend  aus  dem  Gehöft  und  aus  Ackerland,  darf  nicht 
zersplittert  werden.  Die  Theilung  des  Zuschlagslandes  ist  gestattet: 
weon  ein  (darch  unbeerbten  Todesfall,  durch  Austritt  aus  der  Ge- 
meinde) fretgewordener  Hof  der  Gemeinde  zur  Verfügung  zufällt, 
80  kann  diese  das  Zuschlagsland  zersplittern,  um  die  Theile  an 
Gemeindeglieder  zu  vergeben:  zur  Bildung  neuer  Gärtnerstellen 
oder  neaer  Kleinbanerstellen  (n'bmie  yqacTKH).  Weiterhin  dürfen 
diese  Landstellen  nur  getheilt  werden,  falls  bei  der  Theilung  die 
Landstellen  nicht  geringer  werden,  als  die  Minimalgrösse  der  Klein- 
bauerstellen  in  der  betreffenden  Gemeinde  beträgt.  Erbtheilungen 
der  bäuerlichen  Höfe  sind  nur  bis  zu  dem  Masse  gestattet,  dass 
keiner  der  neu  sich  bildenden  Landtheile  kleiner  als  eine  Klein- 
baoeriandstelle  wird.  Andererseits  darf  ein  bäuerlicher  Wirth  nicht 
mehr  als  zwei  Normallandtheile  in  der  Gemeinde  besitzen.  'J 

Nach  denselben  Grundsätzen  werden  die  bezüglichen  Verhält- 
oisse  in  den  kleinrussischen  Gouvernements  Tschernigow, 
Podolien  ond  (in  einem  Theil  von)  Charkow  geregelt.^)  Auch 
hier  wird  der  Parcellirung  eine  Grenze  gesetzt;  es  darf  nur  soweit 
getheilt  werden,  dass  ein  jeder  Landtheil  nicht  geringer  ist  als  die 
Hälfte  der  in  der  betreffenden  Ortschaft  normirten  Maximalgrösse 
des  Kleinbauerlandantheils  (u'bmitt  yqacTORi»).  Der  Zuschlagsland- 
theil  (AOÖaBORBui  yqacTORi»),  der  der  Verfügung  der  Gemeinde  zu- 
fallt, kann  auch  in  diesen  Gouvernements  getheilt  werden  zur  Bil- 
dung von  neuen  Kleinbauern  etc.,  während  die  Gehöfte  und  Klein- 
bauerstellen (ntmie  ywacTBn),  die  bei  Einführung  des  neuen  Gesetzes 
bestehen,  stets  nur  in  ihrem  vollen  Bestände  vergeben  werden 
können. 

In  Betreff  der  lithauschen  Gouvernements  (Wilna,  Grodno, 
Kowno,  Minsk  und  der  iqfländischen  Kreise  des  Gouv.  Witebsk) 
wird  die  Bestimmung  getroffen,  dass  bäuerliche  Höfe  nicht  unter 
zehn  Dessätinen  getheilt  werden,  dürfen,  andererseits  aber  auch  die, 
Aass  ein  Bauer  nicht  über  mehr  als  drei  bäuerliche  Höfe  mit  dorn 
betreffenden  Landantheil  in  einer  Gemeinde  inne  haben  darf.  ^) 

Alle  diese  Bestimmungen,  die  die  Theilung  und  Zusammen- 
legang  von  Bauerland  beschränken,  finden  sich  im  Gesetz  vom 
la  Februar.*) 


*)  Band  II,  pag.  645—555,  701—703. 
')  Band  II,  pag.  555-567,  708—710. 
*)  Band  U,  pag.  544,  710—711. 

*)  »Loealgesets  für  die  Agrarverfassung  der  auf  gntsherrllchen  Landereien 
aniiMigen  Banern  in  den  Ooavernements  Kiew,  Podolien  and  Wolynien",  Art  86, 
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Während  also  die  RedaetiünscominiasioneD  und  «odano  auch 
das  EmancipatioDßgesetz  der  Gemeiude  mil  Gemeindebesite  die  voll- 
ständig  freie  Verfügung  über  die  Theilong  dea  Landes  snsprecheD, 
erkennen  sie  als  nothwendig  an,  in  den  anderen  Theilen  ie$  Reich« 
gewisse  gesetzliche  Normen  in  dieser  Beziehung  aufzosteUeo,  uad 
nicht  der  Oameinde  die  Entscheidung  hierin  zu  (iberlasfien.  0 

An  dieser  Stelle  genüge  dieser  kurze  Hinweis  auf  dep  Stand* 
punkt  der  Staatsregierung  in  Betreff  des  Verfügungsrecbts  über  das 
in  bäuerlicher  Nutzung  befindliche  Land  in  den  Gemeiad<»n  mit 
persönlichem  Grundbesitzrecht.  Wir  werden  Gelegenheit  findeo, 
auf  diesen  Theil  der  Gesetzgebung  zurückzukommen. 

5.  Endlich  sei  uns  gestattet,  auf  die  Behandlung  der  Frage  der 
bäuerlichen  Gehöfte,  dieser  mit  dem  Gemeindebesitz  wesentlich 
zusammenhängenden  Institution,  einzugehen. 


89,  90,  „Localgesetz  fttr  die  Agrarverfassung  der  auf  gutsherrlichen  Ländereiec 
ansässigeu  Bauern  in  den  Gouvernements  Tachernigow,  Poltawa  nad  io  eiaem 
Theile  des  Gonvernementf  Charkow"*,  Art.  96,  126,  127,  128,  ,I|OealgeaaU  för  die 
Agrarverfassung  der  auf  gatsberrlichen  Ländereien  ansässigen  Bauern  in  den 
Gouvernements  Wilna,  Grodno,  Rowno,  Minsk  und  in  einem  Theile  des  Gouver- 
nements Witebsk",  Art.  84,  85,  86.  Im  Art.  86  beisst  es  ausdrücklieb:  Die  bäuer. 
liebe  Höfe  (uoABopRue  RpecTkflHCRie  yHacTRir),  die  bei  Verkündigung  dieses  Ge- 
setzes bestehen  und  in  das  Grundbuch  eingetragen  sind,  könnao  nieht  eiageioges, 
auch  nicht  bleibend  zu  einem  nngetheüten  Ganzen  vereinigt  werden;  demaach 
kann  auch  die  Zahl  der  Hofe  in  der  Gemeinde  nur  vergrösaert  ^mit  Berüeksicb- 
tigung  des  Art.  85,  d.  h.  durch  Thellung  dürfen  nicht  Höfe  von  weniger  als  tO 
Deesätinen  gebildet  werden),  in  keinem  Falle  aber  verringert  werden.  Durch 
diese  letzte  Bestimmung  soll,  wie  es  in  der  Anmerkung  zu  diesem  Art.  ausge- 
sprochen wird,  die  im  Art.  84  gestattete  Vereinigung  bis  zu  drei  Höfen  in  eine 
Hand  nicht  alterirt  werden,  eine  solche  Zusaramenlegang  von  Hölbn  sieht  die 
Gesetzgebnng  nicht  als  eine  bleibende,  sondern  nur  als  eine  vorübergehende  Er- 
scheinung an  Jeder  Hof  soll  als  eine  gesonderte  Einheit  aufgefasst  werden 
Wenn  vereinigte  Höfe  der  Verfügung  der  Gemeinde  zufallen,  so  sollen  die  Höfe 
einzeln  vergeben  werden. 

0  Die  Normirung  von  Minimalgrössen  der  bäaerliehen  Höfe  in  den  Land- 
strieben mit  persönlichem  bäuerliehen  QrnndbesitKreeht  besieht  sicjk  jedoeb 
nicht  auf  alle  bäuerliche  Wirthschaften  in  der  Gemeinde:  die  Baaern,  die  nur 
ein  Gehöft  haben  (Gärtner,  oropoAHBRH  etc.)  bleiben  im  Besitze  derselben,  die 
Gesetzgebung  gestattet  den  Gemeinden  auch  die  Bildung  neuer  solcher  Gehöfte 
(ohne  eigentliches  Feldland)  sov^ol  auf  dem  ungetheilten  Theil  des  Oesammt- 
Gehöttareals  der  Gemeinde,  als  auch  auf  dem  ihr  zur  Verfügung  tafalUodeo 
8.  g.  Zuscblagsländereien,  „Localgesetz  etc.  etc.  in  den  Gottverneneula  Kiew. 
Podolien  u.  Wolynien«,  Art.  2  (in  der  Beilage),  89,  90  Pkt.  (i,  »Wealgaaeta  ele.  ete. 
in  den  Gouvernements  Tschernigow,  Podolien  nnd  (in  einem  The|U)  Okarko«'. 
Art.  2  (in  der  Beilage)  37,  127,  „Loealgesete  etc.  elo.  in  den  GeavatoaiMats  Wiloa, 
Grodno,  Kowno,  Minsk  und  (in  einem  Tfceiis)  Wit^k**,  Art.  2  (in  dar  fiaUagaX  ^^ 
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Gleich  iu  den  ersten  .ofGiCielleD  Ky.ndgebangeii  zur  Anbahnung 
der  Verbesserung  der  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  in  den 
Kaiserlich^en  Rescripten  an  die  Generialgouverneure  Nasimow  und 
Ivoatjew  findet  sich  die  grundlegende  Bestiwniung  ausgesprochen, 
(lass,  yvenn  gueh  den  Qutsbesilsern  dsA  Eigen tluii^isreeht  an  dem 
gesammten  Lande  bewahrt  wird,  d^n  Bauern  jedoch  das  Gehöft 
verbleibt,  welches  sie  in»  Lauf  eio^r  bestündoftten  Zeit  durch  Kauf 
za  ihrem  Eigenthuoy  erwarben;  ausserdem  soll  d«n  Bauern,  zur 
Siehersiellang  ihres  Unterhaltes  (6iaTa)  und  zur  Erfüllung  ihrer 
Verpflichtungen  an  den  Staat  und  den  Gutsbesitzer,  ein  nach  dsn 
örtlichen  Bedingigin^^en  a^  beitimffiendes  Landarei^J  zur  Nutzung 
öberl^g.eQ  werden,  /ifr  welches  sia  entweder  eine  Geldpacht  oder 
Arbeitstage  (Frohne)  zu  leisten  haben«  ^i  dem  mehrfach  erwäJhnlen, 
das  Kaiserliche  Rescript  erläuternden  Schreiben  des  Ministers  des 
looern  Lanskoi  an  den  GeneraJgouverneur  Ignatjew  wird  das  «Ge- 
höft^ dahin  definirt ,  dass  unter  der  ycaA66Hafl  oc^mooti»  oder 
BpecTbAHCRaa  ycaAbÖa  die  Wohn-  und  Wirthschaftsgebäude  mit  dem 
Lande  unter  denselben  und  dem  Garten  verstanden  werden  sollen, 
Qod  es  wird  festgesetzt,  dass,  wenn  auch  die  Gehöfte  durch  die 
ganze  Gemeinde  abgelöst  werden,  die  einzelnen  Gehöfte  (yca^^eÖHbie 
y<3acTBH)  in  beständiger  und  ausschliesslicher  Nutzung  der  zu  der 
betrefTenden  Gemeinde  gehörigen  bäuerlichen  E'amilie  verbleibend) 

Demnach  behandelt  auch  das  Programm,  welches  den  Gouver- 
nementscomit^'s  als  Richtschnur  für  ihre  Arbeiten  diente,  ausführ- 
lich die  Frage  des  Gehöftes  (Bestand,  Nutzung,  Ablösung  etc.  des 
Gehöftes).  *) 

Bei  Berathueg  der  Vorlagen  der  Gouvernementscomit^'s  ^)  über 
die  Grösse,  die  Ablösung  etc.  des  Gehöftes  erklären  die  Eedactions- 
eoQimissionen,  dass,  wenn  sie  schon  für  das  Feldareal  (noüeeofi  na- 
x^M-h)  als  leitenden  Grundsatz  acceptirt  haben,  die  bestehenden  Aus* 
Dehnungen,  soweit  pur  möglich,  beizubehalten,  um  jede  nicht  unbe- 
dingt gebotene  Störung  der   bäuerlichen  Wirthschaft  zu   vermeiden. 


>)  1.  c.  Band  I,  Einifitung,  p^.  XII;  in  deo  erläuternden  mioialeriellen 
vSchreiben  an  den  Generaladjotaoten  Nasimow  heisst  es,  das«  das  Gehöft  „ztir 
Verhütaag  sehädlicher  Beweglichkeit  und  Landstsreicherei  in  der  ländlichen  Be- 
völkerong  den  Bauern  zu  belassen  ist". 

*)  Band  I,  Einleitung,  pag.  XXVI— XXVII  und  XXIX.  Im  Hauptcomit^  ist 
auch  diese  Frage  berfihri,  1.  c.  pag   XXV->-XXVI. 

0  Band  II,  Theü  II,  Capitel  V.  bOÖi»  oape^'^JeHiR  h  pasv^p:^  itpecTbAR- 
^MMx-h  yeaxfcd'fc'',  pag.  719-— 793,  insbesondere  pag.  720—733. 
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sie  es  für  vollständig  domöglich  halten,  von  diesem  Grundsatze  bei 
der  Normirung  des  Bestandes  und  der  Ausdehnung  der  Oehöfte  abzu- 
gehen ,  mit  welchen  noch  unzertrennbarer  das  Lei  en  der  Bauern 
verbunden  ist,  und  wo  jedes  Reguliren  sieh  um  so  schwieriger  er- 
weisen würde,  «Is,  falls  das  Oehöft  unter  eine  bestimmte  Norm 
gebracht  wird,  Gebäude  abzutragen  (so  befinden  sich  z.  B.  die  Dresch- 
tennen häufig  am  äussersten  Ende  des  Gehöftlandes)  oder  Hanf- 
felder, Gemüse-  und  andere  Gärten  abzuschneiden  wären,  mit  einem 
Worte,  gerade  der  werthvollste  Theil  der  bäuerlichen  Wirthschaft, 
auf  welchen  die  Bauern  durch  mehrere  Generationen  hindurch  Ka- 
pital und  Arbeit  verwandt  haben.  Demnach  erkennen  die  Redac- 
tionscommissionen  in  Uebereinstimmung  mit  der  Mehrzahl  der  Pro- 
jecte  es  als  eine  Nothwendigkeit  an,  das  Gehöft  der  Bauern  in  dem 
Bestände  und  in  der  Ausdehnung  zu  erhalten,  wie  es  im  Jahre 
1859  bestanden  hat,  nur  mit  einigen  Ausnahmen  für  gewisse  F&re, 
wo  sie  unbedingt  geboten    sind.  ^) 

Bei  Vernehmung  der  Vertreter  der  Gouvernement8comit^*8  ^j 
ward  von  mehreren  Seiten  ,  besonders  vom  Fürsten  Gagarin ,  auf 
die  Zufälligkeit  der  Ausdehnung  des  Gehöftlandes  hingewiesen.  Da 
das  gesammte  Land  ungeschieden  dem  Gutsbesitzer  gehört ,  so  hat 
er  —  aus  Billigkeitsgründen  und  im  eigenen  Interesse  —  jede  be- 
liebige Erweiterung  des  Gehöftes  zur  Anlage  von  Gärten  aller  Art, 
Hanffeldern  etc.  gestattet.  Die  Herren  Chlustin  und  Chwostow  er- 
klären ,  dass  in  den  südlichen  und  mittleren  Kreisen  des  Gouver- 
nements Orel  die  Verbältnisse  ganz  anders  liegen ,  als  in  den 
anderen  Gouvernements;  die  Hanfi^elder  nehmen  fast  in  allen  Dür- 
fern eine  bedeutende  Ausdehnung  ein :  in  manchen  Dörfern  zu  2  Dessä- 
tinen  pro  Hof  oder  960  Quadratfaden  pro  Seele.  Den  Bauern  wurden 
so  ausgedehnte  Strecken  gegen  Entrichtung  einer  Abgabe  von  den 
Produkten:  Hanf,  Hanfsaat,  Oel,  Leinwand  etc.  zugestanden.  Da 
die  Hanffelder  die  gesammte  Düngermenge  in  Anspruch  nimmt,  so 
schaden  sie  dem  Feldbau:  die  Felder  bleiben  ohne  Düngung  und 
werden  ausgesogen.  So  erklärt  auch  Unkowski,  dass  im  Gouver- 
nement Twer  die  Verhältnisse  sehr  verschieden  liegen:  in  der  einen 
Gegend  baut  man  mehr  Getreide  oder  treibt  Handel  und  hat  kleine 
Gehöfte  ,    in   anderen  Gegenden  ,    wo  Gemüse  und  Hanf  besser  ge- 


»)  Band  II,  pag.  733—739. 
»)  Band  II,  pag.  743-764. 
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deihen,  sind  grossere  Gehöfte,  die  im  Vergleich  zu  der  Bestellung 
der  Aecker  besonders  gut  gedüngt  werden. ') 

lo  Betreff  der  Ablösung  der  Gehöfte  gestehen  die  Redac«* 
tiooscommissionen  ^)  auch  den  einzelnen  Hauswirthen  das  Recht 
der  Ablösung  derselben  zu:  der  familienhafle  und  hofweise  Kauf 
des  Gehfiftes  entspricht  vollstitndig  der  persönlichen  und  fami« 
lieobaften  Nutzung  der  Gehöfte,  die  niemals  der  Verfügung  (pacno« 
paseHie)  der  Gemeinde  als  Gemeiudegut  (oöui^ecTBeHHafl  coöctbcu- 
boctl)  unterlagen^  hiermit  sei  auch  der  Voriheil  verbunden,  dass 
Ablösungen  früher  durch  die  wohlhabenden  Bauern  erfolgen  und 
diese  zur  Anspornung  für  die  anderen  dienen  werden,  und  eine 
solche  Ablösung  ausserdem  die  beste  Sicherstelluug  für  die  regel-^ 
massige  Entrichtung  der  Leistungen  bilden  wird. 

Gegen  diese  Darlegung  wird  heftige  Opposition  erhoben,  na- 
meotlich  von  Koschelew,  Afrossimow  und  Fürsten  Wolkonski.^)  Wenn 
auch  die  Gemeinde  über  das  Gehöftland  nicht  verfügt  hat,  da  das- 
selbe ihr  nicht  gehört,  sondern  den  Gutsbesitzern  oder  dem  Staat, 
so  finden  doch  Umtheilungen  in  dem  Gehöftlande  beständig  statt, 
das  ist  Thatsache.  Ueber  das  Gehöftland  wird  von  der  Gemeinde 
mit  demselben  Rechte  verfügt,  wie  über  Aecker  und  Wiesen.  Die 
Koppelweide  steht  bekanntlich  in  voller  ungetheilter  Nutzung  der 
Gemeinde,  die  Hanffelder,  die  Gemüsegärten  unterliegen  in  vielen 
Durfern  der  Umtheilung;  selbst  das  Land  unter  den  Häusern  wird 
Dach  grossen  Feuersbrünsten  oder  nach  anderen  ausserordentlichen 
Zufällen  amgetheilt  gleich  den  Aeckern«  Theilt  sich  eine  Familie 
u&d  ist  das  Gehöft  zu  eng,  so  bittet  der  Bauer  die  Gemeinde  um 
die  Anweisung  eines  neuen  Gehöftareals ,  welches  die  Gemeinde 
ihm  unentgeltlich  aus  der  Hutweide  anweist;  wird  ein  Gehöft  frei, 
(>o  fällt  es  der  Gemeinde  ohne  Entschädigung  zurück.  Ist  das  Ge- 
böflland  nicht  von  geeigneter  Beschaffenl^ir,  so  giebt  der  Bauer  es 
auf  und  erhält  ein  anderes  Laudstück  von  der  Gemeinde;  Bauern 
nehmen  neues  Land  hinzu,  ohne  Widerspruch  bei  den  Anderen  zu 
finden.  Das  bäuerliche  Gehöftareal  ist  nach  den  Begriffen  des 
Volkes  Gemeindebesitz  (Bja^'l^nie  o6uiee),  aber  sie  nutzen  dasselbe 
oaeh  dem  Rechte  der  ersten   Occupation   (no  npasy  nepsaro  sana- 


0  Die  Verhandhingen  über  den  Bestand  und  die  Ausdehnung  der  Gehöfte 
Band  II,  pag.  766—790,  Daten  über  die  bestehende  Grösse  der  Gehöfte  768—771, 

0  Band  II,  Theil  II,  Capitel  VI:  Oöii  oeHonsHiH  ou'bBBH  h  suRynli  ycsAbCi», 
pag.  794    897,  insbesondere,  pag.  823  etc. 

0  Band  n,  pag  881-882. 
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Tifl)  mit  auadrtteklieher  oder  sttHsoh^veigender  Oettehinignog  der 
Gemeinde.  Freilich  weiaeft  be!  f^tti  besteheaden  LeibeigensdiafU- 
rechte  der  Outabesitzer  oder  sein  Vertreter  meistentfieils  den  Bäoera 
die  Gehöfte  an,  d<och  auch  die  Tftglo's  d.  i.  die  Landanthdile  (no- 
jeBMe  yqacTRfi) ,  werden  grossentheils  dHirch  die  Gntsbesif^er  oder 
ihre  Vertreter  zugetheilt.  Wie  anch  die  Aecfcer  in  manchen  Dör- 
fern nicht  mehr  periodenweise  umgelheilt  werden  und  doch  Ge- 
meindeland geblieben  sind,  so  werden  anch  die  Gehöfte,  angeachtet 
dessen,  dass  sie  nicht  periodischen  Umtheilungen  nnterliegei^ ,  als 
Gemeindeland  betrachtet.  Die  Redactionscornnoissionen  hieKen'  ihren 
Standpunkt  aufrecht,  der  aach  im  Gesetz  vom  19.  FebruBr  Aner- 
kennnng  fand. 

Eingehende  Berathung  erfahr  die  Frage,  wem,  bis  tum  Los- 
kaufe, die  Gehöfte  zur  Nutzung  übei^lassen  werden  sollen:  der 
ganzen  Gemeinde  oder  dem  einzelnen  Haa^wirfehen? ')  Wir 
beschriUiken  uns  im  Nachfolgenden  ,  die  wesentKefae  Seite  dieser 
Frage  kurz  zu  skizziren.  Von  mehreren  Com'itö's  und  ihren  Dele- 
girten  ward  der  Antrag  befürwortet ,  dass  die  b&uerlichea  GehOfle 
der  Verfügung  der  Gemeinde  in  der  Art  wie  dus  übrige  Gemeinde- 
land überlassen  werden.  Die  Redactionscommissionen  —  im  An- 
schluss  an  die  Antrüge  mehrerer  Comit^'s  —  treten  energisch  gegen 
jene  Anschauung  auf:  ^)  jedem  Bauer,  der  bis  jet^t  übei*  ein  Gehöft 
verfügt,  soll  dae  Recht  auf  steine  Nutzung  tn  Zukunft  gewahrt 
werden.  Der  einzelne  Bauer  soll  in  Betreff  des  Gehöftes  nur  in 
soweit  beschränkt  werden,  als  das  Interesse  der  Gemetnrde  solches 
verlangt.  Die  solidarische  Haft  der  Gemeinde  n&uilich,  sowie  ihr 
Recht  der  Vertheilung  des  Feld-  (und  Wie»en-)areals  unter  die  Haos- 
wirthe  bringen  es  mit  sich ,  dass  der  Bauer  nicht  willkfirlieh 
sein  Gehöft  einem  Fremden  abtreten  kann  ,  den  die  Gemeinde  in 
ihren  Verband  nicht  aufzunehmen  wünscht.  Auch  könnte  der 
Fall  eintreten  ,  daes  ein  Bauer ,  der  Schuldner  der  Gemeinde  ist 
sein  Gehöft  einem  Anderen  überlftsst;  hierdarch  würde  sie  der 
Möglichkeit  beraubt  werden  ,  die  Rückstände  von  dem  betreffen- 
den Bauer  beizutreiben.  Demnach  beschlossen  die  Redactions- 
commissionen, in  Uebereinstimmung  miC  der  Mehrzahl  der  ODorer- 
nement8Comit^*s:  1)  nur  mit  Genehmigung  der  Gemeinde  kann  das 
Nutzungsrecht    auf    ein    Gehöft    an     ein    Gemeindeglied    oder    an 


1)  Band  II,  Theil  II,  Capitel  VIII.    0  opavft  nojbSOBatfia  yeh^h6n»n  f^o  bu 
Ryna  a  o  npas^  coOcTBesHOCTR  na  BURynJieRRiiR  Tea^b^ti,  paf.  9e<K— 1086. 
>)  Band  II,  pag.  995  etc. 
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einen^  ii>  die  Gcmeindt  erst  Aufzunehmenden  übertragen  werden; 
2)  ohne  Zustimmung  der  Gemeinde  kann  kein  Bauer  mehr  als  ein 
Gehöft  inne  haben;  wenn  demnach  einem  Bauer,  der  bereits  ein 
Gelldfl  besitist,  dutoh  Erbschaft  ein  zweites  zufällt,  so  hat  dieser 
ein  Recht  nur  auf  die  Gebäude,  die  auf  dem  betreffenden  Gehöfte 
sich  befinden,  die  Verfügung  über  das  Gehöftland  selbst  fällt  der 
Gemeinde  zu;  3)  jedes  durch  unbeerbten  Todesfall  frei  gewordene 
Gehöft  gelangt  in  seinem  vollen  Bestände  in  die  Verfügung  der  Ge- 
meinde; wird  jedoch  ein  Gehöft  durch  Ausscheiden  des  bisherigen 
Inhabers  (mit  seiner  Familie)  ans  dem  Gemeindeverbande  frei,  so 
behält  dieser  das  Recht  des  Eigenthnms  an  den  Gebäuden  in  der 
Art^  dasB  er  in  einem  bestimmten  Zeitraum,  der  von  den  Redactions- 
commissionen  auf  sechs  Monate  normirt  wird ,  dieselben  entweder 
verkauft  oder  abträgt. 

Demnach  sprechen  die  Redactionscommissionen  0  einer  jeden 
bäuerlichen  Familie  —  gegen  Entrichtung  der  betreffenden  Leistung 
an  den  Gutsherrn  —  das  Gehöft  (ycs^eÖHafl  ocbMOCTb)  in  seinem 
jetzigen  Bestände  zur  bleibenden  (öescpoqHoe)  und  erblichen 
Nutzung  zu;  die  üebertragung  des  Rechts  der  Nutzung  des  Ge- 
höfts durch  den  bisherigen  Inhaber  desselben  an  ein  anderes  Ge- 
meindegiied  ist  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  statthaft;  das  Nutzungs- 
recht an  ilMTem  Gehöft  verliert  die  Familie  beim  Eintritt  in  einen 
anderen  8tanpd  oder  in  eine  andere  Gemeinde.  Ungeachtet  mehr- 
facher Einwendungen  gegen  diese  Beschlösse  beharren  die  Redactions- 
commissionen bei  ihrem  Standpunkt.  Vornehmlich  wurde ^}  gegen 
2wei  Punkte  Opposition  erhoben:  1)  gegen  die  Bestimmung  der 
bleiben>deD  Nutzung  des  Gehöfts;  von  mehreren  Seiten  trat  man 
in  dieser  Frage  für  das  Princip  der  freien  Vereinbarung  zwischen 
Gotsherrn  und  Bauern  ein;  2)  gegen  die  Zuweisung  der  erblichen 
Nutzung  an  die  einzelnen  Familien.  So  wünscht  A.  Eoschelew, 
•iaes  das  Gehöft  nicht  den  einzelnen  Familien,  sondern  der  ganzen 
ßemeind«  zogesproehen  werde,  von  welcher  die  ein^.elne  Familie 
ihr  Nutzfingsreeht  abzuleiten  habe. 


>)  Bknd  IIi,  ^ag*.  lOOli,  ff. 
*)  Band  H,  pag.  1004—1009. 


-     224    — 

III.   Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  und  der  Ge- 
meindebesitz. 

1.  In  welcher  Entwickelungsphase  befindet  sieb  der  Gemeinde- 
besitz in  Bussland? 

Nach  dem  Gesetz  vom  19.  Februar  1861')  ist  die  Rechts- 
lage des  Gemeindebesitzes  folgende.  Das  ^Locaigesets  über  die 
Agrarverfassung  der  auf  gutsherrlichen  Ländereien  ansässigen  Bauern 
in  den  Gouvernements  Gross-,  Neu-  und  Weissrusslands^  regelt  die 
bäuerlichen  Verhältnisse  in  dem  Theile  des  Reichs,  in  welchem  der 
Grund  und  Boden  im  gemeinsamen  Besitz  steht^  Dieses  Gesetz  hat 
demnach   Gültigkeit^)   in    den   29  grossrussischen   Ooaverne- 


0  Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  besteht  neben  dem  Allerhöchsten  Ma- 
nifest, in  welchem  die  Qrundprincipien  der  Aulhebang  der  Leibeigenschaft,  der 
Stellung  der  bäuerlichen  Bevölkernng  zum  Grund  und  Boden  und  der  Gemeinde- 
organisation dargelegt  sind,  und  einem  Dkas  an  den  Dirigirenden  Senat,  betref- 
fend die  Einführung  des  neuen  Gesetzes,  aus  folgenden  17  Gesetzen:  1.  Allge 
meines  Gesetz  über  die  aus  der  Leibeigenschaft  getretenen  Bauern,  2.  GeseU 
über  die  Organisation  der  Verhältnisse  der  aus  der  Leibeigenschaft  getretenen 
Hofesleute,  3.  Gesetz  über  die  Ablösung  ihrer  Gehöfte  durch  die  aus  der  Leib- 
eigenschaft getretenen  Bauern  und  über  die  Mitwirkung  der  Staatsregiernng  zur 
Erwerbung  von  Ländereien  dui*ch  die  Bauern  zum  Eigenthum,  4.  Gesetz  über  die 
Gouvernements-  und  Kreisbebörden  in  Banersachen,  5.  Regeln  fär  das  Verfahren 
bei  der  Inkraftsetzung  der  Gesetze  über  die  aus  der  Leibeigenschaft  getretenen 
Bauern,  6.  Localgesetz  über  die  Agrarverfassung  der  auf  gutsherrlicbem  Lande 
ansässigen  Bauern  in  den  Gouvernements  Gross-,  Neu-  u.  V^eissrusslands,  T«  Lo- 
calgesetz über  etc.  in  den  Gouvernements  Kleinrusslands :  Tschernigow^  Poltawt 
und  einem  Theile  von  Charkow,  8.  Localgesetz  über  etc.  in  den  Gouvernements 
Kiew,  Podolien  und  Wolynien,  9.  Localgesetz  über  etc.  in  den  Goaveroements 
Wilna,  Grodno,  Kowno,  Minsk  und  einem  Tbeil  von  Witebsk,  10.  Ergänzungs- 
regeln  über  die  Verfassung  der  auf  dem  Grund  und  Boden  der  Besitaer  kleiner 
Güter  ansässigen  Bauern  und  über  die  solchen  Besitzern  zu  gewährende  Bei 
htklfe,  11.  Ergänzungsregeln  über  die  zu  Privathüttenwerken  im  Ressort  des 
Finanznünisteriums  verzeichneten  Personen,  12.  Ergänzungtregeln  Über  die  bei 
den  Perm'schen  Privathüttenwerken  und  -Salinen  beschäftigten  Baaem  and  Ar 
beitem,  13.  Ergänzungsregeln  über  die  in  gutsherrlichen  Fabriken  arbeiUei* 
stenden  Bauern,  14.  Ergänzungsregeln  über  die  aus  der  Leibeigenschaft  getre- 
tenen  Bauern  und  Hofesleute  im  Lande  der  Donschen  Truppen,  15.  Ergänzungs- 
regeln über  die  ans  der  Leibeigenschaft  getretenen  Bauern  und  Hofeslente  in 
Gouvernement  Stawropol,  16.  Ergänzungsregeln  über  die  ans  der  Leibeigenschaft 
getretenen  Bauern  und  Hofeslente  in  Sibirien,  17.  Regeln  über  die  aus  der  Leib- 
eigenschaft getretenen  Personen  in  Bessarabien. 

>)  Art.  1  des  „Localgesetzes  über  die  Agrarverfassung  der  auf  gaCsfaerr- 
liehen  Ländereien  ansässigen  Bauern  in  den  Gouvernements  Gross-,  Men*  und 
V^eissrusslands^. 
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meots:   PelerBbarg^  OIooeK»  Nowgorod»   Wologda^  Pskov,   Twot, 

Jaroslaw^  Kostroma,  Wätka,   Perm,    Smolensk,  Moskau,  Wladimir, 

NiBhni-Nowgorod«»   KwaD,    Kalaga,   Tola«  Kttaan,  Tambow,   Pensa, 

SaUubirak,  Orel,  Kursk,    Woroneah,  Ssaratow,  Ssamara,  Orenburg, 

Asiracban   und  in  dem  Tiieile    des*  Gout.  Charkow,    ^la   welobem 

Qsdi    EütaeheidoD^    der    betreffendea    iQouyerBementsbehöiila    fttr 

b&aerliche  Angeleg^fibeiiea  die.  groasrussifiobe  Wirlhsebaftsorganisa- 

tion,  d.  h.   die   Vertheilang   des   deo   Baaern   zugetheiit^a  Landes 

nach  T&glo'e.  besiebt.''»  in  drei  aearussischeni  Gberson,  Jekateri- 

ooslaw.  ajid  Tanrien,  und   in  swei  weissTussischen  Qonvern»- 

menU:   MqUIow    und    in    einem   Theile   des   Ooav«  Wilebsk  (nnd 

zwar  in  den  Kreisen  Sebesb,  Poloak,  Lepel,  Gorodez,  Newel,  Welisb, 

Surasb    und  Witebsk).     Sodann    gUt   dieses  Oesete    ULr   die|enigen 

Landgüter  des  Ooav.  Tschernigow  in  den   Kreisen  Surasb»  Mglin, 

Nowoeübkow,   Starodab^    Nowgorod^Ssewersk    und   Qlncbow,  0   in 

welchen  naeh  Enteeheidung  der  betreffenden  OouTernementabehSede 

für   bäaerlicbe    Angelegenbeilea    «die    grossruasiscbe   Wirthscbafls- 

organisaftion  besteht  ujod  alle  Tüglo^e^  den  gieitiien  Landantiieii  efe- 

balteod,  die  gleiehen  Lasten  trag^i^*«    Endlich  tiiU.  es  anch  mit  den 

Ib  den  Ergtozaogsregeln  enthaltenen*  Zkis&tzen  und  Ansnafam^n  im 

Goov.  Stawropol,  im  Land  der  Donsohen  Truppen  und  in  Siliicieii 

in  Kraft,  ^) 

Um  die  Existenz  der  Bauarn  und  dia  Erfüllung  ^ihrsr  Verpflisb- 
langen  an  den  Staat  und  aa  den  Gutsbesitzer  aieherznstellen,  wird 
AüT  bestjtadigen  Kutzniessung  (nocToaaHoe.<noif>80Baaie).eiaer  jeden 
ländlichen  Gemeinde- ein  auf  Grand  dieses  Gesetzes  nach  ileä  looalen 
Verhaltnissen    nornuytes   LandaDoal    überwieseü,   für    wekhes   die 


*)  Laut  Beachtnss  des  Haiipteomit^'s  zur  Organisation  des  bäuerlichen 
Standes  ▼onr  21  September  1661  gilt  dieses  Oesets  auch  flir  di^snfgen  LbAA- 
g^Ur  des  iM(ff41ichen  ThsiUs  des  Kreises  Soenis  (im  Gonvemement  Tsshernifsw], 
«Ib  weldism  ^e  Täglo*0  einen  gleichen  Landantfaeü  erhalten  nnd  die  glfiehen 
Lasten  tragen*. 

')  Art  2  des  »Localgesetzes".  —  Der  Art  3  bestimmt  noch  ausdrücklich, 
dass  dieses  LoealgCsetz  ancii  für  die  Fabriken  und  Bütten  werke  Geltung  haben, 
die  sieb  m  den  im  Art  1^  d.  h.  mit  AnsnalHue  des  Oonvemements  Stawropol, 
ita  Landes  4er  Donsohen  Trnppen  nnd  Sibiriens  genannten  Oonveinements  be* 
Süden,  jedoch  mit  den  Beschränkungen,  Ausnahmen  und  Krg&nznngen,  wie  sie 
!D  den  «Erginsnngsregeln  übler  die  zii^  Frivathütten werken  im  Ressort  des  Fi- 
sanznüiiisteriums  verzeichneten  Personen*,  „über  die  bei  den  Permsohen  •Priret' 
^ittenwerken  nnd  -Salinen  beschäftigten  Baaern  und  Arbeitern*  and  „über  die 
:&  guisherrlichen  Fabriken  srheitendeD  Baaern"  enthalten  sind. 
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fiM^n  dem  GatehatMzer  awen  Pacfatsini  (Obrok^  isfbpWh)  nähkKi 
oder  Art^eit  (Frohn^)  leiten.') 

Dieses  geakäs»  dem  aofsusteUendeii  (ilriMrialbnob)  OraDdbtcfa 
(jovaaeaa  rpanara)  ale  Baveriand  {BpccrBflaeritt  saxti^)  aibgetkeUte 
Land  heisst  Oemeindeland  («Ipeiaa  atmta),^)  in  deiaea  Ueibender 
Ulitzaitg  die  Bauero  aar  dardk  gewisee  allgetueio«^  aad  iaabasoadere 
den  Ontsbesitaet  als  Naohbar  in  seinen  Heebtea.  schüttende  Bestim- 
mungen  bescbriliiikt  sind.  So  könaea  »or  mit  seiner  ZasÜmnaig 
die  von  ihm  and  der  Dai%eaMndie  gemenisani  gannlsteo  Weideo 
andetsavlig  (mm,  Beackern  ete.)  genotzt)  die  beslebende  Wwihsebafti- 
methode  anf  Landsiftcken,  die  mit  denen  des  Gotsherra  im  Oemenge 
liegen,  getodert,  and  G-eb^de  auf  dem  Gemeindeiande  nar  in  eiasr 
bestimmten  Nähe  too  de»  gatsherrliohen  Oebioden  and  Wkidsrn 
aa^efabrt  werden.  Begleichen  werden  auch  seine  naoMarliekeo 
Interessen  in  Beireff  der  Nntaang  TOn  Gewässern  gesehfltai  ete. 
ffiadfiok  stekt  dem  Gotsbesitzer  das  Recbi  au,  die  Üieiiaiig  des  nit 
den  Baoera  gemeineam  geeatatea  Landes,  in  gewissen  EAUea  den 
▲ostauach  von  LandsMlcken  und  aaoh  die  Aassiedefaing  der  Baaetfi 
anf  entfernter  rem  Herrenhol  belegenes  Land  sa  Terlangea*  *>  ele.  et€. 

Was  die  Grösae  dea  den  Bauern  aafalleaden  Laadei 
smbetriffft,  se  aolien  im  Allgemeinen  die  bestehenden  Verb&lteisse  be* 
wahrt  bleiben.  Die  Abgreneang  des  Landes  erfolgt  nach  (VeiwiHig>«r 
Venelnbaraag  ^wiaohen  Gutsherrn  und  Banera,  'webei  Jedoeh  die 
Asschrftokaog  statnirt  wivd,  dase  dea  Bauern  nieht  weniger  Lasd 
TerfcJeibA,  als  die Hidfteder  für  die  versohiedenee  Landesfteiie  oe^ 
mieten  MnKimalgrtiase  Cpre  mänaUehe  Seele)  in  den  beide»  erstes 
Zone»,  resp.  des  nermirten  Masees  in  der  dritten  Zene.  I«  den 
Gemeinden,  in  welchen  die  Bauern  bisher  weniger  Land  als  jenes 
Minimum  genutzt  haben,  darf  dasselbe  nicht  verringert  werdes. 
Erfolgt  l^einQ  gutwillij^^  Vereinbarung  zwischen  den  beiden  ParteieD« 
S9i  fr^t^  dif^  im  Giese^  besUmv^tee  Normen  fiir  die  Qri>sse  de« 
Baei^fikHiAQS  (pra  m&nntiche  Seeia)  in  Kratli  2o  deas  Bweeks 
werden  die  GouTernemente  und  Kreise,  in  wetehen  bftoertlelier  Oe^ 
meipdebesitz  besteht,  in  drei  Zonen  (nojocu)  getheijt:  die  ersU 
Zone^  b^ldei)  di^  liAnda<(ricbe  (ue^ikes^oseMa^)  deren  Boden  weder 
$ichweraes4e  eook  Steppe  isk  dk  «weite  Zone  nmlaset  das  Gehiecj 
der  Sehwaraerde,  die  dritte  das  der  Mappe.    Jede  Zeae   wird  h 


I)  Art  6  dea  .Loealfeestsss^',  vergl   aaoh  Art  B^f  des  «AMi.  Oesstsef* 
aiwB  die  BUS  dsr  Lsihelgsnsohaft  getreteasn  Bauern^. 
>>  Art  4  and  98  des  Leoalgestaes. 
>}  Art  33--S0S  64^99,  MO^-deS  de»  »LosnlfsselsaB». 
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Bearke  («MtHoerff)  gelUellty  im d  zwanr  die  erste  in  neaiii,  die  «weite 
iD  acht,   die   dritte  in   «wMf.     Pfir  jeden   Bezirk  der  ernten  nnd 
sweteo  Zone  ist  ein  Maxlttum   e^nd  ein  Minimuni   (Va   des  Maxi- 
mQni)  des  ^bäneiQiobsviSeeleBantfaeils^  (Aymenaro  RpecTbancvaro  fla- 
itja)  feils«Bet£l,  der  dritten  (Steppen-»)  Zone  dagegen  je  ein  nor- 
mirter  Antiieil    (yMMinMft   naic&ji^).     In    den    Bezirken   der  ersten 
Zooe  seliwo»kt  das  Maximvtt  i^wiselMn  drei  und  sieben  Dess&t.,  der 
zweiten  2oim   «wischen    zwei   Dess&t.    1600*  Q-Faden    nnd   sechs 
Dessätioen,  der  dritten  Zeae  «ohwankt  der  normirte  Anrtheil  s^widehta 
drei  nd  zwölf  Deosfttinen.     Bs  hat  jedoeh  der  'Gntsbesilzer  In  'der 
errten  «nd  aweilen  Zone  das  Recht,   ein  Dritlheil    des    bsafllbigen 
Landes  auf  seinem  Landgut,   wobei    nur   das   nicht  19  Wersle  ron 
der  Ansiedelung  entferate  Land  in  Berttcksicbtignng  gezogen  wird, 
xerfiekzobehalten,  wobei  jedoch  das  bisher  in  iMteierlicher  Nutzung 
b^ndliehe  Land  nicht  uittek*  die  reep.  MinimalgrDsse  heirab   ^erHn- 
gert  werden  darf.    In  diesem  Palle  muss  der  Gutsherr  sich  mit  dem 
fceringeren  Landqnantum  begnfigen.    In  der  Bteppenzone  kann  d^r 
Gotsbesitaer  die  Hälfte  des  Landes,  wobei  auch  nur  das  nicht  über  12 
Werste  *r«n  der  Ansiedetangi  entfernte  iti  Betracht 'gezogen  wird,  sich 
▼erbeballea«  0  —  Paliedie  Gemeinde  das  Land  zum  Eigefrthum  eis 
wiri^  so  sind  noch  fbtgende  Verringecvngen  de^eliMn  in  den  ersten 
neun  Jahren  gestattet!    naeh   freier   Vereinbarung   mit-  dem  €Klts- 
besitzep  kann  die  Gemeinde  «inen  Thell  des  Gemeindelandes  kauftm 
«nd  aaf  die  Natasang  des  ttbrigen  Tbeiles  verzichten:    det  gekaufte 
Theil  mvsa  fedoeta  mindestens  das  gesetzliche* 'Minimum  (füfdiebe- 
trefftupd«  Gegend^  in  den  beiden  ersten  Zonen,  ein  Drittel  des  nor- 
fflirten  Laadttieils  in  der  drillen  Zone  Umiheseni   Schenkt  der  Guts- 
herr Da4di  freier  Vereinbarung   mit  der  Gemeinde  einen  Theil  des 
Landes^  der  mit  dem  Oehöfttand  mindestens  ein  Viertel'  des  Maximum 
in  den  beiden  ersten  Zonen  und  des  normirten  Landtfaefls  in  der  Step- 
penzotte  «mfissst^  so  Mit  das  abrige  Land  dem  Gutsherrn  zurAck.  Nach 
Ablauf  der  ersten  neun  Jahre  aber  kann  die  Gemeinde  auf  die  Nutzung 
ron  Landsttekeo,  selbst  des  ganzen  Landantheils  yerzichten  und  dem 
Gutsbesitzer  Obertassen.')    Nur  für  diese  Zeit  gelten  die  bescbrftn- 
kendeo  Bestimmungen:  eineneits  sollen  die  Bauern  vof  einem  vor- 
eiligen Aufgeben  des  Landantheils  gescfhtitzt,  aiidererseits  den^  Guts- 
herren die  Arbeitskräfte  nicht  entzogen  werden. 


*)  Art  9-25  des  „Localgesetzes* ;  für  beflondere  nüe  ^#«rdeii  Aüsiiahmen 
von  den  allgemeinen  Regeln  gestattet,  auf  die  ^r  sn  ii^et  Stella  niöfat  ein- 
gehen. 

0  Art.  120—125,  132—138  des  „LocalgesetzeB". 
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Die  Orö68e  der  Leistongen  der  Banera  an  den  Htrai  für 
die  NaUung  des  Landes  ist  in  den  verschiedenen  Landeslheilen  lud 
nach  der  Grösse  des  zogetbeilten  Landantbmls  genau  bestimmt: 
sowol  die  Grösse  des  Pacbteins  als  die  ZabI  der  Frohntage. ') 

Das  Gesetz  definirt  den  Gemeindebesitz  folgeitder  Masses: 
^Gemeindeweise  Nutzaog  (oöimiHRoe  oouaoBaoie)  wird  die}eo]ge 
«gewobnheitsmä^sige  Nutznngsart  genannt^  bei  welcher  das  Land 
„durch  Gemeindebeschloss  unter  die  Bauern  naeh  Seelen,  Tftgle's 
^oder  uaoh  einem  andern  Modus  umgetbeilt  .oder  vertheiU  wird 
„Oi^pexfbJjnoTCH  umh  paeopexluamTca),  den  far  die  Nntsong  des 
„Landes  auferlegten  Verpflichtungen  aber  unter  solidarischer  Haft 
„nachgekommen  wird/^) 

Das  Verfügungsrecht  der  Gemeinde  über  das  Gemeindelaad. 
resp.  die  Nntzu&gs«  und  Besitzrechte  ihrer  Glieder  gestalten  sich 
werschieden  je  naeh  der  Nutzungsart  der  Laodstäcke«  Das  Gesetz 
unterscheidet  in  dieser  Beziehung  drei  Kategorien:  das  GehM^  das 
Ackerland  und  die  Wiesen^  die  ungetheilte  gemeine  Mark  (Weide, 
Wald,.  Flüsse,  Teiche,  Sümpfe  etc.) 

a.  Zum  b&uerlichen  Gehöft  (BpecTbEBCKaa  yoajieftnan  oelji- 
.4IOCVI»,  ycaj(e6Hott  y^iacTOBi»  BpeoTfcflacKiix'b  ABopoB%,  ycaaböa)  rechnet 
das  Gesetz  ^J  dasjenige  Land,  welches  in  der  Umkreislinie  einer  be- 
wohnten Ortschaft  (ein^  D4>rfes,  Fleckens,  Weilers  odar  einer  00- 
sselpen  Meierei)  liegt,  und  auf  welchem  sich  die  b&nerlichen  Woho* 
b&nser,  Wirthschafts-,  Betriebs-,  Commnnal*  und  andere  Oebiede 
mit  den  .^u  ihnen  gehörigen,  im  Umkreise  der  Ansiedelung  (cexeins 
UH  nocexBa)  belegenen  bikuerlichen  Gemüse^  «nd  anderen  GfUrteo, 
JIaQffeldern,  Dreschtennen,  Hopfengärten,  Bienenstöcken  und  anderea 
Appertinentien  (Nutzungen,  yroA^HMu),,  sowie  die  Viehtrftoke,  die 
innere  Hutweiiie  (BunycB«  im  Unterschied  su  der  allgefUMaeD 
Weide,  BuroBi»)i^)  endlich  die  Zwischenräume  zwischen  den  6e* 
hftiiden  mit  Ausnahme  der  zum  Verkehr  erforderlichen  Gaeaen  be» 
finden.  Die.  Umkreislinie  der  Ortschaft  wird  durch  seit  Alten  be- 
stehende Gräben,  Zäune,  Wege  und  überhaupt  durch  eine  JNaInral- 
Umgrenzung  bestimmt.')  Wenn  das  Gehöflareal  nicht  durch  einen 
(feutlii^ben  Strich  von  den  am  Dorf  angrenzenden  Hanffeldern  und 
Weiden,  die  weit  in  das  Feld  (b%  nojie)  hineinragen,   geBobieden 


0  Art  169—244  des  »LocalgeseUeB". 

*)  Anmerkung  som  Art,  113  des  „Localgesetaes^ 

9)  Art  37,  42  de«  nLocalgesetoee". 

*j  Anmsrkang  1  zum  Art  37  des  nLocalgesetses". 

■)  Art  38  des  •Loealgesetoes'*. 
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ist,  so  wird  zur  NonniinBg  dieses  Striches  ausser  dem  von  der  An- 
Biedetmi^  eingenoinineneB  Areal:  von  den  HanfTeldern  niobt  mehr 
all  120  D^Faden  pro  Revisionsseele,  dagegen  von  den  Weiden  in 
deo  Steppengegenden  nicht  mehr  als  820  D-Paden,  in  den  anderen 
ßegenden  nicht  mehr  als  200  D-Ffi^<)«n  pro  Revisionsseele  snm  Be- 
stände des  Oehdftareals  gerechnet.  *)  Demgemftss  gehören  alle  ansser- 
halb  des  Umkreises  des  Dorfs  oder  der  Ansledelnng  befindlichen 
Giiten  und  L&ndereien  unter  Oebftoden  aller  Art  (b&nerliche 
Fabriken,  Oewerbsanstalten,  Oemeindegebäode  etc.)  nicht  2nm 
Oeböflland.  Nor  die  Ansnahme  wird  statoirt  ^  dass  Gebäude, 
Q&rteQ  und  OehOfle,  die  der  Gutsbesitzer  f'flr  seine  Bedttrfnisse  (aur 
Uoterbriogung  seines  Verwaltongspersonals,  seiner  Hofesleute  etc.) 
errichtet  bat,  sowie  anch  etwaige  Marktplätae,  von  welchen  der 
GaUiberr  unmittelbar  die  ßinkOnfte  bezog,  ihm  vorbehalten  bleiben, 
auch  wenn  sie  innerhalb  des  Oehöftumkretses  sich  befinden.  In 
diesem  Umkreise  befindliche  Marktplätze  aber,  deren  Revenuen  bisher 
der  Gemeinde  zuflössen,  verbleiben  ihr,  wogegen  dem  Gutsbesitzer 
io  solchen  F&llen  das  Recht  zusteht,  eine  Erhöhung  der  Obrokzah- 
lang  zu  Ycrlangen.^) 

In  Betreff  der  Nutzungsart  zerfällt  das  Gehöftareal  des 
Dorfes  in  zwei  Kategorien,  und  zwar  in  das  Areal,  das  den  ein- 
zelnen Bauerwirthen  zur  Nutzung  zusteht,  und  in  dasjenige,  das 
sich  in  der  Gesammtnutzung  der  Gemeinde  befindet.  Das 
Gehöftland  eines  jeden  Bauerhofes  verbleibt  in  erblicher  Nutzung 
der  auf  diesem  Hofe  wohnenden  Familie  und  geht  enispreehend 
der  in  jeder  Ortschaft  üblichen  Erbfolgeordnung  auf  die  Erben 
aber.')  Dem  Bauer  steht  die  freie  Nutzung  seines  Gehöfts  zu:  er 
kann  Gebäude  jeder  Art  auf  demselben  auffahren,  Herbergen,  Han- 
dels- und  gewerbliche  Etablissements  unterhalten  und  ist  hierbei 
nur  an  die  Beobachtung  der  allgemein  geltenden  Gesetze  (der  Bau- 
ordnung:) der  Handels*  und  Gewerbegesetze  etc.)  gebunden.  *)  Doch 
ittihm  die  Veräusserung  und  die  Abtretung  desselben  an  einen  Dritten 
nicht  gestattet.  Wird  ein  Gehöft  durch  Austritt  der  Familie  aus 
der  Gemeinde,  durch  den  Tod  eines  keinen  Erben  hinterlassenden 
Wirthen  oder  aus  irgend  welcher  anderen  Ursache  herrenlos,  so 
fällt  ein  solch*  erledigtes  Gehöft  an   die  Gemeinde   zurftck,  welche 


0  Art  39  des  «Loealgesstsea*. 
0  Art  41,  43'-46  des  »Localgesetses'*. 
>)  Art  110  des  „Loealgeseties". 

*)  Art  106,  Punkt  2,   107   und   auch  Art.  46  des  „Localgesetses',    vergl. 
taeli  Art  23,  Punkt  2  des  »Allg.  GeseUes". 
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daaselbe  in  gemeinsame  Naitong  aller  Baaem  aeton^i  oder  eiiem 
neaeo  Wirthen  zur  erbHcben  Natoung  ilberlaeseii  kann«  0  Dem  Mt 
der  QameTfide  auetrefteadeo  HauBwirtbea  steht  aar  däfr  Hecht  za^ 
beim  Austritt  wie  noeb  im  Loftufe  det  bieorauf  foigeaden  eeobs  Mih 
nate,  Mine  Gebäude  ab^atrag-ea^  aar  Ablragaog  an  tdukaufeb  oder 
sie  damj«iiisen  Haaswiirlben  abantreten,  wek^etn  das  Gehöft  iber* 
laaaeii  wird.  Falls  im  Verlaufe  der  seebs  Moaate  tber  die  Oebftade 
ia  dieser  Weise  niebt  yerfikgt  ist,  werden  eie  im  MSsatKehea 
Aasbot  BUr  Abtragung  verkauft  und  die  hierbei  enieUe  Samaie 
wird  dem  Wirtben,  dem  die  Gebäude  gehörten,  ausgekehrt  ^)  Ausser 
dem  eigentlteben  Geböftareal  können  sieb  auoh  Waldatfleke  in 
FamilienbesitK  befinden :  es  bestimmt  das  Gesetz,  daes  WaldparcellsD 
die  sieh  in  beständiger  Nutteng  niobt  der  ganzen  Gemeinde,  son- 
dern einzelner  btaerlicher  Höfe  «der  Fatbilien  befinden,  in  ihrer 
Nutzung,  jedoch  mit  Anrechnung  derselben  bei  Zumessung  dee  Laad- 
antheils,  rerbleiben.O 

Der  freien  Verfügung  der  Gemdlide  unterliegt  dttsjeniga  Cteköft- 
land,  das  nicht  zum  erbtichen  Gehöft  der  Bäuei'nböfe  gehört,  das 
Gemeindegehöftland,  aipoKafl  ycaAeÖHaa  eeajH,  d.  u  die  Hntweide^ 
nicht  bebaute,  freie  Plätze,  desgleichen  auch  die  nach  örtiteher  Ge- 
wohnheit der  Umtbellung  unterliegenden  Hanffelder  ete.,  *)  erentuell 
auch  Marktplätze')  etc. 

b.  Acker  und  Wiese.  Wie  das  GemeindegehöAareal  so 
verbleibt  auch  das  Gemeindefeldareal  (MipeRaa  n^jenaa  8eii«a)  der 
VerfQgung  der  Gemeinde :  die  Felder,  Wiesen  und  andere  Kntaungen 
befinden  sich  in  Gemeindenutzung  (vb  oömnanoini  noiiiaonatiin)  der 
Bauern,  denen  dasselbe  zugetheilt  ist.^)  Weder  ist  die  Sahl  der 
Jahre  bestimmt,  noch  sind  die  Fälle  statuirt,  wann  eintiUmlheilnng 
des  Gemeindelandes  zu  erfolgen  bat  oder  erfolgen  kann,  Tielmehr 
ist  in  dieeer  Beziehung  der  GMieinde  volle  Freiheit  verliehen:  der 
Beschlustf  der  Gemeinde  Versammlung,  zu  welchem  eine  H^ieritU 
von 'Vi  der  Hauswirthe  erforderlich  ist,  bestimmt,  ob^  imA  wana 
wiedernm  eine  Umtheilung  des  Landes« stattzufiadMi  hat«') 

<)  Art  Itl  dsd  „Localg6#0tz60*. 
*)  Art.  145  dee  y^Loealgestotxed*. 
*)  Art.  30  des  nLoealgeeetzee'*. 

*)  Art  112  des  »Looalgesetxea**,  aaoh  Art,  42  des  «LoealgfsetBes*. 
>)  Art.  44  des  „Localgesetses*'. 
«)  Art.  113  des  „Loealgeaetzes'*. 

0  Art  114  des  «LocalgeseUee",  Art  5J,  Paakt  5  aa4  6  an4  Art  64,  Punkt 
3  des  i,Allg.  Oesetsee**. 
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c  Die  iiitgeibeiUe  gdmeifte  Mark.  Naben  den  Lft*dei*eieD 
aad  Notrabgeti,  die  in  erblioben  imd  die  in  zeitweiligeBi  Nietos* 
breecb  der  einteloM  Hanswirihe  eibb  befiadea,  beeltoi  diis  Qemeiside 
ooeh  Mdcbe^  di4  iittgeibeiU  allen  zur  Netsiuig  üaltehen:  ee  eiiid 
(Ueies  aeben  dev  QemrindegeMftareal :  die  Weiden^  aabebaale 
Pielae,  Sohloebtea,  Sampfe,  Flflaee,  Teiche,  Träak«^  Oesiraüebe, 
eiditdi  das  Reebt  der  Jagd  aaf  wilde^  die  Wirtfasehaft  aebadigende 
Thiere,  die  sieh  aof  dem  GMaeindeiand  Zeigen. ') 

Aaeb  erwiühAi  daa  C^eseta  der  Waesermtthlen,  die  nidht  allein 
ia  Besita  eiaaeloer  Banero,  sondern  aaek  det*  ganfeen  Oeinaiadn 
sein  ktattea')  —  eia  ealefaas  Eigentbuaisreckt  n&bert  sieb  bereite 
<i«B  Gerpwationsgfitem  im  Binoe  des  r&niscbeb  Reefals,  wie  die 
Gemeiadebttaser  aller  Art^  Scbulea  etc.  elo. 

Die  verschiedene  RediU-  und  Etesitsslellttng  soWol  der  Baaer* 
wirihe  als  der  Gemeinde  liksst  sieb  demaaob  folgender  Massen  keaa^ 
seiehaea: 

a.  Die  b&Qeriiehea  Gehöfte  befinden  aieb  im,  duroh  gewisse 
Beckte  dar  Gemeinde  besobrankten  Familieabesilzb  der  einaelntön 
Haleswirthe»  Dnrohaas  irrig  ist  die  Ansicht^  als  ob  die  Oehofle 
im  persöolicben  Besitze  der  Wirtfae  stehen«  Die  Bestimmoog  üba^ 
die  Art  der  Ntttzuag,  die  Wirthscbaftsleitttag  hat  freilich,  wie  es  in 
der  Nator  der  Sache  liegt,  der  Wirih  persönlich,  der  Besita  aidM 
jedoeh  als  Familien  besitz  bezeichnet  werden  nnd  zwar  mit  weit 
grosserem  Reebt  als  diese  Bezeicbnong  für  Minorate  ele«  gebradebi 
wird»  Das  Gesetz  bezeichnel  durebgebend  die  Rechte  am  Gehöft 
als  Rechte  der  dasselbe  inoehabeaden  Familie«  Niobt  allein  daas 
dem  Wirtben  fceitteriei  VerAassaruags*'  oder  Abiretnngercieht  an  Fremde 
uMteht,  yielmehr  das  Gebdft,  falls  der  Wirtb  dasselbe  anüsagdbea 
wQfiscbt,  an  seine  Familie  fbllt^  seadera  es  reich!  das  Recht  >dar 
Familienglieder  auf  das  Gehöft  bedeatend  ilreiteft*.  Das  Gesebs  be« 
stimmt:'}  I>aa  OeböAland  eines  jedeb  bäaerlicbea  Hofes  TerUaibt 
io  der  erUicben  Naizang  der  den  Hof  beiirobnönden  Familie,  ond 
gfbt  auf  die  Erbeb  über  entiipireabend  der  in  jeder  Ortsehaft  betv^ 
Mbenden  gewohobeitsmbssigen  Eifbsobaftsordnang.  Die  aoe 
dieser  Bestimmung  sich  ergebende  grosse  Macht  der  Gemeinde  hat 
im  Gemeindeleben  zu  dem  ökonomisch  sehr  schädigenden  Resultat 
der  h&nfigen   Familientheiluagea   geführt*    Bs    besteht   eben 


*)  Art  27,  28,  29,  31,  33-^^  fOl^  104. 
^  AxiitdbMä  »Lesalgesetee*«'. 
>)  Art  110  des  «LocalgeBStaes*. 
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die  Reehtsüberzeugnng  in  den  MnerlicheB  (Hmeinden,  dam  das 
CMidft  der  ganzen  Familie  gehört  und  daes  d^nnach  das  heran- 
wachsende  Oesehleoht  anefa  bei  Lebzeiten  dee  Fatnilieohanpftes  ein 
Ueoht  «nf  die  Abtheiluag  eined  entopreohenden  Tbeile*  dee  Oehdftes 
und  selbsi  des  Inventars,  sowol  des  WlrtbsohaflB-,  als  aoch  des 
bMelichen  Inreiitars,  hat.  — Au^  steht  es  nicht  allein  der  gansen 
Oemfriode  au,  das  gesammle  Oehoft,  sondern  aneh  einem  rnnseloen 
Bauern,  sein  Gehöft*  gesondert  abzulösen.  0   ' 

Der  Familieubesifts  am  Oehöft*  ist  kein  freier,  sondern  wie  oben 
bemerkt,  durch  gewisse  Rechte  der  Gemeinde  beschr&nkt:  Fatnilien* 
theiinngen  können  gesetsiich  nur  mtt  Genehmigung  der  (}<einetDde 
erfolgen,^  das  Gehöft  OMi  an  die  Gemeinde  zur  weHeren  Ve^ 
fttgung  zurück,  wenn  dasselbe  durch  Austritt  der  Familie  ans  der 
Gemeinde,  durch  den  Tod  eines  keine  Erben  hinterlassenden  Wir- 
then  oder  aus  irgend  einer  anderen  Ursache  herrenlos  wird. ') 

b*  lieber  das  übrige  Gemeindeland  (d.  h.  mit  AusscbiMs  der 
im  Familienbesitze  befindlichen  Gehöfte)  verfügt  die  Gemeinde  ganz 
selbständig,  und  zwar  derart,  dass  sie  einen  Theil  desselben  (Acker- 
und  meist  auch  Wiesenland)  den  Wirthen  (pro  Seele  oder  pro 
Tftglo)  zur  zeitweiligen  Nutzung  zutheilt,  den  anderen  Theil  aber 
ungetheilt  in  gemeinsamer  Nutzung  behält:  das  Geroeindegehöflarea) 
(Hutweide  etc.),  Weide,  Wald,  Flüsse,  Teiche  etc.^) 

Der  Gemeinde  steht  das  Recht  zu,  das  Gemeindeland  in  Hof 
thieile  (noABOpHue  yqacTKa)  zu  theilen  und  den  HofwiKhen  zur  erb- 
lichen Nutzung  zu  überlassen  und-  dadurch  vom  Gemeindebesitz 
zum  persönlichen  überzugehen^  es  besteht  nur  die  elnschrilnkende 
Beatimmnng,  daas  zu  einen  solchen  Beschlösse  die  Zustinimmg  von 
mindesftena  Vs  ^^^  stimmberechtigten  Bauern  und  so  lange  das 
Land  noeh  nicht  abgelöst  ist,  die  Genehmigung  des  Guisherrn  er* 
forderlich  sind ;  ob  bei  Btnführang  des  erblichen  Besitzes  die  solida- 
risehe  Haft  der  Gemeinde  in  Betreff  der  Entrichtung  der  Leistungen 
an  den  Gutsherrn  beibehalten  oder  aufgehoben  vrird,  isl  der  Deber- 
einkunft  beider  Theile,  des  Gutsherrn  und  der  Gemeinde,  überiaaeen.^) 
d  diei^er  Umwandlung  des  Gemeindebesitzes  in  eibliehen   können 


«)  Art  149-- 151  des  „Loealgesstaes*'. 
*)  Art.  5J,  Punkt  5  des  „AUg.  Gesetzes**. 
*)  Art.  111  des  «Localgesetaes*'. 
«)  Art.  100—106,  106  des  „LocalgSBettes**. 

»)  Art.  51,  Punkt  6  und  Art.  54,  Punkt  1  und  %  des  »AUg.  OeeetMs*,  Art 
tl5  des  „LocalgesetzeB*. 


—     288     — 

die  deD  einzelnen  Höfen  '^Zufallenden  LandstOcke  so  arrondirt  werden, 
daB8  das  Areal  eine«  jeden  Hofes  zasammenliegt.  ^  Wird  ein  solcher, 
im  erMidien  Besitze  einer  Familie  befindliche  Hof  entweder  durch 
Aastritt  der  betreffenden' «Familie  aus  der  Gemeinde  oder  durch  den 
Tod  eitkes  keine  Erben  hinterlassenden  Wirthen  oder  auf  eine  andere 
Art  herrenlos,  so  gilt  dieselbe  Bestimmung  wie  für  die  erledigten 
ßeböfle  beim  Gemeitidebeaitz:  der  Hof  fällt  der  Gemeinde  wieder 
anbeim,  die  denselben  entweder  in  gemeinsame  Nutzung  aller  Ge- 
nossen nehmen  oder  einem  neuen  Wirthen  zum  erblichen  Besitz 
überlassen  kann.^) 

Die  Rechte  des  einzelnen  Gemeindegliedes  am  Gemeindelailde 
im  engeren  Sinn  (d.  h.  mit  Auschluss  der  im  Familienbesitze  be-' 
fiodlicfaen  Gehöfte)  bestehen  in  dem  Recht  auf  einen  proportio» 
nalen  Aniheil  an  dem,*  der  Theilung  unterliegenden  Gemeinde- 
laude  und  in  dem  Recht  an  der  Nutzung  des  anderen  Theiles  d.  i. 
des  im  gemeinsamen  Niessbrauch  verbleibenden  Gemeindelandes. 
Nor  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  kann  er  seinen  Antheil  (naA'&Ji'i») 
einem  anderen  Bauern  überlassen,  der  zu  derselben  Gemeinde  ge- 
bort, oder  einer  auswärtigen  Person,  die  auf  Grund  des  Gesetzes  in 
die  Gemeinde  aufgenommen  ist^.  Wünscht  ein  Bauer  in  eine  an- 
dere Gemeinde  einzutreten,  so  kann  er  auf  das  ihm  zustehende  Land 
verzichten^)  unter  Beoblachtung  der  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  den  Austritt  aus  den  Landgemeinden^:  der  Ent- 
lassung darf  kein  Hinderniss  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  derRecru- 
teopfliohl  entgegenstehen,  die  Familie  des  zu  Entlassenden  nicht 
mit  Rückständen  an  Krons-,  Landes-  und  Gemeindeabgaben  beieistet 
und  die  Abgaben  müssen  bis  zum  1.  Januar  des  folgenden  Jahres 
entrichtet  sein;  wider  die  Austretenden  dürfen  keine  bei  dem  Ge- 
bietsvorstande vorgebrachten  liquiden  Privatforderungen  und  Ver- 
biodlichkeiten  vorliegen;  der  zu  Entlassende  darf  nicht  unter  Gericht 
oder  in  Unterisuchung  stehen;  seine  Eltern  müssen  zum  Austritt 
ihre  Zustimmung  ertbeilen ;  die  von  der  Familie  des  Ausscheidenden 
in  der  Gemeinde  verbleibenden  minderjährigen  und  sonstigen  arbeits- 


0  Art  116  des  ^Localgefletzes**. 

0  Art.  117  des  „Localgesetzes**,  Art.  39  des  nAlIg.  Gesetzes",  Art.  138  des 
«Gesetses  übar  die  Ablösung  ete." 

')  Art.  109  des  „Loeaigesetzes*,  Art  142  des  nAllg.  GeseUes**. 

*)  Art.  128  des  „Localgesetzes*'.  Die  transitorisehen  Bestimm angen,  die  fdr 
die  ersten  neun  Jahre  nach  Einführung  des  Emancipationsgesetzes  Geltung  hat- 
ten, übergehen  wir,  da  sie  jetzt  keine  practische  Bedeutung  haben. 

•)  Art.  130—141  des  »Allg.  GeseUeB«". 
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unräbigan  Personen  müssen  in  Bezug  aaf  ihreB  Unterkali  eicherge- 
stellt sein;  der  eu  entlassende  Bauer  darf,  wena  er  aiaen  Antbeil 
gotsberrlieben  Landes  in  Natzniessung  besitf&tt  nicht  o^il  Rüefcsitodeii 
in  Beeng  auf  die  Leistnogea  belastet  seini  weiche  er  Ittr  diese 
Nutzung  zu  tragen  bat;  er  muss  von  derjenigen  Gemeinde^  aa  welcher 
er  übergebt,  des  Anfnabmebesebluss  beibriogea.  Bauern  jedaehv  welchen 
zur  Erwerbung  ihres  Landantbeils  zum  Eigeotfaum  eine  BeihttUe  ?ao 
dar  Krone  gewährt  worden,  können  nicht  anders  aus  der  Geozeiede 
entlassen  werden,  als  mit  Beobachtung  der  darüber  im  «Oeeeto  über 
die  Ablösung  der  Gehöfte  etc.  und  die  Mitwirkung  der  Aegieroag  aar 
Erwerbung  von  Land  zum  Eigentbum*'  fesigesetzlen  Regeln  ^  Ist 
nl^rolich  das  Land  von  der  ganzen  Gemeinde  erworben,  so  tat  den 
einzelnen  Gliedern  derselben  die  Entlasenag  aus  derselben  gealattet 
nach  Abzahlung  der  Hälfte  der  Capitaiscbuld,  mit  welcher  die  im 
Besitz  des  Ausscheidenden  stehende  Paraelle  darcb  dae  ataatlicbe 
Ablösuagsdarlehen  belastet  ist,  und  falls  die  Gemeinde  die  BOrgaehaft 
für  die  andere  Hälfte  der  Schuld  übrnimmt;  in  sotchem  Falle 
wird  diese  Einzahlung  auf  die  Tilgung  des  entyprechanden  Theiles 
der  AblösuBgsschuld  verwandt;  das  dem  Austretenden  zostefaeede 
Land  (Gehöft  und  Landen theil)  f&llt  an  die  Gemeinde.  Wenn  aas 
einer  Gemeinde,  welche  ihr  Land  zum  Eigentbnm . erworben,  bis  so 
einem  Drittel  der  Gemeindeglieder  in  dieser  Art  entlassen  werden 
und  an  Stelle  dieser  Gemeindegliedar  keine  anderen  getreten  sind, 
so  ist  eine  fernere  Entlassung  von  Gemeindegliedern,  ohne  vor- 
herige Einzahlung  des  Capitaisi  welches  dem  auf  ihnen  laatendea 
Thetle  der  Ablösungszahlung  entspricht,  nicht  anders  geelattet 
als  mit  Genehmigung  der  Gouvernementsbahörde  in  Beneraechea. 
Aus  einer  Gemeinde,  auf  welcher  ein  Rückstand  an  Ablösnngsaeh- 
lungen  oder  Kronsabgaben  ruht,  kann  Nieatand  ohne  vorherige  Ein- 
willigung der  Gouvernementsbehörde  auescheiden«  -^  Jeder  Haas- 
wirth,  der  eine  besondere  Parcelle  zum  persönlichen  Eigentham  mit 
Hülfe  des  staatlichen  Darlehens  erworben  bat,  kann  ungabindert  ans 
der  Gemeinde  jederzeit  austreten;  zur  Tilgung  des  Darlahena  ist  er 
jedoch  verpflichtet,  vorher  die  erworbene  Parcelle  einer  anderen 
Person  zu  verkaufen.  Jeder  Bauer,  der  zu  einem  Banerhof 
(Familie)  gehört,  welcher  mit  Hülfe,  des  Ablösungsdarlehena 
Land  zum  persönlichen  Eigentbnm  erworben «  kann  seine  Bet* 
lassung  aus  der  Gemeinde    verlangen  5   wenn  dbr  Hanswirlh^  anf 


1)  Art  172--177  des  „GeseUes  ttber  die  Ablösung  ^ic* 
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deflien  oomittelbarcr  Veranhrortaiig  die  Enlriobtong  der  AblAsunirfi-* 
zaUiBgeift  ruht,  das»  deine  Einwilligung  erirltot.  Diese ,  aus  den 
Y«rbMMHiolikeileB  der  Baacirn  entäpringenden  Besebrftnicvogen  beim 
AttHriil  aiie  der  Oen^ode  betiebea  sieh  nicht  auf  di«^  su  den  Pa-* 
miiien  der  bäneriidhen  Wivthe  gehörenden  Personen  weibiiehen  Ge- 
schlechter wol  aber  auf  dii»  Personen  welbiiohen  Geschlechts,  welche 
selbst  Landantbeile  besitzen,  ffir  welche  Abldsungssablangen  su  ent* 
riekle»  sind. 

Aaefa  kann  ein  Bauer,  ohne  ans  der  Gemeinde  aassntreten.  aof 
die  Nntanng  des  Gemeindelandes  reraichten,  falls  er  ansserbalb  des 
Oeneiadelaodes  einen  Landantheil  Erwirbt,  der  nteht  ttber  15  Werst 
TOI  der  Gemeinde  entfernt  nnd  der  nicht  geringer  ist  als  zwei  See« 
lesantheile  (nyrntmoi  naAiija^)  des  Maximnm  (in  der  ersten  und 
zweiten  Zone)  und  des  nermirten  Maseee  (in  der  dritten  Zone),  der 
fb  die  betreffende  Gegend  festgesetzt  ist')-  Bs  steht  dem  Bauer 
fr^  jedoch  nur  wenn  er  sein  Geh6fl  zum  ESgenthum  erworben  hat, 
aal  die  Netsang  des  ihm  zustehenden  Gemeindelandantheils  zu  ver* 
ziehten,  ohne  sein  Bigenthnmsrecht  auf  sein  Gehöft  zu  yerliereii  ^). 
Die  Gemeinde  hat  das  Riecht,  auch  ihrerseits  auf  das -Land  zu  ver« 
ziehten  and  dem  Gutsbesitner  zurückzugeben,  das  von  einzelnen 
Baoem  anfgegebeA  ist'). 

So  lange  das  staatliehe  Abldsungsdarlehen  nicht  vollständig  ab- 
getragen ist,  ist  das  Vernguogsreoht  der  Gemeinde  über  das  Ge« 
meindeland  in  naobstehonder  Art  beschränkt»  Während  der  neun 
Jahre  naeh  Emanilrung  des  Gesetzes  hat  die  Gemeinde  nicht  das 
Recht,  daa  von  ihr  zum  Eigenthum  erworbene  Land  zu  verkaufen  ^). 


<)  Art.  125,  127  and  129  des  .Localgeaetzee". 

')  Art.  130  des  „Localgesetzes**. 

3)  Art.  131  des  „Localgesetzes". 

*)  Art.  161  des  „Oesetzes  Über  die  Ablösung  ihrer  Gehöfte  durch  die  aus 
der  Leibeigenschaft  getretenen  Bauern  und  über  die  Mitwirkung  der  Staatsregie- 
rang  zur  £rw«rbang  yoa  Lftndereien  darch  die  Baaere  zum  ßigenUium^*  lieber 
die  Fonn  des  ataaUleben  Parlaheos  (BUHynBaii  ecy/(a)  sei  hier  kurz  bemerkt, 
das«  bei  AWÖsuog  des  Gehöftlandes  und  des  Übrigen  Genieindelaad es  die  Staata- 
regierong  den  Banera  einen  bestimn^ten  Betrag  vorschieast  und  zwar  V«  <ie8 
KaalschmingSt  wann  der  ganze  Landantheil  gemäss  dem  Grundbuehe  zum  £i» 
gentkam. erworben  wird,  dagegen  nur  V«  deMclben,  wenn  ein  geringerer  Xbail 
des  Landes  (nieht  aber  unter  Vs  des  Maximum  in  den  beiden  aratan  und  des 
nermirten  Landantheils  in  der  dritten  Zone)  kftaflieh  erataadav  wird.  !C!rwerben 
Gemeinden  ein  geringeres  Landquantum  oder  gar  nar  das  Gahöftland,  ao  erfolgt 
keine  staatliche  Darlehensanterstfitzung  Die  Zinsen  und  die  Tilgangsquoten 
(aof  49  Jahre)  der  Parlehensabuldi  zoa*  67ti  md  von  den  Gemeinde])  direct  an 
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Nach  Abiauf  dieser  Jahre  jedoch  bis  snr  TollständigeD  Tilgung  des 
Ablösunirsdarlebens  kann  die  Gemeinde  Laod  nur  mit  Q^neliiDigaDg 
der  Gouveroemenksbehörde  uod  mit  Einsahlang  des  ans  dem  Verkauf 
deseelben  gelösten  Geldes  in  Abrechnung  d«r  noch  vorkandenfn 
Darlehensschuld  ver&ussern  0-  Auch  muss  der  Gemeindebesohluss 
über  die  Umwandlung  des  GemeiadebesitKes  in  erblichen  Hofbesits 
und  die  allendliche  Theilong  dee  Landes  vom  Friedensrermittler 
beglaubigt  werden,  welcher  eine  Abschrift  desselben  dar  Gonver» 
nementsbehörde  zur  Kenntnissnahme  und  zur  Bestätigung  der  vom  der 
Gemeinde  bewerkstelligten  Vertbeilung  der  Ablösungssablongen  aof 
die  Hauswirthe  vorstellt.  Hierbei  wird  der  Betrag  der  anf  der 
ganzen  Gemeinde  lastenden  Ablösungsscbiilden  von  derselben  auf 
die  Hauswirthe  nach  Masegabe  der  Grösse  der  Baoerhöfe  vertheilt^). 
Das  Recht  auf  die  Theilnahme  an  dem  Gesammtbesitze  des  von  der 
Gemeinde  erworbenen  Landes,  kann  der  einzelne  Bauer  nnr  mit 
Einwilligung  der  Gemeinde  einer  nicht  zur  Gemeinde  gehörenden 
Person  abtreten  ').  Wenn  ein  Hanswirth  —  während  die  Gemeinde 
beim  Gemeindebesitz  verbleibt  —  seinen  besonderen  Landantheil  aat 
dem  Gemeindebesitz  ausgeschieden  zu  erhalten  wönschft  und  dus 
ganze  auf  seinen  Landantheil  fallende  Darlehen  einzahlt,  so  ist  die 
Gemeinde  verpflichtet,  einem  solchen  Bauer  den  ihm  zukommenden 
Landantheil  wo  möglich  arrondirt  an  einer  Stelle,  znzntheilen;  bis 
zur  erfolgten  Zutheilung  aber  fährt  der  Baaer  fort,  das  von  ihm  er- 
worbene Grundstück  im  Bestände  des  Gemeindelandes  ohne  Eat* 
richtung  der  Ablösungszahlungen  zu  nutzen.  Wenn  eine  solche 
Abtheilung  sich  als  ungeeignet  oder  unmöglich  erweist,  so  ist  der 
Gemeinde  gestattet,  den  Bauer  durch  Geld  nach  gegenseitiger 
Vereinbarung  oder  nach  Abschätzung  zufrieden  zu  stellen  ^).  Bis 
zur  Tilgung  des  Ablösungsdarlehens  dürfen  die  von  einzelnen  Hans- 
wirthen   erworbenen  Höfe    beim  Uebergang   in   anderen  Besitz   aof 


die  Btaatliehe  Behörde  (Kronsrentei)  zn  entrichten.  Jene  Summe  wird  dem 
Ontsbesiiser  in  zinstragendeo  Werthpapieren  ausgezahlt  nnd  zwar  theils  in  6*/» 
Reichsbankbilleien,  theils  in  Scheinen  (cfinx^rejibcTBa)  anf  eine  garmntirte  Bente, 
die  allm&lig  in  festgesetzter  Weise  gegen  5%  Reichsbankbillete  amgetanscht 
werden.  Die  Zinsenzahl ang,  resp.  Tilgung  dieser  Schnldtitel  übernimmt  der 
Staat.  Vergl.  Are.  4,  21,  29,  66,  66,  113,  114,  127,  154,  155  des  .Geseises  Aber 
die  AblöBong  eto." 

*)  Art  162  desselben  Gesetzes. 

*)  Art.  163  desselben  Gesetzes. 

*)  Art.  164  desselben  Gesetzes. 

«)  Art  166  desselben  Gesetzes  und  Art  36  des  »Allg.  Gesetzes*. 
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dem  Wege  der  Erbfolge,  der  Ver&asserattg  oder  in  irgend  einer 
aoderen  Weise,  niobt  zerstückelt  werden.  Nnr  anf  besonderes  An- 
iQcben  der  Hofbesitaer  kann  die  GonTernementsablösungsbehörde 
dieTheiliiBg  tob  Höfen  mit  ausgedehntem  Areal  genehmigen,  wenn 
dadoreh  die  Sicherstellang  der  Krone  in  Betreff  der  regelmässigen 
EolrtoJitiiDg  der  Ablösongszahiungea  nicht  beeinträchtigt  wird  0- 
Die  im  persdnliofaen  ISigenthvm  befindlichen  Höfe  können  nach  Ver- 
lauf der  ersten  nenn  Jahre  auch  an  eine  nicht  zur  Gemeinde  ge- 
liörende  Person  yerkauft  werden,  sobald  diese  letztere  die  ganze 
anf  dem  Hof  ruhende  DarlebenschuLd  tilgt  ^).  Bis  zur  Tilgung 
dieser  Schuld  kann  mit  dem  von  einer  Landgemeinde  oder  von 
einem  einzelnen  Baaeirhofe  erworbenen  I^nde  kein  Salog  (Pfand) 
beatellt  werden,  weder  zu  einem  Dahrlehen  bei  einer  Creditanstalt 
noch  bei  Verbindlichkeiten  mit  der  Krone  oder  mit  Privatpersonen  ^J. 
Durch  keiae  private  Verfügung  der  Bauern  und  der  Bauerogemeinde, 
durch  Verpachtung  ihrer  abgelösten  Ländereien  oder  auf  eine  andere 
Art  wird  im  Falle  unregelmässiger  Entrichtung  der  Ablösungs- 
zahlnngen  und  überhaupt  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  durch  die 
allgemeinen  und  die  bäuerlichen  Gesetze  eine  solche  Beitreibung 
geatattelr.ist,  das  Beeht  .der  Staatsregierung  beeinträchtigt,  die  ge- 
kaoCken  Lftodereien  zur  gesetzlichen  Beitreibung  von  Rückständen 
heranzuziehen  *)« 

Nach  Ablösung,  des  staatlichen  Darlehens  verfügen  die  Ge- 
meinden Qber  das  Geaaeindeland,  die  Eigeathümer  der  zum  indivi« 
duellen.  und  erblichen  Besitz  abgetbeiiten  Höfe  aber  über  ihr  Land 
vollsläadig  frei  •  mit  dem  Recht  der  Verpfändung,  des  Verkaufa  etc.  ^) 
Das  Recht  auf  seinen  Antheil  an  der.Nutzmg  des  im  Gemeinde- 
eigentbum  befindlichen  Landes  kann  der  einzelne  Bauer  nur  mit 
Zustimmung  der  Gemeinde  einer  auswärtigen- Person  abtreten.  Auch 
steht  der  Gemeinde  das  Recht  zu,  Immobilien  käuflich  zu  erwerben 
and  sie  hat  über  solche  Abs  freie  Verfttgungsrecht.^} 

Die  Gemeinde  mit  Gemeindebesitz  ist  nicht  allein  in  Betreff 
der  öffentlichen  Lasten,  sondern  auch  in  Betreff  ihrer  Verpflich- 
tungea  an  den  Ghitsberrn  —  Entrichtung  der  Pachtsumme  resp.  des 


*)  Art  167  desaelben  Qeaetxes. 

0  Art.  169  dssselban  Gesetzes 

0  Art  170  desselben  GeseUes. 

*)  Art  171  desselben  GesetMe. 

*)  Art  159  dsaseiben  GeseUes  und  Art  33—99  des  »Allg.  Gesetses". 

*)  Art  34  nnd  33  des  »Allg   Gesetzes**. 
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KaufpraUea  oder  AUeisteng  der  Froluitag«  -^  und,  fdls  «ifie  das 
Land  mit  Hülfe  des  »taatlichen  Datflohens  aam  Bigenthaoi  envorbeo 
bat,  iu  Betreff  dieser  Zioeenzablang  und  Kapitalabtragang*  toH« 
dariscb  verbaftet  fAr  die  T«U«MDdige  und  rBchitseit%a £i«fttll«ag 
dieeer  ObliegeoheiUn  Seiiene  ihrer  filisder.  0  Auf  den  Ofltoi«, 
auf  weloben  Frobne  bestefai^  haftet  die  Oemeinde  fttr  daa  Braekeiaeo 
der  beatimmten  Anzahl  von  geaanden  «ad  fttr  die  Torliegeada.  Arbeit 
geeigoeteo  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  (mit  geeignetem  Oerftlbe 
und  Geepann)  au  den  Arbeiten  aaf  dem  Herreohof.  iErkraakie 
Arbeiter  müssen  durch  gesunde  evaatst  wierdea.  Der  GenveindeTar- 
stand  hat  darauf  au  achten,  dass  auf  jedem  bäuarliehen  Bote  die  er- 
forderliobe  Aneahl  von  Arbeitskräften  vovhaadca  ist,  evenlueil  hat 
er  daa  Ausgehen  auf  Arbeit  auswärta  au  verbieten  und  kaiae  Passe 
auszostellen.  Der  Gemeindealteale  sorgt  für  die  ordeniliabe  Aas- 
föhrong  der  Frohnarbeiten.  Aüokatandige  Arbeiistage  «erden  ent- 
weder —  nach  fester  Norm  -^.  in  Geld  umgeechatst,  das  von  der 
Gemeinde  zu  entrichten  ist^  oder  die  Arbeitstage  müssen,  wetin  der 
Gutsherr  darauf  besteht,  von  den  Bauern  naahtrigllcb  fteleietet 
werden.  *) 

In  Betreff  der  Geldaaklnngea  (Pacht,  Ziasen  and  AMragaag 
das  durch  den  Kauf  des. Landes  überaommeaen  6ctauldka|»ilaia)  ist 
die  Gemeinde  verpflicbtet  den  vollen  von  ihr  au  aethlenden  betraf; 
au  den  bestimn^ten  Terminein  au  eotriafaten.  Dar  dnrok  Sttaaaigkeit 
eiaaelner  Bauern  entatekende  Aasfall  ist  erioirderUahea  Valla  durch 
Repartition  auf  die  GemeindegiUedet  za  beschaffen,  -resp«  aaa  den 
etwa  vorbaodenen  Gemeindemiiteia  au  decken^  Ihrerseits  airtt  der 
Gemeinde  anr  Deckaag  der  Aückst&nde  daa  Recht  au,  die  Bra- 
aahmen  voa  den,  einem  soleben  fiemetadegUede  gekövendan  Iianobil 
an  sich  m  nehmen,  ihn  oder  eines  eeiner  FamilieagKeder  aiaf  Ar- 
beit abaugeben,'j  wobei  das  erarbeitete  Geld  der  Gemeinde  aaMH^ 
oder  endlich  ihm  einen  Curator  zu  bestellen,  ebne  dessaa  Gtoaebad- 
gung  ihm  nicht  gestattet  ist,  irgend  Etwas  aus  aeiiiam  'Vermögen 
oder  seiner  £!innahme  bis  zar  vollen  Deckang  dies  BAekalaades  in 
veräussern,  resp.  an  Stelle  des  nachlässigen  Wirtfaea  eia  anderes 
Familienglied  zum  Wirthen  einzusetzen.  Erweisen  sich  diese  Zwangs- 


1)  Art.  182,   184,  191,  194,  197,  199,  200,  tVt^W^  UA-^U»  to  •Loetl- 

gesetzes". 

>)  Art  212,  247,  251—256  des  „Localgssetees^. 

>)  Art.  357-^2ftl  das  ,^ocslgesekLes%  Art  1^7-496  des  „GesetssS  ate  dk 
Ablösung  etc." 
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ttanregeln  als  unwirksam  zur  Deckung  des  Rückstandes,  so  hat 
endlich  die  Gemeinde  das  Recht,  das  dem  säumigen  Zahler  persönlich 
gehörende  unbewegliche  Vermögen,  mit  Ausnahme  allein  des 
Ton  ihm  abgelösten  Gehöftes,  uuch  den  Theil  des  beweglichen 
EigeathutBs  und  der  Geb&ude,  welcher  nicht  unbedingt  zur 
Wirthsebaft  erforderlich  ist,  zo  verkaufen,  endlich  einen  Theil 
der  'Am  eingewiesenen  Ackerländereien  und  gar  seinen  ganzen 
Ackeriandantheil  abzanefamen. 

Wenn  zum  bestimmten  Termin  die  Gemeinde  nicht  die  ihr  ob- 
liegende Zahlung  an  den  Gutsbesit^r  entrichtet,  so  beraumt  der 
FriedensTermittler  —  auf  die  bezügliche  Klage  des  Geschädigten  — 
der  Gemeinde  noch  einen  letzten  Termin  zur  Entrichtung  der  Schuld 
an.  Wird  auch  jetzt  dieselbe  nicht  gedeckt,  so  stehen  der  Friedens- 
Termlttler  nachstehende  Massnahmen  zu:  1.  dem  Gemeindevorstande 
der  insolrenten  Gemeinde  vorzuschreiben,  Niemanden  (ohne  schrift- 
liche Genehmigung  des  Gutsbesitzers)  auf  Pässe  aus  dem  Dorf  zu 
entlassen,  und  die  Pässe  der  auswärts  sich  aufhaltenden  Bauern 
nicht  zu  erneueiii,  2.  an  Stelle  der  von  der  Gemeinde  gewählten 
Amtspersonen  andere  nach  seinem  Ermessen  einzusetzen,  8.  dahin 
Anordnung  zu  treffen,  dass  die  Gemeinde  die  zahlungssäumigen 
Bsuem  contractlich  auf  Arbeit  abgebe  (jedoch  können  sie  nicht 
wider  ihren  Willen  und  ohne  Zustimmung  des  Gutsbesitzers  diesem 
Qbergeben  werden),  4.  durch  die  Polizei  die  Aufnahme  des  sämmt- 
lichen  bäuerlichen  beweglichen  Eigenthums  zu  bewerkstelligen  und 
nach  Ausschluss  Dessen;  wais  in  der  bäuerlichen  Wirthschaft  unbe- 
dingt erforderlich  ivt  und^ohne  die  Bauern  zu  Grunde  zu  richten, 
nicht  verkauft  werden  kann ,  den  Terkauf  des  übrigeu  Theiles 
dieses  ISgentfaums  durch  die  Polizei  anzuordnen,  S.  den  Buuern 
einen  Theil  des  in  ihrer  Nutzung  befindlichen  Landes  bis  auf  drei 
Jahre  abzunehmen,  und*  zwar  einen  so  grossen  Theil  desselben 
(jedoch  nicht  liber  Va)^  da«s  die  dreijährige,  auf  demselben  ru- 
hende Pacht  die  Summe  des  Rückstandes  deckt:  dieses  Land  wird 
^m  öffentliefaen  Ausbot  in  Pacht  vergeben,  resp.  unter  Oontrole 
des  vom  Friedensvermiltler  zu  bestellenden  Aufsehers  der  Gemeinde 
znr  Bearbeitung  übergeben  (der  Erh-ag  wird  in  beiden  Fällen  zur 
Deckung  des  Rtiekstandes  verwandt),  oder  endlich  da<i  Land  wird 
dem  Gutsbesitzer  bis  auf  die  Zeit  von  drei  Jahren  (je  nach  dem 
Schuldbetrag)  überlassen.  Aus  diesen  Mitteln  zur  Beitreibung  von 
Rückständen  wählt  der  Friedensvermittler  diejenigen  aas,  die  ihm 
im  gegebenen  Fall  als  die  geeignetsten  erscheinen.  0 

0  Art  262  des  „LoealgeSstMS^. 
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Dasselbe  Verfahren  (mit  Aasnabme  4er  Massnahme  5.)  gilt  (üs 
den  Friedensverroittler,  wenn  die  von  der  Gemeinde  zu  leistende 
Ablösungszahlung  für  das  Halbjahr  zum .  gesetzlichen  Terqiin  nicht 
entrichtet  worden,  und  die  örtliche  Polizei  ihm  die  darauf  bezugliche 
IMittheilang  der  Kreisrentei,  bei  welcher  die  Einzahlungen  zu  er- 
folgen haben,  zustellt.  In  Betreff  der  angegebenen  ersten  Massnahme 
d.  hp  des  Verbots  der  Ertheilung  von  Pässen,  wird  die  GenebmiguDg 
des  Gutsbesitzers  durch  die  des  Friedensyermittlers  ersetzt. ') 

In  den  äussersten  Fällen,  wenn  der  Rückstand  durch  irgend 
welche  Ursache  auf  den  Betrag  der  dem  Gutsbesitzer  zukommendes, 
resp.  zur  Verzinsung  und  Abtragung  des  Ablösungsdarlehens  zu  ent- 
richtenden Jahressumme  anwächst,  und  durch  die  erwähnten  Uasfi- 
nahmen  beizutreiben  sich  als  nicht  möglich  erweist,  ist  die  Gouver- 
nementsbehörde in  Bauersachen  —  nach  Empfang  der  darauf  be- 
züglichen Vorstellung  des  Friedensvermittlers  —  verpflichtet,  za 
untersuchen,  ob  nicht  die  Zahlungsunfähigkeit  der  Bauern  durch 
besondere  Unglücksfalle,  z.  B.  durch  Scl\adenfeuer,  Ueberschwem- 
mung,  epidemische  Krankheiten,  allgemeine  Missernten,  Viehver- 
luste etc.  entstanden  ist,  und  in  Erwäigung  zu  ziehen,  ob  nicht  in 
solchem  Fall  der  Gemeinde  durch  die  Regierung  eine  Unterstützung 
resp.  Erleichterungen  und  Dispensationen  ,(wenn  es  sich  um  Ab- 
lösungszahlungen handelt)  gewährt  werden  sollen.  In  Betreff  derar- 
tiger  Anträge  wendet  sich  die  bezeichnett^  Gouvernementsbj^hörde 
an  die  höhere  Obrigkeit,  wobei  sie  die  Beitreibung  der  Rückstände 
sistirt»  Ist  der  Rückstand  (in  Betreff  der  Zahlungen  an  den  Guts- 
herrn) jedoch  lediglich  durch  Nachlässigkeit  und  schlechte  Führung 
der  Baueui'n  entstanden,  so  ergreift  die  Behörde  strenge  Massnahme 
zur  Beitreibung  desselben  und  znjr  ,,Besserung^  (Xifl  BcnpaBiCHii) 
der  Bauern.^) 

In  Betreff  der  rechtzeitigen  und  vollständigen  Entrichtung  der 
staatlichen,  Gouvernements-  und  communajiea  Steuern 
und  Prästanden  haftet  die  ländliche  Gemeinde  —  «owol  beim 
Gemeindebesitz  als  beim  individuellen  Besitz  —  solidarisch  für  ihre 
Glieder.^)  Gegen  säumige  Zahler  stehen,,  der  Gemeinde  dieselben 
Massnahmen  zu  Gebote  wie  in  Betreff  der. Rückstände  der  erwähnten 
Zahlungsverpflichtungen.   Wenn  der  auf  einem  Baner  ruhende  Rück- 


0  Art.  127,  128  des  ^Gesetzes  über  die  Ablösaf^g"*. 

>)  Art.  263   des  ,,Loc»]g66eUe8",   Art.   130   des   j^Oesetzes   über  die  Ablb- 
snng  etc.** 

3)  Art.  187—191  des  „Allgemeinen  Gesetzoft*. 
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etand  nacli  Anwendung  aller  Mittel  nicht  bis  zum  1.  October  bei- 
getrieben ist,  00  hat  die  Oemeinde  den  Betrc^  auf  die  Übrigen 
Bauern  zu  repartiren,  welcher  unbedingt  bis  zum  15.  Januar  des 
folgenden  Jahres  bezahlt  sein  muss ,  d.  h.  bis  zum  Ablauf  des 
zur  Entrichtang  der  Steuern  für  die  zweite  Jahreshälfte  gestatteten 
Termins.  Ist  die  Gemeinde  säumig,  so  wird  sie  durch  die  örtliche 
Polizei  zur  Entrichtung  des  Rückstandes  angehalten«  Bei'  Erfolg- 
losigkeit der  Massregeln  wird  der  Rückstand  durch  Verkauf  des 
beweglichen  Vermögens  gedeckt,  wenn  nicht  etwa  in  Folge  irgend 
welchen  Nothstandes  —  auf  vorhergegangenes  Gesuch  der  Ge- 
meinde —  die  Zahlung  gestundet  ist. 

Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  war  zur  Regelung  der  be« 
treffenden  Verhältnisse  der  guts herrlichen  Bauern  erlassen.  Für 
die  übrigen  Gruppen  der  ländlichen  Bevölkerung  sind  besondere 
Gesetze  ausgearbeitet ,  die  die  Grundsätze  des  Gesetzes  vom 
19.  Februar  vollständig  adoptiren. 

Schon  durch  die  Allerhöchsten  Ukase  vom  20.  Juni  1858  und 
Tom  26«  August  1859  war  den  Apanagebauern  (d.  h.  den  Kaiser- 
lichen, Palast-  und  Apanagebauern  —  Focy/^apoBue,  ABopaonue, 
YA'fejbBue)  die  persönliche  Freiheit  mit  den  hieraus  resultirenden 
Vermögensrechten  verliehen.  Durch  Allerhöchsten  Ukas  vom  5.  März 
1861  an  den  Minister  des  Kaiserlichen  Hofes  und  der  Apanagen 
ward  dieser  beauftragt,  ein  Projeet  über  die  Landzntheilung,  die 
Leistungen  und  die  Selbstverwaltung  der  Apanagebauern  gemäss 
den  im  Gesetz  vom  19.  Februar  zur  Geltung  gebrachten  Principien 
zu  entwerfen,  und  wurden  diesen  Bauern  sogleich  gewisse  Erleich- 
terungen in  ihren  Prästanden  gewährt.  Am  26.  Juni  1863  erfolgte 
die  Kaiserliche  Bestätigung  „des  Gesetzes  über  die  Bauern,  die  auf 
Ländereien  der  Kaiserlichen,  Palast- und  Apanagegütern  ansässig  sind**. 

Ein  gleicher  Ukas  vom  5.  März  1861  erfolgte  an  den  Minister 
der  Reichsdomänen  (die  eigentlichen  Domänenbauero  galten  nicht 
ffir  leibeigen,  wenn  sie  auch  schollenpflichtig  waren).  Wie  in  Be- 
treff der  Apanagebauern  traten  auch  in  Betreff  dieser  Bauern  so* 
gleich  mit  dem  Erscheinen  des  Ukases  gewisse  Erleichterungen  in 
Kraft.  Auf  Grund  des  Allerhöchsten  Befehls  wurden  vom  Ministe- 
rium der  Reiehsdomänen  sechs  Gesetzesentwürfe  (für  die  verschie- 
denen Kategorien  der  unter  diesem  Ressort  stehenden  Bauern  etc.) 
ausgearbeitet,  die  die  Allerhöchste  Bestätigung  fanden.  Das  uns 
zunächst  interessirende  Gesetz  ist  das  ^über  die  Agrarverfassung 
der  DomäAenbauern  in  36  Gouvernements^  vom  24.  November  1866, 
sowie  das  über  die  Reform  der  Selbstverwaltung  der  Domänenbauern. 

16 
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Für  gewisse  Lande<theile,  die  eigenthtimliche  Verbältoisse  auf- 

r 

weisen,  sowie  für  besondere  Gruppen  von  Banern  (auf  sUailichen 
Fabriken  etc.  efc.)  sind  besondere  Gesetze  erschienen.  0 

In  Betreff  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes  gelten  überall  die- 
selben Grundsätze,  die  im  Gesetz  von  1861  adoptirt  sind.^) 

2.  Nachdem  wir  in  kurzen  Umrissen')  eine  Analyse  des  Gesetzes 
vom  19.  Februar,  soweit  dasselbe  sich  auf  den  Gemeindebesitz  be- 
zieht, geboten,  haben  wir  zu  untersuchen,  in  wie  weit  etwa  durch 
dieses  Gesetz  die  grundbesitzrechtlichen  Verhältnisse  des  bestehen- 
den Gemeindebesitzes  alterirt  sind.  Die  aus  dieser  Betrachtung  sich 
ergebende  critische  Beleuchtung  des  Gesetzes  soll  im  zweiten  Thei) 
dieses  Werkes  —  im  Anschluss  an  die  neueren  Erfahrungen  über 
die  Gestaltung  und  Wirkung  dieser  Grundbesitzform  —  vervollstän- 
digt werden. 

Die  Aufgabe  der  grossartigen  Reform  war  von  so  tiefcingreifen- 
der  Art,  sowol  in  social-politischer  als  in  ökonomischer  Besiebang, 
die    innere   Gestaltung    des  Riesenreiches    und    seine  Entwickelnng 


*)  Eine  vollständige  Sammlung  der  die  bäuerliche  BcvölkeruDg  betreffenden 
Gesetze  mit  den  späteren  Ergänzungen  und  Modificationen  (mit  Ansnahme 
von  Polen,  Finnland  und  den  drei  Ostseeprovinzen  Liv-,  Est-  und  Kurland) 
bietet  das  Werk:  CyAi»  b  PacnpaBa,  nojHutt  cboai»  saROROS'b  r  pacoopmeHil 
npBBiTejbCTsa,  a'A  specrbSHCiaro  cocjOBiH  etc.  etc.,  Moskau  1870. 

^  Es  sei  kurz  erwähnt,  dass  nach  den  „Regeln  zur  Bildong  neuer  Städte 
und  Flecken"  (1864)  die  Umwandlung  einer  ländlichen  Gemeinde  in  eine  Stadt 
nur  mit  Zustimmung  der  Gemeinde  (und  zwar  einer  Majoritöt  von  mindestens 
Vs  der  Stimmen)  erfolgen  kann.  Haben  die  Banern  das  Land  noch  nicht  käuflich 
erworben,  so  ist  auch  die  Zustimmung  des  Gutsherrn  erforderlich.  Bei  Umwand- 
lung einea  Dorfes  mit  Bauern,  die  noch  in  verpflichten  den  Beziehungen  som 
Gutsbesitzer  stehen,  können  freiwillige  Vereinbarungen  aller  Art  zwischen  Gat«- 
besitzer  und  Bauern  geschlossen  werden,  nur  dürfen  dieselben  nicht  den  ali- 
gemeinen Gesetzen ,  so  wie  den  im  Gesetz  vom  19.  Febrnar  1861  den  Baacm 
verliehenen  persönlichen,  Vermögens-  und  Standesrechten  widersprechen. 
Wie  bei  Umwandlung  einer  Gemeinde  mit  Gemeindebesitz  in  eine  Stadt  die 
Rechte  der  Verfügung  aber  die  Mark  sich  gestalten,  darüber  finden  sieh  keine 
Bestimmungen.  Es  müsste  neben  der  neuen  Stadtverwaltung  und  der  Grappe 
der  berechtigten  städtischen  Bevölkerung  die  alte  markgenossenschaftliehe  Ver- 
fassung und  die  Gruppe  der  markgenossen scliaftlich  Berechtigten  bestehen.  -- 
Siehe  oben  Seite  112. 

^)  Einer  eingehenden  Analyse  des  Gesetzes,  die  viel  Kaum  in  Ansprach 
genommen  hätte,  glaubte  ich  mich  um  so  mehr  entziehen  zu  können,  als  meh- 
rere Schriften  auch  in  deutscher  Sprache  diese  Bestimmungen  —  in  grösserer 
oder  geringerer  Ausführlichkeit  —  wiedergegeben  haben.  Die  anaf&brticbste 
Analyse  des  Gesetzes  findet  der  Leser  in  A.  r.  Haxthansen's  mehrerwUmten 
Werke:  Die  ländliche  Verfassung  Russlands,  ihre  Entwiekelongen  und  ihre  Fest- 
stellung in  der  Gesetzgebung  von  1861,  Leipzig,  1866. 
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sollte  in  so  ganz  neue  Bahnen  geleitet  werden,  das»  es  als  eine 
politische  Noihwendigkeit  anerkannt  wurde,  zur  Zeit  nur  soFiel  an 
den  bestehenden  Zuständen  und  Institutionen  zu  ändern  und  zu  re- 
formiren,  als  es  die  Principien  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
and  die  Sicherstellung  der  ökonomischen  Existenz  der  aus  derUnter- 
thänigkeit  entlassenen  Bauern  unbedingt  verlangten.  Es  sollte  die 
Reform  auf  das  mit  diesem  Ziel  wesentlich  Zusammenhängende  und 
damit  die  Störungen^  wie  sie  bei  einer  so  fundamentalen  Reform 
während  der  Uebergangsperiode  nicht  vermieden  werden  können, 
aof  das  geringste  Mass  beschränkt  werden. 

Was  die  Frage  des  Gemeindebesitzes  anbetrifft,  so  fiel  die  Ent- 
scheidung zu  Gunsten  der  Beibehaltung  desselben  namentlich  aus 
der  Erwägung,  dass  diese  Grundbesitzform  seit  Alters  besteht  nnd 
mit  den  Gewohnheiten  und  der  ganzen  Denkart  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  auf  das  Engste  verknüpft  ist.  Beweis  hierftlr  sind  die 
bezüglichen  mitgetheilten  Kaiserlichen  Rescripte,  die  ministeriellen 
Schreiben,  die  vom  Hauptcomitä  aufgestellten  Grundsätze  und  die 
Verhandlungen  der  Redactionscommissionen. 

Wenn  nun  auch  das  Gesetz  sich  mit  möglichster  Genauigkeit 
der  bestehenden  Organisation  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  anzu- 
schmiegen sucht,  so  hat  es  nichtsdestoweniger  die  Institution  des 
Gemeindebesitzes  in  eine  wesentlich  neue  Phase  seiner  Ent- 
Wickelung  gebracht. 

Wie  sehr  auch  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  sich  beurttfaen, 
der  o6mHBa,  der  aof  Gemeindebesitz  beruhenden  Gemeinde,  ein 
eigenthümliches  und  festes  Gepräge  zu  verleihen,  das  sie  scharf'  und 
wesentlich  von  den  anderen  Formen  des  Grundbesitzes  unterscheidet, 
80  ergab  es  sich  doch  in  den  Vorberathungen  zum  Emancipaiions- 
gesetz,  dass  die  nach  der  Haltung  der  Vertreter  der  nationalen 
Grundbesitzform  anscheinend  so  leichte^  von  selbst  sich  ergebende 
Beantwortung  der  Frage,  welche  Kennzeichen  characterisiren  den 
Gemeindebesitz ,  in  mehreren  Landstrichen  auf  unvorhergesehene, 
erhebliche  Sehwierigkeiten  stiess. 

Das  erste  Characteristiknm  des  Gemeindebesitzes,  die  'Ver- 
fugung der  Gemeinde  über  das  in  der  Kutzung  ihrer  Genossen 
befindliche  Land,  erwies  sich  nicht  überall  als  zutreffend.  Wie 
einerseits  auf  Gütern,  auf  welchen  die  Bauern  unbezweifelt 
das  Land  ^hofweise*' ,  persönlich  nutzten  und  die  Grösse  der 
Höfe  der  einzelnen  Wirthe  verschieden  war,  die  Gemeinde  über  das 
Land  yerfügte  (Besetzung  freigewordener  Höfe,  Abnahme  einiger 
Landstücke  verarmter  Bauern  und  Zutheilung  derselben  an  andere  etc.), 

16' 
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80  ward  aber  auch  andererseits  Tielfadi  constatirf;,  dass  in  Gemein- 
den,  iD  welchen  die  ^grossntssische*  Grandbesifzform  begtand,  die 
Verfügong  über  das  Land  sieht  von  ibr,  d.  i.  Ton  der  Gemeinde 
getreflfen  wnrde,  vielmehr  der  Gntsbesitser  reap.  sein  Vertreter  (nicht 
allein  rechtlich^  sondern)  positiv  alle  jene  Verhältnisse  ordnete^  die 
Bauern  die  betreffenden  Landantheile  direct  von  ihm  engetbeilt  er- 
hielten.  Wir  haben  gesehen,  dass  eine  derartige  Auffassung  der 
grundbesiterechtlichen  Verhältnisse  sich  selbst  im  Gouv.  Kursk 
kundthat 

Auch  das  zweite  Characteristicum,  die  solidarische  Haft  der 
Gemeinde^  als  Folge  des  Verfügungsrechts  Ober  das  Land,  ward 
niehti  überall  dort  angetroffen,  wo  man  nach  den  übrigen  Erschein 
BumgeB  der  grundbesitzrechllichen  Verhältnisse  auf  GemeimlebeHitt 
sohliassen  zu  sollen  meinte.  Wo  nämlich  der  Gutsbeetlaer  die  Ver- 
fügung über  das  in  bäuerlicher  Nutzung  befindliche  Land  in  Händen 
hatte  und  die  Vergebung  desselben  unter  die  Bauern  selbrt  leitete, 
dort: bestand  zumeifirt,  wie  es  sich  naturgemäss  ergab,  keine  solida- 
rische Haft  der  Gemeinde:  der  Gutsbesitzer  halte  es  mit  jeden 
einzelnen  Wirthen  in  Betreff  seiner  Verpflichtungen  an  den  Herren- 
hof  au  thun. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  welche  die  wesevtlicbea  Momente 
des  Gemeindebesitfises  sind,  hatte  zumal  in  denjenigen  Landstriehen 
eine  grosse  practische  Bedeutung,  die  den  Uebergang  von  der  j^gross- 
russischen^  zur  individuellen  Kuteungsart  bildeten.  In  Ermangelung 
aiMlensr  Merkmale  ward  als  entscheidendes  Criterium  die  Gleich- 
heit, des  Landantheils  statoiri:  Gemeindebesitz  soll  dort  als  be* 
stehend  anericannt  werden,  ^wo  alle  Täglo's  einen  gleichen  Land- 
aniheil  empfangen  und  die  gleichen  Lasten  tragen*,  kidividaeller 
Besitz  aber  dort,  ^wo  die  Bauern  nieht  einen  gleichen  Landaathell 
nutzen,  sondern  in  Vollbauern  (Tarjiue)  und  in  Kleinbauern  (utvie) 
sich  .theilen*'. ')  Die  Entscheidung  dieser  Frage  steht  in  den  neu- 
russisehen  Gouvernements  (Jekaterinoslaw,  Taurien^  Cherson)  ganz 
der  Gemeinde  zu.  Hat  sich  aber  eine  Gemeinde  bei  Aufetelinng  des 
Grundbuches  für  Gemeindebesitz  ausgesprochen,  so  kann  späterhin 
nur  bei  einer  V3  Majorität  der  individuelle  Grundbesitz  eingeführt 


9  Art  1,  Anmerkung  1  und  2  des  .Localgesetses  etc.  iu  den  Goaveroe* 
menU  Gross-,  Kea-  und  Woissrusslands",  Art.  2  und  3  des  „Localgesetxes  fiir 
etc.  in  den  kleinrassischen  Gouvernements  Tschernigow,  Poltawa  und  in  eloen 
Theito  Charkow",  Verfügung  des  Hanpteomit^'s  vom  31.  6topt.  1961  und  rom 
6.  Deo.  ISftl. 
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werdeo.O  —  l^  Betreff  der  Ooar.  Tschenigovr  und  Charkow  ist 
di«  Be^timmniig  getroffen^  dass  die  resp.  GoarernemeDtsbebörde  für 
Banersachen  das  Gouvernement,  resp.  die  Kreise  nach  den  beiden 
Grundbesitzarten  theilt;  jedoch  steht  die  bezügliche  Entscheidung  in 
den  einzelnen  F&IIen  den  Gemeinden  naeh  freier  Uebereinkunft  mit 
dem  Gutsherrn  (mit  der  Bescheinigung  des  Friedensyermittlers  im 
Grondbuch)  zu,  also  auch  gegen  jene  Grenabestimmung  der  Gouver- 
nementsbebörde.  Erklärt  sieh  die  eine  der  beiden  Parteien  —  Ge-» 
meinde  oder  Gutebesitser  —  für  die  eine,  die  andere  für  die  andere 
Graadbeaitsform  and  findet  keine  Einigung  statt,  so  trifft  die  Kreis* 
Session  der  Friedensvermitller  die  Enteoheidung.^)  Auch  im  Gouv, 
Uohilew  and  in  den  weissrassiacben  Kreisen  des  Gour.  Witebsk 
ezistirt  nicht  fiberall  in  allen  Gemeinden  Gemeindebesitz ,  es  be- 
stimmt deikinaeh  auch  das  Gesetz,  dass  wo  „getheilte^  oder  «hof- 
weise*  Nataang  des  Landes  besteht,  dieselbe  bewahrt  wird.') 

Das  Gesetz  v.  19.  Febraar  kennt  nur  diese  beiden  Forme«  des 
Orandbesitzes :  was  nicht  „hofweiser",  „getheilter*  Grundbesitz  ist, 
soll  als  ^grossrossischer^  Gemeindebe&itz  behandelt  werden«  Es 
regelt  demnaeb  nnr  die  grundbesitzrechtlicben  Beziehungen  dieser 
beiden  Grnndbesitzformen.  Nach  Einführung  des  Gesetzes  ergab 
es  sich,  dass  eine  dritte  Form  möglich  und  in  einigen  Theilea  des 
Reichs  vorhanden  ist.  In  Folge  hervorgetretenen  Zweifels,  wi/e  auf 
einzelnen  Gütern  im  Gouv.  Mobilew  und  in  den  weissrus^ischen 
Kreisen  des  Gouv.  Witebsk  die  Entscheidung  in  Betreff  der  Grund- 
besitzform  zu  treffen  ist,  verfügt  das  ^Hauptcomitä  für  die  Organi- 
sation des  bäuerlichen  Standes^  am  12.  Juli  1862,^)  dass  in  den 
Gemeinden  des  bezeichneten  Landstrichs,  in  welchen  die  Grund« 
besitzform  weder  der  einen  noch  der  anderen  zugezählt 
werden  kann  (ne  OBaseTCH  B03iio«Hbiai'i»  npn^ncjinTb],  die  Goüver- 
nementsbebörde  auf  Vorstellung  des  Friedensvermittlers  für  jeden 
einzelnen  Fall  der  betreffenden  Gemeinde  die  Entscheidung  über- 
lässt,  ob  Gemeindebesitz  mit  solidarischer  Haft  oder  individueller 
Besitz  mit  persönlicher  Haft  für  die  Verpflichtungen  an  den  Herrn 
bestehen  soll.    Es  wird  demnach  ausdrücklich  verlangt,  dass  die 


*)  Art  119  des  «L  oealgesetzes  für  ete.  in  den  Gonvernements  Grses-^  Keu- 
aod  Weitsrasslaade**. 

')  Art.  1  des  „Localgesetses  für  etc.  Gross-,  Heu«  und  Welssrussland",  Art, 
2  d«s  „LotfaJgesetseB  fßr  die  kleinrassiseben  Gouvernements^,  Verfdgang  des 
HMpteomitd's  vom  21.  Sept.,  26.  Sept.  and  6.  Dcc.  1861. 

'i  Art  118  dw  lyLocalgesetxes  für  ete.  Gross-,  Neu-  und  Weissruseisnd**. 

*)  Siehe  »CyA'b  a  PacnpaBa**,  1.  c.  pag.  361—362. 
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Gemeinde  sich  für  die  eine  oder  die  andere  der  im  Gesets  vom 
19.  Februar  behandelten  Grundbesitzforoien  entfioheidei,  auch  wenn 
die  bestehende  Grundbesitzform  keiner  derselben  „zagezftbU  werden 
kann.f^ 

Auch  in  dem  erwähnten  Gesetz  für  die  Dom&aenbanem  rom 
24.  Novbr.  1866  findet  sich  ein  daraaf  bezüglicher  Passus.  la  den 
^Regeln  über  die  Aufstellung  und  Ausreichung:  der  Grundbücher 
(BiaAeHHUH  sannen)  an  die  Dom&nenbauern*^  findet  der  ^gemisditen' 
Grundbesitzform  als  einer  bestehenden  Erwähnung,  ohne  dass  dieselbe 
näher  bestimmt  wird.  Im  Formular  zum  Grundbuch  heisst  es  ga&a 
kurz  unter  Punkt  Y,  dass  (sei.  wenn  erforderlich)  anzugeben  ist, 
welche  Landstücke  sich  in  gemeinsamer,  nach  den  Revisionsaeeleo 

gleichmässig  vertheilter  Nutzung*'  (8% ypaBHHTejbHOM'B 

nojibaoBaBin)  und  welche  in  persönlicher  getheilter  Nutzung  (n 
yqacTBOBOM'B,  qeTBepTHOirb)  befinden.  Es  behandelt  auch  dieses  Ge* 
setz  nur  die  beiden  bezeichneten  Grnndbesitzformen.  0  Tertinni  non 
daturi 

Das  Gesetz  vom  19.  Februar  giebt,  wie  aus  der  wiedergege« 
benen  Definition  ersichtlich,  folgende  Merkmale  für  den  Gemeinde- 
besitz an: 

1.  Die  Verfügung  der  Gemeinde  über  das  Land. 

2.  Die  gleichmässige  Vertheilung  des  Landes  (nach 
Täglo*s,  nach  Seelen  „oder  auf  eine  andere  Art''),  resp.  periodi- 
sche Umtheilungen  (zur  Wiederherstellung  der  Gleichmässigkeit 
im  Grundbesitz,  die  durch  Veränderung  im  Bestände  der  Familien, 
durch  Todesfall,  durch  Austritt  aus  der  Gemeinde,  durch  Neubil- 
dung selbständiger  Familien  etc.  gestört  wird). 

3.  Die  solidarische  Haft  der  Gemeinde  in  Betreff  der  Ent- 
richtung nicht  allein  der  staatlichen,  Gouvernements-  und  commo- 
nalen  Lasten,  die  auch  beim  individuellen  Besitz  der  bäuerlichen 
Wirthe  der  Gemeinde  obliegt,  sondern  auch  in  Betreff  der  Ver- 
pflichtungen an  den  Gutsherrn,  resp.  der  Verzinsung  und  Tilgung 
des  staatlichen  Ablösungsdarlehens. 


0  In  den  „üpaBSja  j^mk  coeraaieBifl  h  Buxan  j-ocyxaperBeMim'fc  ipeerbi* 
HSiTb  BJsxtHBBix'b  sftDHcett*  hslsst  66  im  Art.  8:  In  jedem  Qmndbueh  ist  snsa* 

geben Die  Art  des  QmndbesUzes   zur  Zeit  der  Anfstellang  defselbea: 

oGu^HHBtttt,  yiacTsoButt,  HCTBepTBoB  XJH  M'KmeBBiitk.    Das  Fomnler  zam  Gnuitl* 

buch  laulet  an  der  betreffenden  Stelle : (sei.  das  Land)  vh  oÖmsBaoMv 

7paBHBTej[iiHom  no  luciy  peERsciaxii  Aynn>,  h  OTHacri  ynaerBOBorb  («etsepr 
Bomb)  nojibSOBaBiB. 
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In  allen  denjenigen  Gemeinden  also^  in  welchen  nicht  indivi« 
daeller  Ornndbesitz  sich  aasgebilclefc  hat,  soll  diese  Form  des 
Gemeindebesitzes  zn  Recht  bestehen.  Freilich  steht  es  der  Gemeinde 
ZQ,  mit  einer  Vs  Majorität  nnd  mit  Zustimmung  des  Gutsbesitzers)  so 
laags  das  Land  ihm  gehört)  zam  individuellen  Grundbesitz  über- 
zagehen,  nicht  aber  za  einer  anderen  Form  des  Gemeinde- 
besitzes. So  könnte,  um  einen  Fall  als  Beispiel  anzuführen,  eine 
Gemeinde  nicht  ^das  Recht  eines  jeden  Gemeindegliedes  auf  einen 
gleichen  Landantheil^  aufheben,  wenn  sie  nicht  zugleich  zum  freien, 
individuellen  Grnndbesitz  übergeht.  0  I^ie  Abschaffung  des  Ge- 
meindebesitzes wird  im  Gesetz  mit  nachstehenden  Rechtsfolgen  be- 
stimmt: der  bäuerlichen  Gemeinde  ist  es  überlassen,  den  Gemeinde- 
besitz in  erblichen  Besitz  umzuwandeln,  d.  h.  mit  Abschaffung 
der  Umtheilungen  und  der  gleichmässigen  Vertheilungen 
des  Gemeindelandes  dasselbe  ein  für  alle  Mal  in  Höfe 
(oo^BopHiae  y^acTBR)  zu  parcelliren  und  diese  den  Haus- 
wirthen  zur  erblichen  Nutzung  zu  vergeben.^)  Eine  dritte 
Form  des  Grund  besitzrech  ts  statuirt  das  Gesetz  nicht. 

Diese  im  Gesetz  liegende  Tendenz,  die  grundbesitzrechtlichen 
Verhältnisse  zu  nivellireu,  ist  ein  bedeutungsvolles  Moment  in  der 
Neugestaltung  des  «grossrussischen^  Gemeindebesitzes,  wenn  auch 
dabei  die  grosse,  der  Gemeinde  zugetheilte  Macht  in  markgenossen- 
schaftlichen Angelegenheiten  ihr  die  Möglichkeit,  sich  in  den  weiten 
Grenzen  des  Gesetzes  frei  zu  bewegen,  gewährt.  —  Dass  aber  eine 


>)  Das  im  Art.  54,  Punkt  2  des  „AUg.  Gesetzes  über  die  ans  der  Leibeigen- 
Bchaft  ausgetretenen  Bauern"  der  Gemeinde  zugesprochene  Recht  der  Entschei- 
dung aber  die  Vertbeilung  von  Gemeindeland  zu  erblichen  Höfen  (o  pasA^jilb 
xipcKHxib  »eueih  na  nocTOSRHue  Racj^xcTBeHRue  ^nacTRH)  im  Unterschied  von 
dem,  im  Punkt  1  statuirten  Rechte  in  Betreff  der  Umwandlung  des  Gemeinde- 
in  g^etheilten,  erblichen  Besitz  (desgleichen  Art.  51,  Punkt  6  desselben  Gesetzes) 
bezieht  sieh  altem  Anseheine  nach  nicht  anf  die  Gemeinden  mit  Gemeindebesitz, 
»ondem  nnr  anf  die  Gemeinden  mit  persönlicliem  Besitz,  die  daneben  in  gemein- 
samer Hntznng  befindliches  Land  (Weide,  nngetheiltes  Gehöftland  etc.  etc.)  be- 
sitzen und  über  freigeworgene  Höfe  verfügen.  (Siehe  aach  A.  Skrebizki:  KpecTb- 
aHCKoe  AiiÄO  bi»  i^apcT.  Iliinep.  AjeRcauApa  II  etc.,  Bd.  I,  pag.  458  (Punkt  7), 
459  (Pnnkt  1  nnd  2).  —  Jene  Bestimmung  findet  sich  auch  nicht  im  „Local- 
gesetz  für  etc.  Gross-,  Neu-  nnd  Weiser nssland**.  Sie  ist  nicht  zn  yerwechseln 
mit  dem  Rechte  der  Gemeinde,  zur  Bildung  neuer  Gehöfte,  Landstücke  aus  dem 
GeaammtgehÖftareal  auszuscheiden  und  zur  erblichen  Nutzung  den  betreffenden 
Familien  znzutheilen,  sowie  auch  nichtmit  dem  Rechte  der  Ausscheidung  einzelner 
Glieder  ans  dem  markgenossenschaftlichem  Verband  mit  Bewahrung  des  Land- 
aatbeils,  d.  i.  dessen  Ausscheidung  aus  dem  Gemeindebesitz. 

^  Art  115  des  „Localgesetzes  für  etc.  Gross-,  Neu-  nnd  Weissrnssland". 


^  i 
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solche  RegeluDg  des  GrnndbeBitzrechts  die  rerschieden  gestatteten 
grundbesitzrechtlichen  Verhältnisse  in  ihrer  Entfaltung  stören  kann, 
dafür  haben  wir  ein  Beispiel  (siebe  Seite  74)  angeführt  und  werden 
an  geeigneter  Stelle  anf  dieses  Moment  zurückzukommeo  haben. 

Von  grösserer  Bedeutung  als  das  angeführt-e  Moment  sind  die 
zwei  folgenden:  Die  persönliche  Freiheit  der  Bauern  und 
die  neue  Macht  der  Gemeinde,  auf  welche  die  bisherige  Ge- 
walt der  Gutsbesitzer  übergegangen  ist,  sind  es,  die  dem  Gemeinde- 
besitz jetzt  eine  ganz  neue  Gestalt  und  Bedeutung  Terleihen. 

Mit  Einführung  der  persönlichen  Freiheit  kann  über  die  Person 
des  Bauern  nicht  mehr  willkürlich  verfügt  werden.  Der  Gutsherr 
kann  ihn  weder  zu  seinen  Hofsleuten  ziehen  ,  noch  durch  Verkauf 
oder  durch  Versetzung  in  eine  andere  Markgemeinde  aus  seiner 
beimathlichen  Gemeinde  entfernen.  Bisher  war  Solches  h&ofig  ge- 
schehen, zumal  wenn  die  Bevölkerung  einer  Gemeinde  so  sehr  zu- 
genommen hatte,  dass  eine  Vertheilung  der  Mark  auf  Alle  eine  tn 
grosse  Parcellirnng  des  Bodens  hervorgerufen  h&tte  und  ein  zu  ge- 
ringer Landantheil  den  Familien  zugefallen  wäre.  Auch  theitle  der 
Gutsherr  in  solchen  Fällen  einen  Theil  des  in  seiner  unmittelbaren 
Bewirthschaftuog  befindlichen  Landes  der  Gemeindemark  zu  oder 
er  kaufte  zu  diesem  Zwecke  in  der  Nachbarschaft  befindliehes  Land. 
(Auch  den  Dom&nenbalaern  ward  —  bei  Zunahme  der  Bevölkerung 
in  der  Gemeinde  —  neues  Land  zugewiesen.)  Um  die  ihm  snr 
Verfügung  stehenden  Arbeitskräfte  auf  die  productivste  Art  zu  ver* 
wenden,  schickte  er  auch  den  überschüssigen  Theil  derselben  aaf 
auswärtige  Arbeit  aus:  er  überliess  Arbeiter  entweder  einem  Unter- 
nehmer, der  ihrer  bedurfte,  oder  er  stellte  es  ihnen  selbst  frei,  sich 
Arbeit  zu  suchen,  und  verpflichtete  sie  zur  Entrichtung  eines 
^Obrok*.  Wie  sehr  auch  die  Leibeigenschaft  dem  Humanitätsbegriff 
widerstreitet,  das  wenn  auch  in  gewissen  Fällen  gesetzlich  beschränkte, 
in  Wirklichkeit  aber  freie  Verfügungsrecht  des  Gutsherrn  über  seine 
Bauern  hatte  in  Betreff  des  Gemeindebesitzes  den  Vorzug,  dass  es 
eine,  den  volkswirthschaftlichen  Bedürfnissen  entsprechende  Ver- 
theilung der  Bevölkerung  über  das  Land  anzubahnen  erstrebte: 
hier  geschah  einer  relativen  Uebervölkerung,  wie  sie  sich  bei  der 
primitiven  Bodenbestellung  leicht  bildete,  Abhilfe,  um  dort  den 
Bedarf  an  Arbeitskräften  Genüge  zu  leisten.  —  Mit  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  verschwand  jenes  Verfügungsrecht:  der  Bauer  ge- 
niesst  die  persönliche  Freiheit,  in  deren  Ausübung  er  jedoch  in 
soweit  beschränkt  wird,  als  zum  Austritt  aus  dem  Gemeindeverbaod 
die  Genehmigung  der  Gemeinde  erforderlich  ist.    Dieselbe  iuqsb  ihm 


▼OD  der  Oeneiode  mnt  dann  ertheiU  werden,  wenn  anf  ihm  und 
aof  der  Gemeinde  keinerlei  Rfickstande  an  zu  entrichtenden  Steuern 
und  anderen  Zahlangen,  sowie  kein  staatliches  Ablösangsdariehen 
ruht,  nnd  die  anderen  den  Bauer  persönlich  ti'effenden  Veranlassungen, 
wie  sie  oben  mitgetheilt,  nicht  Torliegea.  So  lange  das  bäuerliche 
Land  sieh  noch  im  Eigentbum  des  Gutsbesitzers  befindet,  steht  die« 
sem  ein  in  gewissen  Grenzen  beschränktes  Veto  zu;  hat  die  Ge- 
meinde 2nr  Erwerbung  des  Eigenthuma  an  der  Geineindemark  die 
Sfcaatshflire  in  Anspruch  genommen,  so  kann  ein  Bauer  nur  mit 
Entrichirnng  der  Hälfte  des  anf  ihn  entiallenden  Schuldantheils  und 
wenn  ausserdem  die  Gemeinde  die  Bürgschaft  fftr  die  andere  Hälfte 
der  Schuld  fibernimmt,  aus  der  Gemeinde  scheiden.  Da  nun  be- 
reits in  dar  grösston  Zahl  der  Gemeinden  die  Staatshülfe  in  An- 
spruch genemmoin  ist^  so  hat  die  Gemeinde  hier  das  unbeschränkte 
Recht,  jeden  Anstritl  an  untersagen.  Nur  wenn  der  Bauer  die 
zu  6^/ii  eapitaliairte  Pacht,  reep.  die  gesammte  anf  ihn  entfallende 
Qvote  der  Ablösnngsschnld  entrichtet,  kann  er  die  Gemeinde  fi-ei 
und  unbehindert  verlassen. 

Andererseits  ist  in  Erwägung  en  ziehen,  dass  gerade  in  den 
mit  ZahlongsrCIckständen  belasteten  Gemeinden  häufig  das  Aus- 
scheiden einer  Anzahl  von  Gemeindemitgliedern  die  ökonomische 
Lage  der  Gemeinde  verbessern  wörde,  in  den  Fällen  nämlich,  wenn 
ihre  precaire  Lage  eine  Folge  der  aus  einer  Bevölkerungszunahme  und 
aus  Familientheilungen  entstandenen  zu  grossen  Zersplitterung  des 
Gemeindelandes  ist  Das  Erschweren  des  Ausscheidens  von  Gemeinde- 
gliedem  kann  demnach  unter  Umständen  gerade  das  Entgegengesetzte 
von  dem  durch  das  Gesetz  Beabsichtigten  zu  Tage  fördern;  die  Sicher- 
heit des  Einfliessens  der  Zahlungen  kann  statt  erhöht,  geradezu  ver- 
ringert werden.  Gesetzt  anch  den  Fall,  dass  die  Gemeinde  jedes  ihr 
zu  Gebote  stehende  Mittel  anwendet,  um  im  Falle  einer  solchen  relati« 
ven  Uebervölkerung,  den  wir  hier  vor  Augen  haben,  den  Austritt 
zu  erleichern,  so  muss  erst  noch  eine  andere  Vorbedingung  ein- 
treffen, damit  der  Zweck,  d.  i.  die  Wiederherstelluug  eines  ökonomisch 
richtigeM  Verhältnisses  der  Bevölkerung  zu  dem  der  Verfügung  der 
Gemeinde  unterliegenden  Landareal ,  erreicht  werde.  Es  fragt 
sich  nämlich,  ob  Gemeindegiieder  zum  Aufgeben  der  liebgeworde- 
oen  Heimath  und  des  ihaeu  zufallenden  Landantheils  sich  bereit 
finden  werden?  Bleibt  nun  aber  die  ansässige  Bevölkerung  mit  dem 
heranwachsenden  Geschlecht  auf  der  begrenzten  Gemeindemark,  so 
wird  je  nach  der  Schnelligkeit  der  Zunahme  der  Bevölkerung  früher 
oder  später,  aber  unausbleiblich  ein  Zeitpunkt  eintreten,  in  welchem 
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die  Zersplitterung  des  Bodens  sich  als  drückend,  sowal  in  socicl- 
sittlicher,  als  in  ökonomischer  Beziehung  heransstellen  wird.  An 
ein  freiwilliges  Aufgeben  seines  Gemeinderechts  wird  der  Einzelne 
um  so  weniger  denken,  je  näher  der  Termin  heranrficki,  an  welchem 
die  letzte  Zahlung  für  das  staatliche  Dahrlehen  entrichtet  wird, 
vollends  wird  er  aber  seinen  Landantheil  nicht  den  Übrigen  Gemeinde- 
genossen schenken,  wenn  er  seinen,  wenn  auch  noch  so  zasammen« 
geschrumpften  Seelenantheil  schuldenfrei  besitzen  und  nnr  die 
öffentlichen  Lasten  und  Steuern  für  denselben  tragen  wird. 

Mit  dem  Anwachsen  der  Bevölkerung  wird  aber  eia  stetig  ab- 
nehmender Theil  der  in  der  Gemeinde  vorhandenen  Arbeitskräfte 
in  der  Bestellung  des  Gemeindelandes  Beschäftigung  finden.  Dann 
entsteht  die  für  den  Bestand  des  Gemeindebesitzes  entscheidende 
Frage,  wie  die  überschüssige  Arbeitskraft  Verwendnag  finden  wird. 
In  zweierlei  Arten  kann  diese  Frage  ihre  Lösung  finden.  Falls 
die  Gemeinde  die  moralische  Kraft  gehabt  hat,  die  Famiiientheilno- 
gen  in  den  engsten  Schranken  zu  halten,  werden  jene  überflüssigen 
Arbeitskräfte  im  weiten  Reich'  Beschäftigung  und  Unterhalt  finden, 
wenn  jedoch  die  Familientheilungen  mit  der  Bildung  von  FamilicD 
zusammengegangen  sind,  dann  wird  die  ganze  Bevölkerung  an  die 
Scholle  gebunden  sein  und  nur  in  der  nächsten  Umgebung  und  auf 
kurze  Zeit  auf  Arbeit  ausgehen  können,  da  die  Besorgung  der  eige- 
nen, wenn  auch  noch  so  kleinen  Wirthschaft  sie  immer  wieder  an 
den  häuslichen  Heerd  zurückrufen  wird. 

Sorgfälltigere  Bodenbestellung  und  der  Uebergang  zu  einer  inten- 
siveren Wirthschaftsmelhode  haben  die  Tendenz,  jenen  Process  anfza- 
halten,  indem  sie  ein  grösseres  Arbeitsquantum  verlangen.  Dabei 
ist  jedoch  nicht  ausser  Auge  zu  lassen,  dass  zu  jener  Umwandlong 
erst  die  Vorbedingung  einer  vcrgrösserten  Nachfrage  nach  Bodeo- 
produeten  und  der  Erhöhung  ihrer  Preise  eintreffen  muss,  eine 
Vorbedingung,  die  in  weiten  Landstrichen  Russlands  erst  mit  einer 
bedeutenden  Entfaltung  der  (ausserlandwirthschattlichen)  gewerbli- 
chen Thätigkeit  in  Kraft  treten  wird. 

Wie  durch  die  Einführung  der  persönlichen  Freiheit  die  bis- 
herige Regelung  des  Verhältnisses  der  Bevölkerung  zum  Gemeinde- 
land beseitigt  wurde,  so  ward  die  Institution  des  Gemeindebesitzefi 
auch  durch  die  neue  Machtstellung  der  Gemeinde,  die  dss 
Gesetz  vom  19.  Februar  ihr  zuweist,  wesentlich  alterirt  und  awsr 
in  Betreff  des  Verfügungsrechts  über  das  Gemeindeland. 

Wie  häufig  auch  die  Gutsherrn  ihre  fast  unbeschränkte  Gewalt 
über  ihre  Leibeigenen  in  unmenschlicher  Weise  genüssbraucbt  haben, 
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in  allen  den  Gemeindebesitz  betreffenden  Angelegenheiten  mnsste  ihre 
Macht  im  Grossen  und  Ganzen  segensreich  wirken.  Denn  nicht 
aliein  moralische  Gründe,  sondern  ganz  vornehmlich  das  eigenste 
wirtbschaftliche  Interesse  zwangen  ihn^  resp.  seinen  Vertreter,  in 
Betreff  der  Yerfdgung  und  Nutzung  des  bäuerlichen  Landes  das 
Wohl  der  ganzen  Gemeinde  wie  das  der  einzelnen  Wirthe  zu  be- 
fördern: TOn  der  wirthschaftlichen  Lage  seiner  Bauern  hing  sein 
Einkommen  ab.  Um  dasselbe  sicher  zu  stellen,  musste  er  die  schäd- 
lichen Wirkungen,  die  die  Feldgemeinschaft  mit  sich  bringen  kann, 
za  beseitigen  suchen.  So  verbot  er,  wie  es  genügend  nachgewiesen  ist, 
hänfige  Umtheilungen  und  Familientheilungen,  wo  sie  dem  Gedeihen 
der  bäuerlichen  Wirthschaft  störend  werden  mussten,  so  verhinderte 
er  nngerechte  Vertheilungen  des  Landes,  so  setzte  er  durch,  dass  bei 
Neuvertheilungen  der  sorgsame  Wirth  seine  gut  bestellten  Aecker 
nicht  gegen  deteriorirte  umgetauscht  erhielt.  So  sah  er  darauf,  dass 
die  Bauern  ihr  Land  gut  bestellten,  regelmässig  düngten,  die  Wiesen 
reinigten  etc.  Die  solidarische  Haft^  die  auch  zur  Zeit  der  Leib- 
eigenschaft und  zwar  dem  Gutsherrn  gegenüber  bestand,  wurde  von 
dem  Berechtigten  schon  im  eigensten  Interesse  nicht  streng  und 
schonungslos  in  Anwendung  gebracht.  Im  Ganzen  war  die  Lage 
des  Gutsherrn  eine  solche,  däss  er  in  Jahren  theil weiser  oder  voll- 
ständiger Missernte  den  Bauern  die  Entrichtung  ihrer  Leistungen 
standen  konnte ,  indem  er  entweder  aus  eigenen  Mitteln  oder  mit 
Inanspruchnahme  seines  Credits  die  Steuern  sowie  seine  eigenen 
Bedürfnisse  deckte,  und  er  that  dieses,  um  seine  Bauern  nicht  in 
ihrer  Wirthschaftsfähigkeit  für  die  Folgezeit  zu  schädigen.  Auch 
hielt  ihn  sein  persönliches  wirthschaftlicbes  Interesse  davon  ab,  die 
durch  Arbeitsamkeit  und  Sparsamkeit  wohlhabend  gewordenen  Wirthe 
für  die  Aermeren  zahlen  zu  lassen,  da  er  es  leicht  einsah,  dass  in 
solchem  Falle  die  Bauern  von  einer  erhöhten  Anspannung  ihrer 
Kräfte  abgeschreckt  werden  würden.  —  Wenn  auch  Anhänger  des 
Gemeindebesitzes  es  wiederholt  betonen,  dass  „zum  Glück"  es  nicht 
die  Mehrzahl  der  Gutsherren  war,  die  sich  in  die  bäuerliche  Wirth- 
schaft mischten,  so  musste  schon  die  Möglichkeit  des  gutsherr- 
lichen Eingreifens  die  Gemeinde  von  ungerechten  Massnahmen  gegen 
den  Einzelnen  (bei  Vertheilung  des  Landes  etc.)  abhalten. 

Die  gutsherrliche  Macht  ging  durch  das  neue  Gesetz  auf  die 
Gemeinde  über,  die  in  Betreff  der  Verfügung  über  das  Land 
unumschränkt  ist.  Die  Va  Majorität  ist  souverän  in  markgenossen- 
schaftlicfaen  Angelegenheiteil.  Dem  hierbei  etwa  geschädigten  Ge- 
meindegliede  steht  kein  Weg  der  Klage   oder  Beschwerde  an  eine 
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höhere  InstaBs  offen.  Wir  finden  im  Enaancipationegeeets  keioerlei 
BeBtimmongr,  io  welchen  F&llen,  wie  nnd  bei  welcher  Behörde  oder 
amttragenden  Pereon  eine  Klage  oder  Besehweixle  gegen  Beachlfisse 
der  Gemeinde  in  Betreff  der  Verfügung  über  das  Gemeindeland 
▼orgebracht  werden  können J)  Nur  der  eine  Fall  ist  vorgesehen, 
dass,  wenn  ein  Gemeindeglied  —  nach  erfolgter  Brwerbnag  dei 
Gemeindelandes  Kum  gemeinsamen  Eigenthom  —  die  Aastkeilong 
seines  Landantheils,  d.  i.  dessen  Ausscheidung  aus  dem  maricgenoesen« 
sohaftlichen  Gesammteigenthomr  beansprucht,  was  er  gesetalich  ver- 
langen kann ,  in  Betreff  der  Auseinandersetzung  etwa  eoteteheade 
Streitigkeiten  zwischen  der  Gemeinde  und  dem  Bauern  der  Friedens- 
yermittlersession  überwiesen  werden.  (Solche  Streitigkeiten  köunea 
namentlich  dann  leicht  entspringen,  wenn  die  Gemeinde  die  Natural» 
ausscheidung  des  Landantheils  für  „ungeeignet  oder  unmöglich*  b&it 
und  sich  für  die  in  solchem  Falle  gesetzlich  gestattete  Eotschftdi- 
gung  dureh  Geld  statt  der  Landanweisnng  entscheidet).^)  Aber 
wol  bemerkt,  diese  Bestimmung  bezieht   sich    auf  das  Ausscheiden 

0  Die  hierbei  in  Betracht  kommende  Instanz  wäre  der  FriedensTermitÜer 
(vnpoBOft  nocpeABRKi») ,  resp.  die  Kreis-Friedensrermitiler-Session  und  die  Oon* 
▼ernementsbebörde  für  Banersachen.  Ausser  Streitigkeiten,  Klagen  und  fiberhsapt 
allen  Fragen,  die  ans  den  obligatorischen  VerhiUtnissen  zwisohen  Gotsberrn  ao4 
zeitweilig  verpflichteten  Bauern  entspringen,  sind  dem  Friedensvermittler  das 
gerichtlich -polizeiliche  üntersachungsverfahren  in  den  mit  den  bäuerlich  -  land- 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  in  Verbindung  stehenden  Angelegenheiten  und 
eine  administrativ-judiciftre  Controle  Aber  die  ländlichen  Gemeinden  und  Gebiete 
äbertragen.  In  der  speeiellen  Aufzählung  der  Gompelenzen  des  Priedensveraiitt- 
lers,  resp.  der  Kreissession  derselben  finden  sich  nur  anfahrt:  Klagen  tq& 
Bauern  und  Gemeinden  wider  die  (aoJiocTaue  czo^u)  Wolostversammlungen 
(diese  sind  die  communale  Vertretungskörperschaft,  die  aus  den  Wolost-  und 
den  Gemeindebeamten,  sowie  aus  von  den  bäuerlichen  Wirthen  in  dieselbe  er- 
wählten Delegirten  besteht;  eine  Wolost,  Gebiet,  nmfissst  zumeist  mehrere 
„ländliche  Gemeinden^  —  ,,eeiiiieicoe  oön^ecrao"  ->  nur  besoadera  gvosie  Ifark- 
gemeinden  bilden  je  eine  besondere  Wolost),  endlich  Klagen  wider  die  Gebist»- 
Verwaltung  und  die  amttragenden  Personen.  Dagegen  finden  Klagen  gegen  die 
Markgemeinde,  die  „ländliche  Gemeinde",  nur  Erwähnung  in  Betreff  solcher  voa 
Seiten  auswärtiger  Personen.  Siehe  Art.  1,  23—35  des  „Gesetzes  Über  die  Gou- 
vernements- nnd  Kreisbehörden  in  Bauersachen**.  Je  nach  der  Persönlichkeit 
des  Friedensvermittiers  griff  er  jedoch  in  praxi  auch  in  dieser  Besiahung  m, 
ohne  gesetzlich  Recht  und  Pflicht  dazu  zu  haben.  —  Mit  Einführung  der  Jnstizr^ 
form  vom  20.  Kovbr.  1864  wurden  die  jndiciär- polizeilichen  Competenzen  der 
Friedensvermittler  etc.  den  ordentlichen  Gerichten  überwiesen.  Dureh  das  Ge- 
setz vom  27.  Juni  1874  ist  dieses  Institut  vollständig  aufgehoben:  ein  Tbeil 
seiner  ihm  verbliebenen  Competenzen  ist  den  FricHtensriehtem,  der  andere 
Theil  —  die  agrarischen  Angelegenheiten  —  einer  besonderen  Kreiacommissioo 
für  bäuerliche  Angelegenheiten  übertragen. 

*)  Art.  36  des  „Allgemeinen  Gesetzes  etc.* 
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M8  den  markgeBMBenactaflUdieii  Verbaod.  Der  Fall  der  Schädi- 
gung indiridaeller  Rechte  mt  Oemeindeverband  dnrch  die  Gemeinde 
ist  nicht  rorgesehen,  denigemäss  auch  kein  Rechtsmittel  zum  Schutz 
des  Geschädigten  angegeben. 

Von  den  Redactionsoommissionen  ward  wiederholt  der  Grund- 
sati  ausgesprochen,  das  ökonomische  Interesse  der  Gemeinde  sei 
ein  ,uofeblbarer''  Richter.  Es  sind  aber  einerseits  Fälle  vorhanden, 
in  welchen  das  ^ökonomische  Interesse^  der  Vs  Majorität  gegen  ein 
wohlbegrflndetes  und  berechtigtes  Interesse  einzelner  Genossen  steht. 
Wird  auch  hier  der  „unfehlbare  Richter''  das  Recht  finden?  Anderer- 
seits ist  auch  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  — ^  zumal  bei  dem  bestehenden 
Zustand  der  geistig-sittlichen  Entwickelung  der  Bauern  —  diese  die 
Einsicht  nnd  den  Willen  haben,  diewahren  Interessen  der  gesammten 
Gemeinde  in  zweckentsprechender  Weise  (mit  Berücksichtigung  der 
Interessen  nnd  Bedürfnisse  derZukunft  etc.)  zu  vertreten  und  zu  wahren. 

Das  Gesetz  behandelt  den  Gemeindebesitz  als  eine  Privat- 
angelegenheit der  resp.  Gemeinde.  Selbst  von  diesem  Gesichts- 
ponkte  aus  ist  ein  gesetzlicher,  durch  das  Gericht  gewährleisteter 
Schatz  der  Privatinteressen  der  Bauern  geboten. 

3.  Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  hat  den  gutsherrlichen 
Bauern  nicht  allein  die  persönliche  und  staatsbürgerliche  Freiheit, 
die  freie  Selbstverwaltung  und  die  niedere  Rechtspflege,  ausgeübt 
dnrch  selbständig  gewählte  Richter,  zugesprochen,  das  Gesetz  hat 
ihnen  auch  das  Recht  gewährt,  das  ihnen  zur  Nutzung  zugetheilte 
Land  (Bauerland)  durch  Kauf  zum  Eigenthum  zu  erwerben.  In 
Anerkennung  der  grossen  socialen  und  öconomischen  Bedeutung 
dieser  Frs^e  hat  die  Staatsregierung,  wie  bemerkt,  die  Eigenthums- 
efwerbung  durch  die  Gewährung  von  Darlehen  erleichtert. 

Ueber  den  Fortgang  der  Ablösung  des  Bauerlandes  liegen  keine 
genügend  ausführlichen  Auswei&e  vor.  Freilich  wird  monatlich 
eine  Tabelle  nüber  den  Stand  der  Ablösnngsoperation  seit  Eröffnung 
der  Thätigkeit  des  Hanptinstituts  für  die  Ablösung  (riaBnaro  bu« 
Kynaaro  y^pemjieei»)  d.  i.  vom  27.  October  1861'',  im  ^Regiernngs- 
Anzeiger^  veröffentlicht.  Die  hier  gebotenen  Daten  beziehen  sich 
Jedoch  nur  auf  die  Eigentbumserwerbungen ,  die  mit  Inanspruch- 
nahme des  Staatscredits  erfolgt  sind.  Eine  erfreuliche  Vervollständigung 
haben  jene  Daten  durch  die  jüngst  im  „Regierungs-Anzeiger*'  (Nr.  29i 
Tom  &  Februar  1876)  pnblidrte  Tabelle  über  die  bis  zum  1.  Januar 
18T6  zu  Stande  gekommenen  Kaufverträge,  über  die  Seelenzahl 
der  bäuerlichen  Grundeigenthümer  und  der  ^zeitweilig -verpflich- 
teten** Bauern  in  37  sogenannten  inneren,  weiter  unten  angegebenen 
Gonvernements  erfahren.   Die  beifolgende  Tabelle  (Seite  254  u.  255) 
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1.  Orenburg 

2.  Charkow 

3.  Cherson 

4.  Jekaterinoslaw 

5.  Wätka 

6.  Taurien 

7.  Ufa') 

8.  Tscbernigow 

9.  Ssamara 

10.  Kasan 

11.  Ssaratow 

12.  Ssimbirsk 

13.  Woronesh 

14.  Pensa 

13.  Smolensk 

16.  Nowgorod  ........ 

17.  Gebiet  der  Donsehen  Trappen. 

18.  St.  Petersburg 

19.  Moskau 

20.  Twer 

21.  Poltawa 

22.  Jaroslaw 

23.  Tambow 

24.  Kaluga 

25.  Pskow 

26.  Wladimir 

27.  Räsan 

28.  Rostroma 

29.  Olonez 

30.  Orel 

31.  Perm 

32.  Tula 

83.  Wologda 

31.  Kursk 

35.  Nishni-Nowgorod 

36.  Astrachan 

37.  Stawropol 
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7.162 

8.692 

2.419 

1.677 

10.473 

31.587 

13.026 

13.622 

46.182 

32.436 

41.710 

48.772 

67.649 

40.520 

28.726 

33.943 

74.460 

90.390 

75.725 

60.021 

91.847 

82.629 

51.296 

110.200 

128.307 

112.243 
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128.551 

128.192 

158.763 

45.467 

174.729 

167.769 
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8 

22 
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1.541 
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837 

723 

636 

448 

580 

1.999 

732 

307 

369 

335 

540 

1.358 

343 

1.055 

1.186 

225 

3421 

982 

222 

10 

740 

150 

1.042 

102 

942 

849 

2 
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71 

124 

85 

64 

17 

154 

416 

122 

128 

326 

228 

227 

430 

2.539 

8.642 

234 

1.691 

1.905 

4.290 

279 

2.770 

678 

1.490 

5.139 

2.438 

1.200 

8.067 

77 

1.095 

215 

1.152 

975 

513 

861 

6 
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72 
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1.957, 
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465> 
1.049 

864 

675 
1.010 
4.538 
4.374 
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2.060 
2.240 
4.830 
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3.113 
1.733;  2 
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5.364:  1 
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2.182 
3  289 
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1.835J 
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1.210| 
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Zusammen 


2.118.664 


21.204 


38.66769.8714. 
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ides  am  I.  Januar  1876. 
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2.142 
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1.225 
4.538 
4.388 
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2.247 
4.832 
1.746 
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1.896 
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2.793 
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1.835 
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1.087 
1.492 
1.314 
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9 


26.813 

173.452 
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121.004 

21.952 

13.896 

67.912 

203.529 

82.698 

77.991 

260.384 

168.731 

181.282 

203.220 

259.494 

142.951 

96.536 
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252.299 

208.353 

137.305 

245.160 

198.902 

121.808 

201.094 

231.384 
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186.017 

185.312 

205.300 
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191.7201 

175.262 

1.818 

3.338 


42.233 
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18.843 
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1.012.680 
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24.871 

15.573 

78.885 

235.116 

95.724 

91.613 

306.616 

200.967 

222.992 

251.992 

327.143 

183.471 

135.262 

144.120 

282.527 

342  689 

284.078 

187.326 

337.007 

281.531 

173.104 

311.294 

359.691 

284.895 

4654 

314.568 

313.504 

364063 

96.575 

366.449 

343.031 

5.374 
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96 
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89^ 
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85„ 
84^ 
84« 

81  „ 
80^ 

79,3 

76.T 
76 

73 

73 

73,3 

73« 

72« 

70„ 

70,4 

64,3 
60„ 
60» 
59„ 
59„ 
56,4 
ß2„ 
52,3 

öl,i 
38,8 

81- 


13 


7.421.199 


71^% 


—    48«    — 

ist  aus  einer  Zusammenstellang  der  letztbezeidbnegten  Tabelle  «ad 
der  über  den  Stand  der  Ablösnngsperation  am  1.  Jannar  1876 
(Regierungs-Anzeiger  Nr.  9,  vom  13.  Januar  1876)  hervorgegangen. 
Beide  Publicationen  genfigen  jedoch  noch  nicht  allen  Anforderungen: 
die  Angaben  sind  nur  nach  Oouv^ernementa  geschieden^  was  im  Hin- 
blick auf  ihre  grosse  Ausdehnung  und  die  verschiedengestaUige 
öconomische  Beschaffenheit  ihrer  Theile  zu  bedauern  ist;  die  Grösse 
des  abgelösten  Landes  ist  nur  in  Betreff  der  mit  staatlicher  Bei« 
hülfe  erfolgten  Landerwerbungen  angegeben;  und  endlich  ist  hin- 
sichtlich  der  ohne  staatliche  Mitwirkung  zu  Stande  gekommenen 
Landerwerbungen  nicht  zu  ersehen ,  wie  viele  dieser  Haaren  ihr 
Land  käuflich  erstanden  haben  und  wie  ^iele  durch  Verzicht- 
leistung anf  einen  Theil  des  ihnen  gesetzlich  zur  Nutzung  zn* 
stehenden  Landes  den  anderen  Theil  ohne  Entschädigung  cum  Eigen- 
thum  erhalten  haben. 

Die  erwähnten  37  Gouvernements,  welche  die  Tabelle  über  die 
erfolgten  Landerwerbcmgen  umfaa^t,  bestehen  aus  sämmtlichen  Gen- 
vernemeDtS)  für  welche  das  Gesetz  vom  19.  Februar  Geltung  hat, 
mit  Ausnahme  der  westlichen  Gouvernements,  für  welche  —  is 
Folge  des  polnischen  Aufstandes  —  besondere  Gesetze  erlassen  sind, 
die  die  obligatorische  Ablösung  des  Bauerlande«  decretiren.  Es 
sind  demnach  in  jener  Zusammenstellung  sämmtliche  Govvemements 
enthalten,  in  welchen  die  bäuerliche  Bevölkerung  im  Gemein debeeiti 
lebt,  aber  mit  Ausschluss  der  betreffenden  Kreise  und  Gemeinden 
des  Gouvernements  Witebsk  und  Mohilew,  und  mit  Einsehlnss 
auch  der  Kreise  und  Gemeinden  der  Gonvernem^ents  Tschernigow 
und  Charkow,  in  welchen  individueller  Grundbesitz  besteht«  Endlich 
gehört  zu  jener  Gruppe  noch  das  Gouvernement  Poltawa,  in  welches 
individueller  Grundbesitz,  wie  bemerkt,  herrscht. 

Ueber  den  Stand  der  Ablösung  des  Bauerlandes  ergiebt 
sich  aus  der  Tabelle  Folgendes.  Von  der  Gesammtzahl  der  männ- 
lichen Seelen  (früher  gutsherrlichen  Leibeigenen)  in  den  bezeich- 
neten 87  Gouvernements,  die  7,421,199  beträgt '))  ist  bis  zum  1.  Ja* 


>)  MitAassehlass  der  log.  Hofesleute,  dSe  nicht  Aekerbauer  wtren,  und  der 
früheren  Leibeigenen,  die  anf  kleinen  Qi&tem  sasaen  (■anonoiilieTBHe).  Za  der 
Categorie  der  kleinen  Qaftsbesitaer  zählt  das  Ottetz  Diejenigen,  anf  deren  Huaen 
bei  der  zehnten  Revision  weniger  als  21  .Seelen  männliehen  Qeschiediti  verseidi' 
net  waren  und  die  dabei  entweder  gar  Icein  urbares  Land  oder  ein  gerioger«« 
Quantum  an  Land  besaesen,  als  die  für  die  versehiedenen  Theile  dt»  Reieh« 
versehieden  normirte  Ifiaimalgrösse  betrug.  Für  diese  Bauern  gilt  eine  Reibe 
besonderer  Bestimmungen.  Das  QtneU  befördert  ihre  Aneleilelnng  anf 'Oonla<n- 
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Doar  1876  das  Land  von  5^302,S3ö  Seelen  zum  bäuerlichen  Eigenthum  er- 
vforbeo,  so  dass  noch  2,118,664  Seelen  im  „zeii;weil)g  verpflichtenden*^ 
Verbftltnisse  zam  Gutsherrn  stehen.  In  Procenten  ausgedrückt, 
sitzen  71,«%  der  Seelen  auf  eigenem  Grund  und  Boden,-  wi^hrend 
28^  7o  noch  Geldpacht  (oder  Frohne)  dem  Gutsherrn  zu  entrichten 
haben.  Dieses  Verh&ltniss  ist  in  den  einzelnen  Gouvernements  sehr 
Terschieden.  Von  der  bäuerlichen  Bevölkerung  sind  Grundeigen- 
thdffler: 

Ein  Drittel  in  den  zwei  Gouvernements  Stawropol  (31,6%) 
und  Astrachan  (33^8  %)• 

Zwischen  60 — 60  Vo  in  den  sechs  Gouvernements  Nishni- 
Nowgorod,  Kursk,  Wologda,  Tula,  Perm  und  Orel. 

Zwischen  60-* 70  %  in  den  vier  Gouvernements  Olonez, 
Kostroma,  Räsan  und  Wladimir. 

Zwischen  70 — 80  ^/o  in  den  elf  Gouvernements  Pskow,  Ka» 
iaga,  Tambow,  Jaroslaw,  Poltawa,  Twer,  Moskau,  Petersburg,  d|is 
Gebiet  der  Donschen  Truppen,  Nowgorod  und  Smolensk. 

Zwischen  80 — 90  7o  in  den  neun  Gouvernements  Pensa,  Wo- 
ronesh,  Ssimbirsk,  Ssaratow,  Kasan,  Ssamara,  Tschernigow,  Ufa 
und  Taurien. 

lieber  90%  ^n  den  fünf  Gouvernements  Wätka,  Jekaterinos- 
Ia«\  Cberson,  Charkow  und  Orenburg  (98,o%) 

Die  Grundeigenthumsrechte  sind  durch  63,642  Verträge  erlangt. 
Von  der  Gesammtzahl  haben  637,852  männliche  Seelen  durch  3771 
Verträge  das  Land  eigenthtimlich  erworben  ohne  staatliche  Mit- 
wirkung, während  diese  bei  den  übrigen  59,871  Verträgen,  durch 
welche  4,664,683  Bauern  Grundeigenthümer  geworden,  erbeten  wurde. 
Von  diesen  Verträgen  sind  21,204  durch  freie  Vereinbarung  zwi« 
sehen  Gutsherrn  und  Bauern  zu  Stande  gekommen,  die  übrigen  Kauf- 
verträge durch  einseitige  Forderung  der  Gutsherren  (resp.  der 
Creditinstitute  in  Betreff  sequestrirter  Güter)  erfolgt.  Das  Verhält- 
niss  der  mit  zu  den  ohne  Intervention  des  y^Hauptinstituts  für  die 
Ablösung^  erfolgten  Grundeigenthumserwerbungen  stellt  sich,  wie 
aus  der  Tabelle  ersichtlich,  in  den  einzelnen  Gouvernements  sehr 
verschieden.     Während    im    Durchschnitte   der    37    Gouvernements 


landereien,  auch  können,  wenn  der  Besitzer  eines  kleinen  Gates  es  wtlnscht,  die 
auf  seinem  Lande  ansüssigen  Bauern  dem  Ressort  der  Domänenbaaern  zngetheilt 
werden  (gegen  eine  Entschädigung  an  den  GutsberrD).  Siebe  die  „Ergftnsungs- 
regeln  Über  die  Verfassung  der  auf  den  Ländereien  der  Besitzer  kleiner  Güter 
ansänigea  Baaeni  und  über  die  solchen  Besitzern  za  gewährende  Beihülfe**. 

17 
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Dur  12  pCt.  der  Bauern  ohne  Btaatliche  Hilfe  das  EigenthamBrecU 
erlangt  haben,  zählen  wir  drei  Goarernemesto,  in  welchen  die 
Zahl  der  ohne  Intervention  des  Staats  %u.  Grandeigenthumem  ge- 
wordenen Bauern  die  der  anderen  Kategorie  überragt,  und  swar 
im  Gouvernement  Perm  110,243  Bauern  ohne,  75,068  Bauern  mit 
Inanspruchnahme  des  Hauptinstituts  für  die  Ablösung,  im  (xouTei^ 
nement  Orenburg  20,800,  resp.  6613  Bauern,  und  im.  Gouvernement 
Ufa  34,232,  resp.  33,680  Bauern.  Wenig  überwiegt  die  erste 
Art  der  Eigenthumserwerbung  in  den  Gouvernements  Seamara: 
43,925  Bauern  mit,  38,773  Bauern  ohne,  Ssaratow  154,582 
Bauerb  mit^  105,802  Bauern  ohne,  Taurien  8439  Bauern  mit, 
5457  Bauern  ohne  Beihilfe  des  Hauptinstituts.  Dagegen  sind 
alle  b&uerliehen  Eigenthumserwerbungen  mit  Betheiligung  jener  Credit- 
anstalt  erfolgt  in  den  Gouvernements  Smolensk  (269,494  Bauern),  Orel 
(186,017  Bauern)  und  Astrachan  (1818  Bauern).  Mit  ganz  ver- 
schwindend geringen,  kaum  nennenswertben  Ausnahmen  bat  überall 
die  iDanspruchnahme  des  staatlichen  Credits  stattgefunden  in  den  Gon» 
▼ernements  Tula  205,272  Bauern  mit,  nur  28  ohne,  Olonez  2780 
mit,  83  ohne,  Twer  252,212  mit,  87  ohne,  Nowgarod  142,670 
mit,  281  ohne,  Moskau  207,726  Bauern  mit,  341  Bauarn  ohne 
elaatliehe  Beihilfe  etc. 

Welche  Bedeutung  hat  die  Bigenthumserwarbnng  von  Bauer' 
land  ohne  Hitwirkung  des  Staates?  Diese  Frage  siehl&sst  aus  der  vor- 
liegenden Tabelle  nicht  beantworten.  Es  fehlen  die  Daten  über 
die  Grösse  des  cum  Eigenthum  erworbenen  Landes,  sowie  Aber  die 
Art  der  Erwerbung.  Ungeschieden  befinden  sieh  in  diesen  Gesammt- 
Ziffern  die  Bauern,  die  auf  einen  Tfaeil  des  ihnen  susftehendeo 
Landes  verzichtend,  den  Rest  ohne  Entsehädigungszahlung^  sodann 
diejenigen^  die  ein  geringeres  Landquantum  als  das  zur  Verabfol- 
gung eines  staatlichen  DaTlehens  bestimmte  Minimum,  (auch  nur 
das  Gefaöftland),  und  diejenigen,  die  das  ganze  ihnen  KUgesprochene 
Land  zum  Eigenthum  erlangt  haben.  Von  grossem  Interesse  wären 
auch  die  Angaben  über  die  tlrösse  der  hierbei  erfolgten  Baarzab- 
lungen  und  nber  die  Stundung  der  Restzahlungen. 

Mit  Hilfe  des  Staatscredlts  sind  16,279,666  Dess&tinen  in  bftner- 
liches  Eigenthum  übergegangen,  die  übernommene  Schuld  an  den 
Staat  belauft  sich  auf  500,561,601  Rbl.  Wie  das  abgelöste  Land 
sowie  die  contrahirte  Schuld  sich  auf  die  Gouvernements  veHheilt, 
ist  aus  der  Tabelle  ersichtlich.  Wir  geben  an  dieser  Stelle  auf 
diese  Daten  noch  nicht  ein,  bemerken  aber  sogleiGfa,  dass  die  be- 
deutungsvolle Frage,  wie  das  VerMkltniss  des  erwwbenea  Laadsi 
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sar  Ziüil  der  NutzaogBberecbtigten  nnd  das  der  Schuld  7MT  Grösse 
des  Landes  ist^  sich  aus  den  vorliegenden  Daten  nicht  befriedigend 
beantworten  lä^sl:  die  Oesammtziffern  für  je  ein  Gouvernement,  die 
allein  Torliegen,  gewähren  •—  zumal    bei    der   grossen  Ausdehnung 
dieser  administrativen  Einheiten  und  der  bedeutenden  Verschieden- 
heilen  in  den  Boden-*  und   ökonomischen  Bedingungen  —  durchaus 
noch   kein    richtiges    Bild    von    den    bezüglichen  Verhältnissen*     In 
einer  nicht  geringen  Zahl  von  Gouvernements  ist  ein  Theil  frucht- 
barste Schwarzerde,    ein    anderer  Theil    von    geringer   natürlicher 
Ergiebigkeiti  hat  sich  in  einem  Theile   durch  Gunst  der  Lage   und 
gewisser  anderer  Umstände  eine  frische  Gewerb-  und  Handelsthätig- 
keit  entfaltet  und  erfreuen  sich  die  Bauern   —  selbst  bei  geringem 
Landantheil  und  hohen  Ablösungszahlungen  —  einer  gewissen  Wohl- 
habenheit^ während  in   benachbarten   Kreisen,   in   denen  jene  Vor- 
bedingungen fehlen,  die  Bauern  selbst  mit  verhältnissmässig  grossesQL 
Landantheil  nur  kummerlich  ihr  Dasein  fristen. 

Von  Interesse  ist  es,  den  Gang  zu  verfolgen,  wie  in  den  einf" 
zelnen  Jahren  die  .Ablösung  des  Bauerlandes  sich  voU^ogep  hat. 
In  den  bezeichneten  87  Gouvernements  stellen  sich  die  Ziffera 
wie  folgt: 

Die  Zahl  der  Bauern,  die  gruadbesitzlich  geworden,  ist  in 
den  Jahren: 


mt 

OhM 

lasuprachmliae 

iBUipnietunbaM 

Zvampien. 

i»»  staatllc 

Ii«B  Credit!. 

1861-63 

835,062 

405,112 

1,240,174 

1864 

848,494 

28,425 

871,919 

1865 

498,533 

43,391 

541,924 

1866: 

385,068 

54,993 

440,061 

1867 

319,492 

16,537 

336,02» 

1868 

220,008 

12,700 

232,708 

1869 

315,515 

15,147 

330,662 

1870; 

294,117 

18,273 

312,390 

1871; 

320,564 

13,884 

334,448 

1872: 

191,606 

14,368 

205,974 

1873: 

176,785 

9,384 

186,169 

1874: 

134,523 

2,284 

136,807 

1875: 

124,916 

8,354 

183,270 

4,664,483  637,852  5,302,535 

In  dieser  Zusammenstellung  fällt  zuerst  in*s  Auge  die  überaus 
grosse  Anzahl  von  Bauern,  die  in  den  Jahren  1861—63  ohne  Inan- 

17* 
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Spruchnahme  des  staatlichen  Gredits  Grundeigenthümer  geworden 
sind:  405,112  männliche  Seelen.  Sie  beträgt  fast  zwei  Drittel  der 
Bauern,  die  bis  zum  1.  Januar  1876  auf  diesem  Wege  das  Eigen- 
thumsrecht  erworben  haben.  Die  Erklärung  dieser  Erscheinang 
mag  darin  zu  suchen  sein,  däss  nach  Inkrafttretung  des  Emancipa- 
tionsgesetzes  einerseits  die  wohlhabenden  Bauern  durch  Bezahlung 
des  Kaufschillings  sogleich  vor  allen  Verpflichtugen  den  Herren 
gegenüber  entledigten,  andererseits  die  Gutsherren,  um  sich  die 
freie  Verfügung  über  den  möglichst  grössten  Theil  ihres  Landes  zu 
bewahren,  die  Bauern  zur  Entgegennahme  der  normirten  Minimal- 
grosse  willig  machten.  Die  nicht  grosse  Neigung  des  russischen 
Bauern  zum  Ackerbau  und  die  Aussicht,  durch  die  Annahme  jene« 
Angebots  frei  von  allen  Zahlungen  für  das  freilich  sehr  verringerte 
Land  zu  werden,  mögen  ihn  veranlasst  haben,  auf  jenen  Vorschlag 
einzugehen.  Als  aber  der  erste  Freiheitstaumel  verraucht  war^  als 
er  zur  Erkenntniss  kam,  dass  die  Verringerung  des  Ackerareals  ihn 
in  seinem  Wirthschaftsleben  mehr  schädigte,  als  die  Pacht-,  resp. 
Zinsen-  und  Amortisationszahlung,  dass  namentlich  der  Nebenerwerb 
sich  nicht  so  leicht  und  lohnend  finden  Hess,  als  gehofft  wurde,  da 
Hess  er  sich  nicht  mehr  so  leicht  bereit  finden  zur  Kürzung  des 
genutzten  Landes.  Endlich  haben  reiche  Grossgrundbesitzer  das 
Land  den  Bauern  ohne  staatliche  Mithülfe  verkauft  und  sich  mit 
der  allmäligen  Entrichtung  des  Kaufpreises  begnügt:  diesen  reichen 
Herren  kam  es  nicht  auf  die  Verfügung  über  das  Capital  an,  das  sie 
durch  das  staatliche  Darlehen  erhalten  konnten,  zumal  diese  Schald- 
iitel  eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  einen  sehr  niedrigen  Coars- 
werth  aufwiesen. 

Wie  aus  obiger  Tabelle  ersichtlich,  fanden  in  den  ersten 
Jahren  Landerwerbungen  in  bedeutendem  Massstabe  statt;  die 
zweite  Periode  bilden  die  Jahre  1866—1871  (incl.),  die  Ziffer  ist 
bedeutend  geringer,  hält  sich  jedoch  —  mit  Ausnahme  des  Jahres 
1868  —  auf  der  Höhe  von  ca.  V«  Million.  Die  dritte  Periode  (seit 
1872)  weist  eine  ganz  geringe ,  jährlich  abnehmende  Ziffer  auf: 
durchschnittlich  ca.  150,000  Seelen. 

Es  beträgt  das  Procentverhältniss  der  im  Laufe  des  Jahres 
zu  Grundeigenthümern  gewordenen  Bauern  zu  der  Zahl  der  am 
Anfang  des  betreffenden  Jahres  noch  in  „zeitweilig-verpflichtenden'' 
Beziehungen  stehenden  Bauern  in  den  Jahren: 
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1861—63:  16,Ti 
1864:  14,26 
1865:  10,20 
1866 :  9,23 
1867: 
1868: 
1869: 
1870: 
1871:  10,Ta 
1872:  7,4« 
1873: 
1874: 
1875: 


pCt. 


7,T6 
5,83 
8,T8 
9^1 1 


7  »23 
ß,3l 


>1 


» 


?> 


»^ 


?1 


n 


^1 


17 


1) 


M 


71 
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Das  Yerhältoiss  der  Zahl  der  bäuerlicheD  Grundeigenthümeir 
znr  Zahl  der  Bauern,  die  am  Anfang  des  betreffenden  Jahres  nooh 
in  ^zeitweilig  Terpflichtenden^  Beziehungen  zum  Gutsbesitzer  stan- 
den, ergiebt  sich  aus  folgender  Tabelle: 


ZsU  dtr  .MitwtUig 
TeijlUelitcteB-  Bav«m 
MB  Aattng  dM  bstr. 
Jahres. 

Zahl  der  Banem,  die  am  Aalkiig  dei 

Jahre«  änmdeigenthftmer  waren 

mit  loaaspnieh-        '  ohne  Inanspraoh- 

nahme                           nähme 

d*(  staatUcken  Ctedite. 

Zuamnan. 

1861: 

7.421.199 

— 

— 

— 

1862 :\  , 
1863:/  ^ 

eine  Daten 

V  0  r  h  a  n 

den 

1864: 

6.181.025 

835.062 

405.112 

1.240.174 

1865: 

5.309.106 

1.683.556 

428.537 

2.112.093 

1866: 

»  4.767.082 

2,182,089 

471.928 

2.654.117 

1867: 

4.327.121 

2.567.157 

526.921 

3.094.078 

1868: 

3.991.092 

2.886.649 

643.458 

3.430.107 

1869: 

3.758.384 

3.106.657 

556.158 

3.662.815 

1870: 

3.427.722 

3.422.172 

571.305 

3.993.477 

1871: 

3.115.332 

3.716  289 

589.678 

4.305.867 

1872: 

2.780.884 

4.036.853 

603.462 

4.640.315 

1S73: 

2.574.910 

4.228.459 

617.830 

4.846.289 

1874: 

2.388.741 

4.405.244 

627.214 

5.032.458 

1875: 

2.251.934 

4.639.767 

629.498 

6.169.265 

1876: 

2118.664 

4.664.683 

637.852 

6.302.635 

Diejenigen  Gouvernements,  die  noch  eine  beträchtliche  Zahl 
pacht-  resp.  frohnpflichtiger  Bauern  aufweisen,  sind  folgende: 

Von  110,200  bis  174,729  Bauern  in  den  Gouvernements 
(in  aufsteigender  Reihe):  Wladimir  (110,200),  Kostroma,  Perm, 
Räsan,  Orel,  Tula,  Nishni-Nowgorod  und  Kursk  (174,729). 
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Von  74,460  bis  91,847  ßauern:  Moskau,  Poltawa,  Kaluga, 
Twer  und  Tambow. 

Von  50,021  bis  67,649  Bauern:  Jaroslaw,  Pskow  und 
Smolensk. 

In  den  übrigen  Gouvernements  ist  die  Zahl  dieser  Bauern  ge- 
ringer, am  geringsten  im  Oonrernemenl  Orenburg  (293),  Tanrien 
(1677),  Watka  (2419)  etc. 

Mithin  ist  die  Zahl  der  noch  „zeitweilig-Terpflichteten''  Bauern 
in  so  manchen  Gouvernements  eine  beträchtliche.  Die  Erklärung 
dieser  Verzögerung  der  Ablösung  liegt  In  verschiedenen  Umständen, 
die  leider  in  der  Literatur  nicht  genägend  beachtet  und  aufgeklärt 
sind.  Auf  ein  allem  Ansehein  nach  wesentliches  Moment  weisen 
wir  an  dieser  Stelle  hin:  den  Bauern  steht  nur  das  Recht  zu,  die 
Ablösung  des  Gehöfts,  zu  welcher,  wie  wiederholt  bemerkt,  der 
Staat  kein  Darlehen  gewährt,  zu  verlangen,  wobei  sie  den  ganzen 
Kaufpreis  sogleich  zu  entrichten  haben.  Das  Unvermögen  der 
Bauern,  dieser  Verpflichtung  nachzukommen,  mag  die  Erwerbung 
des  Gehöftareals  zum  Eigenthum  verzögern.  Die  Ablösung  des 
gesammten  ihr  zur  Nutzung  zugetheilten  Landes  kann  die  Gemeinde 
nicht  verlangen,  dieses  Recht  steht  nur  dem  Gutsbesitzer  zu.  Dieser 
mag  u.  A.  häufig  auch  aus  dem  Grunde  den  Kauf  des  Landes  nicht 
provociren,  um  sich  den  letzten  Einfluss  auf  die  Gemeinde,  resp.  die 
Gemeindeverwaltung  noch  zu  erhalten.  So  lange  nämlich  die  Bauern 
noch  in  „zeitweilig-verpflichtendem^^  Verhältnisse  zum  Gutsherrn  ste- 
hen, hat  dieser  nach  dem  Gesetz  noch  eine  gewisse  Controle  über  die 
Gemeinde  ')•  ' 

Der  langsame  Verlauf  der  Ablösung  in  den  letzten  Jahren  lasst 
der  Vermuthung  Raum,  dass  nach  Ablauf  der  ersten  zwanzig  Jahren 
nach  der  Inkrafttretung  des  Emancipationsgesetzes,  für  welche  Zeit 
die  Pacht-  resp.  Frohnverpflichtung  normirt  sind,  noch  nicht  alle 
Bauern  das  Land  werden  zum  Eigenthum  erworben  haben.  Für  diese 
Bauern  kann  dann  die  Höhe  der  Pacht,  resp.  der  Frohne  wiedernm 
auf  gesetzlichem  Wege  verändert  werden^). 


0  Art  148—163  des  «Allg.  Gesetzes". 

^)  Art.  185—186   des  ^Localgesetzes  für  etc.  Gross-,  Ken-  und  Weisamt»' 
land«. 


Dritter  A]isokBitt. 

Die  Bekandtimg  des  JGemeiiiieböSftzes  bis  im  Mre  18f2. 

I.     Die  Behandlung  des  Gemeindebesitzes 

in  der  Literatur. 

L  Die  HaoptBohlAcbteii  waren  ^esehlageD^  ohne  dass  i»ne  d«r 
beideii  Pai^teieii  %ic4i  den  voltetändigva  Bieg  Mite  z«idclireilrea 
können.  War  auch  die  Frage  zu  Gnnsten  der  Erkaltung  der  be- 
stehendeti  Grundbesitzform  entschieden,  so  waren  damit  die  Foi*de- 
rangen  der  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  noch  keineswegs  er- 
fäUt.  BescrameDe  Geigner  halten  sich  aueh  gegen  eine  ^waugBweise 
aligemeiiie  nn^  plötzKcbe  A^fhebnng  aiisgeäprochen.  Die  gesetfe* 
üche  G«stai;tat)g  d^es  VebeirgaligeB  isnm  'inditidnellen  Besitis,  tiiteht 
aber  der  vom  individuellen  zum  Gemeindebesitz  genügte  demnacli 
diesen,  «entsprach  aber  nicht  dem  Gesichtspunkt  der  Anbänger  des 
Gemeiiftdebesitzes,  die  die  bleichende  Erhaltang  desselben  als  ekie 
and^weisiiche  Bedingung  des  4^aa;t6-  nod  Voikstebrens  i«  All« 
gemeinen  und  des  bätierlichen  im  Besotideren  veflan^teii.  !Da& 
Gesetz  vom  19.  Februar  stelll  sich  in  dieser  Frage  als  €ompromiss 
dar.  In  den  Motiven  ward  es  ausdrücklich  ausgesprochen,  dassdie 
Entscfaeidang  der  Frage  der  Z«k«nf4  überlassen  wird,  und  &am  d^r 
GeEBein4ebe8it%  «ttt  well  er  1)estebl^,  im  Oesel^  daneüebift  wWA. 
Die  Frage  ist  nach  wie  Vot  eine  offetils.  BeidiS  Parteien  konnteti 
sich  den  Sieg  zuschreiben. 

Nach  erfolgter  Entscheidung  verschwindet  diese  Frage  allmälig 
in  der  Litenatar«  Plänkelgefecht^  werden  noch  fortgesetzt,  ohne 
Bemerkens werthes  hervoi^ubringen.  Es  fehlte  eben  an  Mitteln:  Sie 
allgemeinen  theoretischen  Oründe  waven  bereits  i^iedethott  itt's 
Treffen  geführt  ohne  entscheidenden  Erfolg,  an  practischen  Gründen^ 
d.  h.  wie  in  Wirklichkeit  der  Gemeindebesitz  unter  den  gegebenen 
VerhäUnieaeD  wirkt,  die  den  rechten  Stützpunkt  f«r  jene  Deduo^ 
lioaea  va  bilden  kalleti,  fehlte  es  aiber  vollbtändig, 
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Der  polnische  Aufstand  lenkte  wiederum  die  Aufmerksam- 
keit auf  diese  Frage.  Um  den  Einflass  und  die  Macht  des  polni- 
schen Adels,  von  dem  in  erster  Linie  die  Revolution  geschürt  and 
in  Scene  gesetzt  war,  zu  brechen,  hatte  die  russische  Staatsregierung 
in  den  westlichen  Gouvernements,  in  welchen  die  bäuerliche  Bevöl- 
kerung fast  ausschliesslich  lithauisch  und  russisch  ist,  nicht 
allein  die  obligatorische  Ablösung  des  Bauerlandes,  wie  bemerkt, 
zu  ermässigten  Preisen  decretirt,  sondern  auch  durch  verschiedene 
Massnahmen  eine  beträchtliche  Anzahl  grundbesitzloser  Leute  (auch 
durch  weitere  A-bschneidung  gutsherrllcben  Hofslandes)  zu  Gruud- 
eigenthümern  gemacht.  0     I^ic  Partei  der  Slavophilen,  die  sich  durch 


>)  Diese  Massnahmen  für  die  nordwestlichen  GonTernements  bis  gegen  Eade 
des  J.  1884  findet  der  Leser  in  der  officiellen,  auf  Anordnung  des  General-Goü- 
verneurs  des  nordwestlichen  Gebiets  erfolgten  Zasammenstellong:  Cöopun 
npasHTejiLCTBeBHux'i»  pacnopflxeaitt  no  ycTpcficTsy  6uTa  KpecTbaB^^coöCTBCBHi* 
KOBi>  Bi»  c^Bepo-saaaxHOH'b  Rpa'b,  Wilna  1864.  Dass  diese  Mussregelo  nieht 
überall  den  gewünschten  Erfolg  auf  die  ökonomische  Entwickelung  der  Bauern 
gehabt  haben,  ergiebt  sich  aus  der  grossen  Enquete  über  die  Lage  der  Land- 
wirthschaft:  eine  Reihe  von  Personen  im  Gouv.  Kowno  (die  Kreisadelsmarsehälle 
von  vier  Kreisen,  acht  Gutsbesitzer,  awei  Gutsbesitzer,  ein  Arat,  sowie  zwei 
Gemeindeälteste  und  mehrere  Bauern  in  vier  Kreisen)  erklärt,  dass  samal  in 
Folge  der  (mir  nicht  vorliegenden)  Circulärvorschrift  des  Generalgouverneurs 
vom  10.  März  1865,  laut  welcher  bestimmt  ward,  dass  der  bäuerliche  Hof  nicht 
das  Eigenthnm  des  Inhabers,  sondern  das  seiner  Familie  ist,  Tfaeilnngen 
des  Familienhofes  in  grossem  Massstab  stattfinden.  Wenn  auch  Theilongen  uoter 
10  Dessätinen  verboten  seien,  so  erfolgen  doch  Umwandlungen  von  s^bstäQ* 
digen  und  in  Betreff  ihrer  Grösse  aweckentsprechenden  Wirthschaftaeinheiten  in 
Landtheile  von  3 — 10  Dessätinen,  ja  es  bestehen  Landtheile  von  1  Dessatine: 
durch  dieTheilung  blühender  bäuerlicher  Wir thschaflen  wurden  kleine  gebildet, 
die  nicht  bestehen  können.  Ausser  dem  Verlust  von  Arbeitskräften,  die  bei 
solcher  Parcellenwirthschaft  nicht  vollständig  verwerthet  werden  können,  eei 
hiermit  noeh  der  Nachtheil  verbunden,  dass  die  Yiehaucht  verfalle:  mit  derBii- 
düng  neuer  Wirthschaften  sei  die  Anschaffung  eines  Pferdes  erforderlich,  was 
(wegen  des  Futtermangels)  mit  einer  Verringerung  des  Viehbestandes  zusammeo* 
gehe  und  eine  Abnahme  des  Dungers  zur  Folge  habe.  (Scsjaxi»  BuconaXuic 
ynpexAeHBOtt  RoniiHciH  j^är  HSCJi'feAOBaBifl  BUB^mHflro  nojioiKeBiH  dubCBaro  xo- 
ssiteTBa  h  cejibcsoft  npOHSBOXBTejbHOCTB  b-b  PoccIh,  1873  Band  III,  Abschnitt  I, 
pag.  14).  Zur  Erläuterung  jener  Aeuj^serung  sei  bemerkt,  dass  die  kleioea 
Wirthschaftseinheiten  nicht  allein  durch  Theilung  grösserer  entstanden  siot!) 
sondern  auch  dadurch,  dass  die  Ansässigmachnng  grundbesitzloser  Leute  durch 
Zutheilung  geringen  Landquantums  erfolgt  ist. —Das  auf  Anordnung  des  Geneml- 
gouverneurs  herausgegebene  Sammelwerk:  CöopBBBi>  npaBBTeibCTBeBBUxi  p^f* 
nopsBieaifi  no  BOKBopeBiB)  pyccRBxi>  aeMjesjaxl^a^iJ^eBii  bi>  o%Bepo-8anaj|BOK%  spat 
Wilna  1870,   enthält  die  Verordnungen,  die  aur  Unterdrückung  des  polnifclisa 
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die  energische  Anfaehuog  nationaler  Leidenschaft  zur  mächtigen 
nationalen  Partei  —  man  kann  vielleicht  sagen  —  erweiterte,  ver- 
stärkt darch  die  Anhänger  einer  social-ökonomischen  Umgestaltung 
der  bestehenden  Wirthschaftsorganisation^  plaidirte  für  die  Erwei- 
terang  jener  Massnahmen  und  für  die  Einführung  des  grossrussi- 
schen. Gemeindebesitzes,  und  zwar  nicht  allein  in  den  insurgirten 
Landstrichen,  es  Hessen  sich  auch  Stimmen,  vernehmen,  die  für  die 
zwangsweise  Einführung  dieser  Grundbesitzform  in  den  Ostsee- 
proviozen  etc.  eintraten.  —  Trug  bisher  die  Behandlung  dieser  Frage 
ein^n  defensiven  Charakter,  so  nahm  sie  jetzt  einen  aggressiven  an. 
Aof  diese  Episode  glauben  wir  um  so  weniger  eingehen  zu  sollen, 
als  keine  systematischen  und  eingehenden  Arbeiten  auf  dem  Bücher- 
markt erschienen  sind  und  jenen  Bestrebungen  nur  in  kurzen  Zei- 
tangsartikeln  Ausdruck  gewährt  wurde. 

Auch  in  den  folgenden  Jahren  findet  der  Gemeindebesitz  keine 
allgemeine  Beachtung:  mit  den  grossen  Reformen,  die  die  der  länd- 
lichen Bevölkerung  verliehene  Selbstverwaltung  und  Rechtspflege 
anch  auf  die  übrigen  Bevölkerungsgruppen  ausdehnen  sollten,  und 
mit  der  ganzen  Reihe  anderer  Reformen  vollauf  beschäftigt,  ward  . 
speciell  den  ländlichen  Fragen  nur  geringe  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt. — 

Erst  vereinzelt,  dann  in  grösserer  Zahl  und  mit  grösserer  Ent- 
schiedenheit seit  der  weitverbreiteten  Missernte  im  J.  1867  werden 
Stimmen  laut,  die  das  Zurückgehen  der  Landwirthschaft 
and  des  bäuerlichen  Wohlstandes  beklagen.  Und  als  nun  gar 
die  anderen  Reformen,  so  besonders  die  Gerichtsreform  und  die 
Landschaftsinstitutionen  (Provinzial-  und  Kreisverfassuiig),  die  ge- 
hofften  Früchte  nicht  bringen,  da  greift  ein  stetig  zunehmendes  Miss- 
behagen über  die  Lage  der  Dinge  Platz  0- 


Elements   die  Erwerbung  von  aequestrirten  Landgütern  d  urch   Nicht-Polen  in 
diesem  Landgebiet  befördern  und  erleichtern. 

<l  Es  liegt  nicht  im  Kahmen  dieses  Werkes,  hierauf  näher  einzugeben. 
Jene  Wandlung  in  der  Auffassung  —  selbst  von  reformfreundlicher  Seite  — 
lässt  sieh  in  sehr  lehrreicher  Weise,'  z.  B.  in  des  mehrfach  erwähnten  Slawo- 
pbilen  A.  Kosehelew  Schriften  verfolgen.  Drei  Marksteine  in  jener  Wandlung 
werden  gekennaeichnet  durch  eeins  Schriften  in  den  ersten  Jahren  der  Reform- 
arbeiten, dann  durch  seinen  „Fojocb  hsi»  seiicTBa'^  (Stimme  aus  der  Landschaft) 
im  Jahre  1869  und  endlich  durch  Harne  noJioseHie  (Unsere  Lage)  im  Jahre  1875.  Von 
besonderem  Interesse  ist  die  letztgenannte.  Zuerst  sucht  der  Verfasser  „unsere 
Lage**  ans  den  Eingriffen  der  Staatsverwaltung  in  die  Selbstverwaltung  etc, 
das  gewissen  beengenden  Bestimmungen  in  den  neueren  Reformgesetzen,  aus 
•dem  blinden  Nachbeten  westlicher  Ideen  etc.  zu  erklären.    Doch  dieses  genügt 


Es  hatte  sich  allmälig  eine  grosse  Wandlitiig  in  der  Offenttichen 
Meinang  vollzogen.  Mit  jugendlicher  Begeisterung  und  hohem  6elbei- 
yertrauen  auf  die  sittliche  Kraft  des  Volkes  hatte  man  sieh  an  die 
grossen  Reformarbeiten  gemacht.  Man  war  der  nnerschütterUchea 
Ueberzengung,  dass  es  nur  der  Beseitigung  der  vielfadien  Hinder- 
nisse und  der  Heranziehung  des  Volkes  zu  den  öffentlichen  Angele* 
genheiten  bedarf,  nm  die  segensreichste  Entfaltung  all'  der  grossen, 
im  Volke  schlummernden  Kräfte  hervorzurufen.  Als  nun  das  vor* 
ausgesagte  Resultat  nicht  mit  vollem  Glänze  zn  Tage  trat,  war  die 
Enttäuschung  eine  um  so  grössere.  Man  gerieth  jetzt  in  das  ent- 
gegengesetzte Extrem:  Misstrauen  in  die  eigene  Kraft,  die  Sucht, 
aus  vereinzelten,  häufig  nicht  einmal  in  ihren  Ursachen  geattgead 
klargelegten  Erscheinungen  mit  zersetzender  Kritik  die  allgemeine 
Lage  noch  düsterer  zu  schildern,  als  sie  in  Wirklichkeit  war.  Es 
wird  noch  heute  die  grosse  Wahrheit  nicht  in  ihrer  ganzen  Trag- 
weite erkannt,  dass  der  Mensch  zur  Freiheit  erst  ersogen 
werden  muss,  dass  freisinnige  Gesetze  ein  an  Knechtschaft  nnd  Be- 
vormundung seit  Jahrhunderten  gewöhntes  Volk  nicht  plötzlich  zs 
einem  freien,  in  der  Freiheit  sich  selbst  beherrschenden  und  be- 
schränkenden, und  in  der  Freiheit  selbstthätigen  Volke  nmstempeln 
können,  dass  die  Selbstverwaltung  nur  durch  jahrelange  Debang  und 


ihm  nicht,  er  gelangt  zu  folgendem  SchlaBs:  ^Könnten  unsere  Öffentlichen^  ad- 
ministrativen, Justiz-,  finanziellen,  Unterrichts-,  and  kirchlichen  Verhältnisse 
derart  sein,  wie  sie  sich  uns  erweisen,  wenn  unser  persönliches  Leben  (^mctihI 
ÖUTT»)  nicht  dazu  die  Möglichkeit  geben  nnd  bis  zn  einem  gewissen  Grade  aar 
Rechtfertigang  dienen  würde?  Mit  jedem  Mensehen  wird  so  amgegangea»  wis 
er  es  verdient,  und  jeder  Mensch  erhält  das,  was  er  verdient.  Wenn  in  ans 
wären:  Selbständigkeit,  Wahrhaftigkeit,  strenge  Moralität,  wahre  Bildung  nnd 
Festigkeit  im  (religiösen)  Glauben,  könnten  dann  alle  Diejenigen,  welche  irgend 
welche  Gewalt  tkber  nns  haben,  so  mit  uns  verfahren,  wie  es  geschieht?*  Er 
beklagt  den  Maugel  an  Charakter,  aa  Selbständigkeit,  an  Individnalität,  weicher 
Mangel  sich  im  öffentlichen  Leben,  wie  im  Privaiverkehr  knadthvt  -(psf- 
117—129).  —  Und  hierin  liegt  die  wirkliche  und  wesentlidie  Ursache  all'  der 
beklagten  Uebelstände,  gegen  welche  die  anderen  einen  nur  aeeidenteUen  Cha- 
rakter tragen.  Leider  schwächt  der  Verfasser  dieser  sehr  instraetiveii  oad  werth- 
vollen  Abhandlung  die  Bedeutung  dieser  Wahrheit  durch  die  Gruppirung  des 
gebotenen  Stoffes  ab.  Jener  Satz  hätte  der  «leitende  Grundgedanke  dar  gsttsei 
Schrift,  nicht  allein  ein  gesondertes  Capitel  bildea  sollea«  Diese  Oitaiheil, 
dieses  Vorgehen  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Wttnsehe  seiner  ParteJgapQSSsa, 
ja  selbst  ohne  jede  Rüeksicht  auf  die  von  ihm  selbst  in  frflheren  Jahran  ver> 
tretenen  Ansichten  wird  die  ÜTachwelt  diesem  bedeutende  Manne  als  grosses, 
ihm  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  gana  besonders  hoeh  an  verauchla* 
gendes  Verdienet  anreehnan« 
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selbrtenlftusseriide  Thäiigkeit  im  öffentlichen  Interesse  den  segens« 
reichen,  erzieherischen  Einflass  auf  das  Volk  und  die  öffentliche 
Moral  aasüben  kann«  Kaum  war  die  Saat  dem  Boden  anvertraut, 
als  man  schon  die  Ernte  einzuheimsen  hoffte  und  zwar  eine  Ernte 
ohne  Unkraut!  Man  übersah,  dass  eine  Reihe  neuer  sittlicher  Be- 
griffe,  ja  eine  ganz  neue  Rechtsanschauung  erst  im  Volke  Wurzel 
zu  fassen  haben,  andere  Begriffe  auszurotten  sind,  ehe  aus  jenen  Re- 
formen die  vollen  Früchte  zu  Tage  treten  können. 

Wie  ist  die  Wirkung  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  auf  die 
bäaerliche  Wirthschaft?  Diese  so  vielfach  ventilirte  Frage  fand 
keine  genügende  Beantwortung:  einerseits  fehlte  es  an  positiven 
Daten,  zumal  an  gehörig  beglaubigten,  andererseits  wurden  die 
Schilderungen  über  den  Zustand  der  ländlichen  Verhältnisse  beein- 
llasst  durch  den  politischen  Parteihader.  Die  s.  g.  conservative 
Partei,  die  in  der  Presse  vornehmlich  durch  die  „Westj"  vertreten 
war,  suchte  mit  Emsigkeit  jede  Erscheinung,  die  auf  einen  Verfall 
der  Landwirthschaft  hindeutete,  zu  Parteizwecken  zu  verwerthen 
and  get^en  die  liberale  Reformpolitik  Sturm  zu  laufen:  sie  beklagt, 
dass  die  Leibeigenschaft  ohne  eigentliche  Uebergangsperiode  erfolgt 
ist,  dass  die  Bauern,  aus  unbegrenzter  Unterthäuigkeit  plötzlich  zur 
vollen  Unabhängigkeit  gelangt,  diese  Freiheit  nicht  in  rechter  Weise 
natzen,  dass  Faulheit,  Trunksucht  etc.  immer  weiter  um  sich  greifen, 
dass  der  Gemeinde,  dem  gutsherrlichen  Einflüsse  entzogen,  eine 
Selbständigkeit  und  Macht  zuertheilt  sind,  die  sie  nicht  zu  hand- 
haben weiss.  Auf  reformfreundlicher  Seite  wurden  diese  Schluss- 
folgerungen bekämpft  und  die  vorgebrachten  Thatsachen,  soweit 
es  radglich  war,  zu  entkräften  und  auf  specielle  Ursachen  zu  rück- 
zofuhren  gesucht. 

Wie  gross  die  Furcht  der  liberalen  Partei  vor  einer  Schwen* 
kuDg  in  der  inneren  Reformpolitik  war,  ergiebt  sich  z.  B.  daraus, 
dass  selbst  der  Name  A.  Koschelew,  des  gefeierten  Reformfreundes,  die 
Broschüre  „Fojiocb  hs'b  seucTsa^  (Stimme  aus  der  Landschaft)  nicht 
vor  den  heftigsten  Angriffen  schützte.  Charakteristisch  in  dieser 
Beziehung  ist  die  Aeusserung  einer  sehr  geachteten  russischen  Zeit- 
schrift: ^erst  wurde  Koschelew's  Schrift  von  der  liberalen  Presse 
günstig  aufgenommen ;  sowie  jedoch  die  „Westj^  dieselbe  lobte, 
fielen  alle  über  sie  her.  Dieser  Zorn  verwandelte  sich 
erst  dann  wieder  in  Gunst  und  die  Zeitungen  verhielten  sich  erst 
dann  wieder  anerkennend  gegen  Koschelew's  Broschüre,  als  die 
gWestj**  über  dieselbe  zu  schreiben  aufhörte,  wodurch  bewiesen  ist, 


J 
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dass  jenem  Buche  wesentlich  nichts  Anderes  geschadet  hat  als  das 
Lob  der  «Westj".') 

Die  Furcht  vor  einer  Reaction  war  es  auch,  die  der  auch  über 
Russlands  Grenzen  hinaus  bekannten  Schrift  ^3eiijia  h  BOifi^  („Land 
und  Freiheit'^  von  P.  L.^)  (P.  von  Lilienfeld?)  den  ihr  gebüh- 
renden  Werth  nicht  zuerkennen  Hess.  Die  Unbestimmtheit  ^in  den 
gebotenen  Vorschlägen,  die  den  weitesten  Spielraum  offen  Hessen, 
hat  wesentHch  zu  der  so  ungünstigen  Aufnahme  dieser  Schrift  geföhrt, 
deren  grosser  Werth ,  was  die  Schilderung  der  ökonomischen  Lage 
anbetrifft,  sich  jetzt  nach  VeröffentHchung  des  Berichts  der  Commission 
über  die  Lage  der  Landwirthschaft  vom  26.  Mai  1872  ermessen  lässt. 

Dabei  wird  jedoch  auch  von  liberaler  Seite  anerkannt,  dass  die 
ländHchen  Zustände  schlimm  sind,  wenn  sie  dieselben  auch  nicht  so 
trostlos  und  schwarz  schildern,  wie  es  von  feindlicher  Seite  geschieht.') 

2.  Unter  den  vielfachen  Ursachen,  aus  welchen  die  schlimme 
Lage  der  Landwirthschaft  und  der  bäuerlichen  Wirthschaft  im  Be- 
sonderen erklärt  wird,  führen  Gegner  des  Gemeindebesitzes  auch 
diese  Grundbesitzform  an,  während  selbst  Anhänger  desselben  ge- 
wisse unheilvolle  Folgen ,  die  mehr  oder  weniger  eng  mit  dem  Ge- 
meindebesitz verbunden  sind,  beklagen.  Um  den  Leser  nicht  za 
ermüden,  glauben  wir  um  so  weniger  auf  eine  ausführliche  Analjse 
der  vorgebrachten  ,  einander  widersprechenden  Daten  einzugehen, 
als  das  positive  Material,  das  geboten  wird,  gering  ist  und  zu  den 
Schlüssen,  zu  welchen  es  verwandt  wurde,  zumeist  nicht  hin- 
reichte, und  endlich  der  werthvolle  Bericht  der  Commission  über 
die  Lage  der  Landwirthschaft  vom  26.  Mai  1872,  mit  welchem  wir 
den  Leser  im  zweiten  Theil  dieses  Werkes  werden  bekannt  za 
machen  haben,  auch  über  diese  Frage  vielverzweigtes  Material 
liefert  und  das  früher  Vorgebrachte  in  das  rechte  Licht  setzt. 
Wir  beschränken  uns  daher  an  dieser  Stelle  auf  eine  kurze  Skiz- 
zirung    der   in   der   Literatur  vornehmlich   zur  Geltung  gebrachten 


1)  OTeqecTBeHHBTH  SaniiCRH,  1869  im  Juniheft,  pag.  230  eto. 

')  Diese  Schrift,  sowie  einen  Theil  der  Ko8cbelew*8chen:  „Stimme  aus  der 
Landschaft"  findet  der  Leser  in  deutscher  Uebertragung  in  J.  Eekardt'a  pRo»- 
lands  ländliche  Zastündo**.  1870. 

3)  Vergl.  dagegen  J.  Eckardt:  „Rossland^s  ländHehe  Zast&ode%  pag.  5445. 
—  Eine  sehr  interessante  Auseinandersetzang  der  bezüglichen  VerhiUtnisse  bietet 
a.  A.  in  Anicnüpt'ung  an  eine  Besprechung  der  erschienenen  Schriften  und  Zei- 
tungsartikel über  die  Lage  der  ländlichen  Verhältnisse  —  W.  P  Besobrasow: 
„HaoiH  oxpauHTCJiB  h  nporpecRCTu^'  im  Pyccsifi  BfiCTHBrB,  OctoberhaH  1B69, 
pag.  380—486. 


—    269    — 

Daten  über  die  Lage  und  die  Wirkung  des  Gemeindebesitzes  in 
dieser  ersten  Zeit  nach  Selbständigkeitserklärung  der  bäuerlichen 
Gemeinde. 

Die  souveräne  Macht  der  Gemeinde  in  Betreff  der  Ver- 
fugung über  das  Gemeindeland,  wie  sie  das  Gesetz  vom  19.  Febr. 
statuirt,  bringt  es  naturgemäss  mit  sich,  dass  die  Wirkung  des 
Gemeindebesitzes  wesentlich  von  der  Art  abhängt,  wie  die  Gemeinde 
ihre  Macht  in  Anwendung  bringt.  Nicht  allein  von  Gegnern,  auch 
von  energischen  Anhängern  dieser  Grundbesitzform  wird  anerkannt 
dass  die  auf  sie  gesetzte  Hoffnung  nicht  erfüllt  ist.  In  mehrfacher 
Beziehung  ist  das  Urtheil  A.  Koschelews  lehrreich.  Seine  Ansicht 
über  die  Bedeutung  und  die  innere  sittliche  Kraft  der  russischen 
Gemeinde  ist  unseren  Lesern  bekannt.  In  seiner  ^Stimme  aus  der 
Landschaft^  entwirft  er  nun  ein  ganz  anderes  Bild^.  Nach  einer 
Schilderung  der  stetig  zunehmenden  Verarmung  und  moralischen 
Verwilderung  der  Bauern,  die  er  als  eine  „unbestreitbare^ Thatsache^ 
bezeichnet,  findet  er  den  „ersten  und  vornehmsten  Grund  der 
Debelstände  in  der  wahrhaft  entsetzlichen  Unordnung,  welche  in 
der  bäuerlichen  Selbtsverwaltung  herrscht^.  „Das  Gemeindebewusst- 
sein,  das  bei  den  Bauern  früher  ausserordentlich  stark  (?)  war,  die 
Grundlage  und  Quelle  der  Moralität  in  diesem  Stande  bildete, 
schwächt  sich  sichtlich  ab,  während  eine  engherzige  Selbstsucht 
ao  seine  Stelle  tritt,  welche  bei  dem  Mangel  an  Bildung  unter  den 
Bauern  wahrhaft  mörderisch  auf  die  Handlungen  und  Begriffe  der 
Leute  wirkt".  Der  Branntwein  spielt  die  erste  Rolle  in  der  Ge- 
meindeverwaltung. Wer  ein  Anliegen  bei  der  Gemeinde  hat  (Be* 
gründung  neuer  Wirthschafcen,  Aufnahme  neuer  und  Entlassung 
alter  Gemeindeglieder  etc.X  muss  in  jedem  Falle  zum  Besten  der 
Gemeinde  eine  Spende  an  Branntwein  darbringen.  „Die  ordent- 
lichen Bauern  beginnen  von  den  Versammlungen  wegzubleiben; 
daher  führen  Schreier,  ruinirte  Wirthe  und  Taugnichtse  aller  Art  auf 
diesen  Zusammenkünften  das  grosse  Wort".  Koschelew  beklagt, 
dass  die  Friedensvermittler  (für  deren  Beseitiung  er  aus  anderen 
Granden  plädirt)  den  bäuerlichen  Gemeinden  gegenüber  vollständig 
machtlos  sind.  Er  gelangt  zu  dem  Schluss,  dass  eine  wahrhaft 
grauenhafte  Verwirrung  in  den  Gemeindeverwaltungen  herrscht, 
die  von   allen  halbwegs  ordentlichen  Bauern  als  schweres  Unglück 


1)  Foiocii  HB-b  seMCTsa  (Stimme  aas  der  Landschaft),  pag.  206—211,  213 
(^tr  eitiren  sowol  diese  Schrift  als  auch  „Land  and  Freiheit**  naeh  J.  Eckard t's: 
»HoBBlands  ländliche  Zustände"). 
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beklagt  wird.  Sie  wenden  sich  immer  wieder  an  die  GnUbesiteer, 
die  FriedeosTermittler  und  Friedensrichter  und  bitten  diese  am 
Rath  und  Schutz  gegen  die  Gemeinde  und  ihre  Beamten.  Eosche« 
lew  hält  für  „höchst  characteristisch^  und  «hdchst  beacbtenswerth' 
einen  Vorgang  in  einer  Kreislandschaftversammlung  (Sterpachow, 
Gouv.  Räsan),  in  welcher  ein  Gutachten  über  die  event.  Äufhebang 
des  Amts  der  Friedensvermittler  abzugeben  war.  Die  Bauern 
traten  gegen  dieses  Project  auf,  indem  sie  erklärten,  dass  sie  dann 
rettungslos  der  Gemeindeversammlung,  den  Aeltesten  und  den  Ge- 
nieindegerichten  überantwortet  sein  werden,  dass  sie  sich  selbst 
nicht  zu  verwalten  verstehen.  —  Dasselbe  Urtheil  fällt  Koschelew 
über  die  bäuerlichen  Gebiets-  (Wolost-)  gerichte;  der  Branntweio 
ist  der  einzige  Richter,  d.  h.  die  Partei  gewinnt,  welche  das  grösste 
Branntweinquantum  spendet.  Von  Achtung  des  EigenthumsrechU 
und  von  Sicherheit  der  Person  ist  nicht  die  Rede  und  die  Bauera 
selbst  klagen  am  meisten  über  ihre  Gerichte.  Gerade  weil  diese 
Richter  —  die  Entscheidungen  sind  inappelabel  —  sich  von  jeder 
Verantwortlichkeit  frei  wissen,  urtheilen  sie  in  gewissenlosester 
Weise. 

Koschelew,  der  zur  Zeit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in 
allen  bezüglichen  Fragen  stets  in  der  Reihe  Derer  zu  finden  war, 
die  für  die  möglichst  grösste  Freiheit  und  Selbständigkeit  der  Ge- 
meinde eintraten,  findet  jetzt,  dass  „der  niedere  Grad  intellectueller 
und  moralischer  Bildung,  auf  dem  die  Bauern  sich  befinden,  absolot 
nicht  dem  Mass  der  ihnen  ertheilten  Rechte  ent6pricht^ 
Sie  besitzen  ein  Mass  von  Freiheit  und  Macht,  das  ausser  Ver* 
hältniss  zu  ihren  Kräften  steht  und  dieselben  übersteigt.^^  0  An  einer 
anderen  Stelle  sagt  er:  ,,den  Bauern  sind  beträchtliche  Rechte  ver^ 
liehen  worden.  Rechte,  welche  zu  dem  Grade  ihrer  Entwickelung 
ausser  Verhältniss  stehen.  Natürlich  wäre  es  am  besten  geweseo, 
wenn  die  Erweiterung  mit  der  zunehmenden  Entwickelung  ihres 
intellectuellen  und  moralischen  Bildungsstandes  Schritt  gehalten, 
dem  jeweiligen  Nüveau  derselben  entsprochen  hätte*  Dass  man  es 
anders  gemacht  hat,  ist  aber  jetzt  eine  Thatsache  u.  s.  w.^^  Seine 
Vorschläge    zur    Beseitigung    der    Uebelstände    leitet    er    mit    den 


1)  Siehe  z.  B.  BeaoÖpaaoBi»:  HauR  oxptBHTeiB  v  nporpecacTH  im  Pyecitl 
B«CTHHirb,  1869  Octoberbeffc,  pag.  389—486.  So  sagt  er  pag.  422:  Dia  »Pro- 
greasisten"  und  »Conserrativen^  sind  ganz  einig  über  die  jetzige  Lage  der 
Dinge,  wenn  er  auch  diesen  Ausspruch  spiUer  durch  die  Bemerkung  einsekriinkt: 
die  Reaction  nod  der  Radiealismi»  sehen  AUos  sehwan,  und  dicssa  Satz  ia 
mehrfacher  Beziehung  beweist,  siehe  pag.  436  ete. 


—    271    — 

Wortev  ein:  «Für  die  ersle  und  drinp^endste  Massregel,  welche 
getroffen  werden  mnss,  halten  wir  die  Errichtung  einer  Autorität, 
welche  dber  den  Bauern  und  Oemeinden  stehen,  selbständige  kräf- 
tig und  darabel  genug  sein  muss,  um  der  Willkür  dieses  Theiles 
der  Berölkerung  zu  steuern*.  Er  verlangt  eine  administrative 
Oberaufsieht  über  die  Gemeinden.  Als  „zweite  ebenso  wichtige 
Massregel*  erkennt  er  die  Nothwendigkeit  der  Unterstellung  der 
bäaerlicben  Oebietsgerichte  unter  eine  Appellationsinstanz.  Jetzt 
erst  kommt  Eoschelew  auf  den  Gedanken,  dass  „das  bäuerliche  Ge* 
wobnheitsrecht  den  Friedensrichtern  ebensogut  bekannt  ist  als  den 
Bauern*. 

Auf  die  nähere  Begründung  und  Ausführung  dieser  und  der 
anderen  Vorschläge  haben  wir  an  dieser  Stelle  nicht  einzugehen, 
wir  conatatiren  nur,  dass  die  gehoffte,  von  Koschelew  und  seinen 
Gesinnungsgenossen  mit  grösster  Bestimmtheit  vorausgesagte  Ent- 
faltung des  Selbstverwaltungswesens  der  bäuerlichen  Gemeinden 
darchaus  nicht  erfolgt  ist.  Dabei  steht  Koscfaalew,  was  den  kriti- 
schen Theil  seiner  Abhandlung  anbetrifft  durchaus  nicht  vereinzelt, 
aus  dem  Lager  der  eifrigsten  Vertreter  der  nationalen  Entwicklung 
Rasslands  ertönen  dieselben  Klagen,  wenn  auch  zumeist  nicht  in  so 
scharfe  Worte  gekleidet. 

Dass  solche  Urtheile  über  das  communale  Leben  in  den  bäuer* 
liehen  Gemeinden  eine  gewaltige  Verurtheilung  der  bestehenden 
Rechtslage  des  Gemeindebesitzes  ist,  diese  Schlussfolgerung  wird 
weder  von  Koschelew  noch  von  anderen  Anhängern  des  Gemeinde- 
besitzes, die  sich  aber  die  Wirksamkeit  der  Gemeindeverwaltung 
fthnlieh  ausgesprochen,  gezogen.  Und  doch  ergiebt  sie  sich  mit 
Nethwendigkeit :  behandelt  die  Gemeinde  'ihre  ADgelegenheiten  in^ 
der  geschilderten  Art,  so  werden  die  auf  den  Gemeindebesitz  be- 
Kügliehen  um  ao  weniger  eine  Ausnahme  machen,  als  gerade  in 
diesen  Fragen  eine  Collision  der  Interessen  der  Gemeindeglieder 
ia  weit  stärkerer  und  intensiverer  Art  zu  Tage  tritt  als  zumeist 
ia  den  anderen  der  Gemeinde  obliegenden  Angelegenheiten.  Von  den 
Gegnern  des  Gemeindebesitze«  wird  direct  auf  die  Ungerechtig- 
keiten und  Willküracte  der  Gemeinde  in  Betreff  der  ^'erfügung  über 
das  Gemeindeland  hingewiesen,  und  ausgeführt,  wie  die  Gemeinde- 
versammlung zumeist  entweder  unter  dem  im  Geheimen  wirkenden 
Einfluss  der  ^Gemeindefresser*  (uipotAu),  die  durch  Vorschüsse  die 
armem  Glieder  sich   unterthänig   machen   und   die  Gemeinde    auf 
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jede  Art  exploitiren^  oder  unter  dem  tumaltuarischen  Terrorismns 
der  heruntergekommenen  Oemeindeglieder  ihre  Beschlüsse  fassL^J 
Eine  für  die  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  und  der  gesammtea 
bäuerlichen  Wirtfaschaft  bedeutungsvolle  Macht  der  Gemeinde  ist 
das  ihr  gesetzlich  zustehende  Recht  der  Entscheidung  über 
Familientheilungen.  Allseitig  wird  constatirt,  dass  die  Ge- 
meinde dieses  Recht  nicht  in  zweckentsprechender  Weise  hat  zu 
handhaben  gewusst:  ohne  Widerspruch  bei  der  Gemeinde  zu  finden, 
mit  ihrer  ausdrücklicher  oder  stillschweigen  Genehmigung  theilen 
sich  überall  die  Familien,  Die  Gemeinde  hat  weder  die  Einsicht  in  die 
hieraus  resultirenden  Schäden  noch  die  Kraft  und  den  |WilleD)  dem 
Uebelstande  zu  steuern.  Der  Induvidualisirungstrieb  ist  im  rassi- 
schen Bauer  weit  stärker  als  das  Familien-  oder  gar  das  Gemeinde- 
gefühl. Die  Thatsache  des  Ueberhandnehmens  der  Familientheilunges 
wird  allseitig  constatirt.  Auch  Koschelew^)  berichtet^  mit  diesen 
unaufhörlichen  Theilungen  sei  es  bereits  so  weit  gekommen^  dass 
es  kaum  mehr  grosse  Bauerfamilien  giebt,  dass  die  meisten  Leate 
isolirt  leben  und  darum  ausser  Stande  sind,  ihren  Wohnort  zu  ver- 
lassen um  Arbeit  zu  suchen  oder  sich  Handwerken  zu  widmen. 
Die  schlimmen  Wirkungen  dieser  Erscheinung  werden  sonst  von  den 
Anhängern  des  Gemeindebesitzes  übergangen;  auch  werden  diese  Thei- 
lungen auf  andere,  mit  dem  Gemeindebesitz  nicht  in  directer  Beziehuog 
stehende  Momente  zurückgeführt,  so  namentlich  auf  die  Recrutirungsge* 
set7gebung  ^) :  um  der  Militairpflicht  zu  entgehen  theilen  sich  die  Fa- 
milien (die  kleinen  Familien  mit  wenig  oder  gar  nur  einer  Arbeits- 
kraft geniessen  Vergünstigungen).  Von  den  Gegnern  des  Gemeinde- 
besitzes werden  die  hieraus  resultirenden  ökonomischen,  socialen  und 
sittlichen  Schäden  eingehend  dargelegt.  Eine  interes<iante  Berech- 
nung der  ökonomischen  Verluste  wird  auf  Grund  praktischer  Krfah* 
.rungen    in   der  Broschüte   ^Das  junge  Russland^^)  aufgestellt.    Als 


0  .Land  und  Freiheit«  Cap.  V,  pag.  85—89,  Cap.  VUI  pag.  100-107, 
auch  pag.  123 — 124,  172  etc.,  Mo^o^aA  PoccIa  (»Das  junge  Rns&land",  eine  aus 
dem  conservativen  Lager  anonym  und  ohne  Jahreszahl  —  nach  dem  deat£cb- 
französischen  Kriege  —  erschienene  Broschüre),  pag.  63— .65.  70 — 83  u.  a.  &. 
St.,  „Russland  am  1.  Januar  1871",  1871  (desgleichen  anonym,  ein  Theil  der 
Broschüre  erschien  in  der  St.  Petersburger  deutschen  Zeitung  „Kordisehe 
Presse"  in  der  Form  fortlaufender  Leitartikel),  pag  21  ete.,  102  ete. 

>)  „Stimme  aus  der  Landschaft",  pag.  206—7. 

3)  C...0  M....i>:  Hto  Hem^y  SAopoB'b,  to  pyccROvy  cxftpTb  in  den  Ore^te- 
CTBCHHun  3anHCRit  1873  Nr.  9,  pag   320  etc. 

<)  MojiOAafl  Poccia  pag.  65—68.  —  „Land  und  Freiheit*  pag.  89  etc.»  .Rus»- 
land  am  1.  Januar  1871«  pag.  28—29. 
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Beispiel  wird  (im  centralen  Russland  im  Gebiet  der  Schwarzerde) 
ein  wohlbehaltener  bäuerlicher  Hof  mit  sechs  Seelen  männlichen 
Geschlechts  statuirt,  in  welchem  der  Familienvater  50  Jahre,  der 
älteste  Sohn  80,  der  jüngere  25  Jahre  zählt.  Aasser  den  Wohn- 
gebäaden  (für  Menschen  und  Vieh)  befinden  sich  auf  dem  Gehöfte 
ein  Speicher,  eine  Oelmühle,  4  Pferde,  4  Kühe,  3  Kälber,  einige 
Schweine,  Schafe,  Enten,  Hühner  etc.  Der  Landantheil  besteht 
aas  IV2  Dessät.  Hanffeld,  3  Dessät.  Wiese,  IV2  Dessät.  Gartenland 
und  Hutweide  nnd  12  Dessät.  Ackerland.  Der  Vater  mit  einem 
Sohne,  den  Frauen  und  Kindern  bearbeiten  das  Land,  dessen  Er- 
trag auf  216  Rbl.  berechnet  wird.  Der  andere  Sohn  geht  auf 
Arbeit  aaa  in  den  bevölkerungsarmen  Süden,  ernährt  sich  den 
Sommer  hindurch  und  bringt  mindestens  30  Rbl.  in  die  Heimath 
zarück.  Den  Winter  über  betreibt  der  erstere  Sohn,  der  den 
Sommer  über  zu  Hause  war,  mit  zwei  Pferden  Frachtgeschäfte  und 
erübrigt  50  RbK,  ausserdem  hat  er  sich  und  die  Pferde  ernährt. 
Der  Vater  mit  dem  anderen  Sohne  verwerthen  die  freie  Zeit  im 
Winter  damit,  dass  sie  von  den  Kaufleuten  Leinsaat  nehmen  zur  Be- 
reitung von  Oel  und  Leinsaat  verführen  vom  Kaufmann  und  das 
Gel  zurück.  Hierbei  erwerben  sie  60  Rbl.  Demnach  stellt  sich  die 
Einnahme  des  bäuerlichen  Hofes  auf  441  Rbl.,  und  zwar: 

Der  Ertrag  des  Landes 216  Rbl. 

der  Erwerb  des  Sohnes  im   Sommer      30     „ 

dessen  Unterhalt 20     9 

das  Frachtgeschäft  des  anderen  Soh- 
nes mit  2  Pferden SO     „ 

Unterhalt  dieses  Sohnes  und  der  zwei 

Pferde 65    ,» 

Einnahme  aus  der  Oelmühle   .     .     .'      60     „ 

''        441  Rbl. 
demnach  pro  männliche  Seele  73  Rbl.  50  Kop. 

Theilt  sich  eine  solche  Familie,  so  ist  eine  einmalige  Ausgabe 
^OQ  60  Rbl.  erforderlich,  um  den  Speicher,  die  Oelmühle  auf  den 
Deaen  Wohnort  zu  versetzen  und  aus  diesen  Gebäuden  ein  Wohn- 
baos  etc.  für  den  sich  abtheilenden  Zweig  der  Familie  herzustellen. 
Der  Verkauf  eines  Pferdes  und  einer  Kuh  ist  erforderlich.  Jetzt 
l^aou  Niemand  auf  Arbeit  ausgehen:  ein  Jeder  mnss  seine  Land- 
stelle selbst  bestellen,  Frau  und  Kinder  können  nicht  allein  bleiben. 
Die  Oelmühle  ist  in  eine  Hütte  verwandelt,  demnach  ist  auch  diese 
Nebeneinnahme  versiegt.  Zu  Hause  ist  seine  ganze  Arbeitskraft 
Dicht  erforderlich,    doch    kann    er  sich  nicht  auf  längere  Zeit  ent- 

18 
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ferueq.  Ein  I^eaooder^  glücklicher  Urostaad  ist  e#,  wenn  er  in 
in  der  Ifähe  bei  einem  ^ohlhalnendeii  Oros^gEundbeiiAfter  oder 
einem  Fabrikherrn  sich  s^eitweilig  in  Tagelohn  verdingen 
kann.  Zumeist  pachten  sie  ypn  einem  benachbarten  Qotsbesiifter 
ein  Li^ndstück.  In  der  Gegend,  welcher  das  Beispiel  entnommen 
ist)  pachten  die  Bauern  durchschnittlich  pro  männliche  Seele  eine 
Dessätine  zur  Wintersaat  für  6  RbU  eine  BeasiltineznrSommeirfracbt 
für  3  Rbl.,  Va  Dess^t.  Wie^e  für  V/n  Bebl,  er  hat  demnach  an 
PaQht  IVA  ^bl.  zu  zahlen;  der  Eirtrc^g  ißt  Uqsser  der  Saat)  20  Rbl. 
für  Roggen,  10  Rbl.  für  Hafer,  5  RbL  fQr  Heu,  zusammen  35  Rbl., 
demnach  beträgt  die  Reineinnahme  23  Va  Rbl.  pie  Geaammtein- 
nahme  jener  sechs  Seelen  zählenden  Familie  oach  Uirer  Tbeilung  be- 
läuft sich  also  auf:  216  Rbl.  als  Ertrag  der  LandsteUe,,  wie  oben,  und 
141  Rbl.  aus  der  Pacht  des  Landes^  zusamn^en  8&7  Rbl.  oder  58 Va 
R^bl.  pro  Seele  gegenüber  73  Va  Rbl.,  so  laoge  die  Familie  bei- 
sammen bli^b*  Diesem  Beispiel  lag  eine  wohlbehaltene  JB'amilie 
zj^  Gri^nde.  Doch  auch  aro^e  Ft^piilien  theilen  sich  und  ihre  Wirth- 
sj^haft  geht  vollständig  zurück«*  es  bestehen  Familien  ohne  Anspani, 
die  ^ipen  solcbien  zur  Äusfübmng  ihres  Undwirtbaohaftlichen  Be- 
triebes 9)iethei9i  oder  ihrcA  (jandantheil  dem  lüfa^chbar  vei^ebeo. 
Krankheit  de^  einzigen  Arbeiters  e*nX  dem  Hofe,  eine  Miaaemle 
ruinirt  ihn  yollst4ndig.  0 

Wenn  auch  dieße  Berechquog  nur  fiir  g.e>viissa  Landstriche 
gilt,  so  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  da^s  überall  dost,  wo  kein 
hinreichender  Nebenerwerb  ijgi  der  Nähe  des  Dorfes  sich  findet, 
die  Familientheilungen  bei  nicht  genügendem  Lai^^ntheil  einen 
zerstörenden  Einfluss  auf  die  bänerliche  Wirthschaffc  aasfiben. 

Nicht  allein  in  ökonomischer  Beziehung,  a«Qh  \n  Betreff  der 
bäuerlichen  Selbstverwaltung,  h^ben  diese  Theilnngen  eine  entschei- 
dende Aenderu,ng  zu  Wege  gebracht^  ja  die  ganze  Structnr  des 
bäuerlichen  Lebens  umgestaltet.^)  Die  Gemeindeversammlnng  be- 
stand und  besteht  aus  den  Inhabern  der  Höfe:  früher  bestand  sie 
aus  den  Häuptern  der  grossen  Familien,  die  erfahrenen,  älteren 
Personen  bildeten  die  Majorität;    die  jetzige  Gemeindeversammlung 


<)  Ganz  treffend  ist  in  der  „MojiOAfts  Poccia",  pag.  68  die  Bemerknng: 
„Man  fragt  mich,  ist  es  möglich,  den  Bauern  Familien theiinngen  in  Terbieteo^ 
Ich  antwortete  mit  der  Gegenfrage:  kann  man  es  gestatten,  dass  Ich  anf  der 
Adelsvenammlang  eine  Theilnng  mit  meinem  Vater  oder  Grosevaler  Terlaagt 
und  ihnen  einen  Theil  ihres  Vennögens  abnehme?* 

')  Moioxas  Foceifl  pag.  68—70. 
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d.  i.  nach  DsrchführuDg  der  FamilientheiliiDgeD  besteht  ans  einer 
weit  grösseren  (der  doppelten,  dreifachen)  Zahl  von  Familienhäup- 
teni,  68  machen  sich  hierbei  sowol  alle  die  Schäden  bemerkbar, 
die  grossen  Generalrersammlungen  eigen  sind,  als  aach  die,  welche 
aas  dem  Uebergewicht  der  jüngeren  und  jüngsten  Eleniente  ent- 
springen« Diesem  Umstand  mag  nicht  zum  geringsten  Theil  der 
von  Koschelew  so  grell  geschilderte  Verfall  der  bäuerlichen  Selbst- 
verwaltung znzusohreiben  sein. 

W  i  e  die  Selbstverwaltung  geübt  wird,  ist  von  entscheidender 
Bedeatnng  für  das  Verhalten  der  Gemeinde  in  Betreff  der  soli- 
darischen Haft  für  die  ihren  Gliedern  obliegenden  Zahlungs- 
verpflichtungen öffentlicher  und  privatrechtlicher  Natur. 

Es  wird  von  vielen  Seiten  beklagt^  dass  die  arbeitsameren  uod 
daher  wohlhabenderen  Wirthe  für  die  ärmeren,  nachlässigen  und 
faulen  die  Lasten  zu  tragen  haben.  Dass  der  Viehstand  abgenom- 
men hat,  wird  kaum  in  Abrede  gestellt,  A.  Koschelew  behauptet 
(den  Saerpuchow'schen Kreis  im  Gouv.Räsan  vornehmlich  vor  Augen), 
dass  der  Viehstand  sich  auf  die  Hälfte  vermindert  hat. ')  Dieser 
Uebelstand  wird  u.  A.  auch  mit  der  Art  der  Executirnng  der  soli- 
darischen HaA  in  Verbindung  gebracht.  Die  faulen  und  trunk- 
süchtigen Bauern  veränssern  ihr  Vieh,  um  sich  die  Mittel  zur 
Fortsetzung  ihres  Lebenswandels  zu  verschaffen,  die  arbeitsamen 
Bauern  scheuen  sich  ihren  Viehstand  zu  vergrössern,  was  für  die 
Hebung  ihres  Landbaues  von  grossem  Vortheile  wäre,  ans  Furcht, 
dass  dieses  nicht  ,,unbedingt  für  ihre  Wirthschaft  erforderliche^ 
Vieh  zur  Deckung  der  Rückstände  ihrer  Gemeindegenossen  ihnen 
abgenommen  wird.  ,»So  lange  der  Gemeindebesitz*  —  heisst  es 
io  der  erwähnten  Broschüre  «das  junge  Russiand*^)  —  „ohne  eine 
starke  Obergewalt  bestehen  wird,  die  die  Vortheile  der  arbeitsamen 
Leute  schützt,  ist  eine  Verbesserung  der  Lage  der  ßauern  kaum  zu 
erwarten.**  Dass  die  Verringerung  des  Viehstandes  ein  bedeutungs- 
volles Moment  in  der  Verschlimmerung  der  Land  wirthschaft  ist,  wird 
allseitig  hervorgehoben. 

Was  den  Stand  der  bäuerlichen  Wirthschaft  nun  an- 
betrifft, so  wird  von  Anhängern  aller  Parteischattirungen  beklagt, 
dass  sie  mit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  nicht  in  dem  gehofften 
Mass  Aufschwung  genommen  hat.  ja  dass  sie  in  vielen,  zumal  in 
den  nördlichen  von  der  Natur  (Bodenbeschaffenheit,  Clinia)^  weniger 

0  MStimme  aas  der  Landscbaft*  pag.  206. 

^  ^Hojtoxafl  Poeciji"  pag.  80,  „Land  and  Freiheit*  ^bg.  113  etc.,  ,,Ro88land 
am  1.  Januar  187i^\  pag.  29. 

18* 
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begÜDstigten  Landstrichen  zurückgegangen  ist.  Und  wo  eine  Er- 
weiterung der  Ackerwirtbschaft  auch  nachweisbar  erfolgt  ist,  dort 
ist  sie  nur  durch  weitere  Ausdehnung  des  Ackerlandes  (auf  Rech- 
nung der  Wiesen  und  Weiden)  erreicht,  nicht  aber  durch  intensivere 
Bestellung  des  Bodens.  Die  Broschüre  „Land  und  Freiheit*'  führt 
den  leitenden  Grundgedanken  durch,  dass  im  nördlichen  Gebiet, 
wo  nur  bei  gehöriger  Düngung  und  sorgfältiger  Bestellung  lohnende 
Ernten  zu  erwarten  stehen,  die  Landwirthschaft  verfällt,  da  jenen 
Bedingungen  nicht  entsprochen  wird.  Es  wird  stets  dieser  weniger 
begünstigte  Landgebiet  dem  unerschöpflich  fruchtbaren  Gebiet  der 
Schwarzerde  gegenüberstellt ,  wo  bei  geringster  Kraftanstrengun^ 
reiche  Ernten  erzielt  werden.  Die  einige  Jahre  später  erschienene 
Flugschrift  ^Das  junge  Russland*",  das  vornehmlich  diesen  Landstrich, 
wie  „Land  und  Freih<eit^  den  nördlichen  vor  Augen  hat,  constatirt,  dass 
selbst  dieser  fruchtbare  Boden  durch  die  volle  Raubwirthschafl  er- 
schöpft wird,  die  Ernten  stetig  abnehmen,  und  dass  in  kürzester 
Zeit  allgemeine  Missernten  zu  erwarten  stehen,  eine  Prophezeihnng, 
die  leider  nur  zu  bald  in  scbreckenerregender  Weise  in  Erfüllung 
gegangen  ist. 

In  Betreff  der  Ursachen  des  Verfalles  der  bäuerlichen 
Wirthschaft  gehen  die  Ansichten  merklicher  auseinander.  Gegner 
des  Gemeindebesitzes  schreiben  ihn  vornehmlich,  wenn  auch  nicht 
ausschliesslich^  dieser  Grundbesitzform  zu.  Der  Unternehmungs- 
geist, ja  jede  Lust  zur  Arbeit  wird  durch  die  Unsicherheit  des  Be- 
sitzes geschwächt:  die  Willkür  der  Gemeinde  zerstört  Alles  und 
beraubt  den  Bauer  der  Früchte  seiner  Arbeit.  Faulheit  und  Trank- 
sucht nehmen  in  grossen  Dimensionen  zu.  Die  arbeitsamen  Wirthe 
wollen  häufig  aus  dem  markgenossenschaftlichen  Verbände  aus- 
scheiden, die  faulen  und  nachlässigen  lassen  Solches  nicht  zu,  da 
in  diesem  Falfe'sie  nicht  mehr  ihre  Rückstände  auf  jene  überwälzen 
können.  Der  Viehbestand  wird  aus  Furcht  vor  zwangsweisem  Ver- 
kauf nicht  vergrössert,  ja  in  vielen  Landstrichen  hat  er  in  grossem 
Massstabe  abgenommen,  was  in  der  schädlichsten  Weise  auf  die 
Ackerwirtbschaft  zurückwirkt.  Alle  die  vorhergesagten,  mit  dem 
Gemeindebesitz  verbundenen  Schäden  sollen  eingetroffen  sein. ') 

0  z*  B.  mehrere  Artikel  in  den  TpyAU  Ilicaep.  BojbHftro  dKOHOMavecnro 
oÖn^ecTBa,  1863,  Bd.  I.,  pag.  50  eto.  (gegen  einen  Artikel  io  der  Zeitung  A^a^K 
1866  Bd.  I.,  pag.  114-118  (gegen  einen  Artikel  in  der  „Oreler  Zeitung*'),  ISSi 
Bd.  II,  pag.  537—550,  Bd.  III,  pag.  18—29:  Baron  Steinheil:  4to  ■eoöxojnmo 
AJH  DOAHHTis  B  ycoBepmeHCTBOBaBiH  RpecTbaRCRaro  cejibcsaro  xoBBttcraa?  (besondere 
eingehend  wird  hier  die  Nothwendigkeit  und  die  Art  der  Aussiedelung  aas  grosseü 
Dörfern  behandelt)  u.  A. 
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Von  den  Anhängern  dieser  Grundbesitzform  wird  dieser  Zu- 
sammenhang nicht  eingeräumt:  die  Ursachen  des  Verfalles  wird  in 
anderen,  auch  von  Gegnern  des  Gemeindebesitzes  als  mitwirkende 
Ursachen  angegebenen  Momenten  gefunden.  Die  Abgrenzung  des 
Baaerlandes  —  bei  Auseinandersetzung  mit  dem  Gutsherrn  —  ist 
nicht  überall  in  zweckentsprechender  Weise  erfolgt.  Nicht  selten 
ist  den  Bauern  zu  wenig  Wiese  und  Weide  zugemessen,  sie  müssen 
also  das  Ackerland  verringern,  haben  zu  wenig  Futter  für  ihr  Vieh 
etc.  Auch  ist  ihnen  zu  wenig  Land  zugetheilt,  dabei  sind  die  Ab- 
lösuDgszahlungen  zumal  im  Norden  sehr  gross,  weit  grösser  als 
der  Boden  wertb  ist  etc.  etc.  0  Auch  wird  darauf  hingewiesen, 
dass  das  in  der  Nutzung  der  Gutsherren  verbliebene  Land  nicht 
besser  als  das  bäuerliche  bestellt  wird. 

Wie  weit  diese  und  andere  Ursachen  wirken,  in  wie  weit  im 
Speciellen  dem  Gemeindebesitz  Schuld  am  Verfall  der  bäuerlichen 
Wirthschaft  beizumessen  ist,  lässt  sich  aus  dem  geringen  Material, 
das  zumeist  auf  beschränkte  persönliche  Erfahrung  sich  gründend, 
aar  zu  leicht  und  schnell  als  allgemein  gültige  Erscheinung  auf* 
gefasst  und  behandelt  wird,  nicht  ersehen.  Es  mögen  an  dieser 
Stelle  diese  kurzen  Bemerkungen  genügen,  um  die  Ueberzeugung 
zu  gewinnen,  dass  eine  genaue  Erforschung  der  Lage  der 
Land  wirthschaft,  wie  sie  von  der  Commission  vom  26.  Mai 
1872  unternommen  wurde,  dringendste  Nothwendigkeit  war,  um 
Licht  in  diese  vielverzweigte  Frage  zu  bringen  und  das  Mass  der 
Wirkung  der  durch  partielle  Erfahrung  beobachteten  Ursachen  zu 
constatiren. 

Von  den  Schäden  des  Gemeindebesitzes  überzeugt  sprechen  sich 
doch  auch  jetzt  besonnene  Gegner  gegen  die  zwangsweise 
Äafhebong  desselben  aus:  sie  pläidiren  für  gewisse  gesetzliche  Be* 
schränknngen  der  Gemeinde,  für  die  Ermässigung  der  Vs  Majorität 
auf  die  einfache  Majorität  in  Betreff  des  Ueberganges  zum  persön- 
lichen Besitz,   für   Erleichterungen    beim  Austritt    aus    dem    mark- 


0  Siehe  auch  den  Artikel:  HoBoe  noseiiejbHOe  ycTpolIcTBO  rocy^apcTBeH- 
Buxi  KpecTSHBT»  Bi»  BejHBOpyccKnx*b  ry6epBiffxi>  in  den  OTenecTBeBRUfl  SanacBB 
1870,  Kovemberheft  (in  der  Zeitgenössischen  Rundschau)  pag.  1—16,  G...0 
M...b:  ?T0  B^Mi^y  8AopoBi>,  TO  pyccBOMy  cM-^pTb  in  derselben  Zeitschrift  1873 
im  Septemberheft  pag.  319—374,  auch  im  Jahrgang  1868  im  Septemberheft  pag. 
7S— 82  in  Anlas«  der  Broschüre  „Scmja  h  boih^S  Fürst  Wassiitschikoff  in  sei- 
nem grossen  Werke:  0  caMoynpaBJeaiB  Band  II,  1872  (dritte  Auflage),  pag. 
90—102.  —  Alle  die  in  der  Literatur  yorgebrachten  Erklftrnngsgründe  sind  mir 
auf  einer  Reisednrch  Russland  im  Jahre  1868  und  später  von  vielen  Seiten  angegeben. 
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genossenschaftlichen  Verbände,  tilt  die  Einführung  eines  geseAzlicheD 
Erbrecht  (zum  Schutz  des  Familienhaupts)  etc.  0^  welehe  Vorschläge 
wir  an  dieser  Stelle  übergehen. 

Auch  in  dieser  Zeit  lassen  sich  Stimmen  vernehmen,  die  in 
Anerkennung  der  sociaUökonomischen  Bedeutung  der  Frage,  too 
den  hervorgetretenen  Schäden  ausgehend  für  eine  geae  tili  che 
Organisation  des  Gemeindebesitzes  (mit  Beechr&nkang,  resp. 
Aufhebung  des  Rechts  eines  jeden  Gemeindegliedes  auf  einen  pro* 
portianalen  Landantheil)  eintreten.  Besondere  Beaehtong  verdieneo 
D.  K.  Schödo-Ferroti  (Baron  Firks)^)  und  A.  Klaus'),  die  an 
geeigneter  Stelle  die  ihnen  gebührende  Berücksichtigung  finden 
sollen.  Leider  sind  diese  sehr  werthvollen  Arbeiten  bis  jetzt  fast 
ganz  unbeachtet  geblieben.^) 

Dass  auf  extrem  social!  s tischer  Seite  der  Gemeindebesitz  ein 
beliebter  Ausgangspunkt  für  die  Deductionen  ist,  bedarf  kaum  der 
Erwähnung.  Die  bezeichneten  Schriften  „Land  und  Freiheit*  und 
„das  junge  Russland''  sollen  ihre  Ueberschriften  socialistischen 
Flugschriften  entlehnt  haben  —  zur  Verhöhnung  der  liberalen 
Partei.  Diese  sind  mir  leider  nicht  zugänglich  gewesen:  sie 
wünschen  u.  A.  durch  eine  Revolution  eine  unentgeltliche  Zutheilung 
des  Landes  an  die  bäuerlichen  Gemeinden  herbeizuführen.  Auch 
in  den  neueren  politischen  Processen  spielt  der  Gemeindebesite 
seine  Rolle.  So  kamen  z.  B.  bei  dem  Process  gegen  Dolgusehin 
und  Gonsorten    zwei    hierauf   bezügliche  Proclamationen    zu  Tage: 


0  Z.  B.  „Land  und  Freiheit^'  pag.  104—107,  „Mojoxaa  Poccia'',  pag.  68 
71,  82  a.  A. 

0 

*)  D.  K.  Sch6do-Ferroti:  Etudes  bot  Tayenir  de  la  Ru&sie,  X  6tade:  La 
patrimolne  da  peaple,  Berlin  1868. 

*)  Das  Haaptmerk  von  A.  Klaus  ist:  Haoia  RcjobIb,  Band  I,  Bt  Peten- 
borg  1869  (einige  Capitel  sind  vorher  in  der  Zeitschrift  BUcrmn»  Eaponu 
1868  und  1869  erschienen),  der  IL  Band  ist  noch  nieht  veröffenüicht  SeU 
Projekt  vertritt  Klaus  ausserdem  in  folgenden  Abhandlangen:  06zi\RHa-co6cTBei- 
BBn  H  ea  JopHABHecKaa  opraHHsai^ifl  im  BliCTHBri»  Eaponu  1870  Februarband 
pag.  673—628,  Ifäraband  pag.  72—118,  nnd  Hami  aeoxyxeaig  in  dem  Otcv* 
craeBBUfl  3anBCBB,  1871  im  Ifaiheft  pag«  117—157. 

;*)  Seh^do-Ferroti's  Prcgekt  habe  ich  in  der  rnssisehen  Uteratar  kanm  er 
erwähnt  gefanden,  das  Schicksal  des  Projekts  von  Klans  ist  nur  wenig  gflnstigerf 
siehe  in  den  OTe^eerBeBBua  danacKH:  OÖ^a  ycTpottcTSt  oeJibCBBjra  6aavon^ 
1870  Februar,  HoBoe  noseMejibBoe  yoTpoteTSO  rocyxapoTBeBBUX'b  speerum  etc^ 
1870  Novemberhelt,  P^hl  Baasa  Bacaib^iBBOBa,  1872  im  Aprilhefl  pag.  272—296. 
Gegen  Klans:  Jansen  in  einer  kritischen  Anzeige  jenes  Werkes  In  der  Zeit- 
sekriil  Caikcaee  zosattcTBo  n  AikeoaoxcTao,  1870  im  MtaBheft. 
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io  der  einen,  ^Aki  das  rnssiecbe  Volk^,  wird  di6  Bchlimme  Lage 
der  Banem  geschildert^  als  Brklärang  werden  der  geringe  Land- 
aotheil,  den  sie  emj[)fangen  haben,  and  die  zu  höhen  Zahlungen, 
die  za  entrichten  sind,  angegeben  and  daraus  die  Nothwendigkeit 
einer  Reyolution  gefolgert,  die  eine  allgemeine  Vertbeilang  des 
Land^  ao  Stande  bringen  soll.  Za  demselben  Resultat  gelangt  die 
zireite  Publikation:  ,4 Wie  soll  man  nach  dem  Gesetz  der  Natur 
QDd  Wahrheit  leben^?  Geht  die  erstere  Ton  den  bestehenden  Ver- 
hältoissen  aus,  so  die  sweite  von  allgemeinen  Oi^undsätzen  mit 
philosophischem  Anstrich:  Gleicheit  der  Mensöhen,  daher  auch 
Gleichberechtigung  auf  Land,  Ausschluss  jeden  Begriffes  ron  per- 
Boulichem  Eigenthum  etc.  etc.') 

In  dbr  deutschen  Literatur  haben  im  letzten  Jahrzehnt  die 
gnindbesitzrechtlicfaen  bäuerlichen  Verhältnisse  Russlands  grössere 
Beachtung  gefuildeil:  einerseits  wurde  die  allgemeine  Aufmerk- 
samkeit auf  sie  durch  ihre  Abweichung  von  den  sonst  in 
Europa  herrschenden  gelenkt,  andererseits  aber  auch  durch  den 
Umstand,  dass  von  soclal^'detnocratischer  Seite  auf  den  russischen 
Gemeindebesitz  als  auf  diejenige  Grundbesitzform  hingewiesen 
wurde,  bei  welcher  allein  die  sociale  Frage  gelöst,  die  „Landlosig- 
keit"  eines  bedeutenden  Theiles  der  Bevölkerung  beseitigt  werden 
kanfl.  Die  wertfatollste  Schfift  ist  die  von  Prof.  Ad.  Wagner: 
gDie  Abschaffung  des  privaten  Ordndefigeüthanls*',  Leipzig  1870, 
(mit  ausfübrlicheih  Literaturnachweis),  hervorgerufen  durch  die 
Beschlüsse  deo  internationalen  Arbeiterbundes  zu  Basel  im  Sep-» 
fcember  1809,  die  auf  Abschaffung  des  privaten  Grnndeigenthums 
biüandatifen.  Attf  J.  feekat'dt's  Schriften  haben  wir  hinge^i^sdiif. 
L  V.  Würsterib^rgs:  „Üie  gegenwärtigen  Agrarverhältnisse  RussIeCnds^ 
Leipzig  1873,  entsprechen  nur  wenig  der  Versicherung  des  Ver- 
fassers, die  rassischen  Agrarzustände  zum  Gegenstande  „sorgfältiger 
Studien^  getnaeht  zu  haben.  Auch  Dr.  C.  Walker  berührt  in 
nicht  wenigefl  Sehrifteb  den  russischen  Gemeindebesitz.  Soweit 
erforderlich',  wcffd^il  wir  dieäe  uhd  andere  Schriften  doch  bdräck- 
sichtigen. 

3.  Das  nach  Anlage  und  Ausführung  umfangteichste  Werk 
über     die     Lage     der     bäuerlichen     Verhältnisse     ist     das     von 


0  Die  Yerhandlangen  des  P^tftf^Mes  sind  verötfentlieht  hu  „Rsg^erangd^ 
Anzeiger*"  im  Jali  f«74,  ÖAMlhUi  Au0Stge  oUb  den  bestfitihneten  FlifgSebiift^n. 
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N.  Flerowski. ')  Ein  besonderes  Eingehen  auf  dasselbe  scheint 
uns  um  so  mehr  geboten^  als  es  hier  und  da  über  Gebühr  Aner- 
kennung und  Beifall  gefunden  hat;^)  eine  dasselbe  auf  seinen 
wahren  Werth  zurückführende  Beurtheilnng  ist  mir  nicht  zu  Ge- 
sicht gekommen.  0 

Der  Verfasser  hat  die  „Lage  der  Arbeiterclasse^  in  allen  Land- 
strichen des  europäischen  und  asiatischen  Russlands  untersucht. 
„Die  Untersuchungen  haben  mir  eine  Menge  von  Thatsachen  ge- 
boten, die  Thatsachen  die  Schlüsse  gegeben;  nachdem  die  Schlüsse 
gefnnden  waren,  habe  ich  selbstversändlich  nur  diejenigen  Facta 
beibehalten,  welche  mich  zu  jenen  Schlüssen  geführt  haben  und 
diese  erklären,  die  übrigen  bei  Seite  gelassen,^  wie  es  auch  der 
Chemiker  thut:  wenn  dieser  alle  seine  Experimente,  auch  die  zu 
keinem  Resultat  geführt  haben,  der  wi85ienschaftlichen  Welt  mit- 
theilte, so  würde  ihm  zweifelsohne  bemerkt  werden,  dass  es  nicht 
am  Platz  ist,  die  Wissenschaft  mit  unnützen  Facten  zu  belasten, 
„dass  er  nicht  die  Versuche  behandeln  soll,  die  zu  Nichts  geführt 
und  nur  seine  Ungeschicklichkeit  gezeigt  haben,  sondern  nur  die- 
jenigen, die  ein  für  die  Wissenschaft  nützliches  Resultat  ei^ebeo 
haben/  *) 


*)  H.  <&jiepoBCKift :  üojioseHie  paöo^iaro  BJiBcoa  si  Poeciv,  BaÖJOOxsBiH  ■  u* 

ojitXOBaHifl,  (491  Seiten)  St.  Petersbarg  1869. 

*)  Selbst  die  OTenecTBeRBfaiH  3aaHCRH,  eine  Zeitschrift,  die  ihre  Leser  mit 
den  besten  Artikeln  —  auch  Über  die  ländlichen  VerhältniBse  —  bedient,  haben 
sich  durch  die  anscheinende  „Wissenschaf tUchkeit^  Flerowskf  s  düpiren  lassen.  In 
dem  Artikel:  Oti»  qero  rpy^RO  nonpaBJHTbca  Hameiiy  paöo^eMy?  1870  Februar- 
heft,  pag.  493*-542  (erster  Artikel)  wird  die  Besprechnng  des  Werkes  mit  fol- 
genden  Worten  eingeleitet:  Flerowski  hat  zuerst  in  die  Tiefe  unserer  Arbeiter- 
frage geblickt,  er  hat  derselben  ein  sorgfältiges  Stadium  in  den  versehiedensleo 
Gegenden  gewidmet.  Der  Referent  bezweifelt  nicht  die  Wahrheit  seiner  Be- 
obachtungen und  Beschlüsse :  sie  beruhen  nicht  auf  Präsumtionen,  er  hat  ganz 
Rnssland  nach  allen  Seiten  hin  bereist,  hat  unter  Arbeitern  aller  Art  gelebt 
kennt  ihr  Leben  nnd  Treiben,  er  ist  so  eingehend  mit  ihren  LebensbedingungcD 
vertraut,  beschreibt  so  ausführlich  ihre  Wirthsehaft  und  ihre  Erwerbsverhilt- 
nisse,  berechnet  das  Budget  ihrer  Einnahmen  und  Ausgaben  so  bis  in  das  Ein- 
seine,  indem  er  zugleich  die  localen  Ursachen  angiebt,  weshalb  dasselbe  sich 
auf  diesem  oder  jenem  Minimum  erhält,  —  dass  auf  allen  seinen  originalen 
Hinweisen  nnd  Hittheilungen  der  unbezweifelbare  Stempel  der  unmittelbaren, 
sorgfältigen  Beobachtung  rnht.  In  Betreff  der  SchlQsse  kann  ein  Jeder  sich 
überzeugen,  wie  logisch  dieselben  sind  etc. 

*)  Eine  verdiente,  aber  nur  kurz  gehaltene  Zurückweisung  erfährt  Flerowski 
im  PycctUi  BtcTABBii,  1870  im  Septemberheft. 

0  üo^oseale  paöovaro  uacca  bi^  PocoIh,  Einleitung  pag.  IL 
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Dass  die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  zumeist  eine  sehr 
schlimme  ist,  schildert  Flerowski  in  den  düstersten  Farben:  fast 
überall,  zumal  auf  den  gutsherrlichen  Gütern,  kämpft  der  Bauer 
mit  dem  Hunger.  Die  Ursache  findet  er  yornehmlich  in  der  Höhe 
der  auf  ihm  ruhenden  Steuern  und  Lasten  aller  Art,  in  der  ge- 
ringen Ausdehnung  des  Landes ,  das  den  Bauern  zugemessen  ist, 
in  der  Exploitation  der  Arbeiter  durch  die  Grundberren  und  in 
gewissen  Beziehungen  in  der  ungeschikten  Bevormundung  durch 
die^Beamten.  Den  Bauern  selbst  trifft  —  nach  Flerowski  —  gar  keine 
Schuld.  Werden  jene  Momente  beseitigt,  so  wird  der  Bauer  schnell 
zum  Wohlstand  gelangen,  den  vielgerühmten  Reichthum  der  deut- 
schen Colonisten  übertreffen.  Er  plaidirt  für  die  Abschaffung  sämmt- 
lieber  directer  Steuern  und  Abgaben,  die  auf  dem  Bauern  ruhen, 
and  ist  der  festesten  Zuversicht,  dass  durch  den,  in  diesem  Fall 
sehnell  aufblühenden  Wohlstand  ,  und  durch  den  in  Folge  dessen 
öberall  enorm  zunehmenden  Handel,  Gewerbe  etc.  schnell  der 
Ausfall  in  den  Staatseinnahmen  durch  die  indirecten  Steuern,  so 
besonders  die  Branntweinaccise  (!),  gedeckt  werden  wird.  Aber 
jener  Erfolg  wird  nur  dann  erreicht  werden^  wenn  sämmtliche  Ab- 
gaben beseitigt  werden,  ,|Wenn  der  Bauer  keinen  Kopeken  in  die 
Kronsrentei  zu  tragen  hat.*  Nicht  allein,  dass  der  Bauer  auf 
gothherrlichem  Lande  eine  zu  hohe  Pacht,  resp.  zu  grosse  Ab- 
lösongszahlnngen  zu  entrichten  hat,  die  zu  ermässigen  wären,  es  wünscht 
Flesowski  ganz  die  Beseitigung  dieser  Zahlungen.  Ja  der  eigent- 
liche Krebsschaden  in  der  neueren  Entwickelung  Russlands  sieht 
er  in  der  zunehmenden  Ausdehnung  des  gutherrlichen  Elements: 
dieses  ist  die  wachsende  Schlingpflanze ,  die  gar  keinen  Segen 
bringt^  sondern  allein  das  Volksleben  tödtet  etc.  etc. ') 

Was  den  sittlichen  Zustand  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
anbetrifft,  so  erklärt  Flerowski  Trunksucht,  Faulheit  für  ganz  unbegrün- 
dete Vorwürfe,  —  die  ihn  um  so  schmerzlicher  berühren  als 
sie  gerade  von  denjenigen  erhoben  werden,  die  an  der  Armuth, 
UDwissenheit  und  der  niederen  Entwickelungsstufe  der  Bauern 
die  Schuld  tragen.  Jener  Vorwurf  der  Trunksucht  ist  „eine  bös- 
willige Verleumdung  und  schwere  Ungerechtigkeit^,  die  Jene  nicht 
uachweisen  können.  Flerowski  dagegen  ist  in  der  Lage  jene  Be- 
hauptung zu  widerlegen.')     Die  „wissenschaftliche^  Beweisführung, 


0  1.  e.  pag.  44  etc.,  66—58,  70—73,  172,  191  etc.,  208  225,  268  u.  a.  a.  St. 
0  l  e.  pag.  191. 
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deren    er  sich    bedient,   ist   hier  wie  anch  io  de&  anderen  Fragen 
eine  eigenthtimliche. 

Die  statistischen  Daten  ergeben,  sagt  Flerowski,  dass  ,der 
Einfluss  des  Trinkens  anf  den  Wohsstand  des  Volkes  sich  als  ganz 
geringfügig  (nn^iTOSHiaii'B)  erweist  im  Vergleich  zu  dem  EiufldSs  des 
gtttsherrlichen  Grandbesitzes;  wo  das  Volk  etwas  wohlhabender, 
dort  trinkt  es  zumeist  auch  mehr,  das  ist  Alles,  was  sich  in  dieser 
Beziehung  aus  den  statistischen  Daten  ergiebt;  das  Volk  trinkt 
in  Russland  so  wenig,  dass  es  keinerlei  entscheidenden 
Einfluss  auf  seinen  Wohlstand  zu  ttben  vermagJ) 

Und  welche  sind  die  statistischen  Daten,  die  ihn  zu  einer  Be- 
hauptung führen  ,  die  im  diametralen  Gegensatz  zu  Allem  steht, 
was  sonst  hierüber  verlautet?  Flerowski  gruppirt  36  Gouverne- 
ments nach  den  Geburts^  und  Sterberegistern  ihrer  Gesammtbevöl- 
kerung,  hieraus  scbliesst  er  auf  den  Wohlstand  der  Arbeiterklasse* 
Sodann  stellt  er  diese  Daten  gegenüber  den  Daten  über  die  Ein- 
nahme der  Branntweinaccise  pro  Gouvernement.  Aus  di^en  er^ 
giebt  sich,  dass  die  gezahlte  Accise  in  den  86  Gouvernements,  wenn 
wir  die  Extreme  nach  beiden  Seiten  Weglassen,  zwischen  1-^d  Rbl 
pro  Bewohner  des  resp.  Gouvernements  (im  Jahr6 1866) schwankt 
(Weniger  als  einen  Rbl.  beträgt  die  Ziffer  in  vier,  zwischen  2  und 
8  Rbl.  in  sieben,  über  3  Rbl.  in  zwei  Gouvernements).  Nehmen  wir 
eine  Familie  auch  nur  zu  drei  Personen  an,  sd  beträgt  die  Ausgabe  für 
die  „ßranntweinsaccise*'  8 — 9  Rbl.  Dass  die  Producenten  den  Brannt- 
wein nicht  für  den  Betrag  der  zu  entrichtenden  Accise  yerkaufen, 
dass  die  Detailh&ndler  nicht  die  Gefälligkeit  gegen  ihre  Kunden  üben, 
das  Getränk  zum  Einkaufspreis  zu  verabfolgen,  dass  das  Botgegen- 
nehmen  von  Pfändern  (ton  Kleidern,  Geräthschaften  aller  Art  etc.) 
von  denjenigen,  die  nicht  baar  zu  zahlen  vermögen,  auch  nicht 
aus  Nächstenliebe  des  Schenkwirthen  zu  seinen  Kunden  geschieht, 
dass  endlich  nicht  für  allen  producirten  Branntwein  die  Accise  ent- 
richtet wird  (Ueberbrand,  Defraudation),  solche  und  ähnliche  Klei- 
nigkeiten sind  in  der  wissenschaftlichen  Studie  Flerowski's  nicht 
erwähnenswerth! 

Was  nun  gar  den  Vorwurf  der  Faulheit  anbetrifft,  so  kann, 
behauptet  er,  diesen  nur  der  erheben,  welcher  den  russischen  Ar- 
beiter nicht  kennt  oder  auf  ihn  mit  bis  zur, Blindheit  parteiischen 
Augen  sieht:  „der  Hauptfehler  des  russischen  Arbeiters  ist  nicht 
Faulheit,  sondern  zu  grosse  Arbeitsamkeit,  eine  Arbeitsamkeit,  diesei- 


1)  1.  c.  pag.  204. 
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neo  Körper  erschöpft  und  seine  Arbeit  zn  einer  unprodactiven 
macht.  Der  englische  Arbeiter  ist  zu  der  Ueberzeugnng  gekommen, 
dasfl  die  prodnctivste  Arbeit  die  achtstündige  bei  reichlicher  Fleisch- 
Dahning  ist;  unser  Arbeiter,  nur  mit  Schwarzbrod  sich  nährend, 
fflflht  sich  14  Stunden  ab.  Ueberall  ist  er  mit  einer  Menge  von 
Arbeit  Überbürdet,  für  welche  er  eine  sehr  geringe  Entschädigung 
erhält^  etc.  etc.  „Es  giebt  keinen  Arbeitsgeber,^  bemerkt  sodann 
Flerowski,  ohne  den  Widerspruch  zum  Vorhergesagten  zu  empfin- 
den, ^Aer  nicht  erzählte,  wie  die  Arbeiter  bummeln  (vyTflT'B),  ihre 
Arbeit  im  Stich  lassen  und  wie  hieraus  Verluste  entstehen»  Solches 
geschieht  wirklieb,  aber  in  England  und  Frankreich  passirt  dasselbe 
nicht  selten,  die  besten  Arbeiter  trinken,  arbeiten  kaum  3—4  Tage 
in  der  Woche  und  ihretwegen  müssen  alle  Arbeiten  eingestellt 
werden.  Solches  geschieht  ganz  wie  in  Russland  mit  den  Meistern, 
die  eiü  grosses  Einkommen  beziehen^  die  einfachen  Arbeiter  er^ 
laoben  sich  solchen  Luxus  nieht.^  (??)  Endlich  verweist  er  auf 
das  Bild  au  weitgehender  Arbeitsamkeit,  wie  er  sich  im  gewerb- 
lichen Theile  Russlands  darthun  soll ,  und  schliesst  diesen  wissen- 
schaftlichen Nachweis  gegen  jenen  ^utibegründeteti^  Vorwurf  mit 
dem  effectvoüen  Satz:  ,)Unmässigkeit  ist  immer  schädlich  ,  in  der 
Arbeit  (sei.  wie  der  russische  Arbeiter  sie  übt)  aber  am  scbäd- 
lichsten.^  0 

Mit  derselben  Leichtfertigkeit  behandelt  der  Verfasser  den  öko- 
nomischen Zustand  der  Bauern.  Die  Untersuchung  der  bezüglichen 
Verhältnisse  hätte  den  Verfasser  zu  den  werthvollsten  Resultaten 
aber  den  Werth,  die  Tragweife  und  Ausdehnung  der  die  prekäre 
Lage  erklärenden  Ursachen  in  den  nach  Bodenbeschaffenheit,  Clima, 
Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  gewerblichen  Verhältnissed  etc.  so 
▼ersehiedetiartigen  Landstrichen,  diö  er  bereist  hat,  führen  können, 
wenn  er  nicht  durch  Voreingenommene  Ideen  seinen  Blick  getrübt 
hätte;  ja  um  überall  jene  Ideen  bestätigt  zu  finden,  verfährt  er  mit 
einer  unglaublichen  Willkür  in  der  Erklärung  der  Thatsachen,  die 
je  nach  dem  sie  in  sein  System  passen,  gemodelt  werden. 

Bei  Besprechung  der  bäuerlichen  Verhältnisse  im  Gouvernement 
Wologda  berechnet  er  die  Einnahme  eines  Bauerhofes  auf  26  Rbl. 
50  Kop«;  in  aussergewöbnlich  günstigen  Jahren  bei  höchsten  An- 
satz 44  RbL  60  Kop. ;  von  dieser  Summe  hat  der  Bauer  dem 
Staat  und  dem  Gutsbesitzer  17  Rbl.  26  Kop.  zu  entrichten,  es  ver- 
bleiben ihm  also  in  gewöhnlichen  Jahren  zu  seinem  Unterhalt  8  Rbl. 


0  1.  e.  pag.  205-206. 
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25  Eop.,  d.  i.  weniger  als  2V8  Eop.  pro  Tag.  Findet  er  keinen 
Nebenerwerb^  so  muss  er  sein  Vieh  verkaufen^  bleibt  die  Abgaben 
schuldige  der  ungedüngte  Boden  liefert  noch  geringere  Ernten  etc. 
Im  günstigen  Jahre  beträgt  die  Reineinnahme  27  Rbl.  15  Kop., 
d.  i.  weniger  als  7Va  Eop.  pro  Tag  und  Familie.  Er  kann  zn 
seinem  und  seiner  Familie  Unterhalt  nicht  mehr  als  8  Pfund  Roggen- 
brod  veraasgaben.     Und  nun  erst  in  Missjahren! 

Zu  diesem  Resultat  gelangt  der  Verfe^ser  nicht  etwa  durch 
sorgrältige  Aufstellung  der  effectiven  Einnahmen  von  einer  Anzahl 
von  Bauerhöfen,  sondern  er  löst  seine  Aufgabe  auf  eine  weit  ein- 
fachere Art.  Seine  Berechnungen  bernhen  auf  ganz  willkörlicben 
Abänderungen  der  ganz  werthlosen ,  in  den  statistischen  Werken 
gebotenen  Daten  über  Aussaat,  Ernten  etc.,  ja  selbst  die  Grösse 
des  bäuerlichen  Landantheils,  die  er  angiebt,  ist  durch  ganz  will- 
kürliche Combination  gewonnen.  0  Auch  zieht  Flerowski  nicht  in 
seiner  Berechnung  den  Ertrag  des  Gehöfts,  er  geht  von  der  Vor- 
aussetzung aus^  dass  das  Land  nur  mit  Getreide  bestellt  wird  (er 
wähnt  freilich  an  anderer  Stelle,  dass  der  Bauer  Vs  Dessät.  mit 
„Kartoffeln,  Flachs  etc.^  bestellt,  ohne  diesen  Ertrag,  soweit  ans 
seiner  Berechnung  ersichtlich,  mitauizunehmen).  Stellen  wir  uns 
vollständig  auf  seine  Angaben,  so  ergiebt  sich  q.  A.,  dass  der 
Bauer  in  Wirklichkeit  im  Gouv.  Wologda  verhältnissmässig  sehr 
viel  für  Branntwein  ausgiebt:  die  Aocise  beläuft  sich  in  diesem 
Gouvernement  auf  76  Kop.  pro  Kopf;  nehmen  wir  als  Preis  des 
Branntweins  auch  nur  den  doppelten  Betrag  (1  Rbl.  52  Kop.)  an,  so 
verausgabt  der  Bauer  (die  Familie  nur  auf  8  Personen  veranschl^t) 
4  Rbl.  56  Kop.  bei  einer  Einnahme  im  günstigen  Falle  von  27  Rbl. 
15  Kop.l! 

Der  Bauer  „hungert^  nach  den  Schilderungen  Flerowski's 
nicht  allein  im  Gouv.  Wologda,  sondern  auch  fast  in  allen  anderen 
Gouvernements.^)  Die  Erklärung  dieser  Lage  findet  er  in  den 
hohen  Steuern  und  vornehmlich  in  den  hohen,  für  das  Land  za 
entrichtenden  Leistungen:  am  grössten  sind  diese  auf  den  gutsberr- 
lichen  Ländereien,  etwas  geringer  auf  den  Apanagegütern  und  den 
Gütern  der  sehr  grossen  Grundherren^  die  relativ  geringsten  Lei- 
stungen haben  die  Domainenbauern  zu  entrichten;  in  dieser  Reiben- 
folge   ist    auch    die    Lage    der    Bauern     weniger    drückend.     Sein 


0  1.  c.  pag.  162-168.     Eine  ähnliche  Berechnnng   ist  für  Ssamsra  ange- 
stellt 1.  c.  pag.  240. 

>)  1.  c.  pag.  225,  241—243,  268-269  o.  a.  a.  St. 
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HauptbeweiBmittel,  auf  welches  er  immer  wieder  zurüekkommt,  sind 
die  Sterblichkeitsziffern  in  den  Gouvernements,  in  welchen  viel 
Land  im  PrivateigeDthum  ist,  und  in  den,  in  welchen  viele  Do- 
mänen und  Apanagegüter  sich  befinden:  in  ersteren  findet  er  eine 
uDgünstigere  Bevölkerungsbewegung  als  in  letzteren.  0  D^ss  diese 
Daten  allein  zu  jener  Schlussfolgerung  nicht  genügen,  bedarf  kaum 
der  Erwähnung.  Flerowski  aber  hält  diesen  Vergleich  für  einen  weit 
bezeichnenderen  (ropaa^o  Gojil^e  aHauenaTejibHoe),  als  den  directen 
Vergleich  der  Lage  der  Bauern  auf  Privatgütern  und  auf  Do- 
mänen etc.!! 

Um  den  grossen  Verpflichtungen  gerecht  zu  werden,  deducirt 
Flerowski,  sucht  der  Bauer  Nebenerwerb:  das  grosse  Angebot  von 
Arbeitskräften  drückt  den  Preis  der  Arbeit  immer  tiefer  herunter. 
Ja  er  erkühnt  sich  zu  behaupten :  „diese  Steuern  und  Lasten  sind  in 
ganz  Russland  fast  gleich,  hierin  liegt  die  Ursache  der  Gleichartig- 
keit (exHHoCpaaiH)  des  Arbeitslohnes.^^)  Weder  ist  der  Arbeits- 
lohn überall  gleich,  noch  besteht  ein  fester  Zusammenhang  zwischen 
der  Höhe  der  Zahlungsverpflichtungen  und  dem  Preise  der  Arbeit. 
Die  von  ihm  vorgebrachten  Daten  über  Löhne  haben  durchaus 
nicht  den  ihnen  zugeschriebenen  allgemeinen  Werth,  sie  sind  nur 
fär  Gegenden,  in  welchen  specielle  Verhältnisse  vorliegen,  gültig. 
So  weit  wir  dieselben  verfolgen  können,  lassen  sie  sich  vielmehr 
zumeist  darauf  zurückführen,  dass  in  verschiedenen  Landstrichen 
die  Bauern,  durch  Familientheilungen  an  die  Scholle  gebunden,  in 
der  Nähe  nicht  genügend  Arbeit  finden  und  daher  gezwungen  sind, 
sich  jeden  Preis  gefallen  zu  lassen.  Auf  diese  sehr  beklagenswerthe 
Erscheinung,  eine  Folge  der  neueren  Gestaltung  des  Gemeinde- 
besitzes, kommen  wir  an  geeigneter  Stelle  zurück. 

In  der  Schilderung  der  Lage  der  Bauern  in  den  verschiedenen 
Landstrichen  erklärt  er  deren  Terzweifelten  Zustand  je  nachdem 
es  seinem  wirthschaftlich- politischen  System  passt.  Der  Bauer  ist 
immer  der  schuldlos  leidende,  der  Gutsherr  uud  der  Capitalist  die 
Schuldigen.  Wo  der  Bauer  wenig  Land  hat,  dort  ist  dieser  Um- 
stand die  Erklärung :  bei  der  Aufstellung  des  Grundbuches  sind  die 
Baaern  vom  Gutsherrn  übervortheilt.  Er  klagt  wiederholt,  die 
Bauern  haben  wenig  Land,  und  daneben  befinde  sich  gutsherrliches 
unbebautes  Land.     Den  so  nahe  liegenden  Einwand,    wesshalb  der 


^  1.  c.  pag.  196.    An  einer  anderen  Stelle  stellt  er  die  Sterblichkeitsziffer 
der  Qrösse  des  Viehstandes  gegeni)ber  (pag.  258). 
")  1.  c.  pag.  208,  250,  269^270. 
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Otttsherr  aolcbcs  Land  den  Bauern  niebi  zur  Beatelloiig  abergiebi, 
namentlieb  im  Hinblick  auf  den  aosserardentlich  niedfigen  Arbeito- 
lohn,  geht  er  nicht  ein.  Wo  den  Bauern  viel  Land  zogemeMea 
ist,  dort  beklagt  er,  dass  es  den  Bauern  an  Saat  febH:  um  sich  vor 
der  Hungersnotb  zu  retten^  müssen  sie  sich  an  der  zukanftigeo  Saat 
vergreifen,  dadurch  vermindere  sich  das  Ackerland.  0  An  asderer 
Stelle  hebt  er  hervor,  der  Bauer  muss,  um  sick  das  zur  Entrich- 
tung seiner  Steuern  und  Abgaben  erforderliche  Geld  za  beschaffen, 
so  viel  Arbeitsverpfliohtungen  beim  benachbarten  Gutsberm  etc. 
übernehmen,  dass  er  nicht  rechtzeitig  seine  Feldarbeiten  ausfahren 
kann,  wodurch  seine  Wirthschaft  leidet«^}  Dass  bei  dem  angegebe- 
nen geringen  Arbeitslohn  die  geringst«  Beschränkung  im  Braant- 
weinconsum  auch  nur  in  einem  Jahre  den  Bauer  über  alle  seine 
Calamitäten  hinweghelfen  würde,  das  fällt  Flerowskt  nicht  ein.  Je 
nachdem  wie  es  ihm  passt,  tragen  die  Gutoberren  die  Schuld,  dass 
das  Getreide  hoch,  wenn  es  sich  um  die  Fabrikbevölkerung,  oder 
niedrig  im  Preise  steht,  wenn  es  sich  um  den  Verkauf  von 
Getreide  Seitens  der  Bauern  handelt,  ohne  dasa  eine  genü- 
gende Erklärung  geboten  wird.  In  den  Gegenden,  wo  die 
Bauern  wenig  Land  zugetheilt  erhalten  haben,  ist  dieser  Umstand 
die  Erklärung,  dass  sie  wenig  und  schlecht  genährtes  Vieh  haben. 
Wo  sie  über  grosse  Wiesen  verfügen,  dort  sind  die  periodisch 
wiederkehrenden  Seuchen  an  der  Abnahme  des  Viehstandes  schiiML') 
Wesshalb  das  Vieh  auch  in  diesen  Landatricben  sieb  schlecht  ge- 
nährt zeigt,  was  Flerowski  selbst  hervorhebt,  darauf  bleibt  er  die 
Antwort  schuldig. 

Wünscht  Flerowski  etwas  seinem  Herzan  Naheliegendes  za 
vertheidigen ,  so  vergisst  er  in  seinem  Eifer  leicht  alles  Vorher- 
gesagte.  Als  energischer  Anbänger  des  Gemeijidrbesiizes  schildert 
er  u.  A.  in  den  besten  Farben  die  gute  Bestellung  und  den  hohen 
Ertrag  der  Gärten  und  der  Hanf-,  Taback-,  Arbusen«  (Melonen-) 
felder  etc.:  eine  Dessätine,  mit  Kohl,  Zwiebel,  Taback  etc.  bestellt 
bietet   eine  Einnahme    bis    zu  200—250  Rbl.  ^)     Wq  er  jedoch  mit 


>)  1.  c.  pag.  172,  235  a.  a.  a.  St 

>)  1.  c.  pag.  234,  271. 

s)  1.  c.  pag.  208—9,  dagegen  pag.  24^.  EigentfaUmlick  ist  aaok  der  Ssti: 
„Der  Mangel  eines  anderen  Gewerbes  stellt  den  Ackerbaaer  in  den  landannen 
(bevölkerungsdichten)  Gegenden  in  die  angünstige  Lage,  dass  er  nur  von  Acker- 
bau leben  und  den  Boden  so  erschöpfen  mussi??),  dass  derselbe  scWisM^i^l^ 
nicht  das  Kothwendigste  trägt^^  (pag.  241.) 

*)  1.  c.  477-479. 
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ziffemämger  Oenaaigkeifc  biB  auf  Kopeken  die  traurige  ökooami- 
scäe  Lage  der  Banern  berechoet,  da  vergisst  er  diese  Einnabme- 
qaelle  in  Becücksicbliguag  s(a  ziehen,  er  geht  dabei  vielmehr  von 
der  Vorao^teUang  au9,  dass  nar  Getreide  und  hier  und  da  Kar- 
toffeln gebaut  werden.  Freilich  geben  die  statistischen  Werke  zumeist 
oor  über  diese  Producta  Aufschluss.  Aber  auch  abgesehen  von  den 
Gouvernements,  die  jene  eine  sorgfältige  Cultur  beanspruchenden 
Garten-  und  andere  GewUuihse  über  den  eigenen  Bedarf  pro- 
daciren^  werden,  wie  Flerowski  selbst  bemerkt,  in  allen  Gouverne- 
ments zu  eigener  Ernährung  derartige  Producte  gebaut^  die  auf 
geringereqi  Landareal  hervorgebracht,  einen  weit  groösseren  Nah- 
rQDgswer.tb  repräsentiren  als  Getreide.  Kohl,  Erbsen,  Bohnen, 
Kartoffeln,  Gurken,  Zwiebeln  etc.  etc.  bilden  einen  wichtigen  Be- 
standtbeil  der  Volksnahrung. 

Wo  Flerowski  die  Vorattge  des  Gemeindebesitzes  auseinander- 
setzt, dort  verherrlicht  er  die  hoho  Gerechtigkeit  und  Weisheit, 
mit  welcher  die  Gemeinde  über  das  Land  verfügt,  er  beklagt  leb- 
haft die  Eingriffe  der  Administration  in  Angelegenheiten  über  das 
Gemeindeland:  ongereehte  Theilungen  treten  nur  dort  zu  Tage,  wo 
solche  Eingriffe  stattfinden.^)  Wo  es  aber  dem  Verfasser  darauf 
ankommt,  die  Ursachen  der  Verarmung  der  Bauern  aufzufinden, 
dort  beklagt  er  sich  darüber,  dass  die  Wohlhabenderen  auf  der 
Gemeindeversammlung  die  Aermeren  zwingen,  eine  grössere  Zahl 
von  Seelenaotheilen  und  demgemäss  einen  grösseren  Steuerbetrag 
zu  abernehmen,  als  bei  gerechter  Vertheilung  diesen  letzteren  zu- 
fallen würde.  ^) 

Derartige  Widersprüche  und  Leichtfertigkeiten  im  Aufstellen 
von  Behauptungen  und  angeblich  exacten  Beweisen  finden  sich  lei- 
der in  nicht  geringer  Zahl.  Ueberall  dringt  der  leitende  Hinter- 
gedanke durch,  den  Bauer  von  jeder  Schuld  seiner  schlimmen 
ökoBomiscbeu  Lage  rainzu waschen,  und  sie  den  Grundherren,  den 
hohen  Steuern  und  anderen  äusseren  Umständen  aufzubürden.  Und 
wo  es  selbst  Flerowski  nicht  gelingt,  einen  gegen  die  Bauern  er- 
hobenen Vorwurf  in  Abrede  zu  stellen,  da  findet  er  entschuldigende 
Erklärungsgründe,  welche  sonst  kein  Sterblicher  erräth.  Dass  Ge- 
meindeälteste  den  gehegten  Hoffnungen  nicht  überall  entsprechen, 
dass  sie  sich   bestechen   lassen  und  mit  den  Gemeindemitteln   be- 


h  l  c  pag.  77-80,  482. 
>)  1.  c.  pag.  48. 
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reichern,  gesteht  er  zu.  Der  gewöhnliche  Menschenverstand  hat 
die  Erklärung  darin  gesucht,  dass  die  Bauern  auf  geringer  sittlicher 
Entwickelungsstufe  stehen  und  dass  dieser  Debelstand  erst  mit  wei- 
terer Entwickeinng  und  Läuterung  der  sittlichen  Begriffe  «verschwin- 
den wird.  Fierowski  aber  bewegt  sich  auf  ganz  anderen  Bahnen. 
Er  führt  ein  Beispiel  an,  dass  ein  alter  Mann,  der  sich  stets  als 
ehrenfester  und  rechtlicher  Mann  gezeigt  hatte,  dieserhalb  von  der 
Gemeinde  zum  Aeltesten  gewählt  wurde,  sich  aber  sogleich  wie 
verwandelt  erwies:-  er  bedrückte  die  Bauern,  Hess  sich  bestechen 
etc.  etc.  Aus  diesem  Beispiel  folgert  er  nun  ohne  Weiteres  den 
allgemein  gültigen  Satz:  „es  ist  klar,  das  das  Uebe)  nicht  aus 
der  Persönlichkeit,  sondern  aus  der  Lage,  in  welcher  der  commn- 
nale  Vorstand   sich   befindet,    entspringt.**     Diese  Lage  ergiebt  sich 

aus  dem Steuersystem!!    Er  deducirt   folgender  Massen:    Die 

Obrigkeit  verlangt,  dass  die  Steuern  rechtzeitig  entrichtet  werden, 
die  Gemeindemagazine  gefüllt  sind  etc.  Wird  dieser  Forderung 
die  aus  Armuth  der  Bauern  nicht  erfüllt  werden  kann,  nicht  Ge- 
nüge geleistet,  so  vertällt  der  Gemeindeälteste  einer  Strafe.  ,,Nicht 
selten  deckt  dieser,  um  ihr  zu  entgehen,  das  Deficit  aus  eigenen 
Mitteln.  Selbst  ein  ehrlicher  Gemeindevorsteher  ist  nicht  so  ent- 
wickelt, um  männlich  solche  Verluste  zu  tragen,  er  sucht  sieh  aas 
den  öffentlichen  Mitteln  zu  entschädigen,  und  einmal  diese  Bahn 
betretend  findet  er  keinen  Halt  mehr,  er  befördert  jede  BedrSckang 
der  Armen  durch  die  Reichen,  er  wird  reich,  giebt,  wie  eB  vor- 
gekommen ist,  seiner  Tochter  eine  Mitgift  von  mehreren  tausend 
Rubeln,  errichtet  sich  Fabriken  (!!)  etc.^0  T>BL8a  der  Baner  seine 
Frau  prügelt,  erklärt  Fierowski  ganz  einfach  daraus,  dass  die  Prü- 
gelstrafe besteht! 

Die  Leichtfertigkeit  in  der  Behandlung  der  Thatsachen  and  in 
der  Erklärung  der  Erscheinungen  bringt  es  mit  sich,  dass  nur  der, 
welchem  die  bezüglichen  Verhältnisse  bekannt  sind,  und  welcher 
die  erforderliche  Kritik  zu  üben  vermag,  Flerowski*s  Werk  mit  Nutzen 
studiren  kann.  Eine  geistreiche  Schreibweise  und  lebensfrische 
Schilderung  machen  einen  bestechenden  Eindruck  auf  den  Leser. 

Ueber  Flerowski's  Werk  ein  so  hartes  Urtheil,  dessen  Berech- 
tigung nicht  allein  aus  dem  Dargelegten,  sondern  noch  ans  einer 
Reihe  anderer  Behauptungen  und  Ausführungen  sich  ergiebt,  zu 
fällen,  glauben    wir  verpflichtet  zu  sein,    da  die  grosse  Anlage  des 


')  1.  c.  pag.  79. 
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Werkes  und  die  eiDgehende  BebandlaDg  der  bezOgliohen  Verhälfc- 
oisse,  unterstützt  duroh  persönliche  BeobachtuDgen  der  btoer- 
lieben  Verhältnisse  in  fast  allen  Landstrichen  des  weiten 
Reichs^  den  Leser  um  so  eher  für  seine  Aaseinaderaetzungen  ein- 
nehmen können,  als  Flerowski  unter  dem  vielen  Spreu  auch  Oold- 
körner  bietet  Diese  werden  wir  an  anderer  Stelle  zu  ermitteln 
haben. 

II.    Der  Gemeindebesitz  auf  dem  landwirthschafHichen 
Congreaa  zu  St.  Petersburg  im  Jahre  1865. 

Der  bänerliche  Gemeindebesitz  ist  mehrfach  Gegenstand  der 
Berathnng  in  öffentlichen  Versammlungen  gewesen,  so  in  der  Sitzung 
des  politisch-ökonomischen  Comitfe^s  (bei  der  St.  Petersburger  Kais, 
freien  ökonomischen  Gesellschaft)  am  1.  October  1865')  und  im 
folgenden  Jahre  in  der  Moskauer  Kais,  landwirthschaftlichen  Ge^ 
Seilschaft. ') 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  eingehende  Behandlung  dieser 
Frage  auf  dem  landwirthschaftlichen  Congress  zu  St. 
Petersburg  im  Jahre  1865,  der  in  Anlass  des  Säcularjuliilftums  der 
Kaiserlichen  freien  ökonomischen  Gesellschaft  zusammen  bemfea 
warde.^)  Unter  den  diesem  Congress  vorliegenden  Thematen  be- 
fand sich  auch  folgendes:  In  wie  weit  ist  der  Gemeindebesitz  mit 
Fortschritten  der  landwirthschaftlichen  Production  vereinbar?  (Ha 
CBOjbRO  o6u;HBHoe  BjaAeuie  cobii:6ctho  cb  ycn'bxauH  cejBCKO-xoaatt- 

CTBeHHOM    npOHBBOABTejIBHOCTR  ?) 

In  der  Sitzung  am  4.  November  gelangte  diese  Frage  zur 
Verhandlung.  Berichterstatter  war  der  uns  bekannte  von  Büschen.^) 


■)  Der  iMdelU  Bericht  über  diese  Siteung  iu  den  Tpyj^u  Mmo.  BoiBHaro 
dioaowneoBaro  OGiqecBrft,  1866  Bd.  I.  pag.  312—338. 

*)  A.  AeTaypovi»:  06'b  oön^HHROin»  seMjeBja^'bHiR  no  noaoxy  Geoftxi»  b« 
Hmb.  MoeiOB.  oön^eeTB«  ceibCKaro  xoiiflHOTBa  in  den  Tpyxu  Sun.  Bojib.  Bkob. 
06n^.,  1866  Band  IV,  522—538. 

*)  Ob^K^  eeütbOBBZi»  xosxeB'b  8%  G.  üerep^ypr«  b%  1865  rOAy  vo  eiynaio 
cToitTBBro  »öftiea  Hiin.  BoibBaro  Bboboic.  06n^.,  Petersborg  1866  (stenographi- 
scher Berieht).    Die  Verhandlang  über  den  Gemeindebesita  auf  S.  145-209. 

*)  Bnsehen  knüpft  seinen  Bericht  (pag.  145—160)  an  ein  der  freten  ökono- 
mieeben Qesellsohaft  im  ersten  Jalire  ihres  Bestehens  angegangenes,  anonymes 
(H  £.  aBterseiehnetes)  Schreiben  der  Kaiserin  Katbarina  II.  an.  In  dieser 
höchst  interessanten  Zaschrift  der  Philosophin  auf  dem  Throne  wird  der  Oe- 
seUschaft  folgende  Frage  gestellt:   Viele  kluge  Autoren  bekavpten  nnd  die  Er- 

19 
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Er  setzt  eingehend  den  Einflnss  dea  OemeindebesitMfl  aas- 
einander  in  Bezug  auf: 

a.  Feldbaa. 

b.  Massnahmen  zur  Verbesserang  des  Feldbaues:  Be-  und  Ent- 
wässerung <,  Düngung. 

c  Massnahmen  zur  Verbesserung  der  Technik  in  der  Prodac- 
tion:  Arten  der  Beatellnng,  Wirthschaftssystem. 

d.  Wiesenbau,  Viehzucht  und  Milchwirthschaft. 
e«  B'orstwirtiischaft. 

f.  Gemüse-  und  Gartenbau,  Production  von  Handelsgewächsen  etc. 

g.  Ländliche  Gewerbe« 

In  Betreff  des  Einflusses  des  Gemeindebesitzes  aus  den  Feld- 
bau legt  der  Berichterstatter  die  Schäden  der  Zersplitterung  des 
Grundbesitzes  und  der  Gemenglage  dar:  Verlust  an  Zeit,  Arbeit^ 
Land  (durch  die  Grenzen),  an  Korn  (beim  Passiren  nachbarlichen 
Ackers  wird  die  Saat  eingetreten),  Schwierigkeit  der  Bestellung. 
Wenn  Solches  auch  beim  freien  persönlichen  Grundbesitz  hier  und 
da  anzutreffen  ist,  so  kann  es  beseitigt  werden  und  ist  vielfach 
schon  beseitigt.  Beim  Gemeindebesitz  aber  liegen  Zersplitterung  und 


lahrmig  bestätigt  es,  dasa  dort  weder  geechickte  Gewerbe  noch  fest  gegriladeter 
Handel  sieh  entwickelt,  wo  der  Ackerbau  darniederliegt  oder  sprgloe  gefährt 
wird,  dasB  die  Land  wir  tlischaft  dort  nicht  aufblühen  kann,  wo  der  Landmano 
Nichts  zum  Eigentham  hat.  Alles  dieses  beruht  auf  einem  sehr  einfachen  Ge- 
setz: jeder  Mensch  trägt  mehr  Sorgfalt  für  sein  Eigen,  als  für  das,  in  Betreff 
desBen  er  färehten  kann,  dass  ein  Anderer  es  ihm  abnimmt.  Von  diesem  6e> 
setz  als  einem  unbestreitbaren  ausgehend,  wünscht  die  Kaiserliehe  Sehraibenii 
die  Entscheidung  der  Frage,  worin  bestehen  oder  sollen  —  zur  gedeih  liehen 
Entfaltung  des  Ackerbaues  —  das  Vermögen  und  das  Erbrecht  des  Ackerbaner» 
bestehen?  Einige  bestimmen,  dass  es  In  dem  Landstück  besteht,  das  dem  Vater, 
dem  Sohn  und  seinen  Kachkommen  gehört,  mit  all*  der  erworbenen  beweglichen 
und  unbeweglichen  Habe  aller  Art,  andere  hingegen  Übertragen  vier  bib  ackt 
Personen  ein  Landstück  und  machen  den  Aeltesten  in  dieser  QenoMeneehaft 
zum  Haupt,  d.  i.  zum  s.  g.  Wirthen;  hieraus  folgt,  das»  der  Sokn  nielii  der 
JElrbe  des  Vaters  ist,  also  auch  nichts  Eigenes  besitzt,  indem  nur  das  als  Eigen 
bezeichnet  wird,  was  der  Genossenscbait,  nicht  einer  einzelnen  Person  gehört 
Und  so  befindet  sich  Schreiberin  in  grossem  Zweifel  und  weiss  niehfei  ob  sie 
sieh  auf  den  wirklichen  oder  speculativen  Begriff  des  Wortes  »Eigen*  («oöerses' 
Boe)  verlassen  soll.  Sie  hält  das  für  ^eigen**,  was  weder  mir  noch  meiBea  Kin- 
dern ohne  gesetzlichen  Grund  Jemvid  wegnehmen  kann,  und  solches  allein 
kann  nach  ihrem  Dafürhalten  den  Menschen  sorgsam  machen  j  doch  in  dieser 
ihrer  Ansicht  ist  sie  nicht  sicher  und  wünscht  daher  eine  EntscheidaDg  der 
Gesellschaft  in  dieser  Frage.  —  Demnach  gebührt  der  Kaisarin  Katka- 
rina II.  die  Ehre,  snerst  die  Frage  des  rassiseken  baoarlichen 
Gemeindebesitzes  angeregt  za  haben. 
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Gemenglage  im  Princip.  Ein  bäuerlicher  Landantheil  von  10  und 
weniger  Deesfttinen  besteht  aus  nicht  weniger  als  6—8,  häufig  aus 
30—40  Landstücken.  Das  der  Umtheilung  unterliegende  Acker- 
Dod  Wiesenland  wird  wie  folgt  getheilt:  je  nach  der  fintfemung 
?om  Dorf  wird  das  Land  in  nahe  belegenes  (MlbCTa  OABopo«iBUfl), 
eotfernter  belegenes  (u'&cTa  saABopoqHUfl)  und  -—  häufig  auch  noch 
—  in  ganz  abgelegenes  Land  (nicht  selten  15—20  Werst  vom 
Dorf)  getheilt.  Bei  Dreifelderwirthschaft  wird  jedes  dieser  Theile 
in  drei  Felder  getheilt^  jedes  Feld  sodann  je  nach  der  Beschafifen- 
heit  des  Bodens  ein  gutes,  mittelmässiges  und  schlechtes.  8o  be- 
steht das  Land  aus  gegen  20  und  noch  mehr  Stücken:  ein  jedes 
Slück  wird  endlich  nach  der  Zahl  der  Gemeindeglieder  zerlegt  in 
^anz  schmale  Landstreifen.  Ein  jeder  Bauerhof  erhält  nach 
dem  Loos  in  jedem  Felde,  in  jeder  Kategorie  etc.  einen  oder  mehrere 
(je  nach  der  Grösse  der  Familie)  solcher  langer  und  schmaler 
Landstreifen.  0  Der  Wechsel  im  Bestände  der  Familie,  in  Folge 
dessen  Abnahme  solcher  Landstreifen  von  der  verringerten  und 
Zatheilung  derselben  an  die  vergrösserte  Familie  und  Familien- 
theilungen  vergrüsseru  noch  die  Gemenglago  und  Zersplitterung, 
bis  eine  folgende  Umtheilung  diese  wiederum  auf  das  möglich  ge- 
ringste Mass  zurückführt.  Die  hierin  liegende  Erschwerung 
des    landwirthschaftlichen    Betriebes    ruft    unter    den    Bauern    den 

Wunsch  zum  Austritt  aus  der  Markgenossenschaft  hervor.    Es  kaufen 
Hauern  häufig  Land  (ausserhalb  der  Mark)  zu  und  behandeln  ihren 

Gemeindeantheil  wie  ein  unsicheres  Geschäft:  sie  verwenden,  keine 

Sorgfalt    auf   seine  Bestellung.      Daher    findet    man    eine    gute 


')  Auf  diesen  Uebelstand  weist  aach  ein  anderer  Redner  J.  J.  Kretowitscli 
hin:  In  den  Gouvernements  Kursk,  Charkow,  Poltawa  (?),  Orel,  Tschernigow, 
die  zu  den  bevölkertsten  gehören,  liegen  die  Dörfer  nur  an  den  Flüssen,  3-4 
Werst  von  einander  entfernt.  Auf  dem  Zwiechenraum  zwischen  den  Klassen, 
aaf  Territorien  von  50  Werst  trifft  noian  keine  Ansiedelungen.  So  findet  sich 
Gemeindeland,  das  15^30  Werst  vom  Dorfe  entfernt  ist:  solche  entlegene 
Grandstiicke,  die  in  sehr  schmale  Streifen  getheilt  sind,  können  nicht  gedfingt 
werden.  Fast  nur  die  Gehöftländereien,  die  Hanf-  und  Tabackfelder  erhalten 
I>üagang.  Der  Redner  meint  nnn,  dass  beim  individuellen  Grundbesitz  die 
BaQem  durch  Kauf  und  Tausch  ihren  Landantheil  arrondiren,  event.  aussiedeln 
worden;  solche  Beispiele  finden  sich  im  südlichen  Theil  des  Gouv.  Charkow 
QDd  auch  im  Gouv.  Kursk:  im  letzteren  Gouv.  haben  sich  Markgenossen  aus 
dem  Dorf  auf  das  ihnen  persönlich  gehörende  Land  ausgesiedelt.  Jener  Uebel- 
stand hat  sich  mit  der  starken  Zunahme  der  Bevölkerung  ausgebildet:  als 
die  Dörfer  aus  wenig  Höfen  bestanden,  waren  die  Landaatheile  grösser 
(breiter)  ato« 

19* 
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Wirthschaft-  nicht  in  der  Oemeinde^  sondern  nur  ansser- 
halb  derselben:  dort  wo  der  Bauer  freier  Eigentbttmer  ist. 
Ein  solcher  Bauer  wird  reich,  gewinnt  Anhänglichkeit  an  seioeo 
Grundbesitz  und  den  Ackerbau  lieb.  Wo  in  Russland  individueller 
Orundbesitz  vorherrscht,  wird  die  Landwirthscbaft  unstreitig  besser 
betrieben,  so  in  den  kleinrussischen  Gouvernements,  bei  den  Odno- 
dworxen  und  in  den  grossrussischen  Gouvernements  bei  den  Bauern, 
die  persönlichen  Grundbesitz  haben. 

Was  die  Verbesserungen  im  Feldbau  (Bewässerungen,  Ent- 
wässerungen, Düngung)  anbetrifft,  so  finden  sie  sich  in  Wirklich- 
keit ebenso  nur  wo  persönlicher  Orundbesitz  besteht,  und  auf 
Corporationsgütern.  die  auf  lange  Zeit  verpachtet  sind.  Die  Erklä- 
rung liegt  nahe:  beim  Gemeindebesitz  wäre  hierzu  die  Zustimmung 
der  Gemeinde  erforderlich,  die  schwieriger  zu  erlangen  ist  als  die 
einer  geringen  Anzahl  von  Grundeigenthümern^  die  direct  am  Er- 
folg der  Sache  interessirt  sind.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  beim 
Mangel  directen  persönlichen  Interesses,  beim  s.  g.  collegialen  In* 
teresse  die  Ueberzeugung  von  dem  Nutzen  einer  Sache  sich  weit 
schwächer  zeigt  und  die  erforderliche  Energie  in  der  Ausfahrnog 
fehlt.  Auch  kann  der  Markgenosse  —  zur  Beschaffung  von  Mitteln 
zur  Vornahme  von  Verbesserungen  —  seinen  Landantheil  nicht 
verpfänden,  auch  kurzterminliohen  Credit  findet  er  nur  schwer 
Gemeindeglieder,  die  ihre  Wirthschaft  heben  und  erweitern  wollen, 
erachten  es  für  vortheilhafter,  ausserhalb  der  Gemeindemark  Land 
(Wiesen  etc.)  zu  erwerben,  als  sich  in  gemeinsame  Unternehmungen  ein- 
zulassen, bei  welchen  ihre  Mittel,  wie  selbst  Anhänger  des  Genieinde- 
besitzes zugestehen,  ihnen  nur  geringen  Vortheil  gewähren.  Die  Zer- 
splitterung Ist  auch  störend  bei  der  Düngung.  Zersplitterung  und 
Umtheilungen  erweisen  sich  als  direote  Feinde  der  Hebung  des 
Feldbaues  durch  Düngung.  Je  arbeitsamer  der  Bauer,  desto  mehr 
leidet  er  unter  dem  Gemeindebesitz.  Derselbe  führt  zum  Stillstand 
in  der  Landwirthscbaft.  Solches  zeigt  sich  ebenso  in  Gemeinden, 
die  nicht  unter  Leibeigenschaft  gestanden  haben  (es  kann  also  die- 
ser jetzt  beseitigten  Institution  nicht  die  ganze  Schuld  beigemessen 
werden). 

Auch  die  Einführung  technischer  Vervollkommnungen 
erschwert  der  Gemeindebesitz;  während  kleine  individuelle  Grand- 
besitzer Associationen  bilden,  um  gemeinsam  Maschinen  etc.  zu 
kaufen,  findet  sich  Solches  beim  Gemeindebesitz  nicht.     Der  Ueber» 
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gang  za    eiaem    anderen  Wirthschaftssystem    ist  bei  dieser  Grund- 
hesitzform  tnifc  weit  grösseren  Schwierigkeiten  verbanden. 

Wiesenbau  und  Viehzucht  leiden  gleichfalls  unter  dem  Gemeinde- 
besitz. Die  Wiesen,  die  auch  unter  die  Gemeindegenossen  in 
natura  getheilt  werden  (an  vielien  Orten  wird  die  Ernte  nach  gemein- 
sam ausgeführtem  Schnitt  getheilt),  werden  nicht  geschont,  nichts  zu 
ihrer  Verbesserung  gethan  (kein  Gras  gesäet  etc.).  Die  Weiden  sind, 
was  sich  auch  beim  persönlichen  Grundbesitz  häufig  findet,  gemein- 
sam. Immerhin  ist  auch  in  Betreff  dieser  eine  f^eie  Association 
besser   als    eine   gezwungene. 

In  Betreff  der  Wald  wir  thschaft  zeigt  sich  beim  Gemeinde- 
besit?.  volle  Raubwirthschaft.  Der  Einzelne  hat  kein  lebhaftes 
Interesse,  den  Wald  zu  schonen.  Willkürlich  werden  die  Bäume 
gefällt,  der  junge  Anwuchs  wird  durch  das  weidende  Vieh  zer- 
treten etc* 

Gemüse-  und  Gartenbau  (Handelsgewächse  aller  Art)  ge- 
deihen nur  auf  den  Landstücken,  die  in  bleibender  persönlicher 
Nutzung  sich  befinden. 

Die  ländlichen  Gewerbe  endlich  leiden  nicht  direct  unter 
dem  Gemeindebesitz. 

Demnach  erweist  sich  der  Gemeindebesitz  im  gesammten  land- 
wirthschaftlichen  Betrieb  als  Stillstand  und  als  Beschränkung 
jeder  Initiative  zu  Meliorationen,  Vervollkommnungen  etc.  Die  Mark- 
gemeinde raubt  der  landwirthschaftlichen  Arbeit  die  erforderliche 
Freiheit^  lässt  keine  freie  Wahl  in  der  Bestellung  des  Bodens  zu, 
nimmt  dem  Bauer  den  wesentlichen  Stimulus  zur  Arbeit  und  Spar- 
samkeit, die  persönliche  Freiheit  (für  sich  und  seine  Familie), 
tOdtet  das  Princip  der  freien  Association,,  indem  sie  ihm  eine  Ge 
oossenschaft  mit  Personen  aufzwängt,  denen  die  Idee  von  Fort- 
schritten etc.  fremd  ist,  beraubt  ihn  des  Credits  und  stellt  ihn 
in  Allem  unter  die  Routine  und  den  Stillstand.  Ein  solcher  Still- 
stand führt  aber  zum  moralischen  Stillstand. 

Gegen  die  Ansicht,  dass  der  Gemeindebesitz  zu  einer  gerech- 
teren Vertheilung  des  Wohlstandes  führt,  hebt  der  Berichterstatter 
beryor,  dass  es  allbekannt  ist,  wie  ungern  neuen  Gemeindegenossen 


*)  Diesen  Gedanken  spricht  auch  ein  anderer  Redner  aaf  dem  Gongress,  W.  D. 
Skarätin,  aas:  Wo  man  anf  Reisen  einen  gnt  erhaltenen  Wald  sieht,  befindet  er 
sieh  im  Privateigenthnm,  wo  schlechter  Wald,  dort  gehört  er  dem  Staat  oder 
einer  Gemeinde.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  Wiesen.  Von  Bauern  selbst 
hat  er  den  Ausspruch  gehört:  «7  HipcKOä  seiUB  u^rt  po^SM.* 
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Land  zugetheilt  wird;  der  auf  den  Einzelnen  entfallende  Theil  wird 
immer  kleiner^  endlich  werden  Alle  Proletarier  sein.  Der  Ge- 
meindebesits  wirkt  nnr  in  soweit  gegen  da«  Proletariat^  als  er 
das  allgemeine  Nttveau  so  herabdrückt,  wie  es  noch  tie- 
fer nur  schwer  herabgedrückt  werden  kann.  Dass  der 
Gemeindebesitz  so  lange  sich  in  Rassland  erhalten  hat,  ist  kein  Omod 
für  seine  weitere  Beibehaltung;.  Er  erhielt  sich  durch  die  niedere 
Culturstufa  und  die  Leibeigenschaft.  Das  Volk  liebt  nicht  den  6e- 
meindebesitz,  wofür  der  Umstand  spricht,  dass  keine  neuen  Mark- 
gemeinden sich  bilden.  Ob  ein  Streben  zum  Austritt  im  Volk  vor- 
handen, lässt  sich  schwer  nachweisen,  da  der  Austritt  gesetzlich 
fast  verboten  ist. 

Doch  trotz  alle  dem  spricht  sich  die  Vorberathnngscommission 
nicht  für  die  directe  Aufhebung  des  Gemeindebesitzes  aus.  Im  öko- 
nomischen Leben  werden  alle  zwangsweisen  Massnahmen,  die  sieb 
nicht  von  selbst  machen  kraft  innerer  Forderung,  als  schädlich  an- 
erkannt, und  die  ökonomische  Wissenschaft  fordert  nur  die  Be- 
seitigung der  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  die  freie  Bewegung 
der  Arbeit  hindert,  die  Erleichterung  des  AustrittK  aus  der 
Markgenossenschaft.  Diese  kann  jetzt  nur  bei  einer  Majorität 
von  %  sich  auflösen  und  das  Land  theilen;  dem  Einzelnen  ist  nar 
dann  die  Ausscheidung  gestattet,  wenn  er  die  gesammte  auf  ihn 
entfallende  Loskaufsumme  entrichtet,  eine  Zahlung,  die  sonst  noch  auf 
äO — 40  Jahre  gestundet  wird.  Im  Interesse  der  persönlichen  Frei- 
heit wäre  eine  Erleichterung  dieser  Bestimmungen  wünschensweHb, 
die  Viele  zwangsweise  in  der  Markgenossenschaft  zurückhalten  und 
die  Entwickelung  des  persönlichen  Eigenthums  und  der  vollständig 
selbständigen  Wirthschaft  hindern.  0 

Gegen  den  Antrag  der  Vorbereitungscommission  tritt  zuerst 
W.  A.  Panajew^),  Anhänger  des  Gemeindebesitzes,  auf.  Der  Ge- 
meindebesitz schlicsst  die  Vortheile  des  Grossgruodbesitzes  und  des 
Kleingrundbesitzes  in  sich,  ohne  die  Nachtheile  beidel*  Grundbesitz- 
tbrmen  aufzuweisen.  Die  Nachtheile  des  zersplitterten  Kleinbesitzes 
bestehen  darin,  dass  er  nicht  alle  Bedingungen  des  Wirthschafls- 
betriebes  vereinigt,  durch  die  nahe  Nachbarschalt  fremden  Landes 
in  seinen  Operationen  beengt  wird,   so  z.  B.  in  der  Ablassnng  von 


0  Vergl.  auch  die  Rede  von  Bnschen's  in  der  Sitzung  des  polidseh-okono- 
misehen  Gomit^'a  vom  1.  Oetober  1865  in  den  Tpy^u  Hiinep  B.  B,  o6n|.  186^ 
Band  I,  pag.  321—323. 

*)  „C'btsx'b  ceibCKExi  zoBieB'b  bi»  C   noTepCypr«  etc.*'  pag.  161—175. 
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Waffirer;  die  Nachtheile  dea  Grossgrundbesitzes  zeigen  sich  darin, 
dass  er  die  Anmiethung  ^on  Arbeitskräften  bedingt,  die  ohne  per* 
sönliches  Interesse  an  der  Arbeit  dieselbe  nicht  sorgfältig  ausführen, 
fanl  sind  etc.  Der  Gemeindebesitz  hat  die  Vortheile  des  Gross- 
grondbesitzes  ohne  die  Nachtheile  desselben.  Rnssland  ist  in  dieser 
Beziehung  in  einer  weit  günstigeren  La^e  als  England  mit  seinem 
fast  ausschliesslichen  Grossgrnndbesitz  und  als  Frankreich  mit  seinem 
so  verbreiteten  Kleinbesitz:  in  Russland  besteht  Gemeindebesitz  und 
individuellpr  Grundbesitz.  Das  Nebeneinanderbestehen  beider  Grund- 
besitzforinen  ist  ganz  besonders  günstig:  der  individuelle  Grund- 
besitz hat  nämlich  vor  dem  Gemeindebesitz  den  Vortheil,  dass  er, 
mit  Kapital  und  Intelligenz  verbunden,  in  Betreff  von  Verbesserungen 
im  Wirthschaftbetrieb  dem  Gemeindebesitz  voraus  ist,  letzterer  hat 
wol  den  Vorzug  einer  grossen  Einheit,  doch  den  Nachtbeil,  dass, 
da  zu  Aenderungen  und  'Verbesserungen  die  Zustimmung  vieler 
Personen  erforderlich  ist,  sie  nicht  schnell  durchgeführt  werden. 
Findet  die  Gemeinde  aber  solche  Vorbilder  beim  individuellen 
Grundbesitz,  so  wird  sie  diese  nachahmen.  Die  Behauptung,  dass  man 
in  einer  Gemeinde  nicht  zum  Bebchluss  kommen  könne,  wird  durch 
die  communale  Thätigkeit  in  den  Städten  widerlegt,  die  z.  B.  die 
Einführung  der  Strassenbeleuchtung  beschliesst.  Es  läuft  in  jener 
Behauptung  wieder  die  Verwechselung  der  administrativen  Ge* 
meinde  mit  der  grundbesitzenden  Gemeinde  unter:  letztere  hat  es 
nur  mit  der  Umtheilung  des  Landes  zu  thun,  alles  Andere  tangirt 
sie  nicht.  Bei  Einführung  von  Verbesserungen  hat  man  es  nur 
mit  der  administrativen  Gemeinde  zu  thun:  kommen  Verbesserungen 
uicht  zu  Stande,  so  kann  man  nicht  auf  den  Gemeindebesitz  her- 
fallen, sondern  nur  den  Mangel  an  Bildung  unter  den  Bauern  be- 
klagen. 

Andererseits  kann  Panajew  sich  nicht  mit  der  Ansicht  befreun- 
den, dass  die  Lösung  der  ökonomischen  Frage,  die  fast  alle  Völker 
Europas  bewegt,  in  der  gemeinsamen  (Associations-)  Wirlhschaft 
liegt,  dass  also  alles  Land  gemeinsam  bearbeitet  und  erst  die  Ernte 
unter  alle  gleich  vertheilt  wird  —  dieses  ist  wahrer  Communismus. 
Das  der  gemeinsamen  Wirthschaft  zu  Grunde  liegende  Piincip  ist 
nur  dann  anwendbar,  wenn  für  die  Production  nur  materielles 
Kapital  (z.  B.  wie  bei  Actiengesellschaften)  erforderlich  ist,  nicht  aber 
wenn  geistiges  und  physisches  von  wesentlicher  Bedeutung  sind 
—  dieses  widerspricht  der  Natur:  da  die  geistigen  und  physischen 
Kräfte  verschieden  sind,  muss  auch  der  Lohn  ein  verschiedener  sein. 
(So  finden  auch  in  Artelen  proportionale  Theilungen  statt.) 
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Was  die  dem  Gemeindebesitz  vorgehalteDen  speciellen  OrüDde 
anbetrifft  so  bemerkt  er  in  Betreff  der  Düngung,  dass  dort,  wo 
Düngung  erforderlich  ist  —  d.  i.  im  westliohen  und  nördlichen 
Grossrassland  —  auch  wirklich  gedüngt  wird  und  stellt  die  Frage, 
wo  denn  der  Dünger  von  dem  bäuerlichen  Vieh,  das  zahlreicher 
ist  als  auf  den  gutsherrlichen  Landgütern,  bleibt,  falls  er  nicht  zur 
Düngung  verwandt  wird?  Den  Einwand,  dass  die  Wiegen  nicht 
gereinigt  und  gepflegt  werden  ^  weisst  er  mit  der  Behauptung  zu- 
rück,  dass  mit  Ausschluss  der  Steppengegendeo  überall  die  Wiesen 
eine  specielle  Behandlung  erfordern.  Wenn  diese  nicht  erfolgt, 
womit  würde  denn  das  Vieh  gefüttert  werden?  Es  ist  ein  Factum, 
dass  Millionen  Stück  Vieh  nur  durch  Pflege  der  Wiesen  erhalten 
werden. 

Gemeinsame  Unternehmungen  von  Seiten  der  Gemeinde  sind  keine 
Seltenheit:  so  werden  Moräste  nutzbar  gemacht:  im  Kreise  Rlio 
(Gouv.  Moskau)  z.  B.  beflnden  sich  längs  der  Chaussee  entwässerte 
Moräste,  welche  Arbeit  durch  eigene  Initiative  der  Bauern  aus- 
geführt ist;  im  Kreise  Bachmut  (Gouv.  Jekaterinoslaw)  haben  die 
Bauern  auf  drei  Werst  Wasser  hergeleitet  —  nach  allgemeinem 
Beschluss  der  Gemeinde  mit  gemeinsamen  Mitteln.  Alles  hängt 
hierbei  von  der  gemeinsamen  Kraft,  von  den  gemeinsamen  Mitteln 
ab;  sind  diese  vorhanden,  wird  das  Bedürfniss  empfunden,  so  er- 
folgt auch  Alles  was  nOthig. 

Was  Aenderungen  im  Wirthschaftsbetrieb  anbetrifft,  so  kann 
freilich  der  Einzelne  allein  beim  Gemeindebesitz  nicht  Mebr- 
felderwirthschaft  einführen.  Ist  diese  aber  für  den  Einen  von  Vor* 
theil ,  so  ist  sie  es  auch  für  die  Anderen.  Dass  die  Gutsbesitzer 
auf  ihren  grossen  Gütern  Mehrfelderwirthschaft  nicht  eingeführt 
haben,  scheint  die  Annahme  zu  berechtigen,  dass  auch  sie  dieselbe 
nicht  für  vortheilhaft  halten.  —  Wenn  einzelne  Grundbesitzer  zu- 
sammen eine  Maschine  kaufen,  so  ist  Solches  doch  von  Genossen 
einer  Mark  weit  eher  zu  erwarten.  So  haben  auch  bereits  in  eioeni 
grossen  Theile  Russlands  Gemeinden  gemeinsam  ausländische  Pflü^ie, 
wo  solche  erforderlich  waren,  gekauft:  sie  spannen  2,  3,  4  Bullen 
vor.  Ein  anderes  Beispiel  sind  die  gemeinsamen  Tennen,  die  dort 
bestehen,  wo  der  Bau  einer  solchen  für  den  Einzelnen  zu  theuer 
zu  stehen  kommen  würde. 

Was  endlieh  die  Umtheilung  des  Ackerlandes  anbelrifR,  so  er* 
klärt  Panajew,  dass  hierin  gerade  das  Wesen  des  Gemeindebesitzen 
besteht.    Dass  die  Umtheilungen  ohne  Schwierigkeit  erfolgen,  keine 
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Klagen  ond  ProceBse  hervorrufen,  mit  Leichtigkeit,  häufig  au  einem 
Tage  abgemacht  werden^  spricht  dafür,  dass  die  für  den  Einzelnen 
hiermit  etwa  verbundenen  Opfer  verschwindend  klein  sind.  Der 
Umstand,  dasa  der  Landantheil  nach  neun  bis  zehn  Jahren  einem 
Anderen  surällt ,  wird  den  Bauer  nicht  abhalten ,  den  mög- 
liebst  grdasten  Nutzen  aus  dem  Dünger  zu  ziehen.  Sollte 
endlich  der  Umstand ,  dass  der  Einzelne  2  bis  3  Mass  Getreide 
vielleicht  mehr  erzielt,  ihn  dazu  veranlassen,  den  Gemeindebesitz 
za  opfern,  der  so  viele  wichtige  Vorzüge  gewährt?  Der  Gemeinde- 
besitz ist  keine  Veranlassung,  nicht  mit  voller  Energie  zu  arbsiten, 
nnd  daher  sind  die  Umtheilungen  von  dem  ökonomischen  Stand- 
punkt betrachtet,  ohne  Nachtheile,  doch  es  kann  hierbei  die  eine 
oder  die  andere  Person  leiden  —  um  den  Betrag  von  2—3  Mass 
Getreide.  Demnach  widerspricht  der  Gemeindebesitz  nicht  dem 
ökonomischen  Princip,  sondern  entspricht  demselben  im  Gegentheil 
vollständig  und  ist  die  vollkommenste  Form.  Schon  der  Umstand, 
dass  die  Entrichtung  der  Lasten,  die  gegenwärtig  in  Russland  auf 
dem  Bauerstande  ruhen,  möglich  ist,  spricht  für  den  Gemeindebesitz. 
Dieses  beweisst,  dass  in  diesem  Princip  eine  tiefe  ökonomische 
Wahrheit  liegt.  Wenn  alles  Land  den  Gutsherren  gehören  würde 
nnd  die  Bauern  landlos  wären,  könnten  wohl  erstere  alle  die  Steu- 
ern zahlen? 

Ueber  den  Rahmen  der  gestellten  Frage  hinaustretend,  betont 
Panajew,  dass  ausser  dem  ökonomischen  Grunde  noch  andere  Mo- 
mente die  Beibehaltung  des  Gemeindebesitzes  verlangen,  so  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens,  das  Verhältniss  der  Arbeit  zum 
Capital,  das  Volks-  und  B'amilienleben,  die  Sittlichkeit,  die  Berück- 
sichtigung seines  administrativen  und  politischen  Vorzugs  und  des 
Volkscbarakters.  Das  russische  Volk  hat  in  seiner  socialen  Orga- 
nisation das  Recht  des  Menschen  auf  Land  anerkannt,  das  nicht  aus 
einem  Gesetz  stammt,  keine  reglementirte  Institution  ist,  vielmehr 
ist  es  im  Volke  entstanden  ,  ein  Recht ,  das  fast  nirgends  in  der 
Welt  anerkannt  ist. 

Im  Hinblick  auf  die  Wichtigkeit  der  Frage  und  in  Berücksich- 
tigung dessen^  dass,  da  auf  dem  Congress  nur  Vertreter  des  Capi- 
tals  sind  ,  ein  den  Gemeindebesitz  verurtheilender  Beschluss  leicht 
den  Anschein  eines  Angriffs  des  Kapitals  gegen  die  Arbeit  anneh- 
men kann,  und  endlich,  dass  nicht  die  erforderlichen  Daten  zur 
Entscheidung  der  Frage  vorliegen,  stellt  Panajew  den  Antrag:  ,.da 
nicht  genügende  Daten  vorliegen  und  die  Frage  nicht  von  allen 
Seiten   (sondern  nur  von  der  ökonomischen)    behandelt  ist,    da  das 
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Princip  des  Oemeindebesitzes  durch  Jahrhunderte  in  eioem  Volk 
von  40  Millionen  sich  durchgearbeitet  hat  und  daher  praktische, 
ökonomische  und  moralische  Momente  in  sich  schliesst,  die  Ver- 
urtheilung  oder  Gutheissung  dieses  Prinoips  vornehmlich  nur  tod 
denen  auszugehen  hat ,  die  im  Gemeindebesitz  leben,  —  so  möge 
der  Congress  die  Frage  zu  einer  offenen  erklären  und  die  ökono- 
mische Gesellschaft  sowie  alle  sich  hierfür  interessirenden  und  ihr 
Vaterland  liebenden  Landwirthe  bitten,  alle  auf  die  gestellte  Frage 
sich  beziehenden  factischen  Daten  zu  sammeln  und  zu  veröfTeot- 
liehen. ') 

Ausser  Panajew  tritt  noch  J.  J.  Kudrinski  in  ausführlicher 
Weise  für  den  Gemeindebesitz  ein.  Neue  Gesichtspunkte  bietet  die 
Rede  nicht.  Auch  er  betont,  die  Gemeinde  habe  ja  die  volle 
Macht  durch  Beschiuss  Alles  zu  machen,  was  sie  nur  wili^  wenn 
Verbesserungen  etc.  einzuführen  sind.  ViTenn  sie  es  für  vortheil- 
haft  hält ,  so  kann  sie  die  Umtheilungsfristen  verlängern ,  oder 
auch  eine  gemeinsame  Wirthschaft  führen;  sie  kann  die  Um- 
theilungen  vollsändig  unterlassen,  um  Zersplitterung  und  Gemeog- 
läge  zu  vermeiden  etc.  Auch  betont  er,  dass  beim  Gemeindebesitz 
sich  leichter  als  beim  Einzelbesitz  eine  Association  zum  Ankauf 
von  Maschinen,  Bau  von  Tennen,  zur  Trockenlegung  eines  Sumpfes 
etc.  bilden  könne.  Schliesslich  hebt  er  hervor,  dass  die  Bauero 
sehr  wohl  den  Werth  einer  reichlichen  Düngung  erkennen  und 
ihr  Land  düngen,  soviel  sie  sich  nur  Düngmittel  verschaflfen   können. 

Von  den  Congressgliedern ,  die  gegen  den  Gemeimdebesitz 
sich  aussprechen,  verdient  noch  besondere  Beachtung  die  Rede 
W.  D.  Skarätin's.  Zur  Führung  einer  Wirthschaft  gehören  nicht 
allein  Inventar  aller  Art  und  Arbeitskräfte ,  die  hei  den  —  in 
Folge  stetig  zunehmender  Theilungen  entstehenden  —  kleinen 
Familien  nur  in  geringem  Masse  vorhanden  sind,  sondern  auch 
moralische  und  geistige  Kräfte:  Kenntniss,  Dispositionsfähigkeit, 
Arbeitsamkeit,  Nüchternheit  und  Sparsamkeit.  Die  Unfähigkeit 
zur  Führung  einer  selbsändigen  Wirthschaft  rief  zur  Zeit  der  Leib- 


0  Panigew  betheiligte  sich  an  dieser  Streitfrage  auch  in  den  fanfsiger  Jahres 
(siehe  oben  S.  124\  Auch  in  der  erw&hnten  Sitzung  des  poIitisch-Ökonomischfo 
Comit^'s  legt  er  seinen  Standpunkt  dar;  Tpyxu  Hiin.  B.  Bkoh.  06n|.  1866  Bd.  I, 
pag.  312—319,  320—321.  Im  Separatabdniek  sind  Pansjew's  awe!  Reden  er- 
schienen unter  dem  Titel:  „OGu^RRBoe  sevienjisx'bRie  8%  Poodii,  x*^  ptw/ 
St.  Petersburg  1866  (mir  nicht  vorliegend). 
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ei^ensehafl  nieht  die  ganz  natürlich  sich  ergebenden  schlimmen 
Folgen  hervor^  da  sie  im  grössten  Theil  der  Fälle  durch  die  Macht 
and  das  Kapital  des  Gutsherrn  beseitigt  wurden.  Der  Gutsherr 
lies  Familienlheilungcn  nicht  zu  ,  wenn  sie  die  Wirthschaft  schä- 
digten. Der  Gutsherr  zwang  die  Bauern  zur  rechtzeitigen  Bearbei- 
tung des  Bodens,  unterstützte  sie  auch  im  Falle  der  Noth. 

War  Einer  unfähig  zur  Führung  der  Wirthschaft,  so  wurde 
sie  ihm  abgenommen :  ein  solcher  Wirth  wurde  mit  seiner  Familie 
anter  die  Controlle  eines  Anderen,  befähigteren  gestellt.  Auf  diese 
Art  wurden  die  zur  selbständigen  Bewirthtschaftung  Unbefähigten 
von  derselben  ferngehalten:  sie  wurden  unter  Aufsicht  und  Lei- 
tung eine  Arbeitskraft,  über  welche  verständig  und  berechnend  ver- 
fugt wurde.    Hierbei  gewannen  Alle,  schliesslich  auch  der  degradirte 

VVirtb,  der  jetzt  sich  wirthschaftlich  besser  stand.  Durch  das  Ge- 
setz  vom    19.  Februar    wurde    diese  Ordnung  der  Dinge  beseitigt; 

die  Vormundschaft  der  Gemeinde  ist  fast  =  0. 

Jetzt  erhält  ein  Jeder  Land,  es  findet  sich  auch  demnach 
ji^tzt  weit  häufiger  eine  selbständige  Wirthschaft  in  Händen  hierzu 
ungeeigneter  Personen.  Die  schlimmen  Wirkungen  werden  noch 
dadurch  vermehrt,  dass  die  Familien  sich  jetzt  früh  abtheilen, 
was  wirthschaftlich  von  grossem  Nachtheil.  Die  Macht  des  Guts- 
herrn in  Bezug  auf  die  Wirthschaft  und  des  Hauswirthen  repräsen- 
tirte  eine  productive  Kraft,  sie  war  ein  starker  Ansporn.  Jetzt 
ist  ein  neuer  Ansporn  nöthig,  er  kann  nur  entstehen  aus  der  vollen 
Einführung  des  Eigenthumsrechts,  aus  der  vollen  Anerkennung  der 
Freiheit  der  Person,  er  kann  nur  sein  die  Energie  des  Grundeigen- 
tbamers,  das  Gefühl  des  Eigenthümers,  der  Instinkt  des  Eigen- 
tbömers.  Der  Gemeindebesitz  erstickt,  tödtet  diesen  Ansporn.  Ent- 
weder Leibeigenschaft  oder  alle  Consequenzen  der  Freiheit,  d.  b. 
Selbständigkeit  für  die  fähigen,  arbeitsamen,  sparsamen,  nüchternen 
Personen,  die  über  die  zur  Führung  einer  selbständigen  Wirthschaft 
nothwendigen  .Mittel  verfügen,  und  Unterordnung,  Abhängigkeit, 
Landlosigkeit  für  die  Unfähigen,  Faulen,  Unwissenden. 

Der  Congress  enthielt  sich  einer  Beschlussfassnng  und 
setzte  diese  Frage  auf  die  Tagesordnung  eines  folgenden  Congresses. 

III.     Der  Gemeindebesitz  und  die  Qdowsche 

Kreislandschaft. 

Die  Landschaftversammlung  des  Kreises  Gdow  (Gouvernement 
St.  Petersburg)    ist   die    erste    unter  den  Landschaftversammlungen 
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des  Reichs,    die  eine  Untersuchung   der  Lage  der  bäuerlichen  Ver> 

hältnisse    in  Anregung    gebracht    hat.     Sie    beauftragte    ihren  Aos- 

schuss,  das  Kreislandschaftamt,  mit  der  Untersuchung  der  Ursachen 
des  Verfalls   der  Landwirthschaft  und   der  Angabe  von  Mitteln  zar 

Beseitigung    dieser  Ursachen.     Am  20.  Mai  1869    fasste  das  Kreis- 

landschaftsamt    die    betreffenden    Beschlüsse    und    stellte    sie    dem 

Petersburger  Gouvernementlandschaftamt  zu.  'j 

Als  Ursachen  des  Verfalls  der  bäuerlichen  Landwirthschaft  be- 

zeichnet  das  Gdn wasche  Kreislandschaftamt  folgende  Momente: 

1)  die  seit  dem  Jahre  1861  zunehmenden  Familientbei- 
hingen  in  den  bäuerlichen  Gemeinden,  die  hervorgerufen 
werden  entweder  durch  den  Wunsch,  durch  Verminderung  der 
Zahl  der  Arbeiter  in  der  Familie  der  Ableistung  der  Rekroteo- 
pilicht    zu    entgehen,    oder  auch  durch  Familienstreitigkeiteo; 

2)  der  gestiegene  Consum  starker  Getränke,  der  vornehmlich 
dem  in  den  Dörfern  zunehmenden  Verkauf  von  Branntwein  ohne 
Lösung  des  Patents  zuzuschreiben  ist; 

3)  die  geringe  Moralität  in  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  die  die 
Grundlage  des  materiellen  Wohlstandes  bildet; 

4)  der  Uebelstand^  der  aus  dem  bäuerlichen  Gemeindebesitz 
entsteht; 

5)  die  solidarische  Haft  der  ländlichen  Gemeinden.,  die  den 
ordnungsmässigen  Zahler  zwingt,  mit  seinem  Vermögen  für  den 
säumigen  Zahler  zu  verantworten,  gewährt  den  fahrlässigen  und 
fanlenzenden  Gliedern  der  Gemeinde  volle  Freiheit,  sich  in  Betreff 
der  auf  ihnen  ruhenden  Lasten  keine  Sorge  zu  machen; 

6)  die  Getreidemagazine  entsprechen  bei  der  bestehenden  Art 
ihrer  Verwaltung  und  ihrer  Ergänzung  mit  frischem  Getreide  durch- 
aus nicht  ihrem  Zweck; 


*)  Vergl.  npBHiiau  yna^Ra  cejbCKaro  xosattcTBa,  Bunycrb  aepBJuft:  daoocfft 
FAOBCsofl  yba^Hott  ynpasu  1870,  Bunycirb  BTOpott:  Oöu^BBHoe  noJbSOBaaie  dev- 
jeH),  KpyroBafl  nopyxa  b  nacnopTHaii  CBCreMa.  1871,  Leipzig.  Die  erste  der 
Gdowschen  Kreislandechaft  gewidmete  Lieferung  dieses  anonym  ersehieoeneD 
Werkes  bietet  im  Auszug  die  Beschlüsse  des  Gdow'scben  Kreislandsehaftamtes, 
sowie  eine  kritische  Beleuchtung  der  von  ihm  gestellten  Vorsefalftge,  die  zweit« 
Lieferung  ein  selbständiges  Project  des  Verfassers  zur  gesetzlichen  OrganisutioD 
des  Gemeindebesitzes  etc.,  auf  welches  wir  an  anderer  Stelle  zuräckzakommen 
haben.  —  Ueber  die  betreffenden  Beschlüsse  der  Petersburger  QoaTemeflieDtf- 
landschaftversammlung  siehe  B'^cTsnirb  Eapoou,  1871  Bd.  II,  pag.  373—38)^ 
J^osJAA'b  BucoHattme  y<]pe»ACHiioll  KoNHBciH  a^s  BSCjrbAOBaHiii  BUH'ftuiBiro  ocuo- 
»eaifl  cejibCRuro  xosHÜCTBa  b  ceabCRott  npOBSBOAHTejBBOCTH  bi»  Poceia,  Band  tV 
enthaltend  den  stenographischen  Bericht,  Antwort  Nr.  1524. 
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7)  die  Schwierigkeit  für  die  Bauern,  erforderlichen  falls  sich 
die  Mittel  für  dringende  Bedürfnisse  der  Einrichtung  und  Instand- 
haltung des  Wirthschaftsbetriebes  zu  beschaffen; 

8)  die  den  l&ndlichen  Bewohnern  nicht  genügende  Organisation 
der  Gebietsgerichte. 

Von  diesen  acht  Punkten  haben  es  Punkt  1  (Pamilienlheilungen) 
Paokt  4  (Gemeindebesitz)  und  in  gewisser  Beziehung  auch  Punkt  5 
(die  solidarische  Haft  der  Gemeinden)  und  Punkt  7  (Mangel  an 
Credit)  mit  dem  Gemeindebesitz  zu  thun.  Zur  Hebung  dieser  mit 
der  bäuerlichen  Grundbesitzform  zusammenhängenden  schädigenden 
Ursachen  bringt  das  Kreislandschaftamt  folgende  Anträge  vor 
(die  übrigen  Vorschläge  übergehen  wir,  da  sie  nicht  direct 
mit  dem  Gemeindebesitz  zusammenhängen ,  und  wir  nach- 
her auf  diese  Frage  zurückkommen).  In  Betreff  der 
Faniilientheilongen  wird  neben  einer  Reform  der  Recrutirung,  die 
mit  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  gegenstandlos  ge- 
worden ist,  eine  Reorganisation  der  Gebietsgerichte  projektirt, 
anf  dass  den  Bauern  die  Möglichkeit  geschafTt  werde,  in  den  Fällen 
von  Fainilienstreitigkeiten  nicht  zu  dem  einzigen  jetzt  bestehenden 
Mittel,  zu  Theilnngen  der  Familie,  ihre  Zuflucht  zu  nehmen. 

In  Betreff  des  Gemeindebesitzes  selbst  wird  dargelegt,  wie 
;,beim  Fortbestehen  dieser  Art  des  Grundbesitzes  die  allergeringste 
Verbesserung  des  bäuerlichen  landwirthschaftlichen  Betriebes  un- 
denkbar isL*'  Das  Ereisamt  kommt  demnach  zu  dem  Schluss, 
rts  sei  zur  Verbesserung  des  bäuerlichen  Wtirhschaft  wünschens- 
werth,  dass  in  der  möglichst  kürzesten  Zeit  der  Uebergang 
vom  Gemeindebesitz  zum  hofweisen  (noABopuoe)  erfolge: 
Zur  Erreichung  dieses  Zieles  bringt  das  Amt  in  Vorschlag: 

1)  jedem  einzelnen  Hauswirthen  wird  das  Recht  zugesprochen, 
von  der  Gemeinde  die  Ausscheidung  des  ihm  zukommenden  Landantheils 
(and  namentlich  Ackerland  und  Wiese)  zum  gesonderten  hofweisen 
Besitz  (Bi»  noABopHue  y^aoTBn)  zu  verlangen,  zur  Naturalausscheiduug 
von  Weideland  und  anderen  gemeinsamen  Nutzungen  jedoch  ist 
die  Genehmigong  der  Gemeinde  erforderlich; 

2)  der  Gemeinde  wird  die  Zeit  eines  Jahres  als  äussersten  Ter« 
inin  zur  Normirung  der  Grenzen  des  auszutheilenden  Landantheils, 
2or  Schätzung  desselben  und  zur  Festsetzung  des  „Obrok*  nach 
gemeinsamer  Uebereiakunft  mit  dem  Hauswirthen  zugestanden; 

3)  falls  eine  gutwillige  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommt, 
80  kann  der  resp.  Hanswirth  sich  an  den  Friedensrichter  wenden, 
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gegen    dessen   richterlichen  Spruch    beiden    Theilen  Appelation   an 
die  Friedensrichterversamoilong  gestattet  wird; 

4)  dem  Hauswirthen  steht  das  Recht  zu,  auf  seinem  Hof- 
aniheil  (ua  no^BopHOH^b  y4acTR'&)  Gebäude  anfEuführen ; 

5)  hierbei  (d.  h.  zur  Aussiedelung  aus  dem  Dorf)  wird 
ihm  als  Unterstütcung  ein  zinsenfreies  Darlehen  gewährt,  jedoch 
nur  in  dem  Fall,  wenn  die  Gebäude  von  den  Grenzen  seines  Hof- 
antheils  in  einer  nicht  geringeren  Entfernung  als  25  Faden  aufge- 
führt werden. 

Die  Beschlüsse  des  Kreisamtes  laufen  demnach  auf  die  Auf- 
hebung des  Gemeindebesitzes  hinaus,  die  jedoch  nicht  zwangs- 
weise erfolgen  soll,  sondern  auf  dem  Wege,  dass  statt  der  bisher 
bestehenden  gesetzlichen  Beschränkungen  zum  Austritt  aas  dem 
Gemeindebesitz  einem  jeden  Inhaber  eines  Laaclantheils  das  Aas- 
scheiden aus  dem  markgenossenschaftlichen  Verband  (in  Betreff  des 
Ackerlandes  und  der  Wiesen)  ohne  irgend  welche  Beschränkung 
gestattet  wird.  Gleichzeitig  bemüht  sich  das  Kreisamt,  die  Aus- 
siedelung aus  den  Dörfern,  und  zwar  durch  Ertheilung  unvenins- 
licher  Vorschüsse,  zu  erleichtern.  Sodann  wird  die  Aufhebaog 
der  solidarischen  Haft  verlangt.  Es  wird  ausgesprochen,  dass 
diese  Haft  gegenwärtig  die  zahlungsfähigen  und  arbeitsamen  Bauern 
veranlasst,  ihr  bewegliches  Eigenthum  nach  Möglichkeit  in  Geld 
umzusetzen,  damit  dasselbe  nicht  für  die  Rückstände  der  übrigen 
unter  den  Hammer  komme.  Zur  Beseitigung  dieses  Uebelstandes 
kann  nur  ihre  Abschaffung  führen.  Diese  Massregel  würde  ein 
schnelles  Aufblühen  eines  bedeutenden  Theiles  der  Bauerwirthschafteo 
zur  Folge  haben:  jetzt  unbebaut  liegende  Landstücke  würden  voo 
arbeitsamen  Bauern  übernommen,  der  Viehstand  würde  nicht  ver- 
ringert, wie  zur  Zeit,  sondern  erhalten  und  vergrössert  werden. 

Das  Petersburger  Gouvernemcntslandschaftamt  brachte  den  An- 
trag des  Gdow'schen  Kreislandschaftamts  an  die  Landschaflversamm- 
lungen  der  übrigen  Kreise  des  Gouvernements  zur  Berathang. 

Die  St.  Petersburger  Kreislandschaft  erklärte  »dass  sie  den 
Gemeindebesitz  für  sehr  schädlich  erachtet,  seine  AbschaSiing  aber 
ohne  zwingende  Massregeln  bewerkstelligt  sehen  möchte  (sie  häU 
für  genügend,  die  bisher  verlangte  Va  Majorität  in  die  einfache  um- 
zuwandeln); die  Aufhebung  der  solidarischen  Haft  hält  sie  für 
unbedingt  noth wendig.' 

Die  Schlüsselburgsche  Kreislandschaft  sprach  sich  ontsehiedeo 
gegen  den  Gemeindebesitz  aus.  Sie  sagt  unter  Anderem,  der 
Umstand,   dass    der   fleissige  Bauer   für   den    faulen    zahlen   tnussy 
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drücke  die  Arbeitslust;  und  die  Energie  der  ersteren  nieder  und 
paralysire  die  im  Enianeipationsgesetze  geschenkte  Frei&eit. 

(Die  Kreislandschaft  von  Zarskoje  Sselo  erklärte,  dass  sie  sich 
uicht  für  berechtigt  erachte,  über  diese  Frage  als  einen  einzelnen 
Stand  betreffend  zu  berathen.) 

Auf  der  Gouvernementslandschaftversauimlung  im  Jahre  1870, 
uDd  zwar  am  10.  December,  lag  diese  Frage  zur  Berathung  vor.  0 
An  der  Discussion  betheiligteu  sich  auch  mehrere  Anhänger  des 
Gemeindebesitzes.  Bei  so  kleinen  Landantheilen,  wie  sie  den  Bau- 
ern zugetheilt  seien,  sei  keine  bessere  Grundbesitzart  möglich.  Sie 
schütze  den  Bauer  vor  dem  Proletariat,  mit  Abschaffung  des  Ge- 
meindebesitzes würde  nämlich  der  Grundbesitz  sich  bald  in  den 
Händen  Weniger  concentriren.  Die  Bauern  wünschen  seine  Bei- 
behaltung. Ein  Redner  (Baron  Frederiks)  bemerkt,  dass  beim 
Gemeindebesitz  im  vollen  Sinne  des  Wortes  der  Boden  von  allen 
Gemeiodegliedern  gemeinsam  bebaut  werden  könne  und  dann  der 
Nachtheil  beseitigt  werde,  der  durch  die  periodische  Theilung  des 
Landes  entsteht.  Von  Seiten  der  Gegner  des  Gemeindebesitzes 
werden  Beispiele  aus  dem  praktischen  Leben  angeführt,  welchen 
zerstörenden  Einfluss  die  übliche  Grundbesitzform  und  die  solidari- 
sche Haft  auf  die  Bauern  üben;  auch  wird  hervorgehoben,  dass 
unter  den  Bauern  die  Erkenntniss  der  aus  jener  Institution  ent- 
springenden Schäden  zunehme.  So  haben  sich  auch  die  bäuerlichen 
Vertreter  aaf  der  Gdow'schen  wie  auf  der  Petersburger  Kreisland- 
scbaltversammlung  gegen  den  Gemeindebesitz  ausgesprochen. 

Die  Versammlung  sprach  sich  für  die  Anträge  des  Gdow'schen 
Kreislandschaftamtes  aus  und  stellte  diese  Beschlüsse  der  Staats- 
regierung vor. 


^)  Berichte  aber  diese  Sitzung  brachten  die  Petersbnrger  TageeblUtter,  eielie 
>•  B.  „Nordische  Presse**  Kr.  275  vom  22.  Dcc.  (3.  Januar)  1870. 
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Die  beiden  Parteien  —  für  und  gegen  den  Gemeindebesitz  — 
hielten  ihre  Positionen  aufrecht.  Wie  weit  sich  auch  die  Einsicht 
verbreitete,  dass  mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  nicht  der 
gehoffte  Aufschwung  in  der  Lage  der  bäuerliehen  Verhältnisse  ein- 
trat) ja  hier  und  da  ein  Rückschritt  sich  kundthat,  in  den  Ursachen 
und  in  dem  Mass  ihrer  Wirkungen  gingen  die  Ansichten  ausein- 
ander. Die  wenigen  vorgebrachten  und  zum  grossen  Theil  nicht 
genügend  geklärten  positiven  Thatsachen  boten  kein  genügendes 
Material    zur  Entscheidung  der  vielfachen  und  verzweigten  Fragen. 

Es  gebührt  dem  Minister  der  Reichsdomänen  P.  Walajew, 
einem  der  bedeutendsten  Staatsmänner  der  neuen  Aera,  das  Verdienst 
die  Initiative  zur  Klärung  der  Sachlage  ergriffen  zu  haben.  Auf  seinen 
Antrag  vom  3.  Mai  1872  und  mit  Beistimmung  des  Ministercomiti*s 
erfolgte  am  26.  Mai  desselben  Jahres  der  Allerhöchste  Befehl 
zur  Niedersetzung  einer  Commission  —  unter  dem  Vorsitz 
desHerrn  Ministers  — -  zur  Erforschung  der  gegenwärtigen 
Lage  der  Landwirthschaft  und  der  landwirthschaftlichen 
Production  in  Russland  (Bbico^afime  yqpexAeHHaa  KoMMBCciHAüi 
RSCJi'bAOBaHifl  HUH'bmHHro  nojtoseHia  ceifiCxaro  xoaflftcTsa  i 
cejbCBotl  npoHSBOAHTejbHOCTH  B^b  Poccifl). 

Das  reiche  und  vielgestaltige,  von  dieser  Commission  gesam- 
melte und  veröffentlichte  Material  behandeln  wir  im  zweiten  Theile 
dieses  Werkes. 
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Erster  Absclmitt. 

Zur  Lage  der  Landwirthschaft  in  Russland. 

Erstes  Gapitel. 

Zur  Lage  der  Landwirthschaft  Im  Allgemeinen. 

1.  Einleitung^. 

ledes  tiefere  Eindriogen  in  das  Wesen  und  die  Wirkungen  des  bäuer- 
lichen Gemeindebesitzes  zeigte  dass  diese  Frage  in  engster  Wechsel- 
wirinog  mit  der  Lage  und  den  Bedingungen  des  landwirthschaftUchen 
^hensj  ja  der  gesammten  Yolkswirthschaft  des  Staates  steht. 

Der  weitere  Verlauf  dieser  Untersuchung  wird  es  darthun,  wie  die 
Grösse  des  zugetheilten  Gemeindelandes,  das  Steuersystem,  die  Höhe  der 
Ablösungs-  resp.  Pachtzahlungen  für  das  Gemeindeland,  die  Stellung  der 
Bauern  als  Arbeiter  und  Pächter  zum  Grossgrundbesitzer  als  Arbeitgeber 
^d  Verpächter  seines  Landes  etc.  —  kurzum  alle  Bedingungen  des  land- 
^rthschaftlichen  Lebens  die  Gestaltung  und  die  Wirkungen  des  Gemeinde- 
l^^itzes  beeinflussen,  und  wie  seinerseits  der  Gemeindebesitz  von  ein- 
schneidender und  entscheidender  Wirkung  auf  die  landwirthschaftliche 
EntWickelung  und  Lage  ist 

Und  noch  mehr.  Der  Gemeindebesitz  beherrscht  die  gesammte  Volks- 
^ifthschaft  Busslands ,  wie  auch  jede  Massnahme  des  Staates  auf  irgend 
^üiem  Gebiete  des  wirthschaftlichen  Lebens  und  die  wechselnde  Lage 
^  jedem  Zweige  der  Yolkswirthschaft  in  bedeutendem  Masse  —  in 
dieser  oder  jener  Art  —  die  Lage  des  Gemeindebesitzes  beeinflusst. 

Zar  vollen  Erkenntniss  der  Bedeutung,  die  der  Gemeindebesitz  in 
^r  ganzen  Yolkswirthschaft  einnimmt,  haben  wir  uns  vor  Allem  von 
d^  Täuschung  zu  befreien,  als  ob  der  Gemeindebesitz  nur  eine  bäuer- 
liche Institution  ist,  er  nur  eine  ackerbautreibende  Bevölkerung  in  sich 
schliesst  Der  Genosse  der  russischen  Markgemeinde  ist  nicht  durch- 
gehend Bauer  in  westeuropäischem  Sinne,  der  auf  seiner  Scholle  sitzt 
^d  sein  Feld  bestellt    Yielmehr  finden  wir  ihn  in  allen  Zweigen  des 

^K«iii8ier,  Gttebiebte  nnd  Kritik  d«  GemeindtUaitztg.  II.  1 
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wirthschaftlichen  Lebens  in  den  verschiedensten  Stellungen  thätig.  Ein 
grosser  Bruchtheil  der  Markgenossen  verlässt  aus  Mangel  an  Land,  aus 
andersgearteter  persönlicher  Neigung  und  aus  anderen  Gründen  auf 
kürzere  oder  längere  Zeit  und  endlich  auf  immer  die  heimathliche  Ge-, 
meinde  und  die  ursprüngliche  Beschäftigung  des  Ackerbauers,  um  ander- 
weitig lohnenderen  und  ihm  genehmeren  Erwerb  zu  suchen  und  zu  finden. 
Der  von  Weitem  hergewanderte  Feldarbeiter  im  dünnbevölkerten  und 
fruchtbaren  Süden,  der  Tagelöhner,  der  Fabrikarbeiter,  der  Hausknecht; 
der  Portier,  die  Bedienung,  der  Droschkenkutscher,  der  Frachtführer;! 
der  Handwerker,  Hülf leistende  aller  Art  im  Handel-,  Fabrik-  und  in 
anderen  Geschäften  etc.  etc.  —  kurzum  überall  finden  wir,  und  zwar  nicht 
allein  in  der  männlichen,  sondern  auch  in  der  weiblichen  erwerbenden 
Bevölkerung  auf  dem  Lande,  in  Fabriken,  in  Städten  etc.  den  russischeo 
Markgenossen  wieder,  der  im  engen  Verbände  mit  seiner,  häufig  tauseade 
Werste  von  seinem  jetzigen  Wohnort  entfernten  Gemeinde  steht,welcher  w  oU 
hier  und  da  bis  auf  die  Zugehörigkeit  zu  dieser  Steuergemeinde  gelockert, 
nicht  aber  gelöst  ist.  Die  öconomische  Lage  der  heimathlichen  Gemeinde, 
jedes  Missgeschick,  das  sie  trifft,  jede  Aenderung  im  Steuersystem  uod 
in  der  Höhe  der  obliegenden  Zahlungen  übt  auf  die  öconomische  Lage 
von  Personen  Einfluss,  die  in  weiter  Enfemung  leben  und  seit  Jahreo, 
vielleicht  gar  nicht  ihre  heimathliche  Gemeinde  gesehen  haben.  Und 
umgekehrt:  jede  Veränderung  im  volkswirthschaftlichen  Leben,  jede 
Handelscrisis,  das  Aufblühen  oder  Damiedergehen  des  gewerblidten 
Lebens  im  ganzen  Beich  übt  einen  Rückschlag  auf  das  öconomische  Leben 
von  tausenden  und  abermals  tausenden  Gemeinden  im  weiten  Russland 

Auf  die  weittragende  Bedeutung  dieses  weitverzweigten  Hin-  und 
Herziehens  der  ursprünglich  ländlichen  Bevölkerung  haben  wir  bereits 
im  I.  Bande  dieses  Werkes  (pag.  106—109)  hingewiesen.  Es  verleibt  dem 
ganzen  socialen  und  öconomischen  Leben  Busslands  das  eigenthfimliehe 
Gepräge.  Kein  Land  Europa's  kennt  eine  solche  Beweglichkeit  einer 
ländlichen  und  zwar  einer  mit  Haus  und  Hof  ansässigen  (oder  mindestens 
auf  Grundbesitz  berechtigten)  ländlichen  Bevölkerung.  Dieser  Factor 
scheidet  Bussland  wesentlich  von  den  bezüglichen  Verhältnissen  im  flbri- 
gen  Europa,  er  ist  von  entscheidender  Bedeutung  nicht  allein  fOr  die 
landwirthschaftlichen,  sondern  auch  für  alle  gewerblichen,  Handels-  und 
Verkehrsfragen,  seine  Wirkung  muss  sich  überall  in  der  Verwaltung 
und  in  der  Gesetzgebung  fühlbar  machen,  es  wird,  um  es  kurz  zusam- 
menzufassen, der  ganze  Organismus  der  Volkswirthschaft  und  des  socialen 
Baues  des  Staates  beeinflusst. 

Endlich  ist  zur  Zeit  noch  ein  bedeutungsvoller  Umstand  wirksam, 
der  bei  Untersuchung  des  Wesens  und  der  Wirkung  des  Gemeindebesitzes 
das  Hineinziehen  der  Gesammtlage  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
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rerlangt.  Bussland  befindet  sich  noch  im  Uebergangsprocess  von  der 
alten  Ordnung  der  Dinge^  die  das  grosse  Emancipationswerk  vom  Id. 
Februar  1861  und  die  nachfolgenden  Beformen  zu  beseitigen  hatten;  zu 
der  neuen  Ordnung.  Die  Emancipation  der  bäuerlichen  Bevölkerung  und 
die  hiermit  mehr  oder  weniger  zusammenhangenden  Beformen  auf  allen 
Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  haben  noch  nicht  neue,  feste  Formen 
for  das  wirthschaftliche  und  sociale  Leben  schaffen  können.  Alles  he^ 
findet  sich  noch  im  Fluss  der  Umwandlung.  Alles  erscheint  in  unfertiger 
Form  und  die  Frage  „wo  hinaus?'^  kann  in  Betreff  der  sieh  vollziehen- 
den Entwickelung  der  landwirthschaftUchen  Verhältnisse  (im  weitesten 
Sinne  des  Wortes)  in  wesentlichen  Beziehungen  noch  nicht  beantwortet 
Verden.  Und  in  erster  Linie  betrafen  die  grossen  Beformen  der  ;;neuen 
Aera''  die  bäuerliche  Bevölkerung  und  damit  auch  den  Gemeindebesitz 
direet  und  indirect. 

Erscheint  nun  aus  dem  Gesagten  der  Nachweis  geliefert;  dass  eine 
saebgemasse  und  gerechte  Beurtheilung  des  Gemeindebesitzes  und  seiner 
jetagen  Wirkungen  nur  im  Bahmen  der  gesammten  volks-  und  insbe* 
Bondete  landwirthschaftUchen  Verhältnisse;  wie  sie  bestehen,  erfolgen 
^^^t  80  ist  die  DurchfQhrung  dieser  Aufgabe  heute  noch  eine  schwie* 
^^f  Wel&ch  eine  noch  unmögliche.  Die  unfertige;  noch  nicht  abge- 
schossene Form  des  neuen  wirthschaftlichen  Lebens  macht  es  schwierig; 
ja  in  manchen  Beziehungen  unmöglich;  in  den  wechselvollen  Erschei- 
nungen dieses  neuen  wirthschaftlichen  Lebens  das  Wesentliche  und  Blei- 
bende von  dem  Accidentiellen  und  Vorübergehenden  zu  scheiden;  sowie 
^^  praktische  Wirkung  jedes  einzelnen  der  vielen,  das  bäuerliche  wirth- 
schaftliche  Leben  beeinflussenden  Factoren  genau  in  ihrer  Tragweite  zu 
Iwstinunen.  Diese  Aufgabe  umfasst  den  schwierigsten  und  zeitraubendsten 
Theil  des  vorliegenden  Werkes,  und  wie  weit  es  dem  Verfasser  gelungen 
'%  diese  Aufgabe  zu  lösen,  davon  wird  in  nicht  unbeträchtlichem  Masse 
*^r  Werth  dieser  Arbeit  abhängen. 

Weiterhin  wird  die  Lösung  dieser  Aufgabe  durch  die  Unvollständig- 
feit der  Materialien  über  die  Lage  der  landwirthschaftUchen  Verhältnisse 
erschwert.  Abgesehen  von  einigen  sehr  werthvoUen  Monographien,  die 
entweder  nur  einzelne  Specialfragen  oder  einzelne  begrenzte  Landstriche 
^treffen;  besitzen  wir  kein  neueres;  die  Gesammtlage  der  landwirthschaft- 
Uchen Verhältnisse  behandelndes  Werk  als  den  Bericht  der  grossen  land- 
"tohschaftlichen  Enquete  vom  Jahre  1872  und  die  hieran  sich  anknüpfende 
feterialiensammlung  vom  Jahre  1878« 

Diese  officiellen  Werke  können  keinen  Anspruch  auf  Vollständigkeit 
'rheben.  Ausserdem  macht  sich  und  zwar  insbesondere  in  der  officiellen 
Sammlung  der  Materialien  und  dem  Bericht  der  Enquetecommission 
■iB  wesentlicher  Uebelstand  fühlbar:  sie  sind   in  einer  grundlegende^ 
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Begehung  tendousiös.  Die  dmrch  die  Arbeiten  dieser  Comimssion  sidi 
Madwchziekende  Tendenz  ist  der  Standpunkt  der  sogen.  ^Krepostniki' 
d*  h.  der  Anhänger  der  Leibeigenschaft^  wie  diese  Partei  Ton  gegneri- 
sditer  Seite  genannt  wird.  Nicht  als  ob  diese  mächtige  Partei,  die  seit 
d^n  Beginne  derBeaction  (besonders  stark  seit  1866)  bis  zun  Jahre  1880 
aUgewaltig  kerrsdite,  je  an  die  Wiedereinfbhmng  der  Leibeigensduit 
gedacht  hätte,  aber  sie  sachte  bei  der  DurehfÜhrong  des  grossen  Enomd- 
pationswerkes  und  in  der  ganzen  inneren  Verwaltung  imd  Gesetzgebosg 
in  einseitigster  Weise  die  Interessen  des  Grossgnmdbesitzes  za  üngnnsteD 
der  bäuerlichen  Beyölkening  zu  rertreten.^)  In  welcher  Weise  das  geschah, 
werden  wir  an  geeigneter  Stelle  in  Betreff  einzelner  Fragen  darthnr 
Hier  wollen  wir  nur  bemerken;  dass  diese  Partei  im  Grossen  und  Qmm 
sich  als  Gegner  des  G^neindebesitzes  zeigt;  und  zwar  ans  dem  Onad^ 
weil  diese  Grundbesitzform  die  Entstehung  einer  grossen  dasseMer^ 
hof-  und  landloser  Arbeiter  hindert,  die  als  Tagelöhner  in  volle  AV 
hängigkeit  vom  Gutsbesitzer  gerathen,  letzterem  also  billige  Arbeits- 
kräfte bieten  würden.  Auch  ist  vidfadi  die  Klage  erhoben  worden,  to 
die  Commission  bei  der  Wahl  der  Personen,  die  sie  um  ihre  Assidh 
ten  etc.  über  die  Lage  der  landwirthschaftUchen  Verhältnisse  befragte, 
einseitig  verfahren  ist;  indem  sie  vorndimlich  solche  Personen  vorhi 
deren  Ansichten  und  Tendenzen  den  ihrigen  entsprachen. 

Doch  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  bei  einer  so  grossartig 
angelegten  Enquete  sich  Aussagai  und  Daten  verschied^ister  Art  vsA 
v0n  Personen  finden,  die  von  anderen  Voraussetzungen  die  Bedioginh 
gen  der  landwirthschaftUchen  Verhältnisse  betrachteten,  als  die  Commisr 
sion  es  wünschte. 

Immerhin  war  das  ganze  Unternehmen  der  Enqnete,  die  vom  damalipn 
Domänenminister  Walujew  ausging,  ein  sehr  dankenswerthes.  Es  ist 
diese  Enquete,  wenn  wir  von  der  in  weit  geringerem  Umfang  unterDom- 


')  So  mirden  ans  diesem  Grande  Ton  dieser  Partei  erfolgreick  bis  tom  ▼€rgtng^ 
neu  Jahre  folgende,  f(Xr  das  Gedeihen  der  b&aerlichen  Bevölkernag  usimgioglicl 
erforderliche  Maasregeln  bek&mpft:  Erleichterung  des  Erwerbs  von  Gnmdbesiu  cd 
Vergrösserung  des  unzureichenden  Gemeindelandan  theils  (durch  Gew&hrung  billig 
Credits  etc.\  Erleichterung  und  Organisation  der  Aussiedelung  aus  „landarmen^'  Lan^ 
strichen  in  „landTeicbe**,  Ermissigong  der  AbK^sungszahlungen,  wo  sie  höher  als  ^ 
Ertrag  des  Landes  sind,  Reform  der  directea  (insbesondere  Kopf-)  Steuern  etc.  ett 
Ueberall  in  diesen  und  ähnlichen  Fragen  war  iäx  diese  Partei  der  Gesicbttinuikt  mn^ 
gebend,  dass  ein  durch  Armuth  gedrackter  und  mit  Zahlungen  ttberlasteter  Baaexi 
stand  für  den  Grossgrundbesitz  von  Vortheil  ist,  da  eine  solche  Lage  der  Bwtr 
ihm  bfllige  Arbeitskraft  sichert  Von  demselben  Geiste  war  das  bereits  in  den  ReicbJ 
ratfa  gelangte,  von  ihm  aber  abgelehnte  Project  der  Einführung  von  ArbeiterMithtin 
die  '  in  der  vorgeschlagenen  Form  —  eine  neue  Botm&ssigkeit  der  Baaers  nnlc 
die  Macht  der  Gutsbesitzer  geschaffen  hätte,  getragen. 
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menen  and  ein  eng  umgrenztes  Untersudiimgsobject  betreffenden  Enfseie 
über  die  baaerfieben  (Wolost-)  Geriehte  abseheni  das  erste  und  grMSi- 
artigsit  angelegte  Unternehmen  dieser  Art,  naeh  westeuropäischem  Muster 
Materialien  zur  Kunde  wirthschaftlicher  und  anderer  Verfaftltnlsse  zu 
sanoebi.  Die  Neuheit  eines  solchen  Vorgehens  musste  es  mit  sich  brin- 
gen, dass  die  grosse  obliegende  Aufgabe  nicht  in  allen  Theilen  voU- 
standig  und  exact  gelöst  wurde.  Eine  wesentlidie  Erschwerung  d«r 
Aufgabe  lag  auch  noch  darin,  dass  man  selbst  in  den  grundlegenden 
Bedmgongen  des  landwirthschaftlichen  Lebens  sich,  wie  es  chircb  die 
neue  ReformgesetegelMmg  un^formt  war,  noch  vielfach  vollständig  im 
Unklaren  befand. 

Ungeachtet  des  Tendenziösen  der  Enquete  in  der  angegebenen  Rich- 
tung und  der  nicht  überwundenen  Schwierigkeiten,  vollständiges  und  ganz 
zuvcrKssiges  Materii^  au  sammeln,  bietet  das  veröffentlichte  Material 
der  Ea^Mte  -  Commission  eine  reiche  Fundgrube  zur  Klarlegung  der 
landwirthschaftlichen  Verhältnisse.  Dasselbe  muss  jedoch  kritisch  studirt 
nnd  dnrch  das  anderweitig  vorliegende  Material  (vornehmlich  durch  das 
^on^elenGonvememmtslandämtem  zusammengebrachte  und  verail^eitete) 
ergänsl  werden. 

Wir  gdien  im  Nachfolgenden  auf  die  Arbeiten  dieser  Enquete-Com- 
nussian  ein. 

Durch  einen  Kaiserlich  bestätigten  Besehluss  des  Minister- ComItAB 
Tom  2&  Mai  1872  ward  eine  Commission  zur  Untersuchung  der 
Lage  der  Landwirthschaft  und  der  landwirthschaftlichen  Pro- 
duction  in  Russland  unter  dem  Vorsitz  des  Ministers  der  Reichs- 
domanen,  8taatssecretär  Walujew,  aus  Vertretern  des  Ministeriums  des 
Iiuiem,  der  Finanz^  und  der  Reichsdomänen,  sowie  des  Apanagen- 
Kessorts  bestehend^),  niedergesetzt 

Sofort  wandte  sidi  der  Präses  der  Commission  an  die  Gouveme- 
iQeDt8clie&  und  an  die  Präsidenten  der  im  Reich  bestehenden  landwirth- 
^dkaftlich«i  Vereine  mit  dem  Ersuchen,  dem  Ministmum  der  Reichs* 
doffianen  Nachrichten  über  die  Bedttrlkusse  der  Landwirthsdiaft,  welche 
ganz  besonders  die  Aufmei^samkeit  der  Staatsregierung  beanspruchen, 
^düber  die  Maassregrin  zur  Beflnedigung  derartiger  BedflrMsse  zu 
geben,  die  als  die  wünschensw^hesten  und  zugleich  als  praktisch  aus* 
^^lu^Mtr  erseheinen.    Durch  (fie  Oouvemeure  wurden  die  Gouvememenfai* 


1)  Von  Wnigkalom  des  Innern:  CMieimrsti)  Makow  und  wirkUcher  Staatsrath 
Stremoachow;  der  Finanzen:  wirkUcher  Staatarath  y.  Büschen  und  Staatsrath  Van^ 
d«r  FUet;  der  Reichsdomanen:  J&germeister  am  Hofe  Sr.MiÖMtftt  des  Kaisers  Farst" 
^^ttow-RoMowski,  die  Geheinuftthe  Baron  Mede»  und  Nejelow  und  die  wirklichen 
f^taiitke  WetiAiiikow  und  Skwenow;  vom  A)MAagea-9epaMmeiit!  wiikUdier  Ck^ 
''^üanth  TJBtsehew.  Zum  Getehaftsfilhrer  wurde  der  Qebeimrälh  Hejelow  ernannt  ^ 
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«Ad^märschälle  und  die  Präsidenten  der  Landämter  zur  gleichen  Mei- 
nungsäusserung aufgefordert.  Unabhängig  hiervon  entsandte  der  Minister 
niehcere  Beamte  seines  Ministeriums  während  des  Sonuners  1872  in 
yerschiedqne  Theile  des  europäischen  Busslands  mit  dem  Auftrage^  nadi 
«inem  festgestellten  Programm,  welches  in  zehn  Häuptpuncte  zusammen- 
■gefasst  war,  Ausweise  über  die  Landwirthschaft  in  den  betrefifendeo 
•Gouvernements  .zu  sammeln^  (Von  der  Enquete  ausgeschlossen  waren 
Finnland;  Polen,  Sibirien  und  der  Kaukasus.) 

In  Folge  di^er  Anordnung  flössen  der  Commission  aas  968  verschie^ 
j^enen  Quellen  Nachrichten^  Meinungsäusserungen  und  Vorschläge  zu,  ood 
zwar  von  45  Gouverneuren^  37  Adelsmarschällen,  83  PrSsid^ten  und 
Gliedern  der  Landämter,  von  27  Behörden  fttr  bäuerliche  Angelegen- 
heiten und  Friedensvermittlem,  von  283  Gutsbesitzern,  51  Vermttera 
von  Privatgütern,  25  Pächtern,  von  13  landwirthschaftlichen  Veraoov 
von  94  Wolost- Verwaltungen  und  Wolost-Aeltesten^),  von  17  BaiienriiüieD) 
von  8  Getreidehändlern  I  von  21  Landgeistlichen  und  endlich  von  254 
verschiedenen  Personen  und  Institutionen. 

Je  nach  dem  Einfliessen  des  Materials  beim  Ministerium  der  Reick^ 
domänen  ward  dasselbe  nach  Gouvernements  und  EreisesL  und  nach  den 
behandelten  Materien  gruppirt  Sodann  wurde  das  gesammte  Mateml 
verarbeitet  und  die  Resultate  in  folgende  drei  systematisch  geordnete 
Abtheilungen  zusammengefasst: 

,1.  Ausweise  über  die  gegenwärtige  Lage  d^  Landwirthscluft  in 
Allgemeinen. 

2.  Ausweise  über  die  hauptsächlichsten  Mängel  und  Uebelstiode^ 
welche  sich  in  der  landwirthschaftlichen  Prodnction  fühlbar  macheii. 

3.  Vorschläge  von  Maassregeln  zur  Beseitigung  solcher  Mängel  md 
Uebelstände. 

Ausserdem  war  man  im  Ministerium  gleichzog  zum  Sammeln  and 
Zusaipmenstellen  solcher  statistischer  Daten  aus  verschiedenen  offiziellen 
Quellen  geschritten,  welche  in  näherer  oder  weiterer  Beziehung  zQ  ^^ 
der  Commission  obliegenden  Auligabe  stehen.  Viel  Material  ioss  «u 
dem  Ministerium  des  Innern  und  der  Finanzen  und  dem  Apanagen-Beä- 
sort  Auch  stellte  der  gegenseitige  Bodenkreditverein  der  Commissias 
Ciin  reiches  Material  zur  Disposition.  Diese,  für  die  CommissioD  vor 
bereitenden  Arbeiten  wurden  im  landwirÜischafUichen  Departement  - 
unter  der  unmittelbaren  Leitung  des  Staatssekretärs  Walujew  —  ausgeflhrt. 

Zur  VervoUstandigong  des  gewonnenen  Materials  ward  eine  groä^ 


<— 


>)  jfWolost'^  ist  ein  aug  mehreren  oder  ans  einer  grosse  Q^neMe  beKebeadtt 
Terwaltangsbezirk,  an  denen  Spitze  ein  Wolost-Aeltester,  eine  WoM-Vervstuu« 
nni  ein  Wolost-Qerickt,  von  den  Bauern  der  betreffenden  Qeaeinden  gewiUtr  beHeba 
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Anzahl  von  Personen  vor  die  (Kommission  geladen  zur  Beantwortung 
Ton  269,  programmmässig  vorher  festgesetzten  Fragen.  Ihre  Zahl  be^ 
trug  181  (von  den  222  Vorbeschiedenen  konnten  41  nicht  erscheinen), 
QDter  denen  sich  11  Gouverneure,  25  Adelsmarschälle,  11  Präsidenten 
Ton  Landämtem,  111  Gutsbesitzer,  1  Verwalter  von  Privatgütem,  1  Ge- 
treidehändler,  2  Wolost-Aelteste,  2  Viehzüchter,  3  mit  dem  Veterinär- 
wesen und  9  mit  einzelnen  Zweigen  der  Landwirthschaft  Vertraute  be- 
fanden. Nach  dem  Wohnsitze  vertheilten  sich  die  Befragten  wie  folgt: 
31  Personen  aus  den  nördlichen  Gouvernements^  5  aus  den  baltischen, 
10  ans  den  westlichen,  66  aus  den  centralen,  2  aus  den  östlichen  (Uft^, 
23  aus  den  Wolga-Gouvernements  und  32  aus  den  südlichen  Gouver- 
nements. 

Die  Sitzungen  der  Commission  wurden  am  21.  November  1872  er- 
öi&iet  und  am  28.  April  1873,  nachdem  52  Sitzungen  abgehalten  waren, 
geschlossen. 

Das  gesammte  Resultat  der  Arbeiten  der  Commission  findet  sich  in 
einem,  im  Mai  1873  —  also  gerade  ein  Jahr  nach  Konstituirung  der 
Commission  —  der  Oeffentlichkeit  übergebenen  voluminösen  Werke  von 
fünf  Banden,  das  den  Titel  (in  deutscher  Uebersetzung)  führt:  Bericht 
der  Allerhöchst  niedergesetzten  Commission  zur  Untersuchung 
d^rLage  der  Landwirthschaft  und  der  landwirthschaftlichen 
Production  in  Russland,  St  Petersburg  1873. 

Der  Inhalt  der  Bände  ist  folgender: 

Erster  Band:  Bericht  der  Commission  und  das  Journal  der 
Sitzungen. 

Zweiter  Band:  I.  Beilage:  lieber  den  gegenwärtigen  Stand  der 
landwirthschaftlichen  Production  im  Allgemeinen,  und  zwar  in  6  Ab^ 
theilungen:  die  Nutzung  des  Grund  und  Bodens,  der  Stand  der  einzelnen 
Zweige  des  landwirthschaftlichen  Betriebes,  die  Höhe  der  Steuern,  Preise 
für  Grundbesitz,  der  landwirthschaftliche  Kredit,  die  landwirthschaftliche 
Bildung  (nebst  Nachträgen  zu  diesen  sechs  Abtheilungen). 

Dritter  Band:  II.  Beilage:  Die  Mängel  in  dem  jetzigen  Stande 
<ler  Landwirthschaft  im  Allgemein^u  (die  Nutzung  des  Grund  und  Bo« 
im^  der  Ackerbau,  die  Steuern  und  Abgaben,  der  Grundbesitz,  die 
Verkehrsmittel,  die  Bedingungen  des  Handels  mit  landwirthschaftlichen 
Producten,  der  landwirthschaftliche  Kredit,  die  landwirthschaftliche'  Bil- 
^Qug,  die  landwirthschaftliche  Gesetzgebung).  III.  Beilage:  Mittel  zur 
Hebung  der  Mängel  in  der  landwirthschaftlichen  Production  (Massnahmen 
ZOT  Beseitigung  der  Uebelstände  im  Pachtsystem,  des  Mangels  an  Arbeits- 
kräften, Massnahmen  zur  Hebung  der  Productivität  der  Arbeit,  der  gei- 
^gen  und  moralischen  Bildung  und  der  gesammten  Lage  der  Bauern; 
^nahmen  zur  Hebung  des  Ackerbaues,   der  Viehzucht,  der  Pferde? 
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sacht,  der  Schafznchti  der  Nebenzweige  des  landwirthschaftlichen  Be- 
triebeSy  der  Forstwirthschaft,  der  ländlichen  Gewerbe  und  des  Fabrik- 
wesens; Massnahmen  zur  Erleichteninfar  der  Zahlung  der  Steuern  \ai 
Abgaben;  Massnahmen  zur  Entwickelang  der  Verkehrsmittel,  desHandA 
mit  landwirthschaftlichen  Producten,  des  landwirthschaftlichen  Kreditt 
und  der  landwirthschaftlichen  Bildung;  Massnahmen  zur  Hebung  dti 
Gesundheitszustandes ,  des  Wohlstandes  im  Volke;  Massnahmen  in  Be 
treff  der  Viehseuchen,  der  FeuersbrOnste,  der  Versorgung  mit  Saateij 
in  Betreff  der  Jagd,  des  Fischfanges;  Massnahmen  zur  Besritignng  d«! 
schädlichen  Einflusses  der  jüdischen  BeTölkerung;  Massnahmen  in  BeM 
der  bäuerlichen  Selbstverwaltung,  zur  Verbesserung  der  ländlichen  Polizei 
IV.  Beilage:  Statistische  Tabellen  (über  verschiedene  Zweige  der  Land- 
wirthschaft).  V.  Beilage:  Meinungsäusserungen  der  Glieder  der  Cm- 
mission  und  anderer  Personen,  Auszüge  aus  Materialien,  welche  Sir  die 
Commission  und  auch  anderweitig  gesammelt  sind:  Ackerbausysteme  tmd 
Arten  der  Wirthschaflsführung,  landwirthschaftliche  Werkzeuge  und 
Maschinen,  Branntweinproduction  und  Runkelrübenbau  nebst  VeraiM* 
tung  der  Rüben  zu  Zucker^  spedelle  Culturarten:  Production  von  FIarl& 
Hanf,  Tabak  und  Wein. 

Vierter  Band:  VI.  Beilage:  Die  stenographirten  Antworten  der 
vor  die  Commission  geladenen  Personen. 

Fünfter  Band:  VII.  Beilage:  Beschreibung  von  Landgütern  luA 
den  Daten  des  Gegenseitigen  Bodencreditvereins. 

In  der  nachfolgenden  Darlegung  der  Gesammtlage  der  Landwiitb- 
schaft  schliessen  wir  uns  dem  von  der  Commission  selbst  verfasstei 
Bericht  an,  und  lassen  vorerst  eine  kritische  Modification  und  Ergän- 
zung desselben  auf  Grund  der  von  der  Commission  veröffentlichten  Ma* 
terialien  bei  Seite.  Wir  thun  solches,  auf  dass  der  Leser  ersehe,  vi^ 
der  Wucht  der  überreichlich  einfliessenden  Daten  die  Commission  ^^ 
nicht  entziehen  konnte  und  trotz  der  vorgefassten  Meinung  aneri[ennen 
musste,  dass  nicht  sowohl  Faulheit,  Trunksucht,  Nachlässigkeit  in  der 
eigenen  Wirthschaft  und  in  der  Erfüllung  übernommener  Arbeitsve^ 
pfliditungen,  Gemeindebesitz  etc.  die  schlimme  öconomische  Lage  der 
Bauern  erklären,  als  vornehmlich  andere  Ursachen,  die  nicht  den  Banen 
zuL  Last  gelegt  werden  konnten.  An  anderer  Stelle  werden  wir  dtm 
das  Schlussresultat,  wie  es  sich  in  Wirklichkeit  ergiebt,  zu  ziehen  haben 

Also  für^s  Erste  das  Urtheil  der  Commission  in  ihrem  resümireodei 
Bericht  über  die  Ergebnisse  der  Enquete. 

8.  Die  Lagt  der  Laadwirthaohaft 
Eine  so  umfassende  und  radicale,  zudem  in  so  kurzer  Zeit  dorrh- 
gefnhrte  Reform,  wie  die  durch  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  h^ 
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Torgernfene,  mosste  in  allen  bestehenden  Verhältnissen  der  ackerbau- 
treibenden Bevölkerung  und  in  allen  Bedingungen  der  Landwirthschaft 
selbstverstfindlich  grosse  Ersehtttterungen  und  demzufolge  verschiedene 
Sdiwankungen  hervorrufen.  Albn&lig  haben  diese  Schwankungen  immer 
mehr  nachgelassen  und  es  beginnen  sich  bereits  der  Landwirthschaft 
oeoe  Bahnen  und  andere,  die  künftige  Entwickelung  mehr  sicherstellende 
Grnndlagen  zu  erdfhen.  Die  Untersuchungen  der  Commission  bezogen 
sich  gerade  auf  diese  kritische  Uebergangszeit.  Viele  Anzeichen 
sprechen  dafOr,  dass  diese  Zrtt  noch  nicht  definitiv  flberstandeu;  und 
(iass  die  Landwirthschaft  noch  nicht  in  normale  Verhiltnisse  eingetreten 
ist  Bloss  in  einigen  Beziehungen,  und  zudran  nur  an  einigen  Orten 
des  Reichs  können  die  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  als  konsolidirt 
angesehen  werden. 

Ber  Wirthschaftsbetrieb  der  Gutsherrn  unterlag  durch  die  Reform 
vom  19.  Februar  1861  unstreitig  einer  fundamentalen  Erschütterung; 
sie  hatten  und  haben  noch  eine  ausserordentlich  schwierige  und  starke 
^nsis  durchzumachen.  Sie  waren  auf  die  Reform  nicht  vorbereitet,  die- 
^Ibe  Überraschte  sie  unerwartet,  und  der  Verlauf  derselben  war  während 
der  erstea  Uebergangsperiode  —  im  Vergleich  mit  dem  natürlichen 
I&ngsuDen  Gang  aller  Umsätze  und  aller  in  der  Landwirthschaft  über- 
haupt Torkommenden  Erscheinungen  ~  ein  so  rascher,  dass  man  schwer- 
lieh  irgend  wo  das  Beispiel  einer  gleich  umfassenden  und  schnellen  Um- 
wälzung in  irgend  einem  Wirthschaftszwdge,  noch  weniger  in  der  Land- 
wiithsÄaft  finden  dürfte.  Die  bedeutende  Mehrzahl  der  Gutsbesitzer 
l^esass  keine  Ersparnisse  in  Form  von  Betriebscapitalien  und  wohl  auch 
udit  die  Summe  practischer  und  wissenschaftlicher  Kenntnisse,  welche 
erforderlich  war,  um  die  Wirthschaft  unter  den  veränderten  Verhält- 
^ssen  und  Bedingung^  auf  neuen  Grundlagen  zu  organisiren.  Die 
Keaiisimng  der  „Ablösungs-Scheine^^  war  in  der  ersten  Zeit  sehr  schwie- 
ng.  Die  Darlehen  aus  den  Vormundschafts-Gonseils  gegen  Verpfändung 
^OB  Landgütern  vmrden,  wenn  auch  zufälliger  Weise,  kurz  vor  der  Ein* 
fiihnmg  der  Reform  eingestellt,  ein  anderweitiger  Bodencredit  bestand 
ncht  und  erst  in  neuerer  Zeit  beginnt  ein  solcher  Credit  sich  zu  ent- 
rickdn;  für  viele  wirthschaftliche  Unternehmungen  ist  derselbe  aber  auch 
^  noch,  da  er  sehr  hoch  zu  stehen  kommt,  unzugänglich.  Die  frühe- 
^  Anleihen,  welche  auf  längeren  Termin  mit  allmäliger  Amortisation 
^hlossen  waren,  wurden  bei  Ausführung  der  Ablösungs-Operation  mit 
iBem  Male  liquidirt  und  vermehrten  demnach  nicht,  oder  nur  wenig 
^  Betrag  der  Gapitalien,  über  welche  die  Landwirthe  bei  der  Reorga- 
isation  ihrer  Wirthschaft  hätten  verfügen  können.  Sodann  erfolgten 
iQfangreiche  Eisenbahnbauten,  welche  der  ländlichen  Bevölkerung  gros- 
^  Verdienst  gewährten  und  sie  landwirthschaftlichen  Beschäftigungen 
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aitzogen.  Diese  Umstände  waren  von  grossem  Einfluss  sowohl  auf  eine 
rasche  und  allgemeine  Steigerung  des  Arbeitslohnes  als  ganz  besondos 
auf  bedeutende  Schwankungen  desselben.  Nach  den  Angaben  mehrerer 
von  der  Conmiission  befragter  Personen  varürten  die  Preise  des  Tage- 
lohnes in  den  südlichen  Gouvernements  von  SO  Kop.  bis  3  RbL  pro 
Arbeitstag.  Zudem  waren  keinerlei  die  Bedingungen  des  Arbtitscon- 
tractes  regulirende  und  sicherstellende  Gesetzesbestimmungen  vorhanden. 
Diese  fttr  die  Landwirthschaft  so  ungänstigen  Bedingungen  übten 
verhältnissmassig  noch  den  geringsten  Einfluss  auf  den  im  Obrok  (d.  b. 
auf  Geldpacht)  befindlichen  Gütern^  wenn  auch  das  Einfliessen  der  Pacht* 
zinse  der  Bauern  von  Jahr  zu  Jahr  unregelmässiger  wurde,  sowie  aof 
den  im  Süden,  des  ReichSi  im  Gebiete  der  Schwarzerde,  belegenen  Güten), 
wo  die  Gutsbesitzer  schon  seit  Alters  sich  an  die  frei  angemietheCe  ir 
beit  gewöhnt  hatten,  wo  die  Bedingungen  der  .Wirthschaft  in  Fdge  der 
natürlichen  Fruchtbarkeit  des  Bodens  günstiger  waren.  Jene  nngOi^ 
gen  Bedingungen  legten  sich  mit  ihrer  ganzen  Schwere  auf  die  Lasd* 
guter  in  den  Gouvernements  ausserhalb  des  Gebiets  der  Schwarserde  usi 
insbesondere  in  den  Gegenden,  in  welchen  nur  Landwirthschaft  getrieben 
wird,  keine  Industrie  noch  Nebengewerbe  vorhanden  sind.  Die  BaueiB^ 
welche  ihr  Gemeindeland  gekauft  hatten,  verstanden  sich  sehr  scfavcr 
zu  irgend  welchen  Vereinbarungen  mit  den  Gutsbesitzern  bezüglich  der 
Bearbeitung  der  Felder  der  letzteren  und  stellten  hierfür  unverhaltniss- 
mässig  hohe  Forderungen.  Die  erste  Art  der  Bewirthschaftung,  wekhe 
sich  als  practisch  möglich  herausstellte,  war  daher  diejenige,  bei  ntV 
eher  die  Bauern  für  die  Bearbeitung  der  Gutsfelder  mit  ihrem  eigenes 
Inventar  die  Hälfte  der  Ernte  erhielten  und  ebenso  die  Wiesen  für  den 
halben ,  Ertrag  mähten.  Diese  Bewirthschaftongsweise  war  für  die  Guts- 
besitzer sehr  unvortheilhaft,  aber  bei  derselben  ging  wenigstens  die 
Wirthschaft  nicht  ein  und  wurden  die  Bauern  bis  zu  einem  gevis^n 
Grade  an  das  Interesse  der  gutsherrlichen  Hofswirthschaft  geba^n. 
Dagegen  mnssten  diejenigen  Gutsbesitzer,  welche  auf  einmal  zur  frei* 
angemietheten  Arbeit  mit  verbesserten,  landwirthschafüichen  G^ratha 
und  Maschinen  übergingen,  in  vielen  Gregenden  diese  Bewirthsebaftung!^ 
Methode .  wieder  aufgeben,  da  dieselbe  einerseits  durch  die  mangebüf 
Erfahrung  in  der  Organisation  derselben^  als  auch  durch  die  Nacb- 
lässigkeit  der  Arbeiter  sich  als  unvortheilhaft  erwies.  In  der  Mehrzahl 
der  centralen  Gouvernements  (ausserhalb  des  Gebi^;es  der  Schwarxerde| 
herrscht  folgender  Modus:  die  Bauern  bearbeiten  mit  ihrem  Invenu^ 
die  gtttsherrlichen  Felder  und  erhalten  hierfür  eine  Zahlung  (berechne 
zu  je  drei  Dessätinen  bei  Dreifelderwirthschaft)  bisweilen  in  baarenl 
Gelde,  meistentheils  aber  in  der  Ueberlassung  verschiedener  Ntttnangei 
an  die  Bauern  (Weide,  Wiese  etc.).    Dieser  Modus  trägt  den  Charmktei 
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des  Provisorischen  an  sich;  auch  lässt  er  keinerlei  Verbesserungen  in 
dem  Betriebe  zu. 

Günstig»  war  die  bäuerliche  Wirthschaft  in  der  Uebergangsperiode 
gestellt:  sie  war  nicht  nur  keiner  wesentlichen  Erschütterung  unter- 
worfen, sondern  konnte  in  Folge  der  Reform  ttber  doppelte  Arbeits- 
kräfte frei  verfflgen.  Vom  volkswirthschaftlichen  Gesichtspuncte  aus 
mass  die  Verbesserung  der  Lage  des  Bauernstandes  von  der  Verbesse- 
nug  der  eigentlichen  bäuerlichen  Landwirthschaft  unbedingt  geschieden 
werden  (an  vielen  Orten  hat  sich  der  Wohlstand  der  Bauern  durch 
Nebenerwerb  aller  Art  sehr  gehoben  bei  Gleichbleiben  oder  gar  Zurück- 
gehen der  Landwirthschaft).  So  hat  sich  nach  den  der  Commission 
^e%&ngenen  Auskünften  und  Nachrichten  in  den  sogenannten  nord- 
westlichen Gouvernements  sowohl  die  Lage  der  Bauern ,  als  auch  die 
Landwirthschaft  bedeutend  gehoben,  nur  mit  Ausnahme  der  Sumpfgegen- 
den am  Pripet  und  um  Pinsk.  In  den  süd-westlichen  und  südlichen 
Gouvernements  hat  die  Lage  der  Bauern  sich  bedeutend  gebessert;  da- 
gegen ist  eine  Hebung  der  bäuerlichen  Landwirthschaft  weniger  bemerk- 
^\  ui  den  kleinrussischen  Gouvernements  hat  sich  die  Lage  der  Bauern 
und  deren  Landwirthschaft  fast  gar  nicht  geändert,  doch  ist  eher  eine 
^eigoDg  zum  Bessern  ersichtlich,  besonders  an  den  Orten,  wo  sich  ein 
^bedeutender  Tabaksbau  entwickelt'  hat  Dagegen  hat  sich  in  allen 
centralen,  sowohl  östlichen  als  nördlichen  Gouvernements  (ausserhalb 
i^T  Sehwarzerde)  die  Lage  der  Bauern  gar  nicht  oder  nur  wenig  ge- 
leert, während  die  bäuerliche  Wirthschaft  an  den  meisten  Orten  ent- 
i^^er  in  demselben  Zustande  verblieben  ist  oder  aber  sich  verschlimmert 
^^  Nach  den  Angaben  Einiger  ist  in  diesen  Gegenden  eine  geringe 
^ahl  von  Bauern  reich,  dagegen  die  Mehrzahl  derselben  arm  gewor- 
^f  der  seinem  Vermögen  nach  mittlere  Stand  der  Bauern  beginnt  zu 
^hwinden.  In  den  nord-  und  süd-westlichen  Gouvernements  liegt  die 
(Ursache  des  Wohlstandes  —  zufolge  den  eingegangenen  Auskünften  und 
Haben  —  in  den  grösseren  Landzutheilungen,  in  der  sehr  geringen 
Besteuerung^  in  dem  gesonderten,  persönlichen  Grundbesitz  und  in 
^^  System  dea  Getränkverkaufs,  welches  der  Entwickehmg  der 
Prunksucht  Schranken  setzt,  in  den  südlichen  Gouvernements  aber  in 
l^r  Fruchtbarkeit  des  Bodens  und  in  dem  hohen  Arbeitslohn.  Die 
^i^he  der  Verarmung  vieler  Bauern  in  den  übrigen  Gouvernements 
^niht  den  eingezogenen  Nachrichten  und  Angaben  zufolge  haupt* 
'^hlich  auf  der  geringen  Fruchtbarkeit  des  Landes,  welches  bedeutende 
Düngung  verlangt,  in  dem  Mangel  an  Wiesen,  in  Folge  dessen  die  er- 
^rderliche  Menge  von  Vieh  nicht  gehalten  werden  kann,  in  dem  Ge- 
meindebesitz und  in  der  solidarischen  Haft,  in  der  bedeutenden  und 
Uerorts  überhand  nehmenden  Theilung  der  Familien,  welche  das  Arbeits- 
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inventar  zerstückelt  OQd  den  einzelnen  Fanüliengliedern  die  Möglichkeil 
eines  auswärtigen  Erwerbs  nimmt;  in  der  bedeutenden  Besteaenmg  des 
Landes  und  endlich  in  einiger  Zunahme  der  Trunksucht  im  Volke:  diese 
Erscheinung  ist  vorzugsweise  in  den  Gouvernements  St.  Pet^rsborgi 
Moskau  und  Wladimir  bemerkbar,  wo  eine  bedeutende  Co&centrinug 
von  Fabriken  und  die  Nähe  der  Besidenzstädte  demoralisirend  wirken. 

Ein  jedes  Landgut  hatte  sich  vor  der  Beform  historisch  und  öko- 
nomisch zu  einem  C!omplez  von  Nutzungen  ausgebildet,  welche  zwei- 
fachen Bedür&iissen,  denen  des  Gutsbesiteers  und  denen  der  Basen, 
deren  Interessen  in  dieser  Beziehung  mit  einander  verbunden  wtrai, 
nach  Möglichkeit  entsprachen.  Die  Beform  vom  Jahre  1861  mvsste 
nothwendiger  Weise  diese  ökonomisch  zusammeo^ängende  Summe  m 
Landnutzungen  in  zwei  gesonderte  und  von  einander  unabhängige  TMk 
trennen.  Diese  Scheidung  musste  besonders  in  dem  Landstrich  ansser- 
halb  der  Grenzen  der  Schwarzerde  in  ökonomischer  Beziehung  zu  mte- 
fachen  Missständen  und  Nachtheilen  fOr  den  einen  oder  den  aodeRB 
Theil,  zumeist  aber  für  beide  Theilei  führen.  Die  Bauern  erhielten  ii 
den  meisten  Fällen  keine  Waldstücke,  welche  sie  firüher  genutzt  hatta 
zugetheilt;  ihnen  wurden  weniger  Wiesen  zugewiesen,  als  ihnen  frükr 
zur  Benutzung  eingeräumt  waren,  und  besonders  waren  sie  in  Brfrdl 
der  Viehweiden  beschränkt  Die  Landstücke  der  Gutsbesitzer  verioreD 
in  vielen  Fällen  j^Uche  Verbindung  innerhalb  der  Gutsgrenzen,  weQ  es 
unmöglich  war,  sie  arrondirt  gegen  das  abzutheilende  Bauerland  ita* 
grenzen:  es  wurden  einzelne  Ausschnitte  und  Enclaven  gebildet,  wis  xv 
Herabsetzung  des  Werthes  des  Gutes  beitrug,  ha  dem  Gebiet  der 
Schwarzerde  aber  verminderte  sich  das  Weideland  in  Folge  der  Ver- 
wandlung desselben  in  Ackerfeld.  Grosse  Forsten  wurden  in  Folge  d« 
Mangels  an  Existenzmitteln  und  an  Capitaüen  zum  Betriebe  der  bod- 
wirthschaft,  in  Folge  der  Schwierigkeit  des  Schutzes  der  Wälder  vor 
Defraudation  und  des  enormen  Anspruchs  der  Eisenbahnen  an  Heiz- 
material etc.  vemiditet  Die  abgeholzte  Fläche  wurde  entweder  td- 
geackert  oder  ungenutzt  gehissen;  neue  Anpflanzung  oder  auch  nor  dff 
Schutz  des  jungen  Waldanwuchses  vor  dem  auf  die  Weide  getriebeaet 
Vieh  findet  im  Allgemeinen  nicht  statt  Nach  den  übereinsliimDeB^^ 
Angaben,  welche  der  Conunission  gemacht  wurden,  geht  die  AbnahiB« 
der  Wälder  mit  einer  solchen  schreckeneiregendeii  Schnelligkeit  vor  äcK 
dass  sie  bereits  einen  Einfluss  auf  das  Klima,  welches  raulier  und  trorke- 
ner  wird,  auf  das  Seichterwerden  der  Flüsse  und  das  Austrocknen  der 
Quellen,  auf  das  Verkommen  der  Gärten,  von  welchen  letiteren  eisf 
bedeutende  Anzahl  ausgefroren  ist,  und  sogar  auf  die  Cnltor  eiaigcf 
Feldfrfichte  auszuüben  beginnt 

Was  den  Güterbesitzwechsel  anbetrifit,  so  hat  er,  im  Gegeasitf  n 
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fcn  ersten  Jahren  nach  der  Reform;  jetzt  stark  zugenommen.  Personen 
m  dem  Handelsstande  kaufen  Güter  vornehmlich  in  den  Qoavemements 
der  Schwarzerde  entweder  zur  Errichtung  von  Fabriken^  zum  Nieder* 
hauen  der  Wälder  oder  auch  zur  Parcellimng  (zum  Zwecke  der  Yer- 
pachtoBg  in  kleinen  Stücken),  seltener  in  anderen  Gtouvemements  und 
zwar  hier  Yomehmlich  zu  Fabrik-Einrichtungen  mit  Benutzung  der 
Stauungen  und  der  Wasserkraft  Die  Bauern  kaufen  mit  Gier  —  so- 
wohl in  den  Gouvernements  der  Schwarzerde  als  in  den  anderen  — 
Land  imd  bezahlen  für  dasselbe  häufig  Preise,  welche  den  berechneten 
Betrag  bedeutend  übersteigen,  und  sie  finden  doch  ihre  Berechnung. 
Solche  Grundstücke  werden  von  den  Bauern  als  Einzelbesitz  erworben, 
selten  treten  mehrere  zusammen  und  kaufen  gemeinsam.  Der  Bauer,  wel* 
eher  ein  Grundstück  gekauft  hat,  bewirthschaftet  dasselbe  wie  ein  erfahre- 
ner und  besonnener  Wirth.  Doch  tritt  er  hierbei  selten  aus  der  Gemeinde 
QQd  gibt  selten  seinen  Antheil  am  Gemeindebesitz  auf,  wenn  er  den- 
selben auch  vernachlässigt;  häufig  übergibt  er  ihn  einem  anderen 
Gemeindegenossen.  Es  kommen  auch  Fälle  vor,  dass  Bauern  ganze 
I^gftter  kaufai.  Der  Verkauf  einzelner  Grundstücke  an  Bauern  hat 
besonders  im  Gouvernement  Kursk  grosse  Ausdehnung  gewonnen:  im 
Laufe  eines  Jahres  ist  daselbst  Land  für  den  Gesammtpreis  von  2  MilL 
M  gekauft 

Die  Com'mission  schliesst  den  allgemeinen  Theil  ihres  Berichts  mit 
einer  Statistik  der  landwirthschaftlicfien  Production.  Wir  übergehen 
diesen  Abschnitt,  da  die  Daten,  die  übrigens  auf  allgemeine  Schätzungen 
beruhend  einen  nur  approximativen  Werth  beanspruchen  können,  bereits 
waltet  sind-^)  Wir  wollen  jedoch  folgende  Schlussresultate,  die  im  Ali- 
gemeinen  noch  von  einigem  Werth  sind,  mittheilen. 

In  Betreff  der  Grösse  der  Getreide-Production  lässt  sich  das 
europäische  Bussland  (stets  mit  Ausschluss  Polens  und  Finlands)  in  fol- 
^^de  drei  Hauptgruppen  theilen: 

1)  Die  Gouvernements,  deren  Getreideproduction  nicht  den  eigenen 

^)  Neuere  Daten  kann  der  Leser  in  einer  von  der  EaiserL  Bussischen  Freien 
oconomischen  Gesellschaft  herausgegebenen  Schrift  finden,  die  auch  in  franzöai- 
5cher  Sprache  erschienen  sind:  A.  Yermolow:  „Memoire  sur  la  production  agricole 
"Je  la  Russie",  St.  Petersbourg  1878.  Sodann  Professor  Jahnson:  CpaBflHTei&HaA 
craTBCTBsa  Poccix  h  aanaxHO-eBponeftcKBZi  rocyxapcTBi,  Band  II,  Thdl  I  (landwirth- 
Kbftüche  SuüBtik)  pag.  268—824,  412—465,  607--6G2.  Das  Departement  fOir 
Ackerbau  und  ländliche  Industrie  giebt  in  seioem  Sammelwerk  (€6opHHSi  esixiHift) 
8£it  1879  fortlaufend  und  in  seinen  im  Februar  1882  ausgegebenen  „OÖsopik  IbSl  roxa 
^  ceACKo-xoBjificTBeHnoiii  OTBomeBii*'  Daten  über  Aussaat,  £mte  etc.  Die  von  der 
^üqueteCommission  mitgetheilten  und  verarbeiteten  Daten  finden  sich  in  meinem 
Aitikel:  „Zur  Lage  der  Landwirthschaft  in  Bussland'',  Bussische  Bevue,  Band  XI 
pa«.  202-^18. 
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Bedarf  deckt:  die  drei  nördlichen  Gouv.  Archangel,  Olonez  und  Wo- 
logda,  die  sechs  nord-wesilichen:  St.  Petersburg,  Nowgorod,  Pskow,  Wi- 
tebsk,  Mohilew  und  Samolensk,  und  die  sechs  centralen:  Twer,  Moskao, 
Wladimir,  Ealuga,  Jarosslaw  und  Eostroma. 

2)  Die  Gouvernements,  deren  Getreideproduction  nur  den  eigenen 
Bedarf  befriedigt:  zwei  östliche:  Wätka  und  Perm,  die  drei  Ostseepro- 
vinzen  und  die  vier  östlichen:  Kowno,  Wilna,  Grodno  und  Minsk 

3)  Die  dritte  Gruppe  bilden  alle  Gouvernements  der  Schwan^rde; 
sie  produziren  über  den  eigenen  Bedarf,  und  zwar  die  siebzehn  centra- 
len: Nishnij- Nowgorod,  Kasan,  Ssimbirsk,  Ssaratow,  Pensa,  Tambow 
Bäsan,  Tula,  Orel,  Kursk,  Charkow,  Woronesh,  Poltawa,  Tschemigow, 
Kiew,  Podolien  und  Wolhynien,  die  vier  sttd- östlichen:  Ufa,  Orenbor^. 
Ssamara  und  Astrachan,  und  die  fünf  südlichen:  das  Gebiet  derPoo- 
schen  Kosaken,  Bessarabien,  Chersson,  Taurien  und  Jekaterinosdav 

In  einigen  Kreisen  mancher  Gouvernements  finden  sich  Abweichun- 
gen von  der  allgemeinen  Gruppirung:  so  weisen  einige  Kreise  der  zwei- 
ten Gruppe  eine  Getreideausfuhr,  ermöglicht  durch  die  Erweiterung  de^ 
Kartoffelbaues  auf,  während  einige  der  dritten  Gruppe  (die  nicht  im  Ge- 
biete der  Schwarzerde  befindlichen  Kreise  der  Gouv.  Nishnij-Nowgoroil 
Kasan,  Räsan,  Tula,  Orel,  Tschemigow,  Kiew,  Wolhynien  und  AstradiÄB 
nur  für  den  eigenen  Bedarf  produziren.  — 

Auf  Grund  einer  vergleichenden  Zusammenstellung  der  vorliegeodeii 
Daten  mit  den  auch  nur  annähernd  gefundenen  Daten  über  das  Acker- 
land im  Anfang  der  fünfziger  Jahre,  sowie  auf  Grund  der  hiermit  über- 
einstimmenden Nachrichten  und  Aussagen,  welche  der  Conmiission^)  zu- 
gegangen sind,  gelangt  diese  zu  dem  Schluss,  dass  das  Ackerland  aaf 
den  gutsherrlichen  Ländereien  zunimmt:  in  den  Gouv.  Poltawa,  Ssim- 
birsk, Tambow,  Woronesh,  Pensa,  überhaupt  im  Gebiete  der  SchwsrT- 
erde;  auf  den  von  den  Bauern  genutzten  Ländereien:  in  den  (i<)ov. 
Tschemigow,  Poltawa,  Kursk,  Orel,  Ssaratow,  Kasan,  Ssimbirsk,  Jeb- 
terinosslaw  und  überhaupt  im  Steppengebiete,  sowie  auch  in  den  Gouv. 
Minsk  und  Ssmolensk.  Dagegen  hat  sich  das  Ackerland  verringert: 
auf  den  gutsherrlichen  Ländereien  in  den  Gouv.  Nowgorod,  Ssmolen^t 
Moskau,  Orel,  Kursk,  Tschemigow,  Kiew,  Minsk  und  überhaupt  in  den 
nördlichen  und  centralen  Gouvemements  ausserhalb  des  Gebietes  der 
Schwarzerde.  Ueber  eine  Abnahme  des  Ackerlandes  auf  den  von  Bauen 
genutzten  Ländereien  liegen  fast  gar  keine  Ausweise  vor.  Hierbei  i^t 
jedoch  zu  bemerken,  dass  in  vielen  Gouvemements  sich  im  aUgemeinen 
Durchschnitt  keine  effective  Verminderung  des  Ackerlandes  ergab,  *!•> 


1)  Siehe  Band  II,  AbtheUung  I,  pag.  22—50,  des  Commissioiisberichtd.  $'>«^ 
Band  IV  (in  den  Antworten  der  Tor  der  Commisdon  Befragten), 
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loit  der  Verminderung  desselben  auf  den  Gütern  die  Verpachtung  guts- 
kerrlichen  Landes  an  Bauern^  mithin  auch  das  in  bäuerlicher  Bearbei* 
tung  befindliche  Ackerland  zugenommen  hat. 

Was  die  Getreide-Ernten  anbetrifiS;,  so  bemerkt  die  Commissioni 
dass  im  nördlichen  Gebiete  die  Ernten  in  Folge  der  ungünstigen  natür- 
lichen Bedingungen  nur  in  Niederungen^  besonders  an  Flüssen,  und  auf 
den  Ueberschwemmungen  ausgesetzten  Landstücken  einigermassen  be- 
friedigend sind.  Auf  solchen  Ländereien  trägt  der  Boden  bei  sorgfältiger 
Bearbeitung  und  günstiger  Witterung  das  6.-7.  KorU;  die  gewöhnlichen 
Ernten  in  diesem  Rajon  belaufen  sich  jedoch  nur  auf  das  2.-3.  Korn 
nach  Abzug  der  Aussaat).  Ln  allgemeinen  Durchschnitt  sind  die  Ernten 
tof  den  gutsherrlichen  Ländereien  höher  als  auf  den  Bauerländereien, 
da  die  Düngung  und  die  Sorgfalt  der  Bestellung  auf  ersteren  stets  eine 
grössere  ist,  als  auf  letzteren.  In  den  Gouvernements  des  grossen  cen- 
tralen RayonS;  sowie  auch  in  den  süd- westlichen  und  südlichen  Gouv. 
schwanken  die  Ernten  sehr  bedeutend.  Die  ungünstigen  Ernten  der 
letzten  Jahre  (1868;  1869  und  1871)  lasten  schwer  auf  der  Klein-  und 
der  bauerlichen  Wirthschaft;  an  vielen  Orten  haben  die  Ernten  nicht 
die  aufgewandte  Arbeit  bezahlt  gemacht;  häufig  sogar  nicht  einmal  die 
Aassaat  eingebracht. 

Im  letzten  Jahrzehnt  betrugen  die  Ernten  im  Gebiete  mit  nicht 
schwarzer  Erde  durchschnittlich  (nach  Abzug  der  Aussaat): 

Auf  den  gutsherrlichen       Auf  den  bäuerlichen 
LiLndereien  (pro  Dess&tine). 

'schetwert. 

9) 
7t 

V 
V 

Im  Gebiete  der  Schwarzerde  sind  die  Ernten  um  1—2  Tschetwert 
^osser;  namentlich  auf  den  gutsherrlichen  Ländereien.  Bei  sorgfältiger 
Bestellung  des  Bodens  und  der  Einführung  rationeller  Betriebsmethoden 
iMehrfelderwirthschaft)  sind  die  Ernten^  wie  es  sich  aus  zugegangenen 
Nachrichten  ergibt,  bedeutend  reicher.  Leider  sind  solche  Beispiele  selten 
and  verändern  nicht  das  allgemeine  Resultat  der  geringen  Ernten. 

In  Betreff  der  Hornviehzucht  ist  Bussland  in  drei  Gruppen  zu 
theilen : 

1)  in  eine  nördliche;  die  grossrussischen;  die  weissrussischeu;  die 
lithauischen  und  die  baltischen  Gouvernements  umfassend;  wo  das  Horn- 
vieh der  Milch-  und  Düngergewinnung  wegen  gezüchtet  wird;  die  Racen 
werden  durch  Bemühungen  der  Staatsregierung  wie  auch  Privater;  be- 
sonders durch  Einfuhr  ausländischen  Viehs  veredelt; 
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2)  in  eine  südliche ,  die  kleinrussischen,  die  neurusBischeii,  die 
Süd -westlichen  Gouvernements  und  die  südlichen  Theile  einiger  gross- 
und  Weissrussischer  Gouvemenents,  sowie  das  Gebiet  am  Asow'schen 
und  am  Schwarzen  Meere  umfassend,  wo  das  Hornvieh  vornehmlich  als 
Zugthier,  doch  auch  zum  Schlachten  genutzt  wird  (die  Kuh  der  sod- 
russischen  Race  ist  überhaupt  milcharm,  sie  wird  fast  nur  als  Zuehtthier 
geschätzt;  ihre  Milch  zur  Ernährung  der  Kälber  verwandt);  und  endlidi 

3)  in  eine  süd-östliche  Gruppe,  das  Transwolga- Gebiet,  diesud- 
ösüicfaen  Grenzländer  Russlands  und  den  südlichen  transdonisdien  Thefl 
des  Gebietes  der  Donischen  Kosaken  umfassend,  wo  das  Hornvieh  hupt* 
sächlich  frei  weidet  und  weniger  als  in  der  zweiten  Gruppe  als  Zngneh 
verwandt  wird,  der  Hauptzweck  ist  die  Fett-  und  die  Fleischge^risDung. 

Eine  Abnahme  des  Hornviehs  im  Laufe  der  letzten  20  Ate 
findet  sich  in  vier  Gouvernements  des  süd- westlichen  Gebietes  (Wölb;- 
nien,  Kiew,  Podolien,  Bessarabien),  in  13  centralen  Gouverments  (ondzvir 
in  vier  Gouvernements  der  Schwarzerde:  Charkow,  Kursk,  Orel,  Tula,  3ovie 
in  Kaluga,  Ssmolensk,  Moskau,  Wladimir,  Nishnij- Nowgorod,  Kostronu» 
Jarosslaw,  Nowgorod  und  Twer),  und  endlich  in  vier  östlichen  GottTerfie- 
nements  (Kasan,  Ssamara,  Orenburg  und  Ufa).  Die  Ursachen  dieser  & 
scheinung  sind  verschiedenartig:  im  süd-westlichen  Gebiete  erfolgt  die 
Abnahme  dadurch,  dass  jetzt  die  Verwendung  von  Pferden  als  Zugkraft 
zugenommen  hat,  was  besonders  In  Podolien  bemerkbar,  wo  die  Benalflzs? 
von  Bullen  zu  Arbeitsthieren  fast  vollständig  aufgehört  hat,  in  den  anssa* 
halb  des  Gebietes  der  Schwarzerde  liegenden  centralen  GouvememeBt^ 
aber,  wo  das  Vieh  vornehmlich  des  Düngers  wegen  gehalten  wird.  i& 
Folge  der  Abnahme  des  Ackerlandes,  in  denen  der  Schwarzerde  dage- 
gen —  gerade  umgekehrt  —  in  Folge  der  Zunahme  des  Ackerlandes^ 
wodurch  das  Wiesen-  und  Weiden-Areal  verringert  wurde.   Eine  t:^^^ 
Ursache  in  den  centralen  Gouvernements  liegt  in  den  häufig  wieder- 
kehrenden Viehseuchen  und  im  Verkauf  des  Vieh's  der  Bauern  wegen 
Abgabenrückstände.    In  den  übrigen  Gouvernements  hat  die  ZaU  A^ 
Homvieh's  zugenommen,  so  in  einigen  nördlichen  Landstrichen,  wo  die 
Käsefabrikation  sich  entwickelt  hat,  in  den  nord- westlichen  Gottvem^ 
ments  vornehmlich  in  den  bäuerlichen  Wirthschaften,  wo  die  Baoem  ^ 
Mühe  und  Arbeit  auf  die  Verbesserung  der  Heuschläge  verwenden. 

Der  Preis  des  Vieh's  ist  in  den  letzten  10  Jahren  um  50  p(X- 
einigen  Landstrichen  um  100  pCt  gestiegen. 

Was  die  Pferdezucht  anbetrifil,  so  können  die  Stutereiefl 
Zucht  edler  Pferde,  als  für  die  Landwirthschaft  ohne  besondere  Bed 
tung,  übergangen  werden.   Die  Pferdezucht  in  grosse  Tablinen  ^\  wel 


>)  Grosse  wandernde  G^state. 
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m  nennusischen  Gebiete  sehr  entwickelt  war,  ist  vollständig  in  Yerlall 
prathen  und  wird  nnr  auf  denjenigen  grossen  Gütern  erhalten,  anf 
welchen  bei  sehr  grosser  Aussaat  das  Dreschen  des  Getreides  noch  mit 
Pferden  besorgt  wird.  Diese  Pferdezucht  blüht  noch  im  Doniscben  Ge- 
biete nnd  in  den  östlichen  Grenzgebieten.  Die  häusliche  Pferdezucht 
bei  welcher  sowohl  die  Stute  als  der  Hengst  zur  Arbeit  verwandt  wird, 
var  früher  ausschliesslich  eine  Beschäftigung  der  Bauern^  während  jetzt 
lach  Grossgrundbesitzer  sich  hiermit  befassen.  Im  Gouv.  Woronesh  wie 
aaeh  in  einem  Theil  des  Gouv.  Tambow  halten  die  Bauern  gute  Stuten 
und  verkaufen  die  Füllen  zu  je  einigen  hundert  Bubel.  Die  bekannte 
and  sehr  geschätzte  Bace  der  sogenannten  ^itjugi^  erhält  sich  nicht 
in  der  alten  Beinheit,  doch  bemüht  man  sich  in  einigen  Gegenden^  die- 
selbe wiederum  zu  vervollkommnen.  Gute  Lastpferde  werden  vornehmlich 
durch  Bauern  grossrussischer  Gouvernements  gezüchtet,  desgleichen  auch 
gute  Arbeitspferde. 

Eine  Zunahme  der  Pferdezahl  macht  sich  in  den  kleinrussischen, 
«len  iireissnissisehen  und  in  den  süd-westlichen  Gouvernements  bemerkbar. 

fine,  wenn  auch  geringe  Zunahme  finden  wir  in  einigen  grossrussi- 
schen Gouvernements,  welche  von  jeher  mit  dem  eigenen  Ueberschuss 
an  gezüchteten  Pferden  andere  Gouvernements  versorgten,  und  zwar  in 
Jen  Gouv.:  Woronesh,  Wätka,  Pensa,  Perm  und  Tambow. 

Eine  Abnahme  im  Pferdebestande  macht  sich  in  nachstehenden  gross- 
russischen Gouvernements  bemerkbar:  Wladimir,  Kasan,  Kaluga,  Kursk, 
Kostroma,  Moskau,  Nishnij -Nowgorod,  Nowgorod,  Orel,  Bäsan,  Ssara- 
tow,  Ssifflbirsk,  Smolensk,  Twer,  Tula,  Charkow  imd  Jarosslaw. 

Was  die  Schafzucht  anbetrifft,  so  sind  die  einfachen  Bacen,  deren 
es  in  Russland  vier  gibt,  und  die  feinwolligen  Bacen  zu  unterscheiden* 
bie  ersteren  werden  der  Wolle  und  der  Felle  wegen  gepflegt  Die  Zucht 
m  besseren  Schafen  zur  Gewinnung  von  Fleisch  hat  nur  in  den  balti- 
>cheD  und  in  einigen  westlichen  Gouvernements  festen  Boden  gefasst 
lAe  Zucht  von  feinwolligen  Merinoschafen  beginnt  in  den  baltischen  und 
i^fo  centralen  grossrussischen  Gouvernements  und  erstreckt  sich,  stetig 
^  Bedeutung  zunehmend,  zum  Süden.  Im'  neurussischen  Gebiete  hat 
^^  Zucht  die  grösste  Ausdehnung  gewonnen,  zu  je  1  Schaf  pro  Dessä- 
^e  anf  den  Gütern  der  Grossgrundbesitzer. 

Die  Abnahme  der  Schafzucht  (in  den  letzten  Jahren)  in  den  Gouv. 
^ekaterinosslaw  und  Giersson  erklärt  sich  einerseits  aus  der  Krisis  im 
Wollegeschäft,  welche  die  Wollpreise  so  bedeutend  gedrückt  hat,  anderer- 
ttits  aber  auch  ans  der  sehr  bedeutenden  Erweiterung  des  Ackerlandes 
itmwandlung  von  Grasland  in  Acker),  welche  wiederum  ihre  Erklärung 
lö  den  gestiegenen  Getreidepreisen  findet. 

Wenn  auch  die  Zahl  der  feinwolligen  Schafe  in  den  letzten  fünf 

^-  Ke«8tler,  Gttchichte  und  KrUik  des  GfimeindebMiUes.    II.  2 
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Jahren  sich  um  etwa  eine  Million  Stück  (von  11  */io  Millionen  Stüd 
im  J.  1866  auf  etwas  über  10  Millionen  Stück  im  J.  1871)  verrmgeil 
hat,  so  ist  doch  die  gesanmite  Zahl  der  Schafe  um  V«  Million  (voi 
44  Vö  MiU.  auf  44  V5  Mill.  Stück)  gestiegen,  und  zwar  in  Folge  der  Zn- 
nähme  der  Züchtung  einfacher  Schafe  bei  den  Bauern. 

Die  Verluste  an  Vieh  durch  Seuchen  sind  sehr  bedeutend  und  flbei 
den  lähmendsten  Einfiuss  auf  die  landwirthschaftliche  Production 

Die  offiziellen  Daten  über  die  Ausdehnung  der  Wälder^)  sind 
wie  der  Commissionsbericht  es  näher  ausführt,  ganz  ungenau:  die  mdsteo 
derselben  sind  entweder  nach  alten  Plänen,  oder  auch  nur  nach  ganz 
unsicheren  Berechnungen  verschiedner  Art,  nach  alten  Messungen  ^c 
veranschlagt.  Die  Commission  schätzt  die  Wälder  auf  114VtMill.Dessä- 
tinen,  von  denen  75  V2  MiU.  sich  im  Besitze  des  Staates  befindea  lo 
Betreff  des  Waldbestandes  lässt  sich  Russland  in  drei  Zonen  theSeo. 

1)  eine  nördliche  oder  Waldzone,  welche  aus  vier  Gomenie- 
ments  besteht:  Archangel,  Wologda,  Olonez  und  Perm,  mit  einem  ^Air 
Areal  von  67  Mill.  Dessät,  von  denen  58  Mill.  dem  Staate  gehören. 

2)  die  zweite  Zone  umfasst  42  Gouvernements  mit  47  MilLDei^t 
Wald  (hiervon  17  Vs  Mill.  Dessät  im  Besitze  des  Staates),  doch  vertheila 
sich  die  Wäldereien  sehr  verschieden  auf  die  einzelnen  Grouvernements 

3)  die  Steppen-  oder  die  waldarme  Zone:  die  Gouv.  Astrato 
Jekaterinosslaw,  Chersson  und  der  nördliche  Theil  von  Taurien,  mit  zu- 
sammen 179,000  Dessät  Wald  (hiervon  96,000  Dessät.  im  Besitze  «ie^ 
Staates). 

Um  jedoch  ein  richtiges  Bild  über  die  Yertheilung  der  Wälder  zu 
erlangen,  muss  berücksichtigt  werden,  dass  sich  einerseits  ununt«^ 
brochene,  kompakte  Waldflächen  finden,  welche  in  ihrer  Ausdehnut; 
ganz  Frankreich  gleichkommen,  andererseits  Landflächen  von  derselt^ 
Grösse,  die  gar  keinen  Wald  aufweisen,  während  in  den  mittleren  Lsod- 
strichen,  die  für  mehr  oder  weniger  waldreich  oder  für  mehr  oder  we- 
niger waldarm  gelten,  Gouvernements  sich  finden,  in  welchen  42  pC^ 
der  Fläche  unter  Wald  stehen,  und  andere  Gouvernements,  in  welche^ 
nur  3  pCt  Wald  ist  —  Der  Jahresbedarf  an  Holz  lässt  sich  aaJ 
nähernd  wie  folgt  berechnen:  Bei  einer  Bevölkerung  von63MiIlioneDli^ 
sich  die  Zahl  der  Gebäude  und  Oefen  (beim  verhältnissmässigen  Ue)^^ 
wiegen  kleiner  ländlicher  Häuser)  auf  10  Millionen  veranschlagen,  ^ 
deren  Beheizung  (3  Kubikfaden  pro  Ofen)  mindestens  30  Millionen  KoJ 
bikfaden  jährlich  erforderlich  sind;  der  Bedarf  für  Fabriken  und  ander« 
derartige  Anstalten,  wie  für  Eisenbahnen,  ist  nicht  in  Berechnung  ii^ 
zogen.    In  Betreff  des  Verbrauchs  an  Bauholz  sei  angenonunen,  i^ 


')  Commissioiuibericht  Band  II,  Abtheilung  II,  pag.  263—290. 
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nur  die  Hälfte  der  Bevölkerung  in  Holzhäusern  wohnt,  also  5  Mill.  der- 
irtiger  Häuser.  Zur  Herstellung  eines  solchen  Hauses  sind  mindestens 
120  Balken  erforderlich,  dasselbe  steht  nicht  länger  als  30  Jahre,  dem- 
Dach  ist  der  Holzbedarf  für  ein  Haus  —  auf  ein  Jahr  reduzirt  —  nicht 
weniger  als  4  Balken,  also  für  die  angenommenen  5  Mill.  Häuser  — 
20  MilL  Balken.  Hierzu  sind  noch  zu  rechnen  das  Bauholz  für  die 
andere  Hälfte  der  Bevölkerung,  sodann  alles  Holz,  welches  zum  Aufbau 
Biedergebrannter  Häuser,  für  Wirthschaftsgebäude  aller  Art,  zu  Zäunen, 
Holzsachen  aller  Art  etc.  etc.  erforderlich  ist;  diesen  Bedarf  veranschla- 
gen wir  auf  10  Mill.  Balken,  demnach  die  gesammte  Masse  für  Bauholz 
äOMilL  Balken.  Rechnen  wir  einen  Balken  zu  lOKubikfuss,  so  erhalten 
wir  300  MiU.  Kubikfuss  oder  über  800,000  Kubikfaden  Holz.  Endlich 
ist  noch  hinzuzuschlagen  das  Bauholz  für  Schiffe,  zur  Errichtung  von  Fa- 
briken und  Eisenbahnen,  das  Holz  für  Lindenbast  (zur  Herrichtung  von 
flßogoshen''  %  von  welchen  jährlich  ca.  2  Mill.  Stück  in's  Ausland  expor- 
tirt  werden),  zur  Theergewinnung  und  das  in's  Ausland  verführte  Holz 
-  dieses  Quantum  ist  auf  mindestais  200,000  Kubikfaden  zu  veran- 
scUagen.  —  Der  Gesammtbedarf  an  Holz,  wie  er  aufgezählt  ist,  beläuft 
sich  also  jährlich  auf  31  Mill.  Kubikfaden.  Veranschlagen  wir  25  Kubik- 
faden pro  Dessätine  Wald,  so  beansprucht  der  Bedarf  jährlich  das 
Nederkuen  von  Wald  in  einer  Fläche  von  1,200,C00  Dessätinen,  welche 
also  wieder  zu  bewalden  wären. 

Im  Hinblick  auf  diesen  so  bedeutenden  Bedarf,  welcher  bei  der  er- 
wähnten geographischen  Vertheüung  unserer  Wälder  zum  grossesten 
^eil  aus  den  Wäldern  der  bezeichneten  mittleren  Zone  und  der  wald- 
^nnen  Zone  gedeckt  wird,  erhält  die  Frage  über  den  Zustand  unserer 
Waldwirthschaft  eine  um  so  grössere  Bedeutung  und  erscheint  die  Be- 
seitigung der  Ursachen  der  Verwüstung  der  im  Privatbesitz  befindlichen 
Wälder  um  so  dringender. 

In  d^  ersten  Zeit  nach  der  Reform  vom  19.  Februar  1861  waren 
^ele  Gutsbesitzer  zum  Verkauf  ihrer  Wälder  zu  jedem  Preise  gezwungen: 
Aor  der  hieraus  erzielte  Ertrag  konnte  die  früheren  Einnahmen  aus  der 
Bewirthschaftung  des  Gutes,  welche  sehr  gesunken,  zum  Theil  überhaupt 
oicht  mehr  vorhanden  waren,  ersetzen.  Die  grosse  Schwierigkeit,  das 
Bolz  vor  Diebstahl  zu  sichern,  und  die  Kosten  der  Bewachung  waren 
^in  weitered  Motiv  zur  Bealisirung  des  in  den  Wäldern  steckenden  Ka- 
Pi^ls,  sodann  wirkte  in  dieser  Richtung  die  Möglichkeit,  durch  Nieder- 
fallen der  Wälder  in  den  Gegenden,  in  welchen  das  Ackerland  einen 
l^ohen  Werth  erreicht  hatte,  die  Einnahmen  bedeutend  zu  steigern,  des- 
IS'^ichen  auch  die  ausserordentliche  Höhe  der  öffentlichen  Abgaben  von 

^}  BastmatteD. 
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mmig  oder  keinen  iMrag  liefernden  Wäldern.  Die  Nutzung  des  ge* 
unotf&enen  Areals  zu  Weiden  Metet  ekien  bleibendaiy  wenn  audi  geringen 
Bitrag.  Auch  haben  ^  drückenden  Servituten,  welche  einer  rationeüen 
Forstkultur  hinderlich  sind,  in  den  westlichen  Gouvernements  zum  Nieder- 
hauen von  Wäldern  gdBlM;.  Endlich  haben  die  enorm  gesteigerte  Vacb- 
frage  nach  Brennmaterial  und  die  grossen  Waldbrände  das  Ihre  zur 
Lichtung  der  Wälder  beigetragen. 

3.  Die  DLndliohe  Beyaikerung. 

Zu  der  ganz  extensiven  Bewirthschaftung  des  Bodens  in  BusslaDd 
ist  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Arbeitskräften  bei  verhältnissmässig  p- 
ringer  Einnahmie  erforderiich;  demnach  ist  die  russische  Landwirfltstiuft 
in  grösserer  Abhängigkeit   von  dem   ländUdien  Arbeiter  mid  seioeo 
Eigenschaften.    Klagen  Qber  eigentlichen  Mangel  an  Arbeitern  akben 
sich  im  Allgemeinen  nur  in  den  südlichen  und  in  einigen  östtöeii 
GonvemementS;  insbesondere  in  dem  Gouv.  Taurien,  Ssamara  und  1% 
weit  häufiger  und  aus  einer  grossen  Reihe  von  Landstrichen  md  über 
die  geringen  und  ungenügenden  Leistungen  der  Arbeiter  geklagt  Frei* 
lieh  müss  auch  hervorgehoben  werden,  dass  die  Ansprüche  der  Gntsbe 
sitzer  in  Betreff  der  Qualität  der  Arbeit,  welche  jetzt  häufiger  ab  frülieT 
in  Geld  (statt  der  Frohne)  bezahlt  wird  und  in  manchen  Gegenden  sehr 
theuer  zu  stehen  kommt,  erheblich  gestiegen  sind.  Als  ein  grosser  Cebel- 
stand  wird  allseitig  beklagt,  dass  die  Arbeiter  sich  noch  nidit  an  eise 
präzise  Erfüllung  der  geschlossenen  Vereinbarung;  besonders  bei  An- 
miethung  gegen  Geld,  gewöhnt  haben.  Zeigen  sich  an  einem  anderen 
Orte  Aussichten  auf  einen  höheren  Lohn,  so  verlassen  sie  nur  zu  haafo 
ohne  Weiteres  ihren  Arbeitgeber,  und,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache 
liegt,  geschieht  Solches  am  häufigsten  gerade  in  der  Zeit  der  dringend- 
sten Arbeit.    Ein  solches  Verhalten  findet  sich  besonders  unter  den 
Arbeitern,  welche  aus  der  Feme,  aus  anderen  Gonvemraients  koms^ 
während  die  örtlichen  Bauern,  zumal  wenn  sie  Vorschüsse  (häufig  schon 
im  Herbst  für  Arbeiten  im  folgenden  Sommer)  emp&ngen  haben^  ^^ 
Verpflichtungen  besser  nachkommen.  Ebenso  geben  sie  dort  ihre  Arbei* 
ten  seltener  willkürlich  auf  und  kehren  häufiger  im  folgenden  Jahre  zQ 
demselben  Herrn  zurück,  wo  sie  gute/Kost  und  ihren  Lohn  regdmässi; 
und  rechtzeitig  erhalten. 

Auch  wird  über  die  häufigen  und  beliebig  gewählten  Unterbrechun- 
gen in  der  Arbeit  geklagt,  die  mit  der  starken  Zunahme  der  Feier- 
tage^) zusammenhängen.   Statt  diesem  letzteren  Uebelstande  zu  steaern. 


^)  Commissionsbericht  Band  II,  Abtheilung  I,  pag.  201—224. 
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befordert  die  Geistlichkeit  das  Feiern  von;  verschiedenen  Heiligen  ger 
weihten  Tagen.  Folge  des  vielen  Massigganges  ist  nidrt  allein  die  Vet- 
ringerang  der  Produktion,  sondern  es  sind  hiermit  auch  moralische 
Schäden  verbunden:  die  Gelegenheit  zum  Trinken  wird  vei^nehrt  Am 
den  der  Gonmiission  zugegangenen  Nachrichten  ergibt  es  alcbi  dftSs  die 
Klagen  über  die  Trunksucht  sich  vornehmlich  auf  die  grossmssiadien 
Goavemements  beziehen^  weit  weniger  auf  di^  klein-  und  ndurussischen, 
und  fast  gar  nicht  auf  die  westlichen  und  die  baltischen  Gouvernements. 
Ib  den  grossmssischen  Gouvernements  tritt  (tieses  Laster  mcht  nuff  iur 
dinduell,  sondern  sogar  gemeindeweise  auf.  Nicht  allein  die  hanfigen 
Familienfeste  und  kirchlichen  Feiertage,  sondern  au<?h  die  Art  der  Ge- 
meindeverwaltung bietet  die  Veranlassung:  ohne  Trinken  wird  selten  eine 
Gemeindeversammlung  abgehalten.  Unter  dem  Einfluss  von  Bewirtbungen 
mit  Branntwein  werden  {Entscheidungen  getroffen.  Als  Strafe  wird  häufig 
eine  Abgabe  in  Branntwein  dekretirt.  Der  Kern  dieses  Uebelstandes 
liegt  nicht  so  sehr  in  der  grossen  Anzahl  von  Trinkli^kaJlen,  was  schoü 
daram  ersichtlich,  dass  sie  sich  seit  1^66  in  den  grossrussischen  Gouver- 
nements nur  unerheblich  verändert  hat,  während  die  Klagen  über  die 
Tnmksucht  zugenommen  haben.  Was  die  Zahl  solcher  Lokale  pro  Kopf 
der  BeFöIkerung  anbetrifit,  so  ist  dieselbe  in  diesem  Theil  des  Reiches 
geringer  als  in  irgend  einem  anderen;  freilich  ist  in  Betracht  zu  ziehen, 
dass  zum  Theil  hier  die  Bevölkerung  dünner  gesäet  ist.  Die  Beschi£nr 
I^'ung  der  Zahl  der  Trinklokale,  eine  Aenderung  des  BeglementS'  tOi 
den  Getrankeverkauf  und  andere  äussere  Mittel  können  dem  Uebel  nicht 
steueni,  nur  durch  Hebung  des  moralischen,  intellektuellen  und  m^ 
t^riellen  Niveaus  der  Bevölkerung  ist  solches  erreiohbar. 

Der  Einfluss  der  Schule  ist  in  der  ländlichen  Bevölkerung  noch 
venig  bemerkbar.  Als  erfreuliches  Zeugniss  ist  zu  konstatiren,  dass  der 
Wuisch  nach  Schulbildung  bedeutend,  besonders  unter  der  kleiiuiissischen 
Bevölkerung,  gestiegen  ist  Zu  beklagen  ist  jedoch,  dass  ein  erheblicher 
^eil  der  Lehrer  den  an  sie  zu  stellenden  Anforderungen  nicht  g^ügt,  und 
dass  die  örtliche  Geistlichkeit,  durch  die  Mühen  ihres  seelsorgerischen 
Amtes  abgelenkt  von  der  Sache  des  Schulwesens,  nur  schwach  an  der 
Verbreitung  der  Elementarbildung  mitwirkt,  während  doOh  seine  Theil- 
Bahme  hierbei  besonders  wünschenswerth  ist  Die  Landschafteversamm- 
luiigen  verlialten  sich  im  ganzen  kühl  (?1)  zu  dieser  Frage. 

In  grösserer  Ausführlichkeit  geht  der  Commissionsbericbt  auf  die 
Belastung  der  ländlichen  Bevölkerung  mit  Steuern  aller  Art  ua4 
i^it  Ablösungszahlungen  für  den  Kauf  des  BauerlatAes  ein.  Da  wir  titf 
diese  Frage  an  anderer  Stelle  näher  einzugehen  haben,  so  fassen  vir 
^  bier  ganz  kurz.  Der  Commissionsbericht  gelangt  zu  dem  Resulte^ 
>^^  die  Abgaben  eine  so  enorme  Höhe,  zumaJ  in  Betreff  der  firüker 
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gütsherrlichen  Bauern^  erreicht  haben,  dass  sie  einen  drückenden  Einflass 
auf  die  Entwicklung  der  bäuerlichen  Landwirthschaft  üben.  Die  nicht 
genaue  Schätzung  des  gutsherrlichen  Bauerlandes,  sowie  die  durch  die  be 
deutenden  Aenderungen  im  ökonomischen  Leben  entstandenen  Aendem- 
gen  im  Preise  von  Grund  und  Boden  in  den  verschiedenen  Theilen  des 
Reichs  haben  zur  Folge  gehabt,  dass  die  Ablösungspreise  in  vielen  FäUen 
durchaus  nicht  dem  wirklichen  Werth  der  Grundstücke  entsprechen 
Während  im  nördlichen  Gebiete  der  Schwarzerde,  wo  die  Bevölkeni]]| 
dicht  und  viele  Eisenbahnen  seit  mehreren  Jahren  im  Betriebe  siii4  die 
Pachtpreise  von  Grund  und  Boden  sehr  erheblich  die  Ablösungspreise 
übersteigen,  besteht  das  entgegengesetzte  Verhältniss  in  denjenigen  nörd- 
lichen Gouvernements,  welche  sich  nicht  im  Gebiete  der  Schwarzerde  be- 
finde. Welche  bedeutende  Höhe  diese  Preisdifferenzen  erreichen,  etpeU 
sich  aus  nachstehender  Zusammenstellung  des  Commissionsberidites: 

1.  Um  mehr  als  100  Proc  ist  der  Ablösungspreis  niedriger  a\s 
der  effective  Werth  (d.  i.  der  sonstige  Verkaufs-  und  Arrendepreis)  des 
Landes  in  den  Gouv.  Wihia,  Minsk,  Wolhynien  und  Bessarabien. 

2.  Um  50—100  Proc  ist  der  Ablösungspreis  niedriger  als  der 
effective  Werth  des  Landes  in  den  Gouv.  Grodno,  Eowno,  Fodolien 
Kiew  und  Taurien. 

3.  Um  30—50  Proc.  ist  der  Ablösungspreis  niedriger  als  der 
effective  Werth  des  Landes  in  den  Gouv.  Orel,  Kursk,  Tambof. 
Tschemigow. 

4.  Um  10—30  Proc  ist  der  Ablösungspreis  niedriger  ab  der 
effective  Werth  des  Landes  in  den  Gouv.  Nishnij-Nowgorod;  Bäsas, 
Woronesh,  Charkow  und  Jekaterinosslaw. 

Umgekehrt  überragt  der  Ablösungspreis  den  effectiven  Werth  des 
Landes: 

1.  Um  50  Proc  und  mehr  in  den  Gouv.  Nowgorod,  Twer,  Wo- 
logda,  Wätka,  Ufa  und  Orenburg. 

2.  Um  '30—50  Proc  in  den  Gouv.  Pskow,  Ssmolensk;  Moskau, 
Kaluga  und  Perm. 

3.  Um  10—30  Proc  in  den  Gouv.  Mohilew,  Jaroslaw,  Kostrom 
Kasan  und  Ssimbirsk. 

In  den  übrigen  neuen  Gouvernements  weicht  der  Ablösungspieis 
um  weniger  als  10  Proc.  (über  oder  unter  dem  effectiven  Werth)  ab. 

Besonders  drückend  erweisen  sich  die  Ablösungszahlungen  auf  den- 
jenigen Gütern,  auf  welchen  bis  zur  erfolgten  Ablösung  die  Frohne  be- 
stand; das  Beschaffen  von  baarem  Gelde  ist  solchen  Bauern  noch  etwa^ 
Ungewohntes,  auch  waren  sie  nicht  daran  gewöhnt ,  auf  Arbeit  aoszn- 
gehen.  Keine  so  grossen  Schwankungen  weisen  die  Threiae  auf  den  frühe 
Ten  Domänen-  und  Apanagengütem  auf.    Dieselben  sind  hier  niedrige! 
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ils  auf  den  Privatgütern.  Von  wesentlicher  Bedeutung  für  die  verschie- 
im  sich  gestaltende  ökonomische  Lage  der  Bauern  ist,  dass  die  bäuer- 
lichen Landantheile  auf  den  Domänen*  und  Apanagengütem  durch- 
gehend grösser  als  auf  Privatgütern  sind,  auf  welchen  letzteren  vielfach 
den  Banem  der  niedrigste^  durch  das  Gesetz  von  19.  Febr.  1861  nor- 
mirte  Landbetrag  —  in  der  Mehrzahl  der  Gouvernements  1—1^8  Dessät. 
-  zugefallen  ist  und  eine  grosse  Anzahl  von  Bauern  für  das  Aufgeben 
ihres  Rechts  V«  d^  ihnen  zukonunenden  Landantheils  zum  freien  Eigen- 
thmn  ohne  Entschädigungszahlung  an  den  Gutsherrn  erhalten  haben, 
der  Vs^lVs  Dessät  pro  Revisionsseele  betrug.  Solche  geringfügige 
Landantheile  können  selbstverständlich  durchaus  nicht  die  Existenz  der 
bäuerlichen  Wirthschaft  sicherstellen.  Sehr  verbreitet  ist  die  Zahl  der 
Bauern  mit  solchem  geringen  Landbesitz  in  den  Gouv.  Ssimbirsk,  Kasan, 
Nishnij-Nowgorod  und  in  den  centralen  Gouvernements  der  Schwarzerde, 
in  welchen  die  Landantheile  der  bäuerlichen  Grundbesitzer  im  Durch- 
schnitt des  resp.  Gouvernements  2,  3  Dessät  pro  Revisionsseele  (nur 
1,99  Dessät  im  Gouv.  Poltawa)  betragen,  in  den  anderen  Gouvernements 
dieses  Gebietes  (Tambow,  Kasan,  Tula,  Charkow,  einige  Kreise  von 
Tscbemigow)  zwischen  2  und  3  Dessät  schwanken.  In  Betreff  der 
Steuern^  sowohl  der  Kopfsteuer  als  der  von  Grund,  und  Boden  erhobe- 
nen, erklärt  die  Gonmüssion,  dass  sie  in  vielen  Gegenden  äusserst 
drückend  sind  und  den  Ertrag  aus  dem  Grundbesitz  überragen,  so  dass 
die  Baaem  nur  durch  Nebenerwerb,  durch  den  Betrieb  eines  häuslichen 
bdostriezweiges,  eines  Gewerbes  an  Ort  und  Stelle  oder  auswärts  die 
ZQ  zahlenden  Summen,  Steuern  und  Zahlungen  für  das  Bauerland,  auf- 
zutreiben vermögen» 

Einen  sehr  bedeutende  Einfluss  auf  die  bäuerliche  Wirthschaft  und 
^  die  gesammte  Landwirthschaft  übt  die  Gemeindeverwaltung 
aas.  Die  Landumtheilungen,  die  Aufsicht  über  die  Yiehhütung,  das 
^chtige  Recht  der  Vertheilung  der  Steuern  und  anderen  Abgaben,  so- 
<l^  auch  das  Recht  der  Entscheidung  über  Familientheilungen  etc. 
steht  der  Gemeinde  zu.  Auch  die  Wirthschaft  der  Gutsbesitzer  hängt 
indirect  von  der  Gemeideverwaltung  insoweit  ab,  als  die  beiderseitigen 
Ländereien  nahe  bei  einander  liegen,  als  Zerwür&dsse  mit  den  Arbeitern, 
Holzdefraudation,  gegenseitiges  Weiderecht,  Unterhaltung  von  Zäunen, 
^(^^ssnahmen  gegen  ^ehseuchen  die  Gutsverwaltung  in  Abhängigkeit  von 
deo  Massnahmen  der  Gemeinde  und  ihrer  Vertreter  setzen. 

Nach  vielen,  der  Conmiission  zugegangenen  Aussagen  haben  sich  in 
der  Uebergangsperiode  mehrere  wesentliche  Mängel  in  der  bäuerlichen 
(lesindeverwaltung  herausgestellt  In  Betreff  der  Gemeindeversanmilun* 
gen  wird  auf  nicht  ordnungsmässige  und  ungerechte  Beschlüsse  hin- 
gewiesen, die  durch  keinerlei  Gesetz   gebunden   sind  und  die 
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häufig  nur  von  der  Willkür  getroffen  werden.   Gerade  die  Wiiüie,  welck^ 
ihre  Wirthschaft  schlecht  führen,  ihre  staatlichen  und  comBiitnale&  La^ 
sten  nicht  bezahlen,  und  dadurch  die  Anderen  für  sie  zu  zahlen  zwingesj 
erscheinen  als  die  Eifrigsten  auf  den  Versammlungen  und  bringen  di^ 
sorgsamen    und    haushälterischen   Wirthe    sdiädigende  Beschlüsse  zn 
Stande.     Gemeinde-  und  Wolost- Versammlungen  werden  selten  oh« 
Trinken   abgehalten   und  selbst   die  Rechtsprechung   in   den  Wolost 
gerichten  erfolgt  beim  Branntwein.  In  Betreff  der  Wolostverwiltong  wM 
besonders  betont,  dasa  dieselbe  entweder  vollständig  in  Händen  des 
Wolost-Aeltesten  liegt,  falls  die  Wahl  auf  einen  energischeu  und  g^ 
scheuten  Mann  gefallen  ist,  oder  in  Händen  des  Wolostschreiben,  wv 
häufiger  der  Fall  ist,  wenn  der  Wolost-Aelteste  des  Lesens  und  Sehrti- 
bens  unkundig  ist.   Noch  häufiger  werden  die  Aeltesten  ans  denannei 
Wirthen,  die  gar  keinen  Einfluss  gemessen,  gewählt;  sie  werden  tod  der 
Gemeinde  „zur  Erfüllung  dieser  Gemeindelast  angemiethet^  und  ^i^ 
daher  in  voller  Abhängigkeit  von  der  Gemeinde.    Die  tüchtigen  ^ 
wohlhabenden  Wirthe  verstehen  es,  sich  von  der  Wahl  freiznhalteB«  so 
nicht  ihre  eigene  Wirthsch^t  zu  vernachlässigen  und  nicht  durch  pönkt* 
liehe  Erfüllung  ihrer  Pflichten  als  Gemeindebeamte  in  CoUision  mit  der 
Gemeinde  zu  gerathen.   Die  Mehrzahl  der  der  Commission  zugegangesen 
Meinungsäu85^mngen  beantragen  die  Durchsicht  des  bestehenden  u&i 
die  Einführung  eines  neuen  Gemeindestatuts. 

Einstimmig  wird  auf  die  Unordnung  in  Betreff  der  Bauten  in  den 
Di>rfern  hingewiesen  und  auf  die  Nothwendigkeit  gesetzlicher  Bestim- 
mungen in  dieser  Beziehung.  Es  wird  nachdrücldich  betont,  dass  «It^ 
Niederbrennen  der  Dörfer  viel  davon  abhängt,  dass  .die  Dörfer  jetzt  mit 
Häusern  nahe  bei  einander  ohne  Zwischenraum  bebaut  werden. 

4.   Vorschläge  zur  Hebung  der  Landwirthschaft  und  der  landwirth* 

schaftlichen  Production. 

Ungeachtet  der  grossen  Ausdehnung  des  Landes  und  der  grosses 
natürlichen  Fruchtbarkeit  des  ausgedehnten  Gebietes  der  Schwaneni* 
ist  die  Production  Russlands  im  Vergleich  zum  übrigen  Europa  eice 
sehr  geringe,  die  überdies  durch  Missemten,  die  im  Gebiete  dear  Schwarr- 
erde  nicht  seltener  auftreten  als  in  den  übrigen  Goavemements,  noch  et- 
heblich  verringert  wird.  Zweierlei  Art  sind  die  Hindemisse  der  Pr«»l«^' 
tion:  klimatische  Bedingungen  Imd  die  Art  der  Nutzung  der  Natarkräf^<^ 

Was  die  erster en  betrifft,  so  sind  dieselben  verschieden,  je  da^^ 
den  Gegenden;  im  Norden  und  Nordosten  —  eine  grosse  Anzahl  stehen- 
der Gewässer,  Sümpfe  und  Ueberflnss  an  atmosphärischem  Niedersfhlaa, 
im  Süden  —  Mangel  an  Wasser  und  an  Wald.   Die  Trockenlegung  •l^f 
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Sflmpfe  in  deB  nordwestlichen  und  westlichen  Gottvernements  (St.  Peters- 
burg; Pskow,  Nowgorod,  Twer,  Jarosaktw,  Minsk  und  WoUiynien)  ist  eine 
snumgSngliohe  Massnahme.^)  Die  Sflm|ife  wirken  schädlich  auf  das 
Klima,  verderben  die  Wälder,  erschweren  den  Ackerbau  und  hindern 
die  Entwickelnag  der  Viebzucht,  wetehe  die  nothwendige  Basis  der  Land^ 
wirthschaft  in  dieser  Gegend  ist  Bei  der  en<mnen  Ausdehnung  dieser 
SQmpfe  kum  die  private  Initiative  nicht  genügen,  der  Staat  muss 
hier  eingreifen,  sowohl  durch  Gesetze  aller  Art,  durch  SteuerprivilegieB 
als  auch  durch  direetes  Vorgehen,  durch  Unterstützung  zur  Bildung  vou 
Gesellschaften  zum  Zwecke  der  Entwässerung  von  Sümpfen,  sowie  auch 
durch  Aosifühmng  solcher  Arbeiten  aus  Staatsmitteln.  Die  unterstützende 
Bethatigung  der  Staatsregi^rung  ist  ebenso  erforderlich  zu  Bewässerungen 
in  den  südlichen  Steppen  und  im  Gebiete  am  Schwarzen-  und  am  Asow'- 
schen  Me^e.  Hiermit  muss  die  Bewaldung  dieser  Gegenden  Hand  in 
Hand  gehen.  Die  andere  Ursache  der  geringen  Productivitat  liegt  in 
dem  ungenügenden  Zustand  unserer  Landwirthschaft  selbst. 
Bei  dem  grossen  Ueberfluss  an  Land  wird  dasselbe  nicht  geschont,  son^ 
dem  in  ganz  extensiver  Weise  bestellt  Im  Norden  und  im  Centrum 
Sttsslands  wird  mit  ganz  primitiven  Mitteb  neues  jungfräuliches  Land 
dofgerigsoi,  statt  das  bereits  in  Gultur  gezogene  zu  düngen  etc.,  im 
mittleren  Russland  wird  das  Ackerland  ai^  Kosten  der  bereits  sehr  ge^ 
lichteten  Wälder  und  der  Einschränkung  der  Wiesen  erweitert,  im  süd- 
lichen Gebiete^  d.  i.  in  dem  der  Schwarzerde,  kann  das  Ackerland  nicht 
weiter  ausgedehnt  werden,  da  bereits  Alles  unter  den  Pflug  gebracht 
ist;  wo  solches  noch  möirlich  ist,  geschieht  es  auf  Kosten  der  Wiesen 
^  Weiden,  eine  Folge  hiervon  ist  die  Abnahme  des  Viehbestandes. 
So  wird  in  ganz  Bussland  gewirthschaftet,  eine  Ausnahme  bilden  nur 
£e  Ostseeprovinzen,  Theile  des  nordwestlichen  Gebietes,  das  Land  der 
Colonisten  und  die  Oeconomien  einiger  sehr  grosser  Grundbesitzer.  Die 
^othwendigkeit  einer  Aendemng  dieses  Systems  macht  sich  gegenwärtig 
ftUbar.  Die  Zunahme  der  Bevölkerung  und  die  Freigebung  d^  Arbeits- 
^ft  setzen  der  alten  Sitte  eine  Grenze.  Der  Vorrath  freien  Landes 
^  in  den  bevölkerten  Gtouvemements  verschwunden,  in  den  weniger 
)^völkerten  nimmt  er  ab.  In  den  nördlichen  und  nordwestlichen,  reich 
iHivöIkerten  Gouvernements  ist  freilich  noch  solches  Land,  doch  dasselbe 
•»edarf  —  zur  Cultivirung  —  der  Trockenlegung,  der  Düngung  und  be^ 
^tender  Auslagen.  Dabei  ist  die  Arbeitskraft  theuer  geworden.  Daher 
^iigt  Alles  zur  Einführung  intensiverer  Bewirthschaftung.    Hierzu  ist 

^)  Durch  Initiative  des  Domänenministers  ist  mit  diesen  Entwässerungsarbeiten 
^'^reits  begonnen  worden  und  zwar  mit  bestem  Erfolg.  Näheres  hierüber  findet  sich 
^  dem  erwähnten  Sammelwerk  des  Departements  fär  Ackerbau  und  ländKche  Inf- 

dostrie. 
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Yomehmlich  erforderlich  mehr  Düngmittel  und  ein  grösserer  Yomtli  an 
Futtermitteln  zur  Unterhaltung  eines  entsprechenden  Viehbestandes. 

Die  Umstände,  welche  die  freie  und  productive  Yerwendong  der 
Arbeit  in  der  Landwirthschaft  bergen  und  beschranken,  sind  vielgestal- 
tig; doch  können  sie  in  ihren  HauptgrundzOgen  auf  folgrade  haaptsadh 
Uche  Momente  zurfickgefOhrt  werden:  der  niedrige  geistig-sittliche  Znstaad 
der  grossen  Masse  der  landlichen  Bevölkerung,  juridische  sowie  teduu- 
sche  und  pecuniäre  Beschränkungen.  Zur  Hebung  des  geistig-sittliclieB 
Zustandes  der  bäuerlichen  Bevölkerung  können  nur  langsam  wirkende 
Massnahmen  angewandt  werden,  welches  Ziel  nur  unter  Mitwirkong  der 
Kirche  und  der  Schule  erreicht  werden  kann.  Juridische  Hindernisse 
finden  sich  in  der  exceptionellen  Lage,  in  welcher  sich  die  MehrtaU  der 
bäuerlichen  Bevölkerung  in  Betreff  des  Rechts  der  Wahl  des  him- 
berufs,  in  Betreff  des  Eigenthums-  und  des  Familienrechts  befindet  (inf 
die  hieran  sich  knüpfende  Behandlung  des  Gemeindebesitzes  komBeu 
wir  im  folgenden  Kapitel  zurück.)  Die  technischen  und  pecimiäreD 
Hindernisse  zeigen  sich  im  Mangel  an  Kenntnissen  und  an  Geldmittela 

Was  die  von  der  Commission  gestellten  Vorschläge  zur  Hebong 
der  Landwirthschaft  und  der  landwirthschaftlichen  Production  anbetrift 
so  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  in  einem  so  ausgedehotei 
Staate  wid  Kussland,  bei  der  grossen  Verschiedenheit  in  BodenbeschaSen- 
heit,  Klima,  Nationalitätsverhältnissen  und  im  Culturstande  der  eiozdseii 
Landestheile  die  Vorschläge  sehr  vielgestaltig  sind. 

Für's  Erste  constatirt  die  Commission,  dass  zur  Hebung  gewisser 
Uebelstände  die  Hülfe  und  Mitwirkung  der  Staatsregierung  erforda:lid 
ist,  sowohl  durch  directes  Eingreifen  auf  dem  Wege  der  Verwaltoag» 
als  auch  auf  gesetzgeberischem  Wega 

Für  die  Hebung  der  landwirthschaftlichen  Production  im  AllgeoeiH 
nen  erkennt  die  Commission  als  nothwendig  an:  Die  Verbesserung  der 
Technik,  die  Vervollkommnung  der  Ackergeräthe,  die  Anwendung  ^on 
Maschinen  als  Ersatz  für  Menschenkräfte,  die  Einführung  der  Mehr- 
felderwirthschaft  in  den  Gegenden,  in  welchen  die  örtlichen  Bedingung^ 
es  gestatten.  Doch  können  für  alle  diese  Punkte  weder  allgemeine  Re- 
geln angegeben,  noch  ein  directer  Einfluss  auf  die  selbstständige  Thitig- 
keit  der  Einzelnen  geübt  werden.  Auf  die  Bedeutung  mittlerer  nod 
niederer  landwirthschaftlicher  Schulen,  die  Errichtung  von  Museen,  kosr 
Stellungen,  Prämienvertheilungen  wird  hingewiesen,  desgleichen  audi  tvi 
die  Nothwendigkeit  der  Pflege  specieller  Culturarten  in  gewissen  Ge- 
genden. Als  wichtiger  Factor  zur  Hebung  des  sittlichen  mvesns  der 
Bevölkerung  wird  als  besonders  wichtig  hervorgehoben,  dass  es  die  Auf- 
gabe der  Geistlichkeit  sei,  durch  ihre  Wirksamkeit  die  Sittlichkeit  und 
die  Arbeitsamkeit  in  der  ländlichen  Bevölkerung  zu  heben. 
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Mangel  und  ungenügende  Beschaffenheit  des  Futters^  den  örtlichen 
Bedärfiiissen  nicht  entsprechende  Znchtracen,  Unkenntniss  in  der  allsei- 
tigen Verwendung  und  Ausnutzung  der  Producte  der  Viehwirthsrhafty 
die  verheerenden  Wirkungen  der  Viehseuchen  und  endlich  die  Verringe- 
rang  des  Wiesen-  und  Weidenareals  haben  die  Abnahme  der  Vieh- 
zucht und  des  Viehstandes  in  vielen  Theilen  des  Reichs  bewirkt 
Zur  Hebung  dieses  Uebelstandes  weist  die  Commission  wiederholt  auf 
die  Nothwendigkeit  der  Ausführung  grossartig  anzulegender  Entwässe- 
nmgen  der  Sümpfe  im  Norden  und  im  Westen,  und  Bewässerungen  in 
den  südlichen  Steppen  und  in  dem  Ufergebiet  des  Schwarzen-  und  des 
AsoVschen  Meeres  hin,  wodurch  neben  anderen  Vortheilen  ausserordent- 
lich ausgedehnte    Wiesen-    und    Weideländereien    geschaffen    würden. 
Nur  von  der  Initiative  des  Staates  sei  in  dieser  Beziehung  etwas  zu 
erwarten.    Einerseits   sollte   die  Staatsregierung   auf  dem  Wege  der 
Gesetzgebung  specielle  Regeln  über  die  Ablassung  von  Wasser  durch 
hremde  Grenzen,  über  das  Nutzungsrecht  des  Wassers  an  benachbarten 
Onmdstflcken  etc.  aufstellen,  andererseits  die  Bildung  von  Gesellschaften 
ZV  Ent-,  resp.  Bewässerung  solcher  Landgebiete,  welche  die  Mittel  des 
Einzelnen  übersteigen,  befördern  und  erforderlichen  Falls  auch  mit  Geld- 
mitteln unterstützen,   die  neu  gewonnenen  Ländereien  in  den  ersten 
Jahren  der  Nutzung  von  Steuerzahlungen  befreien,  und  in  grösserem 
Masse  als  bisher  geschehen,  auf  Staatsländereien  derartige  Arbeiten 
ansführen.    Zur  Hebung  der  Production  von  Futterkräutem  hätte  die 
Hegiemng  den  Privatbesitzern  die  Erlangung  solcher  Saaten  zu  erleich- 
tem.   Die  Accisegesetzgebung  wäre  dahin  zu  modificiren,  dass  auch 
kleine  und  mittlere  Branntweinbrennereien  bestehen  können  —  zur  Ge- 
^nung  von  geeignetem  Viehfutter.    Eine  Ermässigung  der  Salzaccise^) 
wäre  von  grosser  Bedeutung  für  die  gesammte  Viehzucht   Zur  Hebung 
der  Racen  hätte  die  Regierung  mehr  als  es  bisher  geschehen  durch 
Cnterhaltong  von  Raceheerden  oder  von  Zuchtvieh  auf  den  Fennen  der 
Reichsdomänen  mitzuwirken,  wobei  auf  die  besonderen  Bedingungen  der 
verschiedenen  Landstriche  Acht  zu  geben  und  solche  Racen  zu  pflegen 
wären,  welche  der  betreffenden  Oertlichkeit  entsprechen.    Auf  solchem 
Wege  wäre  auch  die  Pferdezucht  (in's  besondere  Arbeitspferde)  zu  heben. 
Ansstellungen  und  Versteigerungen  würden  zur  Anspomung  der  Vieh- 
ond  Pferdezucht  das  Ihre  thun. 

Die  Beförderung  der  Milchwirthschaft  könne  ausserdem  noch  durch 
die  bis  jetzt  freilich  nur  in  verhältnissmässig  geringem  Massstabe  aus- 
geführte Pflege  der  Käsebereitung  erfolgen. 

Gegen  die  Viehseuchen  und  ihre  nachtheiligen  ökonomischen  Wir- 


^)  Sie  ist  mit  dem  Jahre  1881  Tollständig  abgeschafft. 
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kungen  seien  die  wissenschaftlicheu  Untersuchungen  ttbar  diese  Krank- 
heiten durch  Beobachtungen  fortzusetzen^  sei  das  gesammte  Yeteriiui> 
polizeiwesen  einer  Revision  zu  unterziehen^  die  oconomiadie  Lage  der 
Yeterinarärzte  zu  bessern,  da  trotz  des  steigenden  Bedarfe  nach  soIcImi 
Personen  ihre  Zahl  —  in  Folge  ihrer  ungünstigen  öconomischen  SM» 
lung  —  abninunt,  Schulen  zur  Heranbildung  von  Yetennirfeldscheeren 
zu  errichten,  die  wichtige  Frage  der  Yiehv^rsichenu^  näher  zu  ante^ 
suchen  (ob  freiwillige  oder  zwangsweise  Yersicherung,  ob  alles  Md^ 
oder  nur  das  auf  grossem  Strecken  transportirte  zu  versidiem  sei  etei 
sowie  endlich  genaue  Regdn  zur  Yerbesserung  der  Bd&rdenmgsait  (per 
Cisenbahnen  etc.)  durch  Yerständigung  der  Ministerien  des  lanern,  der 
Communicationen  und  der  Domänen  featzustellBi. 

In  Betreff  der  Hebung  der  Waldcultur  bemerkt  die  Gommiäioo. 
dass  für  die  nächste  Zeit  keine  Yeranlassung  vorliegt,  die  wsiäAf 
Waldregion  in  den  Bereich  der  Betrachtung  zu  zidton:  b^  düDKr  Be- 
völkerung und  geringer  Entwiekelung  des  wirthschafUidien  Lebens  ist 
hier  Wald  in  grösstem  üeberfluss.  Eine  um  so  grössere  Aufinerksin* 
keit  beansprucht  der  Wald  in  den  anderen  Theilen  des  Reichs,  wo  die 
Bevölkerung  dicht,  die  Nachfrage  nach  Holz  zu  verschiedenen  Zweck» 
gross  ist  und  stetig  wächst,  und  wo  man  andererseits  Wälder  in  großen 
Massstabe  ausholzt  und  für  Wiederbewaldung  kaum  etwas  gethan  wird 
Der  Waldüberfluss  an  der  Petschora,  im  Gouv.  Wätka  kann  die  Ge&hreo 
vollständiger  Entwaldung  in  den  mehr  südlich  gelegenen  Gegenden  nicU 
beseitigen.  Yon  Bedeutimg  ist  sodann,  dass  gerade  in  denjenigen  Land- 
strichen, wo  diese  Gefahr  am  grössten  ist,  die  im  Besitz  des  Staate 
befindlichen  Wälder  nur  einra  ganz  geringen  Theil  bildra,  und  <i^ 
demnach  eine  rationelle  und  sparsame  Forstwirthschaft  in  den  Privat- 
Wäldern  ein  Factor  von  grösster  Wichtigkeit  ist. 

Zur  Beseitigung  der  in  unsererer  Waldwirthschaft  herrschenden 
Uebelstände  bringt  die  Commission  in  Yorschlag:  die  Erhaltung  der  Wäl- 
der durch  ergänzende  Gesetze  (über  den  grösseren  Schutz  der  Waldwäcbter 
und  über  die  Erhebung  ihrer  Aussagen  zu  amtlicher  Zeugnisskraft)  0 
erleichtem  und  sicherzustellen,  die  ländliche  Polizei  zu  verstärken)  den 
gerichtlichen  Process  zu  vereinfachen,  die  Zahl  der  ersten  Instanzen  xQ 
vermehren,  die  Frage  der  Bestrafung  solcher  Walddiebe,  sowie  deijeni- 
gen,  die  im  fremden  Walde  ihr  Yieh  weiden  lassen  und  durch  deren 
Schuld  Waldbrände  entstanden  sind,  also  die  Bestrafung  dieser  PersooeD. 
falls  sie  keinerlei  Yermögensobjecte  besitzen,  in  Erwfigung  zu  ziehen. 
desgleichen  die  Frage  der  Ablösung  der  Waldservituten,  sodann  Regeln 
zur  Yerhütung  von  Steuerüberlastung  der  Wälder,  zur  Normining  von 
Steuererleichterungen,  resp.  Steuerbefreiungen  für  den  jungen  Anwucto 
in  ordnungsmässig  gepflegten  Wäldern  aufzustellen  und  in  waldlosen 
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Gegenden  Prämien  anf  die  Waldcultur  zu  setzen.  Die  Commission  >¥eist 
nsdrücklich  darauf  hin,  dass  es  Pflicht  der  Staatsregierung  ist,  directe 
okI  starke  Hülfe  der  Sache  der  Schonung  der  Wälder  und  der  Erweite- 
rang  der  Waldcultur  zu  gewähren^  und  zwar  in  Erwägung  dessen ,  dass 
der  Staat  allein  die  Mittel  besitzt,  in  grossartigem  Massstabe  solches 
dvchzuführen,  und  er  allein  nach  einheitlichen  Grundsätzen  für  das 
ganze  Staatsgebiet  vorgehen  kann.  Demnach  erklärt  sie  für  wünschens- 
werth,  dass  die  Staatsregierung;  resp.  das  Domänen-Ministerium  auf  den 
Staatslandereien  Wälder  anlegen  und  im  Privatbesitz  befindliche  Wälder, 
besonders  jungen,  im  Preise  niedrig  stehenden  Anwuchs,  wenn  auch 
jahrlich  nur  ein  geringes  Quantum,  doch  beständig  von  Jahr  zu  Jalir 
ankaufen  möge. 

Als  indireete  Massnahmen  zum  Waldschutz  betont  die  Commission 
die  Nothwendigkeit,  dass  die  Nutzung  der  Surrogate  für  Brenn-  und 
Bauholz  mehr  Verbreitung  finde,  und  zwar  sei  auch  in  dieser  Beziehung 
ein  Eingreifen  der  Regierung  zweckentsprechend.  In  Berücksichtigung 
des  enorme  Bedarfs  an  Heizmaterial  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschifien 
muss  die  Steinkohlenproduction  mit  allen  möglichen  Mitteln  geför- 
dert werden,  desgleichen  muss  der  Torfgewinnung  (zur  Heizung  von 
Fabriien  etc.)  grössere  Aufmerksamkeit  geschenkt  und  die  erforderlichen 
Intei^uchungen  über  Torflager  etc.  fortgesetzt  werden;  an  einigen  Orten 
sollte  die  Staatsregierung  selbst  das  Hervorbringen  von  Torf  mit  An- 
wendong  der  neuesten  technischen  Erfindungen  in  die  Hand  nehmen,  die 
Privatuntemehmung  fördern,  in  diesem  Gebiete  gebildete  Techniker 
in'ä  Land  ziehen,  resp.  solche  heranbilden  etc.  Sodann  wäre  auch  die 
Ziegel-  und  Dachpfannenproduction  zu  befördern.  Auch  die  Landschafts- 
institutionen  könnten  in  dieser  Beziehung  wirksam  eingreifen,  indem  sie 
aus  Ziegel  gebauten  Häusern,  sowie  mit  Dachpfannen  versehenen  in  Be- 
treff der  Besteuerung  Vergünstigungen  gewähren,  sowie  dieselben  mit  einer 
geringeren  Assecuranzprämie  gegen  Feuersgefahr  belasten. 

Auf  die  Steu^rverhältnisse  kommen  wir,  wie  bereits  bemerkt,  an 
anderen  Stellen  zurück  und  heben  an  dieser  Stelle  nur  Folgendes  hervor. 
I^ie  Conmussion  constatirt  die  Ungleichmässigkeit  in  der  Besteuerung 
^d  die  enorme  Höhe  der  auf  den  Bauern  ruhenden  und  sie  zum  Theil 
erdrückenden  Steuern  und  Abgaben  aller  Art  als  so  tief  eingreifende 
Momente,  dass  die  allgemeine  Reform  der  directen  Steuern,  mit  welcher 
^ch  seit  Jahren  die  Regierung  beschäftigt,  gegenwärtig  zu  den  alier- 
wesentlichsten  Bedürfnissen  Russlands  gehört,  und  ihre  baldigste  Durch- 
^iUuimg  der  dringendste  Wunsch  ist  In  Betreff  der  Grundsteuer  im 
eigentlichen  Sinne  (8  Millionen  Rbl.  für  die  Staatscasse  und  13  Mill.  Rbl. 
^  die  Landschaftsinstitutionen)  verlangt  die  Commission  im  Hinblick 
ä^  die  systemlose  und  ganz  willkürliche  Yertheilung  derselben,  dass  ein 
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allgemein  giltiger  Yertheilungsmodus^  der  als  Basis  die  Rentabilität  des 
Landes  wie  der  einzelnen  Nutzungen  zu  dienen  hat,  festgestellt  werde, 
dass  die  Landschaftsinstitutionen  sich  dieser  Art  der  Steuerumlage  zu 
bedienen  haben  und  dass  —  entsprechend  der  bereits  bestehenden  Be- 
stimmung, dass  die  Landschaftssteuer  auf  Handel*  und  Gewerbe-Etablis- 
sements  nur  einen  bestimmten  Theil  der  betreffenden  Staatssteuer  be- 
tragen   darf,  die  Höhe    der    landschaftlichen  Grundsteuer   nur  eines 
bestimmten,  nicht  zu  überschreitenden  Theil  der  Staatsgrundsteaer  aus- 
machen dürfe.     Ohne  Massnahmen  zur  Beseitigung  des  Uebelstandes 
anzugeben,  richtet  die  Commission  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung 
auf  die  schlimme,  in  vielen  Gouvernements  die  landliche  Bevölkerung 
fast  erdrückende  Wirkung  der  den  effectiven  Werth  des  Landes  weit 
überragenden  Ablösimgszahlungen  für  die  Bauerländereien,  wie  sie  mdit 
allein  von  vielen,  von  der  Commission  vernommenen  Personen,  sa&deni 
auch  von  der  Steuercommission  anerkannt  wiid. 

Wenn  nun  schon  in  vielen  Landstrichen  der  Grund  und  Boden  nicht 
die  erwähnten  Zahlungen  zu  tragen  im  Stande  ist,  mithin  dieselben  d» 
Charakter  einer  Arbeitssteuer  annehmen,  so  erscheint  die  Besteuerung 
der  landlichen  Bevölkerung  um  so  drückender  als  durch  die  Kop&teaer 
(Staatskopfsteuer,  Kopfsteuer  für  die  Bedürfnisse  der  Landschaften,  der 
Gemeinde  und  die  an  Stelle  der  Naturalleistungen  erhobene  Kopfsteuer 
die  Arbeit  bereits  besteuert  ist.  Die  Commission  erklärt,  dass,  wenn 
auch  bei  der  Vertheilung  dieser  Steuer  keine  so  grosse  Ungleidun&ss^'- 
keit  besteht,  als  bei  der  Grundsteuer,  ihre  Höhe  immerhin  wenig  den 
localen  Bedingungen  des  Ertrages  der  bäuerlichen  Arbeit  entspricht. 
Eine  Ermässigung  dieser  Steuer  und  eine  rationelle  Anpassung  ihre^ 
Betrages  nach  den  örtlichen  Bedingungen  erscheint  der  Conunission  als 
durchaus  nothwenig. 

In  Betreff  der  Beitreibung  der  Steuerrückstände  bemerkt  die  Com- 
mission, dass  diese,  da  sie  vornehmlich  durch  Verkauf  des  Inventars 
und  des  Yieh's  erfolgt,  den  Interessen  des  Staates,  auch  wenn  die  augen- 
blicklichen Rückstände  vollständig  einfliessen,  für  die  Zukunft  nicht 
entspricht;  sondern  dieselben  geradezu  schädigt:  die  landwirthschaftlichf 
Production  geht  zurück  und  die  Steuerkraft  wird  zerstört 

In  Anerkennung  der  grossen  Bedeutung,  welche  die  ländlicht 
Hausindustrie  —  bei  den  climatischen  und  Bodenbedingungen  vieler 
Landstriche  —  für  die  bäuerliche  Bevölkerung  als  wesentlicher  Beistand 
in  ihrer  öconomischen  Existenz  hat,  hält  die  Commission  für  wünscben>- 
werth,  dass  in  möglichst  grossem  Massstabe  anregende  und  untei- 
stützende  Massnahmen  getroffen  werden,  welche  auf  die  Resultate,  die 
sich  aus  den  vom  Finanz-Ministerium  unternommenen  Untersuchungen 
ergeben,  zu  gründen  seien. 
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Bei  all'  den  von  der  Gonunission  anerkannten,  die  Entwickelang 
der  bäaerlicben  Wirthschaft  hindernden  Uebelstandeni  die  mit  dem  Ge- 
meindebesitz verbunden  sind,  meint  die  Commission,  dass  im  Hinblick 
auf  den  usuellen  Charakter  dieser  Grundbesitzform  die  wesentliche  Grund- 
lage derselben  nicht  berührt  werden  soll,  die  Umwandlung  des  Gemeinde- 
besitzes in  Privatbesitz  viehnehr  der  Zeit  und  der  Entwickelung  der 
Terschieden   gearteten    örtlichen  Bedingungen  zu  überlassen  sei.    Doch 
erklärt  sie  zugleich  die  Durchführung  einiger  Uebergangsmassnahmen 
for  nothwendig,  die,  ohne    die  Grundlage   des  Gemeindebesitzes  auf- 
zuheben, zur  Entwickelung  der  individuellen  wirthschaftlichen  Thätig- 
keit  und  des  Unternehmungsgeistes  beizutragen  vermögen,  indem  sie 
gleichzeitig    zur    Verbesserung    der    Lage    der    ländlichen    Gemeinde 
dienen  und  zum  Theil  die  schädlichsten  Folgen  des  Gemeindebesitzes 
beseitigen.    Da  wir,  wie  bereits  bemerkt,   im  folgenden  Kapitel  diese 
Frage  zu  behandeki  haben,  so  führen  wir  an  dieser  Stelle  nur  kurz 
die  Anträge    der  Commission  an:   dass  der  Austritt  aus  dem  mark- 
genossenschaftlichen Verbände  der  Gemeinde  erleichtert  werde,  dass  die 
Landumtheilungen  nur  in  bestimmten  längeren  Zwischenräumen  vorge- 
nommen werden  dürfen  und  dass  endlich  bei  Familientheilungen  die 
Abthdloog  des  Vermögens,  insbesondere  des  landwirthschaftlichen  In- 
ventars, an  die  aus  der  Hausgenossenschaft  austretenden  Glieder  der 
Familie  nur  in  bestimmten  Grenzen  und  auf  Grund  genau  zu  normiren- 
der  Regeln  zu  erfolgen  habe. 

Zur  Hebung  des  niedrigen  Niveaus  der  geistigen  Bildung 
and  der  Sittlichkeit  der  ländlichen  Bevölkerung  beantragt  die  Com- 
mission, dass  die  Begierung  mit  allen  ihr  zu  Grebote  stehenden  Mitteln 
die  Gründung  von  Volksschulen  nicht  allein  für  Knaben,  sondern  auch 
—  in  Berücksichtigung  des  Einflusses  der  Mütter  auf  das  Familien- 
leben —  für  Mädchen,  sowie  auch  von  Volkslehrer-  und  -Lehrerinnen- 
Schulen  befördern  möge,  und  dass  in  das  Programm  der  Volksschulen 
auch  landwirthschaftliche  Fächer  aufzunehmen  seien. 

In  Betreff  der  Trunksucht  weist  die  Commission  zu  wiederholten 
Malen  darauf  hin,  dass  die  Beschränkung  der  Zahl  der  Schänken,  die  Er- 
höhung der  Accise,  der  Gewerbesteuer  etc.  nicht  als  entscheidende  Factoren 
gegen  die  Zunahme  der  Trunksucht  gelten  können;  dagegen  proponirt  sie, 
iass  nur  an  gut  beleumdete  Personen  Patente  zur  Haltung  von  Trinkanstal- 
ten zu  verabfolgen  seien,  um  zu  verhindern,  dass,  was  häufig  geschieht, 
Personen  unter  dem  Vorwande,  eine  Trinkanstalt  zu  führen,  verbotene 
Gewerbe,  wie  Wucher,  Hehlerei  treiben  und  der  Trunksucht  Vorschub 
leisten.  Sodann  befürwortet  sie  —  nach  dem  Vorbilde  der  in  den  meisten 
europäischen  Staaten  und  auch  im  westlichen  Gebiete  Busslands  be- 
stehenden Verhältnisse  —  die  Umwandlung  von  Schänken  in  Krüge, 
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Tracteare,  Gasthäuser,  in  welchen  neben  Branntwem  auch  Bier,  Thee 
und  eine  vollständige  Küche  gehalten  wird.  Audi  sollen  in  der  Beröl- 
kerung  riditige  Begriffe  über  die  Verwerflichkeit  und  den  Sdiaden  der 
Trunksucht  verbreitet  w^den,  und  zn  diesem  Zwecke  auch  eine  strenge 
Handhabung  der  die  Trunksucht  und  deren  öfientliches  Auftreten  stra- 
fenden Gesetze  geübt  werden;  es  müsste  als  Regel  adc^tirt  wedos,  dass 
Trunkenheit  von  dem  Gericht  nicht  als  ein  mildeonder  Umstand  be- 
trachtet wird.  Die  Zahl  der  Feiertage  sei  zu  ermässigen.  Wesenlikfa 
könne  der  Trunksucht  nur  durch  Hebung  des  sittlichen  und  des  mate- 
riellen Niveaus  der  Bevölkerung  gesteuert  werden. 

Unter  den  vielen  Umständen ;  die  einen  ungünstigen  Einfluss  anf 
den  Zustand  der  bäuerlichen  Wirthschaft  üben,  sind  auch  die  Missstand^ 
die  sich  in  der  Selbstverwaltung  der  Gemeinde  zeigen:  diesen 
können  nur  nach  genauer  Untersuchung  durch  Aenderungen  de  Ge- 
meindestatuts auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  Abhülfe  gescheba. 

Schliesslich  wendet  sich  die  Kommission  in  ihren  Vorschlägen  an 
die  Frage  der  Hebung  des  Wirthschaltsbetriebes  anf  den  grosaai  imd 
mittleren  Gütern.  Sie  hält  für  wünschenswerth:  die  möglichst  schneQe 
Einführung  eines  organischen  Hypothekensystems,  die  Beförderung  der 
Hebung  des  Bodencredits^  die  Gründung  einer  möglichst  grossem  Anzahl 
von  landwirthschaftlichen  Lehranstalten  zur  Heranbildung  von  Gntsvemal- 
teni;  die  Aufnahme  landwirthschaftlicher  Fächer  in  den  Lehrplan  der  Eim- 
schulen^  die  Beform  der  unter  dem  Domänen-Ministerium  stehenden  Special* 
lehranstalten  in  der  Richtung,  dass  die  Zöglinge  mehr  für  das  practische 
Leben  gebildet  werden,  die  Anstellung  von  Specialtedmikem,  wie  Agro- 
nomen, NivelleureU;  Förstern,  Gärtnern  etc.  durch  die  Regierung  in  den 
Gouvernements,  an  welche  sich  die  Gutsbesitzer  in  erforderlichen  Fällen 
unter  bestimmten  Bedingungen  (Honorirung)  wenden  können,  die  Mit- 
wirkung der  Regierung  zur  Ermässigung  der  Preise  für  Maschinen  onJ 
Werkzeuge  und  zur  Erleichterung  ihrer  Beschaffung,  die  EinfQhnmg 
von  Handwerksunterricht  in  den  Volksschulen  und  endlich  die  Erleidite- 
rung  der  Rechtspflege  (durch  Vermehrung  der  Zahl  der  Friedensrichter- 
bezirke  etc.),  besonders  im  Hinblick  auf  die  Sicherstdlung  geschlossener 
Verträge. 

Ein  erheblicher  Uebelstand  ist  die  fast  beständige  Abwesenheit  eines 
grossen  Theiles  der  Gutsbesitzer  von  ihren  Landgütern;  diese  ist  eine 
der  entscheidenden  Ursachen  des  ungenügenden  Zustandes  der  Landwirth- 
Schaft.  Die  Güter  solcher  Gutsbesitzer  werdöi  schlecht  bewirthachaftet^ 
eine  vollständige  Raubwirthschaft  wird  häufig  auf  ihnen  gefanden.  Dem 
Bauer  wird  die  Möglichkeit  entzogen,  durch  Augenschein  sich  von  dem 
Vortheil  verbesserten  Betriebes  zu  überzeugen,  und  es  fehlt  überhaupt 
der  civilisatorische  Einfluss  einer  gebildeten  Bevölk^ungsclasse  auf  die 
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ongebildete  Blasse.  Die  Ursache,  dass  so  häufig  Gutsbesitzer  nicht  auf 
taren  Gütern  leben,  liegt  nur  zum  Theil  darin^  dass  die  ungünstigen 
landwirthschaftlichen  Verhältnisse  sie  zur  Ergreifung  eines  anderen! 
Lebeusberufes  veranlassen,  sondern  auch  nicht  wirths<^aftliche  Momente 
wirken  dahin,  dass  dem  Gutsbesitzer  das  Leben  inmitten  der  ländliehen 
Bevölkerung  nicht  zusagt:  die  ungenügende  territoriale  Organisation  der 
Wolostverwaltung,  der  Mangel  an  Polizei  zum  Tollen  Schutz  des  Eigen- 
thums  und  der  Person,  schlechte  Yerkehrsmittd.  Alle  diese  Momente 
beanspruchen  die  Aufinerksamkeit  der  Regierung. 


Zweites  Capitel. 

Der  Gemeindebesitz  and  die  Enqnete-Commisslen, 

der  Commission  zugegangenen  Daten  über  die  Wirkungen 

des 


Nachdem  wir  im  L  Capitel  einen  Ueberblick  über  die  Lage  der 
Landwirthschaft  an  der  Hand  des  von  der  Commission  selbst  gegebenen 
Berichts  geboten  ^  gehen  wir  jetzt  auf  die  Frage  des  Gemeindebesitzes 
ein:  wir  bieten  im  Nachstehenden  eine  systematische  Verarbeitung  des 
gesammten^  hierüber  von  der  Commission  gesammelten  Kohmaterials. 

Für's  Erste  haben  wir  es  mit  den  der  Commission  zugegangenen 
schriftlichen  Daten  und  Meinungsäusserungen  über  diese  Grundbesitzform 
ond  über  die  Wirkungen  zu  thun^  die  dieselbe  auf  die  landwirthschaft- 
liche  Production  und  das  Leben  der  Bauern  seit  Aufhebung  der  Leib- 
Hgenschaft  ausgeübt  hat,  resp.  ausgeübt  haben  soll 

Die  hierauf  bezüglichen  Angaben  sind  gesondert  in  einem  besondern 
Abschnitte  zusammengestellt^).  Die  Zahl  der  Personen,  welche  ihre  Gut- 
achten über  diese  Grundbesitzform  abgegeben  haben,  lässt  sich  nicht 
genau  angeben,  da  in  vielen  Fällen  die  Aussagen  mehrerer  PersoneUi 
^^e  gleichlautend  ausgefallen  waren,  zusammengefasst  wurden,  ohne  dass 
^ch  die  Zahl  derselben  angegeben  findet*).    Sie  lässt  sich  auf  etwa 

*)  Band  II  des  „Beriehtg  der  AUerhdchgt  niedergegetzten  Commission  zur  Unter- 
iQchoBg  der  Lage  der  Landmihschaft  nnd  der  landwirtbflehaltlicheB  ProdnctioD  in 
Ksttland'',  Abschnitt  I,  pag.  161—200:  Gemeinde-  nnd  Einzelbesitz  an  Grund  nnd 
^«Ot  pag.  253—256»  Familientheilungen ,  Nachträge  zu  dem  AbscbniU  I,  pag.  21 
^m- 86— 86. 

')  Die  Namen  der  Personen  sind  Oberhaupt  nicht  angegeben,  nnr  die  Tor  die 
^^^^Buniaiion  Geladenen  sind  (im  stenogn^hischen  Bericht,  Band  lY)  namentlich  be- 
zeichttet 

▼•  KttiiUr.  QMcMebU  nnd  Kriiik.'dea  G3m«iad«b«<itzM.  IL  8 
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300  Personen  schätzen;  welche  in  den  verschiedensten  Stellungen  sich 
befinden  und  zu  den  verschiedensten  Berufeclassen  gehören,  Alle  aber 
in  directer  oder  indirecter  Berührung  mit  der  bäuerlichen  Wirth- 
schaft  stehen.  Auch  sind  Bauern  —  als  die  direct  bei  dieser  Frage 
Betheiligten  —  herangezogen:  es  liegen  die  Aussagen  von  viemndvierzig 
Wolostältesten  vor;  von  denen  neun  gemeinsam  mit  Gliedern  ihrer  Wo- 
lost;  resp.  ihrer  Gemeinde  befragt  sind;  ausserdem  noch  zwölf  Aussagen 
von  Bauern,  von  denen  acht  Aussagen  von  ;;mehreren^  Bauern  sind. 
Ungefähr  ebenso  zahlreich  sind  die  Gutachten  von  Friedensvermittlern, 
welche;  wegen  ihrer  amtlichen  Stellung  zu  den  bäuerlichen  Gemeinden, 
besondere  Beachtung  verdienen;  ausserdem  findet  sich  eine  grosse 
Zahl  von  Gutsbesitzern;  Adelsmarschällen;  Vertretern  der  Landamter. 
Beamten  der  Staatsregierung  (so  insbesondere  aus  den  Behörden  für 
bäuerliche  Angelegenheiten),  Gouverneuren  etc.,  auch  Getreidehandleni 
etf .  etc. 

Für  den  Gemeindebesitz  und  seine  Erhaltung  tritt  eine  nur 
geringe  Minorität  ein.  Werden  auch  diejenigen  Stimmen  mithinzugezählt, 
welche  nur  in  Berücksichtigung  der  grossen,  der  Umwandlung  in  indi^- 
duellen  Grundbesitz  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  sich  für  den 
Gemeindebesitz  aussprechen,  so  repräsentirt  diese  Minorität  dremg 
Stimmen,  darunter  die  Vertreter  von  fünf  bäuerlichen  Gemeinden  und 
vier  Bauern. 

Was  die  principielle  Stellung  zur  Frage  anbetrifft,  so  finden  wir  unter 
den  Anhängern  des  Gemeindebesitzes  die  von  mir  an  anderer  Stelle 
charakterisirten  zwei  Richtungen*)  vertreten:  die  eine  betont  mehr  den 
social-öconomischen,  die  andere  mehr  den  national-historischen  Charakter 
dieser  Grundbesitzform. 

Die  Anhänger  der  national-historischen  Richtung  lassen  sich  folgender- 
massen  vernehmen.  Der  Gemeindebesitz  mit  seinen  periodischen  Uni- 
theilungen  ist  so  sehr  in  die  Sitte  des  Volkes  übergegangen,  entspricht 
so  sehr  den  Veränderungen  im  Personalbestande  der  Familien  und  der 
Verschiedenartigkeit  des  Bodens,  dass  die  Bauern  durch  seine  Auf- 
hebung  in  ihrem  Leben  und  Treiben  beengt  sein  würden.  Er  darf  nicht 
gestört  werden,  da  er  den  jetzigen  Bedingungen  des  Volkslebens  ent- 
spricht, vielmehr  muss  er  seiner  naturgemässen  Entwickelung  überlassen 
werden.  So  ist  es  keine  seltene  Erscheinung,  dass  Bauern,  welche 
grössere  Landstücke  kaufen,  den  Gemeindebesitz  auch  hier  einführen. 


^)  Joh.  Keasaler:  ,^ie  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  und  der  Oeneindebesiu 
in  Rosiland''  in. der  ,3u8Bischen  BeTue''  Band  VIII,  pag.  113  u.  ff.;  JoL  K«usslfr: 
„Zur  Geschichte  und  Kritik  des  bänerlichen  Gemeindebesitzes  in  Btt8sland'\  Biga  187m 
Band  I,  pag.  113—134. 
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Die  wenigen,  mit  dieser  Grandbesitzform  verbundenen  Missstände  ktanen 
durch  leicht  zu  bewerkstelligende  Aenderungen  im  Agrargesetz  theils 
Tollständig  beseitigt;  theils  gemildert  werden^). 

Erheblich  grösser  ist  (üe  Zahl  der  Stimmen,  welche  in  allgemeinen 
social-öconomischen  Gründen  die  Nothwendigkeit  der  Beibehaltung  des 
Gemeindebesitzes  erblicken.  Mit  dieser  Grundbesitzform  ist  eine  ge- 
rechte und  zweckentsprechende  Yertheilung  des  Grundbesitzes  verbunden. 
Mit  der  Aufhebung  des  Gemeindebesitzes  und  der  allgemeinen  Einfüh-» 
rang  des  individuellen  Grundbesitzes  würde  die  Gefahr  eintreten,  dass 
die  ^yGemeindefresser'^  die  Landestheile  aufkaufen  und  der  Grund- 
besitz inmier  mehr  in  die  Hände  Weniger  übergeht.  Der  individuelle 
Besitz  ist  nur  für  die  wohlhabenden  und  familienreichen  Bauern,  welche 
über  viele  Arbeitskräfte  verfügen,  vortheilhaft  und  führt  unvermeidlich 
zum  Proletariat  Die  „Landlosigkeit^,  die  „Zahl  der  Brodlosen'',  der 
Armen,  würde  enorme  Dimensionen  annehmen  und  in  Russland  ebenso 
ein  grosses  Proletariat  bilden  helfen,  wie  es  sich  in  West-Europa  ent- 
wickelt hat  „Auch  wir  haben  genügende  Beispiele  des  Proletariats  int 
dem  darbenden  Theile  der  Geistlichkeit,  der  entlassenen  Beamten  und 
in  dem  übrigen  landlosen  Volk'^^).  Jetzt  sei  ein  Jeder  seines  Stückes 
Brodes  sicher.  Sodann  hält  der  Gemeindebesitz  die  Ausbildung  der 
ungleichen  Yertheilung  des  Yolksvermögens  überhaupt  in  gewissen  Gren- 
zen auf.  Daher  ist  die  Beibehaltung  dieser  Grundbesitzform  im  all- 
gemein staatlichen  Interesse  geboten'). 

Was  die  Wirkung  des  Gemeindebesitzes  auf  die  Bestellung  des 
Bodens  und  die  bäuerliche  Wirthschaft  überhaupt  anbetrifit,  so  gehen 
mehrere  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  auf  diese  Frage  nicht  ein. 
Unter  den  Anderen  finden  wir  mehrere  Stimmen,  welche  mehr  oder  we- 
niger die  schädlichen  Wirkungen  anerkennen,  jedoch  der  Ansicht  sind, 
dass  dieselben  durch  Festsetzung  längerer  Umtheilungsfristen, 
sowie  durch  die  Bestimmimg,  dass  bei  einer  Neuvertheilung  die  Wirthe 
möglichst  dieselben  Landstücke  zugewiesen  erhalten,  zum  Theil 
vollständig  beseitigt,  zum  Theil  sehr  vermindert  werden.  Durch  die  Ein- 
fährung  solcher  Bestimmungen  werde  die  öconomische  Stellung  des  Ge- 


»)  Ein  GutebesiUer  im  Kreise  Porchow  (Gouv.  Pskow)  L  c.  pag.  162—168,  ein 
Gutsbesitzer  im  Kreise  Kaschin  (Gout.  Twer)  i.  c.  pag.  162,  der  Präsident  des  Land- 
amtes  des  Gout.  Jarosslaw  pag.  168,  ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Jurgewes  (Gout* 
Kostroma)  pag.  168,  ein  Gutsbesitzer  in  den  Kreisen  Tambow  und  Borissoglebsk 
((tout.  Tambow)  pag.  178. 

')  Ein  Friedensvermittler  im  Kreise  Ssaratpw  pag.  174~-17&.    . 

')  Ein  FriedensTermittler  im  Kreise  WoUk  (Gout.  Ssaratow)  pag.  17&— 176,  ein. 
Untsbesitzer  (gewesener  rriedeiiSTermittler)  im  Kreise  Lipez  j(Gout.  Tambow)  pag.  178^: 
der  Präsident  des  Landamtes  des  Kreises  Belew  (Gout.  Tula)  pag.  181.  etc.  eitiv;  i. . 

8* 
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iMiBdiegaioeseD  der  der  westeuropäisciien  Päcliter  eiitsiHredie&  Audi 
ivÜrd  liervei^ehoben;  dass  ni  manehen  Gegendea  die  Midit  der  ökono- 
mischen Bedingungen  bereits  m  derartigen  Yereinbarongen  geführt  hat; 
dte  ^eMngten  Felder  uBterlfegen  in  manchen  Ortschaften  meht  mehr 
der  l^Dttlheilong;  ja  es  bdüUt  der  Bauer,  so  lange  er  seinoi  ZaUungs- 
Teipflichtungen  präds  nachkemmt,  denselben  Laadantfaeil,  nnd  bearbeitet 
denselben  daher  glit^)  Endlich  stellen  Einige  die  achftdliehe  Wirkoog 
dcis  Gemeindiäiesitsses  Tollstftndig  in  Abrede:  das  im  Einzelbesilz  v« 
Bsaem  bildliche  Land  werde  dmrdiaas  nicht  besser  bestett  als  das  im 
Gemeindebesitz  befinSiche;  im  Gebiete  der  Sdiwarzcrde  beaiDSproche  der 
ftitehtJbare  Boden  keine  DOngnng;  in  Gegenden,  wo  Düngung  mck  zweck- 
entsprecbend  wäre,  werde  freilich  vielfadi  iddit  gedüngt,  aber  die  Ur- 
sadie  liege  nicht  im  Gemeindebesitz,  sondern  darin,  dass  dem  mssseket 
Bamer  die  Düngung  der  Aecker  etwas  Ungewohntes^  Fremdes  sei  inck 
wird  cottstatirt,  dass  die  Veränderung  im  Besitz  der  einzetaien  ln)^ 
sticke  nicht  so  häufig  erfolgt^  als  von  gegnerisdier  S^te  aus  der  Basiig- 
keit  der  Umtheilungen  geschlossen  wird.  Allgemeine  Umtheihingei 
inden  nimlich  nur  in  sehr  langen  Zwischenräumen  statt  Bei  Bfldnig 
neuer  Wirthsehaften  wird  nicht  jedes  Mal  das  ganze  Gemeinddaad  uo- 
getheüt,  sondern  es  wird  bei  Neubildmig  von  Wirtkschaftsftnaliefi  eii 
Theil  der  Landstreifen  in  jedem  Gewanne  den  in  ihrem  Personaibestainie 
verkleinerten  Familien  abgenommen  und  den  sich  neufaüdenden  FaiDi- 
lien  zugetheilt  Daher  sei  der  Einwand,  der  GemeindebesitE  bindere 
wenn  auch  nur  indirect,  eine  sorgfältige  BesteUimg  des  Bodeosi  ^ 
fiäUg;  die  jährliehen  Umtheilungen  der  Wiesen  f&taren  in  pnud  kasea 
Nachtheä  mit  sich,  da  die  Bauern  ohnehin  zur  Verbessenmg  dendbea 
muSits  tfaun.  Der  Uebelstand  im  bäuerlichen  Leben  Kege  nicht  im  Ge 
meidd^esitz,  sondern  in  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinden. V 

Gegen  die  Aufhebung  des  Gemeindebesitzes  —  abgesehen  t« 
dem  prinzipiellen  Gründen  -*-  wird  Folgendes  eingewandt: 

1)  Der  Gemeindebesitz  entspricht  dem  wechsebiden  Personalbestafide 
der  Familien  und  erleichtert  damit  die  Entrichtttng  der  Steuern  and  der 
übrigen  bäuerlichen  Laoten.    Bei  voller  Anerkennung  dessen,  dass  dff 


>)  Ein  GuUbesitser  im  Krttise  Koalow  (GoaT.  Tambow)  pag.  179,  «in  Frieden- 
im  Kreise  Miehailow  (Goay.  Bäam)  pag.  180»  em  landlONr  Bantr  m  6««. 
Saloga  pag.  ISO,  Adelsmarscball  des  Gout.  Kaluga  pag.  170,  ein  FrisitBsiwni«^ 
iai  Sreite  Kowelei  (Qouv.  Tschenugow)  pag.  les. 

*)  Ein  Gntsbesitser  im  Gout.  Ssmolensk  pag.  1(S4— 166,  da  GaisbeiitieriiB  KrdN 
KirBsanow  (Gouy.  Tambov)  pag.  179,  die  WolostUteeten  zweier  Woieeten  im  Kreise 
Jmjewes  (Goav.  Kogtrema)  pag.  169,  ^aaern  aoi  tmi  Gemeindea  im  SraiK  Jbar 
Bdän  (deav.  Snratofp)  pag.  176,  «in  FxMen4v0mritttar  In  denvtlben  Kreite  pif .  i?^ 
der  Qtv?eiiie«ir  des  Govt.  Tula  pag.  182. 
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sorgsamen  Wirth  die  Feldumtheiliingea  nicht  zusagen^  da  er  stets  in  dir 
Gefahr  schwebt,  bei  der  nächsten  UmtheilaBg  sein  gut  bearbeitetes  wd 
gedüngtes  Land  gegen  schlecht  bestelltes  omgetaascht  zu  erhalten,  meint 
der  Wolostälteste  mit  mehreren  Banen»  einer  Wolost  im  Kreise  Bcpra- 
witschi  (Gonv.  Nowgorod)^),  dass  die  Aufhebung  der  Umtheilung  noch 
schlimmere  Wirkungen  hervorrufen  würde:  bei  etwa  eintrete»der  Verrin- 
gerung der  Zahl  der  Arbeiter  in  einer  Familie  kann  nicht  alles  einer 
Familie  zugewiesene  Land  von  ihr  bearbeitet,  und  dann  auch  die  Steuern 
QBd  die  anderen  Leistungen  nicht  prästirt  werden*  Das  Anmietben  van 
Arbeitern  sei  in  ihrer  Gegend  unmöglich^  häufig  müsse  man  ihnen  mehr 
zahlen,  als  sie  erarbeiten«  Dasselbe  führt  der  Präsident  des  Landamtes 
des  Kreises  Ardatow  (Gouv.  Nishnij- Nowgorod)')  an.  So  klagen  auch 
ein  Wolostältester  und  Bauern  im  Kreise  Wyschnewolotschok  (Gouv. 
Twer)'),  welche  im  Jahre  1864  zum  Eiozelbesitz  übergegangen  sind,  da- 
rüber, dass  die  einzelnen  Antheile  von  ungleicher  BodenbeschafiiBnheit 
sind,  dass  die  Bauern,  deren  Familienbestand  abgenommen  hat,  die 
Steuern  und  anderen  Leistungen  kaum  prästiren  können,  und  endlich, 
dass  erblose  Antheile  sich  bereits  gebildet  haben,  welche  Keinem  Nutzen 
bringen,  für  die  aber  alle  Steuern  und  Prästanden  zu  entrichten  sind. 
Um  von  den  Zahlungen  für  solche  Grundstücke  befreit  zu  werden,  hat 
sich  die  Gemeinde  mit  einer  Eingabe  an  die  Gouvemementsbehörde  für 
bäuerliche  Angelegenheiten  gewandt,  doch  ist  noch  keine  Entscheidung 
erfolgt. 

2)  Von  mehreren  Personen  wird  auf  die  überaus  grosse  Schwierig- 
keit der  ParcelKrung  des  Landareals  einer  Gemeinde,  namentlich  in 
grossen  Dörfern,  hingewiesen.  Dass  beim  Uebergang  zum  Einzelbesitz 
üe  bisher  übliche  Gemenglage  der  Grundstücke  beseitigt  und  durch 
irrondirung  des  einem  Wirthe  zufallenden  Landantheils  ersetzt  werden 
nuss,  gilt  als  Voraussetzung.  Die  Schwierigkeit  der  Parcellirung  liegt 
licht  allein  darin,  dass  die  Verschiedenartigkeit  der  Bodenbeschaffenheit, 
sondern  auch  die  Lage  der  Landstücke  zum  Dorf  in  Berücksichtigung 
tezogen  werden  muss,  was  bei  den  grossen  Dörfern  von  mehreren  tausend 
?eelen.  deren  Areal  sich  auf  mehrere  Meilen  erstreckt,  von  sehr  er- 
leblicher  Bedeutung  ist^).   Die  Beibehaltung  der  Schnurländereien  bei 


>)  1.  G.  pag.  161. 

*)  l.  c.  pag.  170,  ebenso  ein  Qntsbeskzer  im  Kreise  Ssmolensk  pag.  168^161. 

*)  1.  c.  pag.  162. 

*}  Ein  Baner  im  Kreise  Kromy  (Qony.  Orel)  pag.  188,  welcher  die  schlimmen  Wtr- 
tingen  des  Gemeindebesitzes  darlegt;  ein  Gutsverwalter  im  Kreise  Ssaratow  pag.  175 
ünmt  die  sch&dlichen  Wirkungen  des  Gemeindebesitzes  ein),  ein  Gutsbesitzer  im 
Preise  Sm^ew  (Gouv.  Charkow)  pag.  185—186. 
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Einftibrang  des  Einzelbesitzes  würde  die  schon  beim  Gemeindebesitz  so 
empfindlich  bemerkbaren  Uebelstände  noch  vergrössem  ^). 

3)  Bei  Einführung  des  individuellen  Gnmdbesitzes  wäre,  zumal  in 
den  grossen  Dörfern,  die  Aussiedelung  eines  bedeutenden  Theiles  der 
Bevölkerung  eine  unumgängliche  Nothwendigkeit  Dieselbe  würde  sich 
als  sehr  schwierig  und  kostspielig  erweisen^).  j 

4)  Die  Störung  im  landwirthschaftlichen  Betriebe  wäre  zumeist  eine  | 
sehr  grosse:  die  Brachfelder,  welche  bei  der  bestehenden  gleichartigen  '^ 
Wirthschaftsführung  beisammen  liegen,  können  bequem  zu  Viehweiden 
genutzt  werden.  Mit  Einführung  des  Einzelbesitzes  würde  Solches  schiele- 
rig  aufrechtzuerhalten  sein,  das  Weiden  auf  kleinen  Parcellen  ist  nicht 
geeignet  Dasselbe  gilt  von  der  Parcellirung  der  Wiesen  und  Weidm 
überhaupt  Bisher  genügte  ein  Hirt  für  die  ganze  Gemeinde,  beim 
Einzelbesitz  würde  auch  die  Viehhütung  eine  gesonderte  sein  müssen.^) 

5)  Für  gewisse  Landstriche  werden  noch  specielle  Gründe  ange- 
führt: z.  B.  dass  der  kleine  Grundbesitz  der  Natur  der  Steppen  und  dem 
grossen  Viehstand,  wie  er  hier  üblich  ist,  nicht  entspricht;  in  wasser- 
armen Gegenden  wird  auf  die  Nothwendigkeit  des  Zusammenlebens  in 
grossen  Dörfern  wegen  des  Mangels  an  Wasserstellen  hingewiesen*^) 

Wie  bereits  erwähnt,  spricht  sich  die  weit  überwiegende  Mehrzahl 
Deijenigen,  welche  über  den  Gemeindebesitz  ihr  Urtheil  abgeben,  geges 
denselben  aus,  und  auch  die  Mehrzahl  der  Bauern  erkennt  die  Schäden  des 
Gemeindebesitzes  an.  Hierbei  haben  wir  eine  Bemerkung  einzuschieben 
Wer  je  mit  dem  russischen  Bauer  ein  ßespräch  gefQhrt  hat,  wird  bemerkt 
haben,  wie  zurückhaltend  er  in  seinem  Urtheil  einem  „Herm^  gegenüber 
ist,  so  lange  er  dessen  Meinung  nicht  kennt,  und  wie  schnell  er  ihm  za- 
stinmit,  sowie^  ihm  diese  bekannt  wird  —  zumal  wenn  der  Fragesteller 
eine  obrigkeitliche  Person  ist  Ausserdem  kann  aus  der  Anerkeoniuig 
der  Schäden  des  Gemeindebesitzes  Seitens  der  Bauern  noch  nicht  ai^ 
deren  Wunsch  geschlossen  werden,  diese  Grundbesitzform  mit  der  indi- 
viduellen zu  tauschen. 


1)  Die  Wolostältesten  mit  Bauern  zweier  V^oloste  im  Kreise  Wladnnir  p«^ 
167—168  (erkennen  die  Schädlichkeit  des  Gemeindebesitzes  an). 

^  Ein  Gutshesitzer  des  Kreises  Porchow  (Gouy.  Pskow)  1.  c.  pag.  162,  hJÜt  dy 
Aussiedelung  auf  Einzelhöfe  für  undenkbar  —  wegen  der  Grösse  der  Dörfer  und  d-r 
Verschiedenheit  in  der  Beschaffenheit  der  Nutzungen. 

>)  Ein  bäuerlicher  Grundbesitzer  im  Kreise  Kromy  (Gouy.  OreL)  pag.  183,  Gq:«^ 
besitzer  im  Gonv.  Ssmolensk  pag.  165,  der  Präsident  des  Landamtes  des  Krcns«^« 
Tschem  (Gouy.  Tula)  pag.  182,  ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Perekop  (Gout.  Taarkn 
pag.  188  u.  A. 

^)  pag.  178  u.  a.  a.  St 
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Gegen  die  bestehende  Form  des  Gemeindebesitzes^  wie  gegen  den 
Gemeindebesitz  überhaupt,  werden  folgende  Gründe  angeführt 

1)  Da  die  einzelne  Wirthschaftsfamiiie  nur  zeitweilig  die  ihr  zuge- 
fallenen Landstücke  nutzt,  so  hat  der  Bauer  kein  besonderes  Interesse 
daran,  sein  Land  gut  zu  bearbeiten,  zu  düngen  etc.  Der  sorgsame  und 
arbeitsame  Wirth  ist  der  Gefahr  ausgesetzt,  dass  ihm  bei  der  nächsten 
Landamtheilung  seine  gut  bestellten  Parcellen  abgenommen  und  ihm  von 
seinen  faulen  und  sorglosen  Gemeindegenossen  deteriorirte  Parcellen  zu- 
gewiesen werden. 

So  betont  der  Präsident  des  Ereislandamtes  des  Kreises  Waldai 
(Gouv.  Nowgorod)  L  c.  pag.  161 :  „Je  häufiger  sich  bei  einem  Wirthe 
eine  sorgfältige  Bewirthschaftung  und  eine  erheblichere  Düngung 
der  Felder  zeigen,  desto  häufiger  konunt  es  zu  Umtheilungen,  da 
die  ärmeren  Bauern,  den  Nachbar  um  die  guten  Felder  beneidend, 
bei  der  Umtheilung  hoffen,  diese  zu  erlangen.  Nichts  würde  so  die 
A/beitsamkeit  heben  als  die  Abschaffung  der  Umtheilungen  und  der 
solidarischen  Haft'^  Der  Adelsmarschall  des  Kreises  Staraja  Russa  (in 
demselben  Gouv.)  I.e.  pag.  161  spricht  sich  ebenso  aus:  „die  gedüngten 
Felder  gehen  vom  guten  zum  nachlässigen  Wirth  über'',  desgleichen 
ein  Gutsbesitzer  aus  dem  Kreise  Wessegonsk  (Gouv.  Twer)  pag.  162, 
zwei  Gutsbesitzer  aus  dem  Kreise  Porchow  (Gouv.  Pleskau)  pag.  163, 
ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Duchowez  und  einer  im  Kreise  Ssmolensk 
(Gouv.  Ssmolensk)  pag.  164,  einer  im  Kreise  Juchnow  (in  demselben 
Gouv.)  pag.  164:  „der  Gemeindebesitz  gewährt  dem  Bauer  keine 
Möglichkeit,  den  Wohlstand  zu  erreichen,  welchen  er  bei  geson- 
dertem Besitz  seines  Landes  hätte'',  ein  Gutsbesitzer  im  Kreise 
Krassny  (in  demselben  Gouv.)  pag.  164:  „det  Bauer  sieht  das  Land 
nicht  als  das  seine  an,  desswegen  scheut  er  sich,  dasselbe  wie  er- 
forderlich zu  düngen,  zu  bessern,  er  verwendet  mehr  Aufinerksamkeit 
auf  das  Land,  welches  keiner  Umtheilung  unterliegt,  und  zwar  auf 
den  Garten,  das  Hanffeld  und  das  an  seinem  Wohnsitz  nahe  liegende 
Landstück,  das  aber  kaum  ^/^  des  ganzen  Ackerlandes  ausmacht", 
ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Meschtschowsk  (Gouv.  Kaluga)  pag.  165: 
„der  Bauer  führt  fast  allen  Dünger  auf  sein  Hanffeld,  die  Acker- 
felder werden  dagegen  fast  gar  nicht  gedüngt  aus  Besorgniss,  dass 
bei  der  Umtheilung  „die  gedüngten  Landtheile  auf  einen  anderen 
Wirth  übergehen";  Präsident  des  Kreislandamtes  Klin  (Gouv.  Mos- 
kau) pag.  167,  das  Stadthaupt  in  Nerechot  (Gouv.  Kostroma)  pag.  168, 
ein  Friedensvermittler  im  Kreise  Tschuchloma  (in  demselben  Gouv.) 
pa&  169,  sodann  die  Wolostältesten  von  vier  ländlichen  Wolosten 
im  Kreise  Juijewez  (in  demselben  Gouv.)  pag.  169:  „der  gesonderte 
Besitz  ist  besser  als  die  Umtheilung  der  Felder,  welche  in  Folge 
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derselben  schlecht  bearbeitet  werden^  und  es  wird  der  Boden  aus- 
gesogen^; der  Wolostälteste  einer  anderen  Wolost  in  demselben 
Kreise  pag.  169:  ,,die  Umtheilung  der  Felder  bringen  einen  bedeu- 
tenden Schaden,  da  hfiofig  das  gut  gedüngte  Land  eines  wohlbehal- 
tenen Wirthes  auf  einen  armen  übergeht,  welcher,  da  er  keioe 
Büttel  zu  seiner  guten  Bearbeitung  hat,  das  Land  vollständig  er* 
schöpft^';  ein  Wolostältester  in  demselbei  Kreise  pag.  169:  jM 
Gemeindebesitz  bringt  die  besondere  Erscheinung  zu  Tage,  dass  is 
Folge  der  häufigen  Umtheilungen  der  Felder  und  der  Ummessongeo 
der  Heuschläge  beim  Uebergang  von  einem  Hauswirthen  auf  eineo 
anderen  der  Ertrag  des  Bodens  sich  vermindert,  während  beiio 
Sonderbesitz,  wie  auch  beim  Gemeindebesitz,  wo  UmtheiluBgen  der 
Felder  selten  stattfinden,  der  Ertrag  des  Bodens  sich  verbessert  mi 
vergröss^;  dieses  erklärt  sich  daraus,  dass  beim  Sonderbesitr  jeder 
Hauswirth  für  die  möglichst  beste  Düngung  seines  Landstücks  Sor^ 
trägt,  da  er  weiss,  dass  dasselbe  nicht  in  andere  Hände  übergeben 
wird";  —  ein  Wolostältester  in  demselben  Kreise  pag.  169:  ^der 
Sonder-  und  hofweise  Besitz  des  Bodens  ist  weit  besser  als  der 
Gemeindebesitz.  Der  sorgsame  Wirth  düngt  stets  sein  Land  wie  es 
erforderlich  ist,  und  nach  Verlauf  von  sechs  Jahren  wird  dasselbe 
sicher  eine  gute  Ernte  geben;  wenn  nun  bei  einer  Umtheilong  der 
Felder  cUeses  Land  einem  Armen  zufallt,  so  wird  der  Boden  bald 
aas  Mangel  an  Dünger  und  guter  Bearbeitung  ausgesogen*^;  —  der 
Präsident  des  Kreislandamtes  des  Kreises  Balachna  (Gouv.  Nishnij* 
Nowgorod)  pag.  170  theilt  mit:  „Nach  den  Berichten  der  Wolost- 
Verwaltungen  führen  häufige  Umtheilungen  (in  5—6  Jahren)  zur 
Aussaugung  des  Bodens;  bei  langdauemden  Umtheilungsfiisten  1^ 
und  mehr  Jahren)  wird  das  Land  besser  bestellt^;  Präsident  de^ 
Kreislandamtes  des  Kreises  Ardatow  (in  demselben  Gouv.)  pag.  l'(^> 
der  Präsident  des  Kreislandamtes  des  Kreises  Knäginin  (in  i^^ 
selben  Gouv.),  sowie  der  des  Kreises  Gorbatow  pag.  170,  ein  Guts- 
besitzer im  Kreise  Kurmysch  (Gouv.  Ssimbirsk,  er  ist  Präsident  des 
Gouvemements-Landamtes  in  diesem  Gouv.)  pag.  171:  ,Jn  der  letzten 
Zeit  werden  die  Umtheilungen  der  Felder  auf  längere  Zeit  festjie- 
setzt,  in  Folge  dessen  sich  der  Landbau  verbessert  und  die  Dftngung 
der  Felder  allgemein  üblich  wird'';  Präsident  des  Kreislandscbail* 
amtes  des  Kreises  Ardatow  (in  demselben  Gouv.)  pag.  171,  der  de5 
Kreislandamtes  des  Kreises  Karsun  (in  demselben  Gouv.)  pag.  l'h 
ein  Landpächter  im  Kreise  Ssaratow  (im  gleichnamigen  Goavern. 
pag.  176,  ein  Friedens  vermittler  in  demselben  Kreise  pag.  l''^^ 
Präsident  des  Kreislandamtes  im  Kreise  Atkarsk  (in  demselben  Gouv* 
und  zugleich  Friedensvermittler  pag.  175:  „eine  Folge  der  Umthei- 
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iHsgen  ist  die  schlechte  Bestellong  des  BodenS;  eine  Folge  dieser 
die  ungenügenden  Ernten.  Die  Bauern  sehen  diesen  Schaden  der 
jahrlichen  Umtheilung  der  Felder  ein^  und  theilen  jetzt  möglichst 
selten^;  der  Präsident  des  Kreislandamtes  des  Kreises  Balaschow 
(in  demselben  6ouv.)  pag.  176:  „der  Gemeindebesitz  ist  nur  dann 
zweckentsprechend  9  wenn  die  Umtheiltmg  der  Felder  in  langen 
Zwischenräumen  erfolgt;  dort,  wo  dieselbe  nur  für  eine  kurze  Zeit 
gilt,  ist  die  Wirthschaft  der  Bauern  sdir  unbefriedigend^';  ebenso 
^cht  sich  ein  Girtsbesitzer  in  diesem  Kreise  aus  pag.  176;  zwei 
Gutsbesitzer  im  Kreise  Atkars  und  einer  im  Kreise  Ssaratow  pag.  176, 
die  Adelsmarschälle  der  Kreise  Mokschan  und  Nishnilomow,  zwei 
Gutsbesitzer  im  letzteren  Kreise,  mehrere  Gutsbesitzer  und  ein 
Gomeindeältester  im  Kreise  Gorodischtsche,  ein  Gutsbesitzer  im 
Kreise  Ssaransk  und  ein  anderer  im  Kreise  Kerensk  (im  Gouv. 
Pensa)  pag.  177;  die  Aeltesten  zweier  Woloste  im  Kreise  Ssaransk  (in 
demselben  Grouv.)  pag.  177:  „der  Gemeindebesitz  bei  häufiger  Um- 
tbeflong  der  Felder  schadet  sehr  dem  Getreidebau,  da  die  Bauern 
vigem  ihre  Antheile  düngen  und  viele  Arbeitstage  bei  den  jähr- 
licbeB  ümtheilungeh  verlieren.  In  diesem  Jahre  ist  der  Beschluss 
gdsßst  worden,  dass  die  Felder  umgetheilt  werden  und  für  die  Zeit 
von  15  Jahren  in  der  Nutzung  derselben  Bauern  ohne  Umtheilung 
bleiben  sollen'';  ein  Gutsverwalter  im  Kreise  Narowtschat  (in  dem- 
selben Gouv.)  pag.  177;  ein  Ehrenbürg^,  welcher  im  Kr^se  Pensa 
ansässig  ist,  pag.  177;  ein  Gutsverwalter  im  Kreise  Mokschan  (in 
demselben  Gouv.)  pag.  178;  Kreisadelsmarschall  des  Kreises  Tambow 
(im  gleichnamigen  Gouv.)  pag.  178;  sechszehn  Gutsbesitzer  und  sieben 
Gntepächter  aus  10  Kreisen  dieses  Gouv.  pag.  178;  die  Wolostältesten 
von  vier  Wolosten  im  Kreise  Koslow(Gouv.  Tambow)  pag.  178,  Guts- 
verwalter im  Kreise  Kursanow  (in  demselben  Gouv.)  pag.  179,  Guts- 
besitzer im  Kreise  Ussman  (in  demselben  Gouv.)  pag.  179,  Stadthaupt 
von  Lipezk  und  ein  Gutsbesitzer  in  diesem  Kreise  (in  demselben 
Gouv.)  pag.  179,  Präsident  des  Kreislandamtes  des  Kreises  Kasan 
(im  gleichnamigen  Gouv.)  pag.  179,  der  Wolostälteste  einer  Wolost 
im  Kreise  Jegorjewsk  (in  demselben  Gouv.)  pag.  180  (je  häufiger 
Umtheilungen,  desto  schlimmer");  Gutsbesitzer  im  Kreise  Saraisk 
(in  demselben  Gouv.)  pag.  180,  der  Aelteste  einer  Wolost  im 
Kreise  Saraisk  und  einer  im  Kreise  Ssaposhok  und  zwei  Gutsbesitzer 
im  letzteren  Kreise  pag.  180,  ein  Gutsbesitzer  im  letztgenannten 
Kreise  pag.  180;  ein  Friedensvermittler  im  Kreise  Michailow  pag.  180; 
ein  Bauer  im  Kreise  Krapiwna  und  einer  im  Kreise  Odojew  (im 
Gouv.  Tula)  pag.  181,  ein  Ehrenfriedensrichter  im  Kreise  Aleksin, 
m  Bauer  im  Kreise  Kaschira  und  ein  Landwirth  im  Kreise  No- 
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wossil  (im  Gouv.  Tula)  pag.  181,  Präsident  des  Kreislandamtes  des 
Kreises  Kaschira  pag.  181;  der  Präsident  des  Ereislandamtes  des 
Kreises  Jepifan  and  der  des  Kreises  Krapiwna  pag.  181,  PiäsideDt 
des  Kreislandamtes  des  Kreises  Bränsk  (im  Gouv.  Orel)  pag.  1^2. 
Gutsbesitzer  im  Kreise  Staryokol  (im  Gouv.  Kursk)  pag.  184|  Guts- 
besitzer im  Kreise  Achtyr  (im  Gouv.  Charkow)  pag.  185^  Gat^ 
besitzer  im  Kreise  Sslawänosserbsk  (im  Gouvem.  Jekaterinosskvi 
pag.  187  etc.  etc.  etc. 

Eine  erhebliche  Anzahl  von  Personen  spricht  sich  but  gan 
allgemein  aus,  dass  der  Gemeindebesitz  mit  Umtheilungen  schlimme 
Folgen  für  die  bäuerliche  Wirthschaft  hat  und  der  Yerbeasenmg 
der  Wirthschaft  hinderlich  ist,  wobei  jedoch  gewöhnlich  aoch  die 
solidarische  Haft  als  störende  Ursache  mitaufgeführt  wird,  so  der 
Wolostälteste  einer  Wolost  im  Kreise  Kortschewa  (Gouven.  IVer- 
pag.  162:  „Die  Umtheilungen  und  die  solidarische  Haft  sßxm  die 
Bauern,  ihre  Wirthschaft  zu  verbessern.  An  den  Orten,  wo  Unäfö- 
lungen  überhaupt  nicht  stattfinden,  sind  die  Bauern  weit  wohl- 
behaltener^'; der  Präsident  des  Kreislandamtes  Wessegonsk  (in  deur 
selben  Gouv.)  pag.  162,  Adelsmarschall  des  Kreises  MalojarosBlawez 
(im  Gouv.Kaluga)  pag.  166,  Präsident  des  Kreislandamtes  des  Kra- 
ses  Jurgew  (im  Gouv.  Wladimir)  pag.  167;  Präsident  des  Gouvers^ 
ments-Landamtes  des  Gouv.  Kostroma  pag.  168,  je  ein  Gutsbesitzer 
in  den  Kreisen  Pensa,  Morschansk,  Ssaransk  und  Gorodischtscbe 
(im  Gouv.  Pensa)  pag.  178,  ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Liwni  im 
Gouv.  Orel)  pag.  182  etc.  etc. 

Aus  diesen  vielen  Aeusserungen,  welche  noch  vermehrt  werden  köBnOi 
ergibt  sich,  dass  häufige  Umtheilungen  des  Gemeindelandes,  ocl 
speziell  des  Ackerlandes,  die  bäuerlichen  Wirthschaften  sch&digen:  aas 
Nord  und  Süd,  aus  West  und  Ost,  aus  dicht  wie  aus  dünn  bevölkerten, 
aus  Industrie-  und  gewerbearmen,  wie  aus  Industrie-  und  gewerbereichen 
Gegenden,  aus  den  fruchtbaren  Gebieten  der  Schwarzerde  und  ans  den 
relativ  unfruchtbaren,  aus  alten  Culturländern,  wie  aus  neucoloiusiit»!  — 
überall-  ertönt  die  gleiche  Klage  über  die  den  landwirthschaftlichoi  Ee 
trieb  schädigende  Wirkung  häufiger  Umtheilungen. 

Wie  aus  diesen  Angaben  ersichtlich,  ist  die  Sitte  jährlicher  Vny^ 
theilungen  bei  den  Bauern  auf  Privatgütem  eine  recht  verbreitete,  ä 
scheinen  drei-  und  sechsjährige  Umtheilungsfristen  (entsprechend  dexs 
sehr  weit  verbreiteten  Dreifeldersystem)  am  verbreitetsten  za  sein.  U 
den  letzten  Jahren  sind  auch  —  immer  häufiger  —  Gemeindebe8cblü>^ 
gefasst  worden,  welche  die  Dauer  der  betreffenden  Landnutzung  aof  !:j 
bis  15,  ja  20  Jahre  normiren.  Häufig  bestehen  keine  speziellen  Beschlüsse! 
hierüber:  jährlich  wird  in  der  Gemeindeversammlung  hierüber  entschiej 
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den.  Dieser  Modus  wirkt  in  praxi  wie  die  jährlichen  Umtheilungen:  der 
Besitz,  die  Stetigkeit  der  Nutzung  des  Antheils  wird  in  gleicher  Weise 
jährlich  in  Frage  gestellt  Auf  den  Domänengütern;  nicht  so  allgemein 
auf  den  Kaiserlichen  Apanagegütem,  sind  zumeist  Umtheilungen  von 
Revision  zu  Revision  oder  alle  zehn  Jahre  üblich,  doch  nicht  ohne  Aus- 
nahmen^). Je  kürzer  die  Umtheilungsfristen  sind,  desto  sorgloser  wird 
das  Feld  bestellt  Der  Dünger  wird  nur  auf  das  gesetzlich  und  usuell 
nicht  der  Umtheilung  unterliegende  Gartenland  im  Gehöft  und  das  dem 
Gehöft  zunächst  liegende,  gewöhnlich  demselben  Wirth  verbleibende  Acker- 
land gebracht,  die  Bauern  geben  sich,  wie  einige  Stinmien  behaupten, 
nicht  einmal  die  Mühe,  den  überschüssigen  Theil  desselben  auf  die  weiter 
belegenen  Aecker  zu  führen,  sondern  lassen  ihn  nutzlos  am  Yiehstall 
liegen.  Auch  verwenden  sie  ihn  zur  Düngung  anderweitig,  ausserhalb 
des  Gemeindelandes  gepachteter  Landstücke  ^).  Es  werden  auch  Beispiele 
angeführt,  dass  der  Dünger  in  Gegenden,  wo  sich  Abnehmer  finden,  ver- 
kauft wird^>  Die  geringe  Verwendung  des  Düngers  hat  vielfach  die  Er- 
scheinung zur  Folge,  dass  der  Viehstand  verringert  und  das  überschüssige 
H^  verkauft  wird.  Auch  wird  constatirt,  dass  in  den  Gemeinden,  in 
welchen  die  Umtheilungsperiode  auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  fest- 
gesetzt ist,  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Umtheilung  die  Felder  gut 
gedöngt  und  gepflegt  werden,  je  näher  jedoch  der  Termin  der  neuen 
Umtheilung  heranrückt,  um  so  schlechter  der  Boden  bearbeitet,  ja  dete- 
riorirt  wird^). 

Wenn  auch  in  geringerem  Masse,  so  leiden  doch  auch  die  Wiesen 
durch  den  Mangel  an  Stetigkeit  in  ihrer  Nutzung:  sie  werden  nicht  ge- 
reinigt, sie  verwachsen  etc. 

1)  So  bemerkt  der  Präsident  des  Ereislandamtes  des  Kreises  Krestzi  (im  Gouy. 
Nowgorod)  pag.  161,  dass  in  diesem  Kreise  die  Dom&nenbauern  alle  drei  Jahre  theilen, 
waa  einen  ungünstigen  Einflnss  auf  ihre  Wirthschaft  Übt:  sie  halten  wenig  Yieh^ 
düngen  schiecht 

')  Präsident  des  Kreislandamtes  des  Kreises  Gorbatow  (im  Gouv.  Nishnij-Now- 
gorod)  pag.  170. 

>)  So  ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Kineschma  (Gout.  Kostroma)  pag.  169. 

*)  Aeltester  und  Bauern  einer  Wolost  im  Kreise  Klin  (im  Gouv.  Moskau)  pag. 
167:  n^er  Gemeindebesitz  bringt  zu  Wege,  dass  das  Land  nicht  sorgfältig  genutzt 
wird;  sie  ziehen  es  vor,  lieber  das  Heu  zu  verkaufen  und  weniger  Vieh  zu  halten,  als 
um  die  D&ngung  ihrer  Landantheile  Sorge  zu  tragen.  Die  Schuld  trägt  die  Unkennt- 
niss  darüber,  wann  die  nächste  Umtheilung  erfolgen  wird.  Bei  den  Domänenbauern 
finden  dagegen  die  Umtheilungen  gewöhnlich  nach  10  Jahren  statt,  welche  Frist  durch 
einen  Gemeindebeschluss  bestimmt  ist;  dessbalb  bemühen  sich  auch  die  Bauern,  ihr 
Land  besser  zu  düngen  und  mehr  Vieh  zu  halten;  bei  diesen  Bauern  hat  der  Ge- 
meindebesitz nur  das  zur  Folge,  dass  die  Ausfuhr  des  Düngers  auf  das  Feld  in  den 
letzten  drei  Jahren  vor  einer  neuen  Umtheilung  unterlassen  wird.  Der  bestehende 
Gemeindebesitz  hält  die  Bauern  ab,  das  Land  zum  Eigenthum  zu  erwerben.  Von  der 
Einführung  des  Sonderbesitzes  kann  nur  Vortheil  erwartet  werden". 
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2)  Der  Gemeindebesitz^  und  speziell  die  Umtheilongen,  bringen  eine 
übergrosse  Macht  der  Gemeinde  ttber  die  einzelnen  Glieder  mit 
sich.    Die  Gemeinde  führt  gan^  autokratisch  die  Umtheilung  aus,  ohne 
Etwas  von  einer  Beschwerde  bei  dem  Friedensvermittler  zu  befbchteD: 
zu  haben.    Dass  sie  bei  den  Umtheilungen  mitunter  nicht  streng  nacki 
Gerechtigkeit  verfährt;  bezeugen  viele  Klagen,  welche  gegen  sie  erhob»! 
werden  ^).   Die  Gemeinde  wird  entweder  von  den  faulen  und  nachlässigral 
WirtheU;  welche  nur  zu  häufig  die  Majorität  in  der  Gemeinde vei8aniift-| 
luug  bilden,  oder  von  den  f^ipoijsfif^  (wörtHch  fibersetzt:  Gemeindefr^ser  l 
beherrscht:  hierunter  werden  diejenigen  wohlhabenden  Wirthe  verstanden,; 
welche  durch  Vertheilung  von  Vorschüssen  an  ärmere,  in  Verlegoiheft 
befindliche  Gemeindeglieder  und  durch  andere  Mittel  eine  erhebUcbe  An- 
zahl von  Wirthen  in  Abhängigkeit  zu  halten  wissen  und  durch  derm 
Stimmen  die  Gemeinde  beherrschen.    In  beiden  Fällen,  sowohl  m  des- 
jenigen, in  welchen  die  wirthschaftlich  schwachen  Wirthe,  als  anth  k 
denjenigen,  in  welchen  die  überstarken  Wirthe,  die  Mipod^A^i,  herrschen, 
werden  die  Umtheilungen  ungerecht  und  auch  sonst  die  Anderen  s<%a- 
digend  ausgeführt    So  werden  hierbei  die  von  den  tüchtigen  Wirth» 
gut  bestellten  Felder  diesen  abgenommen  und  den  „Gemeindefiressern', 
resp.  den  nachlässigen  Wirthen  zugetheilt,  welche  das  Land  bald  aus- 
saugen und  dann,  nach  besser  gepflegten  Aeckem  lüstern,  eine  neue  Um* 
theilung  verlangen  ^).    Die  Macht  der  „Gemeindefresser^  zeigt  sich  aucb 


^)  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Duchowschtschina  (im  Oouy.  Ssmolensk)  pag.  164 
„Die  Gemeinde  drückt  den  guten  Wirth;  die  neidische  Gemeinde  beengt  und  stört 
ihn,  indem  sie  seine  Erfolge  kürzt'*  u.  A.  m. 

>)  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Meschtschowsk  (Gout.  Kaluga)  pag.  166:  ^Jkr 
Gemeindebesitz,  welcher  sehr  viele  gute  Seiten  hat,  hat  auch  nicht  allein  sdüimmt, 
sondern  auch  schädliche,  und  zwar  1)  die  solidarische  Haft,  wobei  der  Faolleaser 
und  Verschwender  das  Priyilegium  geniesst,  keinerlei  Abgaben  zu  sahlen,  da  9em 
arbeitsamer  und  sorgfältiger  Nachbar  für  ihn  zu  zahlen  verpflichtet  Ist;  2)  die  er- 
drückende und  schädigende  Willkür  der  Gemeinde:  auf  d^  Gemeindev«^aiiiMlnnf 
herrschen  nicht  selten  zwei  oder  drei  Wirthe,  welche  über  die  Mehrzahl  der  Stimm^a. 
ihre  Schuldner,  gebieten,  stürzen  die  ehrlichen  und  arbeitsamen  Wirthe  üi's  £l«Qd. 
ohne  Genehmigung  der  Gemeinde  darf  keine  Arbeit  in  Angriff  genommen  werden  b«i 
Strafe  von  wenigstens  Va  Wedro  Branntwein  zu  Gunsten  der  Gemeinde;  8)  die  hio- 
flgen  Theilungen  geben  den  Reichen,  den  „Gemeindefiressem**  Gelegenlieit,  sidi  db 
gedüngten  Felder  zu  verschaffen;  und  4)  was  die  Hauptsache  ist,  beim  Qem^afk 
besitz  ist  nicht  allein  jede  Vervollkommnung  des  Betriebes,  sondern  die  JBmAümiai 
irgend  einer  Gulturpflanze  undenkbar,  besonders  wenn  sie  später  als  jetit  üblirkem 
Pflanzen  zu  säen  sind,  nach  deren  Abnahme  das  Vieh  Alles  zertritt*'.  —  Ein  Gvt^ 
besitzer  im  Kreise  Ussman  (im  Gouv.  Tambow)  pag.  179:  ,fiw  Umtheünagea  der  Feld^ 
mit  dem  Gemeindebesitz  führen  zur  Erschöpfung  des  Bodens.  Wenn  Jemaad  ans  dfr 
grossen  Zahl  der  einflusslosen  Bauern  sein  Land  gedüngt  hat,  so  veriangt  der  G«- 
memdefresser  von  der  ihm  unterthänigen  Gemeindeversammlung  eine  Ümtheünag  nnd 
erhält  den  gedüngten  Landantheil  für  sich**. 
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kün,  dass  sie^  nachdem  sie  durch  Vorschüsse  etc.  die  Aermeren  in  ihre 
Gewalt  bekommen  haben,  ihnen  die  Landantheile  —  gegen  die  gering* 
iBgigste  Vergütong  —  abnehmen^). 

3)  £ine  natfirliche  Folge  der  Unsicherheit  des  Besitzes  und  der  über- 
gössen Gewalt  des  y^Uii^,  sowie  auch  der  solidarische  Haft  der  Gemeuade 
Ür  die  rechtzeitige  und  vollständige  Entrichtung  der  Steuern  und  anderen 
Zfthtoogen  an  den  Staat  wie  der  an  die  Gutsbesitzer,  ist  die,  dass,  da 
üe  Gefahr,  bei  d^  nächsten  UmAheiliHig  sein  gut  bestelltes  Feldstück 
gegen  ein  sddedit  gepflegtes  vertauscht  zu  erhalten,  jede  energische 
Arbeit  lahm  gelegt,  der  Bauer  überhaupt  sorglos,  nacUäsaig,  faul  wird  2). 
Der  Unternehmungsgeist  wird  nicht  gefördert,  sondern  unterdrückt  Da- 
bei bat  er  keine  Anhänglichkeit  an  den  Boden,  welcher  ihn  nährt  und 
welchen  er  und  seine  Vorfahren  seit  undenklichen  Zeiten  bebaut  habend 
Das  erzieherische  Moment,  welches  in  der  selbststäadigen  Leitung  eiues 
Wirthschaftsbetriebes  liegt,  und  das  ein  entscheidender  Grund  für  die 
Erhaltimg  eines  aelbstständigen  Bauernstandes  ist,  geht  bei  der  bestehen- 
den Art  des  Gemeindebesitzes  fast  vollständig  verloren. 

4)  Alle  Nachtheile,  welche  die  Gemenglage  der  Grundstücke  (die 
Schmirwirthschaft)  überhaupt  mit  sich  bringt,  sind  auch  beim  Gemeinde- 
besitz vorhanden.  Bekanntlich  wird,  da  das  Land  nicht  boniürt  ist,  die 
gesaBunte  Acker-  und  Wiesenfläche  in  so  viele  Theile  getheilt,  als  die 
Verschiedenheit  der  Güte  des  Landes,  wie  seiner  Lage  zum  Dorf  eine 
Verschiedenheit  des  Werthes  der  einzelnen  Theile  des  Acker-  und  des 


^)  EinFriedensrenDittler-Kandidat  de8Kreise8Zarizyn(im  Gout.  S8aratow)pag.l76: 
y^m  Qemeiiidebesitz  lebt  der  wohlhabende  Bauer  stete  auf  Beehntmg  des  Armen; 
venu  ftueh  nielit  umsonst,  so  doch  für  die  geringste  Bezahlung,  beackert  er  einen 
^eä  seines  Areals,  sein  Vkb  weidet  ohne  jegliche  EntaefaftdiguBg  auf  dem  Lande  des 
^«^en,  was  beim  Sonderbesits  nicht  mflglioh  ist''. 

^  Der  Pvteideat  des  Kreislandamtes  des  Kreises  Michaüow  (im  Qoav,  Tambow) 
P^'  160:  ,^Dcr  Oemeiiidebesitz  erweist  sich  als  ein  nnTortheühafles  System,  da  er 
ZV  Fsulheit  nnd  zam  Sichverlassen  auf  Andere  führt";  ein  Ontsritositcer  im  Kreise 
Feodoaa  (Gonv.  Tannen)  pag.  187:  „Ueber  den  Gemeindebesitz  ist  soviel  Streit  ge- 
^^  da8S  es  flberflflasig  ist,  ider&ber  noch  ein  Wort  an  verlieren.  Nur  Eins  wiU 
^  iKnrorheben:  man  musa  aa  Muten  des  Volkes  leben  und  sehen»  wie  sich  derjenige 
^fftk  Bittlieh  ftebt,  du«h  welch'  eine  Festigkeit»  Selbststtadigkdt,  Sparsamkeit  und 
^'j^^itsimkeit  deoenige  sich  aoazeidhnet,  welcher  ein  eigenes  Stack  lAind  besitzt  und 
^in,dass  sein  Land  ein  Erbe  seinerl^achkommidnschaft  ist;  daeu  kann  er  dasselbe  im 
^le  der  ifeth  oder  bei  Aussicht  auf  ii^imd  «inen  Qewimi  verpaadeo,  die  Glieder 
^  Vtfkgemeinde  «ind  Mieäislente,  die  Gttindfaesitaer  —  die  persönlichen  Herren 
^  GtiDd  und  Bodtns.*« 

*)  I>er  Psäsklent  des  Goavemem6nt»*l4sadamtes  des  Gouv.  Ssmolensk  pag»  164: 
^gtichheb  an  den  Boden  und  der  Wvnseh,  ihn  mi  tcffbessera»  besteht  nicht;  nach 
^  Befrciaag  der  Baoem  geben  sie  itamer  hftnfiger  ihren  Anth«dl  aul^  ziehen  in  die 
^titodt  mid  in  andere  SOdte  oder  siedeln  sich  auf  einem  eigenen  Stock  Land 
^  welches  kanm  .für  eine  Hütte  und  einen  Garten  ausreicht. 


-    46    - 

Wiesenlandes  bedingt;  sodann  wird  jedes  Land  durch  die  Zahl  der  Wirthe 
(resp.  Täglo's)  getheilt;  jeder  Wirth  erhält  in  jedem  Felde  einen  Antheil 
Je  ungleichartiger  nun  die  Beschaffenheit  des  Gemeindelandes  ist,  desto 
grösser  ist  demnach  die  Zersplitterung  des  Bodens  und  die  Gemengwirih- 
schaft;  deren  Nachtheile  in  dem  Verlust  am  nutzbaren  Boden  durch  die 
vielfachen  Grenzen,  in  der  Vergeudung  von  Arbeitszeit  durch  das  Hiih 
und  Hergehen,  in  der  grossen  Entfernung  einiger  Parcellen  vom  Wirth- 
schaftshof  und  in  der  Beschränkung  bei  Nutzung  des  Landes  und  bei 
Wahl  der  Pflanzen  liegen.  So  ist  es  dem  Einzelnen  verboten,  das  Brach- 
feld dreimal  zu  pflügen,  wenn  die  Anderen  es  nur  zweimal  thun,  da  Abs 
Feld  dem  Vieh  zur  Weide  dienen  soll,  ebenso  kann  er  das  Winterkon) 
nicht  früher  als  die  Anderen  säen,  das  Grasschneiden  kann  er  nicht  nach 
eigenem  Gutdünken  vornehmen,  er  muss  erst  die  Umtheilung  der  Wiesen 
abwarten,  welche,  auch  wo  für  die  Felder  eine  mehrjährige  ümthefliiDgs- 
frist  üblich  ist,  gewöhnlich  jährlich  wiederholt  wird;  auch  nicht  später 
als  die  Anderen  kann  er  diese  Arbeit  ausführen,  da  nach  dem  Schxütt 
das  Vieh  auf  die  abgemähten  Wiesen  zur  Weide  getrieben  wird. 

Die  Schnurländereien  sind  häufig  so  schmal,  dass  sie  nur  der  Länge, 
nicht  der  Breite  nach  gepflügt  werden  können^). 

5)  Sowohl  wegen  der  ümtheilungen,  als  auch  wegen  der  Gemeog- 
läge  der  Grundstücke  ist  der  Uebergang  zu  einer  mehrfelderigea 
Wirthschaft,  sowie  zu  jedem  rationelleren  Betrieb  nur  dann  mos* 
lieh,  wenii  die  Majorität  in  der  Gemeinde  sich  für  eine  solche  Aendenms: 
entscheidet*).    Da  aber,  wie  die  Geschichte  es  tausendfaltig  lehrt,  dir 

>)  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Wessegonsk  (im  Gouv.  Twer)  pag.  162:  ^JHe  In- 
theilungen  der  Felder  wirken  dahin  ungünstig,  dass  1)  sie  dem  einwlnen  Hansvinli 
nicht  die  Möglichkeit  gew&hren,  die  Bestellung  seiner  Felder  zu  Terbessem:  biuä^ 
kann  wegen  der  Schmalheit  der  Schnurländer  mcht  in  die  Quere  gepflügt  und  gee^^ 
werden,  das  S&en  wird  erschwert,  viel  Land  geht  durch  die  Grenzen  ▼erloren;  2)  das» 
sie  (d.  h.  die  ümtheilungen)  den  Bauer  zwingen,  «eine  Wirthschaft  gerade  so  cd  bo* 
treiben  wie  die  Mehrzahl:  sowohl  in  Betreff  der  Culturpflanzen,  als  in  Betreff  der  Zeh. 
So  kann  er  z.  B.  nicht  früher  als  die  Anderen  mit  dem  M&hen  beginnen,  sondern  er 
muss  warten,  bis  die  Wiesen  getheilt  sind;  8)  dass  sie  dem  Bauer  die  Sicherlteit  auf 
die  Resultate  seiner  Arbeit  rauben'S  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Ssapoahok  (im  Gocv. 
R&san)  pag.  180:  „Der  Vorzug  des  Sonderbesitzes  besteht  ausser  der  Beseitiguiig  dtf 
Ümtheilungen  in  der  Nähe  der  Felder  zum  Gehdft,  welche  viel  Zelt  erspart  und  d^^^ 
schnelle  Abnehmen  der  Feldfrüchte  in  regnerischen  Zeiten  ermöglicht.  Die  gerinfr 
Anzahl  von  Wirthen,  welche  im  Sonderbesitz  arrondirte  Landstücke  in  einer  Gross» 
von  5—80  Dess&t.  haben,  führen  ihre  Wirthschaft  besser  und  sind  wolübeh&ltem-r 
als  die  anderen".  Die  Bauern  eines  Dorfes  im  Kreise  Aleksin  (im  Gouv.  Tola)  pag.  181 : 
,jDie  Ümtheilungen  der  Felder  haben  einen  sehr  schlimmen  Einfluss  auf  die  Wirtb< 
Schaft  der  Bauern,  da  die  Antheile  aus  sehr  kleinen  Feldstücken  bestehen'*. 

>)  Der  Präsident  des  Gouvemements-Landamtes  des  Gouv.  Ssmolensk  pag.  l<vi: 
„Der  Gemeindebesitz  uttd  die  bei  demselben  unvermeidliche  Gemenglage  und  Schnur- 
ländereien machen  nicht  allein  rationelle  Verbesserungen  der  Wirthschaft,  sondefA 
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tosse  Masse,  besonders  aber  eine  bäuerliche  Bevölkerung;  einem  jeden 
Fortschritt;  überhaupt  einer  jeden  Neuerung  schwer  zugänglich  ist  und 
ich  erst  dann  zu  einem  Aufgeben  des  Althergebrachten  im  Wirthschafts- 
etrieb  entschliesst; .  wenn  sie  practische  beispiele  einer  grösseren  Ben- 
ibilität  vor  Augen  hat;  so  wird  die  Einführung  eines  jeden  rationelleren 
ietriebes  sehr  aufgdiiQten;  ja  fast  unmöglich  gemacht:  der  verständige; 
Ke  Masse  an  Einsicht  überragende  Wirth  kann  nicht  mit  einer  Neuerung 
«Ibstständig  vorgehen  und  den  Anderen  zum  Vorbild  dienen. 

Endlich  treten  die  Gegner  des  Gemeindebesitzes;  wie  bereits  bemerkt; 
^en  ein  Institut  au^  welches;  wenn  es  auch  nicht  wesentlich  mit  ihm 
cDsammenhängt;  doch  in  enger  Beziehung  zu  ihm  steht;  das  ist  die  soli- 
darische Haft  der  Gemeinde  in  Betreff  der  Entrichtung  der  Staat* 
üchen  Leistungen,  wie  auch  der  an  die  Gutsbesitzer.  Es  wird  geltend 
gemacht;  wie  sie  die  nachtheiligen  Wirkungen  des  Gemeindebesitzes  be- 
deutend erhöht.  Bewirken  die  periodischen  Umtheilungen  eine  schlechte, 
nachlässige  Bestellung  des  Bodens,  so  stört  die  solidarische  Haft  die 
Veigrosserung  des  bäuerlichen  Wirthschaftsinventars,  ja  sie  veranlasst 
^ogar  eine  die  Wirthschaft  schädigende  Verminderung  desselben.  Die 
Furcht;  die  Rückstände  anderer  Gemeindeglieder  bezahlen  zu  müssen; 
hält  den  fleissigen  Wirth  davon  ab,  seine  Ersparnisse  auf  die  Vergrösserung 
des  Inventars  zu  verwenden:  er  verbirgt  dieselben  in  seiner  Truhe,  be- 
schrankt seinen  Viehstand  auf  das  geringste  Mass,  klagt  über  den  schweren 
Drock  der  Steuern,  kommt  seinen  Verpflichtungen  gegen  Staat,  Gemeinde 
nnd  den  Gutshesitzer  erst  nach  Drohungen  nach;  wirthschaftet  und  lebt 
wie  ein  ganz  Armer,  um  nur  in  der  ganzen  Gemeinde  als  Armer  zu  er- 
scheinen. Dass  unter  solchen  Verhältnissen  jeder  Sporn  zur  Arbeitsam- 
l^eit  ertödtet,  dagegen  das  Nichtsthun,  die  Trunksucht  mit  air  den  da- 
otit  zosammenhängenden  schlimmen  Folgen  im  hohen  Masse  befördert 
werden,  bedarf  keines  weiteren  Nachweises*). 

ml  überhaupt  einen  ordnungsmftssigen  Betrieb  unmöglich".  *Em  Gutsbesitzer  im  Kreise 
Käshsk  (im  Gout,  Kasan)  pag.  180:  ,4^ie  Umtheilung  der  Felder  geschieht  selten  und 
äie  Bauern  suchen  einer  solchen  so  lange  als  möglich  zu  entgehen,  doch  die  jährliche 
tmthenung  der  Wiesen  beraubt  sie  einiger  Tage  und  Terhindert  sie,  etwas  zur  Ver- 
böserung der  Wiesen  zu  unternehmen.  Ueberhaupt  besteht  der  wesentliche  Mangel 
des  Gemeindebesitzes  darin,  dass  er  jede  neue  Einführung,  also  jede  Verbesserung 
hindert.« 

^)  Der  Aelteste  eines  Gebietes  im  Kreise  Krestzi  (im  Gouv.  Nowgorod)  pag.  161 : 
)^ie  solidarische  Haft  stört  sehr  die  Bauern,  Capital  in  ihre  Wirthschaft  zu  stecken. 
^«in  Isprawnik  wäre  im  Stande  so  hart  und  so  erbarmungslos  mit  den  Nichtzahlenden 
^  Terfehren,  wie  jetzt  die  Gemeinde  verfahrt".  Zwei  Gutsbesitzer  im  Kreise  Porchow 
wd  einer  im  Kreise  Pskow  (im  gleichnamigen  GouTemement)  pag.  163:  „Der  (Je-' 
Q^emdebesitz  und  die  solidarische  Haft  müssen  beseitigt  werden'*;  ein  Gutsbesitzer  im 
<^ouv.  Ssmolensk  pag.  164:  „Eine  der  wesentlichsten  Ursachen  der  Armuth  der  Bauern 
^tdie  solidarische  Haft,  nach  weichet  in  jeder  Landgemeinde  alle  Glieder  f&r  einander 
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Wie  haben  sich  die  Bauern  gegen  die  allseitig  anerkannten  scUish 
men  Wirkungen  der  üblichen  Form  des  Gemeindebesitees  zu  schütia 
gesucht?  Auch  zur  Beantwortung  dieser  Frage  geben  die  der  Gonunissioft 
über  den  Gemeindebesitz  zugegangenen  Angaben  einigen  Auisehliijss.  In 
Grossen  und  Ganzen  befinden  sich  die  Gemeinden  hülf los  geg&i  diese 
Calamität  Aus  mehreren  Gouvernements  wird  jedoch  gemeldet,  dass, 
um  den  üblen  Folgen  der  Umtheilujigen  zu  entgehen,  die  Umthaluigs- 
frist  verlängert  wird.  Und  als  Besultat  dessen  wird  constatirt,  dass  die 
Wirthschaft  sich  bedeut^d  besser  gestaltet:  das  Land  wird  gedüngt  mA 
überhaupt  sorgfältiger  bestellt  ^).    Auch  findet  sich  eine  sehr  beachteBs- 


in  Betreff  der  recktzeitigen  Entrichtung  der  Zahlungen  gegen&ber  der  Regieru^ 
antworüich  sind.    Hi^niach  muss  des  ordentliche  und  arbeitsame  Wirth  an  dirck 
Arbeit  erworbenes  Geld  für  den  unordentlichen  FauUenzer  weggeben.     DieKr  üa- 
stand  vertreibt  den  Bauern  die  Lust,  ihre  Wirthschaft  zu  yerbessem,  den  V idifiU&d  n 
tergrössern,  da  er  stets  berechnet,  dass  sein  Vieh  für  die  Schulden  irgend  eines  Fvol- 
lenzers  verkauft  werden  kann.  Desshalb  zieht  er  es  vor,  das  erarbeitete  Geld  onpraduc- 
tiT  in  der  Truhe  au&ubewahren,  statt  dasselbe  in  seiner  Wirthschaft  ra  venrci^ 
So  erreicht  auch  die  solidarische  Haft  nicht  den  Zweck  der  Regierung  —  A  Sdo^ 
Stellung  der  bäuerlichen  Zahlungen.    Nach  Aufhebung  der  solidarischen  Haft  vftHe 
jeder  Bauer  wissen,  dass  er  nur  für  sich  verantwortet,  er  würde  für  seine  ZahlnafQ 
Sorge  tragen  und  das  Geld  nicht  verstecken,  sondern  es  zur  Yergrösserung  und  Ter- 
besserung  seiner  Wirthschaft  verwenden.    Jetzt  aber  zahlt  auch  der,  welcher  nUa 
könnte,  nicht  und  versichert,  dass  er  nichts  hat;  erst  dann  zahlt  er,  wenn  aaa  Kt 
dem  Verkauf  seines  Vieh's  beginnt,  —  und  alles  Dieses  aus  der  Fujwht,  dass,  wai 
er  rechtzeitig  zahlt,  er  zur  Bezahlung  für  Andere  herangezogen  wird«    l^ach  Aoi- 
hebung  der  solidarischen  Haft  werden  die  Abgaben  sicherlich  regelmässiger  einfliessOf 
werden  sich  mehr  wohlbehaltene  Leute  als  jetzt  erweisen,  die  bäuerliche  Wirthschii( 
würde  sich  verbessern,  und  wenn  sich  auch  zahlungsunfähige  Personen  finden  werdo, 
so  hat  Solches  in  der  ganzen  Masse  keine  Bedeutung  und  jedenfiüls  kdanan  U»ßSr 
nahmen  getroffen  werden,  dass  die  dem  Fiskus  zukommenden  Zahlungen  einlaifeB,  — 
wenn  nur  ein  Jeder  weiss,  dass  er  nur  für  sich  verantwortet" 

^)  Präsident  des  Ereislandamtes  des  Kreises  Erestzy  (im  Gouv^  Noir|or<^^) 
pag.  161,  ein  Wolostältester  im  Kreise  Kortschema  (im  Gouv.  Twer)  pag.  IfiS:  n^ 
den  Orten,  wo  ümtheilungen  überhaupt  nicht  stattfinden,  sind,  die  Baaen  be- 
deutend wohlbehaltener".  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Belsk  (im  Gouv.  Ssnoleiisk' 
pag.  164:  „Seit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  sind  ümtheilungen  eise  seltene  Ei» 
scheinung."  Ein  landloser  Bauer  im  Gouv.  Kaluga  pag.  166,  der  Präsident  des  Krei»- 
landamtes  des  Kreises  Danilow  (im  Gouv.  Jarosslaw)  und  auch  zwei  Banon  in  djesca 
Kreise  pag.  168.  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Jarosslaw  pag.  168:  „Umtheflungea  finden 
selten  statt  —  nur  in  den  Fällen,  wenn  durch  Abnahme  der  Seeleniahl  einer  Ftmiljc 
der  Antheil  ihr  zu  gross  wird  und  durch  Todesfälle  etc.  verwaistes  Land  an  die  G^ 
meinde  zurückfällt".  Mehrere  Wolostälteste  im  Kreise  Jurgewez  (im  Gouv.  Kostroma^ 
pag.  169,  Präsident  des  Kreislandamtes  Balachna<im  Gouv.  Nishng*Nowgorod)  pag.  170^ 
Gouvemements-Adelsmarschall  des  Gouv.  Kasan  pag.  170^  Präsident  des  KraaUwi- 
amtes  des  Kreises  Malmysh  (im  Gouv.  Kasan)  psg.  170,  Präsident  des  Kreisisndsatea 
des  Kreises  Balaschow  (im  Gouv,  Ssaratow)  pag.  176,  zwei  Wolostälteste  im  KxtM 
Ssaransk,  ebenso  zwei  im  Kreise  Pensa,  und  ein  Wolostältester  im  Kreise  XBchesbar 
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rerthe  Erscheinung:  ein  Theil  des  Feidareais  wird  ganz  aus  der  Um* 
heilnng  ausgesdilossen  und  verbleibt  demnach  demselben  Hof.  So  sind 
B  besonders  die  Hanffelder^  welche  den  allgem^en  Umtheilungen  ent- 
»gen  werden  —  wegen  der  Nothwendigkeit  einer  sorgfaltigen  Bestel- 
BDg  des  Bodens,  wie  der  Hanfbau  es  verlangt;  hierzu  werden  die  dem 
lof  zunächst  belegenen  Feldstücke  verwandt.  ^} 

Auch  haben  in  einigen  Gegenden  die  Gemeinden  die  Bestimmung 
Ktroffen^  dass  die  gedüngten  Felder  nicht  der  Umtheilung  unterliegen. ') 
Endlich  wird  constatirt,  dass  in  manchen  Gegenden  der  einzelne  Wirth 
seinen  Landantheil  behalten  kann  und  behält,  so  lange  er  die  Steuern 
lor  denselben  zahlt'),  und  auch  dass  das  Land  überhaupt  nicht  umge- 
»eilt  wird.  *) 

Was  den  Uebergang  vom  Gemeindebesitz  zum  Sondereigen- 
thom  anbetrifft,  so  findet  ein  solcher  sehr  selten  statt  Die  Daten,  welche 
bieraber  die  Befragten  geben,  sind  meist  ganz  allgemein  gehalten  und 
erbeben,  soweit  sie  auch  zifiermässig  angegeben  sind,  nicht  den  Anspruch 
äTif  Vollständigkeit  Schon  der  von  mehreren  Seiten  betonte  Umstand, 
dass  so  manche  Gemeinde  nominell  eine  bleibende  Theilung  vorgenom- 
men und  somit  vor  dem  Gesetz  als  im  Sondereigenthum  befindlich  gilt, 
Od  von  der  solidarischen  Haft  befreit  zu  werden,  oder  um  einigen  wohl* 
babesden  Wirthen  die  vollständige  Ablösung  ihres  Antheils  zu  ermög- 
lichen, während  in  Wirklichkeit  die  Umtheilungen  nach  wie  vor  statt- 


iGoQT.  Pensa)  pag.  177  und  178,  Präsident  des  Kreislandamtes  Micbailov  (im  Goav. 
Tambow)  pag.  180:  „Umtheilungen  finden  selten  statt,  die  Bauern  suchen  dieselben 
ni  vermeiden*'.  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Krapiwny  (im  Gouy.  Tula)  pag.  181,  Guts- 
^erw&lter  in  den  Kreisen  Shewsk  und  Trubtschewsk  (im  Gout.  Orel)  pag.  182:  „Die 
^bädea  hftoflger  Umtheilungen  werden  von  den  Bauern  erkannt,  sie  theilen  daher 
Meli  nur  in  Fällen  der  dringendsten  Nothwendigkeit".  Zwei  Gutsbesitzer  im  Kreise 
Kursk  ^im  gleichnamigen  Gouy.)  pag.  188,  ein  Gutsbesitzer  in  den  Kreisen  Rylsk  und 
Jj  ödsha  (in  demselben  Gouy.)  pag.  184  etc.  etc.  etc. 

^)  Ein  Gutsbesitzer  im  Gouv.  Smolensk  pag.  165,  ein  Gutsbesitzer  im  Kreis 
M<scht8chow8k  (Gouv.  Kaluga)  pag.  166. 

*)  £in  Friedensvermittler  des  Kreises  Michailow  (im  Gouv.  Räsan)  pag.  180.  £in 
<^Qtsbe8]tzer  des  Kreises  Mzensk  (im  Gouv.  Orel)  pag.  182:  „Bei  den  Umtheilungen 
^^l^ibt  ein  Theil  des  Landes  ungetheilt,  damit  Jeder  dasselbe  bleibend  düngen  kann. 
^'fim  wird  Dungfeld  genannt.  Jeder  Bauer  erhält  5  Faden  solchen  Feldes,  welches 
Jiiemals  amgetheilt  wird*'. 

^  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Koslow  (im  Gouv.  Tambow)  pag.  179. 

^  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Maloarchangelsk  im  Gonv.  Orel)  pag.  182:  „Wenn 
&ach  dae  Land  im  Gemeindebesitz  sich  befindet,  so  finden  Umtheilungen  nicht  statt, 
^^  däs  Land  überall  von  gleicher  Beschaffenheit  ist.  Sonderbesitz  besteht  auch  bei 
Q^^ncfaen  Domänenbauem  seit  Alters.  Bei  diesen  Bauern  ist  die  Wirthschaft  besser, 
'^^  noch  besser  bei  den  Bauern,  welche  Land  zum  persönlichen  Eigenihum  erwor- 
f^n  haben**. 

^-  Ke«iil«r,  0Mehicht6  and  Kritik  Um  Qemeindebetitzes.  II.  4 
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finden  ^),  berechtigt  das  Misstrauen  gegen  den  Werth  der  Angaben  über  I 
den  Uebergang  zum  individuellen  Grundbesitz. 

Indem  wir  eine  Zusammenstellung  der  hierüber  gemachten  Angab« 
geben;  bemerken  wir,  dass  wir  hierbei  die  von  der  Commission  fär  den 
ganzen  Bericht  acceptirte  Reihenfolge  der  Gouvernements  beibehalten.  . 

Im  Gouvernement  Nowgorod  G*  c.  pag.  161):  Der  AdelsmarscbaB  i 
des  Kreises  Staraja-Russa:  ;,Yiele  Bauern  gehen  mit  dem  Gedanken  om,  i 
den  Gemeindebesitz  in  Sonderbesitz  umzuwandeln,  wozu  es  wahrscleiih 
lieh  auch  kommen  wird;  für's  Erste  ist  jedoch  nicht  daran  zu  denken, 
da  die  Mehrzahl  wegen  persönlicher  Vortheile  nicht  darauf  eingehen 
mll.^  Der  Präsident  des  Landamtes  des  Kreises  Waldai:  ^iSonderbati 
findet  sich  nur  dort,  wo  die  Bauern  aus  der  Gemeinde  treten  und  »di 
einzelne  Landstttcke  kaufen  —  Einhöfaer,  doch  sind  diese  nicht  roil- 
behaltener  als  die  im  Gemeindebesitz  Lebenden.  Das  Streben  zum  Aos- 
tritt  aus  der  Gemeinde  ist  unter  den  fleissigen  Bauern  sehr  starke.  Der 
Präsident  des  Landamtes  des  Kreises  Krestzy:  „Ungerähr  die  Hälfte  da 
früheren  Privatbauem  dieses  Kreises,  welche  die  Ablösung  des  Lande» 
vollzogen,  haben  durch  Gemeindebeschluss  bestimmt,  alles  Land  —  nüt 
Ausnahme  der  Weiden,  die  in  gemeinsamer  Nutzung  bleiben  —  schniir- 
weise  nach  der  Seelenzahl  zu  theilen  imd  die  Umtheilungen  für  alle  2m 
aufzuheben.  Die  Bauern  befinden  sich  jetzt  in  einer  ungleich  günstigem 
Lage." 

Im  Gouvernement  Twer  (1.  c.  pag.  162):  Der  Präsident  des  LaD«i- 
amtes  des  Kreises  Kortschewa:  ,Jm  Gebiet  Ssuworow  besteht  auch  Eb* 
zelbesitz,  diese  Bauern  leben  weit  besser  als  die  anderen/' 

Im  Gouvernement  Pskow  (1.  c.  pag.  162—163):  Ein  GutsbesiUt^r 
im  Kreise  Pskow:  „Im  Dorfe  Uschi  hat  nur  ein  Fall  einer  Aussiedelonj 
aus  der  Gemeinde  stattgefunden;  im  Jahre  1871  kauften  sich  zwei  Bauen 
ein  Landstück  von  100  Dessät  für  1000  Rbl.  und  wohnen  auf  den- 
selben einzeln".  Ein  anderer  Gutsbesitzer  bemerkt  auch,  dass  der  in- 
dividuelle Besitz  sich  sehr  wenig  verbreitet.  Ein  Gutsbesitzer  im  Kre\>e 
Pskow:  „Unter  den  Bauern  zeigt  sich  kein  Wunsch  zur  Umwandlung 
des  Gemeindebesitzes  in  persönlichen  Besitz,  im  Gegentheil,  es  haben 
die  Versuche  einer  Reform  Unzufriedenheit  hervorgerufen,  sogar  Wider- 
stand (persönliche  Erfahrung  auf  dem  eigenen  Gut).  Einzelbesitz  findtt 
sich  unter  den  Bauern  dieses  Kreises  nur  in  den  Fällen,  wenn  sie  sirh 
ganze  Güter  kaufen,  wofür  nicht  wenige  Beispiele  vorhanden  sind,  h 
an  Livland  angrenzenden  Orten  sind  in  erheblicher  Zahl  Einzelwirth- 
schaften  eingeführt,  die  Ansiedler  aus  dem  baltischen  Gebiete  haben  den 

>)  Das  statistische  Comite  des  Goav.  Jarosslaw  pag.  168,  GntsbesitaEer  im  Kreide 
Bsengilei  und  der  Präsident  des  Kreislandamtes  des  Kreises  Ardatow  dm  ih*^^- 
Ssimbirsk)  pag.  171.    Ein  Gutsbesitzer  des  Kreises  Mzensk  (im  Goqt.  Orei)  pag.  lil 
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rsten  Anfang  gemacht.  Diese  Ansiedler  nehmen  augenscheinlich  an 
Wohlhabenheit  zu,  während  die  Urbevölkerung  immer  mehr  und  mehr 
erarmt  Erstaunen  erregende  Beispiele,  welche  für  den  Sonderbesitz 
precheo;  findet  man  in  den  Kreisen  Cholm,  Toropez  und  zum  Theil 
1  Welikoluzk;  wo  sich  über  200  estnische  und  lettische  Familien  ange- 
ledelt  haben,  welche  an  solchen  Ortschaften  vortheilhaft  gedeihen,  wo 
eben  ihnen  die  örtlichen  Bauern  vor  Hunger  sterben/' 

Im  Gouvernement  Smolensk  (1-  c.  pag.  163 — 165):  Ein  Guts* 
esitzer  im  Kreise  Belsk:  ,,Unter  den  Bauern  ist  das  Streben,  Land- 
tücke  ausserhalb  des  Gemeindelandes  zu  erwerben,  sehr  verbreitet.  Der 
idividoelle  Besitz  weist  bessere  Resultate  auf/' 

Im  Gouvernement  Kaluga  fl.  c,  pag.  165—167):  Ein  Gutsbesitzer 
n  Kreise  Meschtschowsk  berichtet,  dass  auf  seinem  Gute  die  Bauern 
leich  nach  der  Ablösung  des  Landes  im  Jahre  1861  dasselbe  auf  ewige 
^it  getheilt  haben,  die  Wiesen  werden  jedoch  jährlich,  und  zwar  nach 
er  Grosse  der  Antheile  der  einzelnen  Wirthe  am  Ackerland  getheilt 

Im  Gouvernement  Nishnij- Nowgorod  (1.  c.  pag.  169—170):  Der 
Präsident  des  Gouvemements-Landamts:  „In  vier  Dörfern  (192  Seelen) 
in  Kreise  Nishnij-Nowgorod,  und  in  49  Dörfern  (10,540  Seelen^  im  Kreise 
>sergatsch  haben  die  Bauern  das  Land  hofweise  getheilt/' 

Im  Gouvernement  Ssimbirsk  (1.  c.  pag.  171—174):  Eine  ausführ- 
che  Tabelle  über  die  Zahl,  den  Bevölkerungsstand,  das  Land  und  die 
blösungsschuld  der  in  diesem  Gouvernement  befindlichen  Dörfer,  welche 
mi  Sondereigenthum  übergegangen  sind,  ergiebt:  die  Zahl  der  Dörfer 
flauft  sich  auf  17,  die  der  Hauswirthe  auf  1,926  (die  Dörfer  sind  von 
'kr  verschiedener  Grösse  —  ein  Dorf  zählt  855  Hauswirthe,  ein  anderes 
W,  dagegen  auch  recht  kleine:  zu  15,  21,  29,  35  Wirthen  etc.).  Doch 
ird  hinzugefügt,  dass  wohl  in  den  meisten  Fällen  der  Uebergang  zum 
riividnellcn  Grundbesitz  nur  auf  dem  „Papier"  steht. 

Im  Gouvernement  Tambow  fl.  c.  pag.  178  und  179):  Ein  Gutsbesitzer 
riedensrichter)  im  Kreise  Tambow:  „Die  Bauern,  welche  ihre  Land- 
itheile  mit  dem  Recht  des  persönlichen  Eigenthums  bebauen,  führen 
^  Wirthschaft  unvergleichlich  besser.''  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise 
imbow  und  im  Kreise  Borissoglebsk:  „Wohlhabende  Bauern  führen  den 
'nzelbesitz  ein,  die  ärmeren  bleiben  beim  Gemeindebesitz,  überhaupt 
t  der  Einzelbesitz  noch  selten.''  Das  Stadthaupt  von  Lipezk  und  ein 
Qtsbesitzer  in  diesem  Kreise:  „Einzelbesitz  findet  sich  selten  auf  den 
'gelosten  bäuerlichen  Landantheilen,  häufiger  bei  den  früheren  Hofs- 
ttten,  welche  sich  Landstücke  kaufen." 

Im  Gouvernement  Räsan  (1.  c.  p.  179—180):  Präsident  des  Land- 
i^tes  des  Kreises  Michailow:  „Keine  Gemeinde  ist  zum  Sonderbesitz 
^^rgegangen;  wo  Bauern  einzelne  Landstücke  gekauft  haben,  besteht 
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cwe  bessere  Wirtbschaft.''  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Ssaposhok:  ii 
di^Qm  Kreise  besteht  eine  kleine  Anzahl  von  Wirthen  mit  abgeso» 
^^rtem  Besitz  von  Land  in  der  Grösse  von  5 — 30  Dessät»  sie  fthrd 
eine  bessere  Wirthschaft  und  sind  wohlhabender,  als  die  im  Gemeinde' 
hmtü  Lebenden. 

Im  Gouvernement  Tula  (1.  c  pag.  181—182):  Der  Gouverneur 
^ie  Zahl  der  Bauern,  welche  ihr  Land  hof  weise  (na  noABopHue  j^Bcnai 
getheilt  haben,  beläuft  sich  auf  15,731 ,  d.  i.  etwas  üb^  3  pCt  der  g^ 
sammten  bäuerlichen  männlichen  Bevölkerung.  Einzelbesitz  befindet  sid 
vornehmlich  bei  den  Dimianenbanem,  doch  sind  die  Resultate  uBgünsän: 
auf  10  wohlhabende  Wirthe  ent£aUen  jetzt  60  vollständig  verarmte'' 

Im  Gouvernement  Drei  (1.  c  pag.  182—183):  Ein  Gotsbesitier  im 
Kreise  Orel:  „Viele  Bauern  haben  zu  3— 50  Dessät  Land  gekaofl^  i(^ 
sied^  sie  selten  aus  ihren  Dörfern  aua.^  Ein  Gutsbesitzer  imErase 
Mzensk:  ,JBofweise  Vertheilung  auf  ewige  Zeiten  ist  keine  Seltoikeit'' 
Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Karatschew:  „Viele  Bauern  kaufet  n 
5—20  Dessät,  doch  siedeln  sie  nicht  aus  ihren  Dörfern  ans,  da  6f 
Gutsbesitzer  nur  abgelegene  Landstücke,  wo  kein  Wasser  etc.  ist,  Te^ 
kaufen*^'  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Bijansk:  „Einige  Baaem  kii^ 
sich  ausserhalb  des  Gemeindelandes  Land  gekauft,  doch  fflhren  sie  eiiie 
schlechte  Wirthschaft." 

Im  Gouvernement*  Kursk  (L  c.  pag.  183—185):  Ein  Outsbesitier  te 
Kreise  Kursk:  „Ausserhalb  des  Gemeindelandes  kaufen  wohlhabeDd^ 
Wirthe  Land  zum  Sondereigenthum.  Ein  solcher  lässt  sich  nicht  mehr 
als  Arbeiter  anmiethen,  sondern  verwradet  die  ganze  Zeit  auf  die  eigene 
Wirthschaft"  Ein  anderer  Gutsbesitzer  dieses  Kreises  und  der  Adeb^ 
marschall  des  Kreises  Fatesh  heben  hervor,  dass  solche  Grundbesitz^ 
gewöhnlich  wohlbehaltener  sind.  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Staryoskol: 
„In  diesem  Kreise  findet  sich  kein  Sondereigenthum,  wohl  aber  in  ^ 
Kreisen  Putiwl  und  Graiworon,  aber  dasselbe  wurde  nur  zu  dem  Zwe» 
eingeführt,  um  sich  von  der  solidarischen  Haft  zu  befreien.''  'Ein  G^^ 
besitzer  im  Kreise  Korotsch:  „Unter  den  Bauern,  welche  isdividnellco 
Grundbesitz  erworben  haben,  ist  der  Wohlstand  stets  grösser.'*  ^ 
Gutsbesitzer  im  Kreise  Nowoskold:  „Zwei  Dörfer  in  den  Kreiseo  Wulst 
und  Putiwl  sind  zum  individuellen  Grundbesitz  Obergegangen.'' 

Im  Gouvernement  Woronesh  (1-  c  p.  185):  Der  Präsident  de8Goave^| 
nements- Landamts  und  ein  Gutsbesitzer  des  Kreises  Waluiki:  ^^^ 
kaufen  Bauern  einzelne  Landstücke/' 

Die  Meinungsäusserungen  über  die  Familientheilungen,  eine  mit  des 
Gemeindebesitz  zusammenhängende  Erscheinung,  sind  ihrer  BedeoM 
wegen,  welche  diese  im  Gemeindebesitz  mit  seinen  periodischen  Umtb^ 
lungen  des  Landes  auf  das  ganze  wirthschaftliche  wie  auch  das  g^^' 
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rittliche  Leben  der  Bevölkeruag  haben,  sowie  auch  des  mit  detti  G^ 
meindebesitz  sich  eigenthümlich  gestaltenden  Erbrechts  nnd  der  VerthM- 
long  des  Vermögens  wegen  in  einem  besonderen  Abschaut  zusammen- 
(estellt  Da  diese  Aussagen  jedoch  in  allen  Gouvernements  einen  gleidh- 
irtigen  Inhalt  haben  und  fast  gar  keine  faktischen  Datefn  einhalten,  so 
M  sie  nicht;  wie  in  den  anderen  Abschnitten,  gesondert  nach  den 
Jottvernements  veröffentlicht,  sondern  gnippirt  in  drei  Abtheihmgen  nach 
len  Ansichten  der  die  Mittheilungen  machefnden  Personen. 

Die  erste  Gruppe  besteht  aus  den  Aussagen  von  288  Persotien  aus 
dien  Theilen  des  Reichs,  deren  Aufzahlung  füglich  unterlassen  werden 
löffln.  Die  Commission  &s8t  ihre  Aussagen  folgendermassen  zusammen: 
Me  Familientheilungen  nehmen  mit  jedem  Jahre  zu  tmd  es  ist  bereits 
lahin  geUu^  dass  nicht  nur  zwei  BMder,  sondern  auch  der  Vateit  und 
1er  Sohn  sich  in  geschiedene  Wirthsehaften  theilen.  Manchmal  lebto 
iie  getiieilten  FamUien  in  einer  Hütte,  so  dass  dem  Anscheine  nach 
seine  TheOung  zwischen  ihnen  ^ttgeAmden  hat,  doch  haben  si^  in 
Wirklichkeit  Alles  getheilt  und  leben  ganz  wie  „Fremdet  Im  letzten 
Jahrzehnt  haben  die  Theilungen  unter  den  früheren  leib- 
eigenen Bauern  zugenommen;  bei  den  Apanagdbauem  und  tlber- 
hanpt  hm  den  Bauern  des  Gouv.  Smotensk  finden  in  letzter  Zeit  dess^ 
^egen  wenig  Theilungen  statt,  da  sie  schon  alle  sich  getheilt  haben. 

Bei  den  fremden  Völkern,  und  zwar  bei  den  Tataren,  Tscheren^- 
^;  Moldauern,  und  auch  bd  den  Kleinrassen  besteht  die  Sitte  d^ 
heilongen  seit  Alters:  so  wie  nur  der  Sohn  erwachsen  ist  und  heirathet, 
teilen  seine  Eltern  ab  und  das  junge  Paar  riditet  ^ch  eine  besondere 
^^irthschaft  ein;  bei  dem  Vater  und  der  Muttar  verbleibt  gewöhnlich  der 
ingste  Sohn,  doch  aueh  dieser  lebt,  sowie  er  heirathet,  in  einer  beson- 
»"en  Hütte.  Der  sich  abgetheitt  hat,  wendet  sich  an  die  Gemeinde, 
eiche  ihm  eineoa  Platz  zum  Bau  eines  Gehöfts  anweist,  zugleich  über- 
i&mt  er  seinen  Seelenlandantheil,  zahlt  die  auf  ihn  fallenden  Prästan- 
^  und  ist  somit  ein  selbstst&ndiges  Glied  der  Gemeinde. 

Die  Ursachen  der  Zunahmen  der  Familientheilungen  sind  fol- 
inde: 

1)  Familienstreitigkeiten,  welche  aus  dem  Wunsch  entstehen,  „  Aeltester 
sein^,  selbstsl&ndig  in  seiner  Familie  zu  sein,  und  noch  häuiSiger  durch 
}  Fraoen  hervorgerufen  werden:  ,JHe  Frauen  leben  sich  nicht  ein  und 
wegen  die  M&nner  zu  theilen.^' 

2)  Die  irrige  Hoffiiung,  der  Recrutenpflicht  zu  entgehen:  in  den 
Iffen  1863  und  1864,  bei  der  ersten  Recrutena^shebMEig  nach  der 
^orm  von  1861,  war  bestimndt  worden>  die  bis  zum  Jahre  1863  er* 
^en  Theihaigen  anzuerkennen  und  neue  Recfütenlisten  aufzustellen; 
i  diese  Art  entgingen  die  kleinen  Familien  der  Recrutirung.    Dieser 
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Umstand  dient  auch  jetzt  als  Veranlassung  zur  Theilung  in  der  Hoffiiml 
auf  dasselbe  Resultat  I 

3)  Mangel  an  Achtung  gegenüber  dem  ältesten  Gliede  der  FanuKl 
und  der.  Wunsch,  sich  von  der  Vormundschaft  des  ältesten  Gliedes  d^ 
Familie  zu  befreien;  sowie  auch  manchmal  um  sich  dem  Despotismus  da 
Hauptes  der  Familie  zu  entziehen. 

4)  Das  jedem  Menschen  eigenthümliche  Streben  nach  Selbstständig 
keit  und  ausschliesslich  zum  Vortheil  der  Familie  im  engeren  Sinne  x| 
arbeiten. 

5)  Der  complizirte  Bau  des  bäuerlichen  Familienlebens,  wo  da 
älteste  Glied  der  Familie  auch  der  eigentliche  Wirth  ist:  die  übrigei 
leben  als  Arbeiter  und  entscheiden  weder  über  die  Arbeit,  noch  über 
das  Vermögen;  in  Folge  dessen  streben  die  Jüngeren  nach  Thdlunf  and 
sind  bereit,  selbst  Noth  zu  leiden;  die  Frau  des  Haoswirths  ist  dkm 
die  volle  Wirthin,  die  Frauen  der  Jüngeren  sind  nichts  mehr  als  Aibei* 
terinnen  und  müssen  manchmal,  um  ihren  Kindern  einmal  etwas  BesoBr 
deres  zukommen  zu  lassen,  Gemüse  aus  ihrem  eigenen  Garten  entwenden 

6)  Die  Leichtigkeit,  beim  Bestehen  des  Gemeindebesitzes  auf  jetiipf 
Grundlage  einen  Landantheil  zu  erhalten:  je  jünger  ein  Mensch,  de^ 
mehr  ist  er  von  seiner  Kraft  überzeugt  und  strebt  um  so  mehr  oid 
Selbstständigkeit  und  Freiheit:  beim  Gemeindesitz  wird  einem  Jeden,  der 
sich  abgetheilt  hat,  ein  Stück  Land  gegeben,  und  dieses  Landstück  «ri 
scheint  dem  Anfänger  als  genügendes  Mittel  zur  gesonderte  EidsUsz 

7}  Die  Saumseligkeit  der  Dorfältesten,  der  Wolostaltesten  und  der 
Friedensvermittler,  welche  die  Ausführung  von  Theilungen  gestatten,  lüe 
nicht  in  gesetzlicher  Grundlage  erfolgen. 

Die  Familientheilungen  üben  die  schädlichsten  Wirkungen  sovoid 
in  materieller  als  in  moralischer  Beziehung.  Mit  den  FamiheDtbä* 
lungen  ist  das  alte,  bevölkerte,  reiche  bäuerliche  Hans  voll  frisckei 
Kräfte,  überall  bereit  zur  schnellen  und  freundschaftlichen  Hillfe  ver- 
schwunden. So  lange  die  Familie  zusammenlebt,  ist  sie  woUhake&d 
viele  Gegenstände  dienen  für  Alle;  bei  Theilungen  muss  deren  Zahl  Ter- 
doppelt  werden:  früher  besass  z.  B.  die  Familie  ein  Pferd  nnd  dieses 
Pferd  war  vollständig  beschäftigt;  jetzt  sind  zwei  Pfnrde  zu  halten,  is^i 
für  keines  derselben  ist  beständig  Arbeit,  denmach  eine  überflüssig« 
und  unproductive  Verschleuderung  von  Futter;  soviel  Köchinnen,  ^ 
viel  Oefen,  um  soviel  mehr  wird  Heizmaterial  verbraucht;  das  Arbeits* 
quantum  vergrössert  sich,  das  Resultat  ist  im  Ganzen  dasselbe.  I^ 
Krankheit  eines  Arbeiters  in  einer  grossen  Familie  macht  wenig  aa> 
in  einer  kleinen  dagegen  führt  sie  zu  vollständiger  Zerrttttong. 

Zuerst  wird  das  Wohngebäude  abgetheilt;  bei  Theilung  der  Wink- 
jK^haftsgebäude  nimmt  der  eine  Theil  an  Stelle  der  Riege  die  Scbeone, 
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m  Stelle  des  (Haken-)  Pfluges  zwei  Eggen,  an  Stelle  des  einen  Geräthes 
las  andere,  an  Stelle  des  Pferdes  zwei  Kühe  u.  s.  w.;  es  fehlt  also  auf 
leiden  Seiten  Etwas,  es  muss  also  gleich  Kapital  verausgabt  werden, 
reiches  übrigens  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  fehlt. 

Die  Familientheilungen  bringen  eine  Vermehning  der  Gemenglage 
ier  Grandstücke  mit  sicl^  eine  Verminderung  der  Arbeitskräfte  und  des 
Vlehstandes ;  so  waren  z.  B.  in  einem  Dorf  im  Gouvernement  Kursk 
Voshlanowka)  22  Höfe  mit  50  Täglo's,  jetzt  29  Höfe  mit  44  Täglo's, 
brOher  konnten  die  Bauern  dieses  Dorfes  mit  Leichtigkeit  hundert  Vor* 
spanne  zum  Transport  von  Getreide  stellen,  jetzt  finden  sich  kaum 
40  Vorspanne;  früher  pachteten  die  Höfe  ausser  dem  eigenen  Lande  noch 
150  Dessät  von  den  Domänenbauem,  jetzt  aber  nur  60  Dessät 

Die  Verminderung  des  Viehstandes  führt  unbedingt  zum  Mangel  an 
Dünger,  zur  Erschöpfung  des  Bodens  und  zum  Mangel  an  Nahrungs- 
mitteln fOr  die  Familie,  endlich  Unordnung  in  der  Zahlung  der  Prä- 
standen. 

Ausserdem  werden  in  Folge  der  geringen  Grösse  der  Familie,  welche 
häufig  nur  aus  einer  männlichen  Arbeitskraft  besteht,  die  Feldarbeiten 
nicht  überall  rechtzeitig  ausgeführt,  die  beste  Zeit  zur  Aussaat,  zum 
Grasschnitt  uiid  zur  Abemtung  des  Getreides  wird  versäumt;  beim  ge- 
ringen Vorrath  an  Unterhaltsmitteln  für  die  Sommerzeit  ist  der  Bauer 
in  einer  kritischen  Lage  und  muss  wider  Willen  von  Juden  etc.  leiheui 
indem  er  einen  Theil  der  zukünftigen  Ernte  oder  eine  Kuh  für  den 
halben  Preis  weggibt 

Bei  dem  ungenügenden  Ertrag  des  Bodens  kann  der  abgetheilte 
alleinstehende  Bauer  nicht  einen  Nebenerwerb  an  entfernten  Orten 
^chen,  was  eine  Hauptunterstützung  in  der  bäuerlichen  Wirthschaft  ist, 
lia  in  den  seltensten  Fällen  der  Seelenlandantheil  den  Jahresbedarf  der 
Fanulie,  noch  seltener  die  Prästanden  deckt 

Die  Mehrzahl  der  Abgetheilten  hat,  um  der  Anweisung  eines  Ge- 
l^fts  an  einer  entfernteren  Stelle  zu  entgehen,  ihr  Häuschen  auf  den 
Durchgängen  zwischen  den  bestehenden  Häusern  erbaut,  welche  nach  der 
Bauordnung  unbebaut  bleiben  sollen;  so  sind  bereits  manche  Dörfer  mit 
einem  zusammenhängenden  Strohdach  bedeckt,  und  ein  Feuerfnnken  ge- 
nügt zur  Zerstörung  des  ganzen  Dorfes. 

Die  bäuerlichen  Familientheilungen  üben  auch  auf  die  Wirthschaften 
^^  grossen  Güter  einen  ungünstigen  Einfluss  aus,  da  die  kleine  Familie 
keine  Arbeiter  auf  längere  Zeit  abgeben  kann.  In  den  ersten  zwei 
Jähren  nach  der  Reform  vom  19.  Februar  1861,  als  noch  wenige  Fa- 
i^entheilungen  stattgefunden  hatten,  war  ein  Ueberfluss  von  freien  Ar- 
^tern  und  die  Löhne  waren  erheblich  massiger. 

In  moralischer  Beziehung  sind  die  Folgen  der  Familientheilungen 
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nicht  weniger  verderblich:  sie  lockern  das  sittliche  Band  zwischen  da 
Familiengliedem,  beseitigen  die  Controle  des  Einen  über  den  AndereB, 
erregen  häufig  Hass  unter  den  Theilenden^  welcher  häufig  zu  Bacheaktea 
führt;  bei  der  vielen  freien  Zeit  eines  Abgetheilten  entstehen  Bummeki, 
Faulheit  und  andere  Laster. 

Schliesslich  sind  die  Familientheilnngen  der  Volksbildung  hinder- 
lieh,  da  beim  Mangel  an  Arbeitern  in  der  Familie  die  Kinder  mdd  in 
die  Schule  geschickt  werden  können,  sie  werden  zur  Wartung  der  kleuseo 
Kinder  angehalten  oder  haben  leichte  Arbeiten  zu  Hause  zu  ▼errichten: 
—  es  bürgert  sich  un  Volk  Nichtachtung  des  Gesetzes  ein,  da  die  Ab- 
theilungen gegen  das  Gesetz  sich  ausbreiten,  welches  dieselben  bis  20 
einer  gewissen  Grenze  beschränkt. 

Die  zweite  Gruppe,  repräsentirt  durch  30  Personen,  vertritt  fol- 
gende Anschauung: 

Die  Familientheilungen  bilden  freilich  ein  Uebel,  aber  ein  vver- 
meidliches  und  vorübergehendes;  ein  Uebel  desswegen,  weil  gegenmüe 
alle  Umtheilungen  mit  neuen  Bauten  verbunden  sind,  welche  das  gerinst 
Erspamiss  des  Volkes  verschlingen  und  ausserdem  eine  bedeutende  An- 
zahl von  Händen,  die  sonst  auf  Arbeit  ausgehen  würden,  am  Ort  zurftrk- 
halten  zur  Einrichtung  der  neuen  Wirthschalt  und  zum  Theil  zur  Be- 
arbeitung des  Bodens;  ein  unvermeidliches  Uebel  —  da  aus  dem  sehr 
erklärlichen  menschlichen  Gefühl  entspringend,  selbstständig  zu  leben 
und  sich  persönlich  Eigenthum  zu  erwerben,  und  nicht  dem  Wirth  de^ 
Hofes,  mit  dem  sehr  häufig  das  jüngere  Glied  der  Familie  nicht  ver 
träglich  lebt  und  der  ihm  sogar  das  Geld  für  Bekleidung  v^:3agt:  eis 
zeitweiliges  Uebel,  da  jeder  Wirth,  welcher  sich  abgetheilt  hat,  streben 
wird,  seine  Lage  zu  verbessern,  also  sein  Kapital  vergrossem  wird 

Die  Abtheilungen  üben  zweifellos  einen  schädlichen  Kinfluss  auf  (üe 
bäuerliche  WirthschafU  Allerdings  nehmen  die  Abtheilungoi,  weicbe 
durch  die  Macht  der  Gutsbesitzer  verhindert  wurden,  nach  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  zu  —  zum  Nachtheil  für  den  WoU* 
stand  der  Bauern;  diese  traurige  Seite  rectifizirt  sich  übrigens  von  selbst 
bis  zu  einem  gewissen  Masse  —  Abtheilungen  erfolgen  jetzt  nicht 
mehr  so  häufig  als  vor  zehn  Jahren;  andererseits  muss  in  B^zeff  der 
Abtheilungen  nicht  allein  die  ökonomische  Seite  der  Frage  in  Berück* 
sichtignng  gezogen  werden:  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  ein  Ve^ 
bot  oder  eine  Beschränkung  zu  solch'  traurigen  Folgen  führm  würde, 
welche  alle  Schäden  der  Abth^ungen  bedeutend  überwiegt!  könnleo. 
Allerdings  ist  es  sehr  wflnschenswerth,  dass,  so  lange  die  Familie  dorch 
das  moralische  Band  zusammengehalten  wird,  Abtheilnngen  seltener 
stattfinden;  doch  ganz  anders  stellt  sich  die  Sa«he,  wenn  die  Stelle  des 
moralischen  Bandes  Zwang  vertritt;   ein  Mensch,  welcher  das  dorrb 
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Keb«iarbeit  Erworbene  seinem  Brader  abzugeben  hat;  mit  welchem  er  nicÜ 
sosammen  leben  will,  wird  immer  möglichst  wenig  abgeben;  ausserdem 
laben  zusamm^lebende  Personen,  welche  einander  feindUch  gesinat 
nnd,  so  yiele  Veranlassungen  zu  Reibungen,  dass  Verbrechen  entstehen 
-  dieses  muss  im  Auge  behalten  werden  bei  Berathung  über  Mass- 
tthmen,  wdche  Abtheilungen  verbieten. 

Ein  Verbot  der  Familientheilungen  würde  zu  noch  dmem  grossen 
lld>el  faiiren,  würde  den  Schwachen  in  die  Hände  des  Starken  über- 
iefern,  würde  solche  Personen,  welche  sich  nicht  vertragen  können,  zum 
Zusammenleben  zwingen,  Unzufriedenheit  in  der  Familie  aber  führt  un- 
bedingt zu  ihrer  Zerstörung:  ein  Jeder  würde  sich  der  Arbeit  zu  ent- 
d€hen  suchen  und  soviel  als  möglich  consunüren. 

Die  dritte  Gruppe  der  um  ihre  Meinung  Befragten  —  37  an  der 
Zahl^  darunter  12  bäuerliche  Wolostälteste  —  spricht  sich  vollständig  für 
die  Familientheilungen  aus,  indem  folgende  Anschauungen  von  ihnen  zur 
Geltung  gebracht  werden: 

Die  Familientheilungen  sind  sowohl  in  moralischer  als  in  ökonomi- 
scher Hinsicht  nützlieh.  In  moralischer  Hinsicht  ist  der  Nutzen  un- 
zweifelhaft: sie  gewähren  den  Vortheil,  dass  sie  Streitigkeiten  beilegt, 
welche  häufig  zu  Rachethaten  führen  und,  indem  sie  das  abgetheilte 
Glied  der  Familie  zur  vollständigen  Thätigkeit  anspornt,  das  Faullenzen 
ttnd  die  Trunksucht  vermindert. 

Nicht  weniger  nützlich  sind  die  Abtheihmgen  in  ökonomischer  Be- 
flehimg;  da  die  Arbeit  gleichmässiger  vertheilt  wird,  als  in  grossen 
Familien,  wo  immer  das  älteste  Glied  oder  der  Wirth  auf  Rechnung  der 
bangeren,  der  eigentlichen  Arbeiter,  lebt-,  er  betheiligt  sieh  w^g  oder 
gar  nicht  an  der  Arbeit,  zu  geschweigen  von  den  nicht  seltenen  Fällen  von 
Verschwendung  und  von  trunksüchtigem  Verhalten  des  Familienältesten* 
Jede  abgetheilte  Person  oder  Familie  trägt  Sorge  für  die  Verbesserung 
der  Wirthsehaft  und  für  die  Bearbeitung  des  Bodens,  da  sie  für  ihr  ge- 
sondertes Eigenthum  wirkt;  es  sind  sehr  viele  Beispiele,  dass  die  Wirth- 
sch&ft  der  kleinen  Familien  nicht  schlechter  geht  als  die  der  grossen. 
^r  Erfolg  der  Wirthsehaft  des  abgetheilten  Bauern  hängt  von  den 
^tigen  oder  ungünstigen  Bedingungen  gleich  nach  der  Theilung  ab; 
ist  nach  derselben  die  Ernte  gut  und  treten  keine  besonderen  Unglücks* 
^'l^  ein,  so  geht  die  neue  Wirthsehaft  gut,  und  umgekehrt.  Das  Haupt- 
Argument  der  Gegner  der  Abtheilungen  besteht  darin,  dass  der  Einzelne 
^<^h  zum  Nebenerwerb  nicht  losmachen  kann;  dieses  ist  ungerecht- 
fertigt: diejenigen,  welche  sich  losmachen  wollen,  übergeben  ihren  Land- 
^theil  einem  Nachbar,  häufig  einem  auch  kürzlich  abgetheilten,  und 
"^eu  sich  auf  den  Weg,  und  hierbei  sind  Beide  im  Vortheil.  Freilich 
'^^bt  für  den  Einzelnen  eine  unnütze  Ausgabe  für  die  Hütte  und  die 
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Heizong;  aber  dort;  wo  dieselbe  theuer  ist,  ziehen  die  Familien  f&r  den 
Winter  in  eine  Hütte  zusammen^und  tragen  gemeinsam  die  Kosten  der 
Heizung;  also  liegt  auch  in  dieser  Beziehung  Nithts  zum  Klagen  vor. 
Es  gibt  Beispiele^  dass  nach  der  Abtheilung  der  Bauer  yerarmt  ist, 
doch  der  ist  ein  solcher,  welcher  auch  in  der  grossen  Familie  nichts 
nütze  war  und  ohne  Arbeit  das  Brod  ass,  welches  durch  firemde  Arbeit 
beschafft  war.  Dass  nach  der  Abtheilung  das  Ackerland  zugenommo« 
hat  und  der  Wohlstand  der  Bevölkerung  steigt  —  dieses  ist  unstreitig 
wie  auch  das,  cUiss  der  Bauer  nach  der  Abtheilung  arbeitsamer  und! 
sparsamer  wird. 

Für  die  Gutsbesitzer  sind  die  Familientheilungen,  welche  die  Be- 
völkerung an  das  Haus  hält,  auch  vortheilhaft,  da  sie  ihnen  ein  Coo-i 
tingent  von  Arbeitern  stellen. 

Schliesslich  sind  die  Familientheilungen  auch  in  hygienischer  Be- 
ziehung nützlich. 

2.  Die  der  Commission  anderweitig  zugegangenen  Kittheilungtn  über  die 
Mängel  des  Oemeindebesitzes  und  die  ihr  vorgeBchlagenen  MaasnabBea 

zu  deren  Beseitigung. 

Der  IIL  Band  des  Berichts  der  Enquete- Commission  zur  Erfor- 
schung der  Lage  der  Landwirthschaft  und  der  landwirthschaftlichen  Pr»*  I 
duction  enthält  im  Abschnitt  II:  die  Zusanunenstellung  der  Mittheilnnga 
über  die  Mängel  in  der  jetzigen  Lage  der  Landwirthschaft,  und  ca 
Abschnitt  IE:  die  Zusammenfassung  der  Massnahmen,  welche  zur  Besät}- 
gung  der  Mängel  in  der  jetzigen  Lage  der  Landwirthschaft  in  Yorschlig 
gebracht  sind. 

In  beiden  Abschnitten  nimmt  die  Frage  des  bäuerlichen  Gemäsde- 
besitzes  eine  hervorragende  Stellung  ein. 

Als  Ursache  des  niedrigen  Standes  der  geistig-sittlichen  Entvicke- 
lung  der  bäuerlichen  Bevölkerung^)  wird  zuerst  die  Lage  der  fiaaem 
vor  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  sodann  die  Familientheilangefi 
und  die  jährlich  sich  wiederholende,  langdauernde  Abwesen- 
heit des  grösseren  Theiles  des  jungen  Geschlechts  angefahrt  J>i^ 
Familientheilungen^)  haben,  indem  sie  den  Bauern  materiell  schwächeD, 
zur  Folge  ein  faules  Volk  mit  Vagabunden-Neigungen;  die  sich  stetig 
wiederholende  Abwesenheit  entwöhnt  die  Bauern  des  häuslichen  Fanu- 
lienlebens,  Eigenwille,  Lüderlichkeit  und  Lust  zum  Vagabundirea  bilden 


^)  Bericht  der  Commission,  Band  III,  Abschnitt  I,  Abtheilung  U,  pag.  14. 
*)  OtttsbesÜzer  im  Kreise  Kursk,  SchtBcbjgri,  Staryj-Oskol  und  Korotach»  \im 
GouT.  Kursk). 
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sich  aus.  ^  Wo  Familientheilungen  häufig  vorkommen^),  dort  verarmen 
die  Bauern,  während  die  ökonomische  Lage  der  Bauern  dort,  wo  Fami- 
fientheilungen  nicht  stattfinden,  wie  im  Gouv.  Kasan,  befriedigend  ist 
Gegenwärtig  findet  man  nicht  viele  grosse  bäuerliche  Familien,  von 
welchen  die  eine  Hälfte  das  Land  bearbeitet,  die  andere  aber  auf  Arbeit 
ausgeht  und  mit  ihrer  Arbeit  sJle  Prästanden  bezahlt  Weit  häufiger 
werden  kleine  Familien  gefunden,  welche  aus  dem  Ertrag  ihres  Seelen- 
landantheils  nicht  die  Mittel  zum  Unterhalt  der  Familie  und  zur  Bezah- 
lung der  Prästanden  beschaffen  können;  dabei  wird  an  Arbeitskraft  ver- 
geudet, da  ein  Arbeiter  zu  viel  für  die  Bestellung  seines  Seelenland- 
antheils  ist,  und  Land  zu  pachten  der  einzelne  Bauer  nicht  im  Stande 
ist;  er  hat  sich  durch  den  Ankauf  eines  Pferdes,  den  Bau  des  Hauses 
und  die  anderen  mit  der  Familienabtheilung  sich  herausstellenden  Aus- 
gaben ruinirt  Viele  Einzellebende  wohnen,  nachdem  sie  ihr  Haus  ver- 
lassen haben,  in  Fabriken,  geben  ihr  Land  entweder  der  Gemeinde  zu- 
rück oder  lassen  dasselbe  von  den  Nachbarn  nach  Abmachung  bear- 
beiten, und  erscheinen  nui*  an  hohen  Feiertagen  in  der  Heimath ,  — 
woraus  hauslose  und  ungebundene  Proletarier  entstehen. 

Unter  den  Momenten,  welche  als  Ursache  der  elenden  Lage  der 
Bauern  in  ökonomischer  Beziehung  angegeben  werden,  finden  sich  auch 
der  Gemeindesitz  und  hiermit  verbunden  die  solidarische  Haft,  die  Ge- 
menglage und  die  Schmalheit  der  Landstücke.')  Die  hiermit  verbun- 
denen Schäden  werden  wie  folgt  zusammengefasst: 

1)  Die  Beschränkung  in  der  Wirthschaftsfilhrung.  ^)  Im  Wolga- 
Gebiet  besteht  die  Bevölkerung  in  der  Mehrzahl  der  Gemeinden  aus 
^/s  Gewerbetrdbenden  und  nur  aus  Vs  wirklichen  Ackerbauern:  das 
Gemeindeland  befindet  sich  in  der  vollen  Verfügung  der  Ersteren,  in 
Betreff  welcher  keinerlei  Beruftmg  an  eine '  höhere  Instanz  möglich  ist 
Die  Umtheilungen  der  Felder  zwingen  einen  jeden  Bauer,  die  Wirth- 
schaft  ganz  so  zu  führen,  wie  die  Mehrzahl  sie  führt  —  sowohl  in  Be- 
treff der  Gattung  der  zu  bauenden  Gewächse,  als  auch  in  Betreff  der 
Zeit  der  Ausführung  der  Arbeit  Keine  Arbeit  kann  so  ausgeflOirt 
werden,  wie  es  dem  einzelnen  Wirth  wünschenswerth  wäre:  dreimal  das 


')  Der  Präsident  des  landwirthschaftlichen  Congresses  im  Kreise  Borowitschi 
(OoQY.  Nowgorod),  ein  Gutsbesitzer  im  Oouy.  Wl&dimir,  der  Gouvernements-  und 
der  Kreis^Adelgmarschall  in  V^itebsk,  Präsident  des  Landamtes  des  Kreises  Jurgew 
(im  GouT.  VHadimir). 

')  Commissionsbericht,  Band  III,  Abschnitt  I,  Abtheilung  II,  pag.  19—21. 

*)  Der  Präsident  des  Landamtes  des  Gouv.  Ssmolensk,  der  Gonvemeur  von 
Kalaga,  Gutsbesitzer  im  Gouy.  Nishmjj-Nowgorod,  im  Kreise  Wessjegonsk  (im  Gouv. 
'Ner),  Aelteiter  und  Bauern  einer  Wolost  im  Kreise  Kaluga,  Präsident  des  Land* 
«ntes  des  Kreises  Ssysran  (im  Gout.  Ssimbirsk). 
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Brachfeld  zu  pflügen^  wenn  Alle  es  nur  zweimal  thun,  wird  ihm  «iciit 
erlaubt;  da  das  Brachfeld  dem  Vieh  zur  Weide  dienen  soll;  den  Winter- 
Boggen  früher  als  die  Anderen  säen  kann  er  aus  demsdben  Gmnde 
nicht;  mähen  muss  er  ebenso  gemeinsam  mit  den  Anderen,  da  nidit  Tori 
•der  Umtheilung  der  Wiesen  gemäht  werden  kann;  später  als  die  Anderen 
zu  mäheu;  ist  aber  daher  unmöglich;  da  dann  das  Vieh  Tom  ersteB 
Bracltfeld  auf  die  gemähten  Wiesen  getrieben  wird.    Der  Gremeiiide 
besitz  nimmt  dem  Bauer  die  Zuversicht  auf  das  Resultat  sräier  Aiiieit; 
beim  Gemeindebesitz  besteht  keine  Anhänglidikeit  an  das  Eigenthua 
Seit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  geben  die  Bauern  immer  bis* 
figer  und  häufiger  ihre  Laadantheile  auf,  begeben  sich  in  die  Ebtupt-  und 
in  die  anderen  Städte  oder  siedeln  sich  auf  zum  Eigenthum  erworbeDeo 
kleinen  Landparcellen  au;  wekhe  kaum  fttr  die  ^ütte  und  einen  Gaiteo 
Raum  gewähren.    Der  Gemeindebesitz  tödtet  in  dem  Bauer  die  Aa- 
hänglichkeit  an  den  Boden  und  an  sein  Haus.   Bei  Verpachtung  gaser 
Landantheile  ist  der  Pachtzins  beim  Gemeindebesitz  durchschnitäich  ^m 
4ie  Hälfte  niedriger  als  der  für  im  Sondereigenthum  befindliches;  hof- 
weise belegenes  Land. 

2)  Das  Unterlassen  der  Düngung,  oder  mindestens  die  ungenügende 
Düngung  der  Felder.^)  Das  Lanc^  welches  häufigen  Umtheilnngen  unM- 
zogen  ist;  hat  seit  der  Befireiung  der  Bauern  keine  Düngung  erfahreo 
Die  Bauern  düngen  nicht  gern  ihre  Antheile;  es  sind  Beispiele  vorfaai' 
deu;  dass  wohlhabende  Bauern  den  angesammelten  Dünger  verkaufoi. 
Bei  den  DomänenbauerU;  bei  wdchen  Umtheilnngen  gewöhnlich  in  zehn 
Jahren  vorgenommen  ^werden,  erfolgt  die  Düngerausfuhr  auf  die  Felder 
bis  zu  drei  Jahren  vor  der  neuen  Umtheilung.  Dünger;  welcher  wahrend 
des  Winters  sich  an  den  Krügen  von  Twer  bis  Astrachan;  und  an  da 
in  die  Wolga  mündenden  Flüssen  angesammelt  hat;  wird  im  Frühjahr  in 
Massen  durch  das  Wasser  weggeschwemmt  Wenn  die  Bauern  da 
Dünger  nutzen  wollten;  so  könnte  mit  dem  an  den  Krügen  unentgditick 
zu  bekommenden  Dünger  auf  je  20  Werst  (die  durchschnittliche  EIntier- 
nnng  der  Haltestellen  für  die  Frachtfuhrleute  von  einander)  je  ein  Ded 
im  Laufe  des  Winters  Dünger  für  200  Dessät  (420/)00  Pud)  liabei, 
welche  statt  der  jetzigen  Ernte  von  800  Tschetwert  jährlich  über 
2;000  Tschetw.  geben  würden.  In  allen  an  der  Wolga  befindliches 
Dörfern  wird  nur  das  nächstbelegene  Land  gedüi^,  welches  —  als  as 
Fruchtbarkeit  gleichartig  —  nicht  umgetheilt  wird;  das  übrige  Land 
wird  aber  nicht  gedüngt;  viele  Landstücke,  welche  Gewerbetrdbenden 

^)  Die  vom  Ministerittm  in  die  Goav.  Pensa,  Ssaratow,  Tula,  Basaa  und  Tambov 
abdelegirten  Beamten,  Aeltesten  und  Bauern  eines  Gebiets  im  Kreise  Klin  (im  Oost. 
Moskau),  Gutsbesitzer  im  Kreise  Kinesdima  (im  Qoni.  Kostroma)  nad  im  Gmit. 
Nisbnjj-Novgorod,  die  Aeltesten  zweier  Wolosten  im  Kreise  Ssaransk  (<}out.  Peasa). 
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gehöreD;  werden  häufig  nicht  einmal  besteUt  Auf  die  Ermahnung,  ihr 
Land  zu  düngen,  antworten  die  Bauern,  dass  sie  nichts  für  ihr  Land- 
stück tiiun  könnoi,  das  ihnen  morgen  die  gewerbetreibende  Majorität 
ihres  Dorfes  abnehmen  kann  und  unbedingt  abnehmen  wird,  wenn  ein 
solches  Landstück  besonders  ertragreich  gemacht  wird. 

3)  Das  Uebergewicht  der  reichen  Bauern,  der  sogen.  Gemeinde* 
besser  im  Dorf.^)    Nicht  selten   geschieht   es,   dass  der  „Oemeinde- 
fresser^  bei  der  Umtheilung  durch  Bestechung  andere  Bauern  schädigt 
Die  „Gemeindefresser^  haben  grosse  Vortheile  in   der  Auswahl  des 
Landes  bei  ümtheilungen.  Der  „Gemeindefresser''  zeichnet  sich  dadurch; 
Tür  den  übrigen  Gliedehi  der  Gemeinde  aus,  dass  er  reicher  als  sie 
inaem  er  viel  zu  sprechen  und  zu  trinken  versteht,  vertrinkt  er  nicht 
seine  Ueberlegungskraft,  nutzt  die  Schwächen  Anderer  aus  und  beraubt 
den  Armen.    Beim  Gemeindebesitz  lebt  der  wohlhabende  Bauer  stets 
auf  Rechnung  des  Armen,  —  wenn  auch  nicht  umsonst,  so  gegen  die 
geringste  Entschädigung  nimmt  er  ihm  einen  Theil  seines  Landes  zur 
^*at2Qng  ab,  und  treibt  sein  Vieh  auf  dessen  Land  ohne  jede  Vergütung, 
^as  \)euD  Sondereigenthum  nicht  möglich  wäre.    Uebrigens  wird  auch 
der  Ansicht  Ausdruck  gegeben,  dass  beim  Sonderbesitz  die  „Gemeinde- 
fresser* noch  schädlicher  sein  würden. 

4)  Die  Unmöglichkeit,  beim  Gemeindebesitz  wirthschaftliche  Yer- 
bessemngen  einzuführen.^  Der  Bauer  kann  auf  seinem  Grundbesitz 
keine  Arbeit  noch  Kapital  verwenden,  da  er  dessen  nicht  sicher  ist,  ob 
er  die  Früchte  seiner  Anstrengung  ernten  wird.  Die  Wiesen  werden 
nicht  verbessert,  das  Feld  wird  nicht  gereinigt;  der  Acker  wird  schlecht 
bestellt  in  der  Frucht,  dass  derselbe  im  folgenden  Jahre  in  den  Besitz 
eines  Anderen  übergehen  wird.  Dabei  geht  bei  den  Theilungen  viel 
Zeit  verloren,  und  hierdurch  entsteht  eine  Verspätung  in  den  wichtigsten 
ländlichen  Arbeiten.  Eine  rationelle  Bearbeitung  ist  sogar  unmöglich: 
^egen  der  Schmalheit  der  Feldantheile  kann  man  nicht  in  die  Quere 
pflügen  und  eggen,  wird  das  Säen  erschwert,  viel  Land  geht  durch  die 
Grenzzeichen  verloren.  Die  ümtheilungen  ertödten  in  den  Bauern  jedes 
Streben  nach  einer  besseren  Bearbeitung. 


*)  Die  Kaiserliche  landwirthschaftliche  Gesellschaft  für  Sfld-Russland,  ein  Guts- 
besitzer (FriedensreriDittler  a.  D.)  im  Kreise  Lipezk  (im  Gouy.  Tambow),  ein  Friedens- 
vemittler-Candidat  im  Kreise  Zarizyn  (im  Gout.  Ssaratow). 

*)  Die  Kaiserliche  landwirthachaftiiche  Gesellschaft  für  Süd-Russland,  ein  Guts- 
besiteer  ha  Qowt,  St.  Petersburg,  der  Pr&sident  des  Landamtes  des  Gouv.  Ssmolensk, 
der  Gouvenieur  von  Ssimbirsk,  dn  Gutsbesitzer  im  Kreise  V^esfijegonsk  (im  Gouv. 
^ver),  Aeltester  und  Bauern  einer  Wolost  im  Kreise  Kahiga,  em  Gutsbesitzer  im 
Kreise  Ssamara,  die  Aeltesten  von  zwei  Wolosten  im  Kreise  Ssaransk  (im  Gouv. 
Pensal 
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In  der  ganzen  Ausdehnung  der  Flüsse  Wolga,  Oka  und  Ssura  er- 
strecken sich  Ueberschwemmungen  ausgesetzte  Wiesen^).  Im  Gout. 
Nishnij-Nowgorod  befinden  sich  ungefähr  200000  Dessät  solcher  Wiesen 
in  bäuerlicher  Nutzung;  von  denselben  sind  100000  Dessät  als  ver- 
wachsen vollständig  ertraglos  —  gleichfalls  in  Folge  des  Druckes  des 
Gemeindebesitzes.  Die  Mehrzahl  der  Gemeinden,  welche  aus  Gewerbe- 
treibenden und  aus  Arbeitern  auf  den  Flussfahrzeugen  bestehen  und  ihre 
Antheile  aufgegeben  haben,  sind  gegen  die  nur  gemeinsam  auszufahrende 
Reinigung  der  Wiesen,  während  doch  jede  gereinigte  Dessätine  eine  Ein- 
nahme von  10  Rbl.,  für  das  ganze  Gouvernement  aber  eine  Million  Rbl. 
ergeben  würde.  Dieses  geht  verloren,  da  weiGg  Vieh  vorhanden  nnd 
dasselbe  kaum  den  tausendsten  Theil  des  Grases  unter  dem  Gestrüpp 
auffiisst. 

Da  der  Bauer  nicht  vollberechtigter  Herr  seines  Landes  ist,  kann 
er,  der  sein  Land  nach  dem  Recht  des  Gemeindegenossen  besitzt,  tene 
Arbeit  auf  die  Reinigung  seiner  Wiese  von  dem  jährlich  zuwachsenden, 
und  damit  die  mähbaren  Stellen  verringernden  Gestrüpp  verwenden^i 
Das  Ablassen  von  Wasser,  welches  die  Niederungen  zu  nass  hält,  i^ 
ebenso  beim  Gemeindebesitz  und  dem  System  der  Umtheilungen  unmög- 
lich; so  harren  bedeutende  Strecken  von  Wiesen,  jetzt  nutzlos  für  die 
Bevölkerung,  der  Zeit,  wann  sie  sorgsamen  Wirthen  zum  erblichen  und 
keiner  Umtheilung  unterliegenden  Besitz  zufallen  werden. 

Die  Gemenglage  der  Grundstücke,  eine  überall  mit  dem  Gemeinde- 
besitz auftretende  Erscheinung,  hat  auch  beim  Sondereigenthum  schlimme 
Folgen,  so  z.  B.  beim  Banerland  in  Estland  und  im  Gouv.  Kowno*). 

5)  Die  Paralysirung  der  bäuerlichen  Arbeit  durch  die  solidarische 
Haft.*)  Dieselbe  veranlasst  den  Bauer,  auch  sein  bewegliches  Vermögen 
als  ein  ihm  nicht  vollständig  gehöriges  Eigenthum  anzusehen,  da  es 
jeder  Zeit  für  die  Rückstände  Anderer  ihm  abgenommen  und  verboft 
werden  kann.  Sie  ruht  mit  vollem  Druck  auf  den  wohlbehaltenen 
Wirthen  und  gibt  ihnen  keine  Möglichkeit  den  Wohlstand  zu  erreichen, 
welchen  sie  durch  Arbeit  und  nüchterne  Aufführung  erreichen  könnten. 

Bei  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  ist  der  sorgsame  und 
arbeitsame  Mann  verpflichtet,   das   durch  Arbeit  Erworbene  für  den 


')  Ein  Gutsbesitzer  im  Gouv.  Nishny-Nowgorod. 

")  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Toropez  (im  Gk>av.  Pskow). 

*)  Ein  Kreis -Adelsmarschall  und  fünf  Gutsbesitzer  in  den  Kreisen  Kowbo, 
Ponewesh,  Neu-Alezandrow  (Gouv.  Kowno)  im  Kreise  Jerwen  (Gout.  Estland). 

*)  Die  Tom  Ministerium  in  den  Gout.  Pensa,  Ssaratow,  Tambow,  TuU  und 
Räsan  abcommandirten  Beamten,  der  Präsident  des  Landamtes  des  €K>aT.  Ssmoleul^ 
und  ein  Gutsbesitzer  im  Otowr.  Kaluga« 
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sahlaogsunfähigen  Faullenzer  wegzugeben.^)  Diese  Verpflichtung  raubt 
len  Bauern  die  Lust  zur  Verbesserung  der  Wirthschaft  und  zur  Ver- 
nebrang  des  Viehstandes,  da  das  Vieh  für  die  Schulden  eines  Anderen 
rerkanft  werden  kann;  er  zieht  es  vor,  das  erarbeitete  Geld  unproductiv 
n  der  Truhe  aufzubewahren,  statt  es  in  seiner  Wirthschaft  zu  verwenden. 
Bei  der  gemeinsamen  Haft  zahlt  auch  der  nicht,  welcher  zahlen  kann, 
md  versichert,  dass  er  Nichts  hat  und  rückt  erst  dann  mit  seinem 
Beutel  hervor,  wenn  man  mit  dem  Verkauf  seines  Viehs  beginnt;  er 
rerhält  sich  so,  da  er  fürchtet,  dass  er  bei  rechtzeitiger  Zahlung  seiner 
abgaben  etc.  noch  für  die  Leistungen  Anderer  herangezogen  werden  wird. 

Kein  Polizeibeamter  wäre  endlich  im  Stande,  mit  den  Zahlungs- 
pflichtigen so  erbarmungslos  zu  verfahren,  wie  es  jetzt  die  Gemeinde 
thut^ 

Zur  Reorganisation  der  öconomischen  Bedingungen  im 
bäuerlichen  Leben,  welche  aus  dem  Gemeindebesitz  entspringen, 
werden  folgende  Massnahmen  im  Vorschlag  gebracht:*) 

1)  Beschränkung  und  Aufhebung  der  Umtheilungen>)  Im 
Recht  der  Landumtheilung  liegt  die  Lebensfrage  für  die  russische  bäuer- 
liche Laadwirthschaft.  Der  Gouvemeuer  des  Gouv.  Pensa  hat  —  in  der 
Mebmhl  der  Fälle  durch  persönliche  Erläuterungen  in  den  ländlichen 
Gebieten  —  es  dahin  gebracht,  dass  1,752  Gemeinden  mit  436,826  Seelen 
die  Landantheile  auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren  umgetheilt  haben, 
-  die  nachbleibenden  226  Gemeinden  mit  35,280  Seelen  haben  nicht 
getheilt  mit  wenigen  Ausnahmen  desshalb,  weil  ihre  Felder  sich  mit 
denen  anderer  Grundbesitzer  in  Gemenglage  befinden,  oder  desshalb  weil 
sie  das  Land  noch  nicht  abgelöst  haben. 

Eine  Person  projectirt,  die  ümtheilungen  wenigstens  auf  bestimmte 
Termine  zu  beschränken,  oder  einem  jeden  Wirthe  den  Antheil,  so  weit 
^  möglich  ist,  arrondirt  zuzutheilen.  Eine  andere  Stimme  verlangt  eine 
letzte  Umtheilung  für  ewige  Zeiten,  wobei  jedoch  der  Gemeindebesitz 
beizubehalten  wäre,  welcher  in  soweit  geeigneter  als  der  Sonderbesitz 
'^^  als  das  Brachfeld  zum  Unterhalt  des  Vieh's  gemeinsam  dient  Eine 
Person  bringt  endlich  in  Vorschlag,  dass  bei  Beschränkung  der  Üm- 
theilungen, etwa  auf  15  Jahre,  alle  Landstttcke,  welche  vor  dieser  Zeit 
frei  werden  (durch  Auswanderung,  Aussterben  einer  Familie  etc.),  ent- 


*)  Ein  Gutsbesitzer  im  Gout.  Ssmolensk  und  der  Präsident  des  landwirthschaft- 
öcben  Congresaes  im  Kreise  Borowitschi  (im  Gouv.  Nowgorod). 

*)  Ein  Gutsbesitzer  im  Gouv.  St.  Petersburg  und  der  Aelteste  einer  Wolost  im 
^*ise  Krestei  (im  Gouv.  Nowgorod). 

')  O>mmissioiisbericht,  Band  HI,  Abschnitt  I,  Abtheilung  II,  pag.  21—25. 

*]  Ein  Gutsbesitzer  im  Gouv.  Nishn^^Nowgorod  und  der  GouTerneur  des  Gout* 

Pensa. 


' 
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weder  in  gemeinsame  Bestellung  genommen  oder  Jemandem  von  de& 
Dorfgenossen  in  Pacht  vergeben  werden.^) 

2)  Massnahmen  gegen  Familientheilungen.^  Dieselben  soUtts 
nur  dann  gestattet  werden,  wenn  auf  beide  Theile  je  drei  Arbeiter  ent- 
fallen. Ein  Befragter  wünscht,  dass  die  Wolostverwaltungen  verpflichte 
werden ;  unter  keinem  Vorwande  Familientheilungen  zuzulassen,  falls  ii 
in  den  betreffenden  Familien  sich  weniger  als  drei  Arbeiter  ergeben 

Die  Gemeindeversammlungen  sollten  sich  nach  den  allgemeisei 
bürgerlichen  Gesetzen  zu  richten  haben,  nach  welchen  die  Kinder^  ^ 
lange  die  Eltern  leben,  ohne  deren  Zustimmung  nicht  das  elteriirbe 
Vermögen  beanspruchen  können.  Eine  andere  Person  verlangt  eiue 
möglichst  ausführliche  Aufzählung  der  Fälle,  in  welchen  Abthdhagffl 
zugelassen  werden  können,  unter  der  Bedingung,  dass  ein  jeder  soleier  ^ 
Fall  an  Ort  und  Stelle  vom  Friedensvermittler  constatirt  wird.^ 

3)  Die  Aufhebung  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde 
ist  der  Wunsch  aller  auch  nur  halbwegs  wohlbehaltener  Bauern.^ 

Wenn  auch  in  Folge  dieser  Aufhebung  eine  Classe  landloser  Arbei- 
ter sich  bilden  wird,^)  so  werden  die  hierdurch  nachbleibenden  Lanl- 
antheile  von  der  Gemeinde  nicht  aufgegeben  werden,  und  das  reclit- 
zeitige  Einfliessen  der  Steuern  etc.  wird  eher  zunehmen,  als  unter  dieser 
Massnahme  leiden.  Für  die  Grossgrundbesitzer  wie  auch  fOr  die  Um- 
liehen  Gemeinden  ist  es  sehr  wänschenswerth,  dass  die  Landwirthsduit 
sich  in  den  Händen  wohlbehaltener  Personen  befindet 

Dem  entgegengesetzt  wird  für  die  Erhaltung  der  solidarischen  M 
Folgendes  angeführt:^)  Die  solidarische  Haft  ist  für  das  Wohlergehen 
des  Volks  vollständig  nothwendig;  die  deutschen  Colonisten  in  Rasslaini 
schreiben  ihr  ihr  Aufblühen  zu  und  sind  der  Ansicht,  dass  ohne  ui' 
solidarische  Haft  die  Gemeindeobrigkeit  keinen  Einfluss  auf  ihre  b<er- 
haften  Glieder  üben  könne.  Wenn  sie  in  den  ärmsten  russischen  Dörf<^ 
drückend  ist,  so  erklärt  sich  dieses  daraus,  dass  das  allgemeine  Ki^^^^ 
des  Wohlstandes  niedrig  ist;  bei  Hebung  desselben  wird  die  solidarisch 


1)  Ein  FriedensTermittler  im  Kreise  Wolsk  (im  Gouv.  Ssaratow),  GnUbesimr 
im  Kreise  Saraisk  (im  Gout.  IU8an),und  im  Gouv.  St.  Petersburg. 

*)  Die  landwirthschaftliche  Gesellschaft  für  den  Kreis  Toropez  (Gouv.  Pskov. 
der  Präsident  des  Landamtes  des  Kreises  Jurgew  (Gout.  Wladimir)  und  der  Eicj 
adelsmarschaU  des  Kreises  Witebsk. 

>)  Ein  Mitglied  der  landwirthschaftlichen  Gesellschaft  in  Toropei  und  der  (p^- 
Temeur  von  Tula. 

^)  Bauern  aus  den  Kreisen  Krapiwna  und  Alexin  ^im  Gout.  Tnia),  AdelsmarKbAll 
des  Kreises  Wladimir,  Gutsbesitzer  im  Kreise  Kasan  und  im  Gout.  Ssmoleosk.  ^ 
Präsident  des  Kreislandamtes  des  Kreises  Waldai. 

*)  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Kaluga. 

•)  Ein  Gutsbesitzer  im  Gouv.  St  Petersburg. 
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Baft  nur  wohlthätig  sein.  Bekanntlicli  mUssen^  je  weniger  ein  Volk  ent- 
frickelt  ist,  um  so  stärker  seine  öconomischen  Interessen  mit  einander 
rerbunden  sein.  Ein  grosser  Theil  des  russischen  Volks,  welcher  sich 
selbst  überlassen  ist,  fühlt  sich  httlflos;  der  Bauer,  welcher  nicht  durch 
iiie  Traditionen  seiner  Gemeinde  gehalten  wird,  verliert  sich  leicht,  fallt 
sittlich  und  wird  zu  einem  schädlichen  Menschen.  Keine  Macht  und 
keine  Institution  kann  die  sorglosen  und  schlechten  Bauern  beauüsichti- 
gen,  wenn  dieses  nicht  die  Gemeinde  thut;  Alle  wissen,  dass  die  Mora- 
litat  der  ländlichen  Bevölkerung  besser  ist  als  die  der  ausgeschiedenen 
gewerbetreibenden  Handwerker  etc.,  welche  jedes  Band  mit  der  Gemeinde 
zerrissen  haben. 

Von  einer  Person  wird  in  Vorschlag  gebracht,  bis  auf  Weiteres  die 
solidarische  Haft  beizubehalten,  von  einer  andern,  dass  bei  Umwandlung 
der  Steuern  von  der  Person  (Kopfisteuer)  auf  das  Vermögen  die  solida- 
rische Haft  erhalten  werden  muss.^) 

4)  Die  Erleichterung  der  Ausscheidung  einzelner  Bauern 
aus  der  Gemeindemark.')  Diejenigen  Bauern,  welche  da  wünschen, 
auf  Gnmdlage  des  Art  165  des  Gesetzes  über  die  Ablösung  auszu- 
siedeh;  finden  Widerstand  in  der  Gemeindeversammlung.  Gemeinden 
gestatten  nicht  die  Ablösung  des  Landantheils  durch  Einzelne,  um  nicht 
die  wohlhabenden  Bauern  von  der  solidarischen  Haft  in  Betreff  der 
EDtrichtong  der  Zahlung  Air  das  Land  zu  befreien.  Die  Friedensver- 
niittler  und  die  Friedensvermittler- Versammlungen  erachten  solche  An- 
gelegenheiten als  nicht  vor  ihr  Forum  competirend.  Damit  ist  der  Aus- 
Kheidende  in  die  Nothwendigkeit  versetzt,  nachdem  er  seinen  Antheil 
gelöst  hat,  zwei  oder  mehr  Jahre  auf  die  Ausscheidung  seines  Land- 
antheils zu  warten,  und  auf  eine  offenbar  ungerechte  Landzutheilung 
einzugehen* 

Es  müsste  die  Institution  bezeichnet  werden,  vor  welche  solche 
Ausscheidungs-Angelegenheiten  competiren,  und  welche  beauftragt  wäre, 
I^dabtheilungen  auszuführen,  wenn  sie  nicht  gutwillig  von  Seiten  der 
Gemeinde  erfolgen.  Eine  Person  verlangt  eine  Abänderung  des  Art.  165 
^  Gesetzes  tlber  die  Ablösung  in  dem  Sinne,  dass  auch  deijenige, 
welcher  nicht  die  ganze  Ablösungssumme  eingezahlt  hat,  ohne  Zu- 
stimmung der  Gemeinde  die  Abtheilung  verlangen  kann  mit  der  Be- 
^iung  von  der  solidarischen  Haft,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass 

ihm  keine  Rückstände  ruhen.') 

*)  Gutsbesitzer  in  den  QouTernements  Niahn^-Nowgorod  und  Ssimbirsk. 

*)  Der  Pr&sident  des  Landamtes  des  Kreises  Ssysran  (im  Gouy.  Ssimbirsk),  der 
Aelt<:ste  einer  Wolost  im  Kreise  Kirssanow  (im  Gout.  Tambow). 

')  Der  Präsident  des  Landamtes  des  Kreises  Ssysran  (im  Gouv«  Ssimbirsk)  und 
der  Adelsmarschall  des  Kreises  Witebsk. 

v-  KeftisUr,  QMchiehto  and  Kritik  des  Gemeindebesitzee.  II.  6 
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Ebenso  sollte  der  Austritt  einzelner  Bauern  aus  der  Oemdnde  er- 
leichtert werden:  es  sind  Bei^iele  vorhanden,  dass  f&r  änen  solches 
zustimmenden  Beschluss;  wenn  auch  der  Austret^de  mit  keinertei  Zah- 
lungen im  Bückstande  war,  er  150  Bbl.  zu  zahlen  hatte.  Ein  Bauer 
Idste  drei  ßeelenlandantheile  (12  Dessät)  mit  S60  Rbl.  ab  und  übergab 
dieselben  der  Gemeinde  nur  dafür,  dass  sie  ihn  vollständig  atis  ihran 
Verbände  enttless.^) 

5)  Die  Einführung  des  individuellen  Grundbesitzes.  Geges 
diesen  Vorschlag  wird  angeführt: 

a)  dass  die  Landantheile  schliesslich  doch  wieder  getheilt  werden 
würden.^)  Bei  aller  Anerkennung  des  Vorzugs  des  individuellen  GimJ- 
besitzes  sahen  mehrere  Personen  ein  Hindemiss  ihrer  EinfOhrusg  iB 
den  grossen  Kosten  der  Aussiedelung  der  Dörfer  und  in  dem  Usstasi 
dass  das  Land  in  manchen  Gegenden  nicht  das  den  Bearbeiten  «Bbägt, 
was  sie  für  dasselbe  zu  bezahlen  haben;  in  welcher  Lage  wird  also  die 
Familie  sich  befinden,  in  welcher  die  Zahl  der  Glieder  abgenommen  hat^ 
Eine  solche  Familie  ohne  Arbeiter,  welche  zu  engagiren  unvorÜiäM 
ist,  ist  nicht  im  Stande,  selbst  das  Land  zu  bearbeiten  und  die  auf  dem- 
selben ruhenden  Lasten  zu  tragen,  sie^  muss  das  überschüssige  Land  ver- 
pachten; doch  wer  wird  es  nehmen,  wenn,  wie  gegenwärtig  geschieht, 
ein  Antheil  nur  gegen  die  Entrichtung  der  Naturallasten  in  Pacht  ge- 
nommen wird?  Schliesslich  werden  die  Familientheilung^  und  die 
Pachtungen  des  Einen  vom  Anderen  zu  einer  ebensolchen,  wenn  nielit 
zu  einer  noch  grösseren  Gemenglage  der  Grundstücke  führen,  als  jeut; 
und  so  wie  dieses  eintritt,  so  fallen  fast  alle  Vorzüge  des  individoell^fl 
Besitzes  in  sich  zusammen.  Andere  Personen  legen  noch  dar,  wie  die 
Vergrösserung  der  Zahl  der  Glieder  einer  Familie  und  ihre  VenoiiHie- 
rung  in  einer  anderen  Familie  Pachtungen  unter  den  Bauern  berv<mti/ai 
würden;  hierdurch  könnte  eine  noch  grössere  Gemenglage  de^  von  eiviD 
Wirth  bewirthschafteten  Landes  entstehen. 

b)  dass  beim  individuellen  Grundbesitz  die  „Gemeindefresser^  Bi>cb 
gefährlicher  sein  werden  als  beim  Gemeindebesitz^.  Bei  ersterem  würde 
die  Zahl  der  Brodlosen  und  Zahlungsunfähigen  stark  zunehmen;  ^ 
,;Gemeindefresser^'  werden  sich  bemühen,  den  ganzen  Landbesitz  solcher 
Armen  auf  mehrere  Jahre  an  sich  zu  bringen,  indem  sie  den  Annen  mit 
Branntwein  bewirthen  oder  die  Zahlungen  eines  Jahres  für  ihn  flh^r- 


>)  Die  Präsidenten  des  Landamtes  des  Kreises  Ssysran  (im  Gout.  Saiaibirs^^ 
und  des  Kreises  Kortschewa  (im  Gout.  Twer). 

*)  Aeltester  und  Bauern  der  Wolost  Tichonow  im  Kreise  Kaluga,  die  Aelte^t«« 
und  Bauern  zweier  Woloste  im  Kreise  Wladimir. 

*)  Ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Lipez  (im  Gout.  Tambow). 
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Daunen;  sodann  wird  der  Arme  crime  Landantheil  der  Gremeinde  zur 
Versoi^ung  »fallen;  der  ;^eniemdefre8ser^  wird  für  ihn  den  geringsten 
Theil  der  Letetongen  tragen  nnd  seinen  Landantheil  nuteen. 

e)  dass  bei  Atissiedehmgen  auf  Einzelhöfe  die  Fragen  entstehen:^) 
Wo  Wasser  für  jede  Parcelle  hernehmen^  wo  sollen  Wiesen  zum  Gras- 
schnitt zugewiesen  werden,  wo  Koh  zur  Heizung  nehitten,  imd  kann 
überhaupt  gerecht  getheflt  werden?  Ist  eine  Gemeindemark  sehr  gross, 
Bo  wird  der  Eine  geeignetes  Land  erhalten,  welches  in  der  Nähe  des 
Dorfes  liegt,  während  dem  Anderen,  vomelmilich  dem  Armen,  das  ent- 
fernte, acUecbte  und  ungedQngte  Land  zugetheUt  werden  wird. 

d)  dass  der  Einzelbesitz  die  Yiehbütung  auf  den  Feldern  der  Nach- 
barn hindert*) 

Zu  Gunsten  des  persönlichen  Grundbesitzes  wird  dagegen  ange- 
führt: Als  Beweis  für  den  Nutzen  der  bleibenden  Ueberweisung  der 
Landstücke  an  dieselben  Hauswirthe  kann  das  Dorf  Poretschskaja  (Kreis 
Alatyr,  Gouv.  Ssimbirsk)  dienen,  wo  nach  der  Bestätigung  der  Theilung 
des  Yon  den  Bauern  abgelösten  Landes  in  gesonderte  Landantheile 
zum  persönlichen  Besitz  der  Pachtpreis  pro  Dessätine  von  5  Bbl.  schnell 
auf  7  RbL  stieg.  Ueberhaupt  und  an  allen  anderen  Ortschaften  des  Gou- 
vernements, WO-  die  Bauern  vom  Gemeinde-  zum  persönlichen  Besitz 
übergegangen  sind,  wird  das  Land  unvergleichlich  besser  bearbeitet, 
and  der  Wohlstand  der  Bauern  hebt  sich  bedeutend,  was  sich  aus 
der  rechtzeitigen  Bezahlung^  der  Steuern  und  Abgaben  Seitens  dieser 
Bauern  ergiebt.  Denen  gegenüber,  welche  aus  der  Einführung  des  per- 
sönlichen Grundbföitzes  die  Entstehung  eines  Proletariats  befürchten, 
RTird  hingewiesen:  1)  auf  die  grosse  Ausdehnung  unangesiedelter  Do* 
manen-  und  privater  Ländereien,  2)  auf  die  verarmten  und  hauslosen 
Bauern,  welche  weder  sich,  noch  der  Regierung,  noch  der  Gemeinde 
Sutzen  bringen  und  die  ihren  Antheil,  selbst  ihr  Haus  anheben  und  durch 
lie  Welt  sich  herum  treibend,  nur  eine  Last  für  die  Gemeinden  sind>) 

In  Betreff  der  Art  des  Üeberganges  zum  individuellen  Besitz  ^)  hofft 
eine  Person  auf  die  Zukunft  und  auf  die  Macht  der  Verhältnisse,  wenn 
:rst  die  ümtheilungen  aufgehoben  sind;  eine  andere  findet,  dass  der 


^)  fMedensvermittler  in  den  Kreisen  Ssaratow  und  Wolsk  (Gout.  Ssaratow),  ein 
3utzbe8itzer^de8  Kreises  Lipez  (im  Gonv.  Tambow). 

*}  Ein  Friedensvermittler  im  Kreise  Ssaratow. 

')  Der  Gouyemeur  des  Gouv.  Ssimbirsk. 

*)  ¥Sn  Gtitsbesittser  im  Gouv.  Ssimbirsk. 

^)  Der'Goovemeur  von  Kaluga,  die  Präsidenten  des  Landamtes  der  Kreise 
äsysran  und  Krestzi,  Gutsbesitzer  im  Kreise  Meschtschewsk  (Gout.  Kaluga)  und  im 
Kreise  Duchowschtscbino  (im  Gouv.  Ssmolensk),  Friedensvermittler  im  Kreise  Pronsk 
Gout.  Räsan)  und  im  Kreise  Koselez  (im  Gouv.  Tschernigow). 

6* 
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<lirecte  Uebergaug  vom  Gemeindebesitz  zum  persönlichen  undenkbar;  die 
dritte  erklärt,  dass  der  einzige  Ausweg  für  die  reichen  Bauern  der  Eiaf 
eines  Landstücks  ausserhalb  der  Gemeinde  ist  Auch  werden  Mitthei- 
lungen  gemacht  über  Gemeindebeschlüsse,  nach  welchen  das  GemeiDde- 
land  in  Hoftheile  getheilt  wird.  Schliesslich  meint  eine  Person,  dass 
ohne  Regierungsmassnahmen  der  Uebergang  zum  individuellen  Gnrnd- 
,besitz  in  nächster  Zeit  nicht  erwartet  werden  kann. 

In  Betreff  der'^Einzelheiten  bei  Einführung  des  individuellen  6nmd> 
besitzes  werden  folgende  Forderungen^gestellt: 

1)  dass  das  Land  nach  der  Zahl  der  Höfe  und  Hauswirihe  getbeilt 
werde,  indem  das  Areal  des  Landes  mit  der  Zahl  der  Seelen  in  der 
Wirthschaft  in  Combination  gesetzt  wird.^) 

2)  dass  die  Weide,  wie  auch  jetzt,  und  ein  Theil  des  Ackertote 
im  gemeinsamen  Besitz  verbleibe.^ 

3)  dass  der  Theilung  des  Landes  in  gesonderte  Höfe  eine  BegalV 
rung  und  Schätzung  des  Landes  vorangehe,  —  beim  individuellen,  arron- 
dirten  Besitz  kann  nicht  das  Land  eines  jeden  Wirthes  von  derselben 
Güte  sein.«) 

4)  dass  das  Becht  der  Vererbung  und  das  des  freien  Yerkaofe  de: 
Parcellen  —  mit  Festsetzung  der  Untheilbarkeit  der  Wirthschaftseinheü 
auch  bei  Vererbungen  —  statuirt  werde.*) 

5)  dass  nach  FeuersbrQnsten  die  Bauern  auf  ihre  Landantheil^ 
welche  ihnen  nach  dem  Recht  des  persönlichen  Eigenthums  gehöres, 
auszusiedeln  seien.  Auch  wird  die  Aussiedelung  der  Bauern  —  etn 
zu  4—5  Höfen  —  vorgeschlagen,  um  die  Armen  vom  Druck  der  Beicbtti 
zu  befreien.*) 

3.  Die  Vernehmung  der  SaohverBtftndigen  vor  der  CeniniisioB' 

Am  6.  December  1872  begann  die  Commission  die  VemebDO&g^ 
von  Sachverständigen  in  Betreff  der  Lage  der  Landwirthschaft  in  Ro^ 


1)  Zwei  Gutsbesitzer  im  Kreise  Porchow,  Je  einer  im  Kreise  Pskow,  ond  in 
Kreise  Toropez  (Gouy.  Pskow). 

')  Ein  Gutsbesitzer  im  Gouy.  Ssimbirsfa 

*)  Der  Vorsteher  der  Dom&nenferme  Marünskiga  im  Gout.  Ssaratow. 

^)  Zwei  Gutsbesitzer  im  Krebe  Porchow,  je  einer  in  den  Kreisen  Pskow  oa' 
Toropez  (im  Gouv,  Pskow). 

^)  Die  Adelsmarschaile  der  Kreise  Mokschan  und  NisIu4j*Lomow,  zwei  Gvtf^ 
besitzer  im  letzteren  Kreise,  Gutsbesitzer  und  ein  Wolost&ltester  im  Kreise  Oorodiscln 
tsche,  ein  Gutsbesitzer  im  Kreise  Kerensk  (Gout.  Pensa)  und  der  Prisideit  ^ 
Landamtes  des  Kreises  Schazk  (Gout.  Tambow). 

^  Band  I.  Abschnitt  II:  Journal  der  Sitzungen  pag.  7. 
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land.  In  36  Sitzungen  (die  letzte  fand  am  31.  März  1873]  statt)  >) 
vernahm  sie  181  Personen.  Von  den  222  Yorbeschiedenen«  waren  42 
nicht  erschienen.  Auf  die  269  Fragen,  welche  zur  Beantwortung  vor- 
lagen, sind  3,303  Antworten  erfolgt*) 

Wie  schon  aus  der  Zahl  der  Antworten  ersichtlich,  haben  die  Yer* 
Bommenen  nicht  alle  Fragen  beantwortet  Wenn  auch  nicht  selten  durch 
eine  Antwort  mehrere  Fragen  erledigt  sind,  so  bleiben  doch  von  der 
Hehrzahl  der  Befragten  viele  Fragen  unberflhrt  Die  Specialisten  auf 
verschiedenen  Gebieten  der  Landwirthschaft  (Veterinärknndige,  Yieh- 
sächter  etc.)  geben  zumeist  nur  über  ihre  specielle  Branche  Auskünfte- 
Endlich  berichten  Yiele  nur  über  individuelle  und  locale  Fragen  und 
Bedürfiiisse. 

So  findet  auch  die  Frage  des  Gemeindebesitzes  mit  den  hiermit 
zusammenhängenden  nicht  von  allen  Yemommenen  (aus  den  Theilen  des 
Kelchs,  in  welchen  diese  Grundbesitzform  besteht)  Berücksichtigung. 
Dieses  mag  auch  damit  zusanmienhängen,  dass  keine  Frage  direct  die 
Zeugen  zu  ihrer  Behandlung  veranlasste.  Wenn  wir  die  Fragen  über 
die  Familientheilungen  und  ihre  Wirkungen  (Frage  69  und  70)'),  welche 
flicht  allein  beim  Gemeindebesitz,  sondern  auch  beim  persönlichen  Grund- 
besitz in  Betracht  kommen,  abrechnen,  so  dind  es  nur  folgende  Fragen, 
<lie  mehr  oder  weniger  direct  auf  den  Gemeindebesitz  hindeuten: 

Frage  28:  Yermehren  sich  die  Fälle,  dass  Bauern  Grundbesitz  zum 
personlichen  Eigenthum  erwerben? 

Frage  49:  Stellt  derLandantheil  bei  erforderlicher  Bewirthschaftung 
^i  genügender  Düngung  den  Unterhalt  der  Bauern  und  die  auf  ihnen 
ruhenden  Steuern  etc.  sicher?  Und  wenn  er  nicht  vollständig  deckt,  so 
in  welchem  Masse? 

Frage  61:  Finden  Aussiedelungen  von  Bauern  und  das  Yerlassen 
Landantheils  und  des  Gehöftes  statt?   Wohin  richtet  sich  vornehm- 
fi*  eine  solche  Aussiedelung? 


'J  L  c.  pag.  84—86. 

^  J>\e  stenographirten  Antworten  vor  der  die  Gommission  geladenen  Personen^ 
lUDfassen  den  lY.  Band  des  Commissionsberichts  (449  Seiten).  Die  Einleitung  des 
Bandes  bflden  die  Fragen,  den  Schluss  das  alphabetiache  Verzeichniss  der  Namen 
QAd  des  Standes  des  Vernommenen.  Der  grosseren  Bequemlichkeit  wegen  citiren 
^  die  Antworten  nicht  nach  der  Seitenzahl,  sondern  nach  den  (fortlaufenden) 
KttOBem  der  Antworten* 

*)  Diese  Fragen  lauten:  Frage  69:  Welchen  Einfloss  üben  die  Famüientheüon- 
^  auf  das  Leben  des  l&ndlichen  Arbeiters?  Kommen  sie  h&ofig  vor?  Welche 
sind  die  hauptsächlichsten  Veranlassungen  dazu?  Frage  70:  Theilen  sich  Eltern 
und  Kinder  ?or  der  Yerheirathnng  leUterer  ab? 
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Frage  72:  Zeigt  sieh  unter  den  Bauern  das  Streben  nadi  \sM 
dneUem  Grandbesitz? 

Frage  74:  Welche  Hindernisse  erschweren  den  Uebergang  Tom ' 
Gemeinde-  zum  persönlichen  Grundbesitz?  I 

Die  Frage  72  ist  nicht  selten  missv^rstanden  oder  unpricis  beant- 
wortet worden.  Altem  Ansdiein  nach  verlangt,  besonders  noch,  wm 
man  in  Berücksichtigung  zieht,  dass  Frage  28  bereits  das  Enverben  m 
|»ersönliehem  Grundeigenthum  behandelt;  die  Frage  72  Auskuaft  über 
das  etwaige  Bestreben  unter  den  Bauern  zum  personliehen  GnmAesitz  j 
•überzugehen,  welche  Annahme  noch  in  den  beiden  folgenden  Fragen  ihre  | 
weitere  Bestätigung  findet  Nichtsdestoweniger  haben  nicht  Wenige  ge* 
meint,  es  handele  sich  überhaupt  um  den  Erwerb  von  persddidieD 
Grundbesitz,  d«  h.  also  um  eine  Wied^holung  der  Frage  2& 

Die  aufgeführten  Fri^en  sumI  die  einzigen,  welche  auf  denOcMld^ 
besita  «nd  dessen  etwaige  Wirkungen  hinweisen.  Yeranhissung  nt  Be- 
handlung dieser  Materie  konirten  ev.  noch  mehrere  Fragen  (Frage  4: 
Worin  zeigt  sich  ein  VerM  in  der  bäuerlichen  Wirthschall?  Frage  ll* 
Aus  welchen  Ursachen  vergrSssert  oder  vermindert  sich  das  Acfcenieal? 
Frage  189:  Vergrössert  oder  vermindert  sich  der  Homviehbesämd  be 
den  Bauern?  etc.  etc.)  geben. 

Mag  es  dem  Mangel  einer  directen  Fragestdhmg  oder  vieUeiä 
iMh  dem  Umstand  zuzuschreiben  sein,  dass  die  Commission  aof  ^ 
Frage  bei  der  Vernehmung  der  Zeugen  kdnen  so  grossen  Nacbdruck 
legen  wollte,  wir  müssw  es  besonders  b6tonen^  dass  die  mit  dem  Ge- 
meindebesitz zusammenhingenden  Fragen  —  mit  Ausnahme  der  Famili» 
theifatngen  und  des  Erwerbs  von  persönlichen  GruBdetgentham  Seiteis 
der  Bauern  —  nicht  so  häufig  und  eingehend  beantwortet  werto^  ^ 
nach  den  anderweitig  zugegangenen  Meinungsäusserungen  über  dieselh^ 
angenommen  werden  könnte.  So  sind  es  namentlich  die  Wirkungei  ^ 
Umtheilungen  des  Feldareals  und  der  Gemenglage  der  Gnmdsficl^^ 
deren  verhältnissmässig  au&llend  selten  Erwähnung  geschieht 

Soweit  jedoch  die  Sachverständigen  auf  die  uns  beschifügei)^ 
Frage  eingehen,  sprechen  sie  sich  fast  einstimmig  *  (nur  einige  Persona 
sind  anderer  Ansicht  in  dieser  Frage)  dahin  aus,  dass  der  6emeiD(!^ 
jbesitz  mit  den  mit  ihm  verbundenen  Umtheilungen  des  Gemeindelao«!^ 
wd  mit  den  FaeiilientbeUungen  eine  wesentliche  Ursache  der  schliis- 
men  Lage  der  bitterlichen  Bevölkerung,  und  dass  die  smglofle  Be- 
arbeitung des  Bodens  vornehmlich  dem  unsicheren  Besitzstande  Tnr^ 
schreiben  ist 

Wie  weit  dieses  Resultat  der  Aussagen  dem  Umstände  zuzoschreibei 
ist,  dass  die  Commission,  Gegnerin  des  Gemeindebesitzes»  in  teadeniiosci 
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Weise  bei  der  Vorladung  von  Personen  yerführ;  lässt  sich  natürlich 
nachträglich  nicht  bestinunen.  Es  ist  auch  die  Beschwerde  erhoben 
worden,  dass  nicht  alle  Fragen  allen  Vorgeladenen  vorgelegt  wurden 
und  dadurch  diesen  die  Möglichkeit  der  Aeusserung  genommen  worden. 
Jedenfalls  war  es  incorrect  von  der  Commission,  dass  sie  so  wenige 
Anhänger  des  Gemeindebesitzes  vorlud. 

In  Betreff  der  Umtheilungeui  der,  wie  wir  gesehen,  schädlich- 
sten Seite  des  Gemeindebesitzes,  erklärt  der  Gutsbesitzer  wirklicher 
Staatsrath  D.  Jeremejew  (ihm  sind  spedell  bekannt  die  nördlichen  Kreise 
des  Gouv.  Ssimbirsk  und  die  angrenzenden  Theile  des  Gouv.  Kasan,^) 
dass  der  Wohlstand  unter  den  Bauern  dort  zunimmt,  wo  sie  sich  häufr- 
ger  ümtheihingen  enthalten,  wo  sie  ihre  Antheile  auf  lange  Zeit 
oder  gar  bleibend  zutheilejL  Das  Vorkommen  oder  Nichtvorkommen 
häufiger  Umtheilungen  spiegele  sich  scharf  im  Wohlstand  der  Bauern 
und  in  der  Bearbeitung  des  Bodens  wieder.  Ebenso  erklärt  sich  der  im 
^linisterium  der  Domänen  angestellte  Collegienrath  A.  Aksakow,  Guts- 
besitzer >)  (ihm  sind  insbesondere  bekannt  die  aneinander  grenzenden 
Thäle  der  Gouv.  Ssimbirsk  und  Pensa,  die  Kreise  Bugulma,  Stawropol 
und  Nikolajewsk  im  Gouv.  Ssamara  und  der  Kreis  Ufa  im  Gouv.  Ufa): 
der  Gemeindebesitz  biete  keine  Aussicht  auf  eine  Verbesserung  der  Lage 
der  bäuerlichen  Landwirthschaft,  langterminliche  Umtheilungsfristen  seien 
wunschenswerth.  Der  Gutsbesitzer  Melgunow  (Gouv.  Ssimbirsk)')  weist 
darauf  hin,  dass  die  selten  zu  findende  Düngung  eine  Folge  des  Ge- 
meindebesitzes und  der  jährlichen  Umtheilungen  sei.  Ebenso  sprechen 
sich  der  Präsident  des  Landschaftamtes  des  Kreises  Spassk  (im  Gouv. 
Kasan)  D.  Kolbizki^),  der  Gutsbesitzer  D.  Lupandin^)  (Gouv.  Ssaratow 
luid  Podolien),  der  Kammerherr,  dimitt  Goüvemements-Adelsmarschall 
A.  Scheremetjew*)  (Gouv.  Drei),  der  Ingenieur -Oberst  Gutsbesitzer  W. 
Ssokolow^  (Kreis  Poschechonje,,  Gouv.  Jarosslaw),  der  Gutsverwalter, 
Candidat  der  Land-  und  Forstwirthschaft  P.  Protopopow^)  (Kreis  Bala- 
schew  im  Gouv.  Ssaratow),  der  Procureur  der  Ssaratower  Gerichtspalate 
wirklicher  Staatsrath  S.  Schicharew^)  (Gouv.  Tambow),  der  Gutsbesitzer 
Staatsrath  W.  Klüpfel  ^^)  (Kreis  Nikolajewsk  im  Gouv.  Ssaratow  und  Gouv. 
Nowgorod)  etc.  aus. 

Der  Fürst  Schachowskoi,  Gutsbesitzer  in  den  Gouv.  Pensa  und 
Rasan,  sagt  aus  (Antw<Nrt  Nr.  2023):  ,^ie  Ursache  des  Stillstandes  der 
bäuerUchen  Wirthschaft  muss  zum  Theü  dem  Gemeindebesitz  zugeschrie- 
ben werden,  welche  beständig  mit  Umtheilungen  nach  der  Forderung 


')  Antwort  Nr.  Sa  —  •)  Antwort  Nr.  781.  —  •)  Antwort  Nr.  1286.  —  *)  Ant- 
»Ort  Nr.  1819.  —  »)  Antwort  Nr.  208a  —  •)  Antwort  Nr.  22ia  —  ')  Antwort 
>•>.  25W.  —  •)  Antwort  Nr.  2616.  —  »)  Antwort  Nr.  2640.  —  ^^)  Antwort  Nr.  2717. 
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einiger  Schreier  in  der  Gemeinde  droht    Im  Kreise  Saraisk  (Gout. 
Räsan)  führeu  die  Bauern  seit  acht  Jahren  keinen  Dünger  auf  ihr  Land 
Das  Seitens  der  Bauern  von  mir  auf  zwölf  Jahre  gepachtete  Land  dfingen 
sie:  sie  haben  es  unter  sich  in  Stücke  getheilt  und  sind  sicher,  dass  m 
Jeder  zwölf  Jahre  hindurch  seinen  Theil  unbestritten  behalten  wird, 
während,  wenn  auf  dem  Gemeindelande  ein  Landstück  sich  als  ertrag- 
reicher erweist,  dasselbe  sofort  unter  Alle  getheilt  wird."    Desgleichen 
erklärte  sich  entschieden  gegen  den  Gemeindebesitz:  der  Gutsbesitzer 
D.  Rodionow^):    ,J)ie  Ansicht,  der  Bauer  halte  den  Grundbesitz  nicht 
werth,  habe  nur  in  Betreff  des  im  Gemeindebesitz  befindlichen  Landes 
Geltung:  dieses  Land  schätze  er  freilich  nicht,  wohl  aber  in  sehr  boben 
Masse  das  im  persönlichen  Besitz  befindliche;  es  wäre  fOr  die  WohMrt 
des  Staates  im  höchsten  Grade  nützlich,  wenn  die  Regierung  den  per 
sönlichen  Grundbesitz  und  damit  die  persönliche  Freiheit  fördern  würde.' 
Der  Präsident  des  Landamtes  des  Gouv.  St  Petersburg  und  Gutsbesteer 
im  Kreise  Jelissawetgrad  (Gouv.  Chersson)  Baron  P.  Korff*)  erUait  k 
solidarische  Haft  und  den  Gemeindebesitz  für  die  Ursache  des  Vei&Us 
der  Landwirthschaft  im  Gouv.  St.  Petersburg  und  hält  es  für  lächerüfi 
Bauern  Agronomie  lehren  zu  wollen,  so  lange  der  Gemeindebesitz  be 
steht    Er  meint,  die  Lage  der  Bauern  würde  sich  heben,  wenn  üinea 
der  Landantheil  mit  den  auf  demselben  ruhenden  Lasten  abgenonuna 
würde.   Im  Gouv.  Chersson  leide  der  Ackerbau  nicht  so  sehr  unter  dets 
Gemeindebesitz,  als  im  nördlichen  Theil  des  Reichs,  da  hier  der  Boda 
sehr  fruchtbar  sei.   Desgleichen  weisen  auf  den  Gemeindebesitz  als  m 
Ursache  des  Verfalls  —  als  eine  andere  wird  häufig  die  solidarisA? 
Haft  angeführt  —  hin:  Oberverwalter  der  gräflich  WoronzeVschen  Güter 
in  den  Gouv.  Tambow  und  Ssaratow  Baron  E.  Drachenfels "),  die  Prä^ 
deuten  der  Landämter:  des  Gouv.Perm  A.  Wssewoloshski*)  und  des  Gcwr, 
Tula  A.  Toroptschaninow*).   Der  Gutsbesitzer  P.  Ssafonow  •)  (in  den  Krei?«a 
Odojew  und  Tula  im  Gouv. Tula)  sagt  aus:  „Nach  meiner  festen  UeberzcBgo»? 
besteht  gegen  die  Unordnung  in  unserer  Landwirthschaft  sowohl  auf  0^ 
herrlichem  als  auf  bäuerlichem  Lande,  gegen  die  Verarmung  der  Baaem 
gegen  die  Apathie  und  Kraftlosigkeit  der  Landschafts-Institationen  dj^ 
einzige  Heilmittel  im  Uebergang  von  dem  nicht  ganz  verstandenen,  eio^ 
anderen  Ordnung  der  Dinge  entsprechenden  Gemeindebesitz  zum  erprob- 
ten Privateigenthum.  Ausser  diesem  Mittel  existiren  nur  Palliativinittel.* 
Der  bereits  erwähnte  Baron  Korff  plaidirt  in  folgender  Weise  gegen  *» 
Gemeindebesitz:   „Wenn  die  Befreiung  der  Bauern  und  die  anda:«n  Be- 
formen nicht  überall  oder  mindestens  nicht  im  nördlichen  Thdl  i^ 


»)  Antwort  Nr.  1074.  —    •)  Antwort  Nr.  Nr.  1B16  und  1B21.  —  •;  Aatwort 
Nr.  1Ö88.  —  *)  Antwort  Nr.  2485.  —  •)  Antwort  Nr.  2955.  —  •)  Antwort  Nr.  «Wl- 
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Reichs  den  Nutzen  in  öconomischer  Beziehung  gebracht  haben ,  welcher 
BTwartet  werden  konnte,  so  kommt  dieses  nach  meiner  Meinung  daher, 
bss  die  Bauern  nicht  die  persönliche  Freiheit  gemessen.  Vor  der  Will* 
kür  der  Gutsbesitzer  und  besonders  ihrer  Vertreter  und  Verwalter  sind 
ik  Bauern  jetzt  geschützt,  sodann  sind  sie  durch  Land,  durch  Gerichte 
etc.  sichergestellt,  doch  alle  diese  Bedingungen  sind  noch  nicht  genügend. 
Es  ist  nothwendig,  dass  Jedem  das  bedingungslose  Recht,  sich  von  sei- 
nem Antheü  loszusagen,  zugestanden  werde^  (Antwort  Nr.  1539). 

Als  Folge  des  Drucks  des  Gemeindebesitzes  constatirte  eine  ganze 
Bdhe  von  Befragten  femer,  dass  das  Streben  ein  weit  Terbreitetes  ist, 
m  dem  Gemeindebesitz  auszutreten:  entweder  durch  Umwandlung  des 
Gemeiodelandes  in  persönliches  Grundeigenthum,  oder  durch  Aufgeben 
des  Antheils  am  Gemeindelande,  oder  durch  bleibende  Austheilung  des 
Antheils  aus  dem  Gemeindelande.  Dass  nichtsdestoweniger  sowohl  Um- 
wandlimg  in  persönliches  Grundeigenthum  als  Austritt  aus  der  Mark- 
genosseoschaft  verhaltnissmässig  selten  stattOnden,  wird  auf  äussere  und 
vtf  innere  Gründe,  welche  letztere  wir  weiter  unten  berühren  werden, 
znrUkgefithrt  Die  äusseren  bestehen  darin,  dass  die  erforderliche  Zwei- 
ttrittel-Majorität  auf  der  Gemeindeyersammlung  schwer  zu  erreichen 
ist;  da  einerseits  die  „Gemeindefresser^^,  andererseits  die  herunter- 
gekommenen Leute  in  der  Gemeinde  dagegen  sind:  sie  haben  bei  den 
Umtheilungen  Aussicht  oder  doch  mindestens  Hoffiiung,  durch  Empfang 
l>esser  bearbeiteter  Landstücke  Vortheile  zu  erzielen,  und  die  Ge- 
iDeiode  wünscht  —  in  Betreff  des  Austritts  Einzebier  —  die  wohl- 
Ittbender^  und  fleissigen  Bauern,  und  um  diese  handelt  es  sich  ja  hier- 
b»  fast  ausschliesslich,  nicht  aus  der  solidarischen  Haft  zu  entlassen, 
^  die  Gemmide  zahlungsfähig  zu  erhalten  und  eventuell  auf  solche 
Wirthe  einen  Theil  der  obligatorischen  Zahlung^  abwäbsen  zu  können; 
j&  es  werden  Fälle  registrirt,  wie  wir  sie  schon  im  vorigen  Abschnitt 
gefunden  haben,  dass  die  Gemeinde  selbst  solchen  Wirthen,  welche 
«in  gesetzliches  Recht  zum  Ausscheiden  aus  der  Markgenossenschaft 
^  der  Gemeinde  überhaupt  erworben  haben  (durch  Entrichtung  der 
tWßü,  auf  ihn  fallenden  Ablösungssumme,  durch  Pachtung  eines  ge- 
^lich  in  seiner  Minimalgrösse  normirten  Landstückes},  das  Ausschei- 
den aus  der  ökonomischen,  oder  gleichzeitig  auch  aus  der  politischen 
^meinde  nicht  zulässt,  oder  sehr  erschwert  oder  es  sich  erkaufen 
^ssL  Auch  sucht  sie  dadurch  die  Ausscheidung  aus  der  ökonomi- 
schen Gemeinde  zu  erschweren,  dass  sie  dem  Berechtigten  am  äusser- 
^  Ende  der  Dorfinark  seinen  Antheil  zuweist  und  das  schlechteste 
Land  gibt 

Gutsbesitzer  D.  Jeremejew  (Ssimbirsk,  Kasan):  „Der  Uebergang  vom 
Gemeindebesitz  zum  individuellen  wird  durch  das  Gesetz,  sowie  auch 
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durch  die  Gememde-Versainialimgen  erschwert    Häufig  geben  Bauern 
den  Wunsch  zum  Uebergang  zumpersönlichen  Besitz  oder  cur  Ihnthei- 
lung  auf  lange  Termine  kund,  doch  die  Ausführung  scheitert  daran,  dass 
die  erforderliche  Mtgorität,  namentlich  bei  gross»  Gemeinden,  nidit 
bescfaafit  werden  kann;  die  ,,6emeindefresser^  hintertreiben  soldie  Be* 
Schlüsse,  da  sie  aus  den  Tbeilungen  Vortheil  ziehen:  dieses  hat  des 
grössten  Einfluss  auf  die  langsame  Verbreitung  des  individnellen  Besitaes, 
was  wiederum  die  Zunahme  des  Wohlstandes  aufhält,  da  bei  häufigeü 
Tbeilungen  und  der  vielfach  grossan  Entfernung  der  Felder  von  den  Dorfeis 
(10, 15  und  mehr  Werst)  das  Land  nicht  gedüngt  und  üb^haupt  nickt  ozdeo^ 
lieh  bestellt  wird  (Nr.  52  und  53).  Es  betont  d^  bereits  arwälmte  Prasideiit 
des  Landamtes  des  Kreises  Spassk  (Oouv.  Kasan),  D.  Kolbizki^),  dass  dis 
Streben  nach  Ausscheidung  aus  der  Gemeinde  bemerkbar  ist    Der  Prä- 
sident des  Charkower  Gerichtshöfe,  wirklicher  Staatsrath  N.  Prinz?  (die 
Kreise  Poltawa  und  Milgorod  im  Gouv.  Poltawa  und  das  Govr.  Twer) 
sagt  aus,  dass  die  solidarische  Haft  und  das  Gesetz  den  Uebergang  som 
individuellen  Grundbesitz  aufhalte;  das  Streben  zum  Uebergang  zum 
persönlichen  Grundbesitz  constatirt  auch  der  Gutsbesitzer  Jewrefnow^. 
(Kreis  Ssudshan,  Gouv.  Kursk).   Sehr  viele  Gesuche  sind,  sagt  der  Goover* 
neur  des  Gouv.  Kursk,  wirklicher  Staatsrath  N.  Shedrinski^j^  von  Bauen 
an  ihn  eingelaufen,  die  Klagen  enthalten,  dass  die  Gemeinden  den  Ueber- 
gang zum  Einzelbesitz,  welchen  sie  wüiischen,  nkht  zulassen.     Sokke 
Klagen  gingen  von  der  Minderheit,  den  wohlhabenden  Bauern,  ans.  Der 
Gutsbesitzer  Fürst  Schachowskoi  (Pensa,  Kasan)  ^):  „Bauern  geben  ihrai 
Landantheil  für  dne  Kleinigkeit  weg  oder  gar  tiytie  Entschädigung  aii4 
und  kaufen  in  der  Nähe  für  sehr  hohe  Preise  Land  nun  peraönlkken 
Eigenthum^'.    Der  Director  des  Zolldepartements,  wirkMcher  Staatsnsb 
Katschalow  ^)  (Gutsbesitzer  im  Gouv.  Nawgorod),  bestätigt  gleichCsUs»  das 
die  Bauern  ihren  Antheil  anheben  wollen.    Desgleichen  der  Gouverne 
ments-Adelsmarschall  von  Kaluga,  v.  Rosenbeig^)* 

Der  Präsident  des  Landamtes  des  Gouv.  St.  Petersburg  Baron  P.  Korff*) 
erklärt:  „Die  Lage  der  Bevölkerung  kann  nicht  als  vollständig  organi- 
sirt  angesehen  werden.  Dieses  wird  von  Allen  in  dem  Hasse  gef&hlt, 
dass  die  St  Petersburger  Landschafts-Versammlung  vor  zwei  Jahren  in 
ihrem  Gesuch  über  die  Bedürfnisse  und  Schäden  des  Gouvernements 
darum  petitionirte,  dass  jedem  Hauswirth  das  Recht,  die  Naturalans* 
Scheidung  des  Landantheils  zu  verlangen,  zugestanden  werde.  Dieselben 


1)  Antwort  Nr.  1810.  —  •)  Antwort  Nr.  669.  —  •)  Antwort  Nr.  1886.  — 
-•)  Antwort  Nr.  2052.  —  »)  Antwort  Nr.  2094.  —  •)  Antwort  Nr,  269».  —  ')  Ant- 
wort Nr.  2686.  —  •)  Antwort  Nr.  1624. 
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Bauern  bearbeiten  bei  derselben  Sorglosigkeit  doch  ihre  G&rten  auf 
eigenem  Lande  immer  noch  besser,  als  die  einen  Faden  weiter  anf  Ge- 
meindeland befindlichen.  Dieselbe  Erfahrung  wird  auch  bei  der  besseren 
Beaxbeitong  der  Felder  und  Wiesen  gemacht,  welche  im  Privateigenthum 
flieh  befinden,  im  Vergleich  mit  dem  Lande,  das  unter  dem  Gemeinde- 
besitz steht  Demnach  beschloss  die  Landschafts*  Versammlung  darum 
ro  petitioniren,  dass  alle  Felder  arrondirt  und  beisammenliegend  zuge- 
theilt  wärden,  das  Wiesenland  desgleichen,  während  die  mit  Wald  be* 
deckten  und  die  unbebauten  Plätze  in  gemeinsamer  Nutzung  verbleiben 
konnten.  Doch  ist  hierbei  eine  besondere  Gontrole  für  die  Ausführung 
dieser  Regeln  erforderlich,  was  auch  in  der  Petition  ausgeführt  ist  Be- 
kanntlich werden  alle  Verbesserungen  nicht  gleich  von  der  Masse  der 
Bevölkerung  eingeführt,  sondern  durch  die  Energie  und  das  Beispiel  unter- 
nehmungslustiger Persönlichkeiten,  und  so  lange  wir  diese  ketten,  werden 
die  Dinge  niemals  weiter  rückend 

Der  Graf  W.  Grlow-Dawydow^),  besitzlich  in  den  Gouv.  Ssamara  und 
Ssimbirsk,  spricht  sich,  anknüpfend  an  den  Verfall  der  Viehzucht  und  an 
die  NoQiwendigkeit  der  Hebung  derselben  und  unter  Hinweis  auf  die  eng- 
lische Wirthschaft,  Über  den  Gemeindebesitz  dahin  aus:  Nach  seiner 
Meinung  müssten  die  bäuerlichen  Wirthschaften  verändert,  sie  müssten 
auf  das  Zehnfache  oder  noch  mehr  vergrössert  und  in  gleichem  Masse 
auch  die  Zahl  der  Wirthschaften  vermindert  werden;  im  Anschluss  hieran 
sei  zugleich  den  Bauern  die  volle  Freiheit  zum  Aufgeben  ihrer  Land- 
aotheile  zu  gewähren.  Sodann  ist  er  der  Meinung,  dass  die  Landan- 
theile  nicht  allen  Familiengliedem,  sondern  allein  dem  Familienvater 
gehören  sollten,  und  zwar  mit  dem  vollen  Becht,  seinen  Antheil  unge- 
theilt  m  eine  Hand  zu  übergeben.  Bei  den  bestehenden  Vermogensver- 
bältnissen  existiren  jetzt  in  den  russischen  Dörfern  weder  rechte  Wirthe, 
lioch  rechte  Arbeits,  da  sich  diese  beiden  Spezialitäten  in  einer  Person 
vereimgen  und  vermischen.  Das  Bedürfiüss  nach  ledigen  Arbeitern  wird 
ucht  befriedigt;  schon  der  18jährige  Knabe  muss  sich  verheirathen;  ein 
onverheiratheter  25jfthriger  Mann  nennt  sidi  eine  Waise,  wenn  auch 
seine  Eltern  noch  leben;  nach  den  Worten  eines  Solchen  hat  er  Nie- 
linden,  welcher  ihm  das  Hemd  näht,  ihn  mit  Strümpfen  versorgt,  und 
wahrend  der  Arbeitszeit  sein  Haus  hütet,  denn  ein  Haus  muss  er  haben, 
da  er  einen  Antheil  hat  Die  Erlaubniss  für  Alle,  welche  es  wünschen, 
den  Laadantheil  aubugeben,  wird  einigen  Wirthen  die  Mög^hkeit  bie- 
ten^  ein  nicht  allein  für  den  Ackerbau,  sondern  auch  für  die  Viehzucht 
g^ügendes  Areal  von  Land  zu  erwerben.  Die  Bildung  von  Fennen  und 
die  Vergrosserung  der  städtischen  Bevölkerung  durch  den  Zufluss  von 


>)  Antwort  Nr.  l9eo. 
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Arbeitern  ist  nicht  allein  für  das  Gewerbe,  sondern  auch  fttr  die  Laoft 
wirthschaft  wünschenswerth.  Der  Ackerbau  muss  sich  durch  Vennitt 
derung  der  Zahl  der  Dorfbewohner  und  Vergrösserung  der  Zahl  da 
städtischen  Gonsumenten  heben;  hierdurch  wird  Platz  ffir  die  Viehzuä| 
geschaffen;  zur  Vergrösserung  des  Weizenbaues  und  Vennindening  iä 
Boggenbaues. 

Der  Gutsbesitzer  N.  Orlow^)  (Ssaratowi  Eostroma)  berührt  die  Fragil 
dass  der  Gemeindebesitz  eine  der  hauptsächlichsten  Ursachen  des  Ver 
falls  der  Landwirthschaft  ist,  und  beantragt  für  den  nördUchen  Thd 
Busslands,  dass  die  Umtheilungen  auf  eine  Reihe  Yon  Jahren,  etn 
8-— 10  Jahre,  normirt  werden  müssten,  da  dem  arbeitsamen  Ackerbaoer 
die  Möglichkeit  geboten  werden  muss,  mit  Nutzen  seine  Arbeit  auf  is 
Land  zu  verwenden.  Nach  Orlow's  Ansicht  wäre,  da  seiner  Meinusg  nack 
die  Bauern  im  Norden  zu  viel  Land  erhalten  haben,  der  Ackerbao  ooler 
bessere  Bedingungen  gestellt,  wenn  statt  der  Seelen-Landantheüe  Tägto 
Landantheile  beständen.  Es  wäre  weit  besser,  wenn  das  Maximum  euMS 
Landantheils  normirt  und  den  einzelnen  Höfen  zugetheUt  würde,  imd  die 
entlegeneren  Landstücke  in  den  Bestand  des  Gemeindelandes  traten,  a 
dem  Zweck,  dass,  wenn  sich  in  Folge  der  Zunahme  der  Bevölkemai 
Bedürfoiss  nach  Land  herausstelle,  Bauern  angesiedelt  werden  köimtei, 
oder  jener  Bestand  als  Beserveland  unter  die  Höfe  getheilt  werden  könnte. 
Wenn  der  Antheil  ein  hofweiser  wäre,  so  würden  sich  um  die  Bxk 
Gruppen  von  Arbeitskräften  bilden;  sie  hätten  Obdach  und  Brod,  nsl! 
würden,  wenn  Mangel  an  Arbeit  sei,  solche  auswärts  sachoi  und  (iB$ 
Erworbene  nach  Hause  bringen. 

Entschieden  tritt  der  Gutsbesitzer  Geheinurath  Koschelew*)  (Goov. 
Bäsan)  für  den  Gemeindebesitz  ein:  „Nach  seinen  Beobachtungen  bin- 
dert der  Gemeindebesitz  durchaus  nidit  Verbesserungen,  da  die  ^2^ 
theilungen  nach  10,  20  Jahren  stattfinden  können.  In  den  ihm  )^ 
kannten  Ortschaften  düngen  die  Bauern  die  Felder,  so  viel  es  nir  ^ 
forderlich  ist^  (Das  Hauptübel,  unter  welchem  die  Bevölkerung  löAH. 
findet  er  in  der  Trunksucht,  wogegen  das  einzige  Kardinalmittel  die  Ver 
breitung  von  Bildung  ist) 

Die  Frage  der  Familientheilungen,  welche  direct  gestellt  mr, 
wird  von  der  Mehrzahl  der  Vernommenen  beantwortet,  soweit  sie  über 
die  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  des  Landgebiets,  in  welchem  G^ 
meindebesitz  besteht,  Aussagen^machen.  Die  Antwort*)  ist  dieselbe:  ül^ 

1)  Antwort  Nr.  8104.  —  *)  Antwort  Kr.  1996. 

«)  Antwort  Nr.  Nr.  16, 16, 61, 100, 170  (hier  »usfohrlich  die  Verarmung  geachfldmi, 
284,  481,  618,  618,  726  und  726,  897,  912,  1036  und  1087,  1164  (auilühriich),  U^ 
1217, 1269, 1811. 1870-1871, 1441, 1468-1464, 1676,  1621, 1684,  1728, 1776,  M%  V»^ 
2147,  2288  und  2284,  2494,  2684,  2606,  2609,  2666,  2684,  8174,  8270,  8260  o.  A  & 
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H  theilen  sich  die  Familien  zum  Schaden  des  wirthschaftlichen  Betriebes, 
es  Wohlstandes,  der  Sittlichkeit  etc.,  eine  Wiederholung  der  der  (Tom- 
ussion  zugegangenen,  von  uns  mitgetheilten  Nachrichten.  Eine  Wieder- 
|be  der  verlautbarten  Aussagen  wäre  daher  überflüssig.  Allseitig  und 
dir  energisch  wird  der  Erlass  einer  Bauordnung  gewünscht,  welche  das 
iige  Nebeneinanderbauen  von  Häusern  (bei  Neubildung  selbstständiger 
•'amilien)  verbietet  Die  so  häufig  ausbrechenden  und  so  verheerenden 
Peaersbrünste  werden  diesem  engen  Nebeneinanderstehen  der  Häuser 
mgeschrieben^). 

Endlich  sei  noch  auf  ein  Moment  hingewiesen.  Von  mehreren  Seiten 
wird  die  Zunahme  der  Familientheilungen  direct  mit  der  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  in  Verbindung  gebracht  und  zwar  in  der  Beziehung,  dass 
beim  Bestehen  der  Leibeigenschaft  der  Gutsbesitzer  solche  Familienthei- 
lungen, welche  den  Bestand  eines  Wirthschaftsbetriebs  gefährdeten,  unter- 
sagte. 

Was  den  Austritt  aus  dem  Gemeindebesitz  anbetrifit,  so  wird 
^on  vielen  Seiten  das  Bestehen  eines  dahin  zielenden  Bestrebens  unter 
den  Banem  constatirt  P.  Protopow  (Ssaratow)^):  ,|Die  wohlhabenden 
Bauern  streben  darnach,  aus  der  Markgenossenschaft  auszutreten,  und 
sich  eine  Hütte  auf  eigenem  Lande  zu  errichten,  doch  wird  dieses  Streben 
selten  verwirklicht".  Der  Gutsbesitzer  Fürst  Eudaschew  (Gouv.  Charkow 
und  Poltawa)^}:  ;,Ein  beachtenswerthes  Anzeichen  des  Zustandes  der 
bäuerlichen  Landwirthschaft  ist  es,  dass  Bauern  sich  in  letzter  Zeit  von 
ihrem  Gemeinde-Landantheil  freizumachen  suchen.  Es  ist  vorgekommen, 
dass  ältere  Söhne,  von  ihrer  Familie  sich  trennend,  auf  ihren  Landan- 
tlieil  ganz  verzichten.  So  bilden  sich  in  diesen  Gouvernements  Ansätze 
^m  Proletariats 

Der  bereits  genannte  Herr  Klüpfel^)  (Gouv.  Ssamara  und  Nowgorod) 
erklart :  ^ie  wohlhabenden  Bauern  suchen  Land  zum  persönlichen  Eigen- 
tlnun  zu  erwerben  und  aus  der  Gemeinde  auszuscheiden,  um  sich  von 
<ler  solidarischen  Haft  zu  befreien;  die  Bauern  geben  ihren  Landantheü 
auf  und  zahlen  der  Gemeinde  noch  für  den  sie  entlassenden  Beschluss 
der  Gemeinde- Versammlung.'^  Der  Gutsbesitzer  P.  Ssafonow  (Gouv.  Tula)^): 
»Die  Ausscheidung  des  Landantheils  aus  dem  Gemeindeland  ist  gesetzlich 
erlaubt,  doch  in  Wirklichkeit  kaum  ausführbar,  unter  Anderem  daher, 
veil  dieselbe  von  der  Willkür  der  Gemeinde  abhängt,  welche  Solches  zu 


M  Antwort  Nr.  Nr.  83,  66,  897,  1463,  1621,  2611,  2660,  2676,  2728,  2771,  2806, 
»58u.A.m. 

*)  Antwort  Nr.  2619.  —  •)  Antwort  Nr.  2269.  —  *)  Antwort  Nr.  2717.  — 
*)  Antwort  Nr.  2698, 
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hindern  sucht  und  emein  a<d£ben  Wirth  das  Land  am  äusseiten  Eiuie 
der  Gemeindemark  zuweist/' 

Neben  diesen  äusseren  Gründen  sind  nodi  innere  Grfbde^  welche 
den  Uebergang  zum  individuellen  GrundbesitK  aufhatten.  In  erster  Link 
muss  hier  der  in  der  bäuerlichen  Bevölkerung  stärker,  als  in  dm  u- 
derenBevölkerungsclassen  hervortretend^  schwerfälligej^m  betont  werdo, 
der  sich  ungeachtet  erkannter,  bestehender  Sehaden  nur  sehr  imgm 
oder  gar  nicht  —  wenn  nicht  eine  Nöthigung  von  Aussen  hinzatritt  - 
von  der  einmal  gewohnten  Lebensart  zu  einer  Neuerung,  zumal  za  mr 
das  ganze  wirthschaftliche  und  soziale  Leben  berührenden,  entschliesst^. 
Sodann  treten  die  grossen  Schwierigkeiten  einer  solchen  Beform  bim 
welche  jene  Abneigung  gegen  Neuerungen  noch  unterstützen:  die  der 
Aussiedelung,  welche  bei  grossen  Dörfern  als  Nothwendigkeit  eneheüit 
die  der  Theilung  des  Landes  (da  der  Landantheil  arrondirt  sein,  M 
im  Gemenge  mit  anderen  Landstücken  liegen  soll),  dann  locale  Sdivierig' 
keiten,  welche  sich  zum  Theil  zur  Unmöglichkeit  gestalten:  Nothietk- 
keit  der  gemeinsamen  Weide  und  grosser  Weideplätze.  Der  Fürst  Kirii- 
schew')  (Gouv.  Charkow,  Poltawa):  „Sehr  viele  Bauern  wollen  zump^ 
sönlichen  Besitz  übergehen,  doch  es  ist  unmöglich  eine  Einigung  za  er- 
zielen: das  Land  erstreckt  sich  bis  auf  6  Werst,  ein  Jeder  will  seiB»». 
Landantheil  nahe  beim  Hofe  haben;  ausserdem  ist  eine  gleicluüi'^4'^ 
Theilung  schwierig/'  Gutsbesitzer  N.  Kokowzew ')  (Gouv.  Woronesb  ^ 
Tambow):  ,J)ie  Schwierigkeit,  seinen  Hoftheil  mit  dem  Gehöft  in  est« 
Grenzscheidung  zu  bringen,  die  Gemeinsamkeit  der  Hütung  —  die^ 
sind  einige  der  vielen  Ursachen  der  Nichttheilung  des  Landes  unter  & 
Höfe.^  Der  Gutsbesitzer  Turgenjew*)  (Gouv.  Ssamara):  „Nach  den  Br 
dingungen  unserer  Gegend  kann  an  eine  Theilung  des  Landes  niciit 
gedacht  werden:  bei  derselben  ist  es  nothwendig,  dass  jeder  Hoftbelld^ 
Anforderungen  einer  gesonderten  Wirthschaft  entspricht  In  \a^ 
Gegend  ist  speziell  die  Nähe  des  Wassers  die  erste  Bedingung  »fi^^ 
Ansiedelung,  und  daran  fehlt  es  an  vielen  Orten:  es  sind  nur  einice 
Flüsse,  welche  das  Land  durchziehen;  häufig  findet  man  auf  10  V^^ 
kein  Wasser.** 

Eine  bei  der  Entscheidung  der  Frage  des  GemeindebeBitzes  interessant» 
Erscheinung  ist  der  Erwerb  von  individuellem  Grundbesitz  ausser- 
halb der  Gemein  demark.  Ein  solcher  findet  allgemein  in  allen  GoorerBe* 
ments  statt,  und  zwar  in  stetig  steigenden  Dimensionen,  wobei  zmnebl 
bemerkt  wird,  dass  solche  Landstücke  weit  besser  und  sorgfältiger  be- 


*)  Hierauf  weist  z.  B.  der  Gutsbesitzer  Petrow  (Gouvernement  Kostromi;  Am 
wort  Nr.  540  hin. 

•)  Antwort  Nr.  2270.  —  *)  Antwort  Nr.  300.  —  *)  Antwort  Nr.  102. 
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(eilt  werden,  als  die  im  Gemeindebesitz  befindlichen  >).  Auch  mri.  mit- 
[etheilt;  dass  nach  dem  Uebergang  znm  länzelbesitz  das  frtßiere  6e- 
BeiiMMand  bessw  bearbeitet  wird.  So  sagt  der  Gutsbesitzer  D.  Jere* 
nejew*)  (Saimbirsk  und  Kasan)  aus:  ^as  Streben  nach  Einzelbesitz  zeigt 
ich  an  vielen  Orten.  In  den  Dörfern,  wo  persönlicher  Besitz  besteht, 
eben  wir,  dass  der  Wohlstand  der  Bauern  zunimmt,  was  schon  darin 
ich  zeigt,  dass  dort,  wo  die  Bauern  zum  Einzelbesitz  übergegangen  sind, 
ist  keine  Rückstände  vorhanden  sind. 

Mehrfach  wird  die  Erfahrung  gemacht,  dass,  wenn  auch  mehrere 
Bauern  ein  grösseres  Landstück  zusammen  gekauft  haben,  sie  dasselbe 
ücht  im  Gemeindebesitz,  sondern  im  persönlichen  Besitz  innehaben  <J. 

Der  Gutsbesitzer  P.  Ssafonow*)  (Gouv.  Tula)  erklärt,  dass  die  Land- 
rathschaft  sowohl  auf  den  grossen  Gütern,  als  beim  Gemeindebesitz  ver- 
gilt, eine  Ausnahme  davon  bilden  die  im  persönlichen  Besitz  der  Bauern 
befindlichen  Landstücke:  diese  werden  gut  bestellt  Der  Professor  an 
der  Universität  zu  St.  Petersburg  A.  Ssowetow  *)  (Kreis  Klin  im  Gouv. 
fekan);  ^as  Streben  nach  Erwerb  von  Einzelbesitz  verbreitet  sich 
stark  nnter  den  Bauern.  Auf  solchen,  zu  persönlichem  Eigenthum  er- 
worbenen Landstücken  verspricht  die  bäuerliche  Wirthschaft  in  Zukunft 
viel  Gutes.  Hier  sind  die  Bauern  bereit,  verbesserte  Werkzeuge  anzu- 
wenden, vortheilhaftere  Gewächse  zu  bauen  und  besseres  Vieh  zu  halten; 
Viele  haben  bereits  mit  Grassäen  begonnen  und  in  grossem  Maasstabe 
Kartoffel  zu  pflanzen,  was  bei  dem  Mangel  an  Wiesen  und  Weiden  in 
dieser  Gegend  sehr  wichtig  ist  (die  im  Gemeindebesitz  befindlichen  Bauern 
leiden  unter  diesem  Mangel  sehr,  wie  der  Professor  ausführt).  In  diesem 
personlichen  bäuerlichen  Grundbesitz  sieht  er  die  Bürgschaft  für  die 
Zukunft  der  russischen  Landwirthschaft,  mindestens  für  den  nördlichen 
Theil  des  Staates,  wo  der  Gutsbesitzer  nicht  das  erzielt,  was  der 
Bauer  erreicht,  da  der  letztere  als  Arbeiter  bereits  eine  Arbeitskraft 
Tepräsentirt. 

Auch  werden  Fälle  mitgetheilt,  dass  die  Bauern  bei  allem  Streben 


*)  Die  Zahl  der  Aussagen  über  den  zunehmenden  Landerwerb  eüizelner  Bauern 
^eht  sich  auf  aUe  GonTernements  mit  Gemeindebesitz  und  ist  so  gross,  dass  wir 
ue  Aussagen  nicht  gesondert  angeben  zu  soUen  glauben,  sondern  nur  die  Antwort- 
^N'ummem  aufzuzählen:  Nr. Nr.  102,  178,  640,  668,  693,  1086,  1088, 1119,  1161, 1260, 
1298, 1501,  1548,  1698, 1776, 1797,  1886,  1962,  2024,  2069,  2219,  2266,  2294,  2834,  2379, 
238B.  2417,  2660,  2586,  2679,  2871,  8085,  8141  u.  A.  m. 

')  Antwort  Nr.  62. 

*)  Antwort  Nr.  1501  (Gutsbesitzer  Mankoschew  im  Gouv.  Nowgorod),  Nr.  2379 
'^eis-Adelsmarschall  des  Kreises  Belsk  im  Gouv.  Ssmolensk). 

*)  Antwort  Nr.  2695.  —  »)  Antwort  Nr.  8051. 


-^so- 
nach Erwerb  persönlichen  Grundbesitzes  doch  den  Gemeindebesitz  wertk 
halten  —  sie  sehen  in  demselben  einen  Halt,  falls  es  ihnen  aniser* 
halb  der  Gemeinde  unglücklich  gehen  sollte^),  auch  bleiben  sie,  wem  sie 
auch  persönlichen  Grundbesitz  ausserhalb  der  Gemeindemark  erworki 
habeui  häufig  in  der  Gemeinde  wohnen^. 

4.  Der  Gemeindebesitz  vor  der  Commission. 

Die  Frage  des  Gemeindebesitzes  und  der  Familientheilungen  gdsngti 
in  der  Sitzung  am  23.  März  1873  zur  Berathung  der  Ck>mmi8sion.  Die 
Ansichten  der  Glieder  der  Commission  lagen  ihr  zum  grössten  Thdl  vor. 
In  der  Sitzung  vom  30.  Januar^)  war  nämlich  auf  Antrag  des  Präsident» 
der  Commission,  des  Ministers  Walujew,  beschlossen  worden,  dass  die 
einzelnen  Glieder  mit  Berücksichtigung  des  bereits  zugegangenen  Matemb 
Berichte  über  die  Lage  der  Landwirthschaft  in  programmartiger  Fonn 
vorlegen  sollten,  in  welchen  die  wesentlichen  Gegenstände,  auf  £e  i^ 
ihrer  Meinung  die  Commission  besondere  Aufmerksamkeit  zu  vemsda 
habe,  zu  bezeichnen  wären. 

Der  Bericht  des  Präsidenten  der  Commission  —  unter  dem  Titel 
Bemerkungen  zu  den  Aufgaben  der  Commission*)  —  weüst  in  Betrrfte 
Gemeindebesitzes  *)  auf  die  zwei  Formen  hin,  in  welchen  er  sich  a^' 
die  schroffe  Form,  d.  i.  die  mit  beständigen  Umtheilungen,  und  die  ^ 
mässigte  mit  langwährenden  Umtheilungsfristen.  Bei  den  BedingosgOi 
wie  sie  die  bestehende  Gesetzgebung  geschaffen  hat,  ist  der  üebergu; 
vom  Gemeinde-  zum  abgetheilten  Besitz  eine  Unmöglichkeit,  oder  eim 
Schwierigkeit,  welche  der  Unmöglichkeit  gleich  kommt  Die  Frage  Ü 
complizirt  und  wichtig.  Die  Markgemeinde  ist  von  grosser  BedeatuHP 
als  althergebrachte  Gewohnheit,  in  gewissem  Masse  als  SichersteOai^ 
eines  jeden  Gemeindegliedes  und  als  Sicherheit  für  die  Regierung  in  Be- 
treff der  auf  der  Gemeinde  ruhenden  Lasten,  andererseits  ist  ä« 
aber  ein  beständiges  und  unabwendbares  Hindemiss  des  Fortsdmtt» 
des  Ackerbaues,  ein  Hemmschuh  des  Unternehmungsgeistes  und  d6 
wirthschafUichen  Gedeihens  des  Einzelnen,  und  endlich  gewährt  sie  eise 
Prämie  für  Unthätigkeit  und  Sorglosigkeit  Das  Streben  der  Bawff 
nach  abgetheiltem  Besitz  in  Form  des  persönlichen  Eigenthnms  nebes 
dem  Antheil  am  Gemeindebesitz  ist  keine  neue  Erscheinung:  es  tU 
sich  kund  in  allen  früheren  Landkäufen  der  leibeigenen  Bauern  auf  da 

»)  Antwort  Nr.  1038.  —  •)  Antwort  Nr.  1715. 
3)  Der  CommiBsionsbericht  Band  I,  Abschnitt  11:  Journal  der  Sitzungen  der  Cog- 
mission,  pag.  16. 

*)  Der  Commissionsbericht  Band  IIJ,  Abschnitt  V,  Abtheilung  I,  pag.  S-^- 
*)  l.  c.  pag.  6. 
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famen  ihrer  Gutsherren.  Die  Verarmung  ganzer  Uuerlicher  Gemeinden 
n  Terschiedenen  Orten  und  unter  sehr  verschiedenartigen  Bedii^^ungeii 
eweist,  dass  der  Gemeindebesitz  nicht  immer  und  nicht  überall  diel. 
[fieder  der  Markgemeinde  sicher  stellen  kann.  Was  die  solidariische 
lafl  in  Betreff  der  Leistongen  anbetrifft,  so  bestand  diesäbe  auch  in 
m  städtischen  Gemeinden,  ohne  jede  Beimischung  von  Gem^debesHz.  — 
lei  alledem  ist  es  schwer,  eine  directe  Umwaadlnng  des  Gemeindelandes 
B  persönlichen  Besitz  anzubahnen.  Dieses  hindern  —  neben  der  Macht 
er  Gewohnheit  und  anderen  Umständen  —  yerschiedene  Besonderheiten 
^r  ländlichen  Ansiedelungen,  vornehmlich  das  enge  Beisammenleb^,  so- 
ann  der  gesonderte  Besitz  des  Gehöftlandes,  die  gemeinsame  Hutweide  etc. 
)och  auch  einzelne  Ma)ssnahmen  könnten  in's  Auge  gefasst  werden,  um 
len  Uebergang  zum  persönlichen  Besitz  mit  Arrondirung  einiger  Grund- 
tflcke  zu  gestatten,  wenn  ein  bestimmter  Theil,  etwa  die  Hälfte  oder 
;ar  ein  Drittheil  der  Hauswirthe  Solches  verlangte,  jedoch  derart,  dass 
ier  ftbrige  Theil  des  Landes  im  Gemeindebesitz  bleibe.  Auch  könnten 
zcsetzUch  bestimmte  Fristen  für  die  Umtheilungen  festgesetzt  werden. 

In  seinen  „Ergänzenden  Bemerkungen^'^)  zu  seinem  Bericht  spricht 
sich  endlich  der  Präsident  der  Commission  noch  folgendermassen  aus: 
Jki  Gemeindebesitz  und  cBe  solidarische  Haft  wirken  direct  gegen  die 
Eotwickelung  des  Wohlstandes  in  der  ländlichen  Bevölkerung  und  unter 
anderem  auf  die  Verminderang  des  Viehstandes  und  der  Zahl  der  Arbeits- 
iferde.  Der  tüchtige  Hauswirth  findet  seine  Berechnung  nicht  in  der 
'ergrosserung  und  sogar  in  der  Erhaltung  eines  vollen  Inventars,  da 
lasselbe  täglich  znr  Deckung  von  durch  nachlässige  Hauswirthe  ent- 
tandenen  Rückständen  verwandt  werden  kann.  Jeder  Fortschritt  ent- 
teht  anfilnglich  durch  Persönlichkeiten,  welche  kraft  besonderer  Fähig« 
weiten  oder  günstigen  Zusammentrefiens  ausserordentlicher  Umstände 
ins  der  Masse  ausscheiden.  Jede  ökonomische  Gresetzgebung  muss 
^  die  Aufinunterung  solcher  individuellen  Bestrebungen  und  auf 
iicherstellung  solcher  individuellen  Erfolge  bedacht  sein.  Gemeinde- 
i^itz  und  solidarische  Haft  wirken  vollständig  in  entgegengesetzter 
Achtung.  —  Bei  air  den  ungünstigen  Wirkungen  der  Familientheilungen 
sonnen  dieselben  nicht  gesetzlich  verboten  werden.  Im  Besonderen  ist 
^  unmöglich,  Seitenverwandte  in  ein  häusliches  Band  zu  zwängen,  auch 
sonnen  nicht  einmal  die  erwachsenen  Söhne  und  Enkel  gezwungen  wer- 
^%  gegen  ihren  Willen  im  elterlichen  Hause  zu  verbleiben.  Doch  lasst 
*ch  in  diesem  letzten  Fall  das  Vermögen  der  Eltern  vor  zwangsweiser 
^frtheilung  schützen.  Es  liegt  keine  Veranlassung  zum  Zulassen  vor- 
'^%n  £rbschafl;santretens  bei  Lebzeiten  der  Eltern  vor.   Es  liesse  sich 

')  1-  c.  pag.  7. 
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die  Regel  au&tellen,  dass  den  sich  abtheilenden  Kindern  kein  Becht  zu- 
steht, von  den  Eltern  irgend  einen  Theil  ihres  Vermögens  za  YerkBgen 
In  Betreff  der  anderen  Verwandten  müssten  die  Vermögenstheiliuig€&  ; 
der  Contröle  der  Friedensrichter  unterstellt  werden.^ 

Die  Vorlage  des  Fürsten  Lobanow-Rostowskii  Mitglied  der  Coio* 
mission  ^),  zahlt  nur  die  einzehien  in  Betracht  kommenden  Momente  ohne ) 
jede  Beleuchtung  derselben  auf.    Bei  der  Aufzahlung  der  HindemsM  f 
zur  Verbesserung  der  Landwirthschaft  theilt  er  sie  in  solche,  welche  das  • 
Vermögen,  die  Arbeit  und  die  Kenntnisse « betreffen;  in  dem  zweiten  Ab- 
schnitt, Hindernisse  in  der  Arbeit,  nennt  er  in  erster  Linie:  den  Ge-  i 
meindebesitz  mit  der  solidarischen  Haft  und  die  Familientheilimgea.  j 
Unter  den  Massnahmen  zur  Hebung  der  Landwirthschaft  schlagt  er  ror, 
für  die  Abschaffung  des  Gemeindebesitzes  zu  wirken  und  zwar  ienii, 
dass  dem  einzelnen  Hauswirth  zugestanden  werde,  seinen  factiscbeo  iü- 
theil  aus  dem  Gemeindebesitz  auszuscheiden  und  denselben  mä  des 
Rechten  des  persönlichen  Eigenthums  zu  besitzen. 

Noch  kürzer  hat  sich  der  Geheimrath  Makow  in  seiner  Voibge' 
gefasst  Er  stellt  nur  programmartig  die  Puncto  au^  um  welche  ^  ^^^ 
handelt,  und  behalt  sich  vor,  in  den  Sitzungen  der  Commission  seisf 
Ansicht  über  die  einzelnen  Puncto  darzuleg^. 

Dagegen  ist  die  Vorlage')  des  GeschäitsftUirers  der  Comnüssion, (i^ 
Geheimrath  Nejelow,  sehr  ausführlich  und  eingehend.    Bei  AubiHo^ 
der  Momente,  welche  die  bäuerliche  Wirthschaft  schädigen,  nennt  isA 
er  den  Gemeindebesitz,  die  Schwierigkeit  des  Austritts  aus  demselto. 
das  Aufgeben  des  Landantheils  und  selbst  des  Gehöfts,  woraus  -  ^ 
geachtet  des  Gemeindebesitzes  —  ein  Proletariat  entsteht,  die  FanülieQ- 
Üieilungen,  in  Folge  derselben  die  Unmöglichkeit,  auf  Arbeit  in  grösseitf 
Entfernung  zu  gehen.    Die  bäuerliche  Wirthschaft  ist  dabei  nicht  d&ni 
den  Gemeindebesitz  sichergestellt  Für  die  Mehrzahl  ist  der  Landaotli^' 
eine  Last,  von  welcher  der  Bauer  loszukommen  sich  freut    Die  Bio^ 
können  aus  dem  Gemeindebesitz  nicht  austreten  in  Folge  der  beenge^' 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  und  der  Verschiedenartigkeit  derlnteresseS' 
Auch  haben  sie  beun  Bestehen  des  Gemeindebesitzes  keinerlei  WonsfK 
den  Wald  zu  schonen.    Herr  Nejelow  wünscht  demnach  Erleichterongf'^ 
für  den  Austritt  aus  der  Gemeinde,  die  möglichste  Erleichterung  in  ^' 
treff  der  solidarischen  Haft  dadurch,  dass  die  betreffenden  Zahlong^B 
von  den  Pflichtigen  Personen  beigetrieben  werden,  und  die  BeforderuB? 
der  Bildung  abgesonderter  bäuerlicher  Wirthschaften.  Den  sein  Programai 
abschliessenden  Abschnitt  über  die  Massnahmen  zur  Beseitigung  der 

M  1.  c.  pag.  7—11. 
»)  1.  c.  pag.  11—12. 
»)  1.  c.  pag.  13-23. 
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JchadeB  and  Hangel  leitet  er  mit  folgenden  Worten  ein:  ^^Vor  Allem 
aiuss  die  Wahrheit  erkannt  werden,  dass  bei  der  jetzigen  Ordnung  und 
lern  jetzigen  Gange  der  Dinge,  falls  sie  bestehen  bleiben,  die  Wirth- 
ichaft  auf  den  Gütern  eingehen  muss:  die  kleine,  bäuerliche  Wirthschaft 
8t  &st  zerstört,  die  mittlere  hält  sich  kaum  noch  und  verfällt  schon  in 
Daneben  Gegenden,  die  grosse  wird  sich  länger  halten,  aber  auch  diese 
wartet  schliesslich  dasselbe  Schicksal.  Die  einzige  Person,  welche  als 
1er  zukünftige  Landwirth  im  Reich  erscheint,  ist  der  Bauer,  welcher 
nch  persönliches  Grundeigenthum  kauft.^  Nach  «Aufzählung  der  all- 
s[eiDeinen  llittel,  welche  zur  Hebung  der  Landwirthschaft  dienen  sollen, 
labt  er  fort:  „Auch  die  ^zweite  Wahrheit  muss  erkannt  werden,  dass 
ter  Gememdebesitz  und  die  solidarische  Haft  in  der  ländlichen  Bevol- 
terong  keinen  Wunsch  entwickeln  und  keine  Möglichkeit  eröfihen,  ihre 
(firthschaft  zu  heben:  das  Land  wird  ausgesogen,  ungenügend  ge- 
lüngt  und  die  Ernten  nehmen   beständig  ab.     Thatsaehen  beweisen, 

1)  dass  der  Bauer  lebhaft  nach  Erwerbung  persönlichen  Grundbesitzes 
^rebt  und  dann  denselben  höchst  sorgfältig  wie  ein  erfahrener,  das 
^d  und  die  praktische  Wirthschaft  wohl  verstehender  Wirth  pflegt, 

2)  dass  »  bei  den  bestehenden  Verhältnissen  nicht  anders  aus  dem  Ge- 
tneindebesitz  austreten  kann,  als  durch  Kauf  eines  Landstücks  ausser- 
^fb  des  Gemeindelandes,  3}  dass  Vielen  der  Landantheil  eine  Last  ist 
md  sie  ihn  zusammen  mit  dem  Gehöft  aufgeben,  nur  um  die  auf  dem 
intbeil  ruhenden  Lasten  nicht  tragen  zu  müssen,  und  dass  die  Land- 
Feinde  mit  Mühe  Personen  findet,  welche  die  aufgegebenen  Land- 
fitheile  nur  gegen  Entrichtung  der  auf  denselben  ruhenden  Prästanden 
übernehmen.  Die  Thatsache,  dass  die  Landwirthschaft  der  Bauern  ver- 
Ut;  wird  von  Allen  bekundet  und  es  unterliegt  —  bei  der  unzweifel- 
^  Erschöpfung  des  Bodens  —  nach  gesunder  Logik  keinem  Zweifel 
^QT  folgende  Bedingungen  sind  im  Stande,  diese  Erscheinungen  zu  be- 
ritigen: 

1)  eine  vernünftige  und  wohleingerichtete  Organisation  der  Wolost- 
^  Gemeindeverwaltung  ist  nothwendig,  denn  nur  auf  einem  solchen 
'ondament  entwickelt  sich  die  Wohlfahrt  der  ländlichen  Bevölkerung; 

2)  es  ist  nothwendig,  dass  der  Bauer  in  seiner  ununterbrochenen 
^beit  eine  nützliche  Frucht  nicht  allein  für  die  Gegenwart,  sondern 
^ch  für  die  Zukunft,  für  seine  Nachkommen  sieht; 

3)  dass  nicht  allein  die  Prästanden  und  Abgaben  ihn  zur  Arbeitbewegen; 
i)  dass  er  in  dem  ihm  zugewiesenen  Gemeindelande  nicht  allein 

-^^  hiermit  verbundene  Last  und  Kette  sieht,  welche  ihn  an  den  Ort 
»W  Vortheile  für  ihn  bindet; 

5)  dass  er  die  Freiheit  der  Bewegung  hat,  das  erste  Attribut  des 
freien  Menschen; 

6* 
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6}  da^  Kirche  und  Schule  iim  daa  geben,  ohne  welches  te  Mosch 
i^i^t  Mei^ch  geDM>t  ^erdw  kanni  uad 

7)  d^s  die  Schenk^  welche  ihn  ansnuteti  ihm  keine  VerflOffiiBg  m 
vollständigen  Zerstörung  und  zum  vollatandigeii  moraliadien  fUl  m 

N^h  einigen  lUMlejien  lifitüttilimgen  konmt  er  nochmab  «af  unser 
Thema  zurück  und  s«g(:  ;»Be¥or  indindielles  bäuerliches  BigeothtoD  ent- 
steht} sich  entwickelt  und  befestigt»  sind  die  auf  die  LaBiiwivthscbaft  ?er* 
wa^dtw  EajKUalieja  für  den  Stoat  unwiederbringlüdi  Terioreft.* 

Die  VQrlagen  der*  lyßtfl^eder  der  Gomnüasion,  der  wirUidken  Steati- 
rätl^ie  Wesßhoäkow;  Skwerzavi  des  Staatsraths  van  dar  Fliet,  der  wirir* 
liehen  Staatsräthe  Stiemouahow,  des  GduaBsraäi  Baron  Meden,  sind^> 
—  streng  deoii  Besebluas  der  Gomauasion  gpemäas  —  nur  pregnsiD* 
artige  AufiliUüuiigett  der  SloiMntei  welche  fibn  die  Aufgabe  derComonssA 
van  Bed^nitung  sind»  Dodi  auch  schon  hieraus  ist  ^  wenn  auck  m 
Theil  nur  indiref^  —  erskhtliidiy  dass  Alte  voii  den  sdiadigeniD  Wir- 
ku«gi^  ieß  Gemeiadebesibies  iberzeiigt  aindk 

£in^  ausführliche  Vorlage  hatte  aiieh  der  wirkliche  Stastsrath 
V.  Buschiiur^  der  Co^mmmon  eisgerekhit  Ifeber  die  uns  iatereesireDde 
Frage  ä^sert  ^  sich  wie  folgt:  JQiei  freie  und  produotive  VerwaidBEg 
der  iiers$^icheu  Arbeiit  iu  der  Landwkthschaft  findet  bedesteode 
I{i]^decmsse  in  der  ej^OBptioneUeik  Lage,  in  weicher  die  MefamU 
der  bü^rlJAhen  Bevölkenmg  in  Betreff  des  RechtS'  der  Wahl  1» 
L^beusbeffufs,  in  Betreff  des  Eigenthwosn  und  des  Familioffechts  ^ 
stettt  ist.  Wenn  auch  die  bttsgerlidwa  Rechte  des  bäuerlichen  Stande 
y^  die  aUgen^en  Gesetze  übergegangen,  sind,  so  sind  doch  die  Be- 
ziehungen dieses  StandeSi  durch  eine  grosse>Zahl  spesieller  Oesetzgebno^ 
regttlirt  und  erscheinen  in  Wirküchkeit  als>  Tollständip  ausgenommen  v» 
der  aJlgemeinen  Gesetzgebung.  Diese  Sonderstellung  ist  nöckt  raöoDd 
und  kann  nur  als  fOr  eine  Uebergangszeit  bestimmt  gereditfertig^ 
werden.  Wenn  auch  das  Gesetz  dem  bäuerlichen  Stande  das  VoUbftfer- 
recht  zuerkennt,  so  ist  es  doch  auffallend  zu  sehen,  wie  die  gr^ 
Masße,  der  Baiueisi  bis  jetzt  eyie  exzeptionelle  BoQe  spielt,  rmi  ^ 
dieses  Vpllbürgerreoht  a#|  Schritit  und  IVitt  beacfaränkt  wird.  Die  Uner- 
liche  Reform  vom  Jahne  1861  hat  die  gnossteni  uad  schreißidsten  i^ 
engungen  aufgehoben,  dodb  eine  grosse  Zahl  sehr  wesentücbir  Sem 
sind  unberührt  gelassen*.  Die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  iat  es,  (bs 
Aw^sngene  fortzusetzen  und  das  grosse  Werk  der«  Emanzipation  d^f 
B^U^m  3U  vollende,  nicht  plöfaslich,  sondern  aflmäUg.  —  Bei  Auf- 
hebung' der  Leibeigenschaft  in  Rossland  ist  die  Sobollenpflicbtigkeit  io 
voller  Kraft  belassen.    Der  Bauer  ist  nach  wie  vor  an  den  Boden  g^ 


>)  L  c.  pag.  22—36.  —  ■)  1.  c.  pag.  35—42. 
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tanden;  nicht  ihm  gehört  das  Land,  sondern  er  g^&rt  dem  Lande.  Wein 
las  Land  ihn  auch  mcht  ^nähren  kann,  so  kann  er  dasselbe  doch  nidkt 
ufgeben.  Sucht  er  seinen  Untwhalt  in  einer  Fabrik,  dmrch  Handarbeit,  durch 
sin  Wandergewerbe  etc.,  so  muss  er  doch  für  das  Land  zahlen  nnd  wii*d 
k  jore  als  Ackerbauer  und  Dolrfbewohner  gerechnet,  während  ^r  de 
heto  eine  Amphibie  wird>  er  kann  das  Bitte  nletat  aufgaben  und  das 
andere  nicht  lassen.  In  dieser  Lage  betedet  sich  die  VÜA^  der  9d- 
vöikenmg  glmzer  Kreise.  Ist  dieses  nieht  tfie  Ursache  des  bestahd)g(§h 
Henunadiens  dto  Volks  aüi  dte  groeseh  Sinmen  awischen  dem  Oft 
der  Arbäit  und  der  Heimath?  Verlust  an  Zett^  an  Beständigkeit  in  ^t 
Arbeit  und  die  sehädlichen  IT^lrangen  hiervon,  das  Passs J8t6m  und  dMA 
Drude  —  die  Ursache  zu  atte  Dem  ist  die  ZugihOHgkeit  zur  Mark- 
gemeiiide  und  die  voUstäadifee  UnterMeDdng  der  pärsOnlicheü  Belbst- 
ständigkeit  und  iWihiit  unter  eine  OeUectivwiilkür.  —  Dbr  Oetbeinde- 
bedti  ist  k^  Mgenthum,  soHderB  nur  iisus  fimetus,  daau  no^h  auf  be- 
8chiiakte  Zdit  Der  Bauer  kam  als  senk  Eigentim  nur  das  Gehöft 
nieebeD,  der  Landanliieil  gehört  ihm  nicht  B^  ökonomische  Schaden 
der  Unrihdlungen  fBr  alle  Seiten  der  WirthsChaft  wlM  nicht  selten  eitiet 
Unterstiehung  unteiizögen^  und  es  geriilgb  auf  üe  s^  ausfüMiche  Aus- 
eiDaotelegung,  welche  gelegentiftdi  der  Feier  des  hunderiilährigen  Be- 
stehens d^  KaiserUohen  freien  ökoiioikiisehen  GäseHschaft  stattgetand^ 
H  buKuweisen.^)  Der  Geunndebente  ist  di^  hauptsächlichste  Ursache 
der  sddmuneik  I^  der  Landwirthsdiaft  und  des  Stillstanites  in  de^ 
Prodoction.  Im  grössten  Theil  Russlands  iiM  der  Gemofadebositz  dfe 
risache  der  bettefaurmen  Lage  dtt  Bauern.  Die  Gemebglaife  und  die 
Zersplitterung  der  Lradantheile  nehmen  zu,  wobei  die  Production  be- 
^dig  abninunt.  Die  Veiiheidiger  des  Gemeindebeeitzes  vergleichen 
ihn  mit  den  Associationen  und  Aartrten;  d.  k  eine  Partie  ßttttflinge, 
welche  an  dse  Kette  gesClmiiedet  sind,  könnto  dann  Auch  eine  AeIso- 
<^tion  oder  eine  Ariel  genannt  werden.  Es  ^rird  behauptet,  er  biete 
eine  Garantie  gegen  Pauperismus»  Dieies  ist  in  dem  Sinne  wnihr,  daes 
Pauperismus  bei  aügeraeiner  Arömtk  nicht  bemerkt  weiiden  kann. 

Der  G^mehidebesitz  kanK  nidht  plötsdich  aufgehoben  werden.  In 
^W  einem  Fafl  mOsste  der  Status  9m>  delr  lösten  Unftbeihmg  Mt 
aller  Gemengla^  und  Zerstftekiefamg  der  Landstflcke  uüd  mit  den  M^* 
ans  entstehenden  öModMiischen  Nachtbeiteii  ab  deinitir  statuirt  Werden. 
Die  Beseitigfaig  der  Nachfheile  und*  tJnzutrflgliekfkeiten/  welche  ml«  dem 
^^^inemdäierits  iwbunden  sind,  fordert  einen  Stufengang  und  eine  gaüDEO 
^^  [Mgereehtor  Massnahmen.  Unter  dien  Bauern  selgt  sich  in  der 
Ictäen  Zieit  ffberhaupt  das  Streben  zum  Kaufen  lind  Pachten  von  Lmd 

^)  Siehe  den  ersten  Band  dieses  Werkes,  pag.  289—299. 
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üusserhalb  des  Gemeindelandes^  doch  dieses  Streben  wird  künstlich  dorci 
die  Unmöglichkeit  des  Austritts  aus  der  Markgemeinde,  welcher  dut  mit 
grossen  Yeiiusten  und  Opfern  zu  erreichen  ist,  unterdrückt  Vor  AUei 
müsste  der  Austritt  einzelner  Glieder  aus  dem  Gemeindebesitz  er- 
leichtert werden.  Hierbei  wäre  die  Abschaffung  der  gesetzUchen  Yan- 
derung  der  Zustimmung  von  %  der  Wirthe  und  der  Bezahhmg  des 
ganzen  Ablösungsbetrages,  welcher  auf  das  austretende  GemeiDdegiieJ 
entfällt,  erforderlich,  und  es  ist  zweifellos,  dass  diese  vollständig  ge 
rechte  Massnahme  bedeutend  die  Zahl  der  bäuerlichen  Gnmdejgen- 
thümer,  welche  Land  mit  dem  vollen  Rechte  des  persönlichen  Eigsh 
thums  besitzen,  vergrössem  wird.  Eine  Hebung  der  bäuerlichen  Wirt- 
schaft muss  vornehmlich  von  diesen  Grundeigenthümem  erwartet  werdea. 
Mit  y ortheil  für  den  Fiscus»  könnte  ihnen  Domänenland  verkauft  wenks. 
Die  Möglichkeit  des  Austritts  aus  der  Gemeinde  kann  &a  ätuAr 
bleibenden  Gemeindegenossen  in  hohem  Masse  zum  Vortheil  gcraeken 
Bei  der  nicht  g^ügenden  Grösse  des  Landantheils  in  einigen  Goi^ei- 
nements  (z.  B.  im  Gouv.  Ssmolensk)  würde  —  Dank  dem  Austritt  einigeT 
Glieder  —  der  Antheil  sich  vergrössem  oder  würde  wenigstens  seiier 
beständigen  Verminderung  vorgebeugt  werden.  Ein  zweiter  Vortkeii 
wäre  eine  Verminderung  der  proportionalen  Belastung  durch  die  AV 
lösungszahlungen,  da  die  eingezahlten  Beträge  in  keinem  Falle  zoitä- 
gezahlt  werden.  Ausserdem  könnten  neben  der  Erleichterung  des  ii& 
txitts  einzelner  Personen  aus  dem  Verbände  des  Gemeindebesitses  die 
Nachtheile  dieser  Grundbesitzfonn  durch  folgende  Massnahmen  ve^ 
ringert  werden:  1)  durch  die  Beibehaltung  der^  Umtheüungen  für  die 
erste  Zeit,  jedoch  mit  der  Bestimmung,  dass  die  Antheüe  zosamniai- 
hängend,  arrondirt  zugewiesen  werden,  wobei  ihre  Ausdehnung,  di  die 
Beschaffenheit  des  Bodens  und  die  Entfernung  vom  Wirthschaftshof  ä 
Betracht  zu  ziehen  sind,  verschieden  sein  würden;  2)  durch  dieZatkö- 
lung  von  Land  an  neue  Glieder  aus  dem  zu  diesem  Zweck  zu  bildend 
Reserveland;  3)  durch  Beschränkung  der  Umtheilungen  durch  bestinw 
Bedingungen,  etwa  nur  nach  der  vollständigen  Vertheilung  des  Beserv^ 
landes,  durch  die  Forderung  von  Vs  deir  Wirthe  etc.;  4)  durch  die  Bäbe 
haltung  der  Weiden  und  Waldtheile,  wo  solche  vorbanden,  im  Gemei 
besitz,  mit  dem  Verbot,  dieselben  in  persönliche  LandtheUe  umznwand 

Die  Frage  der  häufig  auftretenden  Familientheilungen  hesasproä 
gleichfalls  die  Aufmerksamkeit  Ihre  SchädlicUceit  unterliegt  kein 
Zweifel,  doch  ein  Verbot  derselben  wäre  ungerecht  und  könnte  aocb  lo 
schlimmen  Folgen  führen.  Man  könnte  das  Recht  der  Abtheilungsfi^ 
derung  dadurch  beschränken,  dass  die  Abtheilung  nur  dem  ^erb&xr 
theten  gestattet  wird.  Die  Abtheilungen  werden  grösstentheils  anf  Grund 
des  Gemeindebesitzes  verlangt,  doch  ohne  jegliche  gesetzliche  Gtnndl^ 
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werden  sie  auf  das  ganze  Vermögen  ausgedehnt^  d.  h.  sie  erhalten  die 
Bedeutung  des  Erbschaftsantritts  der  Kinder  bei  Lebzeiten  der  Eltern. 
Durch  Theilung  des  Inventars  erschweren  die  Abtheilungen  die  Wirth- 
schaft  und  führen  dazu^  dass  immer  mehr  Gebäude  nahe  bei  einander 
gebaut  werden. 

Die  Vorlage  des  wirklichen  Staatsraths  Tjutschew^)  spricht  sich  in 
Betreff  des  Gremeindebesitzes  wie  folgt  aus:  i,Die  UmtheilüngeU;  welche 
bei  den  Bauern  in  längeren  oder  kürzeren  Fristen  ^  in  einigen  Gegen- 
den sogar  jährlich  stattfinden;  tragen  in  sich  die  Ursache  der  geringen 
Productivität  des  Landes  und  der  Gleichgültigkeit  des  Bauern  in  Be- 
treff seiner  Bearbeitung.  Es  muss  denmach  darnach  gestrebt  werden, 
die  Bauern  zu  selteneren  Umtheilungen  zu  bewegen.  —  Unter  dem  Wort 
nFamilientheilungen^  sind  zwei  ganz  verschiedenartige  Begriffe  zu  ver- 
stehen. Die  Abtheilung  erfolgt  als  eine  juristische,  wenn  die  Stamm- 
famitte  sich  in  zwei  selbstständige  Einheiten  theilt,  von  denen  jede  für 
sich  alle  Prästanden  trägt  und  unter  Anderem  die  wichtigste  derselben, 
die  Becrutenpflicht  Zu  einer  solchen  Art  Theilung  gibt  aus  erklär- 
lichen Gründen  die  Gemeinde  selten  ihre  Zustimmung.  Sodann  existirt 
noch  eine  zweite  Art  Abtheilung,  eine  nicht  juristische,  wenn  einige 
Glieder  der  Familie  der  Bequemlichkeit  des  Lebens  wegen  in  eine  be- 
sondere neue  Wohnung  überziehen,  wobei  sie  in  Betreff  der  Leistung 
^Uer  Prästanden  eine  Einheit  mit  dem  zurückbleibenden  Theil  der  Fa- 
milie nach  wie  vor  bleiben.  Solcher  Theilungen  sind  in  letzter  Zeit  sehr 
>iele  erfolgt  Es  lässt  sich  allerdings  nicht  in  Abrede  stellen,  dass^  Ab- 
theilungen solcher  Art  in  vielen  Gegenden  sehr  unvortheühaft  auf  den 
Wohlstand  der  Bauern  gewirkt  haben,  doch  ungeachtet  dessen  muss  man 
in  diesen  häufigen  Abtheilungen  auch  ein  erfreuliches  Zeichen  erkennen, 
-  den  Wunsch  des  einfachen  Mannes,  es  zu  einer  selbstständigen  Stel- 
lung zu  bringen,  zu  einem  eigenen,  nicht  gemeinsamen  Herd.  Die  Ab- 
theilungen haben  einen  bildenden  Einfluss,  sie  entwickeln  und  veredeln 
i^  Familienleben*  Auf  die  abgetheilten  Glieder  der  Familie  muss  man 
^"^  auf  die  ersten  Pioniere  des  zukünftigen  verbesserten  bäuerlichen 
I^bens  sehen,  durch  deren  Fleiss,  Häuslichkeit  ein  verständiger  luid- 
^rthschaftlicher  Betrieb  und  eine  bessere  landwirthschaftliche  Production 
entstehen  werden. 

Wie  bereits  bemerkt,  lag  der  Commission  in  ihrer  Sitzung  vom 
^'  März  1873*)  die  Frage  des  Gemeindebesitzes  zur  Berathung  vor. 
^ie  schon  aus  den  Vorlagen  der  Glieder  zu  ersehen  ist,  waren  prinzi- 
pielle Gegensätze  in  den  Anschauungen  der  Conunissionsglieder  nicht 
^rhanden:  Niemand  war  für  die  bestehende  Form  des  Gemeindebesitzes 

*)  1.  c.  pag.  42—48. 

*)  Band  I,  Abschnitt  11:  Das  Journal  der  CommissionssitzuDgen,  pag.  28—81. 
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eingetreten.    Die  Sitzung  verlief  demmtchi  ohne  dass  prinzipielle  Diffe- 
renzen m  Tage  traten. 

Der  Conuniasion  lagen  folgende  drei  Fragen  zur  BeraÜnmg  osd 
Besehlussfassung  v(Mr: 

1)  Soll  in  dem  bäuerlichen  Stande  der  Austritt  einzelner  Peno&en 
au3  dem  Y^bande  des  Gemeindebesitzes!  ohne  dass  hiermit  der  Austritt 
aus  der  administrativen  Gemeinde  verbunden  wird;  erleichtert  werden'^ 

2)  Sollen  Massnahmen  zur  Beschränkungen  der  Ackeramthälosfeo 
getroffen  werden,  und  worin  sollen  diese  Massnahmen  bestehen? 

3)  In  welchem  Masse  ist  die  Erschwerung  von  Familienabtheütoga 
wflnsdiensw^rth;  und  soll  überhaupt  die  Gesetzgebung  die  Entwickelang 
bestinmiter  Reditsformen  in  dieser  Beziehung  anbahnen? 

In  Betreff  der  ersten  Frage  richtete  der  Präsident,  der  Misuter 
Waliqew,  die  Aufinerksamkeit  auf  den  Unterschied  der  Bet^i  i^ 
fiswischen  der  Markgemeinde,  als  einer  Genossenschaft  von  Glieds. 
welche  einen  Antheil  an  der  gemeinen  Nutzung  haben,  und  der  iism- 
^Bfarativen  Gemeinde  besteht,  zu  deren  Bestand  auch  Personen,  ireldie 
keinen  Antheil  am  Cremeindeland  haben,  gehören. 

Zur  Berathung  flbei^dimd,  zog  die  Ciommission  in  Erwägoag^d^ 
diese  Fragen  direct  dem  Gemeindebesitz  entspringen,  welcher  nadi  i» 
fast  einstimmigen  Aussagen  aller  vor  die  Commission  geladenen  Pa- 
sönen  und  der  von  ihr  gesammelten  schriftlichen  Aeusaerungen  eine? 
der  Haupthindernisse  zu  einer  gedeihlichen  Entwickelung  der 
Wirthschaft  in  der  bäuerlichen  Bevölkerung  ist  Zu  der  ZsU 
der  schädlichsten  Seiten  des  Gemeindebesitzes  gehört  nach  Ansicht  (kr 
GoHunission  die  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit  des  BanerD  is 
seiner  wirthschaftlichen  Thätigkeit.  Die  Gebundenheit  an  den  Bodffl 
und  an  die  Gemeinde  im  Besonderen  wird  dräckend  gefohlt  in  ^ 
Wirthschaft  derjenigen  Bauern,  welche  bei  hohen  Steuern  und  ^ 
lösungszahlungra  ihren  Landantheil  als  eine  Last  ansehen,  in  Aibb^ 
geratfaen  und  ihren  spärlichen  Unterhalt  sich  auswärts  suchen,  h  d» 
nördlichen  Gouvernements  liegen  schon  Beispiele  vor,  dass  Bauen  ib^ 
Landantheile  aufgegeben  und  der  Gemeinde  Oberlassen  haben.  Anderer 
seits  wird  auch  den  Bauern,  welche  nach  Erwerbung  eines  L«q4>^(1^ 
zum  persönlichen  Eigenthum  aus  der  Markgenossenschaft  auscusdieidai 
wünschen,  mit  Au|gebung  des  Anrechts  auf  den  Gemetndeantheil,  der 
Austritt  aus  der  Cremeiude  erschwert  Es  sind  anch  nicht  wen^ 
Persona,  welche,  nachdem  sie  f flr  immer  die  landwirthschaftUche  Besdüf- 
tigung  mit  einer  anderen,  etwa  einem  Handwerk,  vertauscht  und  ein^ 
festm  Wohnsitz  an  diesem  oder  jenem  Ort  erwählt  haben,  mit  der  Markj 
gemeinde  verbunden  bleiben  —  wider  ihren  Wunsch  und  zum  Nachthei! 
ihrer  directen  Interessen. 
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Wenn  auch  durch  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  den  Land- 
gemeinden gestafttet  ist ;  den  Bauern  abgesonderte  Antheile  g^en  Snt- 
richtoDg  einer  entsprechenden  Ablösungssumme  auszutheilen  und  Die- 
jenigen aus  der  Markgemeinde  zu  enUassen,  welche  da  wünschen,  dass 
ihr  Landantheil  aus  dem  Gemeindebesitz  ausgeschieden  werde,  —  so  ist 
doch  in  Wirklichkeit  der  Austritt  aus  der  Gemeinde  mit  bedeutenden 
ErschvriBnmgep  verknüpft,  welche  sowol  aus  den  beschwerlichen  Ab- 
losungszahlungen  und  der  solidarischen  Haft,  aia  auch  aus  anderen  be- 
engenden Bedingungen  entspringen,  die  von  der  Willkür  der  Gemeinde 
abhängen.  Dabei  ergibt  sich  aus  den  gesammelten  Thatsachen,  dass  die 
Bauern  ein  starkes  Streben  zum  Erwerb  von  persönlichem  Grundbesitz 
nnd  zum  Pachten  von  Land  haben  und  dass  unter  diesen  bäuerlichen 
Gnmdbesitzem  sich  feste  Ansätze  zu  einer  zukünftigen  verständigen, 
praktiacfaen  Wirtbschaft  bilden. 

Und  desshalb  erkennt  die  Conmussion  —  im  Interesse  der  Mit* 
Wirkung  zur  Hebung  des  persönlichen  Unternehmungsgeistes  und  des 
ickerhaaes  —  für  nothwendig,  die  Bedingungen  zum  Austritt  aus  der 
Geioaademark  Denjenigen  zu  erleichtem,  welche  ihre  Landantheile  nicht 
2Q  behalten  wünschen.  Die  Fälle,  bei  welchen  eine  Erleichterung  des 
Austritts  eintreten  könnte,  wären  nach  Ansicht  der  Commission  dreier- 
lei Alt:  Kauf  eines  Grundeigenthums,  Pachten  eines  Landstücks,  das  Er- 
greifen eines  H^dwerks  oder  einer  anderen  Beschäftigung,  wek;he  mit 
«inem  festen  Wolinsitz  verbunden  ist.  —  In  den  beiden  ersten  Fällen 
wird  die  Erleichterung  des  Austritts  aus  dem  Verbände  des  Gemeinde- 
besitaes  viele  arbeitsame  und  unternehmende  Bauern  zur  Uebemahme 
selbstständiger  Wirthschaften  aufinuntem;  im  letzteren  Fall  wird  den 
Personen  die  volle  Freiheit  gewähr^  welche,  ohne  Neigung  zum  Acker- 
bau zu  habep,  keipe  nützlichen  Ackerbauer  sein  können.  In  dem  einen, 
wie  in  d^ni  apderen  Fall  wird  mit  dem  Aui^eben  v(hi  Landantheilen 
Seitens  ^  Austretenden,  der  proportionale  Antheil  am  Gemeindelande 
für  die  naebbl^iienden  Glieder  vergrössert,  deren  Lage  sich  hierdurch 
verbessern  muss.  Hierbei  wurde  vom  Fürsten  Lobanow  als  wünschens- 
werth  ausgesprochen,  dass  es  der  ländlichen  Gemeinde  gestattet  werde, 
auch  ohne  strenge  Arrondirung  sämmtlicher  Landstflcke  solche  zum  per- 
sönlichen Eigenthum  abzutheilen. 

In  Anlass  4er  von  einigen  Gliedern  der  Commission  aufgeworfenen 
^^^i  soU  die  solidarische  Haft  sich  auch  auf  die  aus  dem  Verbände 
^  G^neindiebesitzes  ausgetretenen  Personen  beziehen?  —  fand  die 
CoiQBQgsion,  dass  kraft  des  Gesetzes  vom  19.  Februar  1861  die  solida- 
^be  Haft  sich  gleichmässig  auf  die  Bauern  beim  Gemeinde-,  wie  beim 
peisöidiohen  Grundeigenthum  erstreckt,  und  dass  desshalb  keine  Veran- 
lassung zu  der  Meinung  vorliegt,  dass  von  derselben  die  betreffenden 
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Bauern  nach  Austritt  aus  dem  Gemeindebesitz  ausgenommen  seien.  Hier- 
bei wurde  vom  Präsidenten  bemerkt;  dass  er  es  nicht  i&r  praktisd 
hält,  auf  die  Berathung  der  Frage  der  solidarischen  Haft  einzagehes, 
da  diese  Fi'age  eine  finanzielle  Seite  hat;  welche  die  Entscheidung  er- 
schwert 

Was  die  zweite,  vom  Präsidenten  vorgelegte  Frage  anbetriffl,  » 
sprach  die  Commission  ihre  volle  Ueberzeugung  aus  für  die  NothweDdig- 
keit,  der  in  dieser  Beziehung  bestehenden,  mit  den  Forderungen  einer 
gesunden  und  verständigen  Wirthschaft  unvereinbaren  Willkür  m 
Grenze  zu  setzen.  Die  Schäden  der  Umtheilungen  werden  von  «Uai 
wohldenkenden  Landwirthen  aus  der  Mitte  des  bäuerlichen  Standes  sner- 
kannt;  doch  nichtsdestoweniger  bestehen  —  kraft  der  althergdyraclrta 
Gewohnheit  —  Umtheilungen  überall  und  können  nur  mit  der  irf 
hebung  des  Gemeindebesitzes  ausgerottet  werden.  Dabei  erweis»  sich 
die  Umtheilungen  des  Gemeindelandes  in  gegenwärtiger  Zdt  ds  m 
Nothwendigkeit  —  beim  Wechsel  im  Personalbestande  der  FaiiöB®r 
beim  Austritt  von  Gliedern  aus  der  Gemeinde,  beim  Tode  von  to- 
wirthen,  bei  Zutheilung  von  Land  an  entlassene  und  zeitweilig  bearlasbt» 
Untermilitärs  etc. 

Im  Hinblick  hierauf  meint  die  Commission,  dass  mit  Abänderung  dfr 
kurzterminlichen  Umtheilungsfristen  in  langterminliche  nur  das  halbe  U 
erreicht,  die  schwankende  bäuerliche  Landwirthschaft  Qur  etwas  gefestiü^ 
werde.  Dabei  gab  der  Präsident  dem  (redanken  Ausdruck,  dass  W 
Umtheilungsfristen  mit  Zuweisung  des  Antheils,  soviel  als  mogKch,  ö 
eine  Stelle  (Arrondirung),  als  eine  der  Uebergangsmassnahmen  zur  bleibes- 
den  Nutzung  des  Landantheils  dienen  würden. 

Zugleich  mit  der  dargelegten  Massnahme  wäre  nach  Ansicht  eisi^ 
Mitglieder  der  Commission  die  Bestimmung  nicht  ohne  Nutzen,  da^  ^ 
Umtheilung  der  Felder  nur  unter  Theilnahme  einer  controlirenden  rai  ^ 
stätigenden  Instanz  ausgeführt  werde.  Jetzt  ganz  dem  GutdünkeD  i^i 
Gemeinde- Versammlung  überlassen,  würden  dann  die  Umtheilungen  ^^ 
grösserer  Correctheit  und  Ordnung  erfolgen. 

Auf  Grundlage  des  Dargelegten  beschloss  die  Comndssion  ^ 
dem  Vorschlag  des  Präsidenten: 

1)  fttr  wünschenswerth  zu  erkennen,  dass  im  Hinblick  auf  die  B- 
Weiterung  der  persönlichen  Freiheit  der  Bauern  in  ihrer  wirthschift- 
liehen  Thätigkeit  Denjenigen  von  ihnen,  welche  ihren  LandaBtiieil  ^ 
zu  behalten  wünschen,  die  Bedingungen  des  Austritts  aus  dem  V^A^ 
des  Gemeindebesitzes  (nicht  aus  der  administrativen  Gemeinde)  erleidrt«^ 
werden.  Erleiehtenmgen  sind  in  folgenden  lUlen  wünschenswerth:  wem) 
ein  Bauer  Land  zum  persönlichen  Eigenthum  erwirbt  oder  pachtet,  ^ 
wenn  er  ein  bestimmtes  Gewerbe  u.  dergl.  ergreift,  welches  mit  eiueo 
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beständigen  Wohnsitz  ausserhalb  der  Gemeinde  oder  im  Rayon  seiner 
Gememde  verbunden  ist;  und 

2)  Zur  Vermeidung  häufiger  Umtheilungen  der  bäuerlichen  Felder 
ist  es  wänschenswerth,  dass  die  Regierung  feste  Termine  für  solche  um- 
theilungen festsetzt,  und  dass  ausserdem  Umtheilungen  nur  unter  Theil- 
lahme  einer  controlirenden  und  leitenden  Instanz  ausgeführt  werden. 

Die  Verhandlung  über  die  dritte  Frage  (die  Familientheilungen) 
leitete  der  Präsident  mit  einigen  Bemerkungen  ein,  in  welchen  er  dar- 
legte,  dass  die  Bauern  in  ihren  Familien-  und  juridischen  Beziehungen 
einen  abgesonderten  Stand  bilden;  welcher  nicht  unter  den  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzen  steht,  und  in  vielen  Fällen  hergebrachtem  Gewohn- 
heitsrecht unterstellt  ist;  und  dass  bei  dieser  Lage  der  Dinge  der  Will- 
ttr  ein  weiter  Spielraum  gelassen  wird,  deren  Wirkung  sich  insbeson- 
dere m  den  bäuerlichen  Familientheilungen  zeigt.  Mit  Hinweis  auf  die 
vom  wirthschaftlichen  Standpunkt  aus  schädliche  Seite  der  Familien- 
theilungen fügte  der  Präsident  hinzu,  dass  nach  seiner  Meinung  es  der 
Commission  obliege;  die  vorgelegte  Frage  in  allgemeiner  Form  zu  be- 
^en,  mit  Angabe  der  Massnahmen,  welche  unsere  Gesetzgebung  zur 
stofenweisen  Ersetzung  des  Gewohnheitsrechts  im  bäuerlichen  Leben  durch 
positive  Gesetze  bringen  könnten. 

b  die  Berathung  über  diese  Erklärung  des  Präsidenten  eingehend^ 
fanden  die  Mitglieder  ihrerseits,  dass  die  Frage  über  die  Familien-^ 
Erb-  nnd  Vermögens-Rechte  und  -Verpflichtungen  der  Bauern  der  Ge- 
genstand einer  besonderen  allseitigen  Bearbeitung  bilden  müsse,  und  dass 
ein  Theil  dieser  Arbeit,  welche  die  Ausdehnung  der  allgemeinen  Ge- 
richtsinstitutionen auf  den  bäuerlichen  Stand  betrifit,  bereits  in  dem  be- 
treffenden Ressort  aufgenommen  ist  Hiemach  wäre  es,  nach  Ansicht 
der  Commission,  genügend,  sich  auf  die  Erklärung  zu  beschränken,  dass 
eine  allgemeinere  und  richtige  Ausdehnung  der  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzgebung  auf  den  bäuerlichen  Stand  eine  Nothwendigkeit  ist. 

Was  nun  die  Familientheilungen  selbst  und  die  eng  hiermit  ver- 
bundenen vermögensrechtlichen  Beziehungen  der  Bauern  anbetrifft,  so 
richtete  die  Commission  ihre  Aufmerksamkeit  auf  die  in  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  sich  stets  wiederholenden  Familienabtheilungen,  welche 
die  Qudle  alhnäliger  und  allörtlicher  Verkleinerung  der  bäuerlichen 
Wirthschaften  bilden.  Zugleich  fand  die  Commission,  dass  die  mit  den 
AhtheUungen  verbundene  willkürliche  und  gewaltsame  Zersplitterung  des 
Besitzthums  der  Familienglieder,  bei  Austheilung  an  die  Descendenz  und 
^n  Seitenverwandte  einen  äusserst  anormalen  Zustand  darstellt 

Ein  directes  Verbot  der  Abtheilungen  hätte  nach  Ansicht  der  Com- 
mission keine  gerechte  Grundlage  und  könnte  zu  ungünstigen  Folgen 
fähren.    Erwachsenen  Söhnen  könnte  die  Forderung  einer  Theilung  an 
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die  Eltern  nicht  untersagt  werden,  doch  zur  Verhinderung  häufiger  vili- 
kürlicher  Abtheilungen  und  zum  Schutz  der  älteren  Familienglieder  ge- 
gen die  zwangsweise  Theüung  ihres  Beaitzthums  bei  Abtheilong  m 
Verwandten  —  welche  als  Erbtheilung  bei  Lebzeiten  desseUi  desaen  Ver- 
mögen beerbt  werden  soll,  charakterisirt  werden  muss  —  «cbdnt  lud 
Ansicht  der  Commission  die  Bestimmung  nätzlich,  dass  bei  Familieo* 
theilungen  der  Uebergang  des  Vermögens  und  insbesondere  des  wiith- 
schaftlichen  Inventars  an  die  sich  abtheilenden  Familienglieder  nv  u 
bestimmten  Grenzen  und  auf  Grund  hierfür  festzustellender  positifer 
Regeln  erfolge. 

Auf  Grundlage  Dieses  beschloss  die  Commifision: 
dass  zur  Beschränkung  irrationeller  Theilung  des  bäaerlidie&  » 
mögens  bei  Familientheilungen  es  wünschenswerth  wäre,  aof  im 
Wege  der  Gesetzgebung  zu  bestimmen,  dass  das  Vermögn  der 
älteren  Familienglieder  und  insbesondere  das  wirthschaftliik  Ii- 
ventar  nicht  anders,  als  in  hierfür  festzusetzenden  Grense&ui 
auf  Grundlage  positiver,  hierfür  zu  erlassender  Regeln  getkeilt  lerie. 

6.  Bohlassbemerkung. 

Diese  grossartig  veranlagte,  von  vier  Ministerien  (dem  der  Beichr 
<iomänen,  der  Finanzen,  des  Innern  und  des  Apanage- DepartemeDt  la 
Ministerium  des  Kaiserlichen  Hofes  und  der  Apanagen)  uBtemoDuneM 
und  mit  Aufwand  und  Heranziehung  so  vieler  Arbeitskräfte  dirck- 
geführte  Enquete  hat  keinen  practischen  Erfolg  für  Gesetzgebung  Q»i 
Verwaltung  gehabt  Die  gesammelten  Daten  und  die  Antrage  der  Onn- 
mission  ruhen  im  Actenstaub  als  „schätzenwerthes  Material^.  Der  Zfect 
zu  welchem  die  Enquete  unternommen  wurde,  auf  Grundlage  der  zu  g^ 
winnenden  Daten  Reformen  zur  Hebung  der  landwirthschaftUchen  f^ 
duction  und  der  beklagenswerthen  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkenog 
wie  auch  des  Grossgrundbesitzes  durchzuführen,  wurde  bei  Seite  g^ 
schoben. 

Diese  Erscheinung  erklärt  sich  aus  der  Lage  der  ianeren  ?(A^ 
Russlands  im  vergangenen  Decennium.  Die  reactionäre  Partei,  die  i^ 
„bureaucratisch-gutsbesitzerliche^  zu  bezeichnen  ist,  henrachte  lo  die^^ 
Zeit  vollständig  in  der  inneren  Politik,  sie  hatte  zu  dieser  Zeit  i^ 
Höhepunkt  ihrer  Macht  erreicht  Die  Enquete  ergab  nun  gua  $ai^ 
Resultate,  als  diese  Partei  erwartete,  und  die  ans  Tageslicht  gehrackie» 
Thatsachen  deckten  trotz  aller  Vorkehrungen  Seitens  der  £n<pie(e-CoD* 
mission  mit  so  grosser  Gewalt  das  Verkehrte  und  das  ölröiMiBi^^^ 
Aufblühen  des  Landes  Schädigende  der  bestehenden  inneren  Politik  Aof. 
dass  selbst  die  Commission  nicht  umhin  konnte,  Thatsachen  anraerkaaMo« 
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(fie  bisher  als  üebertreibungen  und  böswillige  Erfindungen  der  liberalen 
Presse  angeblich  zum  Zwecke  der  Störung  der  öffentlichen  Ruhe  und  Ord- 
nung, der  SödaKatisch  angehauchten  Aufwiegehing  der  niederen  Bevöl- 
kenmgsscWehten,  zumal  der  bäuerlichen,  gegen  die  anderen  von  der 
Staatsregienmg  und  der  herrschenden  Partei  gebranntmarkt  wurden. 
So  unter  Anderem  in  der  Frage  des  Drucks  des  bestehenden  Steuer- 
systems, der  zu  hohen  Ablösungszahlungen,  die  den  Ertragswerth  des  ab- 
zolösenden  Bauerlandes  in  ausgedehnten  Landstrichen  weit  übertreffen,^ 
des  zu  gering  zugemessenen  und  vielfach  zu  Ungunsten  der  Bauern  ab- 
gelenzten  Bauerlandes  und  —  als  natttrliche  Gonsequenz  dieses  Uebel- 
standes  —  der  Nothwendigkeit,  den  Bauern  die  Erwerbung  von  Land 
durch  Gewährung  billigen  Gredits  und  andere  Massregeln,  sowie  die  Aus- 
siedelung aus  dichtbevölkerten  Gouvernements  in  wenig  angesiedelte 
Landstriche  zu  erleichtern. 

Die  Beseitigung  aller  dieser  und  anderer  jetzt  nicht  mehr  zu  be- 
zweifehiden,  sondern  als  wirklieh  bestehend  anerkannten  Uebelstände 
wäre  gegen  das,  vielfach  freilich  nur  eingebildete  Interesse^)  der  Guts- 
besitzer gewesen,  da  sie  ein^seits  due  stärkere  Belastung  der  wohl- 
habenden Bevölkerungsciasse  mit  directen  Steuern,  andererseits  eine 
Eriöhnng  des  Preises  der  Feldarbeiter  (der  ArbeiterTöhne)  und  in  vielen 
Landstridien  die  Befreiung  der  Bauern  von  dem  monopolistischen  Druck 
des  GiEtsbesitzers  als  des  alleinigen  Arbeitgebers  und  des  alleinigen  Be- 
sitzers von  für  die  bäuerliche  Wirthschaft  unbedingt  erforderlichen  Land- 
stöcken (Weideland,  Wiese)  nach  sich  ziehen  musste. 

Die  herrschende  Partei  entzog  sich  dieser  unbequemen  Situation 
durch  das  auch  sonst  Übliche  Mittel,  die  Arbeiten  und  Vorschläge  der 
Enquetecommission  einfach  ad  acta  zu  legen.   Es  blieb  Alles  beim  Alten. 

Das  Einzige,  was  noch  geschah,  lässt  sich  in  zwei  Gruppen  theilen: 
einestheils  suchte  die  herrschende  Partei  durch  mancherlei  Miassregeln 
üe  bestehende  Bedrückung,  zumal  der  niederen  Bevölkerungsgruppe, 
noch  zu  verstärken,  wie  z.  B:  durch  das,  glücklicher  Weise  nicht  zum 
Gesetz  erhobene  Project  der  Einföhrung  obligatischer  Arbeiterbücher, 
i^  eine  vollständige  Knechtung  der  Arbeiter  hervorgerufen  hätte. 
Andererseits  wurde  eine  Reihe  kleiner  Massregeln  ergriffen,  die,  wie 
wohlth&ti];  im  Einzebien,  die  Gesammtlage  nicht  zu  verbessern  im  Stande 
varen,  so  die  Entwässerungsarbeiten  in  mehreren  Gouvernements,  die 
Errichtung  landwirthschaftlichCT  Congresse  als  Sachverständigen- Beirath 
fär  das  Domänenministerium  (Gruppencongresse  für  je  mehrere  Gouver- 

**  ^  "  ■         *  > 

^)  Wie  sagen:  ,^  Yielfach  nur  eingebildetem  Interesse  der  Ontfibeiitcer*',  da 
der  wohlsitoirte  Bauer  mit  gutem  Anspann  dem  Gutsbesitzer  auch  bei  höherem  Geld- 
lohn  zameist  büliger  zu  stehen  kommen  wird,  da  das  Arbeitsresultat  ein  besseres 
^  grösseres  sein  würde,  als  unter  den  jetzt  bestehenden  Verhältnissen. 
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nements  und  ein  Centralcongress  für  das  Reich],  Massregeln  zur  HelNag 
der  landwirthschaftliehen  Bildung  etc.  etc. 

So  blieb  auch  die  uns  zunächst  interessirende  Frage  der  Organisa- 
tion des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes  ungelöst  ruhen  —  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  freilich  zum  Glück  fOr  die  bäuerliche  Bevölkentng 
und  das  Reich,  denn  bei  der  in  den  Regierungskreisen  hemehendefi 
Anschauung  über  diese  und  die  hiermit  zusammenhängmden  Fragen 
war  eine  zweckentsprechende  Lösung  nicht  zu  erwarten. 


Drittes  Capitel. 


Fortsetzung  der  Materiallensaniiiiliiiig  über  die  Ust 

der  Landwirtbschaft 


1. 

Hatten  auch  die  Arbeiten  der  Enquete -Commission  für  Gesetz* 
gebung  und  Verwaltung  keine  Resultate  gebracht;  so  setzte  doch  di^ 
Domänenministerium  das  Sammeln  von  Materialien  über  die  Lage  dff 
Landwirthschaft  fort.  Der  erste  Schritt  in  dieser  Richtung  erfolgte  is 
Jahre  1878.  Da  die  von  der  grossen  CSommission  vom  Jahre  18T2  p- 
sammelten  Daten  i,bei  Weitem  noch  nicht  das  gesammte  Grebiet  der  Be 
dingungen  und  Daten  des  landwirthschaftliehen  Gewerbes  erschöpfer. 
wie  es  in  dem  betreffenden  offiziellen  Actenstück  heisst;  so  bestunmtf 
der  Minister,  dass  weiterhin  Materialien  gesammelt  und  dieselben  y 
nach  ihrer  Verarbeitung  in  Lieferungen  zu  veröffentlichen  seien. 

Auf  Anordnung  des  Ministers  ward  in  demselben  Jahre  ein  Progrtfo 
von  Fragen  ^^r  Sammlung  von  Daten  über  den  Grundbesitz  and  eiiuge 
Bedingungen  der  bäuerlichen  Wirthschaft  in  verschiedenen  Landstrichen^ 
aufgestellt.  Im  Laufe  des  Sommers  wurden  vom  Minister  Beamte  de^ 
Ressorts  in  verschiedene  Theile  des  Reiches  zur  Sammlung  von  Daten 
gemäss  dem  Programm  delegirt.  Ausserdem  wurde  dasselbe  mehreren 
Personen  zugestellt,  die  zufallig  diese  oder  jene  Oertlichkeit  besuchtes, 
sowie  auch  Beamten  anderer  Ministerien,  die  sich  bereit  erkürten» 
Daten  in  Betreff  der  gestellten  Fragen  zu  sammeln. 

Dementsprechend  gelangten  in  das  Domänenministerium  von  25  Per- 
sonen Berichte  über  40  Untersuchungsgebiete  und  zwar  behandeln  2ehc 
derselben  ganze  Gouvernements,  dreizehn  behandeln  Kreise  und  s\e\^ 
zehn  in  spezialisirter  Weise  Woloste  oder   gar  nur  Dorfer.    B  ^^^ 
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aoch  hervorzuheben,  daas  diese  Antworten  nicht  immer  alle  27  Pro- 
gramnifiragen  behandeln,  sondern  häufig  diese  oder  jene  Fragen  unbe- 
rücksichtigt lassen. 

Nachdem  das  eingelaufene  Material  im  liinisterium  verarbeitet  war, 
ward  es  dem  Druck  übergeben:  im  Februar  1880  erschien  das  offizielle 
Werk  unter  dem  Titel  (in  deutscher  Uebersetzung): 

^^Materialien  zur  Erforschung  der  gegenwärtigen  Lage  des  Grund- 
besitzes und  des  landwirthschaftlichen  Oewerbes  in  Russland,  gesammelt 
auf  Anordnung  des  Domänenministers,  Lieferung  V* 

Diese  erste  Lieferung  enthält  eine  systematische  Verarbeitung  der 
eingegangenen  Materialien.  Die  Materialien  selbst,  d.  h.  die  Antworten 
sind  in  der  später  erschienenen  Beilage  zu  der  ersten  Liderung  der 
^terialien'^  enthalten. 

Wie  es  sich  schon  aus  der  geringen  Zahl  von  Personen,  die  sich  an 
dieser  Unternehmung  betheiligt  haben,  —  der  grossen  Enquete-Commis- 
sion  vom  Jahre  1872  waren  aus  958  verschiedenen  Quellen  Nachrichten 
zugegangen  —  ergibt,  lässt  sich  diese  Materialiensammlung,  in  der  viele 
Gouvemements  ganz  fehlen,  nicht  mit  der  reichen  Fülle  der  von  der 
EnqueteOommission  gesammelten  Materialien  vergleichen.  Immerhin 
bietet  die  vorliegende  erste  Lieferung  der  Materialien  eine  erfreuliche 
Bereicherung  der  Kenntnisse  der  landwirthschaftlichen  Verhältnisse 
Busslands. 

Finden  auch  nicht  alle  Gouvernements  Berücksichtigung  in  der 
ersten  Lieferung,  so  sind  doch  so  viele  Gouvernements  und  Landstriche 
behandelt,  dass  wir  fOr  jede  durch  Klima,  Bodenbeschaffenheit  und 
historische  Vergangenheit  unterschiedenen  Hauptgruppen  des  Reiches 
(mit  Ausnahme  der  baltischen  Provinzen,  des  Zarthums  Polens  und  des 
Grossfürstenthums  Finland)  Typen  finden,  und  zwar 
für  den  nördlichen  Theil  des  Reiches  die  Gouvernements  St  Pe- 
tersburg, Nowgorod,  Twer,  Jarosslaw,  Kostroma  und  Kasan, 

für  die  mittlere  westliche  Gruppe:  Mohilew,  Wilna  und  Minsk, 
für  das  centrale  Russland:  Ssmolensk,  ,Orel,  Tula,  Kaluga,  Moskau 

und  Räsan, 
für  das  östliche  centrale  Russland:   Pensa,  Tambow,  Woronesh, 

Ssaratow,  Ssamara  und  Ufa, 
für  Kleinrussland:  Tschemigow  und  Charkow, 
für  Neurussland:  Gherson  und  Jekaterinosslaw, 
sowie  endlich  für  Bessarabien,  Podolien  und  Taurien. 
Das  ,JProgramm  zum  Sammeln  von  Daten  über  den  Grundbesitz 
und  über  einige  Bedingungen  der  bäuerlichen  Wirthschaft  in  verschie- 
denen Landstrichen"  lautet: 
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AbtheiluDg  I.    Grandbesitz  nitd  Arten  der  NutEong  des  Bodens. 

1)  Wisd  die  Wirthwhaft  mt  gntAerrliclben  HOfen  eingeBCeUt?  Wir  rie  aidit 
auf  einigen  gutaherrlichen  Höfen  zeitweilig  eingestellt? 

2)  VergröBsert  sich  das  den  Bauern  gehörige  Landareal?  Wieriel  Land  kaben 
sie  seit  1861  (oder  in  den  letzten  Jahren,  für  welche  zuverlässige  Daten  Torliaiida 
sind)  zum  Eigenthun  erworben? 

8)  Wer  sind  die  Käufer  solcher  Ländereien:  wohlhabende  Banem,  bteerikhe 
SpecnlanteDy  Gtonossenschaften  mdirerer  bäuerlicher  Wirthe  oder  gaüse  Dorf- 
gemeinden? 

4)  Wie  nutzen  die  Bauern  in  wirthschafklicher  Beziehung  das  gekaufte  Laad.^ 
Werden  auf  diesen  Ländereien  gesonderte  Ansiedelungen  eingerichtet,  werden  dw- 
selben  ifi  Parzellen  getheilt,  oder  wird  auf  denselben  Qemeindebesits  eingeführt? 
Wenn  g^esonderte  Ansiedelungen  gebildet  oder  wieder  eingegangen  sind,  so  wie  viele? 

5)  Yergrössert  oder  vemindert  sich  das  Landqnantum,  das  von  Baaen  ge- 
pachtet wird?  Nimmt  die  Zahl  der  Jahre,  auf  welche  Pachtcontracte  geschkeses 
werden,  zu  und  steigen  die  Pachtpreise? 

Abtheilung  II.    Die  Bedingungen  der  bäuerlichen  Wirthschalt. 

6)  Was  für  Fristen  sind  in  Betreff  der  Vertheilung  der  bäuerlichen  Felder  Qb> 
lieh?  Verlängern  sich  diese  Fristen?  Wie  häufig  kommen  partieDe  ümüieitimi^eii 
unter  einzelnen  Höfen  vor  und  was  fftr  Landstttcke  untertiegen  hierbei  der  ümllieflus? 

7)  Hat  die  Umtheilun];  des  Landes  Einfluss  auf  die  Vertheflnng  der  öffientlic&fa 
Lasten?  Erfolgen  diie  Landumtheilungen,  wie  die  Vertheilung  der  Lasten  nach  dtr 
Zahl  der  Seelen,  der  Täglo's,  der  Höfe  etc.? 

8)  Vergrössert  oder  vermindert  sich  die  Zahl  der  Familientheilungen  und  in  iv 
weit  üben  diese  einen  Einfluss  auf  die  ümtheilungen  der  bäuerlichen  Felder? 

9)  Hat  sich  die  Zahl  der  landlosen  Bauern  vermehrt  und  wie  gross  ist  deren  Zak'? 

Abtheilung  HI.    Viehzucht. 

10)  Vet^ssert  oder  vermindert  sich  der  Viehbestand,  und  zwar  bei  den  Gut«- 
besitsem  und  bei  den  Bauern? 

11)  Haben  Viehseuchen  stat^efunden?  Wie  viel  Vieh  ist  gefallen,  wo  begasi 
die  Viehseuche  und  wie  erlosch  sie? 

Abtheilung  IV.    Ländliches  Gewerbe. 

12)  Welche  Gewerbe  treiben  die  Bauern  neben  d^  Landwirthschaft? 

13)' Welche  Gewerbe  treiben  die  Bauern  in  der  Heimath  und  welche  answirrs, 
wie  entwickeln  sich  diese  und  jene,  und  welchen  Ertrag  liefern  sie  den  Bauen  v 

14)  Wie  viel  Personen  männlichen  und  weiblichen  Geschlechts  sind  mit  KQ<ten 
und  Pässen  in  den  letzten  drei  Jahren  auf  auswärtigen  Nebenerwerb  gegaof^m. 
und  zwar: 

a)  bis  zu  3  Monaten? 

b)  auf  6  Monate? 

c)  auf  1  Jahr? 

d)  auf  2  Jahre  und  mehr? 

Wieviel  Personen  haben  frühere  Pässe  erneuert?  Wohin  haben  die  fianern  äcl; 
begeben  und  welche  Gewerbsarten  treiben  sie? 

15)  Wenn  sich  in  dem  betreffenden  Gouvernement  grosse  Landgüter,  Fabrikfa 
befinden  und  ein  zeitweiliger  oder  beständiger  Zufluss  von  Arbeitern  stattfindet,  h^ 
stehen  zum  eigenen  Bedarf  ausgearbeitete  Regeln,  Verträge,  Arbeiterbücher  oder 
irgend  welche  ländliche  oder  Fabrikstatuten,  die  von  Seiten  der  Bauern  und  Arbeiter 
als  verbindlich  angesehen  werden?  Bestehen  dieselben  bereits  lange,  und  wenn  s>' 
wieder  abgeschafft  sind,  so  aus  welchem  Grunde? 
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Abtheilang  V.    Oeffentliche  Lasten. 

16)  Vennehres  oder  vermindeni  sich  die  Rückstände?  Wie  häufig  haben  Ver- 
äufe  bäaerlicker  Vermögensobjecte  zur  Deckung  von  Rackständen  stattgefunden? 

17)  yergrössem  oder  vermindern  sich  die  landschaftlichen  Abgaben:  dieGouveme- 
tentslandschaftlichen  und  die  Kreislandschaftlichen  (in  Ziffern  fOr  mehrere  Jahre)? 

16)  Wie  hoch  stellen  sich  die  Ausgaben  für  alle  landschaftlichen,  wie  auch  für  die 
BttizmstitQtionen,  die  von  der  Landschaft  unterhalten  werden  (Landscfaaftsämter, 
Menfirermittler  und  Friedensrichter)? 

19)  Wie  hoch  kommt  die  bäuerliche  Selbstverwaltung  (Wolostverwaltung,  Wo- 
«tgericht,  Dorfältesten  etc.)  zu  stehen?  Sind  diese  Ausgaben  gegen  früher  gestiegen 
ad  um  wieviel? 

Abtheilung  VL    Bäuerliche  Selbstverwaltung. 

20)  In  wie  weit  erweisen  sich  die  Gemeindeversammlungen  in  den  Grenzen  der 
laen  gesetzlich  zustehenden  Machtsphäre  selbstständig?  Uebt  nicht  etwa  die  Wolost- 
irvaltung  auf  sie  Einfluss? 

21)  Wie  fassen  die  Bauern  die  Bedeutung  der  communalen  Organe:  der  Gemeinde- 
erumnlimg,  des  Wolostältesten,  des  Wolostgerichts,  des  Polizeipristaws,  des  Frie- 
nurichters,  des  Landschaftsamts  auf?  In  welchen  Fällen  wenden  sie  sich  an  diese? 

22)  Ans  welchen  Personen  werden  vornehmlich  die  Sotskjje  (Hundertmänner, 
iedere  Polizei  zur  Unterstützung  fUr  den  Wolostältesten)  gewMilt:  aus  den  Haus» 
firtben  oder  aus  den  Leuten  ohne  eigene  Wirthschaft?  Aus  welchen  Bevölkerungs- 
lassen  rccrutiren  sich  vornehmlich  die  Wolostschreiber? 

23)  Welcher  Organe  der  ezecutiven  Gewalt  bedienen  sich  vornehmlich  die  land« 
ciiafüjclien  Institationen  für  ihre  Zwecke? 

24)  Wie  gross  ist  die  Zahl  der  Landschaftsdeputirten,  die  von  den  ländlichen 
'emeioden  gewählt  werden  (in  Ziffern)?  Zu  welcher  Bevölkerungsciasse  vornehmlich 
;hören  diese  Personen?  In  wie  weit  erweist  sich  bei  der  Wahl  der  Deputirten 
^tens  der  Bauern  auswärtiger  Einfluss  wirksam? 

Abtheilang  Vü.    Geistiger  und  moralischer  Zustand  der  Bauern. 

25)  Ist  eine  Zunahme  der  Kenntniss  des  Lesens  und  Schreibens  bemerkbar? 
erden  neue  Schulen  errichtet  und  durch  wessen  Initiative?  Wer  sind  die  Lehrer? 

26)  Vermehrt  oder  vermindert  sich  die  Zahl  der  Getränkeanstalten?  Yerglei- 
ende  Ziffern  über  deren  Zahl  gegenwärtig  und  zur  Zeit  der  Einführung  der  Akzise- 
rwaltnng.  Verh&ltniss  der  Zahl  der  Getränkeanstalten  zur  Zahl  der  Dörfer  und 
r  Bevölkerung. 

Abtheilung  YHI.    Yolkshygieine. 

27)  In  welcher  Lage  befindet  sich  die  Frage  der  Yolkshygieine?  Wo  und  wie 
1  Krankenhäuser  und  Aerzte? 

Das  Stadium  der  vorliegenden  Materialiensammlung  veranlasst  einen 
-rgleich  der  Lage  der  Landwirthschaft  und  des  ländlichen  Gewerbes 
den  Jahren  1878  und  1879,  auf  welche  die  Materialien  sich  beziehen, 
t  dem  Zustand  der  Dinge  in  den  Jahren  1872  und  1873,  wie  er  sich 
«  dem  Berichte  der  mehrerwähnten  Enquete -Commission  ergibt,  zu 
hen.  Dieser  Vergleich  wird  übrigens  in  der  offiziellen  Verarbeitung 
r  Materialien  nicht  angestellt,  wenn  auch  ein  solcher  durch  die  Bei- 
haltung der  von  der  ersten  Commission  gewählten  Form  der  Zusam- 
'östellung  der  Daten  erleichtert  wird, 

Als  Gesammtresultat  ergibt  sich  aus  diesen  Daten  ein  erfreulicher 
Muss.    Ist  auch  das  üebergangsstadium,  in  welchem  wir  uns  seit  der 

▼  KeniiUr,  Geschichte  nnd  Kritik  dee  Gemeindebesitzes.  II.  7 
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Emanzipation  der  bäuerlichen  Bevölkening  (Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft  unter  den  gutsherrlichen  Bauern;  Reform  der  Verwaltung  der 
Domänen-,  Apanagen-;  Pallast-  etc.  Bauern,  Einführung  der  freien  SelM- 
Verwaltung  und  der  Ablösung  des  genutzten  Landes)  und  der  hierdurch^ 
wie  auch  durch  die  anderen  Reformen  und  Neugestaltungen  henorge- 
rnfenen  Umwälzung  in  der  gesammten  Landwirthschaft  befinden,  nofk 
nicht  überwunden,  so  treten  doch  bereits  erfreuliche  Anzeichen  auf,  di« 
auf  eine  neue  Krystallisirung  (wenn  uns  dieser  Ausdruck  gestattet  mi 
der  Bedingungen-  und  Verhältnisse  der  Landwirthschaft  hindeuten. 

S.  Die  Lage  der  Landwirfhidiaft  in  den  Jahren  1878—1879. 

Der  erste  Abschnitt  der  mitgetheilten  Programmfragen  bezieht  5icb 
auf  den  „Grundbesitz  und  die  Arten  der  Bodenbenutzung.^^) 

Die  Wirthschaft  auf  den  Landgütern  hat  sich  auch  jetzt  nodi  M 
nach  der  grossen  Umwälzung  der  wirthschaftlichen  Beziehungen  nd  Ver- 
hältnisse vollständig  consolidiren  können  ungeachtet  dessen,  dis  die 
Grundrente,  vornehmlich  im  Gebiet  der  Schwarzerde,  bedeutend  gestiegen 
ist  und  der  Ertrag  des  Bodens  die  Productionskosten  nebst  Steuern  er- 
heblich übersteigt 

Der  Uebergang  von  Landgütern  aus  den  Händen  des  früher  prin- 
legirten  Adels  auf  Personen  anderer  Stände  voMeht  sich  auch  jetzt  tbf^ 
all  in  recht  bedeutendem  Masse.  Den  bisherigen  Grossgrundbesitir^ 
erweist  es  sich  schwierig,  sich  bei  eigener  Bewirthschaftung  zu  haltt!' 
So  hat  sich  z.  B.  im  Gouvernement  Twer  seit  dem  Jahre  1861  die  7J 
der  gutsherrlichen  Güter,  auf  denen  vom  Hofe  aus  die  Wirthschaft  '^ 
führt  wird,  fast  auf  die  Hälfte  vermindert:  von  2,860  auf  1,802.  ^ 
stärksten  im  Kreise  Starij  (von  239  auf  93),  am  schwächsten  in  i^ 
Kreisen  Kaschin  (von  180  auf  130),  Wishne-Wolotschok  (von  247  auf  241 

Ebenso  hat  sich  im  Gouvernement  Tula  die  eigene  Wirthschaft  ^<*^ 
Hofe  aus  auf  die  Hälfte  vermindert:  von  2,075,660  Dessät.  auf  1J»^>*^ 
Dessät,  im  Gouvernement  Kostroma  (1,400  Höfe)  ist  auf  764  Höfen  Aie 
eigene  Wirthschaft  eingestellt.  Nicht  in  so  hohem  Masse,  aber  we 
hin  nicht  selten  findet  sich  dieselbe  Erscheinung  mit  einigen  Aosnahsici 
in  den  anderen  Gouvernements,  über  welche  Daten  eingelaufen  sind.  An**^ 
wird  hervorgehoben,  dass  das  Ackerareal  verringert  wird. 

Die  Einstellung  der  eigenen  Wirthschaft  auf  den  Höfen  vertbiü' 
sich  nicht  gleichmässig  auf  die  ganze  Zeit  nach  der  Aufhebung  der  LeH 
eigenschaft,  sondern  —  und  das  ist  von  beachtenswerther  Bedeutung  H 
in  gewissen  Perioden.   Die  erste  Periode  sind  die  ersten  Jahre  nach  M 

^)  „Materialien  zur  Erforschung  der  gegenwärtigen  Lage  des  Grundbenties  ^^ 
des  landwirthschaftUchen  Gewerbes  in  Russland",  Lieferung  I,  pag.  1—13,  ^^'^^^ 
zur  ersten  Lieferung^*  pag.  1—57. 
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possen  Kefarm:  die  Mehrzahl  der  Grundherren  verfügte  weder  über  die 
CapiUüieiv  noch  über  die  landwirthschaftUchen  Kenntnisse^  die  zur  Führung 
ier  Wirthschaft  unter  den  vollständig  neuen  Bedingungen  erforderlidi 
lareiL  Die  zweite  Periode  bilden  die  Jahre  1868—1870,  es  ist  das  die 
Zeit  nach  dem  Inslebentreten  der  Bodencreditbanken.  Die  Leichtigkeit 
ins  diesen  Banken  Geld  zu  erhalten,  verführte  Viele  sich  an  diese  Banken 
IQ  wenden,  das  erhaltene  Geld  ward  aber  leider  nur  zu  häufig  nicht  zur 
Erhöhung  der  Bentabilität  des  Grund  und  Bodens,  sondern  zu  anderen 
i&eist  unproductiven  Zwecken  verwendet  Die  Unmöglichkeit,  aus  dem 
(jnmdbesitz  soviel  mehr  Ertrag  zu  erzielen,  um  die  Verzinsung  und  Amor- 
tisation der  Bankschuld  zu  decken,  rief  den  Banquerott  vieler  Guts- 
Maust  hervin-.  Nach  dem  Jahre  1870  nahm  die  Zahl  dieser  Banquerotte 
stetig  ab.  Ueberfaaupt  hat  sich  in  den  letzten  Jahren  die  gutsherrliche 
Wiithschaftsfühnuig  iimerlich  gestärkt  und  an  so  manche  Ortschaften 
erweisen  sich  eitouliche  Beispiele  von  Fortschritten  im  Ackerbau. 

Wenn  nichtsdestoweniger  in  einigen  südlichenLandstrichen,  so  nament- 
lich iffl  Gouv^mem^^  Cherson,  im  Kreise  Bostow  am  Don,  auch  jetzt 
Dodi  lecht  häufig  Fälle  von  Banquerotten  gutsherrlicher  Wirthschaften 
eiotntoi,  so  lassen  Bich  diese  schlimmen  Erscheinungen  nicht  ausschliess- 
üch  auf  die  ungünstitgeai  Bedingungen  zurückführen,  die  die  kritische 
lebeq[aBgsperiode  nach  der  Bauememanzipation  mit  sich  brachte,  viel* 
mehr  tzat^  eine  Reihe  anderer  Ursachen  hinzu:  die  Nachwirkungen  von 
Misseraten  haben  einen  nicht  geringen  Einfluss  geübt,  vornehmlich  weisen 
aber  sehr  viele  Antworten  auf  die  Programmfragen  auf  den  Umstand  hin, 
dass  die  Preissteigerung  der  Arbeiterlöhne  und  der  Maiigel  an  Kegeln,  die 
die  Bedingungen  der  Arbeiterverträge  reguliren  und  dieselben  sicher- 
fitellen,  wie  in  den  ersten  Jahren,  so  auch  jetzt  die  Bewirthschaftung  der 
Höfe  äusserst  erschweren. 

Ungeachtet  des  grossen  Zuflusses  von  Arbeitern  aus  den  centralen 
in  die  südlichen  Gouvernements  der  Schwarzerde  steigen  die  Arbeiter- 
löhne  beständig.  Die  Goncurrenz  der  Gutsbesitzer  unter  einand^,  die 
da  fürchten  ohne  Arbeiter  zu  bleiben,  trägt  das  Ihrige  dazu  bei,  ebenso 
wird  geklagt,  dass  die  jüdischen  Pächter,  die  das  gepachtete  Gut  als  zeit- 
weilige Einnahmequelle  betrachten  und  in  der  kurzen  Zeit  der  ihnen  zu- 
stehenden Exploitation  so  viel  als  möglich  das  Gut  auszusaugen  sich 
bemühen,  um  dann  das  gepachtete  Gut  deteriorirt  d^n  Gutsbesitzer  zurück- 
zugeben, die  unglaublichsten  Preise  während  der  dringenden  Arbeitszeit 
zahlen  and  dadurch  den  benachbarten  Gutsbesitzern,  cUe  den  Ertrag  der 
(lüter  als  beständige  Einnahmequelle  zu  betrachten  haben,  die  Arbeiter 
entziehen.  Zur  Preiserhöhung  der  Arbeiterlöhne  wirkt  auch  die  altge- 
wohnte einförmige  Betriebsart  in  den  südlichen  fruchtbaren  Gouverne- 
inents:  fast  ausschliesslich  wird  Weizen  als  das  werthvollste  Product  ge- 


7* 


—    100    — 

'baut  und  es  concentrirt  sich  die  Zeit  der  Erntearbeiten  auf  die  kam 
Spanne  Zeit  eines  MonatS;  der  nach  Abzug  der  Feiertage  und  etwa^ 
Regentage  nur  etwa  zwanzig  Arbeitstage  bietet  Die  Lage  der  Gntsb^ 
sitzer  erkennend,  die,  wollen  sie  die  Ernte  nicht  verlieren,  um  jedei 
Preis  sich  Arbeiter  schaffen  müssen,  beanspruchen  die  Arbeiter  die  hödistes 
Preise,  so  15— 16V2  Rbl.  fOr  den  Schnitt  pro  KronsdessatiBe,  so  das 
schliesslich  der  Reinertrag  in  sehr  gOnstigen  Emtejähren  nicht  sdta 
sich  geringer  erweist,  als  in  Jahren  mittlerer  Ernte. 

Es  sei  gestattet,  hier  auf  ein  interessantes  Beispiel  hinzuweisen,  wie! 
die  Selbstthätigkeit  der  Bevölkerung  sich  aus  dieser  precären  Lage  n 
befreien  bemüht.  Das  Rostow'sche  Kreislandamt  hat  einen  Yersnch  zur 
Lösung  der  Arbeiterfrage  gemacht,  der,  wenn  er  auch  nidit  voUsttsdig 
geglückt  ist,  nachgeahmt  zu  werden  verdient.  Im  Winter  187^18Ti) 
trug  das  genannte  Landamt  den  Qutsbesitzem  seine  VermitteliQg  kiin 
Engagement  von  Arbeitern  an:  einerseits  setzte  es  sich  mit  da  Luui- 
ämtem  deijenigen  Landstriche,  aus  denen  Arbeiter  in  den  Süden  cd»», 
in  Verbindung,  andererseits  stellte  es  den  Gutsbesitzern  iim  Antiag,  üuQ 
rechtzeitig  die  Zahl  der  erforderlichen  Arbeiter  anzugeben,  wobei  es  öuhü 
Durchschnittspreise  nannte.  Bei  der  Bestellung  von  Arbeitskräften  battn 
die  Gutsbesitzer  sogleich  10  pGt.  der  gesammten  Summe  sowie  30  Kf 
pro  Arbeiter  als  Gebühr  für  die  Mühen  des  Landamtes  zu  entridtfa 
Jene  10  pCt  verbleiben  in  der  Gasse  des  Landamtes,  bis  der  Gutsbesta^ 
die  bestellte  Zahl  von  Arbeitern  erhalten  hat;  weigerte  dieser  sid  ^ 
Arbeiter  entgegenzunehmen,  so  fiel  diese  Summe  den  Arbeitern  als  Ent- 
schädigung zu.  Dieses  Arrangement  muss  fOr  beide  Theile  als  gl<^ 
vortheilhaft  anerkannt  werden:  der  Gutsbesitzer  war  gesichert,  zor  be-l 
treffenden  Zeit  die  gewünschte  Zahl  von  Arbeitern  zu  erhalten  mxl  n; 
einem  festen  Preise  seine  Ernte  einheimsen  zu  können,  die  Arbeiter  wir» 
ihrerseits  gesichert,  Arbeit  zu  erhalten,  was  bei  dem  ganz  unberedteo- 
baren  grossen  Zufluss  von  Arbeitern,  insbesondere  in  MissjahreD,  n^^ 
oder  weniger  zweifelhaft  ist 

Diese  zweckentsprechende  Einrichtung  hatte  aber  in  den  beido 
ersten  Jahren,  in  Betreff  welcher  Berichte  vorliegen,  nicht  den  gewünsckw 
Erfolg  erzielt:  im  ersten  Jahre  verzögerten  die  YerkehrsstockimgeOf  ^ 
^urch  die  starken  Schneegestöber  entstanden,  die  Antworten  der  l^ 
ämter,  an  welche  sich  das  Rostower  Landamt  gewandt  hatte,  so  seto^ 
dass  die  rechte  Zeit  zur  Abschliessung  der  Verträge  bereits  verfos«« 
war.  In  diesem  ersten,  wie  im  folgenden  Jahre  war  es  auch  der  Man^ 
an  Betriebscapital,  der  es  den  Gutsbesitzern  unmöglich  machte,  die  v^ 
langten  10  pCt  vorauszuzahlen.  Im  Jahre  1877  bestellten  nur  drei  Gnt* 
besitzer  Arbeiter.  Es  wäre  jedenfalls  höchst  wünschenswerth,  dass  dei 
Misserfolg  der  beiden  ersten  Jahre  die  Rostower  Landschaft  nicht  eßt- 
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Dathigt:  efl  erscheint  als  unzweifelhaft,  dass  die  betheiligten  Parteieir 
illmähg  den  Segen  dieser  Einrichtung  erkennen  und  die  Hülfe  derselben 
in  Ansprach  nehmen  werden.  Es  scheint  uns  nämlich  die  Ursache  des 
teitweiligen  MissUngens  weniger  an  dem  Mangel  an  Betriebscapital,  wie 
» in  dem  Bericht  heisst,  zu  liegen,  als  in  dem  Umstand,  dass  die  Guts- 
l»esitzer  sich  der  Speculation  nicht  enthalten  können,  im  Sommer,  im 
Falle  des  zu  starken  Zostromens  von  Arbeitern  und  geringerer  Nach- 
bge  nach  Arbeitern  wegen  geringerer  Ernte,  Arbeiter  zu  niedrigeren 
Lohnen  zu  erhalten.  Möge  ihnen  in  diesem  oder  jenem  Jahre  diese 
Specnlation  glücklich  ausfallen,  über  kurz  oder  lang  werden  sie  einsehen 
müssen,  dass  das  Missglücken  der  Speculation  in  einem  Jahre  den  Ge- 
winn vieler  Jahre  verschlingt,  und  dass  es  im  wohlverstandenen  beider- 
^itigen  Interesse  liegt,  sich  dieser  Speculation  zu  enthalten  und  sich 
bei  Zeiten  der  erforderlichen  Zahl  Arbeiter  zu  vergewissem. 

In  Betreff  des  Kaufis  von  Land  Seitens  der  Bauern  (Frage  2)  sind 
mcht  aus  allen  Landstrichen,  die  untersucht  sind,  genaue  Antworten  ein- 
gegangen. Immerhin  weisen  dieselben  darauf  hin,  dass  in  stetiger  Pro- 
gression  Bauern  Land  zum  Eigenthum  erwerben,  in  einigen  Landstrichen 
in  sebr  bedeutendem  Masse.  So  haben  z.  B.  im  Gouvernement  Twer 
Bauern,  vornehmlich  in  den  letzten  Jahren,  fast  Vs  Million  Dessätinen 
{469;545  Dessat)  Land  gekauft,  sodass  gegenwärtig  —  zusammen  mit  den 
2';^HilLDessät Land, das ihnenauf Grundlage  des Gesetzesvoml9.Febr.1861 
zugetheilt  ist  —  3  Mill.  Dessät  Land  im  bäuerlichen  Besitz  sind  ^),  während 
sich  nur  1,3  Mill  Dessät.  Land  in  Händen  der  Grossgrundbesitzer  be- 
finden: die  Bauern  verdrängen  die  alten  Gutsbesitzer.  Von  jenen  469,545 
Dessät  haben  12,609  Bauern  einzehi  248,686  Dessät,  also  die  Hälfte  des 
gesammten Areals  gekauft  (durchschnittlich  jeder  Bauer  fast  volle  20Dessät.}, 
bauerliche  Genossenschaften  105,631  Dessät,  ländliche  Gemeinden  115,228 
Dessät  Durch  diese  Käufe  zusammen  haben  66,083  Bauern  in  zwölf 
Kreisen  Land  erworben.  Das  grdsste  Areal  ist  im  Kreise  Wishnewolot- 
schok  erworben:  65,910De88ät.,  sodann  in  denKreisenBeshezk  {59,400Dess.), 
Eortsehewa  (55,Q76  Dessät),  Stariza  (52,001  Dessät),  Nowotorshok  (49,183 
Dessät),  zwischen  24— 33/)00:  die  Kreise  Twer,  Kaschin,  Wessjegonsk, 
'^stascfakow,  Rshew  und  Stariza,  am  wenigsten  im  Kreise  Kaläsin:  18,186 
Dessat  Wie  in  diesem  Gouvernement,  so  haben  auch  in  mehreren  anderen 
ßoaTemements  Landkäufe  in  grossem  Massstabe  stattgefunden:  so  haben 
im  (louv.  Taurien  in  acht  Kreisen  Bauern  430,000  Dessät  Land  erworben: 
m  meisten  in  den  Kreisen  Melitopol  (120,255  Dessät),  Berdänsk  (118,907 
Oessat),  Feodosia  (87,173  Dessät);  im  Gouv.  Ssamara  308,605  Dessät  in 
sieben  Kreisen:  am  meisten  in  den  Kreisen  Nikolajew  (93,979  Dessät) 

^)  Zorn  Schloss  des  Jahres  1880  befanden  sich  8,169,210  Dess.  im  bftaerUcliea 
^^sltz,  ,3egieruii«8.Aazeiger",  1882,  Nr.  3. 
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Ifowyj'üsen  (67;337  Dessät),  Busuluk  (46,705  Dessit;,  Stawropol  (36,323 
Dessät)  etc.;  im  Gouy.  Ssaratow  in  zehn  Kreisen  213,646  Dessät:  am 
meisten  in  den  Kreisen  Atkarsk  (81,143  Dessät),  Kamjschin  (38,821  Dessät; 
Balaschew  (28,767  Dessät.)>  Ssaratow  (26,668  Dessät),  hiervon  187^7  von 
einzelnen  Bauern,  der  Rest  von  Gemeinden;  im  Goayem.  Cherson  in 
sechs  Kreisen  152,451  Dessät  Leider  fehlen  hier  die  betreflfendeii  An- 
gaben über  die  Zahl  und  den  Gharacter  der  Käufer  (ob  eineeln  oder  in 
Genossenschaften  oder  Gemeinden).  Das  Gesammtareid  des  ron  Bauen 
erworbenen  Landes  in  den  24  Landstrichen,  in  Betreff  denen  Daten  vor- 
liegen, beläuft  sich  auf  1,870,127  Dessät  Wie  nothwendig  für  die  Bmm 
eine  Erweiterung  des  ihnen  durch  das  Gesetz  v.  19.  Febr.  1861  zuge- 
theilten,  der  Ablösung  unterliegenden  Landes  ist,  ergibt  sich  u.  A.  srh^ 
daraus,  dass  sie  fOr  das  zugekaufte  Land  so  hohe  Preise  zahlen,  wie  die 
Gutsbesitzer  gar  nicht  im  Stande  waren,  den  entsprechenden  Ertrag  zn 
erzielen,  unbedeutend  sind  die  Landerwerbungen  in  den  Gegenden,  vo 
andere  Gewerbe  verbreitet  sind  und  den  Bauern  bessere  Einnalmicsi  ge- 
währen als  der  Ackerbau  auf  wenig  fruchtbarem  Lande  (wie  z^  &  im 
Gouv.  Nowgorod)^  sowie  auch  in  den  Gegenden,  wo  die  Bauern  genAgend 
Land  zugetheilt  erhalten  haben  und  sie  erforderlichaot  Falls  Land  zu 
billigen  Preisen  in  der  Kähe  pachten  können  (wie  im  Kreise  Roslow  am 
Don  und  der  Taganroger  Stadthauptmannschaft,  woselbst  sich  fieist  ^^  dfö 
gesammten  Landes  —  222,629  Dessät  im  bäuerlichen  Besitz  befindet,  in 
Hälvden  der  Gutsbesitzer  aber  nur  121,794  Dessät,  im  Besitz  der  Slidte 
27,900  Dessät). 

Als  bäuerliche  Käufer  treten  (Frage  3)  einzebie  wohlhabende  Banen. 
Gemeinden,  Genossenschaften  und  bäuerliche  Speculanten  auf.  Gemetndeii 
kaufen  vornehmlich  Wiesen-  und  Weideland,  da  bekanntlich  bei  der  Ab- 
grenzung des  Bauerlandes  diese  Landkategorien  ihnen  meistentheils  in 
ganz  ungenflgender  Quantität  zugetheilt  wurdra,  sowie  audi  das  guts- 
herrliche  Land,  welches  sie  vor  der  Emanzipation  bestellt  hatten»  Die<e 
Landerwerbungen  tragen  den  Gharacter  organischer  Conolidirang  de« 
bäuerlicheh  Grundbesitzes  und  einer  Gorrectur  der  Fehler  der  betreffsiidco 
Abgrenzungsbestimmungen  im  Gesetz  v.  19.  Febr.  1861  und  fordern  die 
öconomische  Entwickelung  der  Bauern  in  hohem  Masse.  Die  SpecnJanten 
kaufen,  um  sich  schnell  zu  bereichan,  hauptsächlidi  Landgtter  mit  Wald« 
den  sie  aushauen;  das  Land  vergeben  sie  in  Padit  LaiiderweFbiaigen 
Seitens  bäuerlicher  Genossenschaften  (mdnrerer  Bauern  zusammen)  komnen 
im  Allgemeinen  selten  vor,  da  Streitigkeiten  leicht  entstehen  Am  Mafigstpn 
sind  Landkäufe  Seitens  einzehier  wohlhabender,  untemehmungshutiger 
Bauern,  die  mit  Energie  und  Sorgfalt  das  erworbene  Landattck  besteDen, 
Meliorationen,  Kleebau  etc.  einfahren.  Häufig  findet  sich  auf  solchen 
Wirthschaften  das  Bild  gesunden  und  erfreulichen  Fortschritts. 
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Ein  ganz  entgegengesetztes  Bild  gewährt  das  Gouv.  Tula:  hier  treten 
als  Käufer  der  gatsherriichen  Güter  vornehmlich  Kaufleute  auf  (1  Mill. 
Dessät  seit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft).  Das  Bauerland  hat  sich  in 
einigen  Kreisen  sogar  yerminderty  im  ganzen  Gouvernement  übrigens 
kamn  um  8|000  Dessät,  und  zwar  eines  Theils  auf  d^  Wege  der  Expro- 
priation zum  Bau  von  Eisenbahnen,  anderentheils  zur  Aufdeckung  von 
Kohlenlagern  I  die  im  letzten  Jahrzehnt  einen  grossen  Au&chwung  ge- 
wonnen hat 

Im  Betreff  der  Art  der  Nutzung  des  von  Bauern  erworbenen  Lan- 
den (Frage  4)  ist  zu  bemerken,  dass  die  Bauern,  die  Land  zum  persön- 
lichen Eigenthum  erwerben,  auf  demselben  eine  besondere  Wirthschaft 
einfahren,  ohne  jedoch  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  ihr  Gehöft  in  der 
heimathlidien  Gemeinde  au&ugeben,  wenn  sie  auch  ihren  Gemdndeland- 
antheil  nachlässig  bestellen  oder  Nachbarn  in  Pacht  vergeben.  Beim 
Landkauf  durch  ganze  Gemeinden  oder  durch  mehrere  Bauern  wird  in 
den  Gouvernements,  wo  Gemeindebesitz  herrscht,  diese  Grundbesitzart 
eingeführt,  doch  auch  hier  und  da  persönlicher  Besitz:  es  theilen  die 
Bauern  das  erstandene  Land  in  Stücke  und  vertheil»  diese  je  nach  der 
Grösse  des  Kapitalantheils,  den  ein  Jeder  eingezahlt  hat;  die  etwa  mit- 
gekaoften  Waldstücke  werden  gemeinsam  ausgehauen  und  das  Holz  auf 
gemeinschaftliche  Rechnung  veräussert*  Uebrigens  liegt  eine  nicht  geringe 
Zahl  von  Fällen  vor,  dass  die  bäuerlichen  Gemeinden  vom  Gemeindebe- 
sitz zum  individuellen  Besitz  übergehen:  im  Gouv.  Twer  (vornehmlich  im 
Kreise  Nowotorshok)  sollen  49  Gemeinden  mit  5,358  Seelen,  23,617  Desh 
bat  and  1 852  Höfen  (also  pro  Hof  durchschnittlich  3  Seelen,  und  1 2  V«  Dessät) 
diesen  Uebergang  vollzogen  haben,  im  Gouv.  Tula  (in  den  Kreisen  Jefre- 
mow,  Tschem  und  Wenew)  140  Gemeinden  mit  14,829  Seelen.  Wir  haben 
hinreichend  Veranlassung  diese  Angab»  zu  bezweifehL  Sehr  häufig  stellt 
sich  nachträglich  heraus,  dass  hier  ein  Missverständniss  mit  unterläuft 
Kor  zu  leicht  fasst  der  Fragende  die  Antwort  der  Bauern,  sie  hätten 
itö  Gemeindeland  zu  Hofantheilen  bleibend  vertheilt,  als  eine  Aufhebung 
les  Gremeindebesitzes  auf,  während  in  Wirklichkeit  eine  solche  Theihmg 
les  Landes  häu^  nur  eine  Theilung  auf  lange,  unbestimmte  Zeit  bedeutet 
^nch  erklären  Gemeinden  häufig,  sie  seien  zum  individuellen  Grundbesitz 
übergegangen,  um  der  lästigen  solidarischen  Haft  zu  entgehen,  ohne  dass 
üeser  bedeutungsvolle  Schritt  in  Wirklichkeit  gethan  wäre,  und  nur  der 
Regierung  gegenüber  gelten  solche  Gemeinden  als  im  individuellen 
Srundbesitz  befindlich. 

Die  Gemeinden  erschweren  im  Allgemeinen  ihren  Genossen  die  Aus- 
nedelung  nicht,  doch  finden  solche  Aussiedelungen  (d.  h.  Ansiedelung  auf 
tlem  gekaufi;en  Lande)  nur  selten  statt  Dagegen  haben  deutsche  Kolo- 
nisten im  Gouvernement  und  Kreise  Chersson  auf  dem  genossenschaft- 
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lieh  gekauften  Lande  nicht  allein  Einzelhöfe,  sondern  ganze  Ansiedelungen 
errichtet:  das  Acker-  und  das  Wiesenland  wird  zur  individuellen  Nutzung 
zugetheilt  je  nach  der  Grösse  des  eingezahlten  Capitals,  das  Weidelanj 
bleibt  in  gemeinsamer  Nutzung,  wobei  bestimmt  wird,  wie  viel  Vieh  Jeder 
nach  der  Grösse  seines  Landareals  auftreiben  darf.  Auch  in  Bessarabieni 
(im  Kreise  Bender  und  Ackerman)  haben  sich  auf  dem  von  ganzen  Ge- 
meinden gekauften  Lande  neue  dorfartige  Ansiedelungen  gebildet,  derei 
Zahl  im  Kr.  Ackerman  sich  im  Jahre  1875  auf  170  bellet  Im  Gm. 
Ufa  haben  (russische)  Bauern  auf  den  gekauften  Ländereien  Einzelhöfe 
<mit  indiTiduellem  Grundbesitz)  errichtet 

Pachten  die  Bauern  auch  überall  bedeutende  Quantitäten  gntsherr- 
liehen  Landes  (Frage  b\  so  nehmen  diese  in  den  letzten  Jahren  eher  ab 
als  zu.  Die  Erklärung  findet  sich  leicht  darin,  dass  in  den  ersten  Jahres 
nach  der  grossen  Beform  ein  sehr  grosser,  vielleicht  der  äbenrie|s?iHle 
Theil  des  den  Gutsherrn  verbliebenen  Landes  den  Bauern  (auf  3  bis  6  Jahre 
verpachtet  wurde.  Doch  seit  Ende  der  sechziger  Jahre  und  in  den  aeb- 
ziger  Jahren  richteten  in  stetig  steigendem  Masse  die  Gutsbesitz»  wi^ 
der  eigene  Wirthschaften  auf  ihren  Höfen  ein.  Verbreitet  ist  jetzt  dhr 
Vergebung  der  Bearbeitung  des  Landes  an  die  Bauern  gegen  Abtiefennic 
eines  Theiles  der  Ernte.  Vielfach  hat  der  Umstand  zu  diesem  ModE> 
geführt;  dass  die  Gutsbesitzer  der  Zahlungsfähigkeit  der  fiaaern  m^ 
trauen;  auch  haben  die  Missjahre  diese  Aenderung  befordert:  die  Baeea 
wagen  es  nicht;  das  Bisico  der  Pacht  zu  übernehmen.  Von  den  unt?- 
suchten  Landstrichen  sind  es  nur  die  vier  Gouvernements  Ssam&ra,  S>ä' 
ratow;  Taurien  und  Ghersson,  in  denen  Pachtungen  Seitens  derBaar. 
im  früheren  Masse  fortbestehen,  hier  und  da  sogar  zunehmen.  Nach  ih 
vorliegenden  Daten  waren  im  Jahre  1877  an  Bauern  verpachtet:  im  &Hn. 
Ssamara  über  125;000  Dessät;  Ssaratow  fast  090,000  Dessät,  Taories  n 
31S;000  Dessät  und  Ghersson  über  415;000  Dessät  Im  letztgenanfit^ 
Gouvernement  wurden  sehr  häufig  Landgüter  in  ganzem  Bestaode  m 
Pacht  vergeben.  In  den  Jahren  von  1861 — 1866  waren  duich  Vettrac 
201  Güter  (darunter  36  an  Bauern  und  Colonisten)  verpachtet,  in  d» 
Jahren  1866-^70  aber  707  (darunter  157  Güter  an  Bauern  und  Colomstes 

Die  Pachtzeit  wird  leider  immer  mehr  verkürzt,  Pachtvertiige  d 
12  Jahre  sind  seltene  Ausnahmen  (mit  Gehölz  bedecktes  Wiesenland,  i^f 
erst  vom  Gehölz  zu  befreien  ist,  wird  auf  längere  Zeit  vergebend  P^^' 
vertrage  auf  3—6  Jahre  sind  auch  nur  in  einigen  Gegenden  zu  bA^ 
das  herrschende  System  ist  die  Verpachtung  auf  die  Zeit  einer  Fmcht 

Der  Pachtpreis  ist  überall  gestiegea,  welches  Steigen  nach  Mi<>* 
jähren  nur  etwas  aufgehalten  wird.  Beispiele :  im  Wäsma'schen  Ki^i^ 
(Gouv.  Ssmolensk)  zahlten  Bauern  der  Wolost  Nowosselskoje  für  ein  Laß^ 
areal  von  ca.  400  Dessät.  vor  acht  Jahren  180  Bbl,  jetzt  aber  435  K>1 
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im  Kreise  Luga  (Gouv.  St.  Petersburg)  zahlen  die  Bauern  für  Weideland;  das 
ihnen  die  Gutsbesitzer  früher  ohne  Zahlung  überliessen,  jetzt  100  Bbl. 
und  mehr;  im  Gouy.  Oret  betrug  durchschnittlich  die  Pacht  in  den  drei 
östlichen  Kreisen  5  Rbl.;  in  den  centralen^  Kreisen  3  Rbl.  pro  Dessät; 
jetzt  aber  12—16  Rbl.  in  den  Kreisen  Orel;  Kromy  und  Mzensk,  14—18  in 
den  Kreisen  Jelez  und  Liwnj;  18—22  Rbl.  im  Kreise  Maloarchangelsk. 

Die  n.  Abtheilung  der  Fragen  betrüR  speziell  die  bäuerliche  Wirth* 
Schaft^);  und  wie  selbstverständlich  in  erster  Linie  den  Gemeindebesitz. 

Für  die  allgemeinen  Umtheilungen  des  Gemeindelandes  haben  sich 
keine  festen  Termine  ausgebildet  (Frage  6).  Zwei  Gouvernements  machen 
in  dieser  Beziehung  eine  Ausnahme:  im  Gouv.  Kasan  theilen  die  Domä- 
nenbauem  das  Gemeindeland  seit  Alters  nur  nach  jeder  Seelenrevision; 
im  Jamburg^schen  Kreise  (Gouv.  St  Petersburg)  bestehen  feste  Termine: 
das  MiDimmn  ist  3;  das  Maximum  20  Jahre.  Sonst  haben  sich  in  den 
untersuchten  Landstrichen  keinerlei  feste  Normen  ausgebildet;  viel  mehr 
herrscht  die  grösste  Verschiedenheit;  selbst  in  nahe  bei  einander  belege- 
nenen  Gemeinden.  Während  z.  B.  fast  in  allen  Gemeinden  im  Kreise 
Rostow  am  Don  und  in  der  Taganroger  Stadthauptmannschaft  jährlich 
das  Land  neu  umgetheilt  wird;  haben  in  den  benachbarten  Gemeinden 
der  £reise  Alexandrow,  Nowomoskwa  und  Mariupol  seit  1861  keinerlei 
Landamtheilungen  stattgefunden.  Jährliche  Umtheilungen  findet  man  auch 
in  manchen  Gemeinden  der  Kreise  Orel  und  Kromy  (Gouv.  Orel)  und  in 
einigen  Gemeinden  der  Gouv.  Kostroma  und  Tambow.  Sonst  wieder- 
holen sie  sich  weit  seltener:  sehr  häufig  nach  acht;  zwölf;  fänfisehU;  selbst 
erst  nach  20  Jahren  und  nur  im  Falle  der  zwingendsten  Nöthigung,  d.  h. 
bei  starker  Zunahme  freigewordener  Höfe  (durch  unbeerbten  Todesfall  etc.) 
t)der  bei  starker  Abnahme  der  Zahl  der  Arbeiter  in  vielen  Familien. 
Partielle  Theilungen  zwischen  einzelnen  Höfen  treten  recht  häufig  auf 
and  werden  hauptsächlich  durch  Familientheilungen  hervorgerufen;  wo- 
bei nicht  allein  das  Acker-  und  das  Wiesenland;  sondern  häufig  auch 
das  Gehöftland  getheilt  werden  (hier  und  da  wird  das  Qehöftland  für 
den  neu  sich  bildenden  Hof  aus  dem  ungetheilten  Gemeindeland  angewiesen). 

Die  Yertheilung  der  Steuern  und  Lasten  steht  im  engen  Zusammen- 
bang mit  der  Yertheilung  des  Gemeindelandes  (Frage  7).  Die  Steuern 
und  die  verhältnissmäasige  Grösse  des  Landantheils  entsprechen  einander. 
Die  Familientheilungen;  die  keine  Bedeutung  für  die  allgemeine  Umthei- 
long  des  Landes  habeu;  üben  auch  keinen  directen  Einfluss  auf  die  all- 
gemeine Yertheilung  der  Steuern.  Die  Zahl  der  Landantheile  oder  der 
Seelen  entspricht  übrigens  nicht  immer  der  Wirklichkeit:  das  Land  der 
^beerbt  Yerstorbenen  sowie  derjenigen;  die  aus  der  Gemeinde  scheiden, 

*)  „Materialien  zur  Erforschung  der  Lage  des  Grundbesitzes^^  etc.  Lieferung  L, 
P^  13-lS,  ,3eilage  zur  I.  Lieferung*',  pag.  59—96. 
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kann  nicht  immer  gleichmässig  unter  den  nachbleibende  HaaswirtheD 
vertheilt  werden,  muss  vielmehr  nicht  selten  nur  einigen  zafidlen  - 
wegen  der  practischen  Unmöglichkeit^  die  geringen  Parzellen  in  so  viele 
kleine  Theile  zu  theilen,  als  Hauswirthe  vorhanden  sind.  So  im  Gm, 
Twer.  Eine  Folge  hiervon  ist^  dass  unabhängig  von  der  Zahl  der  Seekn 
auf  einzelne  Höfe  (d.  h.  auf  diejenigen,  die  durch  solche  Zutheihmg«) 
Land  als  Zuschlag  zu  dem  ursprünglich  genutzten  erhalten  haben)  BnciK 
theile  an  Land  wie  an  Leistungen  entfallen.  Der  Werth  des  Landes,  re>> 
die  Höhe  der  auf  dem  Bauerland  ruhenden  Lasten  spiegelt  sich  in  der 
Yertheilung  des  Landes  wieder:  dort,  wo  das  Land  höher  gesckitzt  vüi 
als  die  entsprechenden  Steuern  und  Lasten  (Ablösungs*  oder  Paditz^* 
langen),  übernehmen  die  Hauswirthe  gerne  die  frei  gewordenen  Uli- 
antheile  und  suchen  die  Zutheilung  derselben  an  die  durch  inneren  Zu- 
wachs vergrösserten  Familien  zu  hintertreiben;  dort  hingegen,  «o  jene 
Zahlungen  l^öher  sind,  als  der  Werth  des  Landes,  suchen  sich  die  Hiss- 
wirthe  jeder  weiteren  Zutheilung  von  Land  zu  entziehen  und  wälia  ^^ 
selbe,  wenn  es  nur  irgendwie  möglich  ist,  der  Familie  zu,  in  der  ein 
Knabe  kaum  zum  vollen  Arbeiter  erwachsen  ist  Die  Zuertheilnng  von 
Gemeindeland  ist  in  solchen  Landstrichen  kein  Vortheil  für  den  Emp^ 
genden,  sondern  eine  Last 

Die  Uebergabe  des  Landantheils  an  den  Nachbar  geschieht  bisv. 
dieser  übernimmt  in  solchen  Fällen  die  Verpflichtung,  die  betrefinMiäi 
Lasten  (mit  Ausnahme  der  staatlichen  Kopfsteuer)  zu  tragen.  Wo  di^ 
Leistungen  niedriger  sind  als  der  Werth  des  Landes,  dort  übeniflCB^ 
der  pachtende  Nachbar  auch  die  Zahlung  der  Kopfsteuer,  ja  iiadi  Ud- 
ständen  noch  eine  Zahlung  pro  Seelenlandantheil  bis  zu  15—18  Bbl 

Auch  findet  die  Yertheilung  der  Steuern  und  Last^  pro  Tägio  stitt. 
so  im  Gouv.  Moskau,  Ufa,  im  Kreise  Orel,  im  Kreise  Nowosybkow  (G«i^ 
Tschemigow).  In  einigen  Ortschaften  Bessarabiens  wird  ein  Thefl  der 
Leistungen  als  Classensteuer  vertheilt:  d.  h.  die  Hauswirthe  wenfcn  je 
nach  ihrer  Wohlhabenheit  in  Classen  getheilt,  für  welche  verschiedeBe 
Beträge  normirt  werden;  vornehmlich  wird  hier  neben  der  Grosse  i^ 
Landantheils  die  Zahl  des  Viehs  in  Berttcksichtignng  gezogen.  Di^^ 
Verfahren  finden  wir  auch  in  einigen  Gemeinden  im  Grouv.  Jekaterinosafa«« 
wobei  pro  Kopf  Grossvieh  20  Kop.,  pro  Kopf  Kleinvieh  10  Kop.  «rb<*ö 
wird.  Schliesslich  werden  vereinzelte  F&lle  registirt,  wo  Leistungen  ^ 
Landantheil  in  keinem  festen  Verhältniss  stehen:  im  Kreise  Tiraspol  ^ 
in  einigen  Gemeinden  des 'Kreises  Anaigew  im  Gouv.  Ghersson  wird  niv* 
lieh  das  Ackerland  pro  Revisionsseele  vertheilt,  die  obliegenden  Leistung^ 
aber  pro  sich  bildende  Täglo's. 

Wie  deutlich  es  auch  täglich  dem  Bauer  als  Wahrheit  entgegentritt, 
dass  die  grossen  Familien,  die  aus  vielen  vollen  Arbeitskräften  hesXAe^ 
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stets  wohlbehaltener  sind,  als  die  kleinen  Familien,  wiederholen  sich  die 
Familientheilnngen  fast  überall  (Frage  8).  Kaum  finden  sich  noch  Fami- 
fien,  in  denen  verheirathete  Söhne  im  elterlichen  Hause  bleiben.  Sie 
theilen  sich  ab,  wobei  der  ohnehin  geringe  Vermögensbestand  an  Inventar 
etc  bis  in  das  Kleinste  getheilt  wird.  Das  Streben  nach  eigener  selbst- 
ständiger  WirthschaftsfOhrung,  der  schwere,  oft  geradezu  despotische  Druck 
des  Familienhauptes  und  Familienstreitigkeiten;  in  welchen  die  Weiber 
die  Hauptrolle  spielen,  veranlassen  die  FamilienÜieilungen  —  dieser  wunde 
Punct  im  häuslichen  und  wirthschaftlichen  Leben  der  Bauern.  Die  Fami- 
lientheilungen  führen  zur  Verarmung,  diese  zu  Steuerrückst&nden. 

Die  Gemeindeversammlungen  sehen  diesen  Familientheilungen  theil- 
nahmslos  zu  und  verhindern  dieselben,  wozu  sie  das  Recht  haben,  selten. 
So  haben  in  der  Wolost  Dawidow  im  Kreise  Klin  (Gouv.  Moskau)  in  den 
5  Jahren  1873—77  im  Ganzen  88  Familientheilungen  stattgefunden  und 
nur  in  24  Fällen  ist  die  Genehmigung  der  betreffenden  Gemeindever- 
sammlungen eingeholt  worden.  Auf  Grund  der  freilich  nur  ganz  unvoll- 
ständigen Daten,  die  vorliegen,  lässt  sich  annehmen,  dass  seit  der  Bauern- 
emannpation  die  Zahl  der  Höfe  sich  überall  um  25—30  pCt.  vermehrt 
hat.  Folgende  Beispiele  finden  wir  in  den  „Materialien^  Im  Gouv.  Twer 
^chs  die  Zahl  der  bäuerlichen  Höfe  im  ersten  Jahrzehnt  nach  Auf- 
heböDg  der  Leibeigenschaft  von  160,900  auf  225,349.  In  der  Wolost  Kolo- 
gorod,  Er.  Ltiga,  Gouv.  St.  Petersburg  waren  im  Jahre  1861  446  H6fe^ 
jetzt  607.  In  der  Wolost  Soskow,  Kr.  Kromy,  Gouv.  Orel  stieg  in  den 
letzten  7  Jahren  die  Zahl  der  Höfe  von  778  auf  1,090,  im  ganzen  Kreise 
von  13)281  im  Jahre  1867  auf  16,238  im  Jahre  1877. 

Es  sind  jetzt  noch  kaum  bäuerliche  Höfe  mit  4 — 5  Arbeitern  vor- 
handen, selbst  Höfe  mit  2  oder  3  Arbeitern  sind  im  Vergleich  zu  der 
Zahl  der  Höfe  mit  nur  einer  vollen  männlichen  Arbeitskraft  eine  grosse 
Seltenheit 

Es  sei  jedoch  bemerkt,  dass  in  einigen  Gegenden  in  letzter  Zeit  die 
Zahl  der  selbstständigen  Familien  langsam  wächst,  so  in  dep  Kreisen 
Tiraspol  und  Ananjew  im  Gouv.  Chersson,  in  den  Gouv.  Charkow  und 
Jekaterinosslaw. 

Die  Familientheilungen  haben  keinen  directen  Einfluss  auf  die  all- 
gemeinen Umtheilungen  des  Gemeindelandes. 

Nimmt  die  Zahl  der  landlosen  Bauern  zu  ?  (Frage  9).  Mit  den  Fami- 
fienthdlungen  hängt  die  Zunahme  der  Zahl  der  landlosen  Bauern  zusammen. 
Wenn  aus  einem  Hof  mit  2  oder  3  Arbeitern  zwei  oder  drei  Höfe  mit  je 
einer  Arbeitskraft  entstehen,  verlieren  diese  die  Möglichkeit  wie  frflher  uif 
Nebenarbeit  auszugehen:  die  eigene  Wirthschaft  kann  nicht  dem  Weibe 
allein  überlassen  werden.  Daher  übergibt  er  seinen  Landantheil  dem 
Kachbar,  um  mit  der  Frau  auf  Arbeit  auszugehen;  findet  er  keinen  Ab- 


—    108    — 

nehmer  für  seinen  Landantheil,  so  tritt  er  ganz  aus  der  Gemmde  aus 
und  wird  dadurch  zu  einem  Landlosen.  Genaue  Daten  darüber,  wie  die 
Zahl  der  Landlosen  zugenommen  hat,  liessen  sich  nicht  beschaffiea;  auch 
die  ermittelten  Daten  sind  nicht  zuvwlassigi  da  Missverständniase  sich 
«ingeschlichen  haben.  So  werden  in  manchen  Gemeinden  alle  nach  den 
letzten  Revisionen  Geborenen  in  diese  Kategorie  gesetzt  Aach  verzeich- 
neu  manche  Gameralhöfe  Personen  anderer  Stände,  denen  (als  Vagaboa- 
den)  der  Aufenthaltsort  angewiesen  ist,  als  zu  den  GemeüideD  gehörig 
auch  wider  den  Wunsch  der  betreffenden  Gemeinde. 

Die  IIL  Abtheilung  der  Programmfragen  bezieht  sich  auf  den  Zu- 
stand der  Viehzucht  ^).  In  sämmtlichen  Landstrichen,  aus  denen  Berichte 
eingelaufen  sind,  wird  die  betrübende  Erscheinung  beobachtet,  dass  der 
Viehbestand  sowol  auf  den  gutsherrlichen  Gütern  als  auch  in  der  bioer- 
lichen  Wirthschaft  bedeutend  abninmit  Als  hauptsächliche  Ursadien 
werden  angeführt:  die  häufigen  Missemten,  die  insbesondere  den  Bauen 
zwingen  sein  Vieh  zu  verkaufen,  und  die  Viehseuchen,  die  in  der  Mekti- 
zahl  der  untersuchten  Landstriche  fast  jährlich  auftreten.  Dasu  treten 
noch  andere;  partielle  Ursachen,  und  zwar  auf  den  gutsherrlichen  Güten 
die  Vertheuerung  der  Arbeitskräfte,  die  Schwierigkeit,  zuverlässige  P&- 
Bonen  für  die  Pflege  des  Viehes  zu  finden,  die  Verringerung  des  Wieses- 
areals  durch  Umwandlung  desselben  in  Ackerland  (im  Gebiet  der  Schwan- 
erde) und  die  Schliessung  von  Branntweinbrennereien,  die  vortrefflide 
Viehfutter  boten.  Der  letztgenannte  Umstand  hat  besonders  schlimm  a 
den  Gouvernements  Mohilew  und  Minsk  gewirkt.  Nächstdem  hat  der 
Viehstand  erheblich  abgenommen  im  Kreise  Bostow  am  Don  und  in  der 
Taganroger  Stadthauptmannschaft,  wo  viele  Landwirthe,  vomdimlicfa  in 
Folge  der  Seuchen,  ihre  Heerden  ganz  abgeschafft  haben,  und  im  Kmx 
Klin  (Gouv.  Moskau),  wo  Gutsbesitzer  bald  nach  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft ihre  Viehheerden  eingehen  liessen  und  seitdem  nicht  Behr 
erneuert  haben. 

Zur  Abnahme  des  Viehstandes  in  der  bäuerlichen  Wirthschaft  fBhien 
auch  die  Familientheilungen  und  der  Pferdediebstahl,  der  in  den  Goqt. 
Wilna  und  Kasan  besonders  stark  entwickelt  ist  und  ganz  ungentIgeBd 
verfolgt  wird.  Eine  starke  Verminderung  des. Viehes  vomehmlidi  bet 
den  Bauern,  wird  constatirt  im  Gouv.  Chersson,  im  Kr.  Wäsma  (Goa^ 
Ssmolensk),  wo  derselbe  auf  die  Hälfte  reduzirt  ist  etc. 

In  einigen  glücklichen  Landstrichen  hat  die  Viehzucht  sidi  gp^en 
früher  bedeutend  gehoben:  im  Gouv.  Twer  ist  im  Decennium  1867 — 1377 
der  Bestand  an  Pferden  von  321,038  Stück  auf  362,326  Stück,  d.  h.  um 
13  pCt,  der  Bestand  an  Vieh  von  473,651  Stück  auf  600^94,  d.  h.  na 
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17  pCt  gestiegen,  und  zwar  betrifft  dieser  Zuwachs  fast  ansschliesslicb 
die  bänerliehe  Wirthschaft;  der  Yiehstand  bei  den  Gutsbesitzern  bat  da- 
gegen ein  wenig  abgenommen.  Im  Gouv.  Wihia  bat  insbesondere  bei 
den  Bauern  die  Beschaffenheit  des  Viehes  sich  gebessert  und  die  Zahl 
Tergrössert  Günstig  lauten  in  dieser  Beziehung  auch  die  Nachrichten 
aas  dem  Kreise  Bolchow  (Gouv.  Orot)  und  aus  dem  Er.  Nowo-Sybzow 
[Gouv.  Tschemigow). 

Die  grosse  Galamität  der  Viehseuchen  (Frage  11)  hat  mit  einigen 
Ausnahmen  in  all'  den  untersuchten  Landstrichen  beständig  entweder  in 
periodischer  Wiederholung  alle  2—3  Jahre  oder  jährlidi  gewttthet  und 
der  Landwirthscbaft  die  grössten  Verluste  zugefügt;  eine  chronische  Er- 
scheinmig  sind  die  Seuchen  in  den  Gouv.  Twer,  Moskau^  Jarosslaw,  Jeka- 
terinosslaw,  Minsk,  Kasan,  Chersson  und  zum  Theil  Kostroma.  Die  Haupt- 
Ursache  der  Verbreitung  der  Seuchen,  auf  deren  nähere  Beschreibung 
lArten  der  Krankheit)  wir  hier  nicht  eingdien  können,  sind  die  grossen 
Viehtransporte  und  der  Verkauf  der  Felle  gefallenen  und  als  infizirt  ge- 
tödteten  Viehs. 

Die  ärztliche  Hülfe  ist  fast  überall  eine  ganz  geringfügige.  Gewöhn- 
lich werden  Veterinärärzte  erst  dann  in  die  betreffende  Ortschaft  geschickt^ 
wenn  die  Seuche  sich  bereits  ausgebildet  hat  und  eine  Heilung,  kaum 
mehr  möglich  ist.  Erforderlich  sind  Präventivmassregeln,  die  übrigens 
vom  Gesetz  angeordnet  sind,  aber  fast  nirgends  zur  Anwendung  gelangen. 
!far  die  Jekaterinosslawer  Gouvemementslandschaftsversammlung  ergreift 
Massnahmen  gegen  die  Ausbreitung  der  Epidemien.  Der  Kreis  Bostow 
ind  die  Taganroger  Stadthauptmannschaft  sind  in  Veterinärdistricte  ge- 
ibeilt,  in  welchen  je  ein  Veterinärarzt,  2  Feldscheere  von  der  Landsdiaft 
mterhalten werden  und  zuQuarantänenbildungerforderlichenFalls  Wächter. 
Sondere  Aelteste  (pro  Dorf  je  ein  Aeltester)  haben^  wie  im  Jahre  1877, 
ils  am  Schwarzen  Meer  und  im  Gebiet  der  Donischen  Kosaken  die 
^che  ausbrach,  die  Heerden  zu  beobachten  und  jeden  Fall  von  Er- 
^nkung  sogleidi  zu  melden. 

Das  hauptsächliche  und  fast  einzige  Mittel  gegen  die  Verbreitung 
on  Seuchen  ist  die  Tödtnng  des  erkrankten  und  des  auch  nur  verdäch- 
igen  Viehs.  Dieses  radicale  Mittel  in  grossem  Massstabe  auszuführen 
st  nur  möglich  beim  Bestehen  einer  allgemeinen  Viehversicherung,  die 
inzufohren  eine  grosse  Wohlthat  für  das  Reich  wäre.  Es  steht  zu  hoffen, 
ass  das  Gesetz  vom  Jahre  1879  über  die  allmälige  Einführung  des  ob- 
igatorischen  Tödtens  des  infizirten  Viehs  den  erwarteten  Vortheil  bringen 
vd.  Geeignete  Massnahmen  zur  Vermeidung  der  Verbreitung  von  Seuchen 
^ären,  dass  das  Vieh  nur  per  Eisenbahn  oder  Dampfer  auf  weite  Strecken 
efördert  werde,  dass  die  Gurten  (grosse  Viehherden)  sowohl  von  Seiten 
er  Landschaft  als  der  medizinalpolizeilichen  Autorität  sorgfaltig  beobachtet 
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werden,  dass  die  Aufsicht  ftber  das  tiefe  Verscharren  des  \lehs  und  swar 
mit  dem  Fell  verschärft  werde,  dass  die  Zahl  der  KronsYeterinar&nte  vor* 
mehrt  werde,  dass  insbesondere  die  Landstriche,  aus  denen  die  Seudiei 
sich  fast  über  das  ganze  Reich  verbreiten  (Wolgast^pen,  Gebiet  aa 
Schwarzen  Meere  etc.),  genau  controUirt  werden  etc. 

Die  IV.  Abtheilung  der  Programmfragen  (Frage  12—15)  beachBlügt 
sich  mit  den  Nebengewerben  der  bäuerlichen  Bevölkerung^).    Da  das 
durch  das  Gesetz  vom  19.  Febr.  1861  den  Bauern  zugetheilte  Land  die 
volle  Arbeitskraft  nicht  beansprucht  und  auch  nidit  die  zum  eigena 
Unterhalt,  wie  zur  Entrichtung  der  Steuern  und  privatrechtlichen  Ver* 
pflichtungen  (Pachtzahlung,  Ablösungszahlung)  erforderlichen  Mittel  bietet, 
so  ist  die  Frage  der  Nebenarbeiten  der  Bauern  überall  von  grosser  B^ 
deutung.    Ja  in  ganzen  Landstriche  wirft  der  bäuerliche  Landutked 
so  geringe  Erträge  ab,  dass  ein  Theil  des  Nebenerwerbes  zum  VvuMi 
der  Familie  im  Dorf  verwendet  werden  muss:  der  Ertrag  an  Getreide 
etc.  ist  häufig  so  gmng,  dass  er  den  Naturalbedarf  der  biueAdea 
Familie  nicht  für  das  ganze  Jahr,  häufig  nicht  einmal  f&r  das  halbe  Jikr 
deckt.   So  hat  denn  auch  in  diesen  Landstrichen  der  Ertrag  der  ausser- 
halb des  Bauerhofes  verwendeten  Nebenarbeit  im  bäuerlichen  Bodget  eise 
grössere  Bedeutung  als  der  der  dgenen  Wirthschaft    Im  Gouv.  Tia 
sind  im  Jahre  1875  im  Ganzen  212,578  Pässe  an  Bauern  auagestdl; 
und  zwar  62,603  Jahrespässe,  78,775  Halbjahrpässe  und  71^200  ?kst 
auf  1—2  Monate.   Wenn  wir  aus  jener  Gesammtzahl  nur  die  Persoaa, 
die  sich  auf  ein  halbes  Jahr  von  der  heimathUchen  Gemeinde  entferat 
haben  und  von  denen  ein  Jeder  durchsdmittlich  40  bis  70  Kbl.  erarbatet. 
in  Berechnung  ziehen,  also  die  auf  das  ganze  sich  Entfemenden,  deres 
Erwerb  und  die  Höhe  der  in  die  Heimath  gesandten  Summen  nidit  fest- 
gestellt werden  kann,  sowie  auch  die  auf  kurze  Zeit  (1—2  Monate)  skt 
Entfemenden  bei  Seite  lassen,  so  ergibt  der  Ertrag  der  Nebenarbeit  die 
stattUche  Summe  von  3,150,000  RbL  bis  zu  ö^lO/XX)  RbL,  der  GesiHit- 
betrag  der  bäuerlichen  Abgaben  belief  sich  aber  (1877)  auf  4,332;363Bbl 
Im  Gouvernement  Woronesh  warfen  allein  die  örtlichen  Ndbenarbeiteu 
die  vornehmlich  in  landwirthschaftlichen  Arbeiten  auf  den  gutskefibcheo 
Höfen  bestehen,  b%  MilL  Rbl.  ab,  zusammen  mit  den  anderw  Neben* 
arbeiten  aber  7  Mill.  Rbl.   In  einigen  Landstrichen  (z.  B.  im  Kreise  Klia 
Gouv.  Moskau)  spielt  der  Ackerbau  in  der  bäuerlichen  Wirthschaft  ein^ 
ganz  untergeordnete  Bolle:  die  Bauern  leben  von  der  Hausindustrie  uihi 
anderen  Nebenarbeiten;  nur  nebenbei  wird  der  Boden  bestellt,  da  sie  das 
Land  und  die  Heimath  nicht  aufgeben  können  imd  mögen:  hier  fin^- 
die  altersschwachen  Greise,  Kinder  und  der  grösste  Theil  der  Frasn* 
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die  hier  eine  entsprecheade  Thätigkeit  finden;  eine  Stätte;  die  Anderen 
gehen  auf  Nebenarbeit  ans  und  kommen  höchstens  zur  Zeit  des  Gras- 
sehnittes  nach  Hause. 

Was  die  Hausindustrie  in  der  bäuerliche  Bevölkerung  anbetrifit, 
80  wird  auch  in  den  vorliegenden  Antworten  den  Klagen  Ausdruck  ge- 
geben, dass  es  den  fiauem  an  Betriebskapital  fehlt,  und  sie  hierdurch 
in  eine  drückende  Abhängigkeit  von  den  Aufkäufern,  die  ihne  Vor- 
<ichösse  gewähren,  Wucherern  etc.  gerathen.  Es  wird  aber  auch  die  hier 
und  da  auftretende  erfreuliche  Erscheinung  constatirt,  dass  durch  Spar- 
und  Leihkassen,  durch  Bildung  von  Artellen  jene  Macht  gebrodben  wird 
und  die  Bauern  den  vollen  Ertrag  ihrer  Arbeit  sicher  gemessen.  Ein 
Uebelstand  ist,  dass  diese  Kassen  häufig  nicht  über  die  genügenden 
Mittel  verfügen,  um  allen  Anforderungen  nachkommen  zu  können. 

Grosse  Fabriken  (Frage  15)  finden  sich,  was  die  untersuchten  Land- 
striche anbetrifil,  vornehmlich  in  den  Gouv.  Tw^  und  Tula,  grosse  land- 
wirthschaftliche  Etablissements,  die  grosse  Arbeitermassen  an  sich  ziehen, 
iß  im  Grouv.  Chersson,  Jekaterinosslaw  und  Bessarabien.  Mangel  an 
Arbeitskräften  wird  nicht  empfunden.  Dagegen  wird  der  wunde  Punkt 
in  uQsmn  Arbdtsverhältnissen,  dass  nämlich  die  beiden^  Theile,  Arbeit- 
nekier  und  Arbeitgeber,  ihren  übernommenen  Verpflichtungen  nicht  in 
getrener  Weise  nachkommen,  mehrfach  in  den  Antworten  berührt 
Während  aber  im  Bericht  der  Enquetecommission  vom  26.  Mai  1812  fast 
ansschliesslich  nur  über  die  Arbeiter  und  deren  Co(ntractbrüthe  geklagt 
ond  nur  beiläufig  dazwischen  die  entsprechende  Schuld  der  Arbeitgeber 
berührt  wird,  wird  in  dem  jetzt  vorliegenden  Bericht  unumwunden  auch 
die  Schuld  der  Arbeitgeber  betont,  die  durch  ihr  umrechtmässiges  Ver- 
halten häufig  den  Contractbruch  der  Arbeiter  hervorrufen.  Um  die  Ar- 
beiter während  der  Zeit  der  drängenden  landwirthschaftlichen  Arbeiten 
sich  zu  erhalten,  greifen  die  Fabrikherren  zu  allerhand  unerlaubten  und 
rechtswidrigen  Mitteln.  Die  Einführung  und  die  Erhebung  v(m  Straf- 
geldern für  Versäumnisse  aller  Art  geschehen  häufig  in  ganz  illegaler 
Weise.  In  die  Arbeitsbücher,  die  den  Arbeitern  als  bindende  Coutracte 
übergeben  werden,  und  die  den  Bestimmungen  der  staatlich  erlassenen 
Fabrikregeln  im  Grossen  und  Ganzen  entsprechen,  werden  die  Arbeiter 
schädigende,  besondere  Bestimmungen  eingeschoben,  die  von  dem  des 
Lesens  häufig  nicht  kundigen  Arbeiter  nicht  beachtet  werden,  sich  aber 
später  als  sehr  drückend  für  denselben  erweisen.  Das  einzige  Bettungs- 
inittel  des  Arbeiters  ist,  dass  er  die  Fabrik  verlässt  und  den  Vertrag  da* 
i^t  ganz  bricht.  Klagen  gegen  Arbeiter  führen  zu  nichts,  da  die  Frie- 
densrichter derartige  Klagen  zurückweisen  auf  Grundlage  dessen,  dass 
^ie  Arbeiterbücher  nur  in  dem  Fall  als  schriftliche  Verträge  zu  be-? 
trachten  seien,  wenn  sie  vollständig  den  gesetzlichen  Bestimmungen, 
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d.  h.  den  Fabrikregeln  entsprechen-,  in  diesen  Büchern  befinden  sich 
aber  zumeist  gesetzwidrige  Puncte.  Die  Lage  der  Arbeiter  ist  verhält- 
nissmässig  eine  noch  schlimmere;  die  Arbeitgeber,  die  das  f&r  sich  ans- 
bedungene  Recht  der  Erhebung  von  Strafgeldern  missbrauchen  i  zahlen 
nicht  den  9  den  Arbeitern  zukommenden  Lohn  aus.  Nur  im  iossersten 
Fall  entschliessen  sich  die  Arbeiter  zu  einer  gerichtlichen  Klagey  da  auf 
den  Fabriken  der  Gebrauch  eing^hrt  ist,  keinen  Arbeiter  zu  engagiren, 
der  jemals  gegen  den  Fabrikherm  eine  Klage  erhoben  hat  In  älm- 
liehen,  wenn  nicht  in  noch  schlimmeren  Verhältnissen  befinden  sidi  die 
Grossgrundbesitzer  und  ihre  Arbeiter.  Der  Bericht  erklärt  mit  vollem 
Recht,  dass  die  Frage  der  gesetzlichen  Regelung  des  Arbeitervertrages 
eine  dringende  Nothwendigkeit  ist 

Die  y.  Abtheilung  der  Programmfragen  betrifit  die  Steuern  oznI 
Abgaben^).  In  dem  Bericht  wird  zuerst  auf  die  Rückstande  ezoge- 
gangen.  Wir  greifen  hier  einen  wunden  Punkt  heraus,  auf  wekhen  in 
der  Fresse  häufig  hingewiesen  wird,  und  welcher  jetzt  auch  in  dem  of- 
fiziellen Bericht  als  solcher  constatirt  wird;  er  betrifft  die  Art  der  Bei- 
treibung der  Rückstände  und  die  dabei  beobachteten  GrundaatdEe.  Za* 
nächst  wird  auf  die  von  Seiten  der  Administration  nicht  genttgend  be- 
achtete Thatsache  hingewiesen,  dass  die  Rückstände  in  den  bfineilidiefi 
Zahlungen  stets  nach  Missemten  bei  ungünstigen  Gonjuncturen  etc.  stiik 
wachsen,  nach  Aenderung  dieser  Umstände  aber  schnell  wieder  abnehmes, 
woraus  wir  den  Schluss  ziehen  müssen,  dass  nicht  böser  WiUe  roA 
Leichtsinn,  sondern  der  geringe  Stand  des  Wohlstandes  den  Bauer,  <kr 
nicht  den  geringsten  Ausfall  in  den  Jahreseinnahmen,  ohne  dass  er  m 
Schulden  geräth,  ertragen  kann,  zum  Anwachsen  der  Rückstände  f&hn. 
Sodann  fährt  der  Bericht  fort:  Die  Landschaft  sucht  es  fast  ttberail  zn 
vermeiden,  in  Betreff  der  ihr  zukommenden  Steuern  zum  Verkauf  de« 
landwirthschaftlichen  Inventars  zu  schreiten;  was  aber  die  Beitresbone 
der  anderen  Abgaben  (der  staatlichen)  anbetrifft,  so  bringt  die  Ait  der 
mit  grösster  Strenge  geführten  Beitreibung  der  Rückstände,  die  keiner- 
lei  Rücksicht  auf  die  ¥rirthschaftlichen  Bedingungen  nimmt,  unersm- 
liehe  Verluste  der  bäuerlichen  Wirthschaft  mit  sich.  Allein  von  deis 
Wunsche  geleitet,  möglichst  schnell  und  viel  von  den  aufgelanfenes 
Rückständen  beizutreiben,  greifen  die  mit  dieser  Aufgabe  betrauten  amv 
liehen  Personen  zum  Verkauf  solcher  Vermögensobjecte,  deren  Verlu>t 
zur  gegebenen  Zeit  nicht  allein  die  Wirthschaft  sogleich  zerrüttet, 
sondern  es  ihr  auch  für  die  Zukunft  unmöglich  macht,  den  Vertu>t 
wieder  zu  ersetzen,  wodurch  die  Basis  dafür  geschaffen  wird,  dass  neuf 
und  dazu  noch  grössere  Rückstände  entstehen,  und  erst  recht  nicht  bei* 
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[etrieben  werden  können.  Wo  jedoch  die  Rückstände  zur  richtigen 
M  zweckmässig  erhoben  und  nur  solche  Vennögensobjecte  zum  Ver- 
mi  gebracht  werden,  die  zur  Zeit  nicht  dringend  erforderlich  sind, 
rerden  grössere  Summen  aufgebracht  und  die  Wirthschaft  trägt  solche£( 
»ke  besondere  Beeinträchtigung  des  Wirthschaftebetriebes.  So  hat  es 
kh  auch  als  eine  zweckmässige  Art  der  Beitreibung  erwiesen ,  die  mit 
iückständen  belasteten  Bauern  zur  zweckmässigen  Zeit  auf  Nebenarbeit 
m  Befrachtung  von  Schiffen  und  Böten  nach  Beendigung  der  länd- 
ichen  Arbeiten  etc.)  zu  schicken,  solche  Producte,  die  er  über  den 
agenen  Bedarf  geemtet  hat,  zum  Verkauf  zu  bringen  etc.  Die  Wahl 
in  der  Art  der  Beitreibung  der  Rückstände,  die  den  Zweck  erreicht, 
iabei  aber  nicht  zerstörend  auf  die  Wirthschaft  des  Steuerzahlers  wirkt, 
langt  jetzt  vollständig  von  der  Erwägung  und  dem  Tact  der  örtlichen 
administrativen  Gewalten  ab,  denen  die  Beitreibung  obliegt 

Der  Verkauf  des  beweglichen  Vermögens,  das  für  die  bäuerliche 
Wirthschaft  unumgänglich  nothwendig  ist,  widerspricht  direct  dem  Art  127 
<les  Gesetzes  über  die  Ablösung  des  Bauerlandes  und  dem  Art  188  des 
AUgoneinen  Gesetzes  vom  19.  Febr.  1861.  Leider  bestimmt  das  Gesetz 
nicht,  was  unter  dem  für  die  bäuerliche  Wirthschaft  unumgänglich  Noth- 
wendigen  zu  verstehen  ist  Diese  Lücke  kann  und  muss  zur  Bichtschnur 
für  die  Gemeindebeamten,  wie  für  die  staatlichen  Amtspersonen  —  durch 
iofstellong  von  lustructionen  beseitigt  werden,  die  das  Minimum  des 
^uerlichen  Inventars  in  jedem  Gouvernement  bestimmen,  das  für  den 
^irthschaftsbetrieb  unbedingt  erforderlich  und  daher  nicht  zum  Zwangs- 
rerkaaf  gebracht  werden  kann.  Die  Landschaft  des  St  Petersburger 
jOQvemements  hat  sich,  wie  wir  beiläufig  bemerken,  bereits  daran  ge- 
B^cht,  solche  Regeln  auszuarbeiten.  Es  ist  sehr  wünschenswerth,  dass 
ü^  anderen  Landschaften  diesem  Beispiele  folgen  und  einen  Missstand 
Zeitigen,  der  von  den  schlimmsten  ökonomischen  Folgen  für  die  ohne- 
luD  stark  belasteten  Bauern  ist 

Die  landschaftlichen  Steuern  (Frage  17)  wachsen  beständig  und  er- 
weisen sich  in  manchen  Gegenden  so  drückend,  dass  die  Bauern  dar- 
über (z.  B.  Gouv.  Ssmolensk)  sich  beschweren.  Vornehmlich  nehmen  die 
ausgaben  für  folgende  drei  Posten  stark  zu:  Volksschulwesen,  Verbös- 
erung der  Wege  und  Sanitätswesen.  Eine  Verdoppelung  dieser  Aus- 
gaben im  letzten  Decennium  kommt  häufig  vor,  mannigfach  eine  Ver- 
ireifacbung. 

Zum  Unterhalt  der  landschaftlichen  und  der  Justizinstitutionen 
ffage  18)  wird  annähernd  Vs?  ^^ch  V*  der  Ausgaben  verwandt  Die 
landschaftlichen  Institutionen  beanspruchen  pro  Kreis  6,500—7,000  Rbl., 
^ie  Friedensrichterinstitutionen  aber  IVa  und  gar  zwei  Mal  soviel. 

Auch  die  communal-bäuer liehen  Ausgaben  (Frage  19)  nehmen  er- 
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heblich  zU;  iBSbesondere  durch  Erhöhung  der  Gehälter  der  Wolost- 
beamteUi  sowie  durch  Ausgaben  für  Krankenhaus  und  Schule  (vomehuh 
lieh  für  Beschaflfimg  der  Räumlichkeiten).  Ihre  durchschnittliche  Höhe 
ist  1  Bbl  20  Kop.  bis  1  Rbl.  50  Kop.  pro  Seele,  häufig  wird  diese  Höhe 
nicht  erreicht,  häufig  aber  auch  übertrofTen  (bis  zu  2^1^  Rbl.  und  mdd 

Die  VI.  Abiheilung  der  Programmfragen  beschäftigt  sich  mit  iä 
bäuerlichen  Selbstverwaltung^).  Die  eingelaufenen  Urtheile  über  die  Gm 
meindeversammlungen  (Frage  20)  lauten  im  Ganzen  günstig.  Die  G^ 
meindeversammlung  erscheint  als  die  beste  Gestaltung  der  bäuerliehei' 
Verwaltung.  Beruft  der  Gemeindealteste  rechtzeitig  die  Bauen  m 
Versammlung  zusammen,  so  erscheinen  sie  in  grosser  Zahl  und  urtheUei 
verständig  über  die  Gemeindeangelegenheiten.  Wenn  auch  viel&A 
Schreier,  gewandte,  insbesondere  aber  wohlhabende  Bauern^  die  die  ganff 
Versammlung  mit  Branntwein  bewirthen,  einen  grossen  Einflus  äbeo, 
so  behaupten  doch  allseitig  Personen,  die  mit  diesen  Verhältnissen  m 
eigener  langjähriger  Erfahrung  vertraut  sind,  dass,  wenn  die  G^nä^e- 
versanunlung  zahlreich  besucht  ist,  die  Beschlüsse  sachgemäss  und 
praktisch  sind.  Die  Unabhängigkeit  der  Gemeindeversammlung  vi« 
äusseren  Einflüssen  zeigt  sich  namentlich  in  ökonomischen  Dingen  uD<i 
in  Streitigkeiten  zwischen  Bauern,  wenn  auch  aus  manchen  Landstrich 
die  Meinungsäusserungen  anders  lauten.  In  anderen  Fragen  unterwerffD 
sie  sich  leicht  der  Wolostverwaltung,  dem  Wolostältesten  und  des 
Wolostschreiber.  Der  Wolostälteste  hat  so  manches  Mittel  die  G^ 
meindeversammlung  zu  beeinflussen:  er  braucht  nur  plötzlich  die  6^ 
meinde  zusammenzuberufen  und  gar  noch  während  der  dringenden  Ar> 
beitszeit,  in  der  die  thätigsten  und  einflussreichsten  Bauern  beschiftUt 
sind,  und  die  Versammlung  ist  schwach  besucht  und  fühlt  nicht  die  Knft 
gegen  den  Wolostältesten  und  seine  Wünsche  aufzutreten.  Derartig? 
Mittel  werden  nicht  selten  angewandt,  wenn  es  sich  um  Geldabrecfa- 
nungen  und  um  die  Wahl  von  MitgUedem  für  die  Wolostverwaltons 
handelt  Der  Einfluss  der  Wolostverwaltung  ist  in  manchen  Gegenden 
gross  und  steigt  noch,  in  anderen  ist  er  gering.  Die  Verbreitong  dtr 
Kenntniss  des  Lesens  und  die  hierdurch  entstandene  grössere  Behtntt- 
schaft  mit  dem  Emanzipationsgesetz  vermindert  jenen  Einfluss. 

Ausserdem  üben  häufig  die  beständigen  Glieder  der  Kreisbehord^ 
für  bäuerliche  Angelegenheiten  hier  und  da  einen  starken  Druck  auv 

Während  die  Gemeindeversammlung  und  der  Wolostälteste  bei  d(*s 
Bauern  im  Allgemeinen  volle  Autorität  gemessen,  kann  Solches  von  <l«i 
Wolostgericht  nicht  behauptet  werden  (Frage  21).  Aus  bitterer  Erfah- 
rung wissen  sie,  dass  hier  Branntwein  und  Geld  den  Ausschlag  geben; 
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sie  wenden  sich  lieber  an  die  Friedensrichter^  die  überall  in  Aim^g 
itehen,  oder  an  Aen  Polizeipristaw.  In  Betreff  des  Competenzkreises  der 
ferschiedenm  alten  und  neugeschaffenen  communalen  und  staatlichen 
)rgaiie  herrscht  in  den  Köpfen  der  Bauern  grosse  Unklarheit,  selbst  die 
Vertreter  der  Oemeinde  können  sich  hierin  nicht  zurechtfinden.  Ge- 
fohnlich  erkundigen  sich  die  Bauern  bei  der  Wolostverwaltung,  an 
irelche  Instanz  man  sich  im  Yorliegenden  Fall  zu  wenden  habe. 

Die  Sotskije  (Hundertmanner;  niederste  Polizeicharge)  (Frage  22) 
Verden  vornehmlich  aus  den  armen,  hoflosen  (ohne  eigene  Wirthschaft) 
Baaern  gewählt,  die  zu  keiner  anderen  Arbeit  tauglich  nnd,  hier  und 
ä  (z.  B.  im  Gouv.  Tula)  werden  yerabschiedete  Soldaten  hierzu  ge- 
nommen. In  einigen  Qconeinden  des  Gouy.  Ghersson  werden  sämmt- 
liehe  Bauern  der  Reihe  nach  Sotskije,  die  wohlhabenderen  Bauern  ent- 
neben  sich  diesem  Amt,  indem  sie  ans  den  armen  Bauern  einen  Stell- 
vertreter, den  sie  bezahlen,  stellen.  Ueb^all  wird  geklagt  über  diese 
ländliche  Polizei,  selbst  ein  energisdier  Polizeipristaw  kann  mit  dieser 
HiUfe  nichts  ausrichten.  Erfreuliche  Ausnahine  in  dieser  Beziehung 
bilden  einige  Kreise  des  Gouv.  Jekaterinosslaw,  ein  Theil  der  Grouv. 
Kasan  und  Tannen,  die  von  Tataren  bewohnt  sind,  sowie  die  deutschen 
Colonien  in  den  Gouv.  Ssamara  und  Ssaratow.  Ueberhaupt  ist  zu  con- 
statiren,  dass  bei  den  Tataren  und  den  deutschen  Golonisten,  die  auf 
einer  höheren  Stufe  der  Bildung  stehen,  als  die  rein  russischen  Gremein- 
den,  die  gesammte  örtliche  bäuerliche  Selbstverwaltung  ungleich  besser 
ist,  als  sonst  in  Bussland.  Bei  den  deutschen  Golonisten  sind  die 
Wolostschreiber  schriftkundige  Gemeindeglieder,  in  den  russischen  Wo- 
losten  dagegen  stammt  der  Schreiber  selten  aus  der  Wolost,  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  sind  es  Seminaristen,  die  ihren  CSnrsus  nicht  absolvirt 
baben,  frühere  Schreiber  auf  gutsherrlichen  Höfen,  aus  dem  Dienste  aus- 
geschlossene Beamte,  sehr  häufig  entlassene  Soldaten  und  Schreiber  aus 
dem  Militarressort  -^  Leute  von  fast  immer  zweifelhafter  Moralität 
Oime  Theilnahme  'und  Interesse  för  die  Gemeinde  betrachten  sie  ihre 
Stelle  nur  als  Pfründe,  aus  der  so  viel  als  möglich  Vortheil  zu  ziehen 
ne  sich  bemtihen. 

In  Betrefif  der  Frage  (23),  an  weldie  Organe  der  ausführenden 
Gewalt  wenden  sich  erforderlichen  Falls  vornehmlich  die  Landämter, 
lauten  die  Antworten  dahin,  dass  sie  die  Wolostverwaltung  oder  viel- 
mehr den  Wolostältesten  in  Anspruch  nehmen,  von  dem  sie  auch  alle 
I^aten  ^  erhalten;  nur  in  Betreff  der  Beitreibung  der  landschaftlichen 
Steuern  wenden  sie  sich  direct  an  die  Polizei  (Isprawnik,  Stanowoi). 

Nur  selten  delegiren  Bauern  Personen  nicht  bäuerlichen  Standes 
(Gutsbesitzer  etc.)  in  die  Landschaftsversammlung  (Frage  24).  Je  nach- 
dem der  bäuerliche  Grundbesitz,  der,  wie  wir  gesehen,  in  letzter  Zeit 
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Bebr  KUgenommen  hat^  im  Kreise  überwiegt,  steigt  die  Zahl  d«:  bin«* 
liehen  Vertreter  in  der  Landschaft.  Doch  dieses  Uebergewicht  ist,  w» 
es  stattfindet;  ein  imaginäres^  da  die  Bauern  vielfach  theitaiahmloe  da 
Verhandlungen  folgen.  Die  Bedeutung  des  bäuerlichen  Elements  in  der 
Landschaft  wird  auch  noch  dadurch  verringerty  dass  häufig  Wolosttlteste 
und  Wolostschreiber  abdelegirt  sind»  die  in  einer  gewisse  Abhängigkeit 
Ton  dem  Landamt  stehen  und  daher  nicht  unbehindert  und  sdbst^isdig 
die  Interessen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  vertreten  können.  Auch  bei 
den  Wahlen  finden  Beeinflussungen  (durch  Bewirthung  mit  BranntweiB  etO 
statt  Doch  werden  auch  dafür  Beispiele  angeffihrty  dass  die  Bauern  aek 
selbstständig  gegen  die  Wünsche  des  Landamtes  zu  halten  wissen. 

Die  VIL;  vorletzte  Abtheüung  der  Programmfragen  bezieht  adi 
auf  die  geistige  und  sittliche  Entwickelung  der  Bauern^).    Vor  Allen 
tritt  hier  das  Volksschulwesen  in  den  Vordergrund.    Es  wird  Uff  die 
erfreuliche  Thatsache  von  vielen  Seiten  mitgetheilt,  dass  die  Sdnlhil- 
düng  fast  überall  stark  zunimmti  die  Erkenntniss  der  Vortheile  der  Bil- 
dung vermehrt  sich  immer  mehr  unter  den  Bauern.    Auch  die  EiifSh- 
rung  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  deren  Ableistung  bereits  die  ElemenUi* 
Schulbildung  abkürzt,  befördert  die  Ausbreitung  der  Schulbildung.  E» 
sind  nicht  mehr  vereinzelte,  sondern  gewöhnliche  Erscheinungen,  di^ 
Schulen  durch  die  eigene  Initiative  der  ländlichen  Gemeinden  in's  Lebet 
gerufen  werden.    Auch  bewilligen  diese  nicht  selten  verhältnissmisig 
bedeutende  Summen  fQr  diese  Zwecke,  was  um  so  höher  zu  vem- 
schlagen  ist,  als  die  communalen  Ausgaben  fQr  die  Landschaft,  oie 
Friedensrichter  -  Institutionen    und   die  Wolostverwaltung    st^  <ad 
erheblich  wachsen.    So  werden  z.  B.  im  Oouv.  Chersson  141,289  RbL 
für    die    Volksschulen    verausgabt,    zu   welcher   Summe    mdir  da 
100,000  Rbl.  die  ländlichen  Gemeinden  beisteuern.   Im  Gouv.  Twer  ver 
danken|!von  den  hier  befindlichen  452  Volksschulen  89  ihr  Entstehen 
der  Initiative  der  ländlichen  Gemeinden  und  werden  von  den  Genein* 
den  der  Kreise  Easchin  und  Stariz  unterhalten.    Derartige  Beis{aeli 
sind  durchaus  keine  Seltenheit  mehr.    Es  erklärt  der  vorliegoide  B*- 
rieht  ausdrücklich,  es  bedürfe  jetzt  durchaus  nicht  mehr  wie  früher  einer 
besonderen  iNachhaltigkeit  und  eines  besonderen  Druckes  Seitens  fkr 
Landschaft,  der  Grossgrundbesitzer  und  der  Geistlichen  auf  die  Bauens 
um  diese  fQr  die  Sache  der  Schulbildung  zu  interessiren  und  sie  lar 
werkthatigen  Betheiligung  zu  bewegen.   Es  genügt  die  Sache  anzoregen» 
und  die  Bauern  sind  meistentheils  gern  bereit  durch  Beschaftuvr  de$ 
SchuUocals,  der  erforderlichen  Lehrmittel   und   durch  BeanfsichtigvM 
der  Schule  das  Ihrige  zu  thun.    In  den  Landschaftsversammlungen  ^' 
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lancher  Gouvernements  ^  die  wenig  Interesse  für  diese  so  widitige 
'rage  an  den  Tag  legen,  zeigen  sich  die  bäuerlichen  Vertreter  als  das 
rängende  Element  und  lassen  sich  durch  eine  Ablehnung  des  Antrages 
icht  davon  zurückhalten,  immer  wieder  die  Schulfrage  auf  die  Tages- 
rdnung  zu  stellen. 

Dabei  muss  leider  hervorgehoben  w^den,  dass  bei  Weitem  nicht 
üe  Schulen  den  an  sie  zu  stellenden  Anforderungen  genügen,  und  zwar 
eil  die  Lehrer  sich  häufig  nicht  als  ihrer  Aufgabe  gewachsen  erw^en. 
las  Lehreramt  bekleiden  ganz  vornehmlich  Personen,  die  aus  irgend 
eichen  Gründen  das  geistliche  Seminar  vor  Beendigung  des  Cursus 
erlassen  haben;  nur  ein  geringer  Bruchtheü  der  Lehrer  hat  ein  Lehrer- 
^minar  absolvirt;  ähnlich  steht  est  mit  den  Lehrerinnen,  deren  Zahl  in 
Br  letzten  Zeit  erheblich  zugenommen  hat;  auch  diese  haben  zumeist 
icht  die  fttr  dieses  Amt  erforderliche  Spezialbildung  genossen.  Als  auf 
n  nachahmenswerthes  Beispiel  weist  der  Bericht  auf  die  von  der  Land- 
shaft des  Gouv.  Kasan  errichtete  „Landschaftsschule  zur  Heranbildung 
an  Yolksschullehrerinnen'',  die  dem  richtigen  Gedanken  ihr  Entstehen 
erdankt,  dass  die  bescheidene  Stellung  eines  Dorfischullehrers  eher  einer 
'rau  aus  den  niederen  Ständen  genügt,  als  einem  Mann,  der  nach  der 
ubsolvirung  des  Lehrerseminars  sich  naturgemäss  nach  einer  höheren 
Teilung  umsieht  und  seine  Stelle  als  Dorfschullehrer  nur  als  zeitweiliges 
ebergangsstadium  betrachtet  Diese  auf  Kosten  der  Landsciiaft  unter- 
iltene  Schule  nimmt  80  Pensionärinnen  aus  sämmtlichen  Kreisen  des 
[>uvemements  je  nach  der  Grösse  der  Bevölkerung  in  denselben  auf 
»  gelangen  11  Pensionärinnen  aus  dem  Kreise  Kasan,  aus  Tschistopol 
>,  aus  Tscheboksar  6  etc.).  Der  Cursus  ist  ein  vieijähriger;  nach 
»jährigem  Dienert;  als  Lehrerin  erhalten  sie  48—60  Bbl.  jährlich  Pen- 
>n.  Bis  zum  Jahre  1877  waren  bereits  63  Mädchen  mit  dem  Diplom 
ler  Volksschullehrerin  entlassen,  ,die  fast  alle  die  entsprechende 
ellong  gefunden  haben.  Sollten  späterhin  —  auch  bei  Vermehrung 
r  Volksschulen  —  nicht  AUe  Stellen  finden,  so  kommt  ihre  Bildung 
cb  dem  Lande  zu  Gute,  wenn  sie  als  Hausfrauen,  Mütter  bildenden 
ofloss  ausüben. 

Es  wird  in  dem  Bericht  dem  Wunsche  Ausdruck  g^eben,  dass  die 
istlichkeit  sich  der  Sache  des  Schulwesens  mehr  annehmen  möge,  so-- 
?  auch  dem  Wunsche,  dass  der  Lehrplan  für  Volksschulen  dahin  er- 
itert  werde,  dass  den  Eondem  auch  die  nothwendigsten  landwirth- 
laftlichen  Kenntnisse  beigebracht  und  gewerblicher  Unterricht  soweit 
Iglich  ertheilt  werde. 

Was  die  Trunksucht,  resp.  den  Gonsum  spirituoser  Getränke  anbe- 
St  (Frage  26),  so  führen  die  vorliegenden  Daten  zu  dem  erfreulichen 
hJuss,  dass  in  den  Landstrichen,  die  untersucht  sind,  fast  überall  die 
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ZaU  der  Trinkanstalten  sich  erheblich  in  den  letssten  Jahren  vermindeit 
hat,  und  dass  die  eigentlichen  Schenken,  in  denen  nichts  als  Braistr 
wein  und  den  Durst  reizender  Zubiss  verabfolgt  werden,  immer  mehr 
Ton  Garküchen,  Herbergen  etc.  verdr&ngt  werden.  In  manchen  Land- 
strichen (z.  B.  Wilna,  Twer,  Tula)  ist  diese  Abnahme  eine  sehr  beträdit- 
liehe.  Leider  hält  mit  dieser  für  das  Volkswohl  gfinstigen  ErscheiDmie 
nicht  gleichen  Schritt  die  Abnahme  der  Trunksucht,  die  in  eioigfs 
Gegenden  noch  zugenommen  hat,  wie  im  Gonv.  St  PeterdNorg,  Tsdier* 
nigow,  Minsk,  Wilna,  wo  eine  ausserordentliche  Zunahme  des  uneriaobtFB 
(„unpatentirten^)  Handels  mit  Spirituosen  beobachtet  wird.  Die  gering 
fügigen,  Ton  den  Friedensrichtern  verhängten  Strafen  (koner  Airest* 
sind  nicht  geeignet,  diesen  Uebelstand  zu  beseitigen. 

Die  Vni.,  letzte  Abtheilung  bezieht  sieh  auf  die  Volkabyginie 
(Frage  27)^).  Das  landschaftliche  Medizinalwesen  ist  noch  vuoeT  in 
einer  miserabeln  Lage.  Zumeist  existirt  pro  Kreis  nur  ria  Knaken- 
haus  mit  25 — 30  Betten,  einem  Arzt  und  einem  Feldscheer,  die  iRSlin* 
dig  im  Erankenhause  sind.  Ausserdem  ein  Districtsarzt,  der  m  \»s 
fünf  Sanitätsstationen  (mit  je  einem  Feldscheer)  im  Kreise  fBr  amhüi- 
torische  Krankenh^ung  zu  besuchen  hat  Bei  der  grossen  Auadehnimf 
der  Kreise  und  den  schlechten  Wegen  ist  diese  ärztliche  Hülfe  gm  ts- 
zureichend.  In  einigen  Gegenden  ist  dieser  Uebelstand  m  Etwas  ft 
mildert:  in  einige  Kreisen  des  [Orelschen  und  JdcatmnosslaVscki 
Gouvernements  sind  bereits  je  fünf  Aerzte  pro  Kreis  und  je  15 — 30  ft^ 
scheeren  angestellt  Am  Besten  steht  es|  in  dieser  Beäehmig  in  des 
Gouv.  Ghersson  und  in  Bessarabien:  in  dm  sechs  Kreisen  des  erst- 
genannte Gouvernements  sind  38  Krankenhäuser,  die  zum  Thal  c 
Dörfern  (nicht  allein  in  Städten)  belegen  sind,  mit  450  Betten,  33  Aentrs, 
97  Feldscheeren  und  18  Hebammen,  in  Bessarabien:  18  KrankenhiiM 
mit  370  Betten,  33  Aerzten  und  60  Feldscheren.  Hier  harrsdit  abei 
noch  der  empfindliche  Mangel,  dass  die  Krankenhäuser  za  weiig  g^ 
räomig  sind,  zu  wenig  B^ten  haben,  während  die  äusserste  Därftigken 
und  Engräumigkeit  des  russischen  Bauerhofes  die  Behandlang  dA 
schweren  Kranken  in  Krankenhäusern  sehr  vrünschensw^rth  niichi 
Namentlich  wtbrde  dann  auch  den  aneckenden  Krankheiten,  die  j^trt 
so  verheerend,  sdbst  im  Gouvernement  Ghersson,  herrschen,  ein  DaEfl 
entgeg^dgesetzt  werden. 
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Zweiter  Absclmitt. 

Der  landwirthschaftliche  Betrieb, 


sowie 


die  Skonoiniselie  Lage  der  Mm  und  der  Gemeindebesüz. 


Erstes  Kapitel. 

Der  Wirthsehaftsbetrieb  beim  Gemeindebesitz  mid 
beim  indiyidiielleii  Grondbesitz. 

Der  Bericht  der  grossen  Enquete- Gommissioa  enthält^  wie  wir  im 
vorigen  Abschnitt  gesehen  haben^  eine  überwältigende  Anzahl  von  An- 
gaben und  Aussagen  aller  Art,  die  dahin  zusammenlaufen,  dass  der  Ge- 
meindebesitz die  Ursache  des  überaus  schlechten  wirthschaftlichen  Be* 
triebes  und  der  kläglichen  ökonomischen  La^e  der  Bauern  ist 

Dieses  eine  Resultat  der  Materialiensammlungen  der  £nquete-Gom- 
mission  ist  von  den  Gegnern  dieser  Grundbesitzform  in  der  Literatur 
und  in  noch  grösserem  Masse  in  Regierungskreisen  ausgebeutet/  und 
zwar  mit  um  so  grösserem  Nachdruck,  als  auch  die  Gommission  selbst 
in  ihrem  resumirenden  Bericht  sich  dieser  Anschauung  anschloss.  Ein 
grosser  Sturmlauf  wurde  gegen  den  Gemeindebesitz  in  Scene  gesetzt 
QQd  hatte  den  Erfolg,  dass  in  Regierungskreisen  die  Abschaffung  jener 
altgewohnten  Grundbesitzordnung  als  die  Production  hemmend  und  die 
bäuerliche  Bevölkerung  drückend  ernstlich  in  Erwägung  gezogen  wurde. 

Der  Gemeindebesitz  habe,  hiess  und  heisst  es  auch  heute  noch  im 
Lager  der  Gegner  dieser  Institution,  die  Bauern  um  die  Früchte  des 
grossen  Emanzipationswerkes  vom  17.  Februar  1861  gebracht.  AU'  die 
^orhergesagten  Uebelstände,  die  angeblich  wesentlich  mit  dem  Gemeinde- 
besitz zusammenhängen  und  deren  volle  Wirkung  während  der  Zeit  der 
Leibeigenschaft  durch  das  Eingreifen  des  Gutsbesitzers  (Verbot  häufiger 
Cmtheiltmgen  und  Familientheilungen,  Verhinderung  ungerechter  Ver- 
keilung des  Landes  etc.)  verhindert  gewesen  sei,  träten  jetzt  in  voller 
Kraft  zu  Tage.  Das  von  den  Anhängern  des  Gemeindebesitzes  ange- 
l^ündigte  Aufblühen  der  bäuerlichen  Wirthschaft  bei  Beibehaltung  dieser 
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Gnmdbesitzordnung  sei  nicht  eingetroffen,  vielmehr  der  volle  Ruin  der- 
selben. Seit  .Aufhebung  der  Leibeigenschaft  habe  die  ökonomische  La^ 
der  Bauern  und  deren  Wirthschaftsbetrieb  sich  nicht  verbessert,  sondeni 
verschlimmert  Der  Gemeindebesitz  sei  die  Ursache  dieser  betrfibendeni 
Erscheinung  und  nur  bei  Abschaffung  dieser  schädlichen  Grundbesitz-; 
fonU;  d.  h.  bei  deren  Ersetzung  durch  die  bewährte  Institution  des 
freien,  unbeschränkten,  persönlichen  Grundbesitzes  sei  den  Bauern  zu  heifen. 

In  den  sehr  zahlreichen  Entgegnungen  gegen  diesen  nam^tlich  u 
den  einflussreichen  Regierungskreisen  sehr  verbreiteten  Gedank^igug 
finden  wir  keine  vollständige  und  systematisch  durchgeführte  Klarlepmg 
dieser  bedeutungsvollen  Fragen,  wie  dankenswerth  und  lehrreich  diese 
Ausführungen  im  Einzelnen  auch  sind. 

Wir  treten  demnach  an  diese  Frage  näher  heran.  Die  Thatsadk* 
ist  eine  heute  nicht  mehr  zu  bestreitende,  dass  im  Grossen  und  GiBzeo 
der  landwiräischaftliche  Betrieb  und  die  ökonomische  Lage  derBueni 
eine  überaus  schlechte  ist  Die  Beackerung  des  Feldes  ist  eine  m^- 
nügende:  es  wird  nicht  häufig  genug  und  nicht  tief  genug  gepflügt  Der 
leichte  Hakenpflug  reisst  nur  die  äusserste  Schicht  der  Ack^knnn' 
auf,  ritzt  sie  eigentlich  nur.  Die  aufschiessende  Pflanze,  die  in  FoL't 
dessen  mit  ihrer  Wurzel  nicht  tief  in  die  Erde  dringen  kann,  lade: 
mehr  unter  den  Wechselfällen  der  Temperatur  als  auf  gut  bestdltea 
Boden:  die  geringste  Ungunst  der  Witterung,  die  ein  gut  bestelltes  F^ü 
ohne  welchen  Schaden  erträgt,  ruft  hier  eine  volle  Missemte  hen<*r. 
Auf  gut  bestelltem  Boden  zieht  die  Pflanze  ihre  Nahrung  und  Enfi 
aus  einer  grösseren  Erdschicht,  dieser  Boden  kann  ein  grösseres  Qm- 
tum  an  Niederschlägen  in  sich  aufnehmen  und  auf  längere  Zeit  die 
Feuchtigkeit  ^bewahren.  Auf  schlecht  bestelltem  Boden  ist  das  Wach^ 
thum  der  Pflanze,  das  ausserdem  noch  durch  das  überwuchernde  Us* 
kraut  gelähmt  wird,  ein  schwächeres,  die  Ernte  quantitativ  und  qnshu- 
tiv  geringer:  der  Komertrag,  wie  auch  der  an  Stroh  und  das  Gewicht 
des  Kornes  ist  geringer.  Dazu  kommt  die  geringe  Düngung  des  Acken. 
die  nicht  rechtzeitige  Vornahme  der  landwirthschaftlichen  Arbätea  etf 
und  als  Resultat:  geringe  Ernten,  Erschöpfung  des  Bodens.  So  lantG 
die  Klagen  aus  allen  Theilen  des  Reichs^),  deren  Berechtigung  nicht  in 
Abrede  gestellt  werden  kann^. 


^)  Sehr  zahlreich  sind  die  Angaben  und  Aussagen  hierüber  im  ConnissioB? 
bericht,  80  im  Bande  II,  Abschnitt  |I,  Abtheilnng  I,  pag.  7—46  insbesondere  ia  Bt- 
treff  der  Gout.  Pskow,  Nowgorod,  Ssmolensk,  Kaluga,  Moskau,  Kostrona,  P^>^ 
Woronesh,  Ssammara,  Ssaratow,  R&san,  Orel,  Tula,  Tambow,  Kunk,  JekateiinoisU«. 
Tschemigow  u.  A.,  auch  Band  III,  Abschnitt  I,  Abtheilung  II,  pag.  1—5,  Antwortea  da 
Vernehmung  vor  der  Commission  Nr.  468, 864, 1286, 1867, 1491, 2166, 8072, 8200  ek.  et^ 

*)  Beil&ufig    sei   hier   bemerkt,    dass  der   Professor  am  landwirthschaftlkbes 
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Ist  es  nun  auch  ausser  Zweifel,  dass  der  Bauer  schlecht  wirth- 
schattet,  so  ist  damit  noch  nicht  bewiesen,  dass  der  Gemeindebesitz  die 
wirksame  und  ausschlaggebende  Ursache  dieser  Erscheinung  ist,  wie  von 
Gegnern  des  Gemeindebesitzes  mit  so  viel  Sicherheit,  aber  ohne  Beweis- 
fittuning  behauptet  wird. 

Wir  treten  den  Gegenbeweis  an;  wir  weisen  im  Nachfolgenden  nach, 
dass  dem  Gemeindebesitz  nicht  jene  Schuld  beizumessen  ist,  und  zwar 
führen  wir  den  Beweis  in  zweifacher  Art:  einerseits  durch  den  Vergleich 
der  Wirthschaftsführung  auf  Gemeindeland  mit  der  auf  persönlichem 
Grundbesitz,  andererseits  durch  den  Nachweis  der  Ursachen,  die  den 
schlechten  Betrieb  und  die  trostlose  Lage  der  Bauern  erklären.  Fällt 
jener  richtig  geführte  Vergleich,  d.  h.  ein  Vergleich  der  Wirthschafts- 
fthrang  bei  den  zwei  Grundbesitzarten  unter  sonst  gleichen  Bedingungen, 
nicht  zu  Ungunsten  des  Gemeindebesitzes  aus,  so  ist  der  Beweis  er- 
bracht, dass  nicht  der  Gemeindebesitz  die  massgebende  Ursache  jener 
betrübenden  Erscheinungen  ist,  sondern  andere  Ursachen,  die  beim  Ge- 
meinde- wie  beim  persönlichen  Grundbesitz  zur  Wirkung  gelangen. 

Von  Gegnern  des  Gemeindebesitzes  sind  —  auch  bei  der  Enquete  — 

Institat  Kostatschew  in  der  Zeitschrift  OTenecTBeHmu  3aiiHCKH,  1878,  Nr.  4,  pag.  188^ 

^i Besprechung  des  Werkes:  3eiuextjne  h  SeiueuaxiHie  vom  Fürsten  WassUtschikow 

die  praktische  Bedeutung  der  Erschöpfung  des  Bodens  zu  vermindem  oder  gar  ganz 

in  Abrede  zu  steUen  sucht:  eine  Tollständige  Aussangang  des  Bodens  sei  unmögUch; 

im  wirksamen  Zustande  zur  Emfthrung  der  Pflanzen  befinde  sich  nur  eine  verhält- 

nissmissig  geringe  Anzahl  von  Substanzen,  welche,  wenn  es  heisst,  der  Boden  sei 

iosgesogen,  nur  bedeutend  verringert  sind,  was  jedoch  unter  eine  gewisse  Norm 

nicht  möglich  ist,  da  bei  weiterer  BesteUung  durch  verschiedene  chemische  Processe 

jihrlich  ein  Theil  des  so  zu  sagen  todten  Vorraths  in  wirksame  Substanzen  umge- 

waadelt  und  durch  die  Ernte  aus  dem  Boden  gezogen  whrd,  wobei  nach  der  Ernte 

im  Boden  j&hrUch  ungefUir  dieselbe  Masse  wirksamer  Stoffe  nachbleiben  wird.    Da 

nir  Veigrdsserung  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens  nur  jener  wirksame  Vorrath  zu 

^ergrössem  ist,  so  ist  es  klar,  dass  nach  beständigem  BesteUen  ausgesogenen  Bodens 

ohne  Düngung  z.  B.  nach  50  Jahren  fast  dieselben  Ausgaben  zur  Wiederherstellung 

der  froheren  Fruchtbarkeit  erforderlich  sind  als  jetzt.    Und  hieraus  zieht  der  Ver- 

äßser  den  Schluss,  dass  der  Uebergang  von  dem  extensiven  zum  intensiven  Wirth- 

schaftssystem  niemate  durch  den  Grad  der  Erschöpfung  des  Bodens  bedingt  gewesen. 

I>ie8er  Auffassung  schliesst  sich  wenn  auch  etwas  vorsichtig  A.  HnoACsit  in  seinem 

s^nst  trefflkhen  Artikel:  IIoxpo^HOCTH  arpapnaro  Bonpoca  n  lepBoaeioioft  Poccin, 

in,  in  der  Zeitschrift  Pyccwui  Mhcjo,  1880,  Nr.  12,  pag.  61—122,  indem  er  (pag.  78)  er- 

l^lärt:  die  Furcht  vor  der  Erschöpfung  des  Bodens  durch  extensive  Cultur  ist  also 

loindestens  fibertrieben,  wenn  nicht  ganz  unbegrOndet.  Die  beiden  Herren  fibersehen, 

<^  es  sich  in  wirthschaftlicher  Beziehung  nicht  um  die  absolute  Erschöpfung  des 

^08,  sondern  um  die  relative  handelt,  d.  h.  der  Boden  ist  wirthschaftlich  er- 

schöpft,  wenn  seine  Ertr&ge  so  gering  werden,  dass  seine  Bestellung  sich  wirthschaft- 

üch  nicht  mehr  lohnt.    Mögen  die  Chemiker  das  Vorhandensein  der  erforderlichen 

l^toffe  etc.  nachweisen,  der  Bauer  wird  davon  nkht  satt,  die  Bestellung  des  Bodens 

in  alter  Weise  ist  unrentabel. 
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mehrfache  Versuche  gemacht,  durch  jenen  Vergleich  gegen  den  Gemeinde- 
besitz Propaganda  zu  machen.  Diese  Vergleiche  leiden  aber  an  dem 
Fehler,  dass  sie  Ungleichartiges  einander  gleich  stellen,  in  ihnen  liegt 
demnach  keine  Beweiskraft. 

So  wird,  wie  wir  im  vorigen  Abschnitt  gesehen  haben,  vieliach 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Bauern,  die,  auf  ihren  Gemeindelandantheil 
verzichtend,  persönlichen  Grundbesitz  erworben  haben,  vortrefflich  wirtih 
Schäften,  und  aus  dieser  mehrfach  beobachteten  Thatsache  auf  den  ur- 
sächlichen Zusammenhang  des  nachlässigen  landwirthschaftlichen  Be* 
triebes  mit  dem  Gemeindebesitz  geschlossen.  Diese  Thatsache  findet 
sich  vielfach,  der  Schluss  ist  aber  ein  voreiliger.  Die  naheliegende  Er- 
klärung jener  Erscheinung  liegt  vielmehr  in  dem  Umstand,  dass  diese 
aus  dem  Gemeindebesitz  ausscheidenden  Bauern  besonders  thatkriftige 
Persönlichkeiten  sind,  die  in  ihrem  geringen  Landantheil  kein  luc- 
reichendes Thätigkeitsgebiet  für  ihren  Unternehmungsgeist  finden:  sie 
erheben  sich  über  das  durchschnittliche  geistig- sittUche  Nive&a  der 
übrigen  Bevölkerung.  Für  solche  hervorragende  Naturen  ist  nicht  der 
Gemeindebesitz  an  sich,  sondern  vielmehr  der  Kleingrundbesits,  den  der 
Gemeindebesitz  freilich  bedingt,  beengend,  und  solchen  Naturen  genügt 
weder  der  Gemeindebesitz  noch  der  individuelle  Eleingrundbesitz. 

Mit  einem  grösseren  Schein  von  Berechtigung  wird  jener  Schln« 
auf  die  lliatsache  gebaut,  dass  Bauern,  die  neben  ihrem  Landaatheü  in 
der  Gemeinde  anderweitiges  Land  zum  persönlichen  Eigenthum  «- 
worben  haben,  ersteres  nachlassig,  letzteres  verständig  bewirthschnfleii 
Aus  solchen  ganz  vereinzelt  berichteten  Fällen  ist  ein  allgemeiner  Scblns^ 
nicht  gestattet  Hier  mögen  besondere  Umstände  wirksam  sein,  ^^ 
namentlich  der,  dass  der  Bauer  dem  grösseren  Grundbesitz  ausserhalb 
der  Markgemeinde,  wie  natürlich,  grössere  Aufinerksamkeit  schenkt, 
als  dem  geringeren  Landantheil,  den  ganz  au&ngeben  sein  d&wa^ife^ 
ökonomisches  Interesse  wol  verlangt,  den  er  aber  behält,  da  er  fftr  sich 
und  seine  Nachkommenschaft  den  genossenschaftlichen  Verband  nicht  zer- 
reissen  will,  der  eine  sichere  Stütze  in  den  Wechselfällen  des  Ld)ec3 
bietet,  oder  da  die  Gemeinde  unter  dem  Druck  überhoher  Steuern  mhi 
anderer  Zahlungen  (Ablösungs-  oder  Pachtzahlungen)  ihm  den  Anstritt 
nicht  gestattet,  um  nicht  eine  Steuerkraft  einzubüssen.  Und  insowe:: 
in  einem  solchen  Falle  wirklich  dem  Gemeindebesitz  die  Schuld  m- 
zuschreiben  ist,  sind  besondere  Umstände  vorhanden,  auf  die  wir  as 
anderer  Stelle  einzugehen  haben. 

Auch  wird  das  Aufblühen  des  wirthschaftlichen  Lebens  imter  den 
Bauern  der  baltischen  Provinzen  (Liv-,  Est-  und  Kurland),  der  tüchtige 
landwirthschaftliche  Betrieb  der  bäuerlichen  Grundeigenthümer  ub<1 
Pächter,  der  zunehmende  Wohlstand  dieser  Clause  wie  auch  der  land- 
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losen  Leute  zum  Vergleich  mit  der  schlimmen  Lage  der  im  Gemeinde- 
besitz lebenden  Bauern  in  den  inneren  Gouvernements  herangezogen, 
nm  den  Yortheil  des  persönlichen  Grundbesitzes  gegen  den  Gemeinde- 
besitz nachzuweisen.  Auch  dieser  Vergleich  ist  unstatthaft^  da  Ungleich- 
artiges verglichen  wird.  Die  bäuerliche  Bevölkerung  in  diesen  Provinzen 
lebt  unter  ganz  anderen  historischen  Bedingungen:  die  Leibeigenschaft 
ist  hier  fast  um  ein  halbes  Jahrhundert  früher  als  im  inneren  Russland 
abgeschafft,  das  Volksschulwesen  befindet  sich  seit  mehreren  Decennien 
in  geordnetem  Zustande,  die  deutschen  Gutsbesitzer  haben,  werden  auch 
andere  Vorwt&rfe  mit  Recht  gegen  sie  erhoben  ^)y  seit  Alters  eine  geord- 
nete Wirthschaft  geführt  und  dadurch  ein  Vorbild  für  die  bäuerliche 
Wirthschaft  geboten,  der  erzieherische  Einfluss  des  selbstthätigen  Guts- 
besitzers ist  von  bestem  Erfolge  gekrönt  worden,  so  dass  das  allgemeine 
Bildungsniveau  hier  ein  erheblich  höheres  ist,  als  in  den  inneren  Gou- 
vernements. U.  A.  erklärt  sich  auch  aus  dieser  geistig-sittlich,  wie  auch 
ökonomisch  höheren  Entwickelungsstufe  der  Letten  und  Esten  die  ans 
mehreren  Kreisen  des  Gouv.  Pskow  berichtete,  im  ersten  Abschnitt  no- 
tirte  Thatsache,  dass,  wie  der  Berichterstatter  sich  drastisch  ausdrückt,  die 
eingewanderten  Letten  und  Esten  dort  vortrefflich  ökonondsch  gedeihen,  wo 
neben  ihnen  die  örtlichen  Bauern  (im  Gemeindebesitz)  vor  Hunger  sterben. 
Aus  demselben  Grunde  können  auch  die  deutschen  Golonien  in  Süd- 
nissland  nicht  zum  Vergleich  herangezogen  werden.    Diese  Colonisten 


>)  Fürst  A.  Wassiltschikow  Tertritt  in  seinem  bedeutungsvollen,  wenn  auch 
fluchtig  gearbeiteten  Werk  „Grundbesitz  und  Ackerbau  in  Russland  und  den  anderen 
earopSischen  Staaten*'  („3eiijeuaxiHie  b  seiuexUe  bi  PocciH  h  xpymi  eBponeicKHzi 
rocyxapcTBaxi"),  zwei  Bände,  St  Petersburg  1876,  die  auch  sonst  in  der  russischen 
Literatur  and  GeseUschaft  weit  verbreitete  Ansicht»  als  ob  der  germanische  Adel  von 
einer  ganz  besonderen,  ihm  eigenthümlichen  Habsucht  besessen  gewesen  sei,  die  zu  der 
weit  verbreiteten  Legung  der  Bauernhöfe,  zum  Abschlachten  der  Dörfer  gef&hrt  habe. 
Wassiltschikow  gefallt  sich  ausserdem  in  seiner  Entdeckung,  dass  diese  germanische 
Eigenthümlichkeit  in  besonders  starkem  Masse  in  der  „sächsischen  Race"  (im  unter-* 
schied  zur  „fränkischen**  in  Mitteldeutschland  etc.)  entwickelt  gewesen  sei.  Mit  be- 
friedigter nationaler  Eitelkeit  wird  auf  das  entgegengesetzte  Verhalten  des  russischen 
Adels  hingewiesen,  der  den  Bauern  nicht  das  Land  abnahm,  sondern  sich  mit  Frohn- 
leistungen  oder  Pacht  begnügte.  Die  richtige  Erklärung  dieser  verschiedenartigen 
Erscheinung  dort  und  hier  giebt  übrigens  Wassiltschikow  an  anderen  Stellen  seines 
Werkes  selbst  zu,  ohne  freilich  den  Schloss  daraus  zu  ziehen:  er  kommt  mehrfach 
darauf  zu  sprechen,  wie  der  germanische  Adel  —  im  Unterschied  vom  russischen  — 
sich  stets  eifrig  mit  der  Landwirthschaft  beschäftigt  und  die  Interessen  derselben  nie 
aas  dem  Auge  verloren  habe.  Und  hierin  liegt  die  Erklärung:  mit  gleicher  Habgier 
haben  der  germanische  und  der  russische  Adel  ihr  Einkommen  zu  vergrössem  ge- 
trachtet: letzterer,  der,  wie  Wassiltschikow  mit  Recht  constatirt,  wenig  Neigung  zur 
eigenen  WirthschaftsfOhrung  gezeigt  hat,  in  hohem  Mass  an  den  Staatsdienst  und 
den  Herrscherhof  gebunden  und  ein  eigentlicher  Hofadel  war,  erhöhte  die  bäuerlichen 
Leistungen,  ersterer,  der  ein  Landadel  war,  erzielte  die  Yergrössening  seiner  Ein- 
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haben  aus  ihrem  Mutterlande  eine  höhere  Cultur  mitgebracht,  als  sie 
die  russischen  Bauern  hatten,  und  ausserdem  befanden  sie  sich  bis  zum 
vorigen  Jahrzehnt  unter  einer  wirklich  erzieherischen  Fürsorge  Seitens 
der  Regierung;  welcher  sich  die  Domänenbauem  nicht  zu  erfreuen  hatten. 
Und  endlich  besteht  in  diesen  Golonien  nicht  unbeschränkter  person- 
licher Grundbesitz,  sondern  eine  eigenthümliche  und,  wie  wir  nachweisen 
werden,  höhere  Form  des  Gemeindebesitzes.  Hierauf  kommen  wir  an 
anderer  Stelle  zu  sprechen. 

Alle  diese  Vergleiche  sind  also  nicht  stichhaltig,  da  sie  Ungleidi- 
artiges  mit  einander  vergleichen.  Wir  haben  uns  nach  solchen  Beispielen 
umzusehen,  wo  alle  anderen  historischen  und  ökonomischen  Bedingungen 
die  gleichen  oder  sehr  ähnliche  sind  und  nur  die  Art  des  Gnmdbesitses 
eine  verschiedene  ist  Sollten  solche  Vergleiche  zu  Ungunsten  des  Ge- 
meindebesitzes ausfallen,  so  wäre  der  Beweis  geliefert,  dass  der  Ge- 
meindebesitz oder  wenigstens  die  heutige  Gestaltung  dieser  GronAeäiz- 
form  vom  Uebel  ist.  Die  Vergleiche  ergeben  aber  nicht  dieses  Resnhst 

Vergleichen  wir  zuvörderst  benachbarte  Landstriche,  die  eineis«ts 
Gemeindebesitz,  andererseits  persönlichen  bäuerlichen  Grundbesitz  auf- 
weisen. Bekanntlich  besteht  in  den  vier  westlichen  Kreisen  des  Gom. 
Witebsk  (Dünaburg,  Lutzen,  Rossiten  und  Drissa)  seit  Alters  persönlichef 
bäuerlicher  Grundbesitz,  während  in  den  anderen  Kreisen  des  Gouti?- 
nements  Gemeindebesitz  herrscht.  Wäre  nun  der  Gemeindebesitz  die 
massgebende  Ursache  der  niederen  Entwickelungsstufe  der  Landwirth- 
schaft  und  des  sorglosen  Betriebes,  so  müsste  sich  die  bäuerliche  Wirth- 
schaft  in  den  erstgenannten  Kreisen  vortheilhaft  vor  der  in  den  andern 


nahmen  durch  Erweiterung  des  mit  VorUebe  gepflegten  Un  d wirthschafüfchen  Be- 
triebes, die  die  Legung  der  Bauerhüfe  hervorrief.  Das  verschiedenartige  Yerfaalfiefl 
der  „sächsischen"  Race  gegenüber  der  „fränkischen"  etc.  ergiebt  sich  u.  A.  Tonthm- 
lieh  aus  der  Verschiedenartigkeit  der  Bodenbeschaffenheit  in  den  betreffenden  Lsad- 
'strichen:  das  im  Allgemeinen  hügelige  fränkische  Land  ist  nicht  so  geeignet  für  & 
Grosswirthschaft,  wie  die  norddeutschen  Niederungen  mit  den  günstigen  climatischec 
Vorbedingungen  (Niederschläge  etc.)  für  Graswirthschaft.  Ohne  das  rolkswirthschafr- 
ich  Verderbliche  jenes  Vorgehens  irgendwie  bemänteln  zu  wollen,  haben  wir  zu  cos- 
stätiren,  dass  die  eigene  Wirthschaftsführung  des^  deutschen  Adels  den  besten  tr- 
zieherischen  und  bildenden  Einfluss  auf  die  Bauern  geübt  hat,  während  andererseit* 
die  erste  und  cardinale  Ursache  des  niederen  Standes  der  Ackerwirthscbaft  etc.  t 
Russland  in  dem  Unvermögen  der  Grossgrundbesitzer  und  in  Folge  dessen  auch  der 
Bauern  liegt,  in  geordneter  Weise  die  Landwirthschaft  zu  betreiben«  Der  russiscfaf 
Adel  hat  den  Bauern  aus  der  Zeit  der  Leibeigenschaft  nicht  jenes  Vermächtni»  6n 
deutschen  Adels  hinterlassen.  Ueber  die  Lage  der  Leibeigenen  zu  den  Heirai  ia 
Russland  siehe  u.  A.  die  Studien  von  B.  H.  GeMeBCzift:  ,,OiepBK  mn  icropii 
Kpinocraaro  npaza  zi  BeiRzopocciH  bo  zropoft  nozosRBi  XYIII  ziza'^  in  der  ^Pyecza« 
Mhcib,  Bd.  V,  Bd.  VI  (Lasten  der  Bauern),  Bd.  VIII  (Hofsleute),  Bd.  X  (Angriffe  in 
das  Familienleben)  1880. 
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Kreisen  auszeichnen.  Nach  Erkundigungen  und  aus  persönlicher  An* 
schaüung  kann  ich  aber  behaupten,  dass  keinerlei  bemerkenswerther 
Unterschied  besteht»  auch  ist  solches  von  keiner  Seite  behauptet  Und 
wenn  die  Gesammtlage  der  bäuerlichen  Wirthschaft  im  ganzen  Gouver- 
nement im  Allgemänen  günstiger  ist  als  in  den  benachbarten  sogen. 
inneren  Gouvememente  (Pskow,  Smolensk),  so  liegt;  wie  wir  hier  bei- 
läufig bemerken  wollen,  die  Erklärung  darin,  dass  bei  der  in  Folge  des 
polnischen  Aufstandes  auch  in  diesem  Gouvernement  durchgeführten 
Zwangsablösung  diese  Zahlungen  niedriger  sind  und  die  Arrondirung 
des  fianerlandes  für  die  Bauern  im  Grossen  und  Ganzen  günstiger  aus- 
fiel, als  in  den  benachbarten  inneren  Gouvernements.  Und  wenn  end- 
lich in  den  Kreisen  mit  persönlichem  Grundbesitz  der  bäuerliche  Hof 
hier  und  da  grösseren  Wohlstand  zeigt  als  in  den  anderen  Kreisen,  so 
wird  Solches  aus  der  geringeren  Ausdehnung  des  Grundbesitzes  eines 
BauemhofB  beim  Gemeindebesitz  erklärt  und  jener  grössere  Wohlstand 
durch  die  ungesicherte  Existenz  der  „Landlosen'^  und  der  mit  ganz  ge- 
nngem  Landquantum  (auf  Grund  der  bezüglichen  ausserordentlichen 
undiahrend  der  Niederwerfung  des  polnischen  Aufstandes  erlassenen 
Gesetze)  dotirten,  früher  grundbesitzlosen  Leute  aufgewogen.  Dieselbe 
Erscheinung  finden  wir  in  anderen  Gouvernements.  Im  Gouvernement 
Tschemigow,  in  welchem  ein  llieil  bäuerlichen  Gemeindebesitz,  der 
andere  persönlichen  Grundbesitz  (Kleinrussen)  hat,  wird  die  Wirthschaft 
bei  der  letzteren  Art  des  Besitzes  ebenso  ungenügend  betrieben,  wie  bei 
der  ersteren;  keinerlei  Verbesserung  in  dem  Betriebe  seit  Aufhebung 
1er  Leibeigenschaft,  keine  Düngung.  Ebenso  steht  es  mit  der  bäuer- 
ichen  Wirthschaft  bei  persönlichem  Grundbesitz  im  Gouvernement  Poltawa. 
^a  es  wird  behauptet,  dass  der  Wohlstand  unter  den  Bauern  abgenonmien 
lat,  wenn  auch  einige  Wohlhabende  sich  hervorgethan  haben,  die  es 
erstanden  haben,  durch  Vorschüsse,  Bezahlung  der  Steuern  und  anderen 
^ten  die  Armen  zu  drücken  und  auszusaugen.  Schon  durch  den  Um«- 
tand,  dass  für  den  hier  üblichen  Pflug  (der  sogen.  Zaban)  ein  Anspann  von 
M  Ochsen  und  zwei  Arbeiter  verlangt  werden,  gelangt  der  Aermere  mit 
geringem  Grundbesitz  (die  Parzellirung  und  Zusanunenlegung  von  Grund- 
besitz hat  trotz  des  gesetzlichen  Verbots  in  grossem  Masse  stattgefunden) 
[1  eine  ökonomische  Abhängigkeit  vom  reicheren  Gemeindegenossen:  er 
ms  von  ihm  den  Pflug  mit  Zuggespann  miethen,  da  er  selbst  keinen 
esitzt  und  auch  nicht  im  Stande  ist,  bei  seinem  kleinen  Grundbesitz 
öviel  Zugvieh  zu  ernähren.  Dieser  Pflug  wie  alle  Werkzeuge  und  Ge- 
Ithschaften  sind  ganz  primitiver  Natur  und  erhalten  sich  bei  den  Bauern 
"otzdem  dass  sie  auf  den  Herrenhöfen  hier  und  da  verbesserte  Listru- 
lente  sehen.  Die  natürliche  Folge  der  schlechten  Bestellung  ist,  dass 
ie  Ernteerträge  abne}unen.   Gedüngt  wird  zumeist  nur  das  Gehöftland. 
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Missemten  sind  häufig;  der  Mangel  an  Heu  zwingt  die  Bauern  zum 
Verkauf  des  Viehs  an  die  wenigen  Wohlhabenden.  Dass  in  diesen  Goa* 
vemements  die  Rückstände  nicht  in  so  grossem  Masse  anwachsen  wie 
in  den  grossrussischen  GouvemementS;  wird  daraus  erklärt,  dass  bei  der 
bestehenden  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  die  wohlhabenden  Bauern 
die  Rflckstände  der  armen  Bauern  decken,  die  dafür  den  Gläubigem  Ar- 
beit zu  liefern  haben.  ^)  Auch  hier  bringt  der  Mangel  an  Wies^  ood 
insbesondere  an  Weide  die  Bauern  in  eine  Abhängigkeit  vom  Gutsherrn, 
wie  sie  in  den  Gouvernements  mit  Gemeindebesitz  sehr  verbreitet  ist- 

Im  Gouvernement  Mohilew  (insbesondere  Kreis  Mstislaml),  wo  indi* 
vidueller  Grundbesitz,  aber  mit  gemeinsamer  Weide  herrscht,  finden  wir 
dasselbe  Bild:  schlechte  und  primitive  Bodenbestellung,  Druck  der  we- 
nigen Wohlhabenden,  denen  es  gelingt,  Einfluss  aller  Art  fOr  ach  211 
gewiimen,  —  zum  Nachtheil  der  Aermeren  (so  in  Betreff  der  Natzm^  der 
Weide  etc.).')  Auch  hier  müssen  die  Bauern  bei  nicht  hinreidie&dem 
Weideland  solches  vom  Gutsherrn  pachten.^) 

Noch  ein  anderer  Vergleich  lässt  sich  anstellen.  Wie  bekamt,  b^ 
findet  sich  in  manchen  Gouvemepients  mit  vorherrschendem  Gemeind^ 
besitz  zerstreut  auch  persönlicher  bäuerlicher  Grundbesitz  seit  Aitm. 
(Dass  der  in  neuerer  Zeit  entstandene  individuelle  Grundbesitz  zsis 
Theil  sich  sehr  günstig  gestaltet,  haben  wir  bereits  hervorgehoben  m 
die  Erklärung  dazu  gegeben.)  Wäre  es  der  Gemeindebesitz,  dem  fr 
schlimme  Lage  der  bäuerlichen  Wirthschaft  zuzuschreiben  ist,  so  mus«tr 
doch  der  bäuerliche  gesonderte  Grundbesitz  uns  mit  günstigeren  ok<> 
nomischen  Resultaten  erfreuen.  In  Wirklichkeit  finden  wir  aber,  dax" 
der  seit  Alters  bestehende  individuelle  bäuerliche  Grundbesitz  um  da^ 
selbe  Bild  der  Armuth,  der  schlechten  Wirthschaft,  geringer  Ernten  rtc. 
bietet.  Wir  haben  die  sogenaimten  Odnodworzü  (d.  h.  Einhöfler  ror 
Augen.  Solche  finden  sich  z.  B.  im  Gouvernement  Ssmolensk,  Kreis 
Roslaml,  deren  Vorfahren  als  Dienstmannen  zimi  Schutz  der  russischen 
Grenze  gegen  Polen  hier  angesiedelt  wurden.  Im  Jahre  1850  betm 
ihre  Zahl  922  Seelen  mit  12,728  Dessätinen,  von  denen  ein  (geringvr 
Theil  zum  Gemeindebesitz  übergegangen  ist.  Die  Armuth  ist  dieselbe 
wie  in  den  umliegenden  Gemeinden  mit  Gemeindebesitz;  Missemtei 
treten  hier  sehr  häufig  auf,  nicht  seltener  als  bei  den  anderen  Bauen. 

*)  J.  KoTeiaHCKifi:  O^epxi  noxBopBofi  PoccIh  in  der  Zeitschrift  OreiecTBeHHui 
3anHCBa,  Bd.  II,  pag.  125—168,  Bd.  VIII,  pag.  818—344,  Bd.  IX,  pag.  41—73,  Hacoa* 
Omm  craniCTH^ecKaro  HSCjrbxoBaBiji  0  KpecTuiHCKHxi  nax^^iaxi  h  luaresaxv  1^1. 
pag.  107  etc.,  A.  BacEju^HKOBi:  3eiueBxaxtBie  h  seiuejiiiie  pag.  749  etc. 

^  Commissionsbericht  Bd.  II,  Hauptabtheilung  I,  pag.  27,  72. 

*)  A.  nojiTOpai^Kift:  Hsi  Ba5.noAeHift  naxi  KpecTbflHCKOMi  xoajilIcTBi  in  dir 
3eiijeAt.fi>iecKaji  FaseTa,  April  1878. 

^)  Commissionsbericht  Bd.  II,  Hauptabtheilung  I,  pag,  85—86. 
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so  dass  die  Regierung  (auch  vor  1861)  sie  wiederholt  durch  Vorschüsse 
etc.  hat  unterstützen  müssen.  Die  gewöhnliche  Folge  des  freien  Ver- 
fagimgsrechts  über  den  Grund  und  Boden,  das  hier  insoweit  beschränkt 
ist;  als  nur  an  Odnodworzen  das  Land  verkauft  werden  darf,  d.  h.  Zer- 
splitterung und  Zusammenlegung  des  Grundbesitzes  ist  auch  hier  ein- 
getreten; in  ein  und  demselben  Dorf  findet  man  Besitzer  von  100  Dessä- 
tinen  und  andererseits  Besitzer  von  3;  2,  1  Dessätine;  und  Manche  sind 
bereits  ohne  Land^) 

Dasselbe  Bild  finden  wir,  soweit  überhaupt  Nachrichten  vorliegen, 
bei  den  Odnodworzen  in  anderen  Gouvernements:  Orel,  Tula,  Tambow, 
Pensa,  Woronesh,  Räsan,  Ssaratow,  Nishni-Nowgorod,  Kursk  und  Kaluga. 
Dieselbe  Art  der  Wirthschaft,  dieselbe  Armuth,  während  es  einigen 
Wenigen  gelungen  ist,  sich  über  dieses  allgemeine  Niveau  der  Aimuth 
zu  erheben.    Aber  auch  diese  führen  dieselbe  primitive  Wirthschaft.^ 

Dieselbe  Erscheinung  finden  wir  bei  den  sogenannten  „freien  Acker- 
bauern^, d.  h.  Bauern,  die  vor  dem  Emancipationsgesetz  die  Freiheit 
erlangt  und  ihr  Land  zumeist  im  persönlichen  Eigenthumsrecht  besitzen. 
Solche  Bauern  finden  sich  in  vielen  Gouvernements  und  auch  ihre  Wirth- 
schaft erhebt  sich  nicht  über  das  Niveau  der  benachbarten  Bauern  mit 
Gemeindebesitz.«) 

Dagegen  will  es  wenig  besagen,  wenn  einige  ganz  vereinzelte, 
schüchterne  Stinmien  sich  vernehmen  lassen,'  dass  diese  Bauern  im  Kr. 
Maloarchangelsk  (Gouvernement  Orel)  „besser  wirthschaften"  oder  im 
Kreise  Kartschema  (Gouvernement  Twer)  „besser  leben*^  als  die  Bauern 
im  Gemeindebesitz.*)  Denn  wäre  der  Gemeindebesitz  die  entscheidende 
Ursache,  so  müssten  durchgehend  und  überall  die  Bauern  jener  Kate- 
gorien besser  wirthschaften,  als  die  Bauern  mit  Gemeindebesitz. '  Auch 
^  in  jenen  kurzen  Angaben  nicht  angegeben,  ob  alle  Bauern  eines 
Dorfes  besser  wirthschaften  und  leben,  oder  nur,  was  auch  sonst  beob- 
achtet ist,  einige  sich  hervorthun,  die  anderen  aber  in  ganz  schlimmer 
Lage  sich  befinden.  Und  endlich  muss  berücksichtigt  werden,  dass  diese 
Bauern  unter  sehr  viel  günstigeren  Bedingungen  stehen,  als  die  andern 
Bauern:  sie  sind  weniger  mit  Zahlungen  belastet  und  ihnen  ist  ur- 
sprünglich zumeist  mehr  Land  zugetheilt. 

^)  H.  KpacHonepoBii:  9K0H0MH^ecKifi  6iiti  KpecrMHi  PocjiaBACKaro  ytaxaCMOiee- 
<*ofi  ryöepHiH  in  der  Zeitschrift  PyccKaa  Mhcjb  1880,  Bd.  Vm,  pag.  84. 

')  n.  GoK-csift:  OnHTi  cb  noxBOpEHMi  BiaAtnieMi  bi  BeiHsopocciH  in  dem  Tage- 
blatt HoBoe  Bpeiu  Nr.  289,  1876.  Ausführlich  über  die  Odnodworzen  im  Kreis  Tula 
bei  iBopicoBi:  OraTBCTHKO-dKOHOiiH^ecKoe  HscjiixoBaHie  cemi  BOJiocTeft  TyncKaro 
J*3W,  1881  an  verschiedenen  Stellen. 

*)  In  dem  später  zu  citirenden  Werk  von  W.  Orlow,  über  die  Statistik  des 
^üuv.  Moskau,  an  verschiedenen  Stellen. 

^)  Commissionsbericht  Bd.  II,  Abschnitt  I,  pag.  162,  182. 
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Wir  können  noch  einen  Schritt  weiter  gehen,  der  uns  zeigt,  dass 
nicht  der  Gemeindebesitz  die  entscheidende  Ursache  des  schlechten  Be- 
triebes der  bäuerlichen  Wirthschaft  ist.  Nicht  allein  auf  dem  persön- 
lichen Kleingrundbesitz,  sondern  auch  auf  dem  Grossgrundbesitz  finden 
wir  im  Grossen  und  Ganzen  dieselbe  ungenügende  Wirthschaftsfohrong 
wie  beim  Gemeindebesitz.  Dieselben  Klagen,  die  über  die  bäuerliche 
Wirthschaft  im  Gemeindebesitz  laut  werden,  finden  wir  in  gleichem 
Masse  in  Betreff  des  individuellen  Grossgrundbesitzes.  Nachlässige,  pri- 
mitive Bodenbestellung,  sorglose  und  geringe  Düngung,  geringer  Vieh- 
stand, ungenügende  Ackergeräthe,  das  Unterlassen  der  dringendst  er- 
forderlichen Meliorationen,  und  als  Resultat:  Erschöpfung  der  Acker- 
krume, Verwachsen  und  Versumpfung  der  Wiesen  etc.  etc.  findai  wir 
hier  wie  dort  Nicht  die  Grundbesitzform  ist  also  die  Ursadie  dieser 
allgemeinen  Erscheinung,  sondern  andere  Ursachen  müssen  iniksam 
sein.  Und  diese  Schlussfolgerung  wird  dadurch  nicht  entkräftet,  dass 
hier  und  da  auf  dem  Grossgrundbesitz  rationelle  Wirthschaft  ge- 
führt wird. 

Die  ungenügende  Wirthschaftsführung  auf  dem  Grossgrundbesitx 
braucht  nicht  erst  nachgewiesen  zu  werden,  sie  wird  allseitig  als  solche 
zugestanden.  Eine  bemerkenswerthe  Erscheinung  wollen  wir  jedod 
hervorheben,  die  das  hauptsächlichste,  gegen  den  Gemeindebesitz  er- 
hobene Gebrechen  eigenthümlich  beleuchtet.  Häufiger,  durch  die  peio- 
dischen  Umtheilungen  hervorgerufener  Wechsel  in  der  Nutzung  i^^ 
Landes  ist  in  Bussland  keine  Erscheinung,  die  sich  nur  beim  Gemeinde- 
besitz zeigt  Dreijährige,  ja  selbst  einjährige  (d.  h.  auf  eine  Emtr^ 
Verpachtungen  gutsherrlichen  Landes  findet  auch,  und  zwar  durchasi 
nicht  selten,  statt.  Die  abstracte  Theorie,  individueller  Grundbesitz 
stachele  den  Egoismus  in  erforderlichem  undl  hinreichendem  Masse  a£ 
den  grössten  öconomischen  Vortheil  aus  dem  Grundbesitz  zu  ziebai.. 
erweist  sich  also  auch  hier  als  nicht  ganz  stichhaltig.  Andere  Momente 
wirken  eben  mit:  Thatkraft,  Einsicht  etc.  So  lange  also  noch  heim 
individuellen  Grundbesitz  so  kurzterminliche  Verpachtungen  an  dtT 
Tagesordnung  sind,  ist  es  unbillig,  ja  unmöglich,  die  schlimme  L^ 
der  bäuerlichen  Wirthschaft  auf  den  Gemeindebesitz  und  die  häufige 
Umtheilungen  zurückzuführen.  Dieselbe  Sorglosigkeit,  die  den  Gut- 
besitzer  das  Land  auf  1  Jahr  verpachten  lässt,  beherrscht  die  bane^ 
liehe  Gemeinde,  die  häufige  Umtheilungen  vornimmt  Sowie  die  Eii- 
sieht  der  Nothwendigkeit  besserer  Bestellung  des  Bodens  durchdringt, 
vergiebt  der  Gutsbesitzer,  der  nicht  selbst  wirthschaften  will  oder  kann, 
sein  Land  auf  längere  Zeit  und  sichert  sich  contractlich,  dass  der  Bodfo 
nicht  ausgesogen,  sondern  verständig  bewirthschaftet  wird.  Da*5selbe 
finden  wir,  wie  wir  es  an  anderer  Stelle  auszuführen  haben  wardcD. 
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ich  bei  bäuerlichen  Gemeinden.  Dass  hier  die  bessere  Erkenntniss 
iiwerer  sich  Bahn  brechen  kann  als  beim  persönlichen  Grundbesitz, 
i  dort  mindestens  die  Majorität  der  Gemeinde,  hier  nur  ein  Kopf  sich 
l)erzeagen  lassen  muss,  ist  eine  zweite  Frage,  die  an  geeigneter  Stelle 
i  behaDdehi  sein  wird.  Hier  haben  wir  nur  auf  die  bemerkenswerthe 
rscheinung  hinzuweisen!  dass  häufiger  Wechsel  in  der  Nutzung  des 
andes  auch  beim  persönlichen  Grundbesitz  bei  kurz  terminirten  Pachten 
k  häufig  vorkommt,  dass  also  die  Schäden  der  Umtheilungen  den 
^haden  der  kurzen  Pachten  vollkommen  entsprechen. 

Das  sicherste  Criterium  für  die  vergleichsweise  Beurtheilung  der 
it  der  Wirthschaftsführung  ist  das  aus  der  Wirthschaft  erzielte  Resultat, 
h.  der  Ertrag  der  Ernten.  Der  Bericht  der  Enquete- Commission^) 
ithält  eine  stattliche  Beihe  von  auch  durch  anderweitige  Angaben  be- 
äugten Daten,  die  da  ergeben,  dass  auf  gutsherrlichen  Ländereien 
rösäere  Erträge  erzielt  werden  als  auf  bäuerlichem  Gemeindeland,  dass 
lan  mithin  zu  dem  Schluss  gezwungen  sei,  den  landwirthschaftlichen 
^rieb  auf  ersteren  für  besser  geführt  anzuerkennen  als  auf  letzterem. 
He  Geper  des  Gemeindebesitzes  haben  es  denn  auch  nicht  unterlassen, 
uf  diesen  Umstand  als  auf  eine  Bestätigung  und  einen  untrüglichen 
ieweis  ihrer  Behauptung  hinzuweisen,  dass  diese  Grundbesitzform  mit 
ireo  periodischen  Umtheilungen  und  der  Zersplitterung  des  Landes  einen 
dentlichen,  sorgfältigen  Wirthschaftsbetrieb  unmöglich  mache  oder 
indestens  erschwere.  Sie  finden  eine  weitere  Bestätigung  für  ihre  An- 
luiuung  in  dem  soeben  veröffentlichten  Werk  des  Departements  für 
kerbau:  ^as  Jahr  1881  in  landwirthschaftlicher  Beziehung  nach  den 
Q  Landwirthen  eingesandten  Antworten'^  ^.    Sie  können  darauf  hin- 


*)  Commisflionsbericht  Bd.  II,  Abschnitt  II,  Abtheilung  I,  pag.  2—41. 
^)  },1881'  roxi  Bi  cejicKOxoaaficTBeHHOMi  OTHomeHiH,  no  OTstTaMi  nojy^eHHHMib 
'  xosacBi",  St.  Petersburg  1882.  Diese  Ausgabe  ist  die  dritte  Lieferung  der  im 
gangenen  Jahre  unternommenen,  sehr  dankensverthen  Publicationen  des  ge- 
lten Departements  (anter  seinem  verdienstvoUen,  als  SchriftsteUer  auf  agrar- 
cUchtlichem  Gebiete  bekannten  Director  Geheimrath  W.  Weschn&kow)  über  den 
nd  der  landwirthschaftlichen  Yerhftltnisse  auf  Grundlage  der  periodisch  einlaufen- 
>  Antworten  der  Correspondenten  des  Departements  aus   allen  Gouvernements. 

erste  Lieferung  bezieht  sich  auf  das  Frühjahr,  die  zweite  auf  den  Sommer  1881. 

dritte,  umfangreichste  Lieferung  enth&lt  folgende  Abschnitte:  Ernte  der  Feld- 
:hte  pro  offizieUe  Dess&tine,  Preise  der  landwirthschaftlichen  Producte,  Daten 
r  die  Beschaffenheit  derselben,  Preise  der  Arbeitskräfte,  Preise  far  Vieh  und 
ere  Producte  der  Viehzucht,  Pachtpreise  für  Land,  Veränderungen  in  der  Feid- 
ur, Zustand  der  Wintersaat  pro  1882,  landwirthschaftlich-statistische  Daten  Qber 
ge  Landgtlter  und  Getreideernte  im  Ausland.  Dieses  Werk  ist  dadurch  auch 
1  des  Russischen  nicht  Kundigen  zugänglich  gemacht,  dass  in  den  wichtigsten 
ipttabellen  die  Bezeichnungen  auch  in  französischer  Sprache  hinzugefügt  sind  und 
i  ein  Abschnitt  Qber  den  Stand  der  Landwirthschaft  in  dem  vorliegenden  Jahre 

'.  KtvttUr,  GeMbieht«  nnd  Kritik  dM  OemeiDdebetitiM.   U.  9  . 
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weisen,  dass  nach  den  in  dieser  Publication  verarbeiteten  Daten  über 
die  Ernte  des  genannten  Jahres,  die  anf  Angaben  von  1257  CSorrespon- 
denten  des  Departements  (von  denen  47  wegen  zu  späten  Eintr^ns 
der  Antworten  nicht  haben  verwerthet  werden  können)  beruhen,  in  der 
überwältigenden  Mehrheit  der  Kreise  die  Ernteerträge  der  wichtigeren 
Oetreidearten  auf  den  gutsherrlichen  LSndereien  die  anf  binerlichem 
Lande  übertreffen  und  zum  grossen  Theil  in  bedeutendem  Ifaase.  G^ 
ring  ist  die  Zahl  der  Kreise,  in  denen  in  dieser  oder  jener  Getreident 
die  Ernte  auf  gutsherrlichem  und  anf  bäuerlichem  Lande  gleich  steht 
und  ganz  verschwindend  gering  die  Zahl  der  Fälle,  wo  der  Ertrag  des 
Bauerlandes  höher  angegeben  ist  als  der  auf  gutsherrlichem  Lande. 

Treten  wir  näher  an  die  Frage  heran.  liegt,  wie  behauptet  irinL 
im  Gemeindebesitz  die  ursächliche  Erklärung  jener  Erscheinung;  so 
dürften  wir  den  Minderertrag  auf  dem  Bauerland  in  den  LaiubMcben, 
wo  kein  Gemeinde-,  sondern  persönlicher  Grundbesitz  herrscht,  nidit 
finden.  Solches  trifit  aber  nicht  zu.  Vielmehr  ergeben  auch  ^ 
Daten  in  diesen  Landstrichen  ebenso  bedeutende  MinderertrSge  irie  in 
den  Gouvernements  mit  Gemeindebesitz —  etwa  mit  Ausnahme  der  drei 
baltischen  Provinzen,  in  denen  die  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  seit 
Alters  geordnet  sind  und  die  keine  so  plötzliche  und  alle  Bedingtmger 
des  wirthschaftlichen  und  socialen  Lebens  so  durchgreifend  amwälzend' 
Reform  erlebt  haben,  wie  die  anderen  Gouvernements  durch  das  gtm 
Emancipationsgesetz. 

Noch  deutlicher  tritt  uns  der  Umstand  entgegen,  dass  nicht  desi 
Gemeindebesitz  die  Schuld  des  geringeren  Ertrages  beigemessen  werdea 
kann,  wenn  wir  die  Daten  über  die  Erträge  in  angrenzenden  Landstrichen, 
die  einerseits  Gemeinde-,  andererseits  persönlichen  bäuerlichen  Gnmd- 
besitz  haben,  mit  einander  vergleichen.  Im  Gouv.  Witebsk  bestdit  in 
vier  Kreisen  (Dünaburg,  Drissa,  Lutzen  und  Rossiten,  jetzt  Reshiza),  die 
bis  zum  17.  Jahrhundert  zu  Gesammtlivland  gehörten  und  ,4^nflandisditf^ 
Kreise  (corrumpirt  aus  „livländische'O  genannt  wurden,  persönlicher 
bäuerlicher  Grundbesitz,  während  in  den  übrigen  acht  Kreisen  Gemeinde 
besitz  herrscht.  In  jenen  vier  Kreisen  sind  auf  der  officiellen  De^tine 
(2400  D  Faden)  durclischnittlich  geemtet  (in  Tschetwert)  ^) 

Lutzen    Rosaiten   DOnaborg  Drissa 

P  fauf  gutsherrlichem  Lande  8,5         8,5  ,8  6,5 

^^  lauf  Bauerland     ....  6,5         6  6  5^ 

„  -  fauf  gutsherrlichem  Lande  10  10  12,5  10 

^^^^  lauf  Bauerland     ....  7  7  12  12 

in  dieser  Sprache  geboten  wird.  Auch  enth&lt  diese  Lieferang  eine  gn^Usche  K»re 
über  die  Pachtpreise  des  Landes. 
*)  1.  c.  pag.  86—88. 
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Latiea    Rosshen   Danaburg  Drissa 


rcrste     /^^  gutsherrlichem  Lande 
lauf  Banerland     .    .     .    . 
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20  Pud  23  Pud 

25  Pud  40  Pud 

8  „  23 

II 

18,5 

» 

45  „ 

18  „  15 

n 

35 

;y 

30  „ 

16  „  15 

n 

25 

9f 

30  „ 

lauf  Bauerland 
i^fl^g^     fauf  gutsherrlichem  Lande 
lauf  Bauerland     .... 

lartoffetai  /^^^  gutsherrlichem  Lande 
lauf  Bauerland     .... 

reinsaat  /^^  gutsherrlichem  Lande 

lauf  Bauerland     «... 
I^jjg      fauf  gutsherrlichem  Lande 

lauf  Bauerland     .... 

Aus  diesen  Daten  ergiebt  sich;  dass  im  Kreise  Dünaburg  in  allen 
ruchtarten  das  Bauerland  weniger  als  das  gutsherrliche  Land  trägt, 
benso  im  Kreise  Lutzen,  wo  jedoch  die  Karto£felemte  auf  dem  Bauer* 
md  den  Ertrag  des  gutsherrlichen  Landes  erreicht,  und  ebenso  im  Kreise 
tossiten,  wo  aber  Leinsaat  und  Flachs  den  gleichen  Ertrag  auf  Gross* 
'nd  Rleingrundbesitz  abwerfen;  im  Kreise  Dnssa  liefern  Gerste  und 
Hachä  denselben  Ertrag  auf  beiden  Gnmdbesitzarten,  Hafer  allein  einen 
Jebersdiass  auf  Bauerland,  das  in  den  anderen  Fruchtarten  auch  in 
iesem  Kreise  ein  Minus  gegen  gutsherrliches  Land  erzielt 

Günstiger  für  das  Bauemland  (im  Vergleich  zu  den  Erträgen  des 
Qtsherrlichen  Landes)  zeigen  sich  die  Daten  für  die  Kreise  mit  Ge- 
leindebesitz;  es  liegen  übrigens  nicht  für  alle  diese  acht  Kreise,  son- 
STD  nor  für  fünf  Kreise  die  entsprechenden  Daten  vor,  aus  denen  sich 
achstehendes  ergiebt  Im  Kreise  Ssebesh  sind  die  Erträge  auf  Bauer* 
od  grosser  als  anf  dem  anderen  Lande:  Hafer  und  Gerste  (je  10  g^en 
Tschetwert),  Kartoffetai  (40  gegen  29  Tschet),  dag^en  geringer  Bog* 
^  und  Erbsen  um  ] ,  resp.  Vs  Tschet  (für  Flachs  und  Leinsaat  fehlen 
^  Angaben);  im  Kr.  Witebsk  ist  der  Ertrag  auf  ersterem  Lande  grösser: 
Hafer  (14  gegen  12),  geringer  in  Gerste  (13  gegen  16),  für  die  an- 
-ni  Früchte  fehlen  die  Daten;  im  Kreise  Polozk  der  Ertrag  an  Lein- 
^  und  Hafer  auf  beiden  Grundbesitzarten  gleich,  und  zwar  10,5  Pud, 
sp.  6  Tschet,  dagegen  geringer  auf  dem  Bauerland  in  den  anderen 
rnchtarten;  im  Kreise  Gorodok  der  Ertrag  an  Roggen,  Hafer,  Lein* 
at  und  Flachs  gleich,  an  Kartoffeln  auf  Bauemland  höher  (80  gegen  60) 
'd  allein  an  Gerste  um  V«  Tschet  geringer  *  (8,5  gegen  9);  für 
rbsen  fehlen  die  Angaben;  und  endlich  im  Kreise  Welish  ist  der  Er* 
^  an  Erbsen  um  Vv  Tschet  (8,5  gegen  8)  auf  dem  Bauemland  hoher, 
'  Roggen,  Hafer  und  Gerste  um  1  Tschet,  an  den  anderen  Frachten 
DZ  unbedeutend  geringer. 

Hieraus '  ergiebt  sich,  dass  gerade  in  den  Kreisen  mit  Gemeiude- 
^itz  die  Erträge  auf  dem  Bauerland  sich  mehr,  den  auf  gutsherrlichem 
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Lande  nahem,  resp.  dieselben  fibertreffen;  als  in  den  Kreisen  mit  dem 
vielgerühmten  individuellen  Grundbesitz.  Auch  der  Vergleich  der  Er- 
träge auf  dem  bäuerlichen  Gemeindebesitzlande  mit  den  Ertragen  auf 
dem  bäuerlichen  individuellen  Grundbesitz  fällt  nicht  zu  Ungunsten  des 
Gemeindebesitzes  aus. 

Ein  ähnliches  Resultat;  wenn  aueh  nicht  ein  so  scharf  hervortreCes* 
deS;  ergiebt  der  Vergleich  der  Erträge  in  denjenigen  sieben  Kreisen  des 
Gx)uv.  TschemigoW;  in  welchen  der  Gemeindebesitz  vorherrscht,  und  in 
den  anderen  Kreisen  dieses  Gouvernements;  die  nur  persönlichen  Grund- 
besitz kennen. 

Wir  würden  auf  diese  Daten  näher  eingehen;  wenn  sie  einen  ab- 
soluten Werth  hätten.  Ein  solcher  kann  ihnen  aber  nicht  zugesprochen 
werden.  Vor  Allem  muss  hervorgehoben  werden,  dass  das  ZahlenmaterMl^ 
auf  welchem  die  Durchschnittsziffem  beruhen;  ein  viel  zu  geringes  ist,  lis 
dass  auf  Grund  derselben  Schlüsse  über  Fragen  so  besonderer  Natu,  wie 
die  über  die  Verschiedenheit  der  Erträge  des  gutdierrlichen  unddesBaner- 
landes  gezogen  werden  könnten.  Je  ein  Gouvernement  weist  über  50  nnd&i 
Gorrespondenzen  auf;  5  Gouvernements  je  über  40;  11  je  über  30;  9  je  nber 
20;  18  je  über  10  CorrespondenzeU;  aus  den  anderen  Gouvememoits  sind 
weniger  als  je  10  Berichte  eingelaufen.  Für  je  einen  Kreis  liegen  hut  dsip 
Corre^ondenzen  oder  nur  eine  und  vielfach  gar  keine  vor.  Bei  der  grö^ea 
Verschiedenheit  der  klimatischen  und  der  Bodenverhältaiisse  in  demselhs 
Gouvemem^t;  ja  selbst  in  demselben  Kreise;  der  isine  beträchtlich^ 
Flächenausdehnung  hat;  ist  die  Zahl  der  Berichte  eine  zu  geringe,  ab 
dass  den  Durchschnittsberechnungen  ein  grosser  Werth  zugestanden  wer- 
den könnte.  Die  aus  geringem  Zahlenmaterial  berechneten  Durchschnitts- 
Ziffern  sind  um  so  problematischer;  je  grösser  die  Schwankungen  zvi- 
sdien  Maximum  und  Minimum  sind.  Dass  das  Maximum  um  das  3^  4. 
5;  6  fache  das  Minimum  übertrifft;  ist,  wie  aus  der  grossen  Tabelle  über 
die  Erträge  pro  Gouvernement  ersichtlich;  keine  seltene  Erscheinung,  }& 
dieses  Ueberragen  erreicht  dazwischen  das  10;  lö;  20 fache.*) 


>)  Wir  haben  auch  die  Daten  flb^  die  £mten  in  aUen  Gouvemenients  mi 
Gemeindebesitz  in  Betreff  der  Früchte,  die  auf  Baaerland;  zumeist  im  6ehdftto&(i 
und  in  demselben  benachbarten,  den  Umtheilnngen  Tielfach  nicht  unteiliegendfc 
Ackerland  gebaut  werden,  tabellarisch  zusammengestellt,  um  zu  ermitteln,  ob  nid: 
in  Betreff  dieser  Früchte  die  Erträge  des  Bauerlandes  sich  günstiger  zu  denen  des 
gutsherrlichen  Landes  stellen.  Wir  unterlassen  es,  diese  grosse  Tabelle  notzutheflea. 
da  über  die  Erträge  dieser  Früchte  sehr  wenig  Daten,  weit  weniger  als  über  die  4tr 
anderen  Früchte^  ja  für  sehr  viele  Kreise  gar  keine  voriiegen.  Wir  ooiistatire&  ou; 
dass  aus  diesen  —  wir  wiederholen  —  ganz  unzureichenden  Daten  sich  im  Gn»ss«a 
und  Ganzen  kein  anderes  Verh&ltniss  als  in  Betreff  der  gewöhidichen  FeldfrOchte 
ergibt 
'     ^  1.  c.  pag.  121. 
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Noch  andere  Momente  treten  uns  entgegen;  die  den  Werth  des 
Zahlenmaterials  schmälern.  Im  Allgemeinen  lässt  sich  wol  annehme, 
dass  die  von  Gutsbesitzern,  Pächtern;  Verwaltern  etc.  über  die  eigene 
Wirthschaft  angegebenen  Daten  im  Grossen  und  (ranzen  der  Wahrheit 
recht  nahe  kommen;  wenn  auch  hier  Versehen;  nachlässige  Berech- 
Dimg^  etc.  nicht  ausgeschlossen  sind;  zumal  da  ein  sehr  früher  Ter- 
min für  das  Einsenden  der  Daten  verlangt  wird:  bis  zum  1.  October;  wo 
zumeist  noch  wenig  gedrosdien  ist.  Unsicherer  sind  die  Angaben  über 
die  durchschnittlichen  Erträge  im  Umkreis  benachbarter  Landgüter  und 
gar  ganzer  Kreise.  Weniger  glaubwürdig  sind  die  Daten  über  die  Ernten 
auf  Bauerland;  zumal  wo  Gemeindebesitz  besteht  Wie  bekannt;  be- 
steht der  Landantheü  der  Bauern  aus  vielen  schmalen  Landstreifen  von 
^verschiedener  Ausdehnung  (Breite  und  Länge).  Daher  weiss  auch  der 
Bauer  zumeist  selbst  nicht,  wie  viel  Dessätinen  er  in  jedem  Felde  be- 
ätzt Dass  auch  nur  ein  geringer  Theil  der  Gorrespondenten  sich  der 
Mühe  unterzogen  hätte,  vorerst  die  erforderliche  Messung  vorzunehmen; 
l&sst  ach  füglich  nicht  annehmen.  Sie  werden  sich  wol  mit  den  un- 
gefähren Angaben  der  Bauern;  die  die  Sorgfältigeren  unter  ihnen  viel- 
leicht noch  durch  dieses  oder  jenes  Mittel  ein  wenig  controlirt  haben 
werden  (Berechnung  der  Fläche  aus  der  Grösse  der  Saat  etc.);  begnügt 
haben. 

Müssen  solche  Angaben  aus  dem  angegebenen  Grunde  ohnehin  schon 
recht  unsicher  seiU;  so  tritt  hier  noch  dn  Moment  hinzU;  das  ihre  Glaub- 
würdigkeit noch  mehr  vermindert.  Es  ist  verständlicl^  dass  der  Bauer 
gegenüber  Fragen  über  seine  Ernte  misstrauisch  ist.  Aus  der  richtigen 
Angabe,  soweit  er  solche  auch  nur  annähernd  angeben  kanU;  wird  ihm 
tein  Vortheil  erwachsen;  denkt  der  Bauer;  giebt  er  aber  eine  hohe 
Ziffer  au;  so  köimte  eine  neue  Steuer  ihn  schwer  treifen.  Und  dass  es 
sich  um  eine  neue  Belastung  handelt;  wenn  der  ;;Herr^  sich  um  Auskunft 
in  den  Bauer  wendet;  gilt  dem  Bauer  als  alte  Lebensregel;  gegründet 
auf  vielhundertjährige  Erfahrung.  Ueberall  wird  sich  daher  im  Bauer 
die  Tendenz  zeigen;  so  geringe  EmteziSem  anzugeben  als  nur  möglich; 
die  Grenze;  bis  wie  weit  er  die  Ziffern  ermässigt;  wird  hauptsächlich 
davon  abhängen;  für  einen  wie  tüchtigen  Landwirth;  der  sich  nicht 
irreführen  lässt;  er  den  Befragenden  hält. 

Hiermit  woUen  wir  jedoch  nicht  behaupten;  dass  das  Bauerland 
gläche  Erträge  wie  das  gutsherrliche  abwirft.  Es  erscheint  vielmehr 
sehr  wahrscheinlich;  dass  in  dieser  Beziehung  ersteres  Land  dem  letz- 
teren viel&ch  nachsteht;  wenn  auch  nicht  in  so  hohem  Masse  und  so 
verbreitet;  wie  die  vorliegenden  Durchschnittsberechnungen  angeben. 

Vor  Allem  muss  beachtet  werden,  dass  die  Landwirthe,  die  sich 
der  Make  unterziehen;  die  betr^enden  Daten  zu  sammeln  und  dem  De- 
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partement  zuzusenden ;  im  Allgemeinen  die  tüchtigsten  Elemente  des 
Grossgnmdbesitzes  repräsentiren.  Wer  seine  eigene  Wirthsduift  ab 
Besitzer,  Verwalter,  Pächter  nachlässig  und  im  alten  Schlendrian  fohrt, 
der  wird  im  Grossen  und  Ganzen  jene  Extraarbeit  aoszuführen  äck 
nicht  die  Mühe  geben,  die  ja  keinen  pecuniären  Gewinn  abwirft,  yst 
dem  nur  die  Ehre  bringt,  Correspondent  des  Departements  za  sein  qbiI 
seinen  Namen  als  solchen  in  den  Publicationen  gedruckt  zu  sehen.  Deoh 
nach  beziehen  sich  die  Daten  über  die  eigene  Wirthschaft  imAllgemeiDa 
auf  die-  am  Besten  verwalteten  Güter,  die  die  grössten  Erträge  im  Kreise 
ergeben,  und  können  also  nicht  als  Durchschnittsziffem  für  den  b^ 
treffenden  Kreis  gelten. 

Das  Bauerland  weist  aber  auch  vielfach  geringere  Erträge  tnf 
nicht  allein  als  jene  hohen,  der  Wirklichkeit  nicht  entspredeadeo 
Durchschnittsziffem  für  den  Grossgrundbesitz,  sondern  auch  als  die  wirt- 
lichen Durchschnittsziffenu  Solches  erklärt  sich  einestheils  ntieleD 
Landstrichen  aus  der  ökonomisch  günstigeren  Lage  des  Gro^grnsi- 
besitzes.  Wir  finden  nämlich  als  eine  sehr  verbreite  Erscheinung,  dts? 
der  Grossgrundbesitzer  das  bei  ungenügender  Düngung  und  überbni^ 
bei  sorgloser  Bestellung  Jahrzehnte  hindurch  ausgesogene  Ackerto 
längere  Zeit  ruhen  lässt  und  anderes  Land,  das  bisher  Weidelandi  Viü 
Buschland  und  in  alten  Zeiten  wol  auch  Ackerland  war,  in  Cultnr  iä- 
Dasselbe  liefert  nun  viele  Jahre  hindurch  höhere  Erträge  als  das  bis- 
her genutzte  Ackerland.  An  solch'  einen  Wechsel  können  die  Bikib 
bei  der  geringen  Ausdehnung  des  Gemeindelandes  zumeist  nicht  dato 
und  müssen  dasselbe  Ackerland  für  alle  Zeiten  als  solches  nutzen.  Anck 
hieraus  erklären  sich  die  geringeren  Erträge  des  Bauerlandes. 

Endlich  erklärt  sich  dieser  Umstand,  soweit  er  wirklidi  enitriiL 
aus  der  niedrigeren  Stufe  der  geistig-sittlichen  Entwickelnng  des  B»^ 
Die  immerhin  höhere  Bildungsstufe  des  Grossgrundbesitzers,  der  über  ndir 
Kapitalien  (Vieh,  bessere  Ackergeräthe  etc.)  verfügt,  nmss  ach  aodi  in 
der  Wirthschaftsfühmng  zeigen  und  zu  grösseren  Erträgen  fthren. 

Aus  air  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  es  voreilig  wäre  ans  if^ 
grösseren  Emteerträgen  des  Grossgrundbesitzes,  soweit  solche  wirUifk 
erzielt  werden,  auf  die  schlimme  landwirthschaftliche  Wirkung  des  Gf 
meindebesitzes  zu  schliessen. 

Wir  wollen  hier  noch  eine  Bemerkung  einschieben.  Ans  dem  I^' 
ger,  in  welchem  wir  gewohnt  sind,  Klagen  über  die  schlechte  bfinerbcke 
Wirthschaftsfühmng  zu  hören,  lassen  sich  Stimmen  vemdunen,  die  (k 
geringe  Bentabilität  oder  gar  die  ünrentabilität  des  Grossgnmdbesitzes 
behaupten.  Nun,  die  Bauern  leben  von  ihrem  Ackerbau  trotz  der  <b* 
geblich  bedeutend  niedrigeren  Ernteerträge  und  entrichten  dabei  ^' 
streitig  weit  höhere  Steuern  und  andeire  Zahlungen .  ab  derGros^'^' 
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besitz  zu  tragen  hat  Es  inuss  also  doch  ein  Fehler  in  jenen  Deductionen 
stecken. 

Bevor  wir  dieses  Capitel  über  die  Ernteerträge  verlassen;  wollen 
wir  zwr  Illastration  des  Gesagten  auf  eine  Tabelle,  die  jene  Publication 
des  Departements  für  Ackerbau  enthält,  eingehen.  Sie  bietet  nämlich 
als  Beilage  (leider  nur)  eine  Tabelle  über  die  speciellen  Ernteerträge  in 
in  den  17  Gemeinden  einer  Wolost  (Wolost  Osemy,  Kr.  Schtschigry, 
Gottv.  Kursk)  und  auf  den  benachbarten  vier  Landgütern.  Diese  Tabelle 
bietet  folgende  Ziffern.  Die  Boggenemte  betrug  im  J.  1881  auf  zwei 
Landgütern  8  Tschetwert  pro  of&cielle  JDess.,  auf  einem  Gute  6  Tschetw. 
nnd  4  Mass  (1  Tschetwert = 8  Mass)  und  auf  dem  letzten  Gut  9  Tschetw 
und  3  Mass»  auf  dem  bäuerlichen  Gemeindelande  aber:  in  4  Gemeinden 
5,  in  5  Gemeinden  6,  in  4  Gemeinden  1,  in  einer  Gemeinde  8;  in  je 
einer  Gemeinde  9>  10  und  11  Tschetw.  Die  Weizenemte  betrug  auf 
drei  Landgütern  8,  auf  einem  Landgut  nur  6,  während  die  einzige  Ge- 
meinde,  die  Weizen  für  dieses  Jahr  gebaut  hatte,  10  Tschetw.  erzielte 
Die  Haferemte  war  folgende:  auf  zwei  Landgütern  11,  auf  den  beiden 
anderen  10  und  IS,  dagegen  bei  den  Bauern:  in  2  Gemeinden  7,  in  4 
Gemeinden  8,  in  4  Gemeinden  10,  in  2  Gemeinden  11,  in  einer  Gemeinde 
12f  in  2  Gemeinden  13,  und  in  je  einer  Gemeinde  15  und  16  Tschetw. 
Die  Bachweizenemte:  auf  2  Landgütern  5,  auf  den  beiden  anderen  6 
und  7,  bei  den  Bauern  aber:  in  einer  Gemeinde  4,  in  4  Gemeinden  5, 
in  4  Gemeinden  6,  in  3  Gemeinden  7,  in  2  Gemeinden  8,  in  2  Gemeinden 
9  (eine  Gemeinde  hatte  diese  Frucht  nicht  gebaut).  Hirse  ward  nur  auf 
einem  Landgut  gebaut  und  trug  3  Tschetw.,  dagegen  bei  den  Bauern: 
in  einer  Gemeinde  4,  in  6  Gemeinden  5,  in  3  Gemeinden  6,  in  5  Ge- 
ioeinden  7,  und  in  je  einer  Gemeinde  8  und  9  Tschetw. 

Aus  diesen  Ziffern  ergiebt  sich  einerseits,  wie  bedeutend  die  Ver- 
schiedenheit der  Ernten  desselben  Jahres  auf  benachbarten  Feldern  ist^ 
ond  andererseits  die  Thatsache,  dass  die  Bauern  in  dieser  Wolost  im 
Durchschnitt  nicht  geringere,  dazwischen  gar  grössere  Ernten  erzielen, 
ftls  die  Grossgrundbesitzer. 

Schliesslich  können  wir  noch  auf  eine  Erscheinung  hinweisen,  die 
den  directen  Nachweis  liefert,  dass  schlechter  Betrieb  nicht  wesentlich 
loit  dem  Gemeindebnsitz  zusammenhängt,  dass  ersterer  nicht  eine  noth- 
wendige  Consequenz  des  letzteren  ist  Wir  finden  zerstreut  wol  in  allen 
Gouvernements,  hier  häufiger,  dort  seltener,  Gemeinden,  in  denen  ein- 
neble Wirthe,  und  auch  solche,  in  denen  die  Majorität  und  gar  alle 
Wirthe  eine  geordnete  sorgfältige  Wirthschaft  führen,  Meliorationen  des 
Bodens,  Canalbauten  mit  gemeinsamen  Kräften  unternommen  werden, 
Futterkräuter  gebaut  werden  etc.,  worauf  wir  an  anderer  Stelle  ein- 
zugehen haben  werden.    Wir  finden  in.  solchen  Dörfern  zumeist  be- 
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sondere  Massnahmen  der  Markgenossenschaft  zum  Schutz  der  Liter- 
essen der  einzehien  Wirthe,  wie  der  Gesammtheit  Aber  diese  bewefea 
sich  vollständig  in  dem  Rahmen  des  bestehenden  Gemeindebesiterechti 

Jedoch  auch  in  Gemeinden,  wo  derartige  Massnahmen  sich  noch  nidit 
ausgebildet  haben,  finden  wir  ein  gedeihliches  Aufblühen  des  wirtbschait* 
liehen  Lebens:  eine  geordnete,  sorgfältige  WirthschaftsfOhnuig,  vem 
auch  mit  Beibehaltung  der  altgewohnten  Dreifelderwirthschaft,  die  doitk 
ein  nach  Lage  der  ökonomischen  Bedingungen  bereits  gebotenes  ntio- 
nelleres  System  zu  ersetzen^ nur  Unkenntniss  hindert;  der  VidistaDd 
wird  vergrössert,  Land  wird  „mit  Gier",  wie  sich  mehrere  Berichteh 
statter  äussern,  zugekauft  und  zu  so  hohen  Preisen,  wie  sie  die  bei  (kr 
früheren  gutsherrlichen  WirthschaftsfÜhrung  erzielten  Erträge  nicht 
rechtfertigen.  Derartige  günstige  Erscheinungen  finden  wir  dort,  wo 
die  weiter  unten  anzuführenden  Momente,  die  die  bäuerliche  Wiithsduft 
erdrücken,  gar  nicht  oder  wenigstens  in  geringem  Masse  vorlianto 
sind,  d.  i.  wo  die  Ablösungszahlungen  nicht  bedeutend  den  Ertranisffith 
des  Landes  überragen,  wo  den  Bauern  hinreichendes  und  zweckmisäf 
abgegrenztes  Land  zugetheilt  ist  oder  wo  es  ihnen  geglückt  ist,  das  m 
gedeihlichen  WirthschaftsfÜhrung  etwa  fehlende  Land  preiswürdig  ZQ  er- 
stehen. V  Und  endlich  auch  bei  überhohen  Ablösungszahlungen  usd  u* 
deren  ungünstigen  Umständen  gelingt  es  Bauern  und  ganzen  Gemeisio 
eine  gewisse  Wohlbehäbigkeit  zu  erreichen,  sich  in  derselben  zu  erbkB: 
und  sie  zu  vergrössem,  wo  andere  ökonomische  Verhältnisse  die^v- 
kung  jener  Ursachen  paralysiren:  lohnender  Nebenerwerb,  Hmsb* 
dustrie  etc.  etc.    An  geeigneter  Stelle  kommen  wir  hierauf  zurück. 

Aus  der  obigen  Darlegung  ergiebt  sich  nun  der  logische  Schlaf, 
dass  nicht  der  Gemeindebesitz  die  entscheidende  Ursache  der  sdileekw 
WirthschaftsfÜhrung  der  Bauern  ist,  sondern  dass  andere  Ursachen  die- 
selbe Wirkung  beim  Gemeindebesitz,  wie  beim  persönlichen  Grandbeste 
beim  Klein-  wie  beim  Grossgrundbesitz  hervorrufen.  Auf  diese  üRaA» 
haben  wir  jetzt  einzugehen. 

Die  allgemeine  Ursache  ist  der  niedrige  Stand  der  geistif- 
sittlichen  Entwickelung  der  niederen,  wie  auch  der  höheren  Be- 
völkerungsschicht, die  in  dieser  oder  jener  Art  auf  die  Landwirthsckik 
angewiesen  ist.  AU'  die  Klagen,  die  heute  über  die  sorglose  Whibscbaft«* 
führung  der  Bauern  laut  werden,  waren  in  früheren  Zeiten  in  We^- 
europa,  wo  der  Bauer  bereits  individuellen  Grundbesitz  hatte,  an  i^ 
Tagesordnung.  Der  russische  Bauer  befindet  ach  heute  in  Betreff  der 
Pflege  der  geistigen  Entwickelung  in  einer  weit  ungünsügerea  Lage  il' 
der  westeuropäische  Bauer  im  vorigen  und  im  Anfang  dieses  Jahrhoi' 
derts:  abgesehen  von  der  Schulbildung,  die  in  Rossland  ungeachtet  ^"i^'^ 
erfreulicher  Versuche  noch  sehr  im  Argen  liegt,  fehlt  es  an  dem  £fl^ 
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der  gebüdeten  Landwirtiie,  die  der  bäuerlichen  Wirthschaft  zum  Vorbild 
2U  dienen  haben.  Mit  leider  nur  ganz  geringen  Ausnahmen  hatten  die 
<}Qtsbesitzer  vor  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  sich  herzlich  wenig  um 
die  eigene  Landwirthsdiaft  bekümmert  In  den  nördlichen  Landstrichen, 
wo  fast  ausschliesslich  das  Land  an  die  Bauern  verpachtet  war,  kümmerten 
«ch  die  Gutsbesitzer  gar  nicht  um  die  Wirthschaftsführung  der  Bauern, 
aber  auch  wo  Frohnwüthschaft  herrschte,  wie  im  Gebiet  der  Schwarzerde, 
kmflhten  sich  weder  die  Gutsbesitzer  noch  deren  Vertreter  im  Grossen 
und  Ganzen  darum,  die  Bauern  an  eine  sorgfältige  Bestellung  des  Bo- 
dens etc.  zu  gewöhnen  und  überhaupt  einen  erzieherischen  Einfluss  auf  die 
Baaem  und  ihre  Wirthschaft  zu  üben.  Dort  wie  hier  ward  in  altherge- 
brachter Weise  der  Ackerbau  betrieben.  Nach  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft ist  es  in  dieser  Beziehung  kaum  besser  geworden^).  Nur  spo- 
radisch finden  wir  gutsherrliche  Wirthschaften,  die  den  Bauern  zum 
Vorbild  für  die  Verbesserung  des  eigenen  Betriebes  dienen  können. 
^vx  ganz  ausnahmsweise  wird  die  Wirthschaft  auf  den  Gütern  besser 
gefUfft  als  auf  dem  bäuerlichen  Gemeindeland.  Die  zumal  in  den  ersten 
Jahren  nach  dem  Emanzipationsgesetz  vom  19.  Febr.  1861  vielfach  unter- 
üoiiunenen  Versuche,  „rationellen^^  landwirthschafOichen  Betrieb  mit  den 
neaesten  und  vollkommensten  Maschinen,  ausländischem  Vieh  etc.  einzu- 
Ahren,  missglüekten  im  Grossen  und  Ganzen  überall,  was  in  dem  Bfangel 
landwirthschaftlicher  Kenntnisse,  Ökonomischer  Einsicht  etc.  seine  Er- 
kläning  findet,  und  die  Bauern  nur  noch  misstrauiscber  gegen  jede 
^'euerung  machen  konnte. 

Der  niedrige  Stand  der  Ackerbauer  wird  auf  diesem  Niveau  durch 
andere  Umstände  erhalten,  die,  zum  Theil  durch  den  niederen  Stand  der 
geistig-sittlichen  Entwiekelnng  des  Volkes,  in  dem  Mangel  an  Ffirsoi^e 
for  die  Entwickelung  der  wirthschaftlidien  Production  Seitens  der  Staats- 
legiemng,  der  Landschaft  und  der  Gemeinde  und  in  d^,  um  einen  kurzen 
Ausdruck  zu  gebrauchen,  wirthschaftlichen  Gesetzgebung  liegen,  die  die 
wirthschaftliche  Entwickelung  nidit  fördern,  sondern  vielfach  einengen 
^d  lähmen. 

Was  nützt  das  mit  gewaltigen  Mitteln  ausgeführte  weitverzweigte 
Eisenbahnnetz,  wenn  die  Znfuhrwege  fast  unfahrt)ar  sind,  der  Schnee  die 

h  Es  wäre  zwecklos,  die  reiche  Fluth  von  Schriften  und  Artikeln  (in  Zeit- 
schriften und  Tagesbl&ttem)  über  die  Lage  der  gutsberrlichen,  wie  der  bäuerlichen 
Wirthschaften  eimteln  anKofübren.  Die  Ore^ecTBeBHHe  3airacEH  bieten  seit  einem  Jahr- 
2ehnt  in  jeder  Nununer  mindestens  einent  h&nfig  awei  und  mehr  Artikel  Über  disse 
f  r^en,  sodann  Ciobo,  PyccKaji  Mhca,  Bicrnnsi  EipcoH,  PyccKaa  PiTi|  Aixo  und 
vüe  anderen  Monatsschriften.  Besonders  lehrreich  sind  die  Arbeiten  von  Engelhard, 
^latowratski,  Uspenski,  G.  Iwanow,  Trirogow,  Ssergei  Atawa  (Pseudonym:  OcByxinie, 
^eM  sich  fast  dnivh  den  ganzen  Jahrgang  1880  der  Orev.  San.))  Ertel,  Patechin, 
KrasQopolski,  Borisspw,  Woroponow,  Tscbaslawski,  Schtscherbina  etcjetc» 
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eiiudg  fahrbare  Strasse  herstelltl  Dazu  die  geringe  Vorsorge  der 
bahnverwaltungen  für  Unterdachbringen  und  rechtzeitige  Beföi 
des  Getreides.  Die  geringe  Ausbildung  des  Handelsverkehrs,  der  MaDgd 
an  geeigneten  Handelsplätzen,  die  Schwierigkeiten  des  Absatzes  der  Pro- 
ducte,  die  Schwierigkeiten!  ja  häufig  die  practische  UnmdgUchkeit,  die 
erforderlichen  geeigneten  Werkzeuge  und  Maschinen  in  der  Nähe  nad 
preiswürdig  zu  erhalten ,  die  geringe  Sicherheit  der  Person  und  de^ 
EigenthumS;  die  veraltete  Gesetzgebung,  die  in  allen  Zweigen  des  wirth- 
schafitlichen  Lebens  den  Unternehmungsgeist  beengt  und  lähmt  Wir 
können  alle  diese  Uebelstände,  deren  Zahl  leider  noch  nicht  erschöpft  ist, 
nicht  im  Einzelnen  auseinander  setzen,  sondern  haben  uns  mit  dem  Cob* 
statiren  derselben  zu  begnügen. 

Diese  Umstände  mussten,  zumal  bei  dem  niedrigen  Stande  der  geistig- 
sittlichen  Entwickelung,  um  so  verhängnissvoller  wirken,  als  die  rossiscfce 
Landwirthschaft  nach  der  Lage  der  ökonomischen  Bedingungen  in  dem 
Stadium  sich  befindet,  den  Uebergang  zu  rationelleren  WirthschaftssjateDcn 
vollziehen  zu  müssen:  hier  von  der  wilden  Brenn*  oder  Graswirthschaft 
zur  Dreifelderwirthschaft,  dort  von  der  einfachen  Dreifelderwirthsdoft 
zu  einer  höheren  Form  derselben  (mit  mehr  Düngung,  Arbeit,  besseies 
Geräthen  etc.)»  anderswo  von  der  Dreitelderwirthschaft  zur  Mehrfddff- 
wirthschaft  mit  Kleebau,  rationeller  Vieh-  und  Milchproduction  etc  ^• 

Dass  in  solchen  Uebergangsperioden  die  landwirthschaftlidieB  Vo- 
hältniss^  die  jenen  Uebergang  verlangen,  traurige  sind  und  der  Eeta- 
gang  nur  schwer,  mit  viel  Einbusse  an  Capital  und  Arbeit  sich  voUzxk* 
zeigt  die  Geschichte  der  Landwirthschaft  in  den  westeuropäischen  SlaAt^ 

Neben  dieser  allgemeinen;  grundlegenden  Ursache  besteht  eine  Beäe 
besonderer  Ursachen,  die  ohne  durch  den  Gemdndebesitz  bedingt  zu  s«b. 
die  tüaurige  Lage  der  bäuerlichen  Wirthschaft  und  die  Yerannung  der 
Bauern  in  den  unter  den  verschiedensten  ökonomischen,  Uimatixhen 
und  Bodenbedingungen  befindlichen  Landstrichen  vollständig  erküren- 

Ungeachtet  der  reichen  Fluth  von  Schriften  aller  Art  über  diese  i& 
Betracht  kommenden  einzelnen  Fragen  ist  erst  jüngst  eine  Abhamttni^ 
erschienen,  die  in  zusammenfassender  Weise  die  Gesanuntlage  der  bäner* 
liehen  Bevölkerung  als  Resultat  der  vielen  zusammen  wirkenden,  einand^ 
in  ihrer  Wirkung  verschärfenden  Factoren  darstellt  Es  ist  dieses  die  )äMS' 
sische  Arbeit  des  Professors  E.  D.  Kawelin ')  über  die  ^Bäuerliche  Fragcr 
Wie  jedes  Mal,  wenn  dieser  verdienstvolle  Mann,  dl>en80  ansgeieichDet  als 
Schriftsteller  und  Gelehrter  wie  als  Staatsmann  und  genauer  Kenner 
Landes  und  der  bäuerlichen  Verhältnisse  insbesondere,  das  Wort  in  den 


>)  K.  X*  KftBenu:   ^RpecnaBeKÜ  BOiipoc»**   im   Bicmn  SspoH,   18&1* 
Bd.  m  und  Yfll— XIL 
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so  complizirten  Fragen  der  Lage  der  Bauern;  wie  überhaupt  der  inneren 
Lage  des  Beichs  ergreift^  er  die  Erkenntniss  derselben  wesentlich  geför- 
dert hat,  sowol  durch  Aufstellung  der  richtigen  GesichtspttnctC)  wie  durch 
ebenso  scharfsinnige;  wie  besonnene  Abwägung  der  Einzelmomente;  so 
auch  in  dieser  letzten  Arbeit  Ohne  sich  durch  Lieblingsideen  und  ScMag- 
worte  der  Parteien  beeinflussen  zu  lassen,  geht  er  unbeirrt  seinen  geraden 
Weg  und  bietet  in  lichtvoller  Darstellung  ein  unanfechtbar  treues  Bild 
der  GesammtlagC;  wie  der  Wirkungen  der  einzelnen  Umstände.    Wir 
müssen  mit  Dank  anerkennen;  in  unseren  Studien  durch  seine  Schriften 
und  insbesondere  durch  diese  letzte  wesentlich  gefördert  zu  sein.    Und 
bat  diese  Abhandlung;  die  in  der  Gesellschaft  einen  tiefen  und  nach- 
haltigen Eindruck  hervorgerufen;  nicht  den  diesem  Eindruck  entsprechen- 
den Nachhall  in  der  Literatur  gefunden;  so  erklärt  es  sich  aus  dem  Um* 
Stande,  dass  er  keiner  Partei  zu  Gefallen  geschrieben  hat   Die  reactio- 
näre  gutsbesitzerliche  Partei  hörte  ihr  verdammendes  Todesurtheil  über 
ihr  GebahreU;  das  um  so  gewaltiger  wirken  musste,  als  das  Urtheil  frei 
von  jeglicher  Uebertreibung  ist;  wie  selten  in  der  russischen  Literatur, 
besonnen  und  massvoll  gehalten;  das  Gepräge  der  Wahrheit  an  sich  trägt. 
Den  Slavophilen  —  zumal  der  älteren  Schule  mit  bauemfreundlichem 
Character;  weniger  der  neueren  Ausartung  jener  Partei;  die  als  ;;Bojaren'^- 
freunde  zu  bezeichnen  wäre  und  den  gutsbesitzerlichen  Interessen  mehr 
als  denen  der  Bauern  dient  —  den  Slavophilen  war  die  Stellung;  die 
Professor  Kawelin  den  Bauern  in  dem  russischen  Staatswesen  und  seiner 
EntWickelung  mit  Recht  zuweist;  sehr  genehm:  hat  er  doch  in  dieser 
Arbeit  erst  nachgewiesen,  was  jene  Partei  nur  unklar  gefühlt,  vergeblich 
gesucht  und  nicht  gefunden  hattC;  d.  h.  die  besondere,  providentielle  Stel- 
lung und  Aufgabe;  die  dem  russischen  Volk  in  dem  Gange  der  Weltge- 
schichte obliegt.   Aber  war  dieser  erste  und  bedeutendste  Kämpe  gegen 
das  Slavophilenthum  seit  seiner  Entstehung  verhasst;  so  zeigte  er.  sich 
auch  in  dieser  Studie  als  ;;Westling^,  mit  dessen  westeuropäischen  For- 
derungen sie  sich  nicht  befreunden  mochten;  wie  schwierig  gegen  die- 
selben, als  auf  genauer  Kenntniss  der  thatsächlichen  Verhältnisse  beru- 
hend und  aus  dieser  hervorgehend,  auch  zu  kämpfen  wäre.    Und  was 
den  Slavophilen  gefiel;  fand  keinen  oder  wenig  Anklang  im  Lager  der 
Liberalen.    Dazu  kommt;  dass  Kawelin's  Standpunct  in  mehreren  und 
wesentlichen  Specialiragen  mit  den  herrschenden  Anschauungen  dieser 
Partei,  wie  auch  der  in  socialökonomischen  Fragen  weiter  links  stehen- 
den Partei  widersprach;  so  in  der  Frage  der  erforderliehen  Ausdehnung 
des  BaoerlandeS;  der  Stellung  der  Bauern  zur  Regierung,  des  Gemeinde- 
besitzes etc.   So  erklärt  es  sich,  dass  diese  Arbeit  Kawelin's,  ungeachtet 
ihres  bedeutungsvollen  Eindrucks  auf  die  Gesellschaft,  in  der  Literatur 
theils  todtgeschwiegen,  theils  mit  einigen  lobenden  Bemerkungen  abge- 
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than  oder  auch  hier  und  da  Einiges  aus  ihr  herausgegriffen  wurde,  ns 
in  dieser  oder  jener  Weise  oommentirt  zu  werden.  An  geeigneter  Stdk 
konunen  wir  auf  dieise  Schrift^  soweit  sie  direet  oder  indireet  den  Ge- 
meindebesitz berührt,  wiederholt  zurück  und  bemeirkeni  dass  wir  h! 
der  Darlegung  der  Ursachen  der  heutigen  Läge  der  Bauern  viel&ch  är 
folgen  und  sie  mit  Beweismittebd  verschiedener  Art  bellen  und  ergäBzo. 
Neben  der  allgemeinen  Ursache  des  niedrigen  Standes  der  geisü?- 
sittlichen  Entwickelung  des  Volkes  treten  vornehmlich  folgende  Umcka 
lietvor,  die  die  heutige  ökonomische  Lage  der  Bauern  ergeben: 

1)  Die  Stellung  der  Bauern  zu  der  öffentlichen  Gewalt 

2)  Zu  gering  zugemessener  LandantheiL 

3)  Zu  hohe  Ablösungs-  resp.  Pachtzahlungen  für  das  Gemeinddisi 
sowie  der  Steuerdruck. 

4)  Ungünstige;  d.  h.  ungeeignete  Abgrenzung  des  Gemeindehoda 

5)  Familientheilungen. 

6)  Solidarische  Haft  und  Art  der  Beitreibung  der  Rückstande,  doen 
Wirkung  durch  das  Bestehen  aller  oder  mehrerer  der  genaostoi  M^ 
st&nde  verstärkt  wird. 

Wir  gehen  jetzt  auf  die  Darlegung  dieser  Ursachen  und  deren  W 
kungeu;  soweit  es  unsere  Aufgabe  sein  kann,  näher  ein. 


Zweites  Kapitel 

Die  Stellnng  der  Bauern  zu  der  öffentUehen  Oemlt 

Ein  sehr  wichtiger  Umstand,  der  in  bedeutendem  Masse  die  odäm^ 
ökonomische  und  sociale  Lage  der  Bauern  mit  hervorgerufen  hat,  "^ 
die  durch  die  bäuerlichen  Emandpationsgesetze  geschaflfone  Stellung  ^ 
Bauern  zu  den  Autoritäten,  der  Regierung,  dem  Staat  Die  Emandfi' 
tionsgesetze  brachten  der  bäuerlichen  Bevölkerung  die  staatsbfligertick 
Freiheit.  Aus  fast  rechtlosen  Ldbeigenen  und,  was  die  Domänen-  imi 
Apanagenbauem  anbetrifft,  aus  der  Beamtenwillkür  prrisgogebenen  Met- 
sehen  wurden  sie  plötzlich,  ohne  eine  eigentliche  Uebergangsperiode,  t^ 
freien  Staatsbürgern.  Das  Gesetz  sprach  die  Bauern  frei:  sie  soUtQ 
sich  selber  helfen,  die  Begierung  fühlte  sich  jeder  Verpflidiftang  estj 
hoben,  für  das  Wohlergehen  der  bisher  unter  dem  stärkstoi  DnK^ 
lebenden  Bauern  zu  sorgen. 

Demgemäss  gestalteten  sich  die  Verhältnisse  der  Banern  ii  folgeii 
der.  Art: 
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Vor  Aufhebimg  der  Leibeigenschaft  and  Abschafiong  der  Bevor- 
londong  der  Domänen-  und  Apanagenbaaem  durch  Regierangsbeamte 
atten  die  Baaem  in  der  Person  des  Gutsbesitzers  und  der  betreffenden 
eamten  ihre  natdrliehen  Vertheidiger  in  allen  sie  berührenden  Ange- 
genheiten.  Jetzt  sind  sie  auf  ihre  eigene  Kraft  und  ihre  eigene  Ein- 
dit  angewiesen  und  sie  haben  Niemanden,  an  den  sie  sich  um  Hülfe 
id  Schutz  wenden  können,  wobei  es  ihnen  aber  durchaus  nicht  an  In- 
anzen,  die  sie  beaufsichtigen  und  controliren  sollen,  fehlt  Dem  In- 
itat  der  Friedensvermittler,  das  das  Gesetz  v.  19.  Februar  1861  schuf, 
g  eine  solche  Aufgabe  ob;  ihre  Hauptaufgabe  bestand  aber  in  der 
lendlichen  Regelung  der  agrarischen  Beziehungen  der  Bauern  zum 
utBherrn,  sowie  in  der  administrativ-judiciären  Controle  über  die  länd- 
chen Gemeinden  und  Wolosta  Diese  letztere  hier  in  Betracht  kom- 
ende  wichtige  Gompetenz  wurde  durch  das  Gesetz  vom  27.  Juni  1874^ 
IS  das  Institut  der  Friedensvermittler  in  den  Gouvernements,  in  denen 
ie  Landschafts-  und  die  Friedensrichterinstitution  eingeführt  sind,  auf- 
ob^),  der  neugeschaffenen  Kreisbehörde  für  bäuerliche  Angelegenheiten 
bertragen.  Erwies  sich  schon  die  Thätigkeit  der  Friedensvermittler  in 
ieser  Beziehung  als  nicht  hinreichend,  so  hat  diese  Ivreisbehörde  voU- 
andjg  Fiasco  gemacht,  wie  allseitig  anerkannt  wird;  die  Staatsregierung 
3schäftigt  sich  zur  Zeit  mit  der  Beform  dieses  Instituts  und  verlangt 
^Q  den  Landschaften  Gutachten  über  die  beste  Art  der  Controle  der 
ioerlichen  Gemeinde.  Der  Hauptmangel  dieser  Behörde,  der  eine  zweck- 
itsprechende  Beaufeichtigung  der  bäuerlichen  Selbstverwaltung  etc.  un- 
5glich  macht,  liegt  in  dem  Umstand,  dass  diese,  die  aus  dem  Kreis- 
lelsmarschall,  dem  sogen,  beständigen  Mitgliede,  dem  Kreispolizeiherm  und 
m  Präsidenten  des  Kreislandschaftsamtes  besteht,  nur  eine  Person,  da» 
ständige  Mitglied,  besitzt,  die  sich  vollständig  dieser  Aufgabe  widmen 
im.  Es  übersteigt  aber,  auch  das  beste  Wollen  und  Können  voraus- 
setzt, die  Arbeitskraft  eines  Mannes,  auf  einem  so  ausgedehnten  Terri- 
rium,  wie  der  Kreis  es  ist,  in  geeigneter  Weise  die  Controle  und  Be- 
^chtigung  der  ländlichen  Gemeinden  zu  üben.  Dazu  kommt,  dass 
s  Verfahren  in  dieser  Behörde  ein  schwerfalliges  ist.  Diese  Beaufiich- 
[ung,  die  zudem  keinerlei  Schutz  der  Bauern  in  sich  schliesst,  hat  sich 
3  eine  unwirksame  erwiesen. 

An  beaufsichtigenden  Instanzen  sind  noch  anzuführen:  Die  Polizei^ 
5  Kreislandamt,  die,  mit  anderen  Aufgaben  in  erster  Linie  betraut,  sich 
gleicher  Weise  nicht  als  geeignet  hierzu  zeigen. 

Doch  es  handelt  sich  nicht  idlein  um  die  controttrende  Beau&ich- 


')  Die  anderen  Competenzen  der  Friedensvennittler  gingen  auf  die  gerichtlichen, 
lizeflichen  und  Notaritats-Institutionen  aber. 
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tigung  der  ländlichen  Gemeinden^  sondern  auch  um  die  geeignete  Be- 
schützung  und  Unterstützung  sowol  der  Gemeinden  als  auch  der  m 
zelnen  Bauern  in  erforderlichen  Fällen. 

Während  z.  B.  früher  der  Gutsbesitzer  und  die  Beamten,  unter  der» 
Schutz  die  Bauern  sich  befanden,  beim  Civil-  wie  beim  Criminalgetidt 
den  Bauer  vertraten  und  unterstützten,  ist  jetzt  Niemand  da,  der  si^ 
vertheidigt.  Sie  sind  ihrer  eign^i  Kraft,  Einsicht  und  ihren  eignen  Uiti 
teln  überlassen,  was  insbesondere  beim  Civilgericht  mit  seinem  jetzig^ 
streng  formal-juristischen  Verfahren  zu  Ungunsten  der  Bauern  häufig  zu 
Tage  tritt:  sie  verlieren  ihre  Processe,  wenn  auch  das  Recht  auf  ühttti 
Seite  ist.    Es  geht  das  Niemanden  weiter  an! 

Der  Mangel  jeder  Beschützung  und  Unterstützung  der  Bau^n  tzitt 
besonders  grell  in  dem  wirthschaftlichen  Leben  derselben  zu  Tage«  Vor 
der  Emancipation  der  bäuerlichen  Bevölkerung  Hessen  es  sich  äe  Guts- 
besitzer angelegen  sein,  bei  Zunahme  der  Bevölkerung  neues  Laad  zq- 
zutheilen.  War  solches  auf  dem  betreffenden  Landgut  nicht  mdir  vor- 
handen, so  kaufte  der  Gutsbesitzer  Land  zu,  um  die  überschfissigeBBaoen, 
die  auf  dem  Landgut  keine  volle  Verwendung  finden  konnten,  ausnisiedeiiL 
oder  er  siedelte  sie  eventuell  auf  Güter  über,  die  er  in  einem  and^r^iKrei;« 
oder  Gouvernement  hatte  und  wo  noch  Baum  zur  Ansässigmachimg  w- 
banden  war.  Schon  das  nächste,  pecuniäre  Interesse  bewog  den  Ghb^- 
herrn  zu  einem  solchen  Verfahren:  je  productiver  die  Arbeitskraft  smer 
Leibeigenen  verwandt  wurde,  um  so  mehr  wuchsen  seine  EiokUk. 
Dasselbe  Verfahren  schlug  der  Staat  ein.  Ein  altes  Gesetz  hesämi, 
dass,  wenn  das  Gemeindeland  nicht  mehr  eine  bestimmte  Anzahl  ^0» 
Dessätinen  pro  Seele  ausmacht,  die  Gremeinde  das  Recht  hat,  um  ^ 
Aussiedelung  eines  Theiles  der  Bauern  auf  freies  Domänenland  zu  peti- 
tioniren.  Diesem  Gesuch  wurde  stets  gewillfahrt,  da,  w^m  auch  ^^ 
Erste  Freijahre  und  andere  Vergünstigungen  (auch  directe  Unterstützooia 
den  Aussiedelnden  zu  bewilligen  waren,  in  Kurzem  die  Abgaben  w< 
Pachtzahlungen  bedeutend  stiegen.  Auch  die  Gutsbesitzer  scheuten  derj 
artige  Ausgaben  (Uebemahme  der  von  den  Bauern  zu  zahlenden  Steuem  etd 
nicht,  um  in  den  später  eintretenden  Mehrzahlungen  eine  reiche  w 
Schädigung  zu  erlangen.  Auf  diese  Weise  sind  viele  Gouvernements  erd 
besiedelt  worden.  Auch  richteten  die  Gutsbesitzer  zur  rentabeleren  Ver 
werthung  der  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Arbeitskraft  Fabriken  und  aod^ 
gewerbliche  Etablissements  ein  und  ergi'iffen  hierzu  andere  MassiuüuB^' 
aller  Art  Nach  der  Emancipation  der  Bauern  aber  sorgt  in  dieser  1^ 
Ziehung  Niemand  mehr  für  die  Bauern,  falls  das  ihnen  zugeiheilte  Un^i 
nicht  mehr  hinreicht  Wie  weit  diese  partielle  üebervölkerung  verbP'i' 
tet  ist,  werden  wir  an  anderer  Stelle  zu  beleuchten  haben.  Ausserde» 
besteht  aber  noch  eine  Reihe  beengender  Gesetzesbestinamungen.  «i»« 
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las  Ausscheiden  aus  dem  Gemeindeverband  um  so  schwerer  macht,  je 
Iringender  der  Landmangel  sich  fäUbar  macht  Auch  hierauf  kommen 
fir  an  anderer  Stelle  zu  sprechen. 

Frühar  bemühten  sich  im  eigensten  Interesse  die  Grutsbesitzer  und 
iie  Behörden,  denen  die  Domänen*Apanagen-  etc.  Bauern  unterstellt  waren, 
ianuD,  dass  die  Last  der  Steuern  und  Naturalleistungen  nicht  zu  drückend 
mde.  Jetzt  kümmert  sich  Niemand  darum  und  die  Abgaben  haben  sich 
biiifig  um  das  Fünf&che  und  noch  mehr  vermehrt 

Früher  konnte  sich  der  Bauer  bei  einem  ausserordentlichen  Unglücks* 
hU  (Ueberschwemmung,  Vieh&Uen,  Pfetdediebstahl,  verschiedene  Unglücks- 
^e,  die  nicht  einen  ganzen  Landstrich,  sondern  nur  ein  Dorf  oder  einen 
bäuerlichen  Hof  betrafen)  an  den  Gutsbesitzer  um  Hülfe  wenden:  um  den 
Bof  nicht  verfallen  zu  lassen  und  dadurch  bleibend  in  seiner  Einnahme  ge* 
9d)ädigt  zu  werden,  leistete  der  Gutsbesitzer,  wenn  andere  Motive  ihn 
nicht  dazu  leiteten,*  im  eignen,  persönlichen  Literesse  die  erforderliche 
nnterstützung.  Heute  leistet  die  Landschaft  und  unter  Umstanden  der 
Staat  Beihülfe  nur  in  Fällen  allgemeiner  Calamitäten,  die  ganze  Land- 
striche betreffen,  und  zwar,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  nicht 
nüt  der  genauen,  speciellen  Kenntniss  dessen,  wo  wirklich  und  in  welchem 
Mass  die  Noth  vorhanden  ist  So  stundete  oder  erliess  der  Grundherr 
seinen  Bauern  einen  Theil  oder  gar  den  ganzen  Jahresbetrag  ihrer  Pacht- 
Kählongen  und  entrichtete  aus  eignen  Mitteln  die  ihnen  obliegenden  Steuern 
^i  Missemten,  verheerenden  Feuersbrünsten  etc.,  um  ihre  Leistungskraft 
hr  die  Zukunft  nicht  zu  zerstören.  Heut'  zu  Tage  werden  mit  der  grössten 
Rücksichtslosigkeit,  ohne  Sich  irgend  wie  um  die  Zukunft  der  Betroffenen 
EU  künunem,  die  Steuerrückstande  von  der  Polizei  beigetrieben.  Selbst 
^e  im  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  (Art  127  des  Allg.  Gesetzes)  als 
ücht  dem  Verkauf  zur  Deckung  von  Steuer-  und  Ablösungsrückständen 
iQiterliegenden  da  für  den  Wirthschaftsbetrieb  unbedingt  erforderlichen 
(^genstände  gelangen  nur  zu  häufig  zum  öffentlichen  Ausbot  Solches 
Schiebt,  wo  eine  Stundung  oder  selbst  ein  Erlassen  der  Rückstände 
Dicht  aUein  im  Literesse  der  Bauern  geboten  erscheint,  sondern  auch  im 
bteresse  des  Fiscus,  da  durch  jenes  Verfahren  die  Steuerkraft,  die  Zablungs- 
^aft  der  Bauern  auf  viele  Ja^e  hinaus  gebrochen  oder  mindestens  stark 
geschwächt  wird.  Doch  um  solche  Dinge  kümmern  sich  leider  nur  zu 
^%  die  Beamten,  höhere  und  niedere,  nicht  Ihr  Ziel  ist  nur,  ihren 
^<)rgesetzten  als  pflichteifrige  Beamte  zu  erscheinen  und  für  erfolgreiche 
^eitreibmig  von  Bückstanden  Orden  und  andere  Belohnungen  und  Aus- 
zeichnungen zu  erhalten. 

Diese  Auseinandersetzung  soll  jedoch  nicht  als  ein  Loblied  auf  die 
«teZeit,  auf  die  Leibeigenschaft  und  die  Bevormundung  aufgefasst  werden. 
^i«se  ist  längst  gerichtet    Wieviel  Unterdrückung  und  Willkür  ge- 
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scbahen  sieht  unter  dem  Vorwand  der  FOrsorge  für  das  WohlergeheD  der 
Bauern!  Es  soll  damit  nur  der  Fehler  im  Emandpationsgesetz  dargeüun 
werden;  der  die  ungebildete^  durch  Jahrhunderte  langen  Druck  aller  Art 
verwilderte  Mas^  der  Bauern,  die,  wenn  überhaupt  des  Lesens  kundige 
bei  Weitem  nicht  immer  im  Stande  waren,  mit  Yerstandniss  das  Gesell 
zu  lesen,  plötzlich  zu  freien  Staatsbürgern  machte.  Es  liegt  dieses 
Fehler  die  falsche,  leider  sdur  yerbreitete  Voranssetzang  zu  Grunde,  im 
brauche  einer  Bevölkerung  nur  Rechte  zu  verleihen,  um  diese  sogieick 
fähig  zu  machen,  die  Bechte  zu  verstehen,  auszuüben  und  erforderiidia 
Falls  energisch  zu  vertreten.  Man  erkannte  die  durch  die  Geschiebe 
hinreichend  bewiesene  Wahrheit  nicht  in  ihrer  ganzen  Tragweite,  das$ 
der  Mensch  zur  Freiheit  erst  erzogen  werden  muss,  dass  ^hecale^^  Gesetxe 
ein  unter  Knechtschaft  und  Bevormundung  Jahrhunderte  hindurch  seafres- 
des  Yolk  nicht  plötzlich  zu  einem  freien,  in  der  Freiheit  sich  aelM  f^ 
herrschenden  und  beschränkenden,  und  in  der  Freiheit  selbsttUtige& 
Volke  umstempeln  können.  Ein  solches  Volk  bedarf  in  der  ersten  Zeit 
noch  der  verständigen  Leitung  und  der  Fürsorge,  die  jedoch  nicht  za 
einer  Bevormundung,  die  nur  zu  befehlen  weiss,  ausarten  darf.  Nor  mit 
zunehmender  Bildung  und  mit  freier  (aber  unter  gesetzlicher  Cootiok 
stehender)  Selbstverwaltung  kann  das  Volk  zu  einem  freien  herangetoges 
werden.  Eine  Reihe  neuer  sittlicher  Begriffe,  ja  eine  ganz  neue  Beete- 
anschauung  muss  sich  erst  im  Volke  ausbilden,  ehe  es  zu  einem  freien  in^ 
Dieser  Mangel  an  Fürsorge  für  die  emancipirten  Bauern  schädig 
sie  in  ökonomischer  Beziehung,  wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  9^ 
empfindlich.  Sie  geriethen  und  gerathen  bei  ihrfir  Unbildung  und  Amat^i 
nur  zu  leicht  in  die  Abhängkeit  wohlhabender,  in  ihren  Mitteln  zorVer-i 
mehrung  ihres  Reichthums  nicht  wählerische  Leute  —  sowohl  von  Gt^ 
meinde  genossen ,  G^Kulaki'^,  „Mirojedy^^  —  „Gemeindefresser^  als  voal 
anderen  Personen  (Schankwirthen,  Wucherern  etc.).  Auch  die  Guts- 
besitzer, die  früheren  Leibherren,  wissen  leider  nur  zu  häufig  die  Lag«  i^ 
Bauern  auszunutzen  und  die  aufgehobene  juridische  Abhängigkeit^dunk 
eine  ökonamisrhe  Abhängigkeit  zu  er6etzen,diehäufig  zu  einer  noch  drdcko* 
deren,  rücksichtsloseren  geworden  ist,  da  weder  eine  Verpflichtung  nodl 
eignes  Interesse,  wie  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft,  sie  veranlasst,  <üri 
Bauern  zu  schonen*^)  Ja  ihre  Armuth  und  Abhängigkeit  vom  Gutsbestzer.i 
häufig  dem  einzigen  Arbeitgeber,  brachte  diesem  nur  Vortheik^  keine  Xsdh 
theile  (wie  früher,  wo  er  die  hungernden  Leibeignen  zu  füttern  hatte;:  y 

>)  Ein  greUes  Licht  auf  diese  Verh&ltiiisse  warf  der  am  17.  Dec  1880  mbu- 
delle  Process  gegen  „aafralirerische  Bauern*',  die  in  die  volle  Knechtschaft  ^ 
Herrn  Fischer,  Verwalters  eines  Landgutes  des  Grafen  Bobrinski  gerathen  war.  (^ 
Yertheidigungsrede  des  Advocaten  Plevako  findet  sich  in  der  Zeitaehriit  nPyc^>^ 
ÜBcn"  1881,  Bd.  D. 
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rmer  die  Bauern,  desto  billiger  die  Arbeitskraft  zur  Bestellung  der  guts- 
errlichen  Ländereien. 

Wir  haben  hier  eine  Bemerkung  einzuschieben.  Es  ist  auffallend 
od  für  die  bezflglichen  Verhältnisse  jener  Zeit  characteristisch,  dass  zur 
dt  der  Vorberathnngen  zur  Emancipation  der  Bauern  wie  auch  in  den 
ijgenden  Jahren  von  bauemfreundlicher  Seite  sich  keiuQ  Stimme  erhebt 
-  in  der  so  reichen  Literatur  jener  Zeit  habe  ich  nichts  derartiges  ge- 
mden  — ,  die  für  eine  geeignete,  das  gesammte  Leben  der  Bauern  um* 
issende  Fürsorge  eintritt  Theils  erklärt  sich  diese  Erscheinung  aus 
er  verbreiteten  Herrschaft  der  Manchesterschule,  die  nur  Freiheit  und 
reiheit  verlangt  und  hierin  allein  die  Bürgschaft  für  ein  fröhliches 
edeihen  der  wirthschaftlichen  Entwickelung  sieht,  theils  aus  der  Befürch* 
mg,  dass  eine  derartige  Fürsorge  —  bei  dem  gegebenen  Personal  für 
eamte  und  dem  recht  unverschleiert  auftretenden  Gebahren  der  An- 
uiger  der  Leibeigenschaft  —  leicht  zu  einer  anders  gearteten  Unter- 
rückong,  die  die  frühere  Leibeigenschaft  in  anderem  Gewände  herstellen 
öiinte,  führen  würde,  und  vollends  fürchtete  man  aus  diesem  Grunde 
rgend  welche  öffentlichrechtliche  Beziehung  (Bildung  einer  Gesammt- 
emeude  etc.)  zwischen  Gutsherren  und  Bauern  zu  schaffen.  Auf  diese 
ücke  nnd  diesen  Fehler  im  Gesetz  vom  19.  Februar  habe  ich  mehrfach  in 
?iD  ersten  Bande -dieses  Werkes  hingewiesen.  Erst  in  den  letzten  Jahren, 
s  die  ökonomische  und  sociale  Lage  der  Bauern  eine  stetig  trostlosere 
u'de,  lassen  sich  in  der  russischen  Literatur  Stinunen  in  dieser  Rich- 
&g  vernehmen.  Eine  exacte,  gründliche  Darlegung  dieser  Principien- 
^e  hat  aber  erst  der  verdienstvolle  Professor  K  D.  £[awelin^)  in  der 
wähnten  vortrefflichen  Abhandlung  über  die  bäuerliche  Frage  gegeben. 

Unter  solchen  Umständen  kann  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  auch 
s  bäuerliche  Selbstverwaltung  in  der  Gemeinde,  in  der  Wolost  und  im 
olostgericht  an  vielen  Gebrechen  leidet  und  nicht  mustergültig  functionirt 


Drittes  EapiteL 

Za  geringer  LandantheiL 

1.  OeschiohtUches.^) 

Das  Kaiserliche  Bescript  vom  2.  (14.)  Nov.  1857  an  den  General- 
Qvemear  der  nordwestlichen  (lithauschen)  Gouvernements,  General- 

^)  ,^pecTMHCBift  Bonpoci",  Artikel  1,  BicTHm  EsponB,  Mftrz  1881,  pag.  19—46. 

')  AIb  hauptsächlichste  Quelle  dient  uns  das  monumentale  Werk  Ton  A.  Skre- 
l^ij:  KpecTMECKifi  x^jio  n  i^apcTBOBanie  HxnepaTopa  AieKcaiixpa  II,  MaTepiara 
I  iCTopim  ocBo6osxeBui  xpeciMBi,  Bonn  1862^68  in  fünf  starken  Bänden.    Erst 

▼•  K««itiar,  Octebielit«  md  Kritik  des  Qtmeiadebesitsai.  IL  10 
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a^jutanten  Nasimow  (in  Anlass  des  tom  Adel  dieser  Gouvernements  tot- 
gelegten  Gesuches  zur  Ergreifung  von  Massregeln  zur  Verbesserung  der 
Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung)  ist  bekanntlich  die  nächste  äussere 
Veranlassung  zur  Inangrifihahme  des  von  der  Staatsregienmg  bereit"; 
geplanten  grossen  Werkes  der  Emancipation  der  bäuerlichen  Bevölkenmg 
gewesen.  Bereits  in  diesem  Rescript  war  der  Grundsatz  zum  Ausdruck! 
gelangt;  dass  den  Bauern  das  nach  den  localen  Bedingungen! 
erforderliche  Quantum  an  Land  zur  Sicherstellung  ihres  Unter-! 
haltes  und  ihrer  Verpflichtungen  an  den  Staat  und*  die  Guts-! 
besitzer  zuzutheilen  sei.  Dieser  Grundsatz  wird  späterhin  wieder-' 
holt  als  ein  bei  Durchführung  der  Reform  massgebender  ausgesprochen ! 

Im  Nachfolgenden  bieten  wir  auf  Grundlage  der  offiziellen  Mlt^ 
rialien  eine  Darlegung  dessen ,  wie  die  Gouvemements-Gomitä  (ans  Ver- 
tretern des  grundbesitzenden  Adels  bestehend'^  die  Deputirten  derselben 
und  die  Redactions-Gommissionen  diese  Frage  lösten. 

Zur  Bestimmung  der  Grösse  des  den  Bauern  zuzutheilenden  Lasdes 
beantragten  die  einen  Gouvemements-Gomit^s  die  Aufstellung  einer  festes 
NonU;  die  anderen  traten  für  die  Belassung  des,  zur  Zeit  in  binerficher 
Nutzung  befindlichen  Landes  an  die  Bauern  ein.  Von  den  erstercs 
Gomit^  setzten  einige  eine  gleiche  ^)  Normalgrösse  für  sämmtliche  Luär 
guter  des  Gouvernements  fest,  und  zwar  die  Gomit^s  der  Goavemenuft«- 
Tula  (Majorität)  3  Dessätinen  pro  Täglo,  Pensa  5  Dess.  pro  Täglo,  i« 
der  Ablösung  des  Bauerlandes  aber  2^4  pro  Seele,  Olonez  6Vs  I^ 
pro  Täglo  (darunter  2  Dess.  Wald),  Tula  (Minorität)  1  Dess.  pro  Sech. 
Kursk  (die  Majorität  und  10  Mitglieder)  1  Dess.  300  D  Faden  pro  Sede. 
Kasan  1 V2  Dess.  pro  Seele  (das  Mitglied  Trubnikow  für  landreiche  Güter 
3V9  Dess.,  für  mittelreiche  2V9  Dess.  pro  Seele,  für  landarme  Gut«r 
aber  den  bestehenden  Landantheil),  Orel  2V9  Dess.  pro  Seele  (das  Mit- 
glied Bumaschew  3  Dess.  pro  Seele  oder  den  bestehenden  LandastheU 
nach  Ermessen  des  Gutsbesitzers),  Kaluga  2^Iq  Dess.  pro  Seele,  Ssimbirsk 
für  landreiche  und  mittelreiche  Güter  IVa  Dess.  pro  Seele,  für  landanDi 
Güter  aber  die  Hälfte  des  gesammten  Acker-  und  Wiesenareals  de« 
Gutes,  Poltawa  IVa  Dess.  pro  Seele,  Woronesh  3  Dess.  pro  Täglo  mJ 
Vi  Dess.  Wiesen-  und  Weideland,  Nowgorod  (Majorität)  5  Dess.  pit 
Täglo.  Ausser  der  angegebenen  Norm  sprach  das  Kasaner  Comit^  1  De^^ 
auf  16  Seelen  in  landreichen,  auf  32  Seelen  in  mittelreichen  Gütern  nsd 

in  jüngster  Zeit  ist  in  der  russischen  Literatur  eine  historische  Darlegung  dxsifr 
Verhandlungen  erschienen:  H.  HBamovoBi:  Pon  npaBsrex&CTBa,  xiopaem  ■  an 
paTypu  VL  KpecTbjiHCKoft  pe<|»opiit  erst  in  den  Ore^ecT.  San.  1880  and  1881  erscfaieBt^ 
dann  in  Buchform.  Deutsche  Leser  verweisen  wir  auf  die  vortreffliche  Schrift  «Set 
Prof.  J.  Engelmann:  Die  Entstehung  und  Aufhebung  der  Leibeigenschafl  in  Roir 
land,  in  der  Balt.  Monatsschr.  IB80  u.  1881. 
»)  Skrebiaky,  1.  c.  Bd,  ü,  pag.  7—16. 
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%  des  Landantheils  —  zur  gemeinsamen  Bestellung  durch  die  Ge- 
leinde  —  ohne  Gegenleistung  Seitens  der  Bauern  zum  Unterhalt  Yer- 
rQppelteTi  Wittwen  und  Waisen  zu. 
Andere  Comitfo  wiederum  stellten  verschiedene  Normen  auf^  und  zwar: 

1)  je  nach  der  verhältnissmässigen  Grösse  des  Landes  (d.  h.  nach 
m  Verhältniss  des  Landes  zur  Grösse  der  Bevölkerung)  drei  Normal- 
Sern  (für  landreiche,  mittelreiche  und  landarme  Güter):  Tambow  IV^i 
'4  und  1  Dess.  pro  Seele ,  sieben  Mitglieder  des  C!omit^  Kursk  2,  l^a 
id  1  Dess.  pro  Seele,  Perm  4|  3,  2  Dess.  pro  Seele  und  ausserdem 
me  Gegenleistung  Seitens  der  Bauern  2  %*  des  Landantheils  zum 
Dterhalt  Verkrüppelter,  Wittwen  und  Waisen,  St  Petersburg  9,  7  und 
D^s.  pro  Täglo,  Kostroma  bis  zu  3,  2Vt  und  1%  pro  Seele,  die  weiss* 
issischen  Mitglieder  des  Ciomitte  Witebsk  6—9,  5—6  und  4—5  Dess« 
0  Täglo,  Pskow  9,  7—9  und  5—7  Dess.  pro  Täglo,  Jarosslaw  3,  P/a 
id  1  Dess.  pro  Seele»  Wologda  (Minorität)  4,  3  Dess.  pro  Seele  und 
IT  landanne  Güter  den  bestehenden  Landantheil 

2)  nach  Kreisen  und  Zonen:  Orenburg  S^s  bis  5  Dess.  pro  Seele 
iid  ohne  Gegenleistung  2  ^/o  des  Landantheils  zum  Unterhalt  der  Wittwen, 
Waisen  etc.,  Jekaterinosslaw  2  Dess.  für  den  Kreis  Bostow,  sonst  3  Dess. 
ro  Seele;  Chersson  2,  3,  IVs  und  2V4  Dess.  pro  Seele^  Kasan  (die  Ma- 
«ritat  und  drei  Mitglieder)  stellte  8  Gruppen  auf:  für  7  Gruppen  IV4 
ä  3  Dess.,  für  die  achte  (Wiesenland)  Va— 1  I^^ss.  pro  Seele,  Taurien 
Gruppen:  gar  keine  Landzutheilung  für  die  Bauern  auf  den  kleinen, 
ndannen  Gütern,  die,  am  südlichen  Ufer  der  Krim  und  im  Gebirge, 
st  nur  aus  Gärten,  Weinbergen  etc.  bestehen,  auf  den  anderen  Gütern 
ond  5  Dess.  Nach  Kreisen  uud  Zonen  stellten  verschiedene  Norm- 
fern  noch  auf:  AstrachaUi  Charkow,  Wladimir  (Majorität)  und  Tscher- 
m  (Majorität). 

3)  nach  der  Beschaffenheit  der  Güter:  ob  in  nur  Ackerbau 
äbender,  ob  in  gewerbereicher,  ob  in  waldreicher  Gegend  belegen,  die 
mi6s  von  Nishnij-Nowgorod,  Moskau  und  Wätka. 

4)  nach  der,  Bodenbeschaffenheit:  die  Minorität  des'Tschemi* 
wer  Comitfe. 

5)  je  nach  der  üblichen  Wirthschaftsmethode:  das  Ssaratower 
»Qüt^:  bei  Dreifelderwirthschaft  2  Dess.,  bei  wilder  Graswirthschaft 
^j  Dess.  pro  Seele. 

6)  je  nach  dem  Werthe  des  Landes  fünf  Mitglieder  des  Ssimbirsker 
•mit&:  100  Rbl.  pro  Seele. 

In  Betreff  der  Grösse  der  beantragten  Norm  für  die  Landzutheilung 
^ten  die  Gomit^,  die  für  eine  solche  Norm  eintraten,  Folgendes  zum 
kchweis  der  Nothwendigkeit  derselben  an.  Die  Majorität  von  Ssimbirsk, 
6  auch  die  von  Tschemigow  behaupteten,  dass  der  eigene  Vortheil 

10* 
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-der  Bauern  die  möglichste  Vermmderong  des  LandantheilB  fordere,  diei 
ein  Schritt  zur  Ersetzung  des  normirten  Landantheils  durch  freie  contractu 
liehe  Vereinbarung  in  der  Folgezeit  und  zur  Beseitigung  der  obligato- 
rischen  Arbeit  sei.  Die  fttnf  Mitglieder  des  Ssimbirsker  Gondtä  erUärteiv 
dass  die  jetzt  bestehenden  Landantheile  durch  die  Willkflr  d«r  Outsherm 
nonnirt  sind  und  nicht  überall  als  Bürgschaft  für  die  erforderlich 
Sicherstellung  der  Bauern  dienen  könnten.  Die  Beibehaltung  des  zor 
Zeit  bestehende  Landantheils  erachten  sie  als  eine  Ungerechtigkeit 
denjenigen  Gutsbesitzern  gegenüber,  die  bis  jetzt  den  Bauern  sehr  vid 
Land  eingeräumt  haben,  sowie  auch  denjenigen  Bauern  gegenttber^  die 
Msher  vom  Gutsherrn  wenig  Land  zngeüieilt  erhielten;  die  von  itaies 
beantragte  allgemeine.  Norm  des  Landantheils  je  nach  dem  Werthedes 
Landes  findet  ihre  innere  Begründung  in  der  Gldchmässigkeit  der  Mittel 
der  Bauern;  sowie  in  der  Gleichmässigkeit  der  Leistungen.  Das  Mswwr 
Comit^  begründete  seinen  Antrag  wie  folgt:  die  bestehenden  Landsntheile 
sind  ganz  verschieden;  auf  manchen  Gütern  besteht  überhaupt  keine 
Scheidung  des  in  bäuerlicher  Nutzung  befindlichen  Landes  von  deis 
übrigen,  dem  Gutsherrn  gehörigen:  die  Bauern  bestellen  das  ganze  FeU 
und  haben  dem  Gutsherrn  einen  Theil  der  Ernte  abzuliefern.  Die  Nom- 
bestimmung verleiht  dem  Landantheil  eine  richtige  Grundlage.  Ans»" 
dem  erklären  einige  Comit^s^  sie  hätten  die  Norm  niedriger  abii 
bestehenden  Landantheil  statuirt  und  zwar,  um  die  obligatorische  iiM 
(Frohne)  zu  verringern.  Dagegen  theilen  die  Comitfe  von  Ore&hü^ 
Orel,  Pensa  und  Chersson^  sowie  die  Minorität  des  Wologdaer  oad  äe 
Majorität  des  Kalugaer  Comit^  mit,  dass  die  von  ihnen  propomi^ 
Normen  sich  den  bestehenden  Landantheilen  nähern;  das  Orenbiir?«? 
Gomit^  erläutert  hierbei,  dass  es  die  Durchschnittsziffem  des  besteho- 
den  Bauemlandes  pro  Kreis  als  Norm  angenommen  und  zwar  nur  desshli 
eine  Norm  in  Vorschlag  gebracht  habe,  weil  auf  vielen  Gütern  keio« 
vollständige  Scheidung  des  in  bäuerlicher  und  des  in  gutsherriii 
Nutzung  befindlichen  Landes  bestehe  und  auf  manchen  Gütern  die  B 
ungehindert  unverhältnissmässig  viel  Land  nutzten,  und  daher  die 
Stimmung  einer  Grenze  erforderlich  sei. 

In  Betreff  der  Grösse  des  den  Bauern  zuzutheilenden  Landes  ei 
klärt  die  Mehrzahl  der  Gouvemementschefe  die  aufgestellten  Normsitii 
für  unzureichend^  u.  A.  weist  der  Gouverneur  von  Chersson  anf  die 
Nothwendigkeit  hin,  die  in  diesem  Landstrich  bedeutungsvollen  Zveigi 
der  bäuerlichen  Wirthschaft,  Viehzucht  und  insbesondere  Scha&ndit 
zu  unterstützen  und  zu  entwickeln,  daher  erachtet  er  es  fflr  zweckent* 
sprechend,  den  Bauern  so  viel  Land  zuzutheilen,  dass  es  zur  EisfÜhroB? 
einer  vierfelderigen  wilden  Graswirthschaft,  wie  sie  bei  den  Domifl«' 
bauem  bereits  allgemein  üblich,  hinreicht   Einige  Gouverneure  scUages 
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lodere  NonnalziffeiUi  als  die  von  den  betreffenden  Comit^  aufgestellten, 
ror.  Andere  wiederum,  wie  die  der  GouYts.  St  Petersburg,  Kasan,  Orel, 
Pskow  und  Ssimbirsk,  traten  für  den  bestehenden  Landantheil  ein, 
mderenfalls  ¥rürde,  wie  der  Gouverneur  von  Ssimbirsk,  Iswekow,  erklärt, 
lüter  den  Bauern  unvermeidlicli  Unzufriedenheit  entstehen.  Der  Oren- 
iiarger  Gouverneur  Baranowskij  bemeikt:  bei  der  Unzuverlässigkeit  der 
Daten,  die  von  den  Gutsbesitzern  vorgestellt  sind,  wobd  absichtlich  die 
Srösse  des  Landes  geringer  als  in  Wirklichkeit  angegeben  ist,  erwei- 
sen sich  die  von  dem  Comit^  ausgerechneten  Burchschnittsziffem  für  die 
ßrösse  des  Bauerlandes  pro  Kreis  überall  geringer,  als  dieselbe  wirklich 
ist)  die  Zutheilung  eines  so  verringerten  Landantheils  würde  die  Lage 
1er  Bauern  nidit  verbessern;  er  tritt  daher  fiir  den  bestehenden  Land- 
UBtheil  mit  der  Nonnirung  eiaes  Maximums  von  6  Dess.  und  eines 
Mmimums  von  SVs  Dess.  pro  Seele  ein. 

Die  landwirthschaftliche  Abtheilung  des  Ministeriums  des  Innern 
sprachihreAnsicht  wie  folgt  aus:  DieVerringerung  des  Landantheils  erreicht 
lacht  das  von  der  Reform  ins  Auge  gefasste  Ziel,  die  Lage  der  Bauern 
2a  Terbessem,  bietet  nicht  den  Bauern  die  Möglichkeit,  die  Leistungen 
zu  entrichten,  entspricht  nicht  den  localen  Eigenthümlichkeiten  Und 
widerspricht  dem  Gewohnheitsrecht  Es  liegt  keinerlei  Veranlassung 
i^or,  sich  mit  der  Frage  zu  beschäftigen,  wie  viel  Land  die  Bauern 
nöthig  haben,  da  die  gesuchte  Basis  bereits  gegeben  ist  —  der  bestehende 
Landantheil  Die  Grösse  desselben  hat  ja  der  Gutsbesitzer  selbst  fest- 
gestellt, als  seine  Macht  eine  unbeschränkte  war.  Sah  er  keine  hin- 
reichende Veranlassung,  sie  zu  verringern,  so  liegt  auch  jetzt  keine  Ver- 
Nüassung  vor,  den  Landantheil  zu  verkürzen.  Eine  Veränderung  der 
Ausdehnung  des  Bauerlandes  wird  unvermeidlich  nicht  allein  die  Wirth* 
schaft  der  Bauern,  sondern  auch  die  der  Gutsbesitzer  zerrütten,  was 
direct  gegen  die  Intentionen  der  Kaiserlichen  B>escripte  verstösst. 
Ueberhaupt  ist  bei  Bestimmung  der  Ausdehnung  des  den  Bauern  zuzu- 
iheilenden  Landes  nur  die  Frage  zu  lösen:  in  welchen  Fällen  und  um 
^e  viel  kann  der  bestehende  Landantheil  verringert  werden? 

Zu  der  Kategorie  der  Comit^s,  die  den  Bauern  das  bisher  genutzte 
^d  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  zutheilen  wollen,  gehören  fünüeehn 
^träge:  die  Comit^  Wologda,  Wätka,  Nishnij^Nowgorod,  Ssamara  [Ma- 
jorität und  Minorität],  Ssmolensk,  Twer,  Jarosslaw,  sodann  vier  Mitglieder 
der  weissrussiscfaen  und  die  Mitglieder  der  infländischen  Kreise,  Gouv. 
Witebsk,  beide  Minoritäten  im  Comit^  des  Gouv.  Wladimir,  die  Minorität 
der  Comitäi  Bäsan  und  Ssimbirsk ,  sowie  endlich  sechs  Mitglieder  des 
"Tulaer  Comit^s.  In  einigen  dieser  Anträge  sind  jedoch  gewisse  be- 
schränkende Bedingungen  statuirt,  indem  je  ein  Maximum  und  ein 
Minmnnn  des  jmzutheilenden  Bauerlandes  (pro  Seele,  pro  Täglo)  aufge- 
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stellt  wird.  Auch  die  beiden  Anträge  des  Ssamaraer  Gomit^  sind  n 
dieser  Kategorie  zu  zählen ,  da  die  von  ihnen  in  Vorschlag  gebiacbta 
Nonnen  den  bestehenden  Grössen  des  Bauerlandes  entsprechen  soUa 
ebenso  das  Project  von  sechs  Mitgliedern  des  Tulaer  Comit^ 

Diese  Comit^,  die  den  Bauern  das  genutzte  Land  in  der  bidierign 
Ausdehnung  überlassen  wollen,  fOhren  zu  Gunsten  dieses  Antrages  nsd 
gegen  die  Aufstellung  einer  Normalgrösse  Folgendes  an: 

1)  Die  Unmöglichkeit  y  eine  allgemeine  Norm  fOr  das  Banerlaod 
festzustellen;  welche  die  Existenz  und  die  Leistungen  .der  Baaern  (n 
den  Staat,  den  Gutsherrn)  sichern  würde,  wobei  in  einigen  Antrign 
(das  Twerer  Comit^,  fOnf  Mitglieder  des  Wladimirer  und  die  Minoritif 
des  Nishnij-Nowgoroder  Comit^s)  angeführt  wird,  dass  die  Existenznätel 
und  die  Leistungen  der  Bauern  nirgends  durch  den  Ackerbta  iJlei& 
beschafft  werden,  sondern  auch  durch  andere  Erwerbsarten,  selbst  in  lein 
Ackerbaudistricten  gehen  die  Bauern  in  den  sechs  Wintennonaten  aaf 
Nebenarbeit  aus,  oder  beschäftigen  sich  mit  Hausindustrie  und  IteuUeo 
vornehmlich  aus  dem  Erlös  dieser  Arbeiten  ihre  Abgaben  etc.  Im  Hinblick 
auf  die  grosse  Verschiedenartigkeit  dieser  Nebenarbeiten  und  dem  Est- 
Wicklung  in  den  einzelnen  Landstrichen  erachten  es  die  hemAn^ 
Gomit^s  für  unmöglich,  zu  bestimmen,  an  wie  weit  die  ExiBtensoii»' 
der  Bauern  durch  die  Nebenarbeiten  erworben  werden,  und  wk^ 
ihnen  also  noch  Land  zugetheilt  werden  soll.  Den  effectivenft^ 
der  Bauern  an  Land  kann  nur  die  bestehende  Ausdehnung  des  gennffi^ 
Landes  angeben.  Hierbei  jedoch  bemerken  die  fünf  Mitglieder  ^ 
Wladimirer  Comit^s ,  dass  nicht  selten  Land,  das  von  den  Bauern  fs 
nicht  bestellt  wird,  sondern  ungenutzt  bleibt,  zum  Baaerland  geäl 
wird,  und  dass  demnach  nur  das  Land,  welches  von  den  Bauern  wirk&d 
genutzt  wird,  ihnen  zugetheilt  werde;  'die  Ausdehnung  dieses  U^ 
sei  aus  dem  Quantum  der  Aussaat  und  des  gemähten  Grases  n  be 
stimmen. 

2)  Die  Unmöglichkeit,  schnell  und  überall  die  Normalgrossen  abis 
grenzen  und  zwar  aus  Mangel  an  Mitteln  zur  Messung  und 
(das  Twerer  Comit^  und  fOnf  Mitglieder  des  Wladimirer  Connt&); 
aber  den  Bauern  das  bisher  genutzte  Land  belassen,  so  ist  eine  uove 
zügliche  Grenzregulirung  nicht  erforderlieh  und  sie  kann  nach 
gäbe  der  Mittel  erfolgen. 

3)  Die  Zerrüttung  nicht  allein  der  bäuerlichen,  sondern  auch  d« 
gutsherrlichen  Wirthschafk  bei  einer  Veränderung  in  der  Grosse  des  ^ 
stehenden  Bauerlandes.  Diesem  Gedanken  geben  sftmmtliche  Connt^ 
die  gegen  eine  feste  Norm  auftreten,  Ausdruck. 

4)  Es  ist  weit  leichter,  die  Ermittelung  des  bestehenden  Baner» 
landes  als  eine  Einigung  in  Betreff  der  Berechnung  aller  Einselkeit^ 


—    161    — 

der  bSuerlichen  Wirthschaft  und  der  Bedürfnisse  der  Bauern  zu  er- 
delen. 

5)  Das  Thatsächlichste  bietet  an  sich  einen  sichereren  Boden,  als 
irgend  welche  Calcolation. 

6)  Mit  Beiseitelassnng  der  Extreme  (d.  h.  der  Fälle,  in  welchen  die 
Bauern  zu  wenig  Land,  sowie  auch  der,  in  welchen  sie  —  in  Folge  von 
Sorglosigkeit  oder  von  Freigebigkeit  des  Gutsbesitzers  —  Ueberfluss  an 
Land  haben)  kann  als  allgemeine  Begel  angenommen  werden,  dass  das 
bestehende  Bauerland  den  örtlichen  Bedingungen  entspricht  und  den 
affective,  durch  vierjährige  Erfahrung  erkannten  Bedarf  der  Bauern  be- 
zeichnet (Die  drei  letzten  Punkte  werden  von  der  Minorität  des  Ssa- 
maraer  Comitds  angeführt.) 

Nach  Durchsicht  dieser  Anträge  gelangen  die  Redaction8*C!ommis- 
sionen  zu  folgenden  Schlüssen: 

1)  Von  den  Comit^s,  die  für  die  bestehende  Ausdehnung  des  Bauer- 
landes eintreten,  gehört  die  überwiegende  Majorität  zu  den  Gouverne- 
ments, die  ausserhalb  des  Gebiets  der  Schwarzerde  belegen  sind. 

2)  Diejenigen  Comit^s,  die  filr  feste  Normen  in  Betreff  der  Grösse 
des  den  Bauern  zuzutheilenden  Landes  eintreten,  kürzen  mehr  oder 
weniger  die  bestehende  Ausdehnung  des  Bauerlandes;  die  Kürzung  ist 
geringer  in  den  Gouvernements  ausserhalb  des  Gebiets  der  Schwarzerde, 
2.  B.  die  Anträge  des  Nowgoroder,  des  St  Petersburger  und  des  Pskower 
Comitfo;  in  den  fruchtbaren  Landstrichen  aber  gestehen  die  Comit^s 
nur  einen  geringen  Landantheil  zu  (z.  B.  das  Woronesher,  das  Tulaer, 
das  Charkower  Comit^,  sowie  die  Majorität  des  Ssimbirsker  und  des 
Tschernigower  Comit^) 

Zur  Erläuterung  fügen  wir  Folgendes  hinzu.  Dass  fast  alle  Comit^s, 
die  fOr  die  Beibehaltung  des  bestehenden  Bauerlandes  eintreten,  sowie 
auch  diejenigen,  die,  soweit  sie  sich  für  eine  festzusetzende  Normal- 
grosse  aussprachen,  dieselbe  so  hoch  griffen,  dass  gar  keine  oder  nur 
eine  geringe  Ktlrzung  des  Bauemlandes  zu  erfolgen  hatte,  sich  in  den 
Gouvernements  ausserhalb  des  Gebiets  der  Schwarzerde  befanden,  diese 
Thatsache  findet  leicht  ihre  Erklärung  in  dem  Umstände,  dass  in  diesen 
Gouvernements  das  Land  von  geringer  natürlicher  Fruchtbarkeit  ist 
Qud  erträgliche  Ernten  nur  bei  starker  Düngung  liefert;  die  Gutsbe- 
sitzer in  diesen  Landstrichen  beziehen  ihre  Einkünfte  zum  grössten 
Theil  nicht  aus  dem  Ackerbau,  sondern  aus  der  persönlichen  Arbeit 
der  Bauern.  Es  lag  daher  im  Literesse  der  Gomit^s  dieser  Gouver- 
nements, das  bestehende  Bauerland  nicht  zu  kürzen,  da  mit  solch'  einer 
Kürzung  eine  Verminderung  der  bäuerlichen  Leistung  verbunden  war. 
In  den  fruchtbaren  Gouvernements  aber  suchten  die  Gomit^s  das  Bauer- 
I^d  möglichst  zu  vermindern:  im  Durchschnitt  auf  1 — 1^^  Dess.  (pro 


f 
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Seele;  was  ungefähr  die  Hälfte  des  zur  Zeit  in  bäuerlicher  Nutzimg  be- 
findlichen Landes  ist)  um  den  möglichst  grössten  Theil  des  werthvdla 
Landes  für  sich  zur  freien  Nutzung  zurückzubehalten. 

Es  bemerken  die  Redactions-Commissionm  mit  Recht,  dass  die  ?« 
den  Comit^s  aufgestellten  Normalgrossen  nicht  als  auf  den  Durcfasehmtts- 
ziffem  über  die  jetzige  Ausdehnung  des  Bauerlandes  beruhend  ange 
sehen  werden  können.  Denn  zur  Berechnung  dieser  Durchflchnittsafien 
sind  nicht  alle  Landgüter  (in  manchen  Gouvernements  nur  Vs  derselbeD 
und  sogar  noch  weniger)  herangezogen.  Auch  sind  selbst  die  bennlila 
Daten  nicht  immer  zuverlässig,  da  sie  meistentheils  nicht  von  den  Giib-| 
besitzen!  I  sondern  von  Gutsverwaltem ,  ja  von  kaum  des  Schmbens 
kundigen  Gemeindeältesten  aufgegeben  sind.  Femer  war  den  Caiaä^ 
mitgliedem  eine  exacte  Controle  der  vorliegenden  Daten  phynseh  im- 
möglich, sie  mussten  sich  mit  einer  oberflächlichen  Durchsicht  (ienelho 
begnügen.  Endlich  weisen  in  den  Landstrichen,  in  denen  den  Banern 
kein  bestimmtes  Bauerland  abgetheilt  ist  (z.  B.  wo  sie  das  gafize  Lad 
gegen  Entrichtung  eines  Theiles  der  Ernte  nutzen),  die  Durdisdimtts- 
Ziffern,  die  durch  Berechnung  der  Zahl  der  Dessätinen  und  der  M 
der  Leibeigenen  pro  Gouvernement  oder  Kreis  gewonnen  sind,  nicht  & 
wirkliche  durchschnittliche  Grösse  des  bäuerlichen  Landantheils  vi 
Demnach  können  diese  Durchschnittsziffem  nicht  als  ein  geeignete 
Material  zur  Controle  der  vorgeschlagenen  Normalziffem  dieDen  £^ 
sahen  sich  daher  die  Redactions-Commissionen  veranlasst,  die  NoßD^- 
ziffem  mit  den  in  den  verschiedenen  Landstrichen  üblichen  Laate- 
theilen  zu  vergleichen.  Da3  Material  hierzu  boten  vomehmfich  ^ 
Aussagen  der  Gutsbesitzer  über  diese  Verhältnisse  auf  gut  eingerichteta 
Landgütern  mit  Beiseitelassung  derjenigen  Güter,  wo  in  Folge  localer 
Bedingungen  oder  anderer  Ursachen  die  Bauern  augenscheinliefa  a 
reichlich  mit  Land  dotirt  waren. 

3)  Unter  den  Comit^s  der  Gouvernements,  die  ausserhalb  des  Ge- 
bietes  der  Schwarzerde  belegen  sind,  kürzen  das  bestehende  Baamlaa' 
insbesondere  das  Jarosslawer  (von  3— iVa  Dess.  pro  Seele),  das  Kostre* 
maer  (von  3— IV«  Dess.  pro  Seele),  das  Moskauer  (von  4— IV«  Das-pw 
Täglo)  und  das  Wätkaer  Comit^  (auf  den  Frohngütem  von  7-5  De» 
pro  Täglo). 

4)  Einige  C!omit&  haben  ihre  Normalgrossen  aufgestellt  ohne  n 
erläutern,  ob  diese  dem  Character  der  betreffenden  Landstriche  est- 
sprechen;  so  hat  z.  B.  das  Astrachaner  Comit^  die  vom  St  Petersbmjcr 
Gomit^  aufgestellten  Normahsiffem  auf  das  eigene  Gouvememait  fibertragcfr 

5)  Nicht  allein  für  benachbarte,  gleichgeartete  Landstriche^  ^ositn 
auch  für  ein  und  dasselbe  Gouvernement  haben  die  M^jorittt  and  di< 
Minorität  sehr  verschiedene  Normalziflfem  in  Vorschlag  gebracht;  t  B* 
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im  Seimbirsker  Ck>imt4  schlug  die  Majorität  1  Vt  Dess.  pro  Seele,  5  Mit- 
glieder des  Comit^s  2—3  Dess.  vor,  7  Mitglieder  traten  für  die  bestehende 
Ausdehnung  des  Bauerlandes  ein  und  bestimmten  7  Dess.  pro  Täglo. 
Die  Msgorität  des  Nishnij-Nowgoroder  Comit^s  beantragte  für  die  nur 
Ackerbau  treibenden  Gegenden  5  Dess.  pro  Täglo,  die  Minorität  SV«  Dess., 
die  Tschemigower  Majorität  P/i— 2  Dess.  pro  Seele,  die  Minorität 
IVj— 3  Dess.  etc.  etc. 

Sowol  in  Betreff  der  Nonnalziffem  als  auch  in  Betreff  der  Beibe- 
haltung  des  bestehenden  Bauerlandes  lassen  die  Comit^s  in  nachstehen- 
den Fällen  eine  Kürzung  des  Bauerlandes  zu: 

1)  Eine  Verringerung  der  Normalgrösse  —  wenn  dabei  dem 
Outsherm  weniger  als  Vs  ('^^  Comit^s  der  Gouv.  Astrachan,  Kaluga, 
Nisimij-Nowgorod  —  für  die  nur  Ackerbau  treibenden  Districte,  Oren- 
burg,  Perm,  St  Petersburg,  die  Vertreter  der  weissrussischen  Kreise 
des  Gouv.  Witebsk  und  5  Mitglieder  des  Ssimbirsker  Comit^s),  weniger 
^  Vs  ^die  CotdMs  der  Gouv.  Kasan,  Kursk,  Moskau,  Orel,  sowie  die 
Majoritäten  der  Comit^  Räsan,  Ssimbirsk  und  Tula),  weniger  als  */, 
(die  Gomit^  der  Gouv.  Jekaterinosslaw,  Poltawa,  Taurien,  Charkow  und 
Chersson)  des  gesammten  Landgutareals  nachbleiben  würde;  die  Majo- 
rität des  Wladimirer  Comit^s  will  mindestens  V«  des  gesammten  Areals 
auf  Frohngütem ,  Vi  &^  Pachtgütem,  das  Pensaer  Comit^  gleichfalls 
V«  aof  Frohngütem,  Vs  ^^^  ^^  Pachtgütem,  bei  der  Ablösung  V«  3^- 
rflckgehalten  wissen.  Allein  das  Jarosslawer  Ck)mit4  hält  für  alle  Fälle 
die  Nonnalziffem  aufrecht,  wenn  dabei  auch  dem  Gutsherrn  alles  Land 
genommen  wird.  Das  Kostromaer  und  das  Nowgoroder  Comit^,  sowie 
die  Minorität  des  >Wologdaer  treten  für  das  bestehende  Bauerland  auf 
den  „landarmen^'  Gutem  ein,  wo  die  Bauern  bisher  weniger  als  die 
niedrigste  Normabsiffer  besessen  haben. 

In  Betreff  der  Berechnung  des  Areals  der  Güter  verlangen  das 
Ckerssoner  und  das  Jekaterinosslawer  Comit^  die  Ausschliessung  ent- 
legener wüster  Plätze,  das  Oreler  Comit^  die  der  Wälder  und  Busch- 
ländereien;  sieben  Glieder  des  Kursker  C!omit^s  ziehen  in  die  Berechnung 
auch  die  angrenzenden  Landgüter  (sei  desselben  Besitzers),  jedoch  über- 
l^aapt  allein  das  AckerareaL  In  Betreff  derjenigen  Bauem,  die  hiernach 
ohne  Land  bleiben  würden,  gestattet  das  Gherssoner  Comit^  dem  Guts- 
besitzer, dieselben  auf  seine  andem  Güter  (aber  in  demselben  Gouver- 
nement) überzusiedeln,  geht  er  hierauf  nicht  ein,  so  wird  es  den  anderen 
(rotsbesitzem  des  Gouvernements  überlassen,  die  Bauem  auf  ihr 
Und  zu  nehmen;  wünschen  auch  diese  Solches  nicht,  so  werden  die 
Bauem  der  Staatsregierung  zur  Verfügung  (d.  h.  zur  Ansiedelung  auf 
I^ominenland)  gestellt;  ähnliche  Regeln  schlägt  das  Jekaterinosslawer 
ConÄt6  vor. 
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2)  Eine  Yergrösserung  der  Normalgrösse  des  Baaerlandes 
lassen  das  St  Petersburger  und  das  Pskower  Gomit^  und  zwar  in  un- 
begrenztem Masse,  zu.  (Der  St  Petersburger  Generalgouvemeur  Ignatjev 
und  der  Pskower  Gouverneur  Murawjew  sprachen  sich  dahin  aas,  d»s< 
eine  Yergrösserung  des  bestehenden  Landantheils  nur  mit  Zustimmimg 
der  Bauern  erfolgen  könne.)  Die  Majorität  des  Kursker  Comitfe  Aber- 
lässt  es  den  Bauern  auf  ,,landreichen^  Gütern,  ausser  dem  Normal* 
bauerland  noch  je  1  Dess.  pro  Täglo  gegen  eine  Erginzungszahlung 
zu  übernehmen.  Das  Moskauer  Comit^  und  die  Majorität  des  Tambower 
ertheilen  den  Gutsbesitzern  in  den  Kreisen  Spassk,  Schazk,  T^nnikow 
und  Jelatma  das  Recht,  die  Normalgrösse  bis  zur  Grösse  des  besteh»- 
den  Bauerlandes  zu  vermehren,  wobei  sie  jedoch  den  Bauern  nicht  dis 
Recht  geben,  auf  diese  Yergrösserung  zu  verzichten.  Die  Minorität  des 
Tambower  Comit4s  erkannte  dem  Gutsbesitzer  dieses  Becht  siebt  xa^ 
den  Bauern  aber  sprach  sie  das  Becht  zu,  ausser  der  Normalgrösse  auf 
den  landreichen  Gütern  1  Dess.,  auf  den  mittleren  Vs  Dess.»  ^  ^^ 
landarmen  Gütern  Vs  ^eas.  pro  Täglo  zu  verlangen.  Die  Majohtit 
des  Ssimbirsker  C!omit^  gestattet  dem  Gutsbesitzer  die  Yei^rössenmg 
der  Norm,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  die  Leistungen  dar  Banem 
zwei  Arbeitstage  in  der  Woche  nicht  übersteigen.  Das  Nowgorodf: 
Gomit^  verleiht  den  Bauern  das  Recht,  ausser  den  als  Norm  stipuliits 
fünf  Dessätinen  pro  Täglo  noch  eine  Dessätine  pro  Täglo  von  be- 
stehenden Bauerland  gegen  Ergänzungszahlungen  zu  behalten.  Schbe^^ 
lieh  lassen  die  C!omit4s  der  Gouv.  Astrachan,  Wätka,  St.  Petei^siwt^ 
Pskow  und  Jarosslaw,  sowie  die  Majorität  de?  Tschemigower  C<Hnit^ 
eine  jede  beliebige  Yergrösserung  oder  Yerringerung  der  festgestdltet 
Normalgrösse  bei  freier  Yereinbarung  zwischen  Gutsherren  und  Bauern 
zu^  wogegen  die  Minorität  des  letztgenannten  Comit^  Solches  nicht  n- 
stattet,  indem  sie  auseinandersetzt,  wie  eine  Unlust  der  Banen,  da« 
Land  in  der  normirten  Grösse  zu  empfangen,  aus  rein  zufUligen  Ur- 
sachen, die  nur  bedingt  vorhanden  und  nicht  von  Dauer  seien,  entsteba 
können;  das  Land  solle  nicht  dem  jetzigen  Geschlecht  allein  verliebfl 
werden,  es  solle  auch  die  Zukunft  des  Bauemstuides  sicherstdlen. 

3)  Eine  Yergrösserung  des  bestehenden  Bauerlandes  g^ 
statten  die  Majorität  des  Ssamaraer  und  die  Minorität  des  Tulaer  C^ 
mit^s  in  dem  Falle,  wenn  dasselbe  die  Minimalnorm  nicht  erreick 
fünf  Mitglieder  des  Wladinürer  Gomit^,  wenn  auf  Frohngfitem  <b^ 
Bauern  bisher  weniger  als  die  Hälfte  des  bestellten  Landes  beseses 
haben,  das  Wätkaer  Comit^,  wenn  auf  Pachtgütem  die  Bauen  weniger 
als  2  Dess.  auf  landarmen,  weniger  als  2%  Dess.  pro  Seele  auf  ^utte^ 
reichen  Gütern  haben.  Zwei  Glieder  des  Ssimbirsker  Comitä  emcbta 
—  ohne  für  eine  Yergrösserung  des  bestehenden  Baoerlaades  dai»* 
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treten  —  in  dem  Fall,  dass  das  bestehende  Bauerland  weniger  als 
3  Dess.  pro  Täglo  aosmacht,  die  Aussiedelung  der  überschüssigen 
Banern  auf  Domänenl&ndereien  —  nach  Anordnung  der  Staatsregierung 

—  für  zweckentsprechend. 

4)  Eine  Verminderung  des  bestehenden  Bauerlandes  wird 
zagelassen,  wenn  im  Besitz  der  Bauern  pro  Seele  sich  befinden:  über 
r5  Dess.  (das  Jarosslawer  C!omit^  und  zwar  bei  der  Ablösung  des  Landes), 
über  4  Dess.  (fünf  Mitglieder  des  Wladimirer  Comit^),  über  3  Dess. 
(die  Mmoritat  des  Twerer  Comit^s  und  sechs  Mitglieder  des  Wladimirer); 
zwei  Mitglieder  des  Ssimbirsker  Comit^s  theilten  das  Land  nach  seiner 
Beschaffenheit  und  meinten,  die  Grösse  des  den  Bauern  zuzutheilenden 
Landes  (die  Durchschnittsgrösse  wird  von  ihnen  auf  G'/s  Dess.  pro  Tägla 
Qonnirt)  —  nach  der  Grösse  der  für  dasselbe  obliegenden  Leistungen 

—  könne  nicht  eine  dreitägige  Frohne  übersteigen,  was  beim  Lande 
erster  Kategorie  (nach  der  Frachtbarkeit  des  Landes)  ungefähr  8,  zweiter 
Kategorie  ungefähr  9^  dritter  Kategorie  ungefähr  10  Dess.  pro  Täglo 
beträgt.  Das  Nishnij-Nowgoroder  Gomit^  beantragt;  dass  auf  Pachtgütem, 
wenn  auch  die  Grösse  des  bestehenden  Bauemlandes  als  Regel  gewahrt 
wird^  doch  dem  Gutsherrn  das  Becht  ertheilt  wird,  Va  ^^^  sich  zu  be- 
halten. Die  Majorität  des  Twerer  Comit^s  bestimmt,  dass  auf  Gütem^^ 
anf  welchen  seit  den  letzten  21  Jahren  kein  Theil  des  Landes  vom 
gatsherrlichen  Hof  direct  bestellt  wird,  der  Gutsherr  das  Recht  erhält, 
die  directe  Bestellung  in  der  früher  bestehenden  Ausdehnung  wiederher- 
zustellen. Das  Ssmolensker  Comit^  gestattet  dem  Gutsherrn  eine  Ver- 
minderung des  bestehenden  Bauerlandes,  a)  wenn  dasselbe  das  Maximum 
ftberragt,  b)  wenn  dem  Gutsbesitzer  weniger  als  Vs  ^^  Gesammtareais 
(mit  Ausschluss  des  Waldes,  der  Gewässer  und  des  Unlandes)  nach- 
bleiben würde,  und  c)  wenn  für  das  Bauerland  keine  feste  Grenze  be- 
stand, vielmehr  die  Bauern  nach  Belieben  geeignetes  Land  bestellen 
Die  Majorität  des  Ssamaraer  Comitds  hebt  die  beiden  ersten,  vom  Ssmo- 
lensker genannten  Fälle  hervor,  das  Wologdaer  nur  den  ersten.  Die 
Minorität  des  Ssamaraer  Comit^s  gestattet  dem  Gutsbesitzer  eine  Ver- 
kürzung des  bestehenden  Bauerlandes  nur  in  dem  Fall,  wenn  ihm  we- 
niger als  '',  des  Gesammtareais  verbleiben  würde,  wobei  auch  das  wüst 
liegende  Land  (in  der  Nähe  des  Herrenhofes)  in  Berechnung  zu  ziehea 
sei;  for  alle  anderen  Fälle  statuirt  das  Comit^  folgende  Regeln:  auf 
den  Gütern,  auf  welchen  das  bestehende  Bauerland  grösser  als  das 
Maximum  oder  ihm  gleich  ist,  die  Leistungen  aber  geringer  als  die  im 
neuen  Gesetz  festzustellenden  oder  ihnen  gleich  sind,  ist  die  bisher  be- 
stehende Ordnung  der  Dinge  in  Kraft  zu  belassen;  wo  aber  das  Bauer- 
l^d  geringer  als  das  Maximum  ist,  dabei  aber  auch  die  Leistungen 
geringer  als  die  festzustellenden  sind,  dort  wird  den  Bauern  die  Wahl 
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überlassen,  entweder  das  fehlende  Land  in  Anspruch  zu  nehmea,  da- 
gegen aber  die  grösseren  Leistungen  zu  übernehmen,  oder  bei  den  be- 
stehenden Bedingungen  zu  verbleiben;  dort  endlidi,  wo  das  bestehoide 
Bauerlaud  grösser  als  das  Maximum  ist,  die  LeistongeQ  aber  aack 
grösser  als  die  jetzt  festzustellenden  sind,  wird  gleichfalls  den  Bauen 
die  Wahl  gelassen,  entweder  auf  dieses  überschflssige  Land  zu  Tenddita 
'Oder  dasselbe  zu  behalten  gegen  Extraleistungen,  ausser  den  tom  Geselz 
«tipulirten;  solche  Extraleistungen  sollen  jedoch  nur  in  Geld,  durchlas 
aber  nicht  in  Arbeitstagen  bestehen. 

Fast  alle  Comit^s,  die  das  Bauerland  in  seiner  bisherigoi  Al^ 
dehnung  belassen,  stellen  fest,  dass  der  Gutsherr  in  jedem  Fall,  venn  er 
es  wünschen  sollte,  Va  des  Gesammtareais  fOr  sich  beanspruchen  iui 

Li  dieser  Frage  ^)  gibt  die  landwirthschaftliche  Abtheilung  des  Kh 
nisteriums  des  Innern  ihr  Gutachten  dahin  ab,  dass  eine  Yermiademag 
des  bestehenden  Bauerlandes  nur  in  seltenen  Fällen  gerecht  und  statt- 
haft sein  könne,  und  zwar  a)  wenn  die  für  dasselbe  zu  entriditeoia 
Leistungen  für  die  Bauern  drückend  seien,  und  b)  wenn  der  Gotshecr 
überhaupt  kein  direct  genutztes  Hofisland  habe,  was  auf  Pachtgttm 
häufig  zu  finden  sei.  Ein  jeder  solcher  Fall  müsse  der  Entschädnir 
derjenigen  Personen  oder  Institutionen  unterbreitet  werden,  denen  ät 
Ordnung  dieser  und  ähnlicher  Fragen  übertragen  werde.  Das  Beilt 
das  bestehende  Bauerland  zu  vergrössem,  könne  dem  Gntahem  f 
für  den  Fall  zugesprochen  werden,  wenn  die  Bauern  dazu  ihrela- 
stimmung  ertheilten.  Der  Minister  des  Innern,  Lanskoi,  betonte  wielff- 
holt,  dass  eine  Verminderung  des  Bauerlandes  zur  Versdüimmeniif 
der  ökonomischen  Ls^e  der  Bauern  führen  würde  Von  den  Miti^ieden 
des  Hauptcomit^  beantragte  Graf  Panin  —  in  seinen  Bemerinngea 
zum  Project  des  Nishnij-Nowgoroder  und  des  St  Petersburger  Comitä-' 
dass,  w^nn  auch  die  Güter  nach  ihrer  Grösse  in  4  Kategorien  zu  theüea 
wären,  doch  in  jeder  Kategorie  von  Gütern  die  bestehende  Ausdehom; 
des  Bauerlandes  zu  belassen  sei  und  dieselbe  nur  nach  gegenseitiger 
Verständigung  des  Gutsherrn  und  der  Bauern  yerindert  werden  könv 
Generalacüutant  Rostowzow,  Präsident  der  Redactions-CommissioneD,  ^ 
klärte  bei  der  Verhandlung  über  das  Project  des  Nishnq-Nowgoroder 
und  des  Ssimbirsker  Comit^s,  wie  auch  in  seiner  Denkschrift:  »Gaaf 
und  Verlauf  der  bäuerlichen  Fraget  dass  während  der  Zdt  der  Bock 
bestehenden  obligatorischen  Beziehungen  der  Bauern  zum  Golsbesitier 
keine  Verminderung  des  bestehenden  Bauerlandes  mzulaasen  sei,  kei 
der  Ablösung  des  Landes  aber  könne  dasselbe  in  seiner  AusdehnoBg 
verändert  werden,  doch  nur  nach  den  in  den  Kaiserlichen  BcscripUo 


i)  Skrebizkij  Bd.  n,  Thcfl  I,  pag.  16. 
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ausgesprochenen  Grandsätzen,  d.  h.  der  Baner  müsse  genügend  Land  zu 
seinem  Unterhalt  und  zur  Entrichtung  der  ihm  obliegenden  Leistongen 
beh&Ken* 

Fassen  wir  jetzt  die  Hauptgründe^),  die  gegen  die  Ueberlassiing 
des  bisher  genutzten  Landes  an  die  Bauern  (gegen  Entrichtung  der  be- 
treffenden Leistungen)  und  für  die  Bestimmung  eines  künstlichen  Normal- 
landantheils  angeführt  wurden,  zusammen,  so  finden  wir  folgendes: 

1)  Nur  die  Festsetzung  einer  Normalgrösse  für  den  bäuerlichen 
Landantheil,  und  zwar  in  möglichst  geringer  Ausdehnung,  kann  einer- 
seits zum  schnellen  und  naturgemässen  Uebergang  von  der  obligato- 
rischen zur  freien  Arbeit  führen,  andererseits  dem  Gutsbesitzer  für 
seine  Wirthschaft  einen  sicheren  Stamm  freier  Arbeiter,  wenn  diesen 
ein  für  ihre  Existenz  nicht  hinreichender  Landantheil  zugesprochen  wird, 
beschaffen. 

2)  Ein  Normallandantheil  bedingt  überall  eine  Gleichheit  in  den 
von  den  Bauern  zu  fordernden  Leistungen  und  erleichtert  somit  die  Auf- 
sicht der  Begierung  über  die  rechtmässige  Erhebung  der  Pachtzahlungen 
resp.  der  Frohnarbeit 

3)  Die  Beibehaltung  des  bestehenden  Landantheils  wäre  einerseits 
ungerecht  gegen  die  Gutsbesitzer,  die  bisher  den  Bauern  sehr  grosse 
Landantheile,  und  manchmal  gegen  unverhältnissmässig  geringe  Gegen- 
leistungen, überlassen  haben,  andererseits  aber  eine  unmoralische  Ver- 
günstigung für  die  Gutsbesitzer,  welche  rechtzeitig,  und  zwar  häufig  in 
grossem  Massstabe,  das  in  bäuerlicher  Nutzung  befindliche  Land  ver- 
kürzt haben,  und  sie  wäre  schliesslich  eine  grosse  Last  für  die  Bauern 
selbst  in  allen  den  Fällen,  wo  diese  Beibehaltung  des  bestehenden  Land- 
anthdls  eine  zu  grosse  Belastung  der  Bauern  (mit  Leistungen)  mit  sich 
bringen  würde. 

4)  Die  Beibehaltung  des  bestehenden  Landanthdls  wäre  zumal  in 
den  nördlichen  und  in  den  Steppengegenden  Russlands  unmöglich,  wo 
sehr  häufig  keinerlei  gutsherrliche  Wirthschaft  besteht,  die  Bauern  fast 
imbegrenzt  das  Land  nach  Belieben,  häufig  höchst  irrationell,  nutzen, 
oder  wo  bisher  bedeutende  Landstriche  von  Niemandem,  auch  nicht  von 
den  Banem  genutzt  werden,  jetzt  aber  der  unmittelbaren  Nutzung  durch 
den  Gutsherrn  selbst  entzogen  würden. 

5)  Wird  den  Bauern  ein  grosser  Landantheil,  als  welcher  sich  der 
jetzt  bestehende  erweist,  zugesprochen,  so  wird  es  in  Zukunft  schwierig 
sein,  sie  zur  Ablösung  eines  beschränkteren  Areals  zu  bewegen,  es 
wird   also    hierdurch    entweder   die  Ablösung   des  Bauerlandes  sehr 


>)  SkreMtzky,  Bd.  H,  TheU  I,  pag.  80-40. 


—    168    - 

verzögert;  oder  die  Regierung  wird  gezwungen  sein,  grosse  Geldo^er 
2XL  bringen. 

6)  Schliesslich  erweist  sich  der  jetzt  bestehende  Landantheil  nicht 
weniger  willkürlich  in  seiner  Ausdehnung,  als  jene  neu  festzusetzende 
Normalgrössei  da  er  sich  axisschliesslidi  unter  dem  Einfluss  der 
gutsherrlichen  Allgewalt  gebildet  hat  und  in  einer  grossen  Zahl  ?on 
Fällen  nicht  den  Bedingungen  des  localen  wirthschaftlichen  Lebens  ent- 
spricht 

Zu  diesen  Gründen  bemerken  die  Redactions-Commissionen,  das 
einige  derselben,  wie  Punkt  4  und  zum  Theil  Punkt  3,  nur  m  sowat 
eine  Bedeutung  hätten,  als  das  neue  Gesetz  keinerlei  Beschrankimg  d^ 
bestehenden  Landantheils  zulassen,  oder  keinerlei  Massregeln  zur  Sicher- 
stellung solcher  Bauern  treffen  würde,  deren  Landantheile  von  den  Gnts- 
besitzem  über  jedes  Mass  verringert  sind.  Andere  Gründe,  irie  bei 
Punkt  1,  gehen  von  der  Absicht  aus,  die  bisherige  selbstständige  ^iith- 
Schaft  der  Bauern  zu  verringern  und  einen  grossen  Theil  der  BanerD 
zu  Knechten  (6aTpa^ecTBo]  zu  verurtheilen.  Selbstverständlich  kann 
Solches  nicht  die  Sympathie  der  Regierung  erwecken  und  daher  auch 
nicht  in  weitere  Erwägung  gezogen  werden,  da  das  Hauptziel  der  Re- 
^erung  darin  besteht,  einen  gesicherten  bäuerlichen  Stand  zu  schafb, 
nicht  aber  diesen  Stand  sogleich  bei  der  Neuordnung  der  Dinge  der 
besten  Mittel  zur  selbstständigen  Entwickelung  zu  berauben. 

Zur  Widerlegung  der  anderen  Gründe,  wie  zum  Nachweis  der  Not- 
wendigkeit, den  Bauern  nach  Möglichkeit  den  bestehenden  Landantheil 
gegen  die  betreffenden  Leistungen  zu  belassen,  führen  die  Redactions- 
Commissionen  an: 

1)  Selbst  bei  Feststellung  einer  Normalgrösse  für  die  Landanthale 
sind  die  Leistungen  der  Bauern  nicht  überall  gleiche,  da  der  Werth 
des  Landes  sehr  verschieden  ist;  selbst  wenn  gleiche  Leistungen  oor* 
mirt  werden  könnten;  wäre  der  Yortheil  ein  ganz  geringfBgiger  im  Ver- 
hältniss  zu  den  grossen  Unzuträglichkeiten,  die  jene  Massnahme  hervor* 
rufen  würde. 

2)  Der  praktische  Sinn  des  Bauern  bürgt  dafür,  dass  er  den  Vor- 
theil  erkennen  wird,  den  ihm  die  vorgeschlagene  (Journal  des  Haupt- 
comites  vom  6.  Dec  1858)  Hülfe  des  Staatscredits  zur  Ablösung  der 
auf  ihm  ruhenden  gutsherrlichen  Lasten  und  zur  Aufhebung  aller  seiner 
obligatorischen  Beziehungen  zum  Gutsherrn  gewährt  Das  Streben  sach 
sicherem  Eigenthum  wird  in  ihm,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  ^ 
blinde  Anhänglichkeit  an  den  von  ihm  genutzten  Landtbeil,  ohne  welchen 
er  in  Wirklichkeit  auch  bestehen  kann,  besiegen.  Und  jedenfalls  müssen 
die  Anhänger  des  Normallandantheils  zugeben,  dass,  wenn  die  Bauern 
bei  der  zukünftigen  freiwilligen  Ablösung  auf  einen  Theil  des  Landes 
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icht  so  leicht  Verzicht  leisten  werden,  sie  jetzt  gleich  noch  weniger 
»hne  Murren  einen  Theil  des  bisher  genutzten  Landes  aufgeben  werden. 

3)  Auch  kann  nicht  anerkannt  werden,  dass  der  bestehende  Land- 
iniheil  eine  willkürliche  Erscheinung  ohne  rationelle  Grundlage  ist, 
lenn  er  hat  sich  naturgemäss  ausgebildet  als  Resultat  Jahrhunderte 
ilter  Beziehungen  und  der  beiderseitigen  Vortheile,  die  den  Gutsbesitzer 
'om  moralischen  und  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  veranlassten, 
lie  Bauern  mit  einem  genügenden  Quantum  Land  zu  versehen.  In  Be- 
reff  der  Ausnahmefälle,  in  welchen  den  Bauern  zu  viel  oder  zu  wenig 
Land  zugetheilt  ist,  kann  leicht  Abhülfe  geschafft  werden. 

4)  Die  künstliche  Feststellung  einer  Normalgrösse  des  Landantheils 
für  jeden  Landstrich  würde  sich  als  so  schwierig  erweisen,  dass  sie  für 
anmöglich  gehalten  werden  kann,  und  zwar  erscheint  es  unmöglich,  mit 
der  erforderlichen  Genauigkeit  den  Bedarf  der  Bauern  in  jedem  Land- 
strich zu  ermitteln,  den  effectiven  Ertrag  des  Landes  in  jedem  Land- 
strich festzustellen  und  endlich  auch  nur  annähernd  das  Mass  des  Vor- 
theils  abzuschätzen,  den  jeder  Bauer  aus  dem  Hauptgewerbe  und  ins- 
besondere aus  den  Nebengewerben  zieht,  welche  die  Einnahme  aus  der 
Landwirthschaft  ergänzen. 

5)  Wenn  sich  auch  die  correcte  Normalgrösse  ermitteln  Hesse,  so 
müsste  die  allgemeine  und  schnell  durchzuführende  Ermittelung  mit  un- 
überwindlichen Schwierigkeiten  kämpfen,  da  die  erforderlichen  Vor- 
kehrungen zur  Messung  und  Katastrirung  nicht  vorhanden  sind.  Solches 
ist  freilich  auch  dann  erforderlich,  wenn  den  Bauern  der  bestehende 
Landantheil  zugesprochen  wird,  aber  in  einem  weit  geringeren  Masse. 

6)  Jedenfalls  muss  die  Durchführung  einer  künstlichen  Norm,  welche 
die  bestehende  bäuerliche,  wie  die  gutsherrliche  Wirthschaft  über  den 
Haufen  wirft,  beide  Stände  —  die  Gutsherrn  und  die  Bauern  —  in 
ihrem  ganzen  Wirthschaftsbetrieb  auf  das  Stärkste  erschüttern. 

7)  Schliesslich  könnte  die  Begierung  —  bei  einer  solchen  allge- 
meinen Erschütterung  aller  ökonomischen  Bedingungen  des  landwirth- 
schaftlichen  Lebens  und  bei  der  gleichzeitigen  mehr  oder  weniger  be- 
deutenden Verkürzung  des  bäuerlichen  Landantheils  —  unmöglich  die 
Verantwortung  für  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ruhe  und 
Ordnung  übernehmen,  oder  mindestens  dieses  Ziel  anders  erreichen, 
als  durch  die  Anwendung  solcher  Mittel,  die  ängstlich  zu  vermeiden 
schon  der  gesunde  Menschenverstand  vorschreibt 

Demnach  gelangten  die  Bedactionscommissionen  ^)  zu  dem  Schluss, 
dass  die  Grösse  des  bäuerlichen  Landantheils  nicht  durch  irgend 
welche  künstliche  Norm  bestimmt  werden  könne  und  dass  somit  mög- 
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liehst  der  Bauernschaft  das  Recht  der  Nutzung  des  Landes  (gegen  die 
betreffenden  Leistungen)  in  der  Ausdehnung  gewahrt  bleibe,  in  welcher 
die  Existenz  der  Bauern  bis  dahin  gesichert  war,  d.  L  in  der  Aus- 
dehnung, wie  sie  im  Jahre  1859  bestand. 

Hierbei  dürften  aber  weder  die  legitimen  Interessen  des  Adds» 
noch  höhere  moralische  Principien  geopfert  werden.  Die  ersteren  wür- 
den bei  starrer  Durchführung  des  Frincips  des  bestehenden  LandaatheiK 
das  keine  Ausnahme  gestatte,  verletzt  werden  und  zwar  in  den  Fällen, 
wo  die  Gutsbesitzer  aus  Grossmuth  etc.  ausserordentlich  viel  Land  des 
Bauern  zugetheilt  hätten  und  nun  die  Möglichkeit  verlieren  würdoi,  den 
überschüssigen  Theil  des  Landes  in  ihre  unmittelbare  wirthsdiaftlidie 
Disposition  zurückzunehmen,  sowie  auch  in  den  weiten  Landstrichen;  is 
denen  aus  verschiedenen  Ursachen  die  gutsherrschafüiehe  Wirthscbafts- 
führung  sich  nicht  ausgebildet  habe  und  wo  daher  —  bei  Verhtstaiig 
des  Pachtsystems  --  alles  dem  Gutsherrn  gehörige  liand  der  Katmg 
des  Bauern  verbleiben  würde. 

Andererseits  verlange  die  Gerechtigkeit,  dass  die  neue  Gesetz- 
gebung nicht  das  von  Seiten  der  Gutsbesitzer  begangene  Unredit 
sanctionire,  die  rechtzeitig  alles  oder  fast  alles  Land  den  Bauern  ^' 
zogen  hätten: 

Auf  Grund  dieser  Erwägungen  beschlossen  die  RedactioDseoi' 
missionen: 

1)  Es  ist  zum  Schutz  für  die  Gutsbesitzer  auf  Grundlage  ix^- 
lässiger  Daten  ein  Maximum  des  Landantheils  zu  bestimmen,  und  zwsr 
der  Art,  dass  jedes  Mal,  wenn  der  Landantheil  diese  Gr^sze  über- 
schreitet, es  dem  Gutsbesitzer  überlassen  wird,  unter  Beobachtmig  be- 
stimmter Regeln  den  überschüssigen  Landtheil  der  bäuerlichen  NataifiC 
zu  entziehen,  wie  es  den  Bauern  gerechter  Weise  zu  gestatten  ist,  auf 
diesen  Theil  zu  verzichten,  falls  der  Gutsbesitzer  ihnen  denselben  as* 
trägt  Selbstverständlich  muss  das  Maximum  so  hoch  gegriffen  werden, 
dass  die  Entziehung  überschüssigen  Bauerlandes  nur  den  Charakter 
einer  Ausnahme  tragen  kann.  Insbesondere  muss  das  Maximum  ein  de^ 
artiges  sein,  dass  in  keinem  Fall  ein  solcher  Theil  des  bisher  ge&utstea 
Landes  entzogen  werden  kann,  dessen  Werth  durch  die  Arbrit  des 
Bauern  bereits  erhöht  worden  ist 

2)  Es  muss  ein  Minimum  des  bäuerlichen  Landantheils  nonnin 
werden,  auf  dass  die  Bauern  nicht  mit  einem  geringeren  Landareal  ans- 
gestattet  werden,  als  sie  bis  jetzt  besitzen;  falls  in  einzelnen  Fällen 
die  Bauern  über  weniger  Land  verfügten,  so  theilt  ihnen  der  Gutsbesitier 
das  fehlende  Land  zu,  wenn  nicht  die  Bauern  auf  dieser  VergrosseroBg* 
für  welche  eine  entsprechende  Mehrleistung  an  den  Grundherrn  eis- 
zutreten  hat,  verzichten. 
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3)  Da  auf  vielen  Gütern  der  spärliche  Umfang  des  Bauerlandes 
icht  in  der  Selbstnutzung  des  Gutsherrn^  sondern  in  der  geringen  Aus- 
efanung  des  Landgutes  seine  Erklärung  findet»  und  da  in  einigen^  ge- 
wiss nur  seltenen  Fällen  nach  der  Zutheilung  auch  nur  des  soeben  in 
orschlag  gebrachten  Minimums  oder  bei  Belassung  des  gegenwärtigen 
laaerlandes  dem  Gutsbesitzer  nichts  oder  nur  ein  ganz  geringfügiger 
rnmdbesits  nachbleibt,  so  beschliessen  —  zur  Vermeidung  eines  solchen 
Resultats  —  die  Redactionscommissionen,  entsprechend  den  allgemeinen, 
)  den  Gouvemementscomit^s  ausgesprochenen  Tendenzen;  es  als  Regel 
inznstellen;  dass  es  dem  Gutsbesitzer  in  solch'  einem  Falle  gestattet 
ird,  einen  bestinmiten  Theil  des  in  bäuerlicher  Nutzung  befindlichen 
aodes  für  sich  einzuziehen.  Die  Redactionscommissionen  erkannten 
)llstandig  die  Schwierigkeit  der  Durchführung  dieser  Regel.  Nur  das 
instimmige  Verlange  fast  aller  Gouvemementscomit^S;  und  der  Wunsch, 
ach  Möglichkeit  ein  Zerreissen  der  unmittelbaren  YerSindung  des  Guts- 
esitzers  mit  dem  ihm  gehörigen  Lande  zu  vermeiden,  veranlassten  die 
ledactionscommissionen  zur  Aufstellung  dieser  Regel,  jedoch  mit  der 
üausely  das  den  Bauern  das  Land  nicht  plötzlich,  sondern  im  Yerhältr 
i^  zur  Verminderung  der  Bevölkerung  auf  dem  betreffenden  Landgute 
Qtzogen  werde,  zu  welchem  Zweck  es  erforderlich  sei,  das  Ausscheiden 
Ines  Theils  der  Bauern  aus  der  Gemeinde  zum  Uebertritt  in  andere 
eroisclassen  zu  erleichtem  und  die  Aussiedelung  auf  anderes  Land, 
it  Unterstützung  Seitens  der  Regierung,  zu  gestatten,  und  dass  bei 
»leben  Landentziehungen  als  Basis  die  Berechnung  des  Gesammtareais 
i  Land  diene,  welches  dem  Gutsbesitzer  nicht  allein  im  betreffenden 
indgute,  sondern  auch  au£  seinen  anderen,  besiedelten  oder  unbesie- 
ilten,  in  allen  angrenzenden  Kreisen  belegenen  ^Landgütern  gehöre. 
der  zweiten  Periode  der  BerathuQgen  überzeugten  sich  die  Redac- 
mscommissionen,  dass  eine  solche  Landentziehung,  um  dem  Gutsbe- 
2er  zur  eigenen  Nutzung  ein  Drittel  des  Gesammtlandes  zu  wahren, 
or  als  eine  Ausnahme  erscheinen  werde  und  daher  nicht  zu  einer 
^g  eintretenden  Verringerung  des  Bauerlandes  führen  könne.  Dem- 
eh  erachteten  es  die  Redactionscommissionen,  um  den  von  vielen  Glie- 
m  des  Gouvemementscomit^s  ausgesprochenen  Wunsch  zu  erfüllen 
d  im  Bestreben,  die  rechtmässigen  Interessen  beider  Stände  zu  ver- 
Imen',  für  möglich,  den  zuerst  gefassten  Beschluss  wieder  aufzuheben, 
loch  mit  der  Bedingung,  dass  jene  Regel  unbedingt  aufrecht  erhalten 
rd,  wonach  in  keinem  Falle  der  bäueflichen  Nutzung  weniger  Land 
lassen  werde,  als  das  für  den  betreffenden  Landstrich  festgestellte  Mi- 
uum  (so  dass  unter  Umständen  tlem  Gutsbesitzer  auch  weniger  als 
i  Drittel  nachbleiben  könne).  Sodann  ward  noch  die  Aenderung  Sta- 
rt, dass  als  Basis  der  Berechnung  nicht,  wie  zuerst  bestimmt,  alles 
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dem  Gatsbesitzer  gehörige,  aueh  in  d^  angrenzenden  Kreisen  belegeiH 
Land  genommen  werde,  sondern  nnr  das  ihm  gehörige,  nicht  über 
25  Werst  von  dem  betreffenden  Dorfe  belegene  baufähige  Land  (wozb 
auch  Wald  zu  rechnen). 

In  Betreff  der  Frage,  ob  ein  allgemeines  Maadmum  und  MininniB 
für  alle  Landstriche  des  Seiches  oder  verschiedene  Grössen  festzusetieo 
seien,  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  sowol  die  Productivität  wie  der 
Werth  des  Landes  in  den  verschiedenen  Theilm  des  Reichs  verscUeto 
sind,  und  dass  in  Folge  dessen  auch  die  Ausdehnung  des  Bauerlaades 
in  den  verschiedenen  Landstrichen  verschieden  ist  Gemäss  den  be- 
stehenden Verhältnissen  und  den  Vorschlägen  der  GouvemementsccMinl^ 
erkannten  es  die  Bedactionscommissionen  als  nothwendig,  f&r  die  to^ 
schiedenen  Landstriche  verschiedene  Ziffern  zur  Bestimmung  desaea, 
um  wie  viel  der  bäuerliche  Landantheil  verändert  werden  köme,  auf- 
zustellen. 

Die  Meinungsäusserungen  der  Glieder  der  Gouvenu 
auf  diese  Anträge  der  Redactionscommissionen  lassen  sich  in  drei  Gnp-l 
den  theilen^).  Die  eine  Gruppe  spricht  sich  auf  das  Entschiedfflste; 
gegen  die  Beibehaltung  der  bestehenden  bäuerlichen  Landanthtik  m 
die  zweite  Gruppe  erklärt  sich  principiell  für  diese  Art  der  Lösimg  <kr 
Frage,  wünscht  aber  einige  Aenderungen  im  Detail,  die  dritte  Gn^ 
schliesst  sich  bedingungslos  den  Anträgen  der  RedactionscommismoBaifi 

Die  erste  Gruppe  verlangt  eine  Verminderung  des  bestekadet 
Landantheils,  da  zur  Erreichung  des  Zieles  einer  Verbesserung  der  obr 
nomischen  Lage  der  Bauern  die  bäuerlichen  Leistungen  vermindert  wer 
den  sollen.  Die  Belassung  des  bisher  genutzten  Landes  in  den  Hända 
der  Bauern  mit  einpr  Verkürzxmg  der  Leistungen  schliesse  ein 
weises,  kein  freiwilliges  Opfer  Seitens  der  Gutsbesitzer  in  sich.  Dm 
Allerhöchsten  Rescripte,  wie  die  wiederholten  Ansprachen  &  M. 
Kaisers  verlangen,  ^dass  die  Gomit^s  die  Frage  gerecht  für  beide 
entscheiden.  Von  den  Redactionscommissionen  seien  die  Litereasen 
Gutsbesitzer  nicht  berücksichtigt.  Allenfalls  liesse  sich  das  Princip 
bestehenden  Landantheile  in  den  gewerbetreibenden  Landstrichen 
nördlichen  Gouvernements,  wo  die  Bauern  Pacht  zahlen,  durclifu] 
hier  sei  das  Land  wenig  fruchtbar,  daher  fast  ganz  dm  Bauern 
Nutzung  überlassen  und  könne,  doch  kaum  die  Bevölkerung  e] 
auch  hätten  die  Bauern  hier  viel  Wiesen  zum  Unterhalt  des  znr  Ddngei 
gewinnung  erforderlichen  Vidhs  nöthig,  da  das  Land  ohne  tä< 
Düngung  keinen  Ertrag  abwerfe.  Ungerecht  wäre  es  aber,  diese 
nähme  in   den  rein  Ackerbau  treibenden  Gegenden  des  Gebietes 
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chwarzerde  einzuführen,  wo  beim  Vorherrschen  der  Frohne  die  Grösse 
es  Banerlondes  von  der  Grosse  der  gutsharlichen  Ackerwirthschaft 
)hange.  Zumeist  ist  hier  das  Bauerland  so  gross,  als  dasjenige,  wei- 
tes (üe  Bauern  für  den  Herrn  zu  bestellen  haben;  hlufig  sind  sie  nicht 
1  Stande,  alles  Land  selbst  zu  bestdien  und  miethen  daher  Arbeiter. 
«es  Prindp  würde  also  dem  Gutsbesitzer  einen  grossen  Verlust  zu- 
gen.  Ausserdem  sind  den  Bauern  ganze  Strecken  Steppoüand  zur 
rasgewinnung  überlassen.  Da  sie  nur  wenig  Heu  nöthig  haben  und 
i  Abschaffung  der  dem  Gutsherrn  zu  stellenden  Fuhren  noch  weniger 
eu  bedürfen,  so  werden  die  Bauern  dieses  sehr  fruchtbare  Land  auf* 
lügen,  um  enorme  Ernten  zu  erzielen,  die  ihnen  jede  Veranlassung 
iunen  werden,  auf  dem  gutsherrlichen  Hof  Arbeit  zu  suchen.  Wird  der 
stehende  Landantheil  als  historisches  Factum  beibehalten,  so  müssen 
Kh  die  jetzigen  Leistungen  aufrecht  erhalten  werden.  Li  diesem  Sinne 
rächen  sich  u.  A.  Fürst  Wolkonskij  und  Ostrossimow  vom  Bäsaner 
mü  au& 

Aehnlich  lassen  sich  Fürst  Schtscherbatow  und  Osnobischin  ver- 
üunen:  das  Bauerland  sei  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  so  normirt 
y^dea,  dass  es  die  Existenz  der  Bauern  sichere  und  zugleich  zur 
chersteDung  und  in  der  Mdirzahl  der  Fälle  als  Massstab  zur  Bestim- 
log  der  Leistungen  diene.  Würden  jetzt  die  Leistungen  erheblich  Ter- 
gert,  so  müsse  auch  das  Bauerland  vermindert  werden. 

Derselbe  Grundgedanke  wird  noch  von  mehreren  Gliedern  der 
nvemementscomites  in  verschiedener  Art  durchgeführt,  indem  sie 
3er  oder  jener  Specialfrage  oder  den  Eigenthümlichkeiten  dieses  oder 
^  Landstriches  ihre  besondere  Aufinerksamkeit  schenken.  Besonders 
rgisch  treten  gegen  das  Princip  des  bestehenden  Landantheils  die 
"unddreissig  Glieder  des  zweiten  Aufgebots  auf. 

Die  zwdte  Gruppe  spricht  sich,  wie  bemerkt,  im  Princip  für  die 
beilung  des  bestehenden  Landantheils  an  die  Bauern  zur  bleibenden 
zung  aus,  wünscht  aber  im  Einzelnen  einige  Abänderungen  in  den 
schlagen  der  Redactionsconunissionen,  so  insbesondere  eine  Ermässi- 
gder  Höhe  für  das  Maximum  mit  Abschaffung  der  Feststellung 
s  Minimums,  resp.  Erhöhung  desselben  etc.  Die  dritte  Gruppe 
iesst  sich,  wie  erwähnt,  vollständig  den  Beschlüssen  der  Bedacüons- 
missionen  an. 

Die  grössere  Hälfte  der  Glieder  der  Gouvemementscomit^  hatte 
gegen  das  Prinzip  der  bestdienden  Landantheile  und  für  die  Fixi- 
l  von  Normallandantheilen,  resp.  Kürzung  der  bestehenden  Land- 
eile ausgesprochen. 

Indem  die  Redactionscomnussionen  für  das  Princip  der  bestehenden 
iantheile  entschieden,  Hessen  sie  aus  den  angeführten  Gründen  einige 
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Aenderungen  zu,  die,  ihre  Gxeaze  in  dem  für  die  yersdnedenen  Lani* 
striche  festzustellenden  Maximum  und  Minimum  pro  Seele  findoidy  eu» 
Verkürzung  des  jenes  Maximum  übersteigende  und  eine  Yergrässeroag 
des  das  Minimum  nicht  erreichenden  bestehenden  Landantheüs  bestum- 
ten.  Zugleich  ward  beschlossen,  für  diese  Normalsatze  so  wdte  Graoei 
zu  setzen,  dass  die  Verkürzung  des  bestehenden  Landantheüs  nieht  doei 
aUgemeinen  Charakter  annehmen,  sondern  stets  nur  den  einer  AoaDalm» 
tragen  könne. 

Die  auf  Anordnung  des  Ministeriums  des  Innern  von  den  Gms^ 
nementscomit^s  gesammelten  und  eingesandten  Daten  über  die  Grösse 
des  bestehenden  Bauerlandes  erkannten  die  Redactionscomimssiina 
bald  als  nicht  zuverlässig,  ebenso  fanden  sie,  dass  die  v^rsdaeileMB 
6ouvemementscomit63  sich  hierbei  von  verschiedenen  OrundsatKo  bittn 
leiten  lassen.  So  schlössen  einige  Gouvemementscomites  das  GeUft- 
land  aus  der  Berechnung  aus,  andere  zählten  Weideland,  BuscUand  ui\ 
andere  Nutzungen,  die  nicht  den  Umtheilungen  unterlagen,  Uiixa,  ^ 
Mehrzahl  rechnete  Wald  hinzu,  andere  wiecferum  fassten  Alles  mussm 
sowol  jene  Nutzungen  als  auch  den  Wald.  So  ergab  es  sidi,  das  bc* 
naehbarte  Kreise  in  Gouvernements,  die  unter  gleichen,  oder  sehr  ib* 
liehen  ökonomischen  Bedingungen  standen,  ein  ganz  verschiedenes  ffiü 
über  die  Ausdehnung  des  Bauerlands  darboten.  Der  Werth  der» 
gesandten  Daten  litt  auch  darunter,  dass  statt  der  Angabe  der  'm  ^b^ 
b^reffenden  Landstrichen  allgemein  herrschenden  Grösse  des  i^' 
landes,  wie  es  das  Formular  des  Ministeriums  des  Innern 
sehr  viele  Gomit^s,  vielleicht  die  Majorität,  die  mittlere  Gröase 
Landantheils  angaben.  Würde  diese  mittlere  Grösse  zur  Basis  der 
rechnung  genommen,  so  müssten  auf  sehr  vielen  Landgütern  V 
Zungen  des  bestehenden  Landantheils  vorgenommen  werden,  wts 
den  Redactionscomnüssionen  nach  dem  einmal  angenommenen  Piian 
der  Lösung  der  Frage  verworfen  wurde:  das  Ziel  einer  ruhigen 
Wickelung  der  Dinge  würde  damit  vernichtet  werden.  Und  doch 
der  Begriff  des  gewöhnlichen  Landantheils  in  jedem  Landstrich  ein 
stehender:  Landantheile,  die  geringer  als  jener  sind,  gelt^i  als 
reichende,  die  aber  grösser  sind,  als  reiddiche  oder  überrttchlidie. 

Da  somit  die  Redactionscomnüssionen  diese  Daten  als  nicht  t 
nügend  zuverlässige  zur  Lösung  der  Frage  erkannten,  so  zogen  sk* 
zur  Ergänzung  und  Gorrectur  derselben  —  andere  hinzu:  in 
Linie  die,  von  den  Comitäs  der  Landesprästand^  eingesandten  ß 
über  die  Oesammtausdehnung  der  gutsherrlichen  Güter,  die  als  zu 
lässig  anzusehen  sind.  Auf  Grund  dieser  Daten  mit  HinzufBgnng 
bekannten  Zahl  der  Revisionsseelen,  die  zu  jedem  Landgut  venei< 
sind,  liess  sich  der  Landreichthum  und  die  Landarmuth  (Verl 
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er  Grosse  der  Landgüter  zu  der  Zahl  der  Bauern)  feststellen.  Dass 
ie  hierdurch  gewonnenen  Daten  (wie  viel  Dessätine  pro  Revisionsseele 
dbeigene  im  Gouvernement)  ein  richtiges  Bild  ergaben,  dafQr  sprachen 
ie  allgemeinen  Ziffern  über  die  Bevölkerungsdichtigkeit  der  resp.  Grou- 
ffnements:  je  dichter  die  Bevölkerung  im  Gouvemem^  desto  geringer 
e  Zahl  der  Dess&tinen  pro  Bevisionsseele  auf  den  gutsherrlichen  Gütern. 

Die  grössere  oder  geringere  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  steht  in 
igem  Zusammenhang  mit  der  üblichen  Wirthschaftsmethode  und  dem 
mzen  landwirthschaftlichen  Leben.  Wo  wilde  Wirthschaft  (mit  Brach- 
ten des  Landes  viele  Jahre  hindurch);  wie  in  den  Steppen  und  in  der 
irdlichen  Waldregion,  herrscht,  dort  bedürfen  die  Bauern  eine  grössere 
mdfläche;  als  da,  wo  bereits  die  Dreifelderwirthschaft  üblich  ist  Und 
dann:  je  grösser  die  natürliche  Fruchtbarkeit  des  Bodens  ist,  desto 
^ringer  kann  *-  unter  sonst  gleichen  ökonomischen  Bedingung^  — 
ir  Landantheil  sein. 

Bei  der  Theilung  des  Reiches  in  Zonen  in  Betreff  der  Grösse  des 
auerüchen  Landantheils  ergab  sich  den  Redactionscommissionen  als 
ächstüegende  Theilung  die  in  zwei  grosse  Gruppen:  das  Gebiet  der 
chwarzerde  und  das  ausserhalb  derselben  belegene  Grebiet;  an  das 
stere  schliesst  sich  im  Süden  mit  allmäligem  Uebergang  das  Gebiet 
x  Steppe,  an  das  letztere  im  Norden  das  der  waldreichen  Region. 

In  jenen  zwei  Hauptgebieten,  in  dem  der  Schwarzerde  und  dem  ausser- 
Ib  derselben  (nördlich)  belegenen,  herrscht  die  Dreifelderwirthschaft.  Die 
össe  des  gewöhnlichen  bäuerlichen  Landantheils  ist  verschieden;  so  ist 
rselbe  namentlich  in  den  Landstrichen,  die  den  Uebergang  von  der  wil- 
1  Wirthschaft  in  den  Steppen,  sowie  in  denjenigen,  die  den  lieber* 
Dg  der  Brennwirthschaft  im  Norden  zur  Dreifelderwirthschaft  bilden, 
Ssser,  als  im  Gebiet  der  ausgebildeten  Dreifelderwirthschaft.  Je  mehr 
in  sich  dieser  Region  nähert,  um  so  geringer  werden  die  bäuerlichen 
ndantheile;  diese  Verringerung  volMeht  sich  schneller  im  Gebiet  der 
iwarzerde,  als  in  dem  nördlichen  Gebiet  mit  geringerer  natürlicher 
denfruchtbarkeit  aus  dem  soeben  angeführten  Grunde:  je  grösser  die 
achtbarkeit,  ein  um  so  geringerer  Bodenantheil  reicht  i^  die  Bedüif- 
se  des  Bauern  hin,  eine  um  so  dichtere  Bevölkerung  findet  die  er- 
derlichen  Unteriialtsmittel.  Ln  Gebiet  der  Schwarzerde  findet  sich 
t  überall  dgene  gutsberrliche  Wirthschaft:  hier  ist  also  das  Landgut 
zwei  Theite  getheilt,  wo  nur  der  eine  in  directer  bäueriicher  Nutzung 
b  befindet  In  den  nördlichen  Gouvernements  dagegen  hat  sich  nur 
tnahmsweise  eigene  gutsherrlidie  Wirthschaft  ausgebildet,  und  dazu  in 
IT  geringer  Ausdehnung;  als  allgemeine  Regel  gilt  hier,  dass  die^ 
aem  nicM  Frohne  leisten,  sondern  Pacht  zahlen  und  dass  auf  den 
Qdarmen^  Gütern  (d.  h.  auf  Gütern  von  geringer  Ausdehnung  mit 
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verhältnissmässig  grosser  Zahl  von. Leibeigenen)  alles  Land,  auf  den  land- 
reichen  Gütern  aber  der  bedeutendere  Theil  der  bäaerlichen  Nntznsf 
überlassen  ist  Demnach  ist  der  bäuerliche  Landantheil  bei  gieidker 
Ausdehnung  der  Landgüter  pro  Bevisionsseele  in  den  nördlichen  Goave^ 
nements  grosser,  als  in  den  der  Schwarzerde.  In  den  erstgenaimtci 
Gouvernements  hat  das  Land  keinen  hoh^  WerÜi,  und  daher  gevibt 
es  dem  Gutsherrn  keinen  besonders  grossen  Yortheil,  das  Banerhod 
—  zur  Vergrösserung  oder  zur  Bildung  einer  eigenen  Wirthsckaft  -  a 
vermindern,  um  so  weniger,  als  nur  entfernt  vom  Dorf  belegenes;  als» 
der  Lage  nach  weniger  günstiges,  werthvoUes  Land  eingezogen  lerdn 
könnte.  Daher  findet  man  auf  diesen  Paehtgütem  eine  sehr  gros«  Ver- 
schiedenartigkeit  in  der.  Ausdehnung  des  Bauerlandes,  die  in  enter 
Linie  nicht  von  dem  Belieben  und  der  Einsicht  des  Gutsbesitzers  nomit 
ist,  sondern  unter  dem  Einfluss  verschiedenartiger  historischer  üisadK», 
welche  beständig,  häufig  im  Laufe  von  Jahrhunderten,  auf  die  Besieddnng 
und  den  Anwachs  der  Bevölkerung  in  dieser  oder  jraer  Ortschaft  g^ 
wirkt  haben.  Ausnahmen  finden  freilich  statt,  aber  diese  heboi  die  aS- 
gemeine  Regel  nicht  au!  Im  Gebiet  der  Schwarzerde  mit  voiherrsd» 
der  Frohne  aber  sind  die  bäuerlichen  Landantheile  geringer  und  toi 
grösserer  Gleichförmigkeit:  Dieses  findet  vomdmdich  seine  ErUinif 
darin,  dass  der  Gutsherr,  um  möglichst  viel  des  ertragreichen  ha^ 
Ittr  sich  zu  behalten,  den  Bauern  nicht  mehr  Land  beliess,  als  if» 
zur  Leistung  der  Frohne  und  zum  eigenen  Unterhalt  unbedmgt  Bodog 
hatten. 

Auf  Grund  dieser  Daten  und  Erwägungen  machten  sich  die  Be 
dactionsconmiissionen  an  die  complicirte  Arbeit,  für  die  versduedeiei 
Landstriche  die  Maximalgrösse  des  Bauerlandes  zu  bestimmen. 

Hierbei  gingen  die  Redactionscomndssionen  von  den 
Verhältnissen  im  Gebiet  der  Schwarzerde  mit  ausgebildeter  Dreifei 
wirthschaft  und  ndt  vorherrschender  Frohne  aus,  da  sich  hier,  wie 
bemerkt,  mehr  als  in  den  anderen  Landstrichen  feste  Normen  f9r 
Ausdehnung  des  Bauerlandes  entwickelt  haben.  Oewohnheitsmas^il 
wird  hier  das  Bauerland  pro  Täglo  bestimmt,  die  Grösse  eines  soi 
Landantheils  schwankt  je  nach  dem  Landreichthum  des  Landgutes,  d 
nur  in  geringem  Masse.  Ninmit  die  Zahl  der  fiaueni  erhebUch  zn 
kann  das  Bauerland  ohne  Beeinträchtigung  der  gatsherrlicbeo  Wi 
Schaft  nicht  dem  entsprechend  vergrössert  werden,  so  werden  die  Ban 
entweder  auf  Pachtzahlung  gesetzt,  oder  ein  Theil  derselben  wird  t^ 
s.  g.  satäglyje  (ausser  dem  Täglo  stehend)  gemacht,  d.  h.  diese  erkatto 
kein  Land  und  haben  auch  keine  Prästanden  zu  leisten:  die  eistm  ^ 
ist  da  ttbUch,  wo  das  Land  niedrig  im  Werth  steht,  die  zwette  dort  «<^ 
das  Land  hoch  geschätzt 


—    167    — 

Je  nach  dem  Landreichthum  der  LandgOter  erhält  ein  Tägio  in  je- 
dem Felde  P/s  bis  2  ökonomische  Dessätinen  (zu  3,200  O  Faden)  Acker- 
land, also  zusammen  in  den  drei  Feldern  6  Iris  8  (Krons-)  Dessätinen  (zu 
2^  D Faden).  Weniger  als  6  Dess.  gilt  als  spärlicher,  aber  8  Dess.  als 
reichlicher  Landantheil.  Für  die  Grösse  der  Wiesen  hat  sich  keine  feste 
Nonn  ausgebildet,  sie  hängt  vollständig  von  dem  vorhandenen  Wiesen- 
land  ab  und  schwankt  daher  beträchtlich:  nach  den  von  den  Gouver- 
Bementscomitä  vorgestellten  Daten  gewöhnlich  zwischen  Vs  bis  zu  1  Dess., 
in  einigen  Kreisen  bis  zu  2  Dess.  Die  Grösse  des  Gehöftlandes  ist  in  diesen 
Daten  angegeben:  von  1,325  0 Faden  im  Gouvernement  Woronesh  bis  zu 
1,724  D  Faden  im  Gouv.  Ssaratow.  Weideland  (ausser  der  Hutweide)  haben 
in  manchen  Landstrichen  die  Bauern  nur  ausnahmsweise,  in  anderen 
Landstrichen  ist  mehr  Weideland  vorhanden.  Hier  und  da  findet  sich 
inmitten  des  Bauerlandes  Buschland.  Diese  Nutzungen  zusammen 
können  im  Maximum  auf  nicht  unter  1  Dess.  und  nicht  Aber  2  Dess. 
ireranschlagt  werden.  Denmach  kann  der  Maximalsatz  fOr  das  Gebiet 
der  Schwarzerde  mit  aasgebildeter  Dreifelderwirthschaft  auf  9  Dess.  pro 
TägIo  bestimmt  werden. 

Doch  umfasst  bekannntlich  der  Täglo  eine  verschiedene  Anzahl  Seelen : 
e  mehr  Land,  desto  grösser  die  Anzahl  der  Täglo  und  umgekehrt  Wo 
iel  Land  ist,  werden  halbe  Tägloarbeiter  gebildet,  die  aus  Halberwach- 
enen  und  Greisen  bestehen  und  einen  halben  Täglolandantheil  erhalten: 
Jer  kommen  auf  einen  Täglo  zwei  Seelen.  Wo  die  Bevölkerung  dichter 
itzt,  steigt  die  Zahl  der  Seelen  eines  Täglo  auf  drei.  Demnach  beträgt 
er  Maximallandantheil  pro  Seele  je  nach  dem  Landreichthum  in  diesem 
Mdstriche  3  bis  4V2  Dess. 

In  der  zweiten  Periode  der  Berathungen,  denen  weitere  Daten  vor- 
liegt wurden,  sahen  sich  die  Redactionscommissionen  veranlasst,  einer- 
eits  den  niedrigsten  Satz  der  aufgestellten  Maximalgrenze  für  die  unter 
izeptionellen  Bedingungen  stehenden  Ortschaften,  die  in  Folge  grosser 
(evölkerungsdichtigkeit  und  hohen  Bodenwerthes  sich  scharf  von  den 
Dderen  Landstrichen  unterscheiden,  bis  zu  2^/4  Dess.  zu  ermässigen, 
ndererseits  d^  höchsten  Satz  der  aufgestellten  Maximalgrenise  fiir  die 
andstriche  im  Gebiet  der  Schwarzerde,  in  welchem  neben^  der  Drei- 
Merwirthsdiaft  auch  wilde  Wirthschaft  besteht  und  welche  den  lieber- 
ing  zu  dem  Steppengebiet  bilden,  bis  zu  5^1  und  6  Dessätinen  zu  er- 
»hen.  Endlich  bildeten  die  Redactionscommissionen  zur  genaueren  Nor- 
irung  der  hddisten  Sätze  noch  eine  Gruppe  mittlrer  Landstriche  mit 
sn  Maximalsätzen  von  dVs  und  4  Dess. 

Demnach  wurde  das  Gebiet  der  Schwarzerde  in  fOnf  Zonen  einge- 
teilt mit  den  Maximalsätzen  von  2%  3,  3%  4  und  4^/,  Dess.  pro  Seele 
nd  noch  eine  sechste  Zone  mit  zwei  höchsten  Sätzen  von  5^9  und  6  Dess. 
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hinzugefügt,  je  nachdem  der  Gharacter  der  alten  wilden  Wirihachaft  mdir 
oder  weniger  sich  noch  bewahrt  hat 

Als  letzte  Controle  für  die  Richtigkeit  der  aufgestellten  Sitie  ver- 
glichen die  Redactionscommissionen  diese  Ziffern  mit  den  Daten  über 
die  Ausdehnung  der  bestehenden  Landantheile;  und  zwar  Ton  dem  G^ 
sichtspuncte  auS;  dass  eine  Kürzung  des  Bauerlandes  den  Cliancter 
einer  Ausnahme  behalten  und  in  keinem  Falle  zu  einer  aUgemänen  Er- 
scheinung werden  solle.  Die  von  den  Gutsbesitzern  selbst  gelieferteB 
und  von  den  Mitgliedern  und  Ersatzmitgliedem  der  GouvermneBl^ 
comitfe  an  Ort  und  Stelle  controlirten  Daten  können  nicht  ab  n  hoch 
gegriffen  angesehen  werden  (da  jede  Vergrösserung  der  Angabe  gega 
das  Interesse  der  Gutsbesitzer  wäre).  Dieser  vorgenommene  Veri^ 
ergab,  dass  in  der  Mehrzahl  der  getreidereichen  Kreise  die  Zahl  der 
Landgüter,  auf  denen  eine  Verkflrznng  des  Bauerlandes  voigeBonuDeii 
werden  könnte,  nicht  25^/o  der  Gesammtzahl  derselben  übersteigt  Sehr 
wenige  Kreise  sind  vorhanden,  in  denen  das  Yerhältniss  ungfisstiger  l<. 
Da  jedoch  nur  Daten  über  die  Landgüter  mit  über  100  Seelen  gesan- 
melt  vorliegen,  so  ist  anzunehmen,  dass  die  Mitberücksichtiguiig  der  an- 
deren Güter  das  Yerhältniss  ungünstiger  gestalten  wird.  Demnach  gebe 
die  Redactionscommissionen  der  Besorgniss  Ausdruck,  dass  die  von  Ons 
angestellten  Maximalsätze  niedrig  g^priffen  sind  und,  erklären,  dass  fe 
in  keinem  Falle  einer  weiteren  Reducirung  unterzogen  werden  köiift 

Im  Gebiet  der  Steppe  mit  seinem  Salz-  und  Sandbodm  herrsdt  k 
wilde  WirthschafL  Abgesehen  von  der  dünn  gesäten  Bevölkenmg,  & 
diese  Wirthschaftsführung  erklärt,  scheint  dieser  Boden  die  DreiMda' 
wirthschaft  nicht  ertragen  zu  können,  und  zwar  der  Salzboden  ebcss» 
wenig,  als  der  Sandboden,  welch'  letzterer  bei  beständiger  Beackenon 
zu  Flugland  werden  würde,  und  daher  längerer  Erholung  bedürftig  i^ 
zumal  dort,  wo  der  Sand  einen  grossen  Theil  des  Bodens  ausmacht  k 
schlechter  der  Boden,  desto  längere  Zeit  muss  das  Land  ruhen.  Zur  Volga 
hin  wird  der  Boden  besser.  Demnach  kann  für  dieses  Gebiet  nidit  ^ 
Maximalhöhe  normirt  werden,  sondern  es  sind  mehrere  zu  bestimiDi^a 

Hier  haben  sich  nicht  so  feste  Formen  für  die  Grösse  des  Landtf* 
theüs  ausgebildet,  wie  im  Gebiet  der  Schwarzerde  mit  Dreifddemitk* 
Schaft  In  einigen  Landstrichen,  wie  im  Gouv.  Astrachan,  besteUen  & 
Bauern  soviel  sie  vermögen,  in  anderen  ist  die  Ausdehnung  des  6«M^ 
landes  vom  Gutsherrn  normirt  und  schwankt  zwischen  4  und  10 1^ 
pro  Täglo.  Auch  ist  bei  Bestimmung  der  Grösse  des  Laadaatheüs  i 
Berücksichtigung  zu  ziehen,  dass  das  Land  je  nach  seiner  Besehafohet 
kürzere  oder  längere  Zeit  brach  liegen  muss.  Die  RedactionsooouDis- 
sionen  setzen  als  Normalmass  6  Dessätinen  jährliche  Aussaat  ff^ 
wobei  sie  jedoch  sogleich  das  Bedenken  aussprechen  müssen,  ob  nkb 
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dieser  Satz,  wenn  auch  nnzwdfelhaft  in  geringem  Masse  zu  niedrig  ge- 
griffen sei. 

Je  nach  der  Beschaffenheit  des  Bodens  ward  das  Gebiet  der  Steppe 
in  Tier  Zonen  getheilt,  und  zwar: 

1)  Die  erste  Zone  umlasst  die  (regenden,  in  welchen  das  Land  nach 
zweqähriger  Bestellung  eben  so  viele  Jahre  ausruht:  bei  der  Nomürung 
Ton  6  Dess.  jährlicher  Bestellung  pro  Täglo  werden  also  12  Dess.  als 
MtyJTnalnonn  festgesetzt 

2)  Die  zweite  Zone  diejenigen,  wo  nach  drei  Aussaaten  das  Land 
Mof  Jahre  sich  erholt,  denmach  im  ganzen  8  Felder  zu  2  Des&  in  jedem 
Felde,  also  16  Dess.  pro  Täglo. 

3)  Die  dritte  Zone  diejenigen,  wo  nach  3  Aussaaten  das  Land  sieben 
Jahre  ruht,  demnach  im  Ganzen  10  Felder,  also  20  Dess.  pro  Täglo. 

4)  Die  vierte  Zone,  mit. 3  Aussaaten  und  darauf  folgenden  9  Jahren 
Erholung,  also  12  Felder,  24  Dess.  pro  T&glo. 

Hierzu  ist  noch  1  Dess.  Gehöftland  hinzuzufügen.  Bechnet  man 
2  Seden  pro  Täglo,  so  ergibt  sich  als  Maximalhöhe  des  Landantheils 
pro  Seele  in  den  vier  Zonen:  6%  8%  10V«r  12V«  I>e8S.  Wiesenland  ward 
nicht  in  Anschlag  gebracht,  da  das  Gras  auf  dem  Brachlande  gewonnen 
wird.  Salzland,  das  nur  schwachen  Graswuchs  hat,  also  nur  von  unge- 
nügender Fruchtbarkeit  ist,  soll  bei  der  Berechnung  zu  einem  Drittel 
guten  Landes  veranschlagt  werden. 

In  der  zweiten  Periode  der  Berathung  strichen  die  Redactionscom- 
nussionen  die  vierte  Zone  (mit  12^«  Dess.  pro  Seele),  und  zwar  in  Er- 
wägung dessen,  dass  das  Bauerland,  gedüngt  durch  das  weidende  Vieh, 
keiner  neuigährigen  Erholung  bedürftig  ist,  dass  das  Ssamaraer  Gomit^ 
tnr  den  hier  in  Betracht  kommenden  sfldöstlichen  Theil  des  Kreises 
Nowoossow  als  längsten  Termin  ein  aiebeiqähriges  Brachliegen  angab 
^d  dass  Landstriche  von  geringerer  natflrlidier  Fruchtbarkeit  gar  nicht 
in  Betracht  konmien.  In  dieser  Periode  der  Berathungen  wurden  dann 
^  Gnmd  der  inzwischen  eingelaufenen  Daten  aus  den  betreflbn- 
den  Gfouvemements  die  Grenzen  der  drei  Zonen  des  Steppengebietes 
gezogen. 

Während  für  das  Gebiet  der  Schwarzerde,  so  wie  für  das  nördliche 
Gebiet  mit  Dreifelderwirthschaft  die  Bestimmung  angenonmien  wurde^ 
dass  dem  Gutsherrn  unter  allen  Umständen  Vs  des  gesammten  Landes 
l>eUssen  werde,  setzen  die  Redactionscommission^  für  das  Steppengebiet 
^esty  dass  bei  der  wilden  Wirthschaft  der  Gutsherr  nicht  gezwungen  wer- 
den könne,  mehr  als  die  Hälfte  des  Landes  der  bleibenden  bäuerlichen 
Nutzung  zu  überlassen,  und  zwar  in  Erwägung  dessen,  dass 

1)  bei  der  wilden  Graswirthscbaft  die  Bauern  kein  beständig  ge- 
i^utztes  Bauerland  haben. 
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2)  auf  allen  SteppengtUern  gutahecrliche  Wirthschaftai  sich  yorfiB* 

den,  und 

3)  zur  Fflhning  dieser  Wirthschaft  nicht  weniger  Land  eingenom- 
men wird,  als  den  Bauern  zugetheilt  ward» 

Das  dritte  Oebiet  ist  das  nördlich  und  zum  Theil  westlich  vom  Ge- 
biet der  Schwarzerde  belegene.  Wie  bereits  bemerkt,  ist  hier  der  bäuer- 
liche Landantheil  grösser,  als  im  Gebiet  der  Schwarzerde.  Zu  den  oben 
angeführten  Ursachen  dieser  Erscheinung  ist  das  Factum  zuzofiOlgen,  das 
der  £auer  zur  Leistung  der  Frohne  oder  der  Pachtzahlung  mit  dem 
hierzu  erforderlichen  Landquantum  ausgestattet  sein  muss:  je  imagEr 
fruchtbar  das  Land,  desto  ausgedehnter  musste  es  sein.  Vor  Allem  brandii 
der  Bauer  in  diesem  nördlichen  Landstrich  mit  geringer  natfiifidier 
Fruchtbarkeit  Futter  für  das  Vieh,  also  ausser  dem  Acfcerlaiid  nodi  viei 
Wiese  und  Weide,  da  das  Land  tttditig  zu  dSngen  ist.  Die  Bnebreide 
in  diesem  Gebiet  gewährt  nicht  soviel  Gras  für  das  Vieh,  als  im  Gebiet 
der  Schwarzerde.  Beim  Mangel  an  Weideland  gestattet  der  Gutsherr 
das  Weiden  im  Walde.  Fast  überall  wird  den  Bauern  auch  die  Nutzng 
des  Waldes  eingeräumt,  von  welchem  sehr  häufig  —  nach  Ajissage  der 
Gouvemementscomites,  ein  Theil  förmlich  den  Bauern  zur  Nutzung  m- 
getheilt  wird. 

Die  vorliegenden  Daten  über  die  Ausdehnung  des  bestehenden  Baaer- 
landes  bestätigten  diese  Auseinandersetzungen.  Die  Landantheile  md 
grösser  und  vielgestaltiger,  als  im  Gebiet  der  Schwarzerde.  Von  mante 
Seiten  wird  darauf  hingewiesen,  dass  auf  Landgütern  mit  sehr  ansfe 
dehntem  Bauerland  nur  wenig  mehr  Land  bestellt  wird,  als  anf  Jtuir 
armen''  Gütern,  woraus  dann  der  Schluss  gezogen  wird,  dass  die  Banen 
bei  grossem  Landantheil  nicht  alfes  Land  nutzen,,  mithin  überflttssige^ 
Land  haben.  Die  Bedactionscommissionen  stimmen  diesem  Einwmd  a: 
in  den  nördlichen  Gouvernements  finden  sich  Pachtgüter,  auf  welcha 
bisher  keine  gutsherrliche  Wirthschaft  eingeführt  ist,  ungeachtet  desseo* 
dass  viel  Land  vorhanden  ist  und  dasselbe  den  Bedarf  der  Banera  sb 
Wiese,  Weide  und  Wald  übertrifit  In  solchen  FUlen  hat  eine  Abgreo- 
zung  des  Bauerlandes  vom  gutsherrlichen  Lande  noch  nicht  stattge- 
funden. Bei  dem  geringen  Werth  des  Landes  und  des  Waldes  kam  e$ 
dem  Gutsherrn  nicht  darauf  an.  Doch  weder  der  Gutsherr,  noch  dk 
Bauern  hielten  alle  Nutzungen  für  Bauerland.  Abgesehen  Uervon  be 
stehen  indessen  in  allen  diesen  Landstrichen  ganz  feste  Begrifle  über 
hinreichenden  und  spärlichen  Landantheil.  Alles  dieses  wird  durch  eiae 
Reihe  von  Beispielen  erhärtet  Endlich  ist  noch  in  BerflckaiGhtiguttg  sn 
ziehen,  dass  in  diesem  Gebiet  eme  weit  grössere  Vielgestaltigkeit  sich 
zeigt,  als  im  Gebiet  der  Schwarzerde,  wo  weite  Landstriche  den  gleicfa«! 
Gharacter  tragen:  die  verschiedenartige  Beschafienh^t  des  Bodetf^  ^ 
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Kliinas,  die  verschiedene  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  das  Bestehen 
grosser  Städte,  wie  St.  Petersburg,  verleihen  den  Landstrichen  in  einem 
und  demselben  Kreise  einen  ganz  verschiedenen  Character. 

Auf  Grund  aller  dieser  Erwägungen  beschlossen  die  Redactionscom- 
missionen  in  der  erst^  Periode  der  Berathungen,  dieses  Gebiet  in  sechs 
Zonen  noit  einem  Landantheil  von  S'/a  bis  8  Dess.  pro  Seele  zu  theilen. 
In  der  zweiten  Periode  aber  nahmen  sie  eine  Aenderung  vor,  entspre- 
chend der  für  das  Gebiet  der  Schwarzerde  stipulirten,  nach  welcher  bei 
besonderer  ;,Landannuth''  oder  bei  besonders  hohem  Werthe  des  Landes 
eine  Ermässigung  der  Maximalnorm  eintreten  kann  und  bildeten  noch 
eine  siebente  Zone.  Demnach  soll  die  Maximalgrenze  für  die  sieben 
Zonen  betragen:  SV*?  3^/«,  4,  4^«,  5,  6  und  8  Dess. 

Aus  dem  Vergleich  dieser  Maximalsätze  mit  den  Daten  über  die 
bestehenden  Landantheile  ergab  sich,  dass  die  Zahl  der  Landgüter,  auf 
denen  Kürzungen  des  Bauerlandes  vorzunehmen  wären,  grösser  ist,  als 
im  Gebiete  der  Schwarzerde.  In  sehr  wenigen  Kreisen  belief  sich  diese 
ZaU  anf  %  aller  Landgüter,  in  der  Mehrzc^l  der  Kreise  schwankt  diese 
Ziffer  zwischen  V«  und  Va;  ^^  manchen  Kreisen  bis  zu  ^2  ^^^  ^^^  mehr. 
Ungeachtet  dessen  glaubten  die  Redactionscommissionen  keine  höheren 
Maximakiffem  aufstellen  zu  sollen,  und  zwar  zum  Schutz  der  gutsherr- 
lichen Interessen,  sowie  auch  im  Hinblick  darauf,  dass  auf  vielen,  selbst 
vlandreichen^  Pachtgtttem  alles  Land  als  in  bäuerlicher  Nutzung  befind- 
ich  angegeben  war,  obwohl  ein  Theil  desselben  gar  nicht  genutzt  wurde. 
in  solchen  Fällen  würde  also  gar  keine  Kürzung  des  effectiv  in  bäuer- 
icher  Nutzmig  befindlichen  Landes  erfolgen,  sondern  nur  eine  Abgren- 
nmg  desselben  von  dem  gutsherrlichen. 

Wie  Maximalsätze  für  das  den  Bauern  zuzutheilende  Land  normirt 
nirden,  so  waren  auch  Minimalsätze  festzustellen.  Wie  bereits  wieder- 
holt betont,  gingen  die  Redactionscommissionen  bei  Bestimmung  der 
irösse  des  Bauerlandes  von  den  bestehenden  Verhältnissen  aus.  Bei 
ier  Festsetzung  der  Minimalgrösse  Hessen  sie  sich  von  dem  Gedanken 
eiten,  dass  diese  nur  auf  solche  Bauern,  denen  ein  Theil  des  sät  Alters 
[enutzten  Landes  vom  Gutsherrn  eingezogen  war,  Anwendung  zu  finden 
tabe.  Die  strenge  Durchführung  dieses  Grundsatzes  würde  die  ohnehin 
omplicirte  Frage  der  Abgrenzung  des  Bauerlandes  noch  mehr  com- 
liziren,  und  viel  Verwirrung  und  Unruhe  hervorrufen.  Daher  beschlossen 
ie  Redactionscommissionen,  für  die  Bestimmung  der  Maximalzifiem  wie 
neb  für  die  der  Minimalzififem  so  enge  Grenzen  zu  ziehen,  dass  die  Ver- 
rösserung  des  bestehenden  Bauemlandes  nur  den  Character  einer  Aus- 
ahme tragen,  nicht  aber  eine  allgemeine  Erscheinung  sein  dürfe. 

Die  Einziehung  von  Bauerland  hat  in  den  grossrussischen  Gouver- 
ements  —  nicht  wie  in  den  zwei  kleinrussischen  Gouvernements,  wo 
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Solches  ziemlich  weite  Yerbreitang  gefimden  hat  —  nur  in  sehr  geringem 
Masse  stattgefunden,  und  zwar  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  anf  den  GrUeni, 
wo  die  Pacht  in  Frohne  umgewandelt  wurde^  um  eine  gatsherrliciie  Wiitk- 
sehaft  einzufahren;  dabei  wurde  nicht  das  ganze  Bauerland  emgezogen, 
sondern  dasselbe  wurde  nur  verkürzt  Als  sehr  seltene  Ansnahme  er- 
scheint die  Einziehung  des  ganzen  Bauerlandes,  wobei  den  Biuem  mir 
das  Gehöft  belassan  wurde  und  sie  von  dem  gutsherrlichen  Rate  unter» 
halten  werden.  Wenn  die  Redactionscommissionen  auch  einräumten,  das 
die  Lage  dieser  Bauern  eine  sehr  schwierige  sei,  so  heben  sie  doch  hff- 
vor,  dass,  wie  gering  auch  der  Minimalsatz  statuirt  werde,  ihre  Li^e 
sich  im  Vergleich  zu  dem  heutigen  Zustand  verbessern  wflrda  Verimi 
diese  Bauern  auch  den  ihnen  bisher  gebotenen  Unterhalt  (an  Getreide  €14 
so  würden  sie  doch  von  jetzt  ab  statt  der  bisherigen  sechstägigen  Frohae 
nur  eine  ganz  leichte  Frohne  oder  eine  ganz  leichte  Pacht  zu  leutea 
haben.  Freilich,  wenn  die  gesammte  Bauernschaft  des  Reichs  oder  die 
Mehrzahl  in  eine  solche  Lage  käme,  so  würde  sie,  von  der  juridischea 
Abhängigkeit  befreit,  in  eine  materielle  Abhängigkeit  von  den  Gutabeno 
gerathen,  die  häufig  sich  schwerer  als  die  erstere  erweisen  könnte.  Dod 
da  jene  Erscheinung  eine  nur  ganz  vereinzelte  sei,  so  könne  sie  keine 
schlimmen  Folgen  nach  sich  ziehen. 

Die  Redactionscommissionen  entschlossen  sich  dazu,  das  Miniiw 
durch  einen  bestimmten  Theil  des  bereits  gefundenen  Maximalaataes  a 
normiren.  Zuerst  ward  der  Minimalsatz  auf  */(  des  Maximama  feslp- 
stellt  Als  sich  aber  aus  den  Daten  über  die  Ausdehnung  des  Bner- 
landes  ergab,  dass  die  Zahl  der  Fälle,  in  denen  das  Bauerland  geringer 
als  dieser  Minimalsatz  ist,  eine  verschwindend  geringe  war,  in 
Kreisen  solche  Güter  überhaupt  nicht  existirten,  und  als  von  viel» 
die  Meinung  ausgesprochen  wurde,  dass  auf  den  kleinen  Landgflteiv 
(d.  h.  auf  den  mit  weniger  als  100  Seelen,  über  welche  keine  Daten  ge- 
sammelt waren)  die  bäuerlichen  Landantheile  geringer  seien,  als  auf  den 
anderen,  so  ward  bei  strenger  Beobachtung  des  Grundsatzes,  dass  eine 
weitere  Zutheilung  von  Land  an  die  Bauern  nur  ausnahmsweise  eintreln 
dürfe,  beschlossen,  das  Minimum  auf  Vs  d^  Maximums  zu  ermissigeB. 
Diese  Minimalgrösse,  die  je  nach  der  Zone  1  bis  2,7  Dess.  pro  Sede  er 
gibt,  liess  keinen  Zweifel  darüber  zu,  dass  eine  weitere  Zutheilung  roä 
Land  an  die  Bauern  nur  als  seltene  Ausnahme  eintreten  werde.  In  der 
Mehrzahl  der  Kreise  existiren  überhaupt  keine  Güter  mit  einem  gerin- 
geren Landantheil,  in  den  anderen  Kreisen  betrigt  die  Zahl  solcher 
Güter  nur  5^/o  der  GesammtzahL  Wenn  in  Betreff  einiger  Kreise,  und 
zwar  vornehmlich  in  zweien  oder  dreien,  einiger  Zweifel  hervortrat,  so 
wurde  er  durch  die  Bemerkung  erledigt,  dass  diese  Kreise  in  der  wald- 
reichen Gegend  liegen  und  dass  in  Betreff  einiger  Güter  dieser  Land- 
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striche  nur  Ackerland^  nicht  aber  Wiesenland  in  den  Angaben  ver- 
merkt  ist 

DieBestimnrang  des  Minimalsatzes  bat  nur  ffir  das  Gebiet  der  Schwarz- 
erde und  das  nördlich  von  demselben  belegene  Gebiet  Geltung.  Ffir  da» 
Steppengebiet  war  Solches,  wie  sich  aus  den  oben  geschilderten  land- 
wirthschaftlichen  Verhältnissen  dieses  Gebietes  ergibt,  nicht  erforderlich. 

Diese  allgemeinen  Normalsätze  zur  Bestimmung  der  Grösse  des 
Banerlandes  gelten  für  die  grossrussischen  Gouvernements  und  die  weiss- 
rassischen  Gouvernements  Mohilew  und  einen  Theil  des  Gouv.  Witebsk, 
in  denen  die  herrschende  Grundbesitzform  auch  der  Gemeindebesitz  ist 
Für  die  anderen  Theile  des  Reichs,  deren  bäuerliche  Bevölkerung  durch 
die  neue  Gesetzgebung  emanzipirt  werden  sollte,  und  zwar  für  die  klein- 
russischen  Gouvernements  (Tschemigow,  Poltawa  und  einen  Theil  des 
Gouv.  Charkow),  für  das  Generalgouvernement  Kiew  (Gouv.  Kiew,  Fodo- 
lien  und  Wolhynien)  und  die  lithauschen  Gouvernements  (Wilna,  Grodno, 
Kowno,  Minsk  und  die  infländischen  Kreise  des  Gouv.  Witebsk)  sowie 
endM  f&r  die  neurussischen  Gouvernements  (Jekaterinosslaw,  Taurien 
und  Chersson)  werden  auf  Grundlage  jener  allgemeinen  Normalsätze  be- 
sondere Sätze  bestimmt  Wir  übergehen  die  Behandlung  der  Frage  fUr 
diese  Gouvernements  bis  auf  die  neurussischen  Gouvernements,  in  denen 
AQch  der  Gemeindebesitz  herrscht^). 

Auch  diese  Gouvernements  liegen  im  Gebiet  der  Steppe,  doch  tre- 
ten hier  besondere  Eigenthfimlichkeiten  auf,  welche  die  Uebertragung 
der  für  das  Steppengebiet  gefundenen  Sätze  nicht  gestatten  und  eine  Ver- 
minderung derselben  verlangten.  Der  Grund  und  Boden  ist  hier  durch 
üe  Nähe  des  Schwarzen  Meeres,  welches  die  Versendung  der  Ackerbau- 
producte  ins  Ausland  erleichtert,  erheblich  werthvoUer,  als  in  den  an- 
leren Steppengouvemements.  Auch  der  Nebenerwerb  der  Bauern  ist  hier 
mtwickelter,  der  Arbeitslohn  höher.  Endlich  ist  hier  das  Bauerland 
^heblich  geringer,  obgleich  die  Landgüter  von  sehr  grosser  Ausdehnung 
ind  (die  Schafzucht  wird  hier  im  Grossen  betrieben  und  bildet  die  Haupt- 
linnahmequelle  der  Gutsbesitzer). 

Bei  der  hier  herrschenden  wilden  Graswirthschaft  kann  die  jährliche 
Aussaat  pro  Familie  auf  4  Dess.  veranschlagt  werden.  Selbst  in  Land- 
trichen  mit  hoher  Fruchtbarkeit  und  dünngesäter  Bevölkerung  verbleibt 
lehr  Land,  als  besät  wird,  zur  Erholung,  das  zum  Grasschnitt  und  zur 
^eide  genutzt  wird.  Fügt  man  das  Gehöftland  hinzu,  so  tbilden  circa 
0  Dess.  den  Landantheil  einer  Familie.  Die  kleinrussische  Familie  wird 
of  2^/2  Revisionsseelen  veranschlagt,  also  4  Dess.  pro  Seele.  Da  die 
rnchtbarkeit  des  Bodens  recht  verschieden  ist,  so  müssen  mehrere  Maxi- 


1)  8krebizl4j:  KpecTBoicBoe  a%mo.    Bd.  H,  Tb.  ü,  pag.  1114—1120. 
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malsätze  aufgestellt  werden,  und  die  Redactionscommissionen  fügten  a 
obigem  geringsten  Maximalsatz  von  4  Dess.  für  gaten  Boden  nodi  dk 
Sätze  von  5  und  7  Dess.  für  schlechteren  Boden  hinzu.  Ausserdem  wurden 
für  einen  geringen  südlichen  Landstrich  des  Gouvernements  Jekaleri- 
nosslaW;  der  den  Uebergang  vom  fruchtbaren  Jekaterinesslaw'scheii  Ge- 
biet in  das  wenig  fruchtbare  und  dünn  bevölkerte  Taurieoi  bildet»  ö  DeaB. 
pro  Seele  festgestellt  Bei  einem  Landantheil  von  7  Dess.  pro  Seele  ver- 
fügt die  bäuerliche  Familie  von  2Vs  Bevisionsseelen  über  17Vt  Dea&, 
ohne  Gehöftland  17  Dess.  Für  die  regenarmen  und  wenig  furchtbareB  Kreiae 
der  Gouv.  Ghersson  und  Taurien  muss  veranschlagt  werden,  daas  */«  des 
Landes  brach  liegen^  also  nur  Vs?  <>der  weniger  als  6  Dess.  jährlidi  it- 
stellt  wird.  Der  Ertrag  eines  so  grossen  Feldes  deckt  freilich  reidiM 
<iie  Bedürfiiisse  einer  Familie^  doch  muss  der  Bauer,  um  nicht  bei  dei 
Mufigen  Missemten  (in  Folge  von  Dürre)  und  anderen  CafaUDäito 
(Heuschrecken  etc.)  Noth  zu  leiden,  in  guten  Jahren  Vorrithe  bä 
Seite  legen. 

Dabei  ist  noch  auf  die  grossen  Vortheile  hinzuweisen,  wddie  & 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  den  Gutsbesitzern  dieses  Gebiets  gewihia 
wird.  Die  Landwirthschaft  in  diesem  dünn  bevölkerten  Lande  leidH» 
wenn  auch  schon  ein  Theil  der  Arbeit  durch  frei  angoniethete  ArbeÜEr 
iiusgeführt  wird,  an  Mangel  an  Arbeitern,  deren  freie  Bew^ung  dmd 
die  Leibeigenschaft  behindert  wird.  Nach  Emanzipation  der  bäaeriicks 
Bevölkerung  wird  ein  grosser  Zufluss  aus  den  weniger  fruchtbaren  od 
stark  bevölkerten  nördlichen  Gouvernements  in  den  Süden  stattfinden,  dis 
liand  wird  im  Werthe  steigen  und  die  Gutsbesitzer  den  Vortlieil  et- 
lieimsen.  Dieser  höhere  Gewinn  in  nächster  Zukunft  wird  sie  voll  ent- 
schädigen für  die  Abtheilung  des  Bauerlandes. 

Nach  Durchsicht  der  Anträge  der  Gouvemementscomites,  der  Ctoaver- 
neure  und  des  Generalgouvemeurs  Grafen  Strogonow  sahen  sidi  die 
Bedactionscommissionen  —  bei  Theilung  dieser  Gouvernements  in  Land- 
striche nach  den  festgesetzten  Maximalsätzen  —  veranlasst,  für  Land- 
striche,  die  unter  besonders  günstigen  Verhältnissen  stehen,  eine  VermiD- 
derung  des  Maximalsatzes  eintreten  zu  lassen,  so  für  den  Eras  Boston, 
der  von  ausserordentlicher  Fruchtbarkeit  ist  und  gewinnbringenden  Fisch- 
fang hat,  sowie  für  die  bäuerlichen  Gemeinden,  die  in  der  Nahe  der 
Stadt  JeUssawetgrad  sich  befinden,  auf  2^/4  Dess.,  in  der  Nähe  der  Stidk 
Odessa,  Ghersson  und  Nikolajew,  sowie  für  gewisse  Bergdistricte  der 
Krim  aber  auf  3  Dess. 

Die  wichtige  Frage  der  Bestimmung  der  Grösse  des  den  Bauern  zur 
bleibenden  Nutzung  zuzutheilenden  Landes,  d.  L  die  Festsetiong  der 
Maximal-  und  Minimalsätze  ward  in  der  zweiten  Periode  der  BeraÜmng 
laut  Beschluss  der  Redactionscommissionen  vom  2.  Dez.  1 859  —  auf  An* 
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trag  des  Präsidenten  Rostowzow  — -  einer  nochmaligen  Durchsicht  unter- 
zogen ^j^  und  zwar  wurden  von  den  22  Mitgliedern  der  Commissionen 
die  folgenden  zwei  Aufgaben  eingehend  bearbeitet: 

1)  Welche  Kürzungen  erfahrt  das  Bauerland  bei  Normirung  dieses 
oder  jenes  MaximalsatzeS;  und  zwar  auf  Grund  der  Daten  über  die  guts- 
herrlichen Güter  über  100  Seelen? 

2)  Wie  stellt  sich  diese  Frage  in  Betreff  der  Landgüter  mit  21—100 
Seel^?  Zur  Entscheidung  dieser  Frage  wurden  die  Daten  über  solche 
Landgüter  in  37  Kreisen  in  den  verschiedenen  Landstrichen,  als  Proto- 
typen, verarbeitet  (Für  die  Güter  mit  weniger  als  21  Seelen  wurden 
besondere  Bestimmungen  getroffen,  deren  wesentliche,  wie  beiläufig  be- 
merkt sei,  die  ist,  dass  diesen  Bauern  bei  geringem  Landantheil  die  An- 
siedelung auf  Domänenländereien  erleichtert  wird.) 

Diese  Arbeiten,  die  in  zwei  grossen  Bänden  gedruckt  sind,  wurden 
wahrend  der  dritten  Periode  der  Berathungen,  da  sie  früher  nicht  vollen- 
det werden  konnten,  zugleich  mit  den  Meinungsäusserungen  der  Mitglie- 
der der  Gouvemementscomites  durchgesehen. 

In  dieser  dritten  Periode  der  Berathung,  die  nach  dem  inzwischen 
eingetretenen  Tode  des  Generalacyutanten  Bostowzow  unter  dem  Vor- 
sitze des  Grafen  Panin  stattfanden,  zeigte  sich  die  Opposition  der  De- 
putirten  der  Gouvemementscomites,  wohl  auch  ermuthigt  durch  die 
Haltung  des  neuen  Präsidenten,  besonders  energisch  und  heftig,  um  im 
Interesse  der  Gutsbesitzer  bei  der  letzten  Lesung  des  Entwurfs  zu 
retten,  was  vielleicht  noch  zu  reiten  war.  Und  hat  die  Opposition  auch 
nicht  Alles  erreicht,  was  sie  erstrebt,  so  sahen  sich  doch  die  Bedactions- 
Kommissionen  veranlasst,  wiederum  Kürzungen  in  den  vorher  normirten 
Maximalsätzen  eintreten  zu  lassen.  So  ward  bestimmt,  dass  auf  „land- 
armen** Gütern,  wo  die  Existenz  der  Bauern  durch  die  Gunst  der  ge- 
werblichen Verhältnisse  oder  durch  andere  örtliche  Vortheile  sicher- 
gestellt ist,  oder  endlich  wo  irgend  welche  Hindemisse  (besondere  Nach- 
theile  für  den  Gutsbesitzer)  der  Kürzung  des  gutsherrlichen  Landes  ent- 
gegenstehen, eine  Vergrösserung  des  Bauerlandes,  auch  wenn  dasselbe 
^cht  die  Minimalgrösse  erreicht,  nicht  einzutreten  habe.  Hierzu  ist 
aber  die  Zustimmung  der  Gouvemementsbehörde  für  bäuerliche  Ange- 
)%enheiten  erforderlich.  Die  wichtigste  Aenderung  bestand  aber  in  der 
Vergrösserung  der  Zahl  der  Bezirke,  resp.  in  der  Veränderung  der 
Maximal-  und  damit  der  Minimalsätze,  die  fast  ausschliesslich  weitere 
Kürzangen  des  Bauerlandes  in  sich  schlössen. 

Eine  Verminderung  des  Bauerlandes  trat  im  Gebiet  der  Schwarz- 
^rte,  also  in  den  fruchtbaren  Gouvernements,  ein: 

^)  Skreblzldij,  L  c.  pag.  1120—1122. 
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1)  um  V4  Desflät  pro  Seele  in  sieben  Kreisen  und  theilweise  in  acht 
Kreisen^ 

2)  um  ^/t  Desflät  pro  Seele  in  fOnfondzwanzig  Kreisen, 

3)  um  ^4  Dessät  und  um  eine  ganze  Dessitine  pro  Seele  in  zwei 
Kreisen. 

Somit  ward  in  diesem  Landstrich  der  Landantheil  in  zweiundvierzig 
Kreisen  verringert  Statt  der  früher  stipulirten  sechs  Bezirke  wurden 
jetzt  zehn  hergestellt 

In  den  nördlichen;  ausserhalb  des  Gebiets  der  Schwarzerde  belegenen 
Gouvernements  fanden  gleichfalls  Verminderungen  statte  und  zwar: 

1)  um  V4  Bessät  pro  Seele  in  drei  Kreisen  und  theilweise  in  sedis 
Kreisen, 

2)  um  Vi  Dessät  pro  Seele  in  vierundzwanzig  Kreisen  und  theO- 
weise  in  sieben  Kreisen, 

3)  um  ^4  Dessät  pro  Seele  in  elf  Kreisen  und  theilweise  in  zwei 
Kreisen, 

4)  um  1  Dessät  pro  Seele  in  drei  Kreisen  und  theilweise  in  fosf 
Kreisen, 

6)  um  1  Va  Dessät  pro  Seele  in  drei  Kreisen  und  theilweise  in  dnesi 
Kreise, 

6)  noch  grössere  Kürzungen  in  elf  Kreisen. 

Mithin  wurden  in  diesem  Gebiete  in  dreiundsiebenzig  Kreisen  Eor- 
Zungen  des  Bauerlandes  vorgekommen.  Statt  der  früheren  sieben  B^ 
zirke  wurden  jetzt  dreizehn  gebildet 

Verminderungen  traten  auch  ein  in  Neurussland,  Kleinrussland  und 
Weissrussland* 

Eine  Vergrösserung  der  Maximalhöhe  wird  nur  erreicht:  im  Gebiete 
der  Schwarzerde  in  drei  Kreisen,  im  nördlichen  (ausserhalb  der  Schwan- 
erde  belegenen)  Gebiet  theilweise  in  vier  Kreisen.  Im  Stq>pengebin 
ward  der  in  der  zweiten  Periode  der  Berathungen  ausgemerzte  höchste 
Nonnaisatz  von  12^/,  Dessät  pro  Seele  wiederhergestellt 

Die  ganze  Bedeutung  dieser  Kürzungen  tritt  hervor,  wenn  der  Leser 
sich  in  das  Gedächtmss  zurückruft,  dass  die  bei  der  zweiten  Lesmi 
vorgenommenen  Kürzungen  bereits  stark  die  bestehenden  Landantheik 
verringert  hatten.  So  ward  in  der  zweiten  Periode  der  Berathimga 
auf  den  Gütern  mit  über  100  Seelen,  für  welche  Daten  vorlagen,  i& 
Gebiet  der  Schwarzerde  vom  Baaerland  abgeschnitten: 

1)  im  ersten  Bezirk  je  nach  den  Kreisen  Vs  bis  0^  Dessit  prv 
Seele,  von  dieser  Kürzung  wurden  9— 57®/o  der  Bauern  betroffen. 

2)  im  zweiten  Bezirk  je  nach  den  Kreisen  0,5—0,75  Deasat  pro 
Seele,  hiervon  wurden  33 — 49^/<^  der  Bauern  betroffisn. 
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3)  im  dritten  Bezirk  je  nach  den  Kreisen  über  eine  Dessätine,  hier- 
an wurden  33—- 64%  der  Bauern  betroffen. 

4)  im  vierten  Bezirk  wurden  39— 50^/o  der  Bauern  von  Kürzungen 
ketroffen. 

In  der  nördlichen  (ausserhalb  des  Gebietes  der  Schwarzerde  bele- 
sene) Zone  erfuhren  Landkürzungen:  im  ersten  Bezirk  29 Vo  der  Bauern, 
ffl  zweiten  Bezirk  von  0,33  bis  zu  51%;  im  dritten  bis  zu  55%  in 
mgen  Kreisen,  im  vierten  bis  zu  76%,  im  fünften  bis  zu  49%.  Die 
ürösse  der  Kürzungen  betrug  bis  zu  einer  Dessatine  und  auch  darüber. 

Demnach  hatten  die  Redactionscommissionen  bereits  in  der  zweiten 
Periode  der  Berathungen  das  von  ihnen  zur  Richtschnur  genommene 
PriBcip  der  Erhaltung  des  zur'  Zeit  bestehenden  Bauerlandes  bedeutend 
mktzt,  so  dass  Kürzungen,  die  nur  in  den  dringendsten  Fällen  vorge- 
kommen werden  sollten,  allgemein  wurden.  Die  in  der  dritten  Periode 
rotgenommenen  weiteren  Kürzungen  mussten  eine  noch  grössere  Zahl 
von  Bauern  und  sie  in  noch  höherem  Masse  betreffen. 

Das  sogenannte  Hauptcomit^  und  der  Reichsrath,  der  dem  Gesetz 
vom  19.  Februar  1861  allendlich  die  Gestalt  gab,  haben  wiederum  die 
Maxjmalgrössen  des  den  Bauern  pro  Seele  zuzutheilenden  Landes  ver- 
kM.  ^  Gebiet  der  Schwarzerde  in  den  grossrussischen  Gouverne- 
ments (mit  Dreifelderwirthschaft)  wurden  die  Landantheile  verkürzt: 

um  ^U      Dessät.  pro  Seele  in  21  Kreisen 
.    um  Vs  ,f  ,;  21        „ 

um     1  „  „  3       „ 

um    2  „  „  1        ,, 

um    3u.3%»  „  4       „ 

Mithin  wurden  in  50  Kreisen  von  den  142  zu  dieser  Zone  gehö- 
igen  Kreisen  Kürzungen  vorgenommen.  Besonders  empfindlich  mussten 
iie  Kreise  hiervon  betroffen  werden,  für  die  ohnehin  schon  geringe 
Kaximalsätze  statuirt  waren. 

In  der  nördlichen  Zone  sind  in  der  allendlichen  Redaction  des  Ge- 
setzes vom  19.  Februar  bedeutende  Aenderungen  in  der  Theilung  in 
Bezirke  eingetreten,  wobei  einige  Kreise,  die  früher  getheilt  waren, 
riederom  vereinigt  wurden  etc.  In  Folge  dessen  sind  in  36  Kreisen 
)deT  Theilen  von  Kreisen  die  Landantheile  erhöht  worden,  und  zwar 
^  V«  Dessät  in  8  Kreisen,  um  Vs  Dessät  in  12  Kreisen,  um  ^j^  Dessät 
^  3,  und  um  1—2  Dessät  in  13  Kreisen,  also  in  36  Kreisen  (oder 
rheilen  derselben)  von  den  232  Kreisen,  die  zu  dieser  Zone  gehören.  (Wir 
^ben  schon  oben  bemerkt,  dass  das  Interesse  der  Gutsbesitzer  in  dieser 
^one  im  Grossen  und  Ganzen  weniger  auf  eine  Kürzung  des  Bauer- 
andes, das  von  geringer  natürlicher  Fruchtbarkeit  ist,  als  auf  die  Er- 
^tnng  der  bisher  den  Bauern  obliegenden  Lasten  gerichtet  war.)  Eine 

▼.  KentBler,  Oftebielit«  nn.)  Kritik  dM  Oemeiadebeiitzes.   II.  13 
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Efirzung  der'Maximalgrösse  ward  aber  in  106  Kreisen  (oderTheiki 
derselben)  vorgenommen,  und  zwar  um  ^4  Dessat  in  12  Errisen  (odfl 
Theilen  derselben),  um  V?  Desaät  in  56,  um  '/«  und  1  DessSt  in  84,  ni 
IVa  Dess.  in  6,  um  2  Dess.  in  7,  um  2Vs  und  3  Dessät  in  je  1  lim 

Wie  oben  bemerkt,  war  die  Minimalgrösse  des  den  BMern  zu» 
theilenden  Landes  auf  Vs  ^^  MaximalgrSsse  festgesetzt  üngeidiM 
heftiger  Opposition,  die  einerseits  eine  Verringerung,  andererseits  ei» 
Vergrösserung  derselben  verlangte,  blieben  die  RedactionscommissioDa 
bei  ihrem  Beschluss,  den  wir  auch  im  Gesetz  vom  19.  Febnar  wieder 
finden.  Es  enthalt  aber  das  Gesetz  im  Art  123  dne  Bestimmimg,  A 
einer  weiteren  Kürzung  des  Bauerlandes  Vorschub  leistete,  was  spit^i 
auch  in  so  manchen  Gouvernements  eintrat:  dieser  Artikel  gestattet  bb* 
lieh,  dass,  wenn  nach  freiwilliger  Vereinbarung  zwischen  beiden  Theiln, 
dem  Gutsherrn  und  der  bäuerlichen  Gemeinde,  der  Gutsherr  letrtere 
V«  der  für  den  betreffenden  Landstrich  geltenden  Maximalgitae  Lad 
schenkt,  er  alles  übrige  Land  für  sich  zur  freien  Nutzung  beUlt 

Schliesslich  ward  den  Gutsbesitzern  noch  ein  Zugestindnias  gemiek 
Schon  die  Bedactionscommissionen  hatten  -^  bei  Berechnung  des  Drit 
tels  des  Landes,  das  unter  allen  Umständen  dem  Gutsbesitzer  verMotei 
soll'--  schliesslich,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  dem  Interesse iaf^ 
so  weit  nachgegeben,  dass  sie  den  Beschluss  fassten,  nur  das  mcht  Ar 
25  Werst  von  der  betreffenden  Ansiedelung  belegene,  und  zwar  m-i^ 
culturfähige  Land  sei  bei  jener  Berechnung  in  Anschlag  zu  kio^ 
Das  Gesetz  vom  19.  Febr.  1861  ermässigte  im  Interesse  der  Gatsbesiud 
diese  Entfernung  auf  nur  zwölf  Werst  , 

2.  Wirkungen  des  zu  geringen  Landantheilt. 

Die  Erfahrungen  der  beiden  letzten  Decennien  seit  Emaninag  n 
Gesetzes  v.  19.  Febr.  1861  haben  es  erwiesen,  dass  die  Grösse  des  m 
Bauern  auf  Grundlage  dieses  Gesetzes  zugemessenen  Landes  in  täm 
Landstrichen  zu  gering  ist,  welcher  ökonomische  Uebetatand  ixoA  i 
Zunahme  der  ländlichen  Bevölkerung  (durch  den  Uebersdioss  der  9 
burten  über  die  Sterbefälle)  sich  stetig  fühlbarer  machte. 

Es  liegt  nicht  im  Rahmen  der  vorliegenden  Arbdt,  im  beso 
den  Nachweis  zu  liefern,  dass  der  Landantheil  zu  gering.  Wir  begn 
uns  diese  bereits  allgemein  anerkannte  Thatsache  zu  constatireii.  Se' 
wo  den  Bauern  der  im  Gesetz  normirte  Maximallandantheil  QB^^^ 
zugefallen  ist>  klagen  sie  über  den  Landmangel  und  namentlich  d 
dass  sie  jetzt  über  weniger  Land  verfügen,  als  zur  Zeit  der  Leibe 
Schaft  und  dass  diese  bei  Abgrenzung  des  Bauerlandes  eriolgtea  Ki 
Zungen  des  früher  genutzten  Landes  LandstOcke,  die  für  ihre  ^^^ 
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ihaft  unbedingt  erforderlich  sind,  betrofisn  haben.  Wo  nicht  hin- 
ichende  lohnende  Nebenarbeit  sich  findet,  ist  die  Lage  der  Bauern,  die 
siiger  als  den  Maximallandaatheil  bis  herab  zum  Minimalaatz  {%  des 
steren)  erhalten  habeui  und  endlich  die  Lage  der  Bauern,  die  den  sogen, 
lettellandantheil^'  „geschenkt^'  erhalten  haben,  in  ökonomischer  Bezie- 
mg  noch  schwieriger. 

Grössere  Landantheile  als  den  früher  gutsherrlichen  Bauern  sind  im 
rossen  und  Ganzen  den  Apanagebauem,  und  noch  grossere  den  Doma- 
»bauem  zugetheilt  Aber  auch  in  Betreff  dieser  Bauern  ertönen  viel- 
ch  Klagen,  dass  ihnen  zu  wenig  Land  zugemessen  ist,  resp.  dass  das 
achsen  der  Bevölkerung  diesen  Missstand  hervorgerufen  hat 

Die  reiche  Literatur^}  in  dieser  Frage,  wie  wiederholte  Verband- 

^)  Wir  beschränken  uns  auf  die  Angabe  der  wichtigeren  Arbeiten  auf  diesem 
!biete:  Prof.  Dr.  Jahnson:  Omm  CTaTHcravecRaro  Hscji^xoBaBU  o  specnaHctmci 
liiaxi  ■  uavesazi,  n.  Auflage,  St.  Petersburg  1881,  yomehmlich  auf  Grundlage 
r  Daten  im  Enquetecommissionsbericht  sowie  in  den  Arbeiten  der  SteuercommiB- 
)ii(TpyxH  noxajBoft  KomiHciHX  die  reiches  Material  bieten.  Derselbe:  GpaBHarexuaui 
iTBOHu  Pocda  H  aanaxao-eBponeftcsHxi  rocyxapcm,  Bd.  II,  Theü  I,  pag.  113—152 
)d  an  anderen  Stellen,  Bu&cohi:  EnsyiiHHe  uaTexH  im  V.  Band  der  Publicationen 
r£.  geographischen  Gesellschaft  (3an.  Ota.  crar.  leorp.  06m.),  die  grosse  statistische 
rbdt  aber  die  Vertheilung  des  Grundbesitzes  in  Bnsslaad,  herausgegebeu  vom  cen- 
Ü3UtistiBchen  Comit^:  CraTHCTiBa  noseneoHoft  coOcneraocra  h  naceieiiBiixi  xicrb 
Pocdi,  Lieferung  I:  die  Gouy.  B&san,  Tula,  Ealuga,  Orel,  Kur^k,  Woronesh, 
mbow  und  Pensa,  Lieferung  11:  die  Gouv.  Moskau,  Twer,  JarossLaw,  Kostromma, 
ihnü-Nowgorod  und  Wladimir.  Die  vielfachen  Publicationen  der  Landschaften 
ten  Tiel  Materialien,  so  namentlich  die  der  Gout.  Moskau,  Twer,  Nowgorod,  Wätka, 
mbow,  Tschemigow  etc.  Fflrat  A.  Wassiltschikow:  3emeuaxiHie  r  sewex^e 
ei  BiLnde,  St.  Petersburg  1876,  Band  I,  pag.  489  etc.,  Band  II,  pag.  786  etc.  und  an 
ieren  Stellen.  Derselbe:  CeucBift  6wa  s  ceucsoe  xoaiftcTBO  vh  Poccis,  St  Peters- 
^g  1881,  pag.  85—97.  IL  KocTHieBi:  „KpecncBCsie  hm^^  h  specTXijiBCBoe  xosxfi- 
to"  in  den  OreHecx.  SamicKH  1878,  Bd.  lY,  pag.  171—193  (gegen  Wassiltschikow^s 
hrfach  unklaren  und  widerspruchvollen  Standpunkt),  B.  ^acjaiiCKÜl:  Ho  Bonpocy 
tpecTUBGXHxi  na^iiaxi  in  derselben  Zeitschrift  1878,  Bd.  V,  pag.  101—105  (er 
ichtigt  Einiges  in  dem  vorhergenannten  Artikel).  Derselbe:  BoBpocH  pjccsaro 
MpHaro  Boapoca  in   derselben  Zeitschrift  1878,  Bd.  YIII,  pag.  281—312,  1879, 

•  ^  pftg.  219 — 232.  Derselbe  auch  in  einem  Artikel  im  G5opHHKi  rocyxapcTBeiiHiixi 
laifi,  Band  II.  £.  BepsosaiiCKift:  CoBpeueHHoe  cocToanie  Bjncaaro  spaa  in  der- 
ben Zeitschrift  1878,  Bd.  IX,  pag.  19—64.  laionn:  BiaxiHBiu  sairacH  bi  Oio- 
(Koft  r76ep]riH  h  oGiqecTBeHHO-aKOHOiiH^ecBoe  anaHeiiie  axi  xu  namero  ciaepa 
y^iofi,  in  derselben  Zeitschrift  1878,  Bd.  XII,  pag.  485—524.  Anonym:  Kopennaji 
Ma  aa  cisepi  n  npHüi^Hirb  rocyxapcTBeiuaro  seimaauMtiHia,  ebendaselbst  1879, 

•  1,  pag.  427—482.  8.  BoponoBOBi:  3aiiiTKH  no  Bonpocy  o  sdUJiHiH  soMexuiaro 
ika  Ha  (SiiarococToanie  im  BtcTHHXi  Eaponu  18S0,  Band  X,  pag.  886—394  und 
od  XI:  IIo  Boupocy  etc.  386—394,  derselbe:  Harne  setueBiax^Hie  in  Giobo,  1880, 
nd  IX,  pag.  24—61.  A.  HnKOocKifi:  IIoxpoGhocth  arpapnaro  Bonpoca  vb  ^lepao- 
«Hoft  PocciH  in  der  Zeitschrift  Pyccaaa  Mscxfc,  1880,  Band  XII,  pag.  61—122. 
B.  Xoxc&ifi:  dioHOMHiecBie  npHHi^HnH  BpecTumcKOft  pe^^opim  ebendaselbst  1881, 
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lungen  in  yolkswirthschaftlichen  und  landwirtbschaftlichen  YeremeD 
Gongressen  zeigen  zur  Evidenz  die  Berechtigung  dieser  Klage,  imd 
verschwinden  dagegen  die  Versuche,  die  vereinzelt  untemommen 
die  fQr  die  bäuerliche  Wirthschaft  verhängnissvolle  Bedeutoiig  der 
geringen  Zntheilung  von  Land  abzuschwächen.^) 

Fraglich  und  zur  Zeit  noch  nicht  gelöst  ist  das  Problem,  DAch  wi 
Grundsätzen  die  Yergrösserung  des  Bauerlandes  zu  erfolgen  habe,  d. 
bis  zu  welcher  Grösse  dasselbe  mit  Berücteichtigung  der  Entwich 
der  Nebengewerbe  aller  Art  in  den  verschiedenen  Landstridien 
werden  soll.  Mit  dieser  Frage  werden  wir  an  anderer  Stelle  zu 
haben.  Hier  haben  wir  nur  die  allseitig  anerkannte  Thatsadie  zq  m 
statiren,  dass  in  weiten  Landstrichen  die  wesentliche  Ursache  des  Vo" 
falls  der  bäuerlichen  Wirthschaft  in  dem  zu  gering  zugemesseneD  heA 
antheil  liegt.    Wo  das  gewerbliche  Leben  (FabrikweseUi  häusliche  b 


Bd  yn,  pag.  1—41.  M.  BeHDBOBi:  06%  jcjiobuxi»  pasceiem«  pjcesaro  w^nH 
«elbst  1881,  B<L  I,  pag.  82—70,  H.  Äj^pvwnfiM'b:  „Hamn  BHceienüi  ■  loiomtfira 
BicTHHBi  EsponH,  1880,  Bd.  VI,  pag.  488—486.  In  der  Pyccxax  Mhca,  Bd.1  q.K( 
1881,  HamH  BeiHsie  BKOHOHnecxie  BonpocH.  Hb.  KamsapoBi:  HyxxH  pycciiro  am 
St  Petersburg  1880,  insbesondere  Gapitel  I,  II  u.  IV. 

Diese  Frage  ist  wiederholt  in  Vereinen  nnd  anf  Gongressen  behandelt  y^:^ 
so  namentlich  h&afig  und  eingehend  in  den  letzten  Jahren  in  mehreren  Vesiitf* 
lungen  in  der  K.  freien  ökonomischen  Gesellschaft.  Besonders  energisch  n:  a 
dieser  Frage  der  Y.  aUgemeine  russische  landwirthschafüiche  Congress  a  Ote 
auf  (über  die  Verhandlungen  dieses  Congresses  siehe  den  Bericht  des  Herrn  B.Ts^ 
najew  in  der  K.  fr.  ökon.  Gesellsch.,  abgedruckt  in  den  TpyxH  der  Otsell-'^ 
auch  Hb.  KamBapoBi»  in  seiner  citirten  Schrift.  Vergleiche  auch  R.  ffition:  Spnc 
UV  BesixecTBO?  Charkow  1879. 

Die  Landschaften  haben  Tiel  Material  zur  Ergründung  der  Ursachen  ^  ^* 
falls  der  bäuerlichen  Wirthschaft  geliefert:  in  ihren  Verhandlungen,  die  zan 
Theil  gedruckt  vorliegen,  in  zu  bestimmten  Zwecken  und  in  besonderer  VenaU^^ 
Y  Steuerfragen,  Missemte,  Rückst&nde,  epidemische  Krankheiten,  Viehfleucben  etc. 
abgefassten  Berichten  fUr  die  Landschaft,  wie  auch  fflr  die  Regierung  in 
Arbeiten  verschiedener  Art,  so  u.  A.  in  der  Einschätzung  des  Grondbesüzes  n 
wirthschaftlichen  Steuerzwecken,  in  den  Zeitschriften,  die  viele  Landschaften' 
dem  Titel  B^ctehki,  G(5opHRKi  etc.  etc.)  herausgeben.  Endlich  veröffentliebeg 
Landschaften,  z.  B.  die  des  Gouv.  Nowgorod,  systematische  VerarbeitoBg  noJ 
sammenfassung  dessen,  was  die  Landschaft  jährlich  geleistet  hat,  die  Aninsf 
Landämter  etc.  etc.    Material  fiber  die  Gesammtlage  bieten  auch  die  Beric^^^ 
Expeditionen  zur  Untersuchung  des  Getreidehandels  etc. 

*)  D.  Ssamarin,  der  Bruder  des  berühmten,  bereits  verstorbenen  Slavophiks  ''i 
Ssamarin,  in  der  Wochenschrift  des  bekannten  Slavophilen  J.  Aksakow,  Pyc^  ^^ 
'2  und  8, 1880  „Teopix  o  HexocTarowocn  speCTURCKnxi  naxiiOBi  no  yveni)  npo^^^l 
K).  9.  .flncoBa"  gegen  Prof.  Jahnson,  welcher  im  Tagesblatt  IIopaxoKi,  Nr.  2  ofr- 
1881  replizirt  In  der  „PycB*'  und  den  MocKoscsie  BixOMOCTV  finden  skh  nt^ 
Artikel  dieser  Färbung.  Dagegen  schreibt  u.  A.  Professor  J.  Tarassow  im  n^  ••* 
Januar  1881. 
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(trie  und  andere  Nebenarbeiten)  wenig  entwickelt  oder  gar  nicht  vor- 
iden  ist;  vielmehr  die  Bauern  vollständig  auf  Ackerbau  angewiesen 
d,  tritt  die  Noth  in  dieser  Beziehung  am  grellsten  hervor  und  hier 
Igt  die  grössere  oder  geringere  Verarmung  direct  von  der  geringeren 
T  (verbältnissmässig)  grösseren  Ausdehnung  des  Bauerlandes  ab.  Be- 
ders  stark  tritt  dieser  Uebelstand  in  den  reh&tiv  dicht  bevölkerten 
uvemements  im  Gebiet  der  Schwarzerde  hervor. 

Die  Folgen  dieses  Missstandes  sind;  kurz  zusanmiengefiasst,  folgende: 
rke  Erweiterung  des  Ackerlandes  auf  Kosten  des  Wiesen-  und  des 
idelandes;  hohe  Pachtsatze  für  das  Land  der  Gutsbesitzer^  die  bei  dem 
^en  Angebot  von  Arbeitskräften  sich  in  der  vortheilhaften  Lage  von 
Dopolisten  befinden;  niedriger  Arbeitslohn;  zeitweiliges  und  endlich 
Iständiges  Verlassen  der  Heimath  Seitens  der  Bauern.  Auf  diese  Folgen 
nmen  wir,  im  Zusammenhang  mit  der  Darlegung  anderer  für  die 
iiern  ungünstigen  Verhältnisse,  weiterhin  zurück.  Hier  verweilen  wir 
*  bei  den  zwei  zuletzt  genannten  Folgen.  Der  Mangel  an  Land  zwingt 
t  Bauern  in  diesen  Landstrichen,  in  grossen  Schaaren  auf  gut  Glück 
die  dünn  bevölkerten  Steppengouvemements  zu  wandern;  um  hier  in 
'  landwirthschaftlichen  Arbeit  Erwerb  zu  finden.  Dieses  Wandern  in 
i  Süden  und  den  Osten  trägt  den  Character  eines  Hazardspieles  mit 

seinen  schlimmen  ökonomischen  imd  moralischen  Folgen.  Ist  die 
ite  gut  ausgefallen;  so  ist  der  Lohn  der  Leute  ein  hoher  und  über- 
H  3  Rl.  pro  Tag.  Ist  aber  eine  Missemte,  wie  so  häufig  im  letzten 
tennium,  so  finden  sie  häufig  überhaupt  keine  Arbeit  und  kehren 
ler  als  sie  ausgezogen  wareu;  heim:  verhungert;  entkräftet;  zerlumpt 
h  Veräusserung  der  letzten  irgend  wie  entbehrlichen  Kleidungsstücke. 

äusserste  Folge  des  Landmangels  ist  die  Aussiedelung.  Ungeachtet 
r  Beschränkungen  und  Hindemisse  Seitens  der  Staatsregierung  ^}  findet 
''  jährlich  zunehmende  Auswanderung  ganzer  Familien;  ja  halber 
fer  aus  diesen  Landstrichen  (Gouv.  Orel;  Räsan,  Tambow,  Woronesb, 
^K  Kaluga  etc.)  in  den  Süden  und  namentlich  in  den  Osten:  Ssamara, 
Dburg;  Ufa;  Sibirien;  Gebiet  des  Kuban  etc.  etc.  statt,  um  hier  billiges 
mehr  Land  zu  finden.  Alle  Beschwernisse  dieser  weiten  Aussiedelung, 
^ger  und  Elend  aller  Art  werden  ertragen,  um  der  ho&ungslosen 
e  in  der  Heimath  zu  entgehen;  während  in  der  weiten  Feme  ihnen 
igstens  noch  eine  Hoflhung  winkt*) 


M  Wichtig  in  dieser  Beziehung  die  Beilage  zu  dem  Werk  des  Professor  Jahn- 
Onm  etc.  unter  dem  Titel:  „0<iepKi  npaBnreACTBeHHHxi  icipi  nonepecexemi> 

inaai  nocii  Hsxamji  noioserä  Id^o  4^e<^paui  1861"  pag.  81—102,  diese  Arbeit  er- 

»  vorher  in  der  Monatsschrift  j^yccKaa  Ptu'*  Nr.  1,  1880. 
')  Die  grosse  Literatur  in  dieser  Frage  anzugeben  unterlassen  wir  und  heben 


I 
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Eine  andere  Folge  des  Landmangels  ist  endlich  der  Kauf  von  Lasd^' 
selbst  zu  den  höchsten  Preisen,  zu  Preisen,  die  die  Gutsbesitzer,  wie  tW- 
fach  constatirt  ist,  nie  bei  eigener  Bewirthschaftnng  derselben  erriett 
haben. 

Von  Seiten  der  Landschaften  sind  einige  Yersnche  gemacht  m  die?« 
Beziehung  Abhilfe  zu  schafien,  die  jedoch  bei  der  Theihiahmlosigkeit  nj 
dem  Widerstreben  der  Staatsregierung,  die  sich  von  dem  einseitig  t«^ 
tretenen  gutsherrlichen  Interessen  beeinflussen  liess,  nur  wenig  Erfolg 
hatten  oder  gar  ganz  missglOckten.  Die  Bestrebungen  mehrerer  LuhI^ 
Schäften  (so  z.  B.  des  Oouv.  Jekaterinosslaw),  die  Aussiedelung  in  im 
bevölkerte  Landstriche  zu  organisiren,  blieben  erfolglos.  Wirksanh* 
waren  die  Bemühungen  mehrerer  Landschaften,  den  Bauern  durdi  ^ft- 


nnr  hervor,  dass  wir  die  bedeutendaten  Arbeiten  auf  diesem  Gebiete  m  dnka  bab<i 
dem  Fürsten  A.  Wassiltschikow,  Worononin,  Jadrinzew  und  Jahnson  in  da  cione^ 
Schriften.  Ausserdem  H.  KaimapoBi»:  HyxxH  pyccsaro  sapoxa  1880,  insbeson^'.r^ 
Capitel  IV,  aber  aach  an  anderen  SteUen.  .flxPHHii^eirb:  Cjffdük  pyccutn  nepeceieii 
sa  ypan,  in  der  Orei.  3air.  1879,  Bd.  VI,  pag.  141—160,  derselbe:  n^BOüoni  vkn 
Cn^nps,  1880,  Bd.  IV,  pag.  475—496.  A.  Bepemamn:  Koiomsaqu  VBymwMfUJtJ 
npi^pesM  KaBsasa  im  rpaxxaiimn,  Beilage:  Pyccaift  Göopen»,  Band  11,1^1 
und  n,  18779  pag.  207—256.  B.  B-pnBi:  Kib  Bonpocy  o6%  jrf\memm  caaai> 
xosjiftcTBeHBaro  noioxenüi  ipecTUui  in  der  PyccKoe  OÖospime  (Wochenschrif:'  1^^  i 
Nr.  18.  Von  den  Landschaften  liegen  treflTliche  Berichte  über  die  Anssiedditf  i»; 
den  betreffenden  Gouvernements  und  deren  Ursachen  vor,  so  a.  A.  die  tob  Loto^ 
des  Goiiv.  W&tka  herausgegebene  Schrift  nepeeeieme  speciuRS  BncKot  fT^eys^ 
1881,  verfasst  ton  H.  PoMaBOBB,  der  Beridit  (^oaiaxi)  des  Jjandamtea  des  G«c« 
R&san,  1881  u.  m.  a.  Die  practische  Bedeutung  und  zwingende  Nothwendi^cit  iri 
Aussiedelung  wird  geflissentlich  geschmälert  u.  A.  in  einem  anonym  erschiraeBB 
Artikel  in  der  Monatsschrift  Pyccsift  B^tbbki,  Nr.  8,  1880:  Rpecruracsoe  lii^^ 
ero  coBpeMeRBUi  nocrairoBsa. 

1)  Zuverlässig  zusammeafiusende  Daten  ttber  den  Laadfirwerb  der  Baneni  (loiii 
dem  gesetzlich  zugesprochenen  Gemeindeiaad)  finden  sieh  in  dem  genaimieB  grtw 
statistischen  Werk  des  centralstatistischen  Comit^  aber  die  Vertheilung  des  Gm« 
besitses.  Die  bisher  erschienenen  zwei  Bände  umfassen  zwei  Gruppen  von  G«^ 
nements:  Die  erste  umfasst  den  centralen,  vornehmlich  Ackerbau  treibenden  Distnri 
die  Gouv.  Tambow,  Woronesh,  Orel,  Kursk,  Kasan,  Pensa,  Kalnga  nd  Tt) 
Ausser  dem  gesetzlich  zugesprochenen  Banerland  (17,681,500  Dess.)  besüsen  i 
Bauern  aller  Kategorien  hier  moch  Land:  durch  ganze  Gemeinden  käuflich  ervccvi 
106,500  Dess.,  kleineri  bäuerlicher  Grundbesitz:  715,500  Dess.  Der  zweite,  ge«^ 
reiche  moskausche  IMstrict  erstreckt  sich  auf  die  Gouv.  Moskau,  Twer,  Jaro«.'^< 
Kostroma,  Nischn^-Nowgorod  und  Wladimir:  gesetzlich  zugesprochenes  BaneriAs 
(in  runder  Ziffer)  11,627,000  Dess.,  gekauft  von  einzelnen  Bauern,  in  GenosBeB9dn^i 
und  von  ganzen  Gemeinden  1,688,000  Dess.  In  Betreff  des  Gouv.  St  PettfsKi 
liegt  }eine  soigfUtige  statistische  Monographie  von  A.  Stein:  Omneroa  kju 
npoXMtn  noseneiiAoft  coÖcTBeBBOcra  bi  C-nerep^yprcsot  ryCepnin  sa  1867 — 1**' 
St.  Petersburg  1878,  vor.  In  diesen  zehn  Jahren  haben  Bauern  80^780  Den.  Lbj 
gekauft  und  7081  Dess.  verkauft. 
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ilmmg  Hlligen  Gredits  den  Ankauf  von  Land  zu  ermöglichen.  So' 
Bffährt  die  Landschaft  des  Gouy.  Twer  seit  1875  aus  ihren  freien  Mittebi 
»rschflsse  an  Bauern  zu  diesem  Zweck.  Die  Landschaft  des  Gouv. 
aorien  beschloss  im  Jahre  1879,  aus  ihren  Summen  zu  diesem  Zweck 
D/XX)  Rbl.  zu  bewilligen  und  die  Garantie  für  die  rechtzeitige  Entrich- 
iBg  der  Zahlungen  bei  Landankaufen  Seitens  der  Bauern  bis  zum  Be- 
Bge  von  150/X)0  Bbl.  zu  übernehmen.  In  demselben  Jahre  stellten  die 
i&dscbaft  des  Gouv.  Kostroma  Id/XX)  Bbl.,  die  des  Gouv.  Chersson 
tjOOO  Rbl.  hierzu  zu  Gebote.  Ausserdem  haben  die  Landschaften  der  Gouv. 
foronesh,  Poltawa  und  Ufa  die  resp.  Landschafts&mter  mit  der  Aus- 
rbeitong  eines  Statuts  einer  Landschaflsbank  zur  Creditgewährung  an 
•aaern  zum  Landkauf  beauftragt;  auch  in  den  Landschaften  der  Gouv. 
äkow;  Nowgorod»  Samolensk,  Kasan,  Orel,  Petersburg,  Charkow,  Tscher- 
igow,  Jarosslaw,  Moskau  ist  der  Gedanke  zur  Gründung  solcher  Banken 
Dgeregt;  die  bdden  letztgenannten  Landschaften  haben  aber  die  in  ihrem 
mftnge  von  den  resp.  Landschaftsamtem  ausgearbeiteten  Projecte 
cbUesdich  abgelehnt  und  zwar,  wie  es  sich  aus  den  Verhandlungen  er- 
liebt, im  ganz  einseitigem  Interesse  der  Gutsbesitzer,  die  eine  Ver- 
heoenmg  der  Arbeitskräfte  befürchteten. 

Wie  bemerkt,  hat  sich  die  Staatsregierung  in  allen  diesen  Fragen 
is  in  die  letzte  Zeit  im  Allgemeinen  ablehnend  verhalten.  Und  doch. 
i&r  schon  wälurend  der  Vorberathungen  zur  Aufhebung  der  Leibeigen- 
th&  die  practische  Nothwendigkeit  und  Unabwendbarkeit  einer  gesetz- 
chen Organisation  des  Aussiedelungs-  und  des  Colonisationswesens  au- 
rkannt  Die  Redactionscommissionen  ^)  sprachen  sich  wiederholt  in  diesem 
inne  aas  und  als  sie  dem  energischen  Drängen  der  gutsbesitzerlichen, 
artei  auch  in  dieser  Frage  nachgeben  mussten,  erklärten  sie  beim  Fallen- 
^Mn  derselben,  „dass  in  der  Folgezeit  (d.  h.  nach  Aufhebung  der  Leib- 
igenschaft)  diese  Frage  die  Aufinerksamkeit  der  Regierung  auf  sich  lenken 
mss^  Mit  dem  Jahre  1861  mussten  die  bis  dahin  von  den  Gutsbesitzern 
Q  eigensten  Interesse  vorgenonunenen  Aussiedelungen  unterbleiben.  Lag 
an  in  diesem  Umstand  eine  n^e  Veranlassung  für  die  Staatsregierung, 
iese  Sache  in  die  Hand  zu  nehmen,  so  unterliess  sie  nicht  allein  Solche:«^ 
)Ddern  that  in  dieser  Beziehung  noch  einen  verhängnissvollen  Rück* 
Aritt:  mit  Neuordnung  der  Agrarverhältnisse  der  Domänen-  und  Apa- 
agenbauem  ward  das  bis  dahin  bestehende  und  in  grossem.  Massstab 
erwirklichte  Recht  dieser  Bauern  auf  weitere  Zuweisung  von  Land  (even- 
lell  mit  Aussiedelung),  wenn  mit  Zunahme  der  Bevölkerung  „Land- 
Mangel^  sich  fühlbar  macht,  einfach  abgeschafft  Doch  die  Noth  des 
«bens  drängte,  dieser  Frage  näher  heranzutreten.   Im  Jahre  1869  ward 


^)  Stebialiy:  JKjpeciuDiCzo«  xi«o,  jBaad  ü,  {«g.  639  «•  a.  a»  St 
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im  Mimsteriuxn  der  erste  und  einzige  Schritt  gethan,  diese  Frage  tod 
allgemeinen  Gesichtspunct  aus  zu  lösen:  es  ist  das  ein  yon  einer  be- 
sonderen Commission  dieses  Ministeriums  im  Einvernehmen  mit  des 
Ministerium  der  Domänen  und  der  Finanz^  ausgearbeitetes  »Project  der 
Kegeln  über  die  Aussiedelung^,  das  mit  grosser  Schüchtenüieit  sich  ii 
einem  sehr  engen  Rahmen  bewegt  Nichtsdestoweniger  ward  es»  als  a 
weit  gehend,  vom  Hauptconüt^  zur  Organisation  der  bäuerlicheii  Befol- 
kerung  abgelehnt.  Weiterhin  erschienen  freilich  mehrere  Gresetze,  auf  die 
wir  nicht  einzugehen  haben,  die  die  Aussiedelung  erleiditem:  sie  tngen 
aber  einen  rein  localen  Character  (zur  Besiedelun^  östlicher  GouTeme- 
ments;,  und  yerändem  nicht  den  Standpunct  der  Regierung,  wie  er  aeit 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  bestand.  Ja  das  ominöse  CärcnUkr  des 
Ministers  des  Innern,  Makow,  vom  16.  Juni  1879  erklärt  nmomwimda, 
„dass  weder  jetzt,  noch  in  Zukunft  eine  Vei^össemng  der  binertidiffn 
Landantheile  erfolgen  wird,  noch  erfolgen  kann^.  Die  wahre  Natur  fieses 
Girculärs  wird  dadurch  nur  verschleiert  und  nichts  mehr,  dass  der  Vi* 
nister  jene  Frage  unter  den  Gesichtspunct  „der  widerrechtlidien  W^nahiiie 
des  Landes  vom  gesetzlichen  Besitzer  und  der  Uebei^be  desselben  an 
einen  anderen^  stellt  und  als  sodalistische  Forderung  venutheilt  fiK 
in  letzter  Zeit,  mit  der  Berufung  des  Grafen  Loris-Melikow  zum  Minister 
des  Innern,  hat  eine  Schwenkung  in  der  inneren  Politik  stattgefimiis. 
Die  Frage  der  Organisation  der  Aussiedelung  wird  seit  dem  vergangeDS 
Herbst  mit  Hinzuziehung  von  Sachverständigen  berathen^),  ein  auf  Gnsd- 


^)  Das  Project  der  Regierangs-Commission  in  dieser  Sache,  das  deiEi- 
perten  vorgelegt  ward,  hat  sich  fOr  die  üebersiedelung  der  Bauern  aof  Dmatan- 
land  ausgesprochen,  deren  Antheil  am  Gemeindeland  nicht  mehr  als  ein  Drittel  ^ 
höchsten  Norm  aasmacht.  Von  aolchen  Bauern  dürfen  cndem  aus  jedem  Dorfe  ikk 
mehr  als  60  Prozent  auswandern,  so  dass  die  ZurQckbleibenden  swei  Drittel  dxs 
höchsten  Norm  erhalten  würden.  Für  die  Uebersiedelnden  wiU  man  in  den  sklK: 
Gouvernements  Chersson,  Jekaterinosslaw,  Taurien,  Ssamara,  Ssaratow«  Ü&  ai 
Orenburg  Land  von  deigenigen  Dom&nengütem  überlassen,  die  über  öOO  Dess&txKS 
gross  sind.  Auch  darf  dieses  Land  in  jedem  Kreise  nicht  mehr  als  ein  Dricsri 
sämmtlicher  dort  befindlichen  Dom&nenl&ndereien  ausmachen.  Die  Aniahl  der  Bamt% 
auf  welche  sich  die  genannte  Regel  besieht,  betragt:  im  Goavememeat  KuzU 
67,000  Seelen,  Orel  17,000,  Woronesh  68,000,  Pensa  66,000,  Tambow  61,000»  Tu 
19.000,  R&san  40,000,  Twer  14,000,  Jarosslaw  19,000,  Ealuga  14,000,  Moskaa  3Q,oaa 
Kostroma  12,000,  Ni^mg-Nowgorod  66,000,  Wladimir  25,000,  Kasan  37,000,  Ssimbirtf 
59,000,  Ssaratow  128,000,  Charkow  46,000,  PolUwa  177,000,  Tschenügow 
Gauen  in  20  Gouvernements  1,045,000  Seelen.   Ueber  die  rar  BesiedefaiQg 


Gouvernements  fehlen  genaue  Angaben;  überhaupt  sind  die  mit  der  Debersieddung  tet^ 
bundenen  Daten  so  lückenhaft,  dass  sich  sogar  in  verschiedenen  elementaren  Fiagn  ^ 
Mangel  an  Material  fühlbar  macht  In  14  Gouvernements  (ausser  den  erwihatea  siebet 
noch  in  Astrachan,  Bessarabien,  Woronesh,  Perm,  Tambow,  Charkow,  Stawropol)  ad 
ML  Dominenl&ndereien  von  über  000  Deas.  bis  IfiQBfiOO  Dets.  TOiiiaadeBv  aaf  vdcbes 
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läge  des  Kaiserlichen  Befehls  vom  20.  Mai  1881  ausgearbeitetes  Project 
einer  staaüichen  allgemeinen  Bauerlandbank  ^)  liegt  zur  Zeit  dem  Reichs- 
rath  zur  Beschlussfassung  vor. 

Ein  practisch  wichtiger  Schritt  erfolgte  Seitens  des  Domänenmini- 
fltmuns  im  vei^angenen  Sommer:  es  ist  den  Bauern  und  namentlich 
den  bäuerlichen  Gemeinden  erleichtert,  Parcellen  des  zur  Verpachtung 
gelangenden  Domänenlandes  zu  pachten.  So  lange  die  Domänenbauem 
noch  unter  der  Bevormundung  des  Domänenministeriums  standen,  genossen 
sie  Veigünstigungen  bei  dem  öffentlichen  Ausbot  zur  Verpachtung  von 
Domänenland,  das  in  der  Nähe  des  Gemeindelandes  sich  befand.  Nach 
Emanzipation  dieser  Bauern  und  der  Neuordnung  ihrer  agrarischen  Ver- 
hältnisse geriethen  jene  Bestimmungen  ausser  Kraft,  und  die  neuen  (1868) 
geltenden  Bestimmungen  in  dieser  Beziehung  bezogen  sich  auf  alle  Kate- 
gorien der  bäuerlichen  Bevölkerung;  laut  diesen  war  es  den  bäuerlichen 
Gemeinden  gewährleistet,  statt  des  sonst  einzureichenden  Bürgschafts- 
capitals  den  formell  gefassten  Gemeindebeschluss  über  die  Absicht,  die 


nach  den  angenonunenen  Nonnen  etwa  900,000  Seelen  angesiedelt  werden  könnten.  Im 
Uofe  der  letsten  zehn  Jahren  nnd  ausgewandert  aus  den  Goavemements:  Ufa — 8i,000, 
Jek&terinoBslaw  —  19,000,  Wätka  r-  15,750,  Woronesh  —  15,000,  Ssamara  —  14,000, 
Kursk  —  7000,  Podolien  —  6500,  Tambow  —  6000,  Kurland  —  5000;  aus  den 
fibrigen  weniger  als  5000  Seelen.  Die  Administration  von  Westsibirien  hat 
auf  die  Anfrage  des  Ministeriums  der  Reichsdomftnen  in  Bezug  auf  die  Üebersiede« 
luog  auf  Omnd  der  Aussagen  der  Locahopographen  geantwortet,  dass  sie  nur  f&r 
6000  Seelen  freies  Land  zur  Ansiedelung  habe.  Diese  Angabe,  welche  sich  wahr- 
scheinlich nur  auf  einige  Bezirke  bezieht,  ist  um  so  unverständlicher,  als  die* 
selbe  topographische  Abtheilnng  der  Hauptverwaltung  von  West -Sibirien  im 
^&hre  1879  die  vorhandenen  freien  Länderstrecken  zur  Ansiedelung  der  Verbannten 
allein  als  fiür  27,000  Seelen  ausreichend  bezeichnete,  wie  man  aus  dem  Bericht  der 
topographischen  Section  an  das  Blinisterinm  des  Innern  ersehen  kann.  Dabei  sind 
noch  die  322,000  G Werst  des  sogenannten  Gebirgslandes,  des  früheren  Bergwerk- 
lAndes  des  Altai- Gebiets  nicht  berücksichtigt,  wohin  sich  jetzt  die  Colonisation 
vendet  Die  Ausdehnung  des  Gouvernements  Tomsk  allein  beträgt  70,069,588  Dess., 
Ton  denen  40,028,805  Dess.  nicht  einmal  vermessen  sind. 

^)  Anch  sonst  liegen  viele  Projecte  zur  Gründung  solcher  Banken  vor:  Meniü 
KMeiundl  Kpefpm,  1876»  vom  Fürsten  A.  Wassiltschikow  nnd  Jakowlew,  ein  anderer 
(1880)  von  Wassiltschikow,  Waganow,  Kaufmann,  van  der  Fliet  und  Chitrowo  auf- 
gestellt, der  Entwurf  von  Hb.  RamsapoBi  in  seinem  mehrfach  citirten  Werk, 
pag.  159—168.  Diese  Frage  ist  als  Tagesfrage  in  den  Zeitschrifen  und  Tagesblättem 
selur  häufig  behandelt  worden.  Die  Entwürfe  der  Landschaften  finden  sich  in  den 
betreffenden  landschafUichen  Publlcationen.  Besonders  rührig  in  dieser  Frage  der 
Orgtaisation  des  Gredits  für  Kleingnindbesite  war  die  Landschaft  von  Nowgorod: 
eine  Reihe  hierauf  bezüglicher  Actenstücke  ist  abgedruckt  in  dem  C6o^ma% 
nocraBoueinft  sencsExi  co6paHÜk  Honropoxcsoft  ry^epain  sa  1879  roxi.  Auch  in 
l&ndwirthschaftlichen  und  gelehrten  Vereinen  ist  diese  Frage  vielfach  verhandelt 
worden,  so  o.  A.  in  der  K  freien  ökonomischen  Gesellschaft,  Abtheilung  für  Volks- 
virthscbaft  (10.  und  17.  November  1879  und  auch  sonstJL 
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betreffende  Faxcelle  Domanenland  zu  pachten,  vorznsteUen,  ^oa  den 
einzelnen  pachtlustigen  Bauern'  wurde  aber  die  Bürgschaft  woblbehil* 
teuer  Gemeindegenossen  statt  der  Gaution  beansi»iicht  —  jedoch  nr 
in  dem  Falle,  wenn  das  zu  pachtende  Land  nicht  ttber  15  Wmt  m  | 
dem  betreffenden  Dorf  entfernt  und  die  Pachtzeit  nicht  Aber  6  Jalire  ist 
Endlich  war  die  Höhe  der  Bürgschaft  auf  3  BbL  pro  RevisieQfisede  filr 
ganze  Gemeinden  und  auf  5  Bbl.  pro  jeden  Bürgen  beim  PachtgdMt  m-  . 
zelner  Bauern  begrenzt,  so  dass  für  grössere  Landstücke,  die  ein  höheres  ' 
Bürgschaftscapital  beanspruchten,  jene  Vergünstigang  keine  Geltang  hatte. 
Die  Folge  dieser  Bestimmung  war,  dass  ungeachtet  des  weit  yerbieiteten 
,Jjandmangels^  Bauern  selten  und  wenig  direct  von  der  DomäaeBTer- 
waltung  Land  pachteten.  Zumeist  erschienen  Speculanten  zum  öSemtlkta 
Ausbot,  erhielten  das  Land  zu  niedrigen  Preisen,  da  wenig  cutioos- 
fähige  Concurrenten  waren,  und  vergaben  das  Land  sogleich,  zonast  is 
kleineren  Stücken,  zu  bedeutend  höheren  Preisen  an  die  Bauen.  Dm 
Gebahren  dieser  Schmarotzerpflanzen  sucht  das  neue  Gesetz  vom  20.Mail8Bl 
zu  steuern:  die  bisherigen  Begrenzungen  in  Betreff  der  Höhe  der  dnrdk 
Vorstellung  des  Gremeindebeschlusses  zu  «rsetzenden  Gaution,  der  Ist- 
zeit und  endlich  der  normirten  geringen  Entfernung  des  Pacfatsttids 
▼om  Dorfe  sind  aufgehoben.    Ausserdem  hat  das  DomänenministerioD 
durch  eine  Circularvorschrift  angeordnet,  dass  der  öffentliche  Ausbot  iß 
Domanenpachtstüch;e  in  der  nächst  belegenen  WaloatfecHaltniig  (sUlKis 
sonst  üblich  in  den  für  die  Bauern  nur  schwer  zu  erreichenden  Slita^ 
und  zwar  in  den  Herbst-  oder  Wintermonaten,  als  der  für  die  Baim 
freieren  Zeit,  abzuhalten  ist    Ausserdem  soll  neben  den  bisher  fiUidia 
Publicationen  in  den  Zeitungen   die  Mittheilung  über  stattzufiDdeotf 
Ausbottermine  an  die  Verwaltung  der  benachbarten  Woloste  und  ixoA 
diese  an  die  Gemeinden  und  endlich  auch  noch  an  die  örtliche  GeA' 
liehen  zur  weiteren  Verbreitung  gebracht  werden. 

Der  Erfolg,  den  diese  Massnahmen  sogleich  im  ersten  Jahr  ihrer 
Wirksamkeit  hatten,  zeigt,  einem  wie  dringenden  Bedürfnisse  sie  ent- 
sprachen. Zum  Jahre  1882  gelangten  Domänenpachtstüeke  nur  in  folgo- 
den  sechs  Gouvernements:  Chersson,  Taurien,  Jekaterinosdaw,  Ckarkov. 
Tambow  und  Perm  zum  Ausbot,  ausserdem  in  den  Gouvernements  S^ 
ratow  imd  Ssamara,  doch  hier  verunglückten  die  Ausbote  theils  pJ^ 
theils  wurden  sehr  niedrige  Preise  geboten  —  Alles  in  Folge  der  isehr- 
jahrigen  Missemten;  wir  lassen  diese  beiden  Benrke  ansser  Berücksick- 
tigung,  auch  liegen  nur  für  die  erstgenannten  GouvememeBts  äeheif 
Daten  vor.  Aus  einer  im  „Regierungs- Anzeiger^  vom  16.  Ifirs  18^ 
veröffentlichten  Tabelle  ergiebt  sich,  dass  von  den  in  diesenr  Jahre  ta 
Vergebung  gelangenden  242  Pachtstücken  in  der  Gesammtgrösse  fos 
89,878  Dessätinen  141  Fachtstücke  mit  56,752  DeBSitinen,  d  h.  S3^\ 
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Yon  Gemeinden  zar  Pacht  erworben  wurden,  während  vorher  in  diesen 
Landstöcken  nur  27,866  Dessätinen,  also  nnr  31*/o,  in  der  Pachtongr 
ländlicher  Gemeinden  sich  befanden.  Als  gönstig  ist  aach  die  Erscheinung 
hervorzaheben,  dass  von  den  8285  Dessätinen  Domänenpachtland  im 
Gouvernement  Chersson  nnd  den  5978  Dessätinen  im  Gouvernement  Je- 
katerinosslaw,  die  bis  dato  in  Händen  von  Juden  (wohl  alle  nur  Specu- 
lauten)  waren,  jetzt  nur  noch  1665  Dessätinen  im  Gouvernement  Chersson 
Juden  verblieben  sind 

Diese  für  die  Bauern  günstige  Massregel  hat  der  Staatscasse  ausser* 
dem  noch  Gewinn  gebracht:  diese  Verpachtungen  haben  durchgehend 
bedeutend  höhere  Erträge  erzielt,  als  bei  der  letzten  Verpachtung  dieser 
Landstttcke.  Zu  beklagen  hätten  sich  nur  die  Speculanten,  denen  ein 
räuberischer  Gewinn  entzogen  ist  Leider  bietet  ihnen  aber  die  gegen- 
wärtige Lage  der  Bauern,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  auch 
sonst  überall  ein  reiches  Feld,  um  die  Bauern  wucherisch  zu  exr 
ploitiren. 


Viertes  Gapitel, 

AUösmigs-  resp^Pachtzahlungen  und  der  Steuer  druck. 

1.  Oeichichtliohes. 

In  Betreff  der  Normirung  der  Leistungen  der  Bauern  an  die  Guts- 
besitzer für  die  Ueberlassung  und  Nutzung  des  Landes  ^)  war  in  den 
Kaiserlichen  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  anbahnenden  Rescripten 
nur  gesagt:  ,|f&r  das  den  Bauern  überlassene  Land  zahlen  sie  dem  Guts- 
besitzer Pacht  oder  leisten  ihm  Arbeits.  Im  Capitel  VI  des  Programms 
fär  die  Arbeiten  des  Gouvemementscomit^  heisst  es  in  Bezug  hierauf: 
»Leistungen  an  den  Gutsbesitzer:  Geldleistung  (Pacht),  Naturalieistung 
(Frohne);  Höhe  derselben  nach  dem  Werth  des  Gehöftes,  der  Land- 
Butzungen  und  der  gewerblichen  Vortheile  der  Ortschaft '. 

Von  47  Projecten,  die  von  den  Gouvemementscomit^  eingesandt 
waren,  sprachen  sieh  zwanzig  —  vornehmlich  aus  den  nördlich  vom  Ge- 
biet der  Schwarzerde  belegenen  Gouvernements,  wo  das  Land  einen  ge- 
ringen Werth  hat  —  dahin  aus,  dass  die  Festsetzung  der  Leistungen 
nicht  auf  Grundlage  des  Werthes  des  Landes  erfolgen  könne,  und 
nahmen  zum  Ausgangspunkt  die  bestehenden  Verhältnisse,  d.  h.  die  zur 

0  Der  amfangreicHe  UI.  Band  des  Werkes  Skrebizk^'^s:  KpecTUHCKoe  k^o  etc.  be- 
^delt  diese  Frage.  J.  IwaAJukow:  „^oa  npaBHiejiLCTBa''  etc.  in  den  „OTe^eciBeHSH» 
3aiiiCM'*,  Band  IV,  pag«  367  etc. 
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Zeit  bestehenden  Leistungen  der  Bauern,  wobei  jedoch  diese  Höhe  Ter- 
ringert wurde,  wenn  von  dem  betreffenden  Comit^  der  bestehende  Land- 
Antheil  verkürzt  ward.  Wenn  auch  diese  Comit^s  die  Begulinmg  der 
Leistungen  nach  dem  Werth  des  Landes  als  die  einzige  richtige  Basis 
zur  Bestimmung  der  ökonomischen  Beziehungen  der  Bauern  zum  Guts- 
besitzer und  zur  Beseitigung  der  jetzt  hierbei  bestehenden  WillkOr  an- 
erkannten, hielten  sie  jedoch  eine  solche  Begulirung  f&r  undurchf&hibar 
wegen  Mangels  und  Unzuverlässigkeit  der  zur  Schätzung  des  Landes  und 
der  Arbeit  vorhandenen  Daten. 

Gegen  die  Bestimmung  des  Werthes  des  Landes  nach  den  Eaufrer- 
trägen  führten  diese  Gomit^s  wn^),  dass  beim  Verkauf  besiedelten  Lan- 
des nicht  allein  das  Land,  sondern  auch  das  Recht  auf  die  Arbeit  der 
Bauern  abgetreten  wird,  und  dass  daher  im  Kau^reis  nicht  allein  der 
Werth  des  Landes,  sondern  auch  die  Verhältnisse  der  Arbeitskräfte  zom 
Grundbesitz  zum  Ausdruck  gelangen. 

Gegen  die  Schätzung  nach  dem  Pachtpreis  wandten  sie  ein,  dass 
die  Verpachtung  von  Acker-  und  von  Wiesenland  bei  Weitem  nicht 
überall  stattfindet,  dass  die  pachtweise  Bearbeitung  von  im  frmden 
Eigenthum  befindlichen  Lande  sehr  selten  auf  der  Basis  des  freien  Ver- 
kehrs von  Capital  und  Arbeit  bei  dieser  Art  von  Unternehmen  beruht, 
sondern  fast  überall  durch  zufällige  Umstände  hervorgerufen  wird,  dk 
direct  von  der  SchoUenpflichtigkeit  der  Bauern  abhängen,  dass  die  \&- 
schiedenartigkeit  in  den  Pachtpreisen  in  benachbarten  Landstrichen,  & 
unter  gleichen  Bedingungen  sich  befinden,  auf  die  unnatürlichen  ökono- 
mischen Bedingungen  unserer  Landwirthschaft  und  auf  den  Mangel  räier 
freien  Beziehung  der  Nachfrage  zum  Angebot  hinweist 

Was  die  Schätzung  des  Landes  nach  dem  Ertrage  anbetrifft^  so  be- 
merken die  Gomit^s  hiergegen,  dass  die  Daten  über  landwirthscbaftlidie 
Erträge  zu  denjenigen  statistischen  Daten  gehören,  die  am  schwersten 
richtig  zu  bestimmen  sind,  dass  der  aus  dem  Ackerbau  gewonnene  Ertrag 
nicht  allein  aus  dem  Boden  gezogen  wird,  sondern  auch  aus  dem  darauf 
verwandten  (stehenden  und  umlaufenden)  Capital  und  der  Arbeit,  und 
dass  es  sich  bei  den  bestehenden  Verhältnissen  unserer  Landwirtinehaft 
nicht  mit  hinreichender  Sicherheit  bestinunen  lässt,  in  wie  wat  der 
Boden,  die  Arbeit  der  Bauern,  das  vom  Gutsbesitzer  angewandte  Ca- 
pital und  seine  persönliche  Thätigkeit  den  Ertrag  erzielt  haben. 

Die  Deputirten  dieser  Comit^,  welche  die  bestehenden  Letstimgen 
zum  Ausgangspunkt  genommen  hatten,  warnten  die  Bedactionaeomiim- 
sionen  davor,  nicht  den  Daten  über  den  Werth  des  Landes  viel  Glaabea 
zu  schenken,  die  von  den  Gouvemementscomit^,  welche  die  Begu* 


»)  Skrebizky,  l.  c.  pag.  17—21. 
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lirang  der  Leistungen  nach  dem  Werth  des  Landes  vorschlugen;  vor- 
gestellt waren. 

Wenn  es  schon  schwierig  ist,  meinten  hierbei  die  Deputirten,  aus 
irgend  welchen  Daten  den  Werth  des  Landes  zu  bestimmen,  so  kann 
man  noch  weniger  hoffen,  den  Werth  der  landwirthschaftlichen  Arbeit 
richtig  bestimmen  zu  können.  Sie  weisen  darauf  hin,  dass  das  Quantum 
freier  Arbeit,  das  in  der  Landwirthschaft  zur  Verwendung  gelange,  wegen 
seiner  Geringfügigkeit  in  der  Masse  der  Zwangsarbeit  verschwinde  und 
dass  die  freie  Arbeit,  als  eine  nur  ausnahmsweise  Erscheinung,  keinen 
festen  und  beständigen  Preis  habe.  Ausserdem  hebe  die  Leibeigenschaft,, 
welche  die  Bauern  an  die  Scholle  binde,  schon  hierdurch  den  Preis  der 
freien  Arbeit  auf  eine  ktknstiiche  Höhe. 

Zu  Gunsten  des  Systems  der  Beibehaltung  der  bestehenden  Lei- 
stungen fohrten  diese  Ck)mitä  an:  die  unbestreitbare  Bedeutung  der 
bestehenden  Thatsache,  als  der  Basis  der  bestehenden  Ordnung  der 
Dinge;  die  Nothwendigkeit,  in  einer  praktischen  Frage,  von  welcher 
das  Schicksal  zweier  Stande  abhängt,  das  für  deren  Zukunft  Angebahnte 
mit  deren  gegenwärtiger  Lage  in  Einklang  zu  bringen,  nicht  aber  mit 
abstracten  Formeln;  endlich  die  erkannte  Unmöglichkeit,  eine  richtige 
Schätzung  von  Gegenständen  dort  zu  erreichen,  wo  diese  sich  nicht 
durch  sich  selbst  bei  freier  Nachfrage  und  freiem  Angebot  bildet. 

Hiergegen  erwiederten  die  Gomit^s,  die  die  Regulirung  der  Lei- 
stungen nach  dem  Werth  des  Landes  wünschten,  dass  die  bestehenden 
Leistungen  Kraft  der  Gewalt,  die  der  eine  Stand  Ober  den  anderen  hat, 
festgesetzt  sind,  und  dass  sie  mit  Aufhebung  dieser  Gewalt  jede  Be- 
deutung verlieren.  Werden  die  bestehenden  Verhältnisse  zur  Basis  ge- 
nommen, weim  auch  mit  der  Absicht,  sie  zu  verändern,  zu  bessern,  so 
wird  dieses  Princip  die  in  Angriff  genonmiene  Beform  wiederum  in  den 
Bannkreis  der  früheren  Willktlr  bringen.  Und  daher  ist,  wenn  auch 
die  Daten  über  den  Werth  des  Landes  und  der  Arbeit  nicht  ganz  zu- 
verlässig sind,  die  Zugrundelegung  dieser  Daten  zur  Bestimmung  der 
Leistungen  unvergleichlich  richtiger,  als  wenn  die  bestehenden  Leistungen 
zur  Basis  genonmaen  werden. 

Es  hatte  sich  also  die  Majorität  der  Gouvemementscomit^s  dahin 
ausgesprochen,  die  Leistungen  nach  dem  Werth  des  Landes,  wie  sie  ihn 
normirten,  zu  bestimmen.  Wie  hoch  diese  Werthbestimmungen  gegriffen 
waren,  ersieht  man  schon  daraus,  dass  die  Redactionscommissionen  nach 
Controllirung  dieser  Daten  und  Vergleichung  derselben  mit  der  Höhe 
der  bestehenden  Leistungen  zu  dem  Ausspruch  gelangen:  j^n  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  haben  diese  Comit^s  Pachtsatze  aufgestellt,  welche  die 
Pachtsatze  der  Leibeigenschaft  überragen.'' 

Einer  Erhöhung  der  bäuerlichen  Leistungen  konnten  die  Redactions- 
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«ommissionen  nicht  zustimBien.  Irgendwie  sichere  Daten  nur  Beatimming 
der  Leistungen  nach  dem  Werth  des  Landes  waren  nidit  vorliaiidei. 
Eine  Katastrirung  hätte  zu  viel  Zeit  verlangt  Daher  verwarfen  dk 
Bedactionscommissionen  diesen  Modus  und  erklärten^  dass  die  von  vieleo 
Comit^  ang^ührten  Qriinde  gegen  dieses  System  die  Bedeutong  voO- 
giltigen  Beweises  hahen. 

Es  sprachen  sich  demnach  die  Bedactionscommissionen  für  den  An- 
trag der  Minorität  der  Crouvemementscomit^s  d.  h.  dafür  ans,  die  be- 
stehenden Verhältnisse  zum  Ausgangspunkt  für  die  BestiHimiuig  der 
Höhe  der  bäuerlichen  Leistungen  an  den  Gutsbesitzer  zu  nehmen.  Sie 
begründeten  diesen  Beschluss  in  höchst  sonderbarer  Weise:  „Gegenwärtig 
ist  der  Landantheil  der  Bauern^  oder  richtiger  gesagt  die  Gesammthot 
der  Vortheile,  die  sie  vom  Gutsbesitzer  gemessen,  entsprechend  ihren 
Bedürfnissen;  die  auf  ihnen  ruhenden  Leistungen  aber  ratsprecben  üiraD 
Mitteln  und  die  PraxiSi  me  sie  sich  bei  uns  unter  dem  Einiais  von 
Gesetz  und  Sitte  ausgebildet  hat,  stellt  gleichsam  anen  wenn  aadh 
natürlich  bei  Weitem  nicht  hinreichenden  Versuch  dar,  folgende  Auf- 
gabe zu  lösen:  das  Mass  der  die  Bauern  nicht  drückenden  {6eao6vMMro' 
Entschädigung  zu  bestimmen,  die  der  Gutsbesitzer  fordern  kann^  der  asf 
seine  Bechnung  die  ökonomische  Existenz  der  Bauern  sichert^. 

Diese  so  überaus  optimistische,  der  Wirklichkeit  durchaus  nkk 
entsprechende  Anschauung  über  den  Charakter  der  Leistung^i  der  LA- 
eigenen  lässt  sich  nur  aus  der  Absicht  erklären,  das  hohe,  durchsdoia- 
lidie  Mass  der  Leistungen,  wie  es  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  bestaii 
zu  rechtfertigen,  so  dass  eine  Ermässigung  nur  äusserste  Fälle  trefien 
konnte.  Denn  waren  einmal  die  bäuerlichen  Leistungen  im  mittlens 
Durchschnitt  den  Mittebi  der  Bauern  entsprechend,  so  lag  auch  kaif 
Veranlaasung  zu  ihrer  Ermässigung  vor. 

Dass  diese  Basis  der  Bestimmung  der  bäuerlichen  Leistungen  eiar 
übermässige  Belastung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  in  sich  schlosN 
ergibt  sich  daraus,  dass  die  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  erhobeneii 
Fachtzahlungen  nicht  allein  aus  dem  Boden  gezogen  wurden,  sondern 
auch  aus  Nebenarbeiten:  ein  Theil  der  Bauern  verliess  auf  kurze  oder 
lange  Zeit  die  Heimath  und  erwarb  sich  in  der  Feme  in  den  verschie- 
densten Beschäftigungsarten  häufig  nicht  weniger,  als  das  Land  Eitns 
lieferte.  Selbst  in  den  rein  ackerbautreibenden  Gouvernements  obo 
Landstrichen  war  die  ausserlaudwirthschaftliche  Nebenarbeit  eine  wich- 
tige Einnahmequelle.  Die  Beibehaltung  der  bestehenden  Leistungen 
barg  also  fast  überall  neben  der  Zahlung  für  das  überlassene  Land 
auch  eine  grössere  oder  geringere  Belastung  (je  nach  d«r  Grosse  jener 
Nebenarbeiten  in  dem  betreflfenden  Fall)  der  Arbeit  der  Baueni  seltet 
Die  Bauern  entrichten  heute  in  den  Pacht*  resp»  AblösungsiaUungea 


-    191    - 

also  nieht  allein  die  Entschädigung  für  das  überlassene  Land,  sondern 
bezahlen  auch  mehr  oder  weniger  die  Freilassung  ihrer  Person,  d.  h. 
ihrer  Arbeitskrafti  was  durchaus  den  Intentionen  der  Staatsregierung 
bei  Inangrifhahme  der  Beform  widersprach:  es  sollten  die  Gutsbesitzer 
nur  Ar  das  den  Bauern  zur  Nutzung  überlassene  Land  eine  Ent*- 
sehädigung  erhalten,  nicht  aber  fflr  den  Verlust  der  durch  die  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  beseitigten  Verfügung  des  Gutsherrn  über 
die  Arbeitskraft  der  Bauern,  d.  h.  für  den  Verlust  des  Beziehens  von 
Einkommen  aus  der  Arbeit  der  Bauern.  Dieser  Umstand  ward  in  all' 
den  Vorberathungen  bei  Bestimmung  der  Höhe  der  Leistungen  nicht 
nach  Gebühr  gewürdigt,  wenn  auch  auf  diesen  Umstand  hingewiesen 
wurde,  so  auch  u.  A.  bei  Normirung  der  Grösse  des  Landantheils.  ^) 

Weiterhin  war  es  ein  Vortheil  für  den  Gutsbesitzer,  dass  mit  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  die  Verpflichtung  wegfiel,  die  Bauern  zu 
unterstützen  im  Fall  einer  Missemte,  eines  Feuerschadens,  des  Fallens 
von  bäuerlichem  Vieh,  für  Kranke,  Waisen,  Altersschwache  zu  sorgen, 
den  Bauern  Bau-  und  Brennholz  zu  liefern,  fOr  die  rechtzeitige  Ent- 
richtung der  Steuern  zu  haften  etc. 

Von  dem  Princip  der  Beibehaltung  der  bestehenden  Leistungen,  als 
im  mittleren  Durchschnitt  gerecht,  wollten  die  Redactionscommissionen 
nor  in  äussersten  Fällen  ablassen.  Indem  sie  solche  äusserste  Fälle 
bei  Seite  liessen,  beschlossen  sie,  dass  dem  höchsten  Mass  des  Land- 
antheils  in  einem  Bezirk  auch  ein  höchstes  auf  Grundlage  der  be- 
stehenden Leistungen  festzusetzendes  Mass  der  Pacht  und  der  Frohne 
zn  entsprechen  habe,  und  zwar  der  Art,  dass  bei  einer  Verminderung 
des  Landantheils  nach  den  bekannten  Regeln  auch  die  Leistungen  zu 
Termindem  seien. 

Zu  diesem  Zwecke  theilten  die  Redactionscommissionen  in  der  ersten 
Periode  ihrer  Arbeiten  die  gross-,  neu-  und  Weissrussischen  Gouverne- 
ments in  vier  Zonen*): 

1)  Zone,  nördlich  vom  Gebiet  der  Schwarzerde,  wo  über  •/g  der 
Bauern  auf  Pacht  gesetzt  sind  und  wo  überall  Düngung  der  Felder 
Mch  ist. 

2)  Zone  der  Schwarzerde,  wo  %  der  Bauern  Frohne  leisten. 

3)  Zone,  nördlich  vom  Gebiet  der  Schwarzerde,  wo  über  */«  der 
Bauern  Frohne  leisten. 

4)  Steppenzone. 

Für  die  erste  Zone  normirten  die  Redactionscommissionen  die  Pacht 
für  den  Maximallandantheil  auf  9  Rbl.,  wobei  jedoch  für  einige  gewerb- 
reiche  Landstriche  der  Gouvernements  Jarosslaw,  Wladimir,  Moskau, 

')  Skrebizky,  Band  11,  pag.  10. 

«)  Skrebizky,  Band  in,  pag.  684—1087. 
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St  Petersburg  und  Nishnij-Nowgorod  die  Pacht  auf  10  EU.  erhökt 
wurde,  für  die  anderen  Zonen  ward  die  Pacht  auf  8  BbL  festgesetit. 
Die  Naturalleistungen  wurden  fttr  den  Maximallandantheil  auf  40  maoih 
liehe  und  30  weibliche  Arbeitstage  bestimmt 

Mit  der  Verringerung  des  Landantheils  sollten  auch  die  Leistungen 
verringert  werden.  Doch  diese  Verringerung  erfolgte^  nach  den  Be- 
schlüssen der  Redacüonsconmüssionen;  nicht  proportional.  Eine  voll- 
ständig gleichmässige  Belastung  aller  Dessätinen  des  bäuerlichoi  Land- 
antheils mit  Leistungen  und  die  Ermässigung  dieser  Leistiing»  pro- 
portional der  Verminderung  des  Landantheils  würde,  nach  der  Anack 
der  Bedactionscommissionen,  nicht  den  wirklichen  Vortheilen  entspreeheo, 
die  die  Bauern  aus  dem  Boden  ziehen.  Der  Bauer,  ward  aoagefohrt, 
der  mit  einer  Dessätine  pro  Seele  bedacht  ist,  zieht  ans  derselbeD  Alles, 
was  sie  bieten  kann;  bei  Zutheilung  einer  zweiten  Dessätine^  die  gieicb- 
falls  für  seine  Wirthschaft  nothwendig  ist,  vergrössert  sich  uswesfel- 
haft  sein  Vortheil,  aber  er  wird  nicht  verdoppelt,  da  er  nicht  im  Slaaoe 
ist,  auf  dieselbe  ebensoviel  Arbeit  und  Betriebscapital  zu  verwendai, 
wie  auf  die  erste  Dessätine;  noch  geringer  ist  der  verhältnissmäaa^e 
Vortheil,  den  er  aus  der  dritten,  und  endlich  aus  der  vierten  Dessätioe 
zieht  Auf  Grund  dieser  Auseinandersetzung  ward  ein  System  (kr 
Gradation  der  Leistungen  aufgestellt:  bei  Verringerung  der  Grösse  it^ 
Landantheils  wurden  freilich  auch  die  Leistungen  verringert,  doch  ntit 
proportional.  In  der  ersten  Periode  der  Arbeiten  wurde  der  bodist; 
Satz  für  die  erste  Dessätine  auf  nicht  unter  3Vt  BbL  und  nidit  ober 
4  BbL  festgesetzt;  in  den  Landstrichen,  wo  beständige  Düngung  wf 
den  bäuerlichen  Feldern  üblich  ist,  sollte  die  zweite  Dessätine  des  Sedoh 
landantheils  niedriger  als  die  erste,  aber  höher  als  die  folgenden  mit 
Leistungen  belegt  werden;  in  den  Landstrichen  jedoch,  wo  keine  solche 
Düngung  üblich  ist,  sollen  alle  Dessätinen  —  mit  Ausnahme  der  erstn 
—  gleichmässig  belastet  werden^). 

Dieses  System  der  Gradation  der  Leistungen  hat  erheblich  zur  Ver- 
schlimmerung der  Lage  der  Bauern  in  der  Folgezeit  beigetragen.  Die 
Voraussetzung,  von  der  die  Bedactionscommissionen  hierbei  aosgingen. 
war  eine  falsche  und  die  Erfahrung  der  beiden  letzten  Jahrzdmte  h^ 
es  zur  Genüge  erwiesen,  dass  jene  Voraussetzung  im  umgekehrten  Sinnt 
richtig  ist,  d  h.  dass  je  grösser  der  Landantheil  ist,  desto  mehr  Ertn^ 
liefert  er  —  unter  sonst  gleichen  Bedingungen  —  nicht  allein  abaolnu 
sondern  auch  desto  mehr  von  jeder  einzelnen  Dessätine.  Die  ErUirunc 
liegt  darin,  dass  bei  grösserem  Landantheil  nicht  allein  ein  absohiu 
sondern  auch  ein  relativ  grösserer  Theil  desselben  als  Wiese  und  Weiuc 


1)  Skrebirky,  Band  lU,  pag.  69-79,  116-189,  729—769. 
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genutzt  und  also  das  Land  stärker  gedüngt  werden  kann.  Je  geringer 
iber  der  Landantheil,  desto  beschwerlicher  ist  die  BeschaJDEang  des  er- 
forderlichen Düngers,  Das  praktische  Resultat  ergab;  dass  die  Bauern 
;ehr  häufig  gezwungen  sind;  Wiese  und  Weide  von  den  benachbarten 
Sutsbesitzem  zu  pachten  —  häufig  zu  sehr  hohen  Preisen,  resp.  gegen 
SLusführnng  vieler  Arb^t  auf  den  gutsherrlichen  Ländereien. 

Wie  wir  bereits  oben  gesehen  haben,  wurden  in  der  zweiten  Periode 
1er  Berathungen  die  Landantheile  in  vielen  Landstrichen  von  den  Be- 
lactionsconunissionen  verringert  Gleichzeitig  erhöhten  sie  aber  — 
ien  Forderungen  der  Deputirten  nachgebend  —  die  bäuerlichen  Lei- 
stungen im  ganzen  Gebiet  der  Schwarzerde  von  8  BbL  auf  9  Bbl.  pro 
Seele.  Während  also  die  Bedactions-Commissionen  die  Begel  aufstellten, 
dass  die  von  ihnen  normirten  Leistungen  in  keinem  Falle  die  bestehen- 
den überragen  sollten,  „denn  sonst  würde  keine  Verbesserung  der  Lage 
der  Bauern  erzielt  werden,  was  das  Kaiserliche  Bescript  verlangt  und 
was  die  Aufgabe  ihrer  Arbeit  ist^,  wurden  nichtsdestoweniger  —  in  Folge 
der  Verringerung  der  Landantheüe^  —  die  Leistungen  im  Wesen  erhöht 
und  zwar  in  allen  den  Landstrichen,  in  welchen  die  Bedactions-Commis- 
sionen den  bestehenden  Landantheil  verringerten. 

Schliesslich  wurden,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  in  der  allend- 
lichen Fassung  des  Emancipationsgesetzes,  in  einer  grossen  Zahl  von 
Kreisen  die  Landantheile  weiterhin  erheblich  gekürzt,  das  Mass  der 
Leistungen  blieb  aber  im  Allgemeinen  dasselbe,  wie  von  den  Bedactions- 
Commissionen  beantragt.  .  Dabei  wurde  aber  das  System  der  Gradation 
in  der  Bichtung  der  Erhöhung  der  Zahlung  für  die  erste  Dessätine  ver- 
ändert Demnach  wuchsen  im  ganzen  Verlauf  der  Vorberathungen  zum 
Gesetz  beständig  die  Verringerung  der  Maximalsätze  des  Bauerlandes 
und  die  Erhöhung  der  Leistungen  der  Bauern  —  zumal  deijenigen, 
die  nicht  den  vollen  Landantheil  erhielten,  und  diese  bilden  die  Majorität 
der  früheren  leibeigenen  bäuerlichen  Bevölkerung.i 

Wir  gehen  noch  kurz  darauf  ein,  welche  Stellung  die  Deputirten 
in  dieser  Frage  vor  den  Bedactions-Commissionen  einnahmen.  ^)  Von  den 
83  Deputirten  erklärten  sich  32  mit  dem  System  der  bestehenden 
Leistungen,  wie  es  von  den  Bedactions-Commissionen  aufgestellt  war,  ein- 
verstanden. Die  Meinungsäusserungen  der  anderen  Deputirten  lassen 
sich,  wie  folgt,  in  zwei  Gruppen  zusanunenfassen: 

1)  Die  Itfehrzahl  beantragte  die  Annahme  der  Systeme  und  der 
Ziffern,  welche  von  den  Gouvemements-Comit^s  in  Vorschlag  gebracht 
sind,  indem  sie  sich  darauf  berief,  dass  in  der  Frage  der  richtigen 
Regulirung  der  örtlichen  ökonomischen  Beziehungen  der  örtliche  Adel 


>)  Skrebizkü,  Band  HI,  pag.  26—40. 

▼.  Kevfel«r,  QMcliieht«  nnd  Kritik  dei  Oemeindebesitsof.  II.  IS 
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eine  grössere  Autorität  für  sieh  in  Anspruch  nehmen  mfisse^  ab  den 
Bedactions-Commissionen  zugesprochen  werden  könne. 

2)  22  Deputirte  des  zweiten  Aufigebots  liessen  die  Antrage  ibv 
Gouvemements-Gomit^s  bei  Seite  und  beantragten,  die  Frage  dar  Nor- 
mirung  der  Leistungen  der  vollen  freien  Vereinbarung  zwischen  G1lt^ 
besitzen!  und  Bauern  zu  überlassen.  Da  jedoch  die  Redactioi»-CoB- 
missionen  den  Bauern  nicht  die  vollen  persönlichen  und  YamSgeBs- 
rechte  zu  verleihen  wünschten,  so  möge  die  Normirung  der  Lästaaga 
örtlichen  Schätzungs-Gommissionen  unter  Aufsicht  der  Gonvemeiuente- 
Gomitäs  überlassen  werden.  Sie  begründeten  diesen  letzteren  Antrag  ii 
der  gleichen  Weise,  wie  die  erste  Oruppe  der  Deputirten,  damit,  dass 
die  Bedactions-Gonmiissionen  in  dieser  Frage,  wie  aus  ihren  Arbeiia 
und  Anträgen  ersichtlich,  incompetent  seien:  so  hätten  sie  z.  R  sa 
wichtige  Factoren  zur  Normirung  der  Leistungen,  wie  die  Güte  nad  den 
Werth  des  Landes,  nicht  in  Betracht  gezogen;  ausserdem  br&dilea  (fie 
von  den  Bedactions-Gommissionen  aufgestellten  Normen  der  LeistmgeB 
W  grosse  Verluste  für  die  Gutsbesitzer  mit  sich. 

Gegenüber    den  Forderungen    der   ersten   Gruppe    erklärten  Ae 
Bedactions-Commissionen  mit  Recht,  dass  die  von  den  GouvememcBls- 
Gomit^s  beantragten  Systeme  ganz  verschiedenartig  seien  und  iem 
Annahme  in  benachbarten  und  unter  gleichen  Bedingungen  befindlkta 
Landstrichen  zu  den  verschiedensten  Besultaten  führen   würde,   r^r 
Allem  aber  würde  sie  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  zur  AufeteDung^«^ 
Pachtsätzen  führen,  die  den  Mitteln  der  Bauern  nicht  entsprächen  uad 
die  bestehenden  Pachtsätze  bedeutend  überträfen.    Zum  Beweise  dieser 
Behauptung  bringen  die  Redactions-Gommissionen  mehrere  Belege  vor 
—  die  sich  leioht  vermehren  Hessen,  —  aus  denen  sich  &cfßiity  das« 
die   Annahme   der  Projecte    vieler  Gouvernements  -  Gomit^s  eine  Er- 
höhung der  bestehenden  Leistungen  um  50  und  über  lOO^/o  zur  Fol^e 
hätte.   Sie  führen  mit  Recht  an,  dass  ein  bedeutender  Theil  dieser  Pnh 
jecte  eine  Verschlimmenmg  der  Lage  der  Bauern  zur  Folge  haben  würde 

In  Betreff  des  Antrages  der  22  Deputirten  des  zweiten  Aufgebot« 
erklärten  die  Redactions-Gommissionen,  dass  es  vollständig  umnög^ 
sei,  der  Gesetzgebung  die  Entscheidung  dieser  für  das  Gedeihen  der 
Bevölkerung  wichtigsten  Frage  zu  entziehen  und  dieselbe  anssdiliesslkt 
localen  Gommissionen  zu  überlassen.  Wenn  schon,  hoben  sie  hemff, 
die  Gouvernements  -  Gomit^,  die  aus  wenigen  Erwählten  des  erst<i 
Standes  des  Reiches  bestehen,  zu  einander  widersprechenden  Resoltata 
und  zu  solchen  gelangen,  die  das  von  der  Staatsregierui^  beiächnete 
Ziel  (Verbesserung  der  Lage  der  Bauern)  nicht  erreichen,  so  kann  msD 
sich  leicht  vorstellen,  zu  welchem  Ghaos  viele  der  örtlichen  Institotoseii 
gelangen  würden,  denen  nicht  die  Regelung  der  bestehenden  Leistungeo 
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Hbertngen  ^nufden  würde,  sdndern  die  Nominnig  neuer  S&tze  —  ohne 
B^cksicktigimg  der  bestehenden  fSätsBy  ohne  allgemeine  Regeln  Alf 
die  Festsetzung  der  Höhe  dfer  Leistungen;  ohne  BodencKtaeter,  zn 
dessen  Anaftthning;  wie  anerkannt,  weder  Zeit  noch  Geldmittel  vor* 
handen  sind 

Was  das  System  der  yollstanäg  freien  Vereinbarung  sfwisdien 
Gutsherrn  und  Bauern  anbetrifity  so  er]dfeendieBedactions-Ck)fliii^^OMB, 
dass  sie  diese  Art  der  Lösung  der  Frage  für  sehr  wünsoheiiswsrth 
kalten,  dass  »e  jedoch  nur  unter  folgenden  zwei  Bedingungen  mög^ 
lieh  ist: 

1)  dass  die  materielle  Selbstständigkeit  beider  contrahirenden  TbeUe 
Tollständig  sichergestellt  ist,  und 

2)  dass  die  Zoiassong  fireier  Vereinbarungen  nicht  im  ^tane  dei^ 
Yerneinnng  der  Rechte  der  einen  Seite  (d.  h.  der  Bauern)  aufgefasst 
vird,  iflMt  dass  ein  zwingrades  Gesetz  in  dem  Falle  diese  Rechte  schMze, 
wenn  eine  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  konunt 

Die  Sidierstellung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  durch  die  Zntheüung 
7(tt  Land,  welche  im  Kaiserlichen  Rescript  ihnen  zugesprochen,  — 
dieses  wesentlichste  Literesse  der  Bauern  bei  ihrer  Befreiung  aus  der 
Leibeigenschaft  besteht  darin,  dass  sie  das  Recht  anf  den  Landantheü 
nicht  verlieren,  wenn  es  zwischen  ihnen  und  dem  Gutsherrn  zu  beiner 
Verembarung  kommt  Es  ist  klar,  dass  eine  solche  Vereinbarung  nicht 
als  eine  freie  bezeichnet  werden  kann,  bei  welcher  z^  B.  die  Bauern, 
die  vor  der  Alternative  stehen,  entweder  widerspruchslos  auf  die  ver- 
langte Leistungen  enzugehen,  oder  sowohl  ihr  Recht  anf  das  Land, 
ohne  welches  sie  nicht  edstiren  könnea^  als  auch  das  bewegliche  Ver- 
mögen zu  verlieren,  welches  aus  Gregenständen  besteht,  die  bei  einer 
Aussiedriung  fest  allen  Werth  einbüssen,  wie  das  Arbeitsinventar  etc. 
In  dieser  Beziehung  hat  die  Lage  der  Bauern  nichts  Gemeinsames  mit 
der  Lage  wohlhabender  Zeitpächter,  die,  über  Geldcapitalien  verfikgend, 
in  materieller  Beziehung  weit  weniger  von  den  Verpächtern  abhängig 
sind,  als  die  Bauern.  Das  Princip  der  bedingungslos  freien  Contracte 
wttrde  die  Bauern  zu  Proletariern  machen  und  unübersehbare  schlimme 
Folgen  mit  sich  bringen.  Auch  ist  die  Nothwendigkeit  einer  ge- 
setzliche Regelung  der  agrarischen  Bezidfeiungen  und  der  Normirung 
der  Leistungen  von  allen  Gouvemementscomit^s  ohne  Ausnahme  an- 
erkannt 

Blieben  nun  auch  die  Redactions-Commissionen  dem  einmal  accep- 
^irten  Grundsatz,  die  bestehenden  Leistungen  zum  Ausgangspunkt  zu 
nehmen,  treu,  so  machten  sie  doch,  wie  bereits  hervorgehoben,  den  For- 
derungen der  Deputirten  ein  Zugeständmss  durch  die  Erhöhung  des 
Masses  der  Leistungen:  im  Gebiet  der  Schwarzerde  von  8  auf.  9  Rbl. 

13* 
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Ein  zweites  Zogeständniss  machten  sie  in  der  Frage  der 
lichkeit  der  bäuerlichen  Leistungen^).  Da  mit  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung und  mit  der  Yergrösserung  der  Nachfrage  der  Preis  der  Boden* 
producte  und  mithin  auch  der  Werth  des  Landes  die  Tendenz  habeDr 
zu  steigen,  so  würde  die  Zulassung  einer  Umsdiatzung  des  Landes  ii 
gewissen  Zwischenräumen  eine  periodische  Erhöhung  der  bäuerlicbeo 
Leistungen  hervorrufen,  was  sowohl  einen  schlimmen  EinfluRS  auf  dis 
ökonomische  Wohlbefinden  der  Bauern  als  auch  einen  schlimmen  nun- 
lisch^n  Einfluss  ausüben  müsse.  Wenn  die  Höhe  der  Leistongeo,  » 
erklären  die  Redactions-CommissioneU;  periodischen  Aenderungmi  ontar- 
liegt:  wenn  die  Bauern  erfahren,  dass  nach  dem  Verlauf  einer  bestmuD- 
ten  Reihe  von  Jahren  —  entsprechend  dem  Roggenpreise  —  ibre 
Leistungen  an  die  Gutsbesitzer  einer  Umschätzung  unterliegen,  so  wird 
die  Ansässigkeit  der  Bauern  sich  nicht  auf  fester  Basis  grüBdea^  was 
doch  erstrebt  werden  soll.  Die  bei  jeder  Umschatzung  unvemddli^ 
Collision  der  entgegengesetzten  Interessen  der  Grundherrn  und  der 
Bauern  würde  den  Kampf  der  Stände  verewigen.  Periodische  Schwidune 
der  Arbeit  des  Volkes  und  die  periodisch  sich  wiederholende  Aufwöhlnir 
der  Frage  über  die  Beziehungen  der  Bauern  zum  Grundherrn  —  tte 
wären  die  unvermeidlichen  Folgen  einer  solchen  Massnahme. 

Dass  die  Unabänderlichkeit  der  bäuerlichen  Leistungen  die  bta^ 
essen  der  Gutsbesitzer  schädigt,  erkennen  die  Redactions-GommisMa 
ausdrücklich  an.  Zum  Schutze  derselben  sprechen  sie  im  Project  to 
die  Ablösungsoperation  dem  Gutsbesitzer  das  Recht  zu,  an  SbeUe  iß 
jährlichen  Leistungen  ein  entsprechendes  Capital  von  der  Staatsr^eruif 
zu  fordern.  Die  Redactions-Commissionen  sehen  in  dieser  Massr^l  das 
wirksamste  und  wohl  das  einzige  Mittel,  die  Gutsbesitzer  vor  Verinstci 
zu  schützen:  hierdurch  würden  alle  begründeten  Einwendungen  gega 
die  Unabänderlichkeit  der  bäuerlichen  Leistungen  ohne  staatlidie  Er- 
schütterungen, ohne  jedes  Abweichen  (zum  Nachtheil  der  Bauern)  tob 
dem  acceptirten  Grundsatz  beseitigt,  und  gleichzeitig  wäre  die  6^ 
seitigung  der  Abhängigkeit  der  Bauern  vom  Gutsherrn  und  damit  die 
Erreichung  des  letzten  anerkannten  Zieles  der  Reform  (Schaffung  eine 
freien  Bauernstandes  auf  eigenem  Grund  und  Boden)  erleichtert 

Die  Unabänderlichkeit  der  Leistungen,  wie  die  Redactions^oomus- 
sionen  statuirten,  rief  eine  sehr  grosse  Opposition  Seitens  der  über- 
wältigenden Majorität  der  Deputirten  hervor*),  insbesondere  eaerpsA 
traten  Fürst  Gagarin  und  Schidlowskg  auf;  die  Redactions-Conumssiooa 
wurden  beschuldigt,  einseitig  die  Interessen  der  Bauern  allein  zu  ^o^ 
treten. 

«)  Skrebizkij,  Bund  IE,  pag.  41— 5S,  81-84. 
•)  1.  c  pag.  86— lia 
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Die  Minorität  der  Depatirten  erklärte^  dass  sie  der  Unabänderlich- 
keit der  Leistungen  beipflichten  würden,  wenn  die  Staatsregienmg  den 
Ton  ihnen  gestellten  Antrag  der  obligatorischen  Ablösung  annehme.  Die 
Unabänderlichkeit  der  Leistungen  würde,  wie  z.  B.  A.  Eoschelew  sich 
ausdrückt,  durch  grobe  Ungerechtigkeit  nicht  allein  den  Adel,  sondern 
jeden  unbetheiligten  unparteiischen  Mann  verletzen.  Das  segensreiche 
Ziel  könne  ohne  Erbitterung  des  Adels  und  ohne  Verletzung  seiner  Eigen- 
thumsrechte  vollständig  erreicht  werden.  Das  sei:  durch  Zwangsablösung* 
Die  Staatsregierung,  wie  der  Adel  sei  ja  ohnehin  überzeugt,  dass  die  in 
Angriff  genonunene  Umgestaltung  der  bäuerlichen  Verhältnisse  keinen 
anderen  Abschluss  als  die  Ablösung  finden  könne.  ^) 

Die  Redactions-Commissionen  nahmen  die  Zwangsablösung  für  die 
Banem  auf  Verlangen  des  Grundherrn  an,  nichtsdestoweniger  verzichte- 
ten sie  aber  bei  der  zweiten  Lesung  auf  das  Prinzip  der  Unabänderlich- 
keit der  Leistungen,  das  sie  bei  der  ersten  Lesung  so  energisch  verthei* 
digt  hatten.  Indem  sie  indessen  dieses  Zugeständniss  an  die  Gutsbesitzer 
machten,  suchten  sie  jedoch  die  Bauern  vor  der  Möglichkeit  einer  zu  be- 
deutenden Erhöhung  der  Leistungen  zu  schützen.  Sie  beschlossen  nämlich: 

1)  die  Greldleistungen  der  Bauern  unterliegen  nicht  früher,  als  nach 
Verlauf  von  20  Jahren,  von  der  Bestätigung  ^les  Gesetzes  an  gerechnet, 
tiner  Umschätzung,  und 

2)  die  Erhöhung  oder  Ermässigung  der  Pacht  —  nach  Ablauf  der 
20  Jahre  —  kann  in  keinem  Fall  mehr,  resp-  weniger  als  20^/o  der  frü- 
heren Pacht  betragen. 

Dieses  Zugeständniss  an  die  Interessen  der  Gutsbesitzer  hatte  keine 
practischen  Folgen  in  dem  Sinne,  wie  es  verlangt  wurde.  Der  geringe 
Landantheil  und  die  hohen  Leistungen  (Pacht-  resp.  Ablösungsziüi- 
langen)  haben  über  %  der  früheren  leibeigenen  Bauern  in  die  schlimmste 
ökonondsche  Lage  gebracht.  Ein  Kaiserlich  bestätigtes  Beichsrathsgut- 
achten  vom  23.  Januar  1879  hatte  jenen  Termin  um  weitere  zehn  Jahre 
Unansgeschoben,  doch  ist,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  durch 
^  Gesetz  vom  29.  Dec.  1881  die  Frage  in  anderer  Art  gelöst 

Wir  haben  bereits  bemerkt,  dass  im  Gesetz  vom  19.  Februar  1861 
die  Anträge  der  Redactions-Ck)nunissionen  in  Betreff  der  Leistungen  in  der 
Richtung  der  weiteren  Erhöhung  derselben  verändert  sind.  So  ward  auch 
die  Padithöhe  von  10  Bbl.,  die  von  den  Bedactions-Gommissionen  für  das 
Ooayemement  Jarosslaw  und  fär  einige  Landstriche  des  Gouvernements 
Moskau  bestinmit  war,  im  Gesetz  vom  19.  Februar  auch  auf  einen  Theil 
der  Gouvernements  Wladimir  und  Nishnij -Nowgorod  ausgedehnt  Weiter- 
en wurde  der  Antrag  der  Bedactions-Gommissionen  bestätigt,  wonach  den 
örtlichen  Institutionen  aufgetragen  wurde,  in  jedem  Bezirk  die  wirkUchea 

^Tl^iz^j,  Band  m,  pag.  84. 
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durcbschnittlichen  Pachtsätze  zu  ermitteln,  die  in  den  Fallen  als  Msxh 
malsätze  zu  gelten  haben,  wo  die  Pachtsätse  niedriger  and,  als  die  iert- 
gesetzten  Nonnen.  Endlich  gestatten  die  Art  173  und  174  des  GesetMS 
fSqgar  eine  weitere  Erhöhung  der  Pacht  Aber  die  Norm  in  gewism 
Fällen  (insbesonderey  wenn  die  gewerblichen  Verhältnisse  der  Oitsdnft 
sehr  günstig  sind,  warn  die  betreffende  Gemeinde  in  der  Nähe  der  Btti- 
denzen  sich  befindet,  Handelsplätze,  Fischfang,  gute  [Berieseliings-]  Wvt- 
sen  etc.  hat)  auf  Antrag  des  Gutsbesitsers  mit  Genehmigung  der  Goam^ 
nementsbehörde  fOr  bäuerlidie  Angelegenheiten. 

Nach  den  im  Gesetz  $tipulirten  Pachtsätzen  wird  die  Höhe  der  Ab- 
lösungszahlung berechnet,  wenn  die  Bauern  mit  Unt^rsttttzung  der  SUats- 
regierung  das  Land  kaufm,  was  gewöhnlich  geschi^t  Das  betreSende 
Capital  erhält  der  Gutsbesitzer  yon  der  Staatsregierung.  Die  Baseni 
werden  somit  Schuldner  der  Regierung.^) 

Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  hat  dramach  folgende  liiiiilirn 
ftetuirt  Für  den  MaKimal-Iiandantheil  (in  der  ersten  und  zweiten  Zomi 
upd  den  Normal-Landantheil  (in  der  dritten  Zone)  wird  der  höchste  Pacli- 
satz  wie  folgt  bestimmt: 

1)  fOr  die  Güter,  die  nicht  übw  25  Werst  von  St  Petersburg  at- 
lernt  sind,  auf  zwölf  BbL 

2)  für  die  anderen  Güter  des  Gouvernement  St  Petersbug»  f&r  fr 
Gouvernements  Moskau,  Jarosslaw,  sowie  für  die  Kreise  Wladimir,  Vis- 
nikiy  Ppkrow  und  Eowrow  (auf  der  linken  Seite  des  Flusses  Klasai)  te 
Gouvernements  Wladimir  und  die  Güter  des  Gouvernements  NcAvh 
Nowgorod,  die  nicht  über  15  Werst  von  der  Wolga,  auf  d^nen  recbtaD 
Ufer  und  für  die,  welche  unmittelbar  am  linken  Ufer  dieses  Fhsws 
biegen,  auf  zehn  Rbl. 

3)  für  die  übrigen  Landstriche  der  ersten,  zweiten  und  dritten  Zw 
mt  Ausnahme  der  im  nachfolgenden  Puncto  4  bezeichnet^i  aaf  neun  fiU 

4)  für  die  Gouvamements  Witebsk,  Wätka,  Mohilew,  Olonez,  som 
für  nachstehende  Kreise:  im  Gouvernement  Kasan  die  Kreiae  Kasin  «s^ 
Zarewokokschaisk,  im  Gouvernement  Orel  die  Kreise  Brinsk,  SaeaA 
und  Trubtschewsk,  im  Gouvernement  Pensa  die  Kreise  GorodisditKk 
wd  Krassnoslabodsk,  im  Gouvernement  Pskow  die  Kreise  WeUkqelJit. 
Noworshew,  Opotschka,  Ostrow,  Pskow,  Toropez  und  CShofan,  im  Goots^ 
nement  Ssmolensk  die  Kreise  Belsk,  Dorogobusch,  DuchofwsditadttBa,  lelsi 
Krasny,  Poretodye,  Boslasrl  und  Ssmolencdc,  und  im  Oeovemenient  Imbo« 
dto  Kreise  lelatOBUiy  Spassk,  Temnikow  und  Schask  auf  acht  BbL 


1)  'Näheres  Hber  den  AblOsinigsinodus  findet  der  Leser  fai  mefaieBk  Artftd  i>  '^- 
,iiliM6.  Henie^  tetd  XIV,  Mu  Sensder:  Der  fHtnd  der  AbHtoung  ^9  Maeriie^> 
Landes  in  Rnssland  un  i.  Janaar  187S. 
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Aof  den  Gütern,  wo  die  Bauern  bei  der  agrarischen  Auseinander- 
fletsnng  w^iiger  als  den  Maximal-  resp.  den  Normallandantheil  erbalten, 
haben  sie  aueh  weniger  zu  zahlen  und  zwar 

1)  in  der  nördlichen  Zone:  a)  fflr  die  erste  Dessätine  die  Hälfte  des 
Maximalpacbteatzes  (z.  B.  bei  12  Rbl.  Maximalsatz  6  Rbl.  etc.),  b)  fflr  die 
zweite  Dess&tine  ^U  des  Mazimalpachtsatzes,  c)  fflr  die  folgenden  Dessä- 
tinen  soviel,  als  pro  Dessätine  nadi  dem  Maximalpachtsatz  beim  Maximal- 
Landantheil  entfiUt 

2)  in  der  zweiten  (Schwarzerde)  und  dritten  (Steppen)  Zone  für  die 
erste  Dessätine  4  Rbl.;  die  restirenden  5  Rbl.  werden  gleichmässig  auf 
die  übrigen  Dessätinen  des  Maximal-,  resp.  Normallandantheils  verlegt 
(Soviel  an  Land  dem  Bauer  am  Maximum,  resp.  am  Normal  fehlt,  soviel 
darauf  entfallende  Pachtsumme  kommt  in  Wegfall.) 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Zulassung  freier  Verein- 
baningen  zvrischen  Gutsherrn  und  Bauern  über  die  Höhe  der  Pacht- 
zaUoBg  eine  ganz  illusorische  Bestimmung  des  Gesetzes  ist  Mit  einer 
geringeren  Pachtsumme,  als  das  Gesetz  (im  Falle  des  Nichtzustandekom- 
mens  einer  gütlichen  Vereinbarung)  statnirt,  würde  sich  der  Gutsbesitzer 
Dicht  zufrieden  geben,  ebensowenig  die  Bauern  mit  einem  höheren  Satz. 

2.  Die  Wirkungen  der  zu  hohen  AblOfongi-  resp.  Paohtiahlungen. 

Die  zu  geringe  Ausdehnung  des  Bauerlandes  musste  eine  um  so 
schlimmere  Wirkung  auf  die  ökonomische  Lage  der  bäuerlichen  Bevol- 
leniBg  üben,  als  in  weiten  Landstrichen  und  zwar  in  dem  gesammteu 
Rayon  nördlich  vom  Gebiet  der  Schwarzerde,  wie  auch  in  einigen  an- 
grenzenden Landstrichen  mit  dünner  Schwarzerdeschicht  die  gemäss  dem 
Gesetz  vom  19.  Februar  1861  normirten  Leistungen  (Frohn-,  Geldpacht, 
resp.  Ablösungszahlungen)  für  die  Ueberlassung  des  Landes  den  Ertrags- 
werth  des  Landes  überragen.*)  Selbst  die  Preissteigerung  für  Land, 
die  sich  als  Resultat  der  Entwickelung  des  wirthschaftlichen  Lebens, 
des  Baues  von  Eisenbahnen  etc.  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten 
fast  Überall  zeigte,  hat  diese  Differenz  nur  in  manchen,  verhältnissmässig 
wenig  ausgedehnten  Landstrichen  auszugleichen  vermocht.    Es  ist  noch 


^)  Art.  168  und  169  des  Localgesetzes  für  die  Gouvernements  Gross-,  Neu-  und 
^ensnisslands.  In  den  sogenannten  westüclien  GouTemements  v^ard  nadiher,  in 
^olge  des  polniichen  Anfetandes,  Zwangsabltaang  decretirt 

*)  In  den  eben  citirten  Sohriften  aber  Landmaagel,  Colonisalioa  Mc.  ist  zmneiflt 
*^  diese  Frsige  behandelt  Ein  näheres  Eingehen  auf  die  in  der  Literatur  ge- 
^^^^n  l^achweise,  dass  die  Ablösungszahlungen  in  weiten  Landstrichen  zu  hoch  sind 
u4  den  Ertragwerth  des  Landes  erheblich  Übersteigen,  erscheint  uns  nicht  geboten, 
dadiei^e  jeisl  bei«itogekUrt  imd  durch  .Tfimiwigniiipn  ^tteser  ZaUai^^  practisch 
gelost  ist 
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heute  in  jenen  grossem  Bayon  eine  ganz  gewöhnliche  Erscheinung,  das^ 
der  Pacht-  resp.  Kaufpreis  nicht  bäuerlichen  Landes  erheblich  niedriger 
steht  als  die  betreffenden  Pacht-  resp.  Ablösungszahlungen  des  beoadh 
harten  Bauemlandes. 

£s  ist  ein  unbestreitbares  Verdienst  der  russischen  liberalen  Presse. 
zuerst  diesen  Missstand  aufgedeckt  und  nachgewiesen  zu  haben.  Bereits 
seit  den  sechziger  Jahren  sind  die  Klagen  über  die  erdrückende  Hfike 
der  bäuerlichen  Zahlungen  zu  einer  stehenden  Bnbrik  in  den  Tages- 
blättern ;  Wochen-  und  Monatsschriften  dieser  Partei  geworden.  Die 
Presse  Hess  sich  in  ihrem  Kampf  für  die  Ermässigung  der  Ablosnngs- 
Zahlungen  nicht  durch  die  Massregelungen  der  Begi^ning  und  das  Ge 
bahren  der  ihr  feindlichen  Presse  der  herrschenden ,  die  Interessen  des 
Grossgrundbesitzers  einseitig  vertretenden  Partei  beirren,  die  jene  For- 
derungen als  von  Socialismus  und  Nihilismus  beeinflusst  denimdrten. 

Wie  stellte  sich  nun  die  Staatsregierung  zu  diesen  Fragen?  Die  erste 
Anerkennung  der  übermässigen  Höhe  der  Ablösungszahlungen  als  cmei 
weit  verbreiteten  Galamität  finden  wir  in  dem  Bericht  der  Enqiaete 
commission,  wie  wir  es  im  ersten  Abschnitt  dargelegt  haben.  Dodi  ge- 
schah  auch  in  Betreff  dieses  Uebelstandes  nichts  Seitens  der  Begieno^ 

Ein  zwingender  Umstand  lenkte  aber  immer  wieder  die  Staatsregi^ 
rung  auf  diese  Frage  und  zwar  das  enorme  Anwachsen  der  Rfickstiadr 
in  den  Ablösungszahlungen  und  zwar  ungeachtet  dessen^  dass  die  streopi^ 
Massnahmen  zur  Beitreibung  derselben  ergriffen  wurden.  Es  ha&ftp& 
sich  die  Bückstände  auch  dort^  wo  weder  den  Bauern  eine  besondre 
Schuld  (Faulheit,  Trunksucht  etc.)  nachgesagt  werden  konnte,  noch  be- 
sondere Umstände  (Missemten,  Seuchen,  Abfressen  des  Getreides  dnrdi 
Insecten  etc.)  den  Verfall  der  bäuerlichen  Wirthschaft  erklärten. 

Bereits  im  ersten  Decennium  nach  Aufhebung  der  Leibeigensduft 
sah  sich  die  Staatsregierung  veranlasst  i)^  gemäss  dem  Art  130  des  Ge- 
setzes über  die  Ablösung  des  Bauerlandes  durch  Kaiserlich  bestätigte 
Beschlüsse  des  Hauptcomit^  für  die  Organisation  der  bäuerlichen  Be 
völkerung  gevrisse  Vergünstigungen  in  Betreff  der  Entrichtung  der  Rüct 
stände  von  Fall  zu  Fall  eintreten  zu  lassen:  sie  wurden  auf  eine  Be> 
von  Jahren  vertheilt  oder  für  mehrere  Jahre  gestundet  und  dann  ir 
kleinen  jährlichen  Raten  erhoben  oder  es  wurde  endlich  die  jährtick 
Ablösungssumme  zeitweilig  ermässigt.  Wenn  auch  diese  Massregeln  ii 
manchen  Fällen  ihren  Zweck,  die  zerrüttete  bäuerliche  Wirthscbafk  i6 
heben,  erreichten,  so  zeigte  sich  in  der  Mehrzahl  der  FäUe  mit  jeden 
Jahre  deutlicher,  dass  den  Bauern  nicht  aufgeholfen  war.  Es  ergab  sidi 
'immer  unwiderstehlicher  die  Erkenntniss,  dass  die  Ursachen  des  Za* 

1)  Nadi  dem  ofAcieüen,  mir  sugtogUch  gewesenen,  bisher  noch  nicht 
Material. 
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nehmens  der  Rückstände  keine  zufälligen,  vorübergehenden  sind;  sondern 
beständig  wirkende  and  zwar  vor  Allem  die  Höhe  der  Ahlösnngszahlungen, 
die  den  Ertragswerth  des  Landes  überragten  und  häufig  selbst  dem  Ge- 
sammteinkommen  der  Bauern  aus  ihrem  Grundbesitz  und  ihren  Neben- 
arbeiten nicht  entsprachen. 

Diese  Thatsache  ward  von  der  Staatsregierung  zuerst  im  Jahre  1871 
ausdrücklich  anerkannt,  wenn  auch  nur  für  einen  speciellen  Fall:  durch 
einen  Kaiserlich  bestätigten  Beschluss  des  genannten  Hauptcomit^  yom 
4.  Nov.  1871  wurden  nämlich  die  jährlichen  Ablösungszahlungen  in  einer 
Gemeinde  im  Kreise  Ardatow  im  Gouv.  Ssimbirsk  bleibend  ermässigt. 

Inzwischen  wuchsen  die  Bückstände  in  vielen  Landstrichen  immer 
höher  an.  Im  Hinblick  hierauf  wurden  vom  Finanzministerium  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Ministerium  des  Innern  Specialcommissionen  zur 
Unteisttchung  der  Ursachen  dieser  beunruhigenden  Erscheinung  nieder- 
gesetzt. Die  Commissionen,  bestehend  aus  Friedensvermittlem  oder  den 
standigen  Mitgliedern  der  Kreisbehörden  für  bäuerliche  Angelegenheit^ 
und  Beamten  des  Finanzministeriums,  zuweilen  mit  Hinzuziehung  örtlicher 
Polizeibeamter  oder  vom  Ministerium  des  Innern  hierzu  abcommandirter 
Beamten,  untersuchten  die  ökonomischen  Bedingungen  der  bäuerlichen 
Firthschaft  in  vielen  Kreisen  und  in  ganzen  Gouvernements,  so  im  Jahre 
1872  die  sieben  westlichen,  im  Jahre  1878  aber  alle  zwölf  Kreise  des 
Gouv.  Smolensk,  im  Jahre  1873  drei  Kreise  im  Gouv.  Pskow  (WeliUje- 
Loki,  Cholm,  Toropez),  im  Jahre  1874  acht  Kreise  des  Gouv.  St.  Peters- 
burg, im  Jahre  1878  zwei  Kreise  des  Gouv.  Tschemigow  (Mglin  und 
Sorash)  etc.  etc.  Ausserdem  sammelte  das  Finanzministerium  seit  dem 
Jahre  1876  fortlaufend  durch  die  Gameralhöfe  (Gouvemementsfinanz- 
behörden)  Materialien  über  die  ökonomische  Lage  der  Bauern  in  allen 
Gouvernements. 

Die  auf  diesen  Wegen  gewonnenen  Daten,  me  auch  die  im  Depar- 
tement der  directen  Steuern  gesammelten,  die  in  verschiedenen  Veran- 
lassungen eingelaufenen  Darlegungen  der  Landschaften,  die  Berichte  der 
Gouverneure  und  der  Gouvemementsbehörden  für  bäuerliche  Angelegen- 
heiten zeigten  ein  überaus  trauriges  Bild  der  alles  Mass  überschreiten- 
den bedrängten  Lage  der  Bauern.  Das  ihnen  zugetheilte  Land  erweist 
sich  in  sehr  weiten  Landstrichen  als  unzureichend  zur  Entrichtung  der 
iblösnngszahlungen.  Li  so  manchen  Ortschaften  reicht  das  auf  dem 
Bauerland  geemtete  Getreide  nur  für  sechs  Monate,  in  anderen  nur  Ins 
2Qin  Decend>er  oder  gar  nur  bis  zum  Anfang  des  October.  Bei  einem 
solchen  Zustand  der  Dinge  und  beim  Mangel  hinreichender  und  lohnen- 
der Nebenarbeit  in  der  Nähe  und  auswärts  erreicht  die  Noth  der  Bauern 
eine  solche  Höhe,  dads  sie  z.  B.  in  den  zwei  genannten  Kreisen  des  Gouv* 
Tächernigow,  in  einigen  Kreisen  der  Gouv.  Pskow  und  Smolensk  allerlei 
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Oemengad  zmn  Mehl  hiBzutiiim,  in  Folge  deaaen  epidonisdie  Kniik- 
heiten  entstehen,  die  Sterbliclikeity  ziunal  anter  den  Kindern,  eine  sdireckoh 
erregende  Höhe  erreicht  und  dazwischen  ganze  Dörfer  von  der  Bevöl- 
kerung verlassen  werdei,  die  anderweitig  sich  ein  besseres  Unterkonnm 
sucht  Wo  aber  auch  die  Noth  nicht  diese  Höhe  erreicht,  erveist  skk 
die  Summe  der  Mittel,  die  die  Bauern  aas  ihrem  Gnmdbesitz  und  den 
Nebenarbeiten  beziehen,  in  weiten  Landstrichen  als  unzoreichend  m 
Entrichtung  der  Ablösungs-  (resp.  Pacht-)  Zahlungen  und  der  staatlickea 
und  oommunalen  Steuern. 

Im  Jahre  1877  erfolgte  in  dieser  Frage  ein  prindpidl  iridrtiger 
Schritt,  der  freilich  wieder  ohne  practischen  Erfolg  blieb.  In  Anlasi 
eines  Antrages  des  Finamnninisters  zur  Gewährung  an  YergttaistiguDga 
in  Betreff  der  Ablösungszaidungen  im  6ouv.  St  Petersburg  erUiite  ois- 
lich  das  Hauptcomit^  zur  Organisation  der  bäuerlichen  BeyölkenQva.i.: 
„Eine  Ermäßigung  der  Ablösungszahlungen  ward  bisher  Tom  Bnpt- 
comit^  —  auf  Antrag  des  Finanzmiiüsters  —  zugestanden,  cstneto 
auf  eine  bestinunte  Zeit  fOr  die  Gemeinden,  in  denen  in  Folge  znfiSiger, 
ungünstiger  umstände  sich  Rückstände  angehäuft  hatten,  oder  als  blei- 
bende Massnahme  in  den  einzelnen  Fäll^,  wenn  ein  üeberragesdff 
AbUsungszahlung  über  den  Ertrag  des  Landes  und  übeHiaopt  fte 
die  Mittel  der  Bauern  vollständig  klar  vorlag.  Indessen  zeigt  AA  ^ 
solehes  -Ueberragen  dieser  Zahlungen  unzweifelhaft  in  ganzen  Ui^' 
strichen  und  zwar  in  dem  jährlichen  Wachsen  der  RflckstSnde  li^~ 
dem  dass  keine  ausserordentlichen  ungünstigen  Umstände  vorliogea.  Zs 
diesen  Landstrichen  sind  vornehmlich  zu  zählen  die  Gouv.  St  Peterdi«^ 
Nowgorod,  Olonez,  Pskow,  Smolensk,  Tschemigow  etc.  Das  Uebem^ 
der  Ablösungszahlungen  zeigt  sich  darin,  dass,  wie  bekannt,  die  Psdt- 
summe  der  Bauern,  auf  Grund  welcher  der  Betrag  der  AUösimgs^ 
hmgen  berechnet  wird,  nicht  aus  dem  Ertrage  des  zngetheilten  Landes 
gedeckt  werden  kann,  sondern  in  grösserem  oder  geringerem  Hasse  «^ 
dem  Ertrage  der  anderweitig  verwandten  persönlichen  Arbeit  nht  Btf 
Ueberragen  der  Ablösungszahlungen  hat  zur  Folge  die  £rgreifiBDg  ^ 
Zwangsmassregeln  zur  Beitreibung  derselben,  die  aber,  die  Leistoop' 
fShigkeit  der  Bauern  noch  mehr  zerstörend,  sich  in  der  MdinaU  i^ 
Fälle  als  erfolglos  erweisen,  sowie  auch  die  weitere  Anhäufung  von  Wi' 
ständen,  die  niemals  werden  beigetridiien  werden  köonen.  Dabei  d^ 
auch  noch  in  Berücksichtigung  gezogen  werden,  dass  bei  der  vod  ^ 
Staatsregierung  ins  Auge  gefiasstra  Reorganisation  des  Steoer^  md  i^ 
Fasssystems  jenes  Ueberragen  der  Ablösnngszahlungen  eine  grosse  fi" 
üGhwmrung  des  dabei  erstrdbiten  Zides  darbieten  wird,  ntialidi  die  Eteo«« 
in  (dieser  oder  jenw  Act  nach  dem  Yeimögen,  nieU  aber  von  der  F^ 
Bon  der  Steuerzahler  mit  Beseitigung  aller  pecsteUciMri  dem  besfecbV' 
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den  Steuersystem  entspringenden  Beengungen,  zu  erhebend  Hierauf  ent- 
gegnete  der  der  Atzung  des  Haiiptc(nnit&  beiwohnende  CoDege  (Gehilfe) 
des  Finanzministers,  dass  Massnahmen  zur  Sammlung  von  Daten  über 
die  Landstriche,  in  denen  die  Ablosungszahlnngen  nicht  den  aus  den 
abgelösten  Lande  bezogenen  Vortheil  entsprechen,  vom  Ministerium  bereits 
«griffen  sind  und  dass  die  Landstridie,  in  denen  die  Bauern  mcht  im 
Stande  sdnd,  diese  Zahlungen  zu  entrichten,  mehr  oder  weniger  dem 
Ministerium  bereits  bekannt  sind  und  dass  seit  dem  Jahre  1876  genaue 
Daten  über  die  ökonomische  Lage  der  Bauern  in  allen  Gouv^nraients 
gesammelt  werden.  Nach  Kenntnissnahme  dieser  Erklärung  stellte  es 
das  Haaptcomit^  dem  Finanzminister  anheim,  nach  Einsammlung  der 
Daten  für  die  Landstriche,  in  denen  die  Ablfisungszahlungen  ins  Gleich- 
gewicht mit  den  von  den  Bauern  aus  dem  abgelösten  Lande  erzielten 
Vortbeilen  gesetzt  werden  müssen,  betreffende  AntrSge  dem  Haupt- 
comite  vorzulegen. 

Mit  diesem  Beschluss  des  Hauptcomitä,  der  am  1.  Februar  1877 
die  Kaiserliche  Bestätigung  eiidelt,  war  somit  der  erste  officielle  Schritt 
gethan,  diese  für  einen  grossen  Theil  des  Reichs  bedeutungsvolle  Frage 
vom  allgemeinen  Gesichtspunkt  aus  zu  lösen.  Die  Staatsregierung  brach 
hiermit  mit  der  bisher  befolgten  Politik,  den  Uebelstand  der  zu  hohen 
AblösongszaUungen  durch  die  genannten  kleinen  Palliativmittel  für  die 
einseben  Fälle  zu  beseitigen,  und  entscUoss  sich  zu  dem  allein  richtigen 
Vorgehen,  diese  allgemeine  Frage  auch  allgemein  und  principiell  zu  losen. 

Leider  gingen  aber  die  Erwartungen,  die  sich  an  diesen  Beschluss 
der  obersten  Staatsbehörde  knüpften,  nicht  in  Erfüllung^  Die  Frage  ge- 
rieth  wieder  in  Vergessenheit  Der  zukünftigen  Geschichtsforschung 
wird  es  obliegen,  diese  auflUlige  Erscheinung  in  allen  ihren  Ursachen 
klarzulegen.  Jedoch  bezweifeln  wir,  dass  die  Acten  der  Ministerien,  die 
Uerbei  in  Betracht  kommen,  volle  Aufklärung  werden  bieten  können. 
Dass  die  Wirren  der  auswärtigen  Politik  jener  Zeit,  die  durch  den  Auf- 
stand in  der  Herzegowina  hervorgerufen  wurden,  sodann  der  orienta- 
lische Krieg  und  darauf  die  Schwierigkeiten  in  der  allgemeinen  inneren 
Politik  die  Regierung  so  sehr  in  Anspruch  genommen  hätten,  dass  sie 
JQier  J^eciaWrage  keinen  Fortgang  habe  geben  können,  erscheint  uns 
im  Hinlriidc  auf  die  praktische  Wichtigkeit  der  Frage,  deren  Lösung 
keine  Verzögerung  erfahren  durfte,  als  keine  hinreichende  ErUämngr 
Ebensowenig  der  umstand,  dass  die  precäre  Finanzlage  des  Staats  eine 
veitare  Bdastmg  des  Fisons,  die  eine  Ermässigung  der  Ablösungs- 
tthltngen  in  sichere  Aussicht  stellte,  unthunlich  erscheinen  liess.  Denn 
jede  Yanögemng  dieser  Reform  musste  den  Fiscus  noch  mehr  schädigen, 
«ia  die  üeberaalBie  dnes  Theiles  jener  Summe  (der  bei  Weitem  grösste 
%il  tente  am  Specialmitteln  gededct  werden,  wie  wir  weiter  mxten 
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sehen  werden),  da  sie  die  hauptsächlichste  Steaerqaelle  des  Staats,  d.  L 
die  ökonomische  Leistungsfähigkeit  der  Bauern  täglich  mehr  ertödtete. 
£s  war  der  Begierung  nicht  unbekannt,  dass  jeder  Bnbel,  den  der 
Bauer  über  seine  eigentliche  Zahlungsfähigkeit  der  Staatacasae  zahlt, 
ihm  sehr  theuer  zu  stehen  kommt:  dieser  Rubel  kostet  Aea  Bauer 
mehrere  Bubel.  Da  er  die  Mittel  zur  vollen  Entrichtung  der  obUegoh 
4en  Zahlungen  nicht  besitzt,  muss  er  zu  Anleihen  seine  Zuflucht  ndunea: 
weit  verbreitet  ist  die  Sitte,  dass  der  Bauer,  um  den  nöthigen  Tor- 
schuss  zu  erhalten,  seine  Arbeitskraft  zum  billigsten  Preise  vokanfi 
oder  zu  enormen  Zinsen  Geld  aufnimmt;  wegen  der  Rflckst&nde  wird  das 
Bauer  die  freie  Bewegung  zur  Auffindung  eines  lohnenden  NebCTerwerbes 
durch  Verweigerung  des  Passes  genommen.  Und  endlich  der  zwangs- 
weise Verkauf  seines  Withschaftinventars  wegen  Rückstände. 

Es  waren  eben  andere  Ursachen  wirksam,  die  die  Durchf&hra^  des 
als  nothwendig  Erkannten  verhinderten  oder  doch  Jahre  lang  venogorten. 
Die  herrschende  Partei  sah  und  sieht  in  jenem  Vorgehen  eine  Veiklzimf: 
-der  Interessen  der  Grossgrundbesitzer  und  vereitelte  daher  diese  Refora. 
In  dieser  Partei  herrscht  die  im  Wesen  ebenso  kurzsichtige,  wie  irr- 
thümliche  Auffassung,  dass  der  Grossgrundbesitz  nur  so  lange  Aber 
billige  Arbeitskräfte  verfügen  werde,  als  der  Bauer,  von  den  oblieps- 
4en  Zahlungen  erdrückt,  sich  gezwungen  sieht,  ihm  fOr  jeden  Preis  sev 
Arbeitskraft  anzutragen,  während  es  doch  nicht  erst  eines  bescndercB 
Nachweises  bedarf,  dass  ein  durch  ungenügende  Nahrung  entkrühttr 
Bauer  mit  schlechtem  Anspann  auch  bei  niedrigem  Lohn  dem  Gross- 
grundbesitzer  in  Wirklichkeit  theurer  zu  stehen  kommt,  als  ein  krütipr 
Bauer  mit  gutem  Anspann  auch  bei  hohem  Lohn.  Ausserdem  wider* 
strebte  diese  Partei  einer  Ermässigung  der  Ablösungszahlongen,  m 
auch  der  Reform  der  directen  Steuern,  die  fast  auaschliesslich  auf  desi 
Bauer  ruhen,  da  sie  eine  Mehrbelastung  des  Grossgrundbesities  und 
überhaupt  der  wohlhabenderen  Classe  der  Bevölkerung  (EinkommensHmg- 
befürchtete. 

Es  erfolgte  das  Gesetz  vom  30.  März  1878,  das  unter  Verkemmif 
4er  wirklichen  Ursachen  des  Verfalles  der  bäuerlichen  Wiithschaft  läM 
segensreich,  wie  es  den  Anschein  haben  könnte,  wirken  kann.  Daaae&e 
bestimmt  nämlich,  dass,  wenn  die  Beitreibung  der  Rückstände  an  Ab^ 
lösungszahlungen  und  an  Grundpachten  (Zahlungen  der  DomänenbanaH 
erfolglos  ist,  und  dabei  die  Stockung  in  der  Entrichtung  dieser  Zahlimgai 
Seitens  der  Gemeinde  nicht  in  ,^ead  welchen  ungünstigen  Bedingvnger 
ihre  Rechtfertigung  findet,  sondern  allein  aus  dem  Au|geb»  der  Be 
arbeitung  des  zugetheilten  Landes  entsteht,  daa  von  den  Bauern  nicht 
bestellte  Land  —  entweder  ganz  oder  Theile  desselben  —  in  OSmt- 
lichem  Ausbot  (aber  nicht  auf  über  sechs  Jahre)  verpachtet  werdea  aoIV 
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ler  erzielte  Jahresbetrag  vorerst  bei  den  laufenden  Zahlungen  der  6e- 
Ddnde  verrechnet  und  nur  der  Ueberschuss  zur  Deckung  der  Rflckstände 
verwandt  werden  soIL  Nach  Ablauf  dieser  Pachtzeit  ist  das  Land  wieder 
ler  Gemeinde  anzubieten.  Diese  Massregel  tritt  nur  auf  besonderen  An- 
rag  der  KreisbehSrde  für  bäuerliche  Angelegenheiten  und  mit  Bestati* 
nmg  des  Ministers  der  Finanzen  und  des  Innern  in  Kraft.  Ob,  in 
reichem  Maasse  und  mit  welchem  Erfolge  diese  Massregel  wirksam  ist, 
larüber  fehlen  uns  Angaben.')  Wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  ist 
8  u.  A.  der  überhohe  Druck  dieser  Zahlungen,  der  die  Bauern  zwingt 
lie  Ackerwirthschaft  aufzugeben  und  anderen,  gewinnbringenderen  Er- 
mh  sich  zu  suchen. 

Inzwischen  mehrten  sich  die  Fälle,  in  denen  eine  Stundung  dieser 
iahlongen  unbedingt  geböte  war.  Als  ein  Symptom,  wie  zahlreich  diese 
Falle  gewesen  sind,  beziehen  wir  uns  auf  das  Gesetz  vom  18.  Nov.  1878^ 
ilas  dem  Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern 
das  Recht  zuspricht,  von  sich  aus,  also  ohne  BetheiUgung  des  Haupt- 
comit/te,  Stundungen  und  Fristnormirungen  in  Betreff  dieser  Rückstände 
bis  auf  die  Zeit  von  fOnf  Jahren  eintreten  zu  lassen. 

Es  bedurfte  eines  neuen  Anstosses,  um  die  Frage  der  Ablösungs- 
EaUangen,  wenn  auch  leider  noch  nicht  zur  Lösung,  so  doch  wenigstens 
wieder  in  Fluss  zu  bringen.  Die  in  erschreckendem  Masse  zunehmende 
Verarmung,  die  in  den  trotz  grausamer  Beitreibungsmittel  wachsenden 
Ktckständen  eine  traurige  Illustration  findet,  rief  den  Kaiserlichen  Ukas 
fom  23.  März  1879  hervor,  der  die  Kopfeteuer,  wenn  auch  nur  im 
[^rinzip,  aufhob  und  die  Ersetzung  derselben  durch  andere  Steuern  de- 
^irte,  deren  Ausarbeitung  einer  besonderen  Colnmission  übertragen 
mde. 

Diese  Commission  gelangte  sogleich  zu  der  Ueberzeugung,  dass  die 
Reorganisation  des  Systems  der  directen  Steuern  nicht  unabhängig  von 
ier  Frage  der  Ermässigung  der  Ablösungszahlungen  durchgeführt  werden 
^^^'  Denn  wenn  auch  diese  Zahlungen  als  Zins-  und  Amortisations- 
Zungen  des  von  der  Staatsregierung  zur  Ablösung  des  Bauerlandes 
^geliehenen  Kapitals  keine  Steuern  sind,  so  unterscheiden  sie  sich  je- 
loch  in  Wirklichkeit  sowol  in  Betreff  der  Erhebung,  als  auch  der  Sicher- 
^llnng  für  das  rechtzeitige  Einfliessen  und  die  Beitreibung  der  Rück- 
stände nicht  von  den  Steuern;  für  den  Bauer  trägt  die  Ablösungszahlung' 
denselben  Charakter  einer  Staatssteuer  wie  die  Kopfeteuer.  Es  können 
^er  bei  der  Berathung  über  die  Erleichterung  der  Steuerlast  der 
Baaem  und  über  die  Mittel  zur  Verbesserung  des  Steuersystems,  erklärt 
^ie  Commission,  die  Ablösungszählungen  nicht  bei  Seite  gelassen  werden. 

')  Berohrt  wird  die  Frage  o.  A.  von  B.  JleHCKift:  3aK0H0xaTejLHHJi  vipoiipiirTiff 
00  «KOBowneesB»  lonpocam  im  Cxobo,  1879,  Band  I,  pag.  181—192. 
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Die  II.  und  III.  Abthettong  dieser  Cemmisaion  —  sie  nrfiel  in 
m  —  fomnüirten  ihr  Gatadten  hierüber  wie  firigt: 

1.  Die  Höbe  der  Kopfsteuer  ist  nicht  überall  im  Reich  gleid,  ^d- 
mehr  schwenkt  der  Steuersatz  von  1  RbL  43  Kp.  (m  Gkm?.  Okma)  h 
zu  2  RbL  63  Kp.  (in  den  Oouv.  Woronesh,  Kursk  und  Knrlaad)  je  ud 
der  durchschnittlichen  Wohlhabenheit  der  bäuarlidm  Bevölkenog. 
Wollte  man  sich  bei  der  Reform  dieser  Steuer  auf  eine  Ennisigm 
derselben  beschränken^  so  würden  die  ärmeren  Landstriche  eine  km 
fühlbare  Erleichterung  erfahren.  So  wäre  z.  B.  ftr  das  Gouy.  Smoloi 
selbst  die  volle  Abschaffiing  dieser  Steuer  (1  Rbl.  74  Kp.  pro  Bern» 
seele)  auch  ohne  die  Bauern  dieses  Gouvernements  ndt  einer  udem 
Steuer  —  als  Ersatz  der  Kopfsteuer  —  zu  belasten,  ToUstiiidiK  imn- 
reichend.  Die  Ablosungszahlungen  betragen  nämlich  Uer  6  RbL  öl  Kpi 
pro  Seele  oder  1  Rbl.  64  Kp.  pro  Dessätine  (die  hiesigen  DemaBenbaflcni 
haben  nur  57  Kp.  pro  Dessät.  an  Grundpaeht  zu  entrichten).  Ete  tiik- 
liehe  Erleichterung  für  die  früher  gutsh^rlichen  Bauern  wtMe  nr 
durch  völlige  Abschafihng  der  Kopfsteuer  und  durch  s^eichnitige  & 
mässigung  der  Ablösungszahlungen  auf  4  RU.  pro  Seele  eintreten,  lu 
selbst  in  diesem  Falle  würden  diese  Bauern  andi  jetzt  nock  mdur  zibki 
als  der  durchschnittliche  Werth  des  Landes  in  diesem  GonveneMit 
ist  Dieser  wird  anf  16  RbL  pro  Dessät  geschätzt,  der  b%  Ertrag  dv 
Seelenla&dantheils  v<m  4  Dessät  ist  also  3  RbL  20  Kp.  Mehräer 
weniger  trifft  Solches  auch  in  den  anderen  Gouvernements  anssatak 
des  Gebiets  der  Schwarzerde  zu,  so  in  den  Gouv.  Nowgorod,  Pskov,  ^t' 
Petersburg,  Moskau,  Twer  etc.  In  allen  diesen  Grouvemements  wire  fr 
volle  Abschaffung  der  Kopfsteuer  allein  eine  ungleicfamäaaige  and  fr 
vollständig  verarmte  Gemeinden  unzureichende  Erleichterung. 

2.  Beschränkt  sich  die  Regierung  auf  die  Aufhebung  der  Kcpfeteur 
(resp.  Ersetzung  derselben  durch  andere  directe  Steuern),  so  wird  dtf 
fernere  Ziel  der  Reform  nicht  erreicht,  nämlich  die  Beseitigung  der  B^ 
schränkungen  des  Rechts  der  Uebersiedelung  auf  anderes  Land  ond  iß 
Wahl  eines  anderen  Berufs  (mit  Ausscheidung  aus  dem  GemeiDderff- 
band).  Gegenwärtig  können  Gemeindeglieder  laut  Art  173  des  Gex» 
über  die  Ablösung  des  Bauerlandes  nicht  anders  aus  der  GemeiDde  est* 
lassen  werden,  als  wenn  sie  die  Hälfte  des  auf  ihrem  Landantheil  nkrr 
den  Ablösungskapitals  entrichten  und  ausserdem  noch  die  Gemeinde^  if 
der  betreffende  Landantfaeil  zufallt,  die  Garantie  fär  die  andere  Büftt 
übernimmt  Der  Austritt  aus  der  Gemeinde  ist  also  fast  umnö^ich, «« 
die  Ablosungszahlungen  höher  als  der  Ertrag  des  Landes  sind.  I^ 
Bauern  von  dieser  SchoUenpflichtigkeit  zu  befreien  ist  nicht  andere 
möglich,  als  dadurch,  dass  die  Ablösungszahlungen  auf  den  Ertragsweitb 
des  Landes  reducirt  werden.    Dann  können  auch  die  anderen  Sdirank^ 
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Ulen^  die  die  fme  Bewegung  der  Baitera.  hindern:  Sfildemng  und  selbst 
ibschaflimg  der  solidarischen  Haft  der  Gemeinde  ^  Beseüiguiqi  der 
Irückenden  Bestimmungen  des  Passreglements,  des  Austritts  aus  der 
Semeinde  und  der  Niederlassung  an  anderen  Orten.  Dadurch  würde  die 
knasiedelnng  von  Gemeindegüedem  aus  i^landarmen^  Gemeinden  er- 
äditert  werden,  wobei  die  LandantheUe  yod  den  nachbleibenden  G^ 
Mssen  erworben  werden  würden,  die  hierdurch  aus  der  drückenden  Lage 
oefreit  würden,  zu  überhohen  Fteisen  benachbartes  Land  zu  pachten. 

3.  Die  bisher  nur  in  vereinzelten  F&Uen  eingetretene  Ermässigung 
ier  Ablösungszahlungen  ist  im  Hinblick  auf  die  ökonomische  Lage  der 
tfiher  gutsherrlichen  Bauern  in  dem  grössten  Theil  des  nördlichen  Land- 
Striches  unzureichend.  Der  Gesammtbetrag  dieser  Ermässigungen  — 
tho  mit  Ausschluss  der  gestundeten  Summen  —  betrug,  wie  wir  gleLdi 
bier  bemerlnn  wollen,  im  ganzen  Gebiet  ausserhalb  der  Schwarzerde  bei 
ca.  21  Mill.BbL  jährlicher  Ablösungszahlttnge9  nur  28,31 9  Bbl,  von  denen 
allein  auf  den  Kreis  Bäsan  im  gleichnamigen  Gouvernement  10,614  Bbl.,^ 
auf  ans  GouY.  Mohilew  8772,  Petersburg  2482  Bbl.  und  auf  die  anderen 
achtGouvemements  Orel,Tambow,  Pensa,  Niahn^-Nowgorod,  WladimiriNow- 
gorod,  Jarosslaw  und  Kaluga,  die  diese  Erleichterung  in  vereinzelten  Fällen 
er&hrcn  haben,  nur  ganz  geringfügige  Summen  —  von  343  Bbl.  bis  zu 
^  BbL  herab  —  entfielen.  Die  betreffenden  Anträge  zu  Vergünstigung^ 
in  Betreff  der  Ablösungszahtungen  erfolgten  ganz  zufällig.  Solches  hing 
fast  ausschliesslich  von  den  Gouverneuren  und  den  Gouvemementsbe'- 
lorden  für  bäuerliche  Angelegenheiten  ab,  von  ihrem  grössere  oder  ge- 
ringeren Eifer  in  dieser  Sache.  Ausserdem  hielten  sich  diese  Gouvemo'- 
nentsbehörden  zumeist  an  den  Wortlaut  des  Art.  130  des  Gesetzes  über 
lie  Ablösung  und  suchten  nur  um  die  Stundung  der  Zahlungen  nach, 
lenn  auch  die  Erfahrung  das  Unzureichende  dieser  Erleichterung  auf- 
gedeckt hatte.  Und  schliesslich  liefen  derartige  Anträge  nur  in  den 
Pällen  ein,  wenn  die  Bttckstände  der  Ablösungszahlungen  eine  bedeiüende 
Söhe  erreicht  hatten,  während  es  ausser  jedem  Zweifel  steht,  dass,  auch 
wo  keine  bedeutenden  Bückstände  sich  angehäuft  haben,  die  Ablösungs- 
sahhingen  die  aus  dem  Grundbesitz  erzielten  Yortheile  überragen,  und 
^  nur  eines  geringen  Missgeschicks  im  wirthschaftlichen  Leben  des 
Bauern  bedarf  um  ihn  vollständig  zahlungsunfähig  zu  machen.  Es  ent- 
^ncht  nicht  einer  rationellen  Politik,  erst  diesen  Zeitpunkt  abzuwarten 
Uid  dann  einzugreifen,  vielmehr  muss  durch  Beseitigung  des  Ueberschusses 
^r  Ablösungszahlungen  über  den  Ertragswerth  des  Landes  rechtzeitig 
iem  voUen  Buin  der  Bauern  vorgebeugt  werden. 

Auf  Grund  dieser  Erwägungen  gelangten  die  11.  und  III.  Abtheilung 
ier  bezeichneten  Commission  zu  dem  Beschluss,  dass  eine  Ermässigung 
i^T  Ablösungszahlungen  in  allen  Landstrichen,  wo  sie  den  Ertragswerth 
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d6B  Landes  übertreffen^  eine  nnumgingliche  Bedingung  ist,  um  das  haiqyt- 
sächliche  Ziel  jenes  Kaiserlichen  Ukases  über  die  Abschafiong  der  Kopf- 
Steuer  zu  erreichen,  nämlich  die  Vermindemng  der  Steuerlast  der  Bauens, 
um  sie  ökonomisch  und  moralisch  zu  heben.  Diese  Massregel  muss  aber 
gleichzeitig  in  all'  den  bezeichneten  Landstrichen  durchgef&hrt  werdcBr 
unabhängig  von  den  örtlichen  Anträgen,  auf  dass  diese  Corrector  der 
Beträge  der  Ablösungszahlungen  sich  nicht  weiter  yenögere  —  um 
Schaden  der  Volkswirthschaft  und  des  Fiscus. 

Es  gingen  wieder  zwei  Jahre  seit  jenem  Kaiserlichen  Befehl  hin,  ohne 
dass  diese  Frage  zur  practischen  Lösung  weiter  gerückt  wäre.  Die 
ökonomische  Noth  der  ländlichen  Bevölkerung  stieg  in  sehr  bedenk- 
licher Weise,  die  Rückstände  wuchsen  ungeachtet  der  alles  Mass  über* 
schreitenden  strengen  Beitreibungsmittel  und  erreichten  zum  1.  Juiur 
1880  die  Höhe  von  14^  Mill.  Rbl.  in  dem  Landstrich  ausserhalb  des 
Gebiets  der  Schwarzerde,  d.  h.  38,A%  der  Jahreszahlung  (42,89  MilL 
Rbl.)  Da  wurden  endlich  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1880  unt^r 
der  Aegide  des  Grafen  Loris-Melikow,  als  neuemannten  Ministers  de« 
Innern,  die  inneren  Reformfragen,  die  schon  lange  der  Lösung  hantec 
auf  die  Tagesordnung  gesetzt  und  energisch  gefördert  Diese  Wendnu 
in  der  innereü  Politik,  die  nicht  mehr  den  Interessen  und  Wänscts 
des  Grossgrundbesitzes  allein  diente,  kam  auch  der  Frage  der  Ennäss- 
gung  der  überhohen  Ablösungszahlungen  zu  Gute,  die  denn  endMch  mA 
zum  langersehnten  Abschluss  kam. 

Im  Februar  1881  begann  eine  neue  Commission  beim  Finaniui' 
sterium,  in  deren  Beistand  die  genannte  n.  und  III.  Abtheilung  der 
Commission  zur  Ersetzung  der  Kopfsteuer  durch  andere  Steaem  ao^ 
nommen  wurden,  ihre  Arbeiten  zur  Entwerfung  eines  Projeots  zur  Er- 
mässigung der  Ablösungszahlungen  in  dem  Landstrich  ausserhalb  de« 
Gebiets  der  Schwarzerda 

Zu  diesem  Landstrich  rechnet  das  Gesetz  vom  19.  Febmar  1861 
folgende  dreizehn  Gouvernements:  Wladimir,  Wologda,  Kaluga,  Kostromir 
Mohilew,  Moskau,  Nowgorod,  Olonez,  Pskow,  St  Petersburg,  Smoleast 
Twer  und  Jarosslaw  und  ausserdem  Theile  nachfolgender  neun  Goirner* 
nements:  Wätka,  Kasan,  Nishnij-Nowgorod,  Orei,  Pensa,  Perm,  Risae. 
Tambow  und  Tula.  In  den  sogenannten  westlichen  (lithauschen)  Goo- 
vemements,  die  auch  zu  diesem  Landstrich  gehören,  war  eine  'Erms^ 
gung  der  Ablösungszahlungen  nicht  geboten,  da  bei  der  in  Folge  des 
polnischen  Au£3tandes  durchgeführten  Zweigsablösung  des  Baaerlainie« 
niedrige  Preise,  die  zum  Theil  sehr  bedeutend  unter  dem  Werlke  de« 
Landes  stehen,  normirt  waren.  Eine  Ausnahme  bildet  nur  das  Goaver* 
nement  Mohilew,  woselbst  die  Ablösungszahlungen  sehr  hoch  sind  oihi 
fast  das  2V9'Ache  der  Grundpacht  der  dortigen  Domänenbauern  betng«& 
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Ausserdem  mbricirt  nach  Ansicht  der  C!ommission  in  diesen  Land- 
trich  ohne  Schwarzerde,  der  ein  Anrecht  auf  eine  Ermässigung  hat:  die 
Dehrerwähnten  Kreise  Mglin  und  Surash  im  Gouvernement  Tschemigow 
nit  enormen  Rückständen  an  Ablösungszahlungen:  zum  1.  Jan.  1880  im 
srsteren  Kreise  350^/o9  im  zweiten  577®/o  des  JahresbetrageS;  sowie  auch 
bigende  Kreise  dieses  Gouvernements:  Nowosübkowo  und  in  Theilen 
ler  Kreise  Nowgorod-Ssewersk,  Starodub,  Gorodin,  Tschemigow^  Ssosniz 
ind  Oster,  sowie  endlich  auch  einige  Landstriche  in  den  Gouv.  Tambow, 
hila,  Nishnij-Nowgorod  und  Perm,  die  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861 
rrthümlich  zum  Gebiet  der  Schwarzerde  rechnet,  während  sie  in  Wirk- 
ichkeitnach  den  neueren,  vom  Finanzministerium  gesanmielten  Daten, 
lie  von  den  Daten  der  betreffenden  Landschaften  vollständig  bestätigt 
Verden,  nicht  zu  diesem  Gebiet  gezählt  werden  können. 

Sodann  hatte  die  Gommission  die  Frage  der  Art  der  Bemessung 
ler  einzutretenden  Ermässigung  zu  lösen.  Nach  längerer  Berathung, 
ml  die  wir  nicht  näher  eingehen,  entschied  sie  sich,  zur  Berechnung 
derselben  die  vorhandenen  Materialien  über  den  Werth  und  den  Ertrag 
des  Landes  zur  Basis  zu  nehmen.  Diese  Materialien  bestanden  in  den 
ScMtzungen  des  Landes,  die  die  Landschaften  zwecks  Veranlagung  der 
landschaftlichen  Grundsteuer  vorgenommen  haben,  in  den  von  den  Gou- 
rerDeoren  eingesandten  Daten  über  Pacht-  und  Kau^reise  von  Land,  in 
den  Schätzungen  der  Agrarbanken  bei  Verpfändung  von  Landgütern^ 
nie  auch  in  örtlichen,  statistischen  Arbeiten  und  in  den  des  Central- 
^istischen  Comit^.  Zur  Basis  der  Bestimmung  des  Werthes  des 
[jandes  wurden  die  erstgenannten  Schätzungen,  die  der  Landschaft;en, 
^wählt;  gewisse  Momente  veranlassten  jedoch  die  Gommission,  zur 
Controle  und  eventuell  zur  Correctur  die  anderen  Materialien  hinzn- 
suziehen.  So  begnügen  sich  nicht  gar  selten  Landschaften  —  zur  Verthei- 
Inng  der  Gouvemementslandschaflsteuer  auf  die  Kreise  und  der  Kreis- 
landschaftstener,  wie  der  pro  Kreis  repartirten  Gouvemem^tssteuer  auf 
ffie  Grondstüeke  des  Kreises  —  mit  verhältnissmässigen  Schätzungen  des 
Landes  im  Gouvernement  Die  von  der  Gommission  aufgestellten 
Schätzungen  sind  im  Durchschnitt  der  resp.  Gouvernements  höher  als 
die  der  Landschaften;  in  den  Kreisen  aber,  die  zum  Theil  im  Gebiet 
ond  zum  TheU  ausserhalb  des  Gebiets  der  Schwarzerde  belegen  sind, 
^hen  diese  Schätzungen  nicht  selten  niedriger  als  die  der  Landschaften. 

Das  Verh&ltniss  des  Ertrages  zum  Werth  des  Landes  wird  in  den 
einzelnen  Landschaften  sehr  verschieden  berechnet:  es  schwankt  zwischen 
K  lind  10%,  zum  grössten  Theil  jedoch  zwischen  b—G^.  Die  Gom- 
Qüssion  nahm  6%  an.  Aus  der  hiemach  aufgestellten  Tabelle  ergiebt 
^^\  dass  zu  ermässigen  wäre,  um  die  Ablösungszahlungen  auf  das 
NWean  des  Ertragswerthes  des  Landes  herabzudrücken,  wie  folgt: 

▼•leiftUr,  aMcUeht«  «ad  Kritik  Am  OemeiBdaboriiMt.   n.  U 
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im  GouY.  Olonez  (in  2  Kreisen)  um  66,0^/0 
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Betrag  der  aBi«|n( 
11,684  BbL 
979,174    , 
052,740    . 
296,768    , 
827,770 
400,189 
882,975 
606/%6 
171/)81 
327,184 
671,774 
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373^182 
502,300 

21,612 

45^29 
453,422 
132,349 
169,856 

19,576 
322/)07 

67^40 
150,325 


ff        Perm  ,^ 

41,57o      8,327,268  Bbl 

Zu  dieser  Summe  fügt  die  Gommission  noch  dw  Betrag  &  i^ 
Bauern  hinzu,  die  in  diesem  Landstrich  im  I^ufe  des  Jahns  1880  di 
ihnen  zugetheilte  Land  abgelöst  haben  (82,629  äutdenj^  so  dsfi  np 
den  Anträgen  der  Gommission  die  Gesammtsomme  der  Enniarigoi? 
der  Ablösungszahlungen  sich  auf  8^542,703  BbL  zu  beianfan  hitte. 

Diese  pro  Gouvernement  ausgeworfenen  Summen  zagen  in  ^ 
Kreisen  bedeutende  Schwankungen.  Besonders  hoch  sind  die  Ablöanif 
Zahlungen  und  daher  auch  besonders  hoch  die  vorgesddageBes  ^ 
mässigungen  in  den  Kreisen  Tichwin  (76,7  <^/o)  und  Bdosersk  (69^V> 
Gouv.  Nowgorod,  in  den  Kreisen  Wetluga  und  Waniawin  im  C0 
Kostroma  je  70,9  <^/o  etc.  etc. 

Zur  Vertheilung  der  Ermässigung^  auf  die  Kreise  und  sdiUessU 
auf  die  Gemeinden  beantragt  die  Gonmiission  die  Bildung  zweier  ^ 
sonderer  Gommissionen  ^je  eine  fflr  das"  Gouvernement  und  je  ob«  B 
jeden  Kreis,  der  eine  Ermässigung  erfahren  soll)  bestehend  ans  VeitRtfl 
der  Landschaft  und  der  Staatsregierung  und  mit  IfinsizielMUig  von  Va 
tretem  der  betreffsnden  Gemeinden  zu  diesen  EreisoommissioBeiL 
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Als  Gonseqn^iz  der  Erkenntniss,  dass  die  AblSsunganUungon  in 
ea  beseichneteB  Landstrichen  zu  hoch  sind,  ergab  sich  der  Beschkiss 
erFinaiuscommissioni  die  au^elanfenen  BAckstände  (bis  zum  1.  Jnli  1881) 
D  streichen,  was  sich  auch  insoweit  als  Nothwendigkeit  ergab,  als  es 
Ir  amnöglich  erkannt  wurde,  dieselben  beizatreiben. 

Als  zweite  Conse^ienz  ergab  sich,  auch  den  noch  in  zeitweilig* 
erpflicbtenden  Beziehungen  zum  Gntsherm  stehenden,  d.  h.  noch  l^udit 
ihlenden  oder  —  übrigens  nnr  in  wenigen  Dörfern  —  Frohne  leistm« 
en  Baaem  Ik'leichtenuigen  zu  schaffen.  Diese  Leistungen  flbervogen 
ie  Ablösungszahlungen  noch  um  SO^/o-  ^)  Nach  Ermässigung  der  Ab- 
ifiungssahlungen  würden  die  Pachtzahlvngen  der  zeitweilig  verpflichteten 
iaaem  doppelt  so  gross  sein  und  in  manchen  F£llen  noch  mehr  die 
ahlimgen  deijenigen  Bauern  überwiegen,  die  das  Land  abgelöst  haben. 
Hesen  Uebdstand,  der  mit  Becht  unter  den  zeitweilig -verpflichteten 
Iaaem  Unzufriedenheit  erregen  würde,  zu  beseitigen,  sah  die  Com- 
aiasion  keinen  andern  Ausweg,  als  die  Ablösung  des  Landes  dieser 
iaaem  unter  Mitwirkung  der  Staatsregierung  in  mög^chst  kurzer  Zeit 
lorchzoführen. 

Zar  inneren  B^n^dung  dieser  Massregel,  d.  i.  der  ZwangsablSsung 
les  noch  nicht  abgelöstmi  Bauerlandes,  ward  Folgendes  in  der  C!om- 
üssion  angeführt  Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  erkennt  die  zeit- 
reilig-yerpflichtenden  Beziehungen  der  Bauern  zum  Gutsherrn  nur  als 
orübergehenden  Zustand  an,  die  Erwerbung  des  Bauerlandes  zum  vollen 
^thum  der  Bauern  als  das  Ziel  jener  grossen  Beform.  Sodann 
ragen  die  in  diesem  Gesetz  nonnirten  bäuerlichen  Leistungen  nicht  den 
3uirakter  unveränderlicher  Sätse^  vielmehr  stellt  das  Gesetz  nach  Ab* 
Mif  von  20  Jahr^  also  im  Jahre  1881  eine  Umsch&tzung  der  bäoer* 
ichen  Leistungen  in  Aussicht,  welcher  Termin  freilich  durch  das  Kaiser- 
ich  bestätigte  Betchsrathsgutachten  vom  23.  Januar  1879  auf  weitere 
ehn  Jahre  hinausgeschoben  ward.  Eine  Umschätzung  des  Bauerlandes 
^de  selbstverstindlicb  in  dem  bezeichneten  grossen  Landstrich  eine 
'^issigung  der  Leistungen  bis  zu  der  im  Gesetz  atipulirten  Grenze 
1  h.  um  20%  der  bestdienden  Leistungen)  zur  Folge  haben.  Weiter- 
hin haben  Adel  und  Landschaft  wiederholt  um  Beschleunigung  und  Er- 
Bichterung  der  Ablösung  petitionirt,  so  der  Adel  der  Gouvernements 

^)  Wir  erinnem  daraa,  dass  das  den  Gatsbesittient  Tom  Staat  gesahlte  Ah- 
Muagskaphal  cie  KapitalislniBg  vob  80%  der  normirtea  bäuerlichen  Leistungen  be* 
^  von  76%  aber,  wenn  die  Bauern  nicht  den  vollen  Landantheil  erhalten  haben. 
^it  diesem  Kapital  haben  sich  die  Gutsbesitzer,  die  einseitig  die  Ablösung  verlangen, 
=u  begnügen,  wogegen,  wenn  eine  freiwillige  Vereinbarung  zwischen  Gutsbesitzer 
ind  Baaem  Merttber  zu  Stande  kommt,  auch  nodi  Eztrazahlungen  Seitens  der 
dauern  an  den  Gutsbesitzer  vereinbnrt  werden  können. 
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Kostsroma  und  St  Petersburg  im  Jahre  1875>  die  Orersche  Goitvane* 
mentslandschaft  im  Jahre  1877  und  der  Adel  der  Gonvemem^ts  Ko- 
stroma; Kursk  und  St.  Petersburg  in  den  Jahren  1880  und  1881 
Schliesslich  handelt  es  sich  nur  um  einen  geringen  Bruchtheü  d^  frokrl 
gutsherrlichen  Bauern  (837;&00  Seelen  zum  1.  Januar  1881  in  dem  be-l 
zeichnä»n  Landstrich)^  da  die  überwältigende  Majorit&t  berdts  zur  ib^ 
lösung  geschritten  ist  Jener  Bruchtheü  wäre  ein  noch  weit  germgenrj 
wenn  nicht  mehrere  formelle  Schwierigkeiten  den  Abschluss  der  Ab- 
lösungsverträge verzögerten;  was  sich  schon  daraus  ergiebt,  diss  alk 
Jahre  aus  allen  Gouvernements  Beschwerden  Seitens  der  Gutsbesitz^ 
über  die  Verzögerung  der  allendlichen  Bestätigung  solcher  Vertiige 
einlaufen. 

Die  Finanzcommission  beantragt  nun,  dass  mit  dem  1.  Jamur  18^1 
diese  Gruppe  der  Bauern  zu  Eigenthümem  des  zugetheilten  Lodes  er- 
klärt wird;  wogegen  die  Gutsbesitzer  nach  den  Bestimmioigea  des 
Gesetzes  vom  19.  Februar  1861  das  Ablösungsc^ital  {90%  der  greu- 
lich stipulirten  Leistungen)  zu  erhalten  hätten.  Die  diesen  Bniem  ma 
obliegenden  Ablösungszahlungen  sollen  sodann  nach  den  Gnmdayua 
wie  sie  in  Betreff  der  anderen  früher  gutsherrlichen  Bauern  festgesteH: 
sind;  ennässigt  werden.  Diese  Summe  veranschlagt  die  GommissioB  ä 
2;088;797  Rbl.;  so  dass  der  Gesammtbetrag  der  einzutr^ioida  i> 
mässigung  10;626;5Q2  Rbl.  jährlich  zu  betragen  hätte. 

Diese  Anträge  der  Finanzcommission  gelangten  vorerst  ii  i^ 
Finanzminister.  Dieser  erkannte  es  für  möglich;  zur  Deckung  SfSff 
Summen  neun  Millionen  Rubel  jährlich  aus  den  Ud>erschössen  is 
staatlichen  Ablösungsoperation;  die  ans  der  Vs7o  Eztra^hebuog  ar 
Deckung  der  YerwaltungskosteU;  besonderer  Ausgaben;  Verluste  etc.  äA 
gebildet  hatten  und  bis  zum  Jahre  1880  zu  einem  Capital  von  20  M 
Rbl.  angelaufen  wareu;  und  den  Ressourcen,  die  sich  in  der  Bdcli^ 
aus  der  Liquidation  der  frtQieren  Creditinstitutionen  gebildet  Ua 
verwenden  zu  können;  und  beauftragte  die  Gommission;  die  von  ih 
veranschlagte  Summe  auf  diesen  Betrag  zu  reducireU;  worauf  diese  ht 
schlosS;  diese  Kfirzung  der  zuerst  vorgeschlagenen  Ermässigungen  giekk* 
massig  auf  alle  Landstriche  zu  vertheileu;  d.  h.  die  für  die  enuseH 
Landstriche  projectirten  Ermässigungen  um  lbß%  zu  kttarzen.  HierM 
fügte  die  Gommission  noch  hinzU;  dass  auch  bei  dieser  Vennindennf 
der  Ablösungszahlungen  das  Ziel  der  Reform,  die  Lage  der  Bauern  in  ^ 
treff  dieser  Zahlungen  erheblich  zu  erleichtem  und  diese  Zahlungen  ifi  M 
richtigeres  Yerhältniss  zu  den  aus  dem  bäuerlichen  Grundbesitz  erzieiui 
Vortheilen  zu  bringen,  in  bedeutendem  Masse  erreicht  werde  Es  sdieii* 
die  Conmiission  —  aus  Courtoisie  gegw  den  Finanzminister  *-  ^<^ 
Erkanntes  vergessen  zu  haben:  sie  hatte  nämlich  in  den  erstes  h^ 
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athungen  es  selbst  aosdracklich  anerkannt,  dass  die  jflngst  von  ihr 
tormirten  Ermässigongen  in  der  Mehrzahl  der  Gouvernements  die  ent* 
prechenden  Zahlungen  der  Domänenbauem  überragen;  so  im  Gouveme- 
Dent  Nowgorod  um  32  %;  Pskow  um  35%,  Ssmolensk  um  36,3%, 
arosslaw  um  40%,  Wladimir  um  46%.  Die  nachträgliche  Ktürzung 
ler  Ermässigung  um  15,3%  muss  einerseits  jenes  MissverhSltniss  er- 
leblich  vergrössem  und  belässt  andererseits  die  Bauern  bei  dner  solchen 
lohe  der  Ablösungszahlungen,  die  für  höher  erkannt  war,  als  der  Er* 
ragswerth  des  Landes. 

Doch  haben  die  Anträge  der  Gommission  keine  practische  Geltung 
[fifiinden;  d^on  im  weiteren  Verlauf  der  Verhandlungen  ward  eine  andere 
im  zur  Lösung  dieser  Frage  gefunden. 

Der  Minister  des  Innern,  Graf  Loris-Melikow,  sprach  sich  in  einem 
>ehreiben  an  den  Finanzminister  gegen  die  projectirte  Art  der  Lösung 
te  Frage  aus:  er  lenkt  die  Aufmerksamkeit  auf  die  politische  Seite 
ler  Frage  und  bemerkt,  die  Bauern  im  Grobiet  der  Sch¥rarzerde  und  der 
Steppe  würden  unruhig  werden,  wenn  sich  die  Kaiserliche  Gnade  nicht 
auch  auf  sie  erstreckte.  Die  Ermässigung  muss  demnach  alle  Land- 
striche mn&ssen.  Sodann  heisst  es  in  diesem  Schreiben,  dass  auch  in 
len  fBnf  Steppengouvemements  (Orenburg,  Ufa,  Ssamara,  Astrachan  und 
^tawropol)  das  Land  der  frOher  gutsherrlichen  Bau^n  höher  verah- 
ichlagt  sei,  als  der  sonst  (ftliche  Preis  des  Landes.  Die  schlimme  Lage 
ler  Bauern  im  Gebiet  der  Schwarzerde,  wo  die  AblösungszaUüngen 
licht  hoch  seien,  erkläre  sich  yomehmUch  aus  dem  Umstände,  dass 
hBen  zu  w^g  Land  zugetheilt  sei  600,000  Seelen  hätten  den  sogen. 
3ettelIandantheiP,  eine  nicht  geringe  Zahl  von  Bauern  nicht  den  vollen 
^ndantheil  erhalten,  welcher  Missstand  sich  durch  die  starke  Zunahme 
ier  bäuerlichen  Beyölkening  noch  vergrössert  habe.  Der  Minister  schlägt 
ienmach  vor:  die  Zwangsablösung  zu  einer  allgemeinen  Massregel  zu 
liehen,  d.  h.  dieselbe  auch  auf  diese  Landstriche  zu  erstrecken,  den 
landarmen  Bauam  bei  käuflicher  Erwerbung  von  angrenzendem  Lande 
Hülfe  zu  leisten  durch  Gewährung  eines  billigen  Credits  und  durch  Er* 
^htarangen  und  Vereinfachungen  der  Rechtsformalitäten,  sowie  endlieh 
len  Austritt  aus  der  Gemeinde  durdi  Verbesserungen  der  geltenden  Be- 
•timmangen  zu  erleichtem. 

In  seiner  Beplik  abreiben  an  das  Hauptcomit^  an  welches  die 
^träge  der  Gonimission  gelangt  waren)  erklärt  der  Finanzminister,  dass, 
venu  auch  im  Gebiet  der  Steppe  die  Ablösungszahlungen  häufig  über 
lern  sonst  üblichen  Preise  des  Landes  ständen,  der  Preis  des  Landes 
lurch  Einwanderui^  eine  beständige  Erhöhung  erfahre;  im  Gebiet  der 
Schwarzerde  ftnden  sich  derartige  Fälle  nur  ausnahmBweise.  Er  be* 
^ntragte  demnach,  dass  in  diesen  Landstrichen  nur  in  den  Fällen,  wenn 
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darauf  bestkgBcbe  Anträge  an  das  Hauptcomit^  gelangen^  ErmiBägunga 
einzutreten  hitten.  Zudem  sei  die  derzeitige  Lage  der  ReidttCiase  nickt 
eine  derartige;  dass  sie  mit  grösseren  Extrasummen  belastet  werden  ibm 

Im  Mai  1881  gelangte  die  Frage  an  die  Gommission  der  Eipota 
die  aiif  Grundlage  eines  Kaiserlichen  Befebls  vom  neu  ernannten  Minister 
des  Innern^  Grafien  Ignatjew  ausgewählt  und  berufen  wurdoi,  um  ihr 
Outacht«  fiber  diese  Materie  abzugdi)en. 

lieber  die  Thätigkeit  dieser  Expertencommission  liegt  uns  km 
offidelles  Material  vor,  wohl  aber  der  Bericht  jeines  Experten,  des  Hern 
N.  Ko^upanow.  ^)  Einstimmigkeit  herrschte  untw  den  Experten  darfiber* 
dass  die  ökonomische  Lage  der  Bauern  fiberidl,  wenn  auch  a»  ver- 
schiedenen Ursachen,  eine  schlimme  ist  und  dass  die  Last  der  oblieg«- 
den  Zahlungen  (AblösungsraUungen  und  Steuern  zusammen)  flbcfall  al^ 
sehr  druckend  gefühlt  werde,  so  dass  kein  Gouvernement  sUi  imtfr 
günstigen  Bedingungen  befinde.  Es  könne  demnach  der.  ersle  Schritt 
zur  Erleichterung  dies^  Last  nicht  als  Privilegium  diesem  oder  jenet 
Landstrich  allein  zu  Gute  kommen.  Sodann  sei  jener  zur  De^onf  der 
Ermässigungen  bestinmite  Fond  von  9  liUl.  Rbl.  jährlich  &st  w- 
schliesslieh  durch  Zahlungen  der  Bauern  in  allen  Landstrichen  geMdK. 
könne  daher  nicht  fOr  die  Bauern  eines  Landstrichs  verwendet  werte 
Ancdi  würdigen  die  Experten  die  Tragweite  der  vom  froheren  JBnstrt 
des  Innern  Grafen  Loris-Melikow  vertretene  Anschauung,  dass  dm 
partieUe  Ermässigung,  wie  die  Begierungsvorlage  es  winscht,  Tv 
zufriedeohcdt  in  den  anderen  Laadstridien  erregen  würde.  Die  Eipota- 
GMmiission  schätzt  den  erforderlichen  MMurbetrag  auf  2--3  MilL  K 
jährlich. 

In  Betreff  der  Grundsätze  der  Votheilung  der  Ermässiguiigen  hna» 
nultr  den  Experten  keine  Einigung  erzielt  werdoi  und  es  wordea  zm 
Anträge  aufgestellt  Die  Majorität  der  Experten,  bestehend  ais  *i 
Herren  D.  Th.  Ssamarin,  Fürst  A.  A.  Schtscherbatow,  F.  M:  Dimitnit«. 
G.  P.  Qalagan,  W.  W.  Kalatschow  und  K  P.  Eo^upanow,  geht  van  te 
atandpnnkt  aus,  dass  die  Ablösnngazahlnngen  nicht  allein  ftr  die  Defcff* 
Jnaauig  des  Landes  an  die  Bauern,  sondern  in  Wirldi<likeil  aadi  ft 
die  freigegebene  Arbeitskraft  entrichtet  werden;  diese  Zahlungm  tnie 
den  Charakter  staatlicher  Zahlungen:  nach  dem  Gesetz  von  ]9l  Fämc^ 
1861  ruht  auf  dan  Bauent  diese  ganze  Zahhmg,  während  z.  &  & 
Preossen  tmd  Oeaferreich  der  Staat  einen  Theil  derselben  übernomBft 
haX,  ebenao  in  Bnaaiaeb-Prien.    Es  ist  demnach  vollständig  bereckdii 

j  ^)  N.  KoljupaBow:  i^Bbsobi  azcnepiOBi  no  Bonpopy  o  nozasezia  waxjvmx^ 

uttrearai  in  der  Monatsschrift  Pyccsaa  Nbcn'',  1881,  Btod  Vm,  pag.  SSl-S^^ 
I  Hierllter  aadi  0»  BDpaiRnHN»:  Uo  aonpocy  o  vaspaaxh  uaTaanx»  imBicr.  &pes» 

r  Mag,.  Baal  I,  pag.  8&i-*eeet 
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lass  auch  in  den  inneren  Gouvernements  ein  Theil  dieser  Zahlungen 
Ulf  die  Staatscasse  abertragen  werd&  Auf  Grundlage  dieses  Standpunkts 
leantragte  die  Majorität: 

1)  Die  Glelehätellung  der  Abldsungszahlungen  mit  den  entsprechen- 
len  Zahlungen  der  Domänenbaoem.  Es  liege  kein  Grund  dafOr  vor^ 
m  den  firüher  gutsherrlichen  Bauern  mehr  als  von  den  Domänenbauem 
n  erheben.  Die  Begierungsvorlage  sei  zu  wenig  weitgehend,  da,  wie  es 
m  der  Regierungscommission  selbst  anerkannt  wird,  auch  nach  der  von 
hr  projedjrten  Ermässigung  die  Ablösungszahlungen  noch  recht  beträeht- 
ich  die  Zahlungen  der  Domänenbauem  übertreffisn. 

2)  Die  Minorität  der  Eq)erten  tritt  für  die  gleichmässige  Yerthei* 
ong  der  neun  MilL  Bbl.  auf  alle  Landstriche  ein.  Die  Regierungsror- 
^e  gebe  bei  der  Bestimmung  des  Werths  des  Landes  Ton  den  Pacht* 
ind  Eauj^reisen  aus,  die  gewonnenen  Daten  seien  aber  unsicher.  Die 
Pinanzcommission  habe  Solches  selbst  anerkannt,  da  sie  die  Vertheilung 
ier  pro  Gouvernement  zugesprochenen  Ermässigungssomme  auf  die  Kreise 
und  Gemeinden  localen  Instituten  aus  dem  Grunde  übertragen,  da 
diesea  die  Lage  der  Dinge  besser  bekannt  sei.  Eine  ungleichmässige 
Vertheilung  der  Ermässigung  würde  auch  UnzuMedenheit  unter  den 
Baoem  erregen,  die^  mit  geringoi  Ermässigung^  bedacht,  sich  in  ihren 
Hoffinmgen  und  Erwartungen  getäuscht  sehen.  Bei  gleicher  Yertheilung 
jener  nenn  MilL  Rbl.  würde  die  Ermässigung  pro  Seele  1  Rbl.  26  Eop. 
oder  20^1^  der  bisherigen  Abldsungszahlungen  betaragen.  Die  Ermässigung 
Ware  pro  Seele,  nicht  aber  nach  der  Grösse  des  zugetheiDten  Landes  zu 
berechnen,  um  die  Ungerechtigkeit  des  Gesetzes  ycm  19.  Febr.  1861,  wo- 
ttch  die  erste  Dess&tine  pro  Seele  höher  als  die  folgenden  gesdiätzt 
sindi  wenn  auch  nur  ein  wenig  zu  beseitigen. 

Ausserdem  pfaiidirt  aber  die  Majorität  noch  fftr  eine  besondere  Er- 
ntaiguig  in  dem  Landstrich,  wo  die  AbUsungsaaUung»  ganz  beson- 
ilers  hoch  sind.  Dnser  Landstrich  ist  folgender:  seine  Grenze  begimit 
in  im  nördlichen  Wmkel  des  Gouv.  Tschendgow,  die  Kreise  Surash  und 
Uglm  enthialtend,  er  umfasst  nach  Osten  zu  die  östliche  Hälfte  des  Gout. 
Uohilew,  fast  das  ganze  Gouv.  Ssmolensk  (mit  Ausnahme  der  Kreise 
Gschety  Wiama,  Dorogobnrch  und  Judmow),  drei  östliche  Kreise  des 
GottY.  Pskow  (Welikge-Luki,  Toropez  und  Chohn),  das  Gouv.  Nowgorod 
mit  ^osnalude  der  Kreise  Tscherepowez  und  Kirillow)  und  das  ganze 
Gouv.  Olones  (mit  übrigens  wenig  gutdierrliehen  Bauern),  nadi  Westen 
2tt  die  südUohm  Kreise  des  Gouv.  St  Petersburg:  Gdow,  Luga  und  Jam* 
borg»  auek  SefaUttselbnrg  und  NeurLadoga.  Auch  in  anderai  Landstriehea 
ist  die  ökonomisdie  Lage  der  Bauern  eine  überaus  traurig^  dodi  liegen 
kfime  hinieiehenden  Daten  Über  diese  vor«  Die  Landschaften  sind  alkäi 
^  dicsof  Bcnekong  competenty.  sie  sollen  ermittehi  und  angeben,  wo  und 
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wie  viel  nöthig  ist    Zu  dieser  Ermässigung  seien  drei  IfilL  BbL  jakr- 
lieh  von  der  Staatsregierung  zu  erbitten. 

Die  Minorität  der  Experten,  bestehend  aus  den  Herren  D.  A.  Nu- 
mow,  A.  J.  Gortschakow,  N.  P.  Olenin  und  J.  N.  Schatilow  (die  beides 
Letarf;genannten  weichen  ein  wenig  von  den  Andern  ab)  negiren  die  Seitoe 
der  Majorität  vertretene  Auffassung  der  Ablösungszahhmgoi  als  öffotf- 
lich-reditUche  Leistungen,  vielmehr  tragen  sie  einen  rein  pmatredü- 
liehen  Character:  sie  sind  Zahlungen  für  das  in  das  EigeDÜmm  der 
Bauern  übergegangene  Land.  Soweit  sie  zu  hoch  sind,  solleii  sie  ^ 
mässigt  werden.  Auf  Grundlage  der , vorliegenden  statistischen  Materiilkn 
entwirft  sie,  soweit  die  Regierung  hierzu  Mittel  zu  verwenden  in  der 
Lage  sei,  eine  Tabelle  über  die  Höhe  der  Ermässigungen  auch  ftr  dis 
Gebiet  der  Steppe  und  einige  Landstriche  in  der  Zone  da:  Schwanerd^ 
Dabei  blieb  die  Minorität  dem  jüngst  gefassten,  einstimmigen  Besdduss 
der  Expertencommission  getreu,  dass  die  Ermässigung  der  ZsUBBgen 
als  eine  allgemeine  Massregel  durchzuführen  sei. 

Der  Unterschied  in  diesen  beiden  Anträgen  besteht  darin:  die  Ifago- 
rität  sieht  den  Schwerpunct  in  der  allgemeinen  Ermässigung,  za  wddxr 
in  Ausnahmefallen  die  specielle  Ermässigung  als  Ergänzung  der  eistse 
hinzuzutreten  habe.  Bei  Aer  Minorität  ist  aber  die  specielle  Ennisagof 
nach  den  Anträgen  der  Landschaften  die  Hauptsache;  der  aligenäß; 
Ermässigung  —  zum  Besten  des  Gebiets  der  Schwarzerde  namaitüd' 
spricht  sie  nur  den  Character  einer  Zugaibe  zu,  da  sie  iiidit  dnidübs 
Wesen  der  Sache  bedingt  sei,  sondern  nur  durch  die  Munificestis 
Staatsregierung  und  durch  BefürcMungen  rein  politischer  Art 

Einen  dritten  Standpunct  vertrat  der  Expert  Fürst  A.  Wassüsduto** 
der  bekannte,  inzwischen  dahingeschiedene  Sdiriftsteller  auf  agm-  ^ 
communalpoUtischem  Gebiet  Er  acceptirt  die  R^erungsvorlage.  ^ 
Princip  der  Gerechtigkeit  und  der  Gleichmässigkeit  v»lange  es  ito? 
dass  auch  im  Gebiete  der  Schwarzerde  eine  Ermässigung  eintrete;  <s 
projectirt,  soweit  die  Staatscasse  zu  leisten  in  der  Lage  sd,  diese  b- 
mässigung  bis  zu  20%,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  die  von  der 
Finanzcommisaion  normirten  Sätze  für  die  Ermässigung  in  den  U^ 
strichen  ausserhalb  des  Gebiets  der  Schwarzerde  nicht  mehr  als  om  !?• 
durch  jene  Erweiterung  des  Rayons  verkürzt  werden. 

Die  Grundanschauung,  von  der  die  Expertencommission  ausgoß 
kann  durchaus  nicht  als  eine  gerechtfertigte  angesehra  werden.  Alk 
I  die  angeführten  Gründe  —  zum  Theil  recht  verschwommener  Art  - 

I  zur  Rechtfertigung  einer  allgemeinen  Ermässigung  der  AbtösungsnUiuV" 

I  besagen  wenig  der  Thatsache  gegenüber,  dass  diese  Massnahme  in  da 

\  Landstrichen,  wo  diese  Zahlungen  niedriger  9is  der  Ertragswerth  d^ 

i  Landes .  sind,  ein  irrationelles  Geschenk  an  die  Bauern  ist  und  keineri« 
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rechtliche  Begründimg  in  sich  trägt  Die  schlimme  ökonomische  La^e 
der  Bauern  in  diesen  Landstrichen  findet  ihre  Erklärung  yomehmlich 
in  der  geringen  Ausdehnung  des  zugetheilten  Landes.  Ihre  Lage  kann 
daher  auch  nur  durch  Massnahmen  zur  Vergrösaerung  derselben  verbessert 
werden,  nicht  aber  durch  eine  Terhältnissmässig  immerhin  geringfügige 
Ermässigung  der  Ablösungszahlungen. 

Leider  Hess  die  Staatsregierung,  vertreten  durch  Aea  Iffinister  des 
Innem,  der  Finanzen  und  der  Domänen,  den  allein  correcten  Standpunct 
der  Finanzcommission;  nur  dort  eine  Ermässigung  der  Zahlungen  ein- 
treten zu  lassen,  wo  sie  höher  als  der  Ertragswerth  des  Landes  sind, 
M&i  und  erklärte  sich  für  dw  Beschluas  der  Majorität,  jedoch  in  der 
Art,  dass  für  alle  inneren  Gouvernements  eine  Ermässigung  von  einem 
fibl.  pro  Seele,  also  weniger  als  die  Majorität  vorgeschlagen  hatte,  ein- 
zutreten habe,  der  Rest  des  Fonds  (neun  Mül.  Bbl.  aus  den  bezeichneten 
Ersparnissen  und  drei  Mill.  Bbl.  aus  der  Staatscasse)  aber  im  Betrage 
von  5  Mill.  Bbl.  zu  speciellen  Ermässigungen  in  den  Landstrichen,  die 
nnter  besonders  ungünstigen  Bedingungen  sich  befinden,  d.  h.  mit  über* 
hohen  Zahlungen  belastet  sind,  wobei  den  Landschaften  die  Aufigabe  zu- 
Mi,  die  betreffenden  Antrage  nebst  den  erforderlichen  Daten  der  Begienmg 
vorzustellen. 

Das  Gutachten  des  Beichsraths,  das  am  28.  Dec  1881  die  Kaiser* 
liehe  Sanction  und  damit  Gesetzeskraft  erhielt,  schloss  sich  den  von  den 
bezeichneten  Ministem  befürworteten  Grundsätzen  an.  Diesem  Gesetz 
wurde  ein  zweites  von  demselben  Datum  hinzugefügt,  das  die  Zwangs* 
ablösung  des  Bauerlandes  in  allen  Gouvernements,  auf  welche  das  Gesetz 
vom  19.  Febr.  1861  sich  bezieht,  decretirt 

Der  Lihalt  dieser  beiden  Ges^e  ist  folgender: 

Das. letztere  Gesetz  („Gesetz  über  die  Ablösung  des  Landes  durch 
die  noch  in  zeitweilig-v^flichtenden  Beziehungen  zu  den  Gutsbesitzern 
stehenden  Bauern,  in  den  Gouvernements,  auf  welche  sich  das  Local* 
gesetz  für  die  groasrussischen  und  das  Localgesete  für  die  kleinruaaischen 
Gouvernements  vom  19.  Febr.  1861  beziehen'^  erstreckt  sich  auf  die 
Gouvernements  (in  der  Btihenfolge  des  russischen  Alphabets)  Astrachan, 
Wladimir,  Wplogda,  Woronesh,  Wätka,  Jekaterinosalaw,  Kasan,  Ealuga, 
Kostroma,  Kursk,  Moskau,  Nishnij-Nowgorod,  Nowgorod,  Olonez,  Oren* 
^vgy  OxsAj  Pensa,  Perm,  Poltawa,  Pskow,  Bäsan,  Ssamara,  St  Peters- 
burg, Ssaratow,  Ssimbirsk,  Stawropol,  Taurien,  Tambow,  Twer,  Tula,  Ufa, 
Charkow,  Gheraon,  Tsdiemigow,  Jarosslaw  und  das  Gebiet  der  Don'sehen 
Kosaken.  Mit,  dem  1.  Januar  1883  werden,  die  noch  in  obligatorischen 
Beäe|iung«Q  (Pacht  oder  Frohne)  zum  Gutsbesitzer  stehenden  Bauern, 
soweit  die  Ablösung  im  Laufe  des  Jahres  1882  nicht  erfolgt  ist,  zu 
£igenthümßm  d^  Landes,  wobei  die  Gutsbesitzer  durch  Ausreichung  von 
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5%  Reiclisbaiikbillete&  im  Betrage  der  CapitalisiraBg  der  im  Gnmdbuch 
venieiehiiete  Paeht  nach  Abaag  von  20®/o  (wo  noch  Frohne  besteht,  findet 
die  im  Emanzipationsges^  normirte  Umrechnnng  in  Geld  statt).  Wem 
die  im  Grundbuch  vermerkte  Pachtsumme  niedriger  ist,  als  die  im  Locd- 
gesetz  vom  19.  Febr.  1861  fOr  den  betreffisnden  Landstrich  noimiite  und 
als  jene  Verringerung  um  20%  so  erhSlt  der  Gutsbesitzer  die  voHe  Capi- 
talisirung  der  bestehenden  Pächtsumme.  Die  betreffende  Abtösungssclndd, 
die  durch  das  folgende  Gesetz  ermassigt  wird,  haben  die  Bauern  in  49  3nktm 
durch  halbjfthrliche  Zins-  und  Amortisationszahlungen  abzutragen. 

Das  Gesetz  über  die  Ermässigung  der  Ablösungszahlungen  erstreckt 
sich  auf  die  genannten  Gouvernements^  sowie  auch  auf  dicgenigen  Bsktb 
im  Gouv.  Mohilew  und  in  den  weissrussischen  Kreisen  des  Goav.  Witebsk, 
die  vor  dem  Erlass  des  die  Zwangsablösung  in  Weissrussland  deoe- 
tirenden  Ukases  vom  2.  Nov.  1863  ihr  Land  abgelöst  und  spiterlün  Uae 
Ermässigung  erfahren  haben.  Die  Ermässigung  beträgt  einen  BU.  pro 
Revisionsseele  (pro  Seelenlandantheil),  in  KleinrusBland  aber,  wo  ken 
(Gemeindebesitz  besteht,  16  Kop.  pro  Rubel  der  bisherigen  AbKsongs- 
zahlungen  und  tritt  mit  dem  1.  Juli  1882  in  Kraft,  jedodi  in  Betreff  der 
Bauern,  die  erst  im  Laufe  des  Jahres  1882  ihr  Land  atdösen,  nA  dm 
Zeitpunct  des  Abschlusses  des  Vertrages  und  in  Betreff  der  Bauern,  die 
auf  Grund  des  neuen,  soeben  sdzzirt^  Gesetzes  zu  Eig^thdmeni  to 
Landes  werden,  mit  diesem  Zeitpunct,  d.  h.  mit  dem  1.  Januar  1883^ 

Ausserdem  tritt  in  den  Gemeinden  der  froher  gutsherrlidieii  BaoB&T 
deren  Ökonomisches  Leben  besonders  zerrOttet  ist,  eine  ExtraenaissigaK 
der  Ablösnngszahlungen  ein:  sie  erfolgt  nach  Verständigung  der  MiBister 
des  Linem,  der  Finanzen  und  der  Domänen,  deren  Entwurf,  bevor  er 
in  Kraft  tritt,  den  Gouvem^nentslandschaftsversammlungen,  req».  dea 
Gowemementsbehörden  fBr  bäuerliche  Angelegenheiten  mit  ffinzoaehimg 
der  ständigen  Mitglieder  der  Kreisbehörden  für  bäueriiche  Angelegen- 
heiten  in  den  Gouvernements,  in  denen  die  LandschaftsinstitiitiraeD  noch 
nicht  ausgeführt  sind,  zur  Begutachtung  vorzulegen  ist  Bei  Konnirang 
dieser  Extraermässigung  ist  der  Grundsatz  zu  befolgen,  das»  die  ladi 
Abzug  der  allgemeinen  und  der  Extraermässigung  verbMbeBdsa  Ab- 
löeungszahiungen  pro  Dessätine  nutzbaren  Landes  nieht  niedrigor  seb 
dürfen  als  die  Zahlung  der  benachbarten  Domän^bauem  pro  DesritSne- 
Die  Extraermässigung  hat  mit  den  1.  Januar  1888  in  Kraft  zu  trflleB> 

Der  Gesammtbetrag  dieser  beiden  Kategorien  von  ErmäsrigODgeD  ist 
auf  12  Mill.  RbL  jähdich  nonnirt,  von  weldien  2  Mfll.  RbL  ans  do  a^f* 
gdaitfenen  üeberscbAssen  der  Ablösungsoperation^  7  IfllL  ans  am  Mm 
Mittehi  der  früheren  Greditinstitutionen  und  endlich  a  MiB.  am  te  aU* 
gemeinen  Staatscasse  zu  entnehmen  sind  Deijaoige  Betrag  dieser  Siub^ 
der  von  der  aUgemeinen  Ermässigung  mcht  absorbixt  wird,  ist  so  der 
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Extraermftssigiuig  zu  y^wendeii;  oder  mit  anderen  \¥orten:  dieser  Rest 
wird  auf  die  Baaem  vertfaeilty  deren  ökonomisches  Leben  besonders  zer- 
rüttet ist 

Beilänftg  sei  hier  bemerkt^  dass  nach  der  jüngst  erfolgten  officieUen 
Pablication  zum  1.  Januar  1882  von  den  7/421,199  Seelen  firOher  guts- 
herrlicher  Bauern  in  den  innem  Gouvernements  (mit  Ausnahme  der 
sogen,  westlichen  Gouvernements,  in  denen,  wie  banerkt  in  Folge  des 
polnischen  Aufstandes  Zwangsablösung  stattgrfonden  hat)  5,999,187  Seelen, 
also  80,88^/o  bereits  ihr  VerhUtniss  zum  Gutsherrn  durch  Ablösung  des 
Landes  gelöst  haben,  und  nur  noch  1,422,012  Seelen  in  zeitweilig-ver- 
pflichteiden  Beziehungen  zum  Gutriierm  stehen.  Auf  diese  letzteren,  so- 
weit die  Ablösung  nicht  im  Laufe  dieses  Jahres  erfolgt,  hat  das  neue 
ZwangsaUösungsgesetz  Bezug. 

Bedeutend  ist  die  Ziffer  dieser  zeitweilig-verpfliditeten  Bauern  in 
nachstehende  Gouvernements:  über  100,000  Seelen:  Kasan,  Nishnq- 
Nowgorod,  Tula,  zwischen  60— lOO/XX)  in  den  Gouv.  Penn,  Kostroma, 
Ord,  Wladimir,  Tambow,  Poltawa  und  Twer. 

Als  Fortsetzung  zu  den  im  L  Bande  dieses  Werkes  gegebenen  Daten 
Aber  den  Gang  der  Ablösung  des  Banerlandes  theilen  wir  folgende  Daten 
mit:  Es  haben  das  Bauerland  abgdöst: 

im  Jahre  1876:  111,840  Seelen 

„      „     1877:  126,158      „ 

„      „     1878:  106/)10      „ 

„      „      1879:    97,976      „ 

„       „      1880:  114,307      „ 

„      „      1881:  181,391      „ 

3.    Ber  Bteuerdmok. 

Ueben  die  in  vielen  Landstrichen  zu  hohen  Zahlungen  f  Qr  die  Ueber- 
lassang  des  Bauerlandes  an  sich  schon  einen  zerstörenden  Einfluss  auf 
die  bäuerliche  Wirthschaft,  so  wird  dieser  durch  den  Steuerdruck  mit 
dem  PasBzwang,  der  mit  dem  Steuersystem  organisch  zusammenhingt^ 
noch  mehr  verst&rkt 

Ungeachtet  dessen,  dass  seit  Jahrzehnten  die  ganze  Unvemünfüg- 
keit  und  Unzweckm&ssigkeit  der  Koji&teuer  allgemein  anerkannt  ist,  be- 
stdit  dieae  Steuer  heute  noch.  Die  ungerechte  Yertheilung  dieser  Steuer 
bewirkt^  dass  ihr  Druck  in  geometrischer  Progression  wichst,  w^m  ihr 
Betrag  nur  in  aritimietischer  Progression  steigt  In  einer  Beziehung 
wird  die  Ungerechtigkeit  der  Yertheilung  dieser  Steuer  freilich  fast  voll- 
standig  beseitigt  und  zwar  innerhalb  des  Rahmeos  der  Gemeinde.  Wie 
wir  an  anderer  Stelle  darzulegen  haben  werdePi  rechnet  die  Gemraide 
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diese  Steuer  wie  auch  die  andere  Steuern  und  Zahlungen  nicht  pro 
Kopf y  sondern  vertheilt  sie  auf  die  Genossen  in  einer  zweckmissigerai 
und  gerechteren  Weise  (pro  Arbeiter,  nach  der  ökonomischen  Leistungs- 
fähigkeit der  Höfe).  Ueber  die  Gemeinde  hinaus  bleiben  aber  jene  Miss- 
stände dieser  Steuer  bestehen,  d.  h.  die  Belastung  der  Gemdndea  gegen- 
einander bleibt  eine  ungerechte,  welche  ungerechte  Vertheihmg  sock 
dadurch  jährlich  steigt,  als  der  von  jeder  Gemeinde  aufisubringende  Be- 
trag nicht  von  der  Zahl  der  vorhandraen  Seelen  abhingt,  sondern  nick 
der  Zahl  der  Bevisionsseelen  bestimmt  wird,  die  bei  der  letzten  RevisieB 
in  den  Jahren  1857/58  ermittelt  ist,  und  das  Wachsthum  der  Bevölke- 
rung in  den  verschiedenen  Gemeinden  ein  sehr  verschiedenes  ist  Der 
Druck  wird  weiterhin  noch  dadurch  erhöht,  dass  die  Gemeinde  für  das 
Einfliessen  des  auf  ihr  ruhenden  Gesammtbetrages  haftet,  also  auch  in 
Betreff  der  Gemeindeglieder,  die  vor  Jahren  jegliches  Band  mit  der  Ge- 
meinde zerrissen  und  in  weiter  Feme  sidi  niedergelassen  haben,  md 
die  das  fiscalische  Interesse  des  Staates  in  unnatürlichem  Verbände  uät 
der  Gemeinde  erhält  Den  hierdurch  mit  Nothwendigkeit  hervorgerufenoi 
Passzwang  muss  die  Gemeinde  aber  auch  gegm  die  in  ihrer  Mitte  seß- 
haften Genossen  zur  Geltung  bringen,  um  den  Zahlungsverpflichtungea 
naclikommen  zu  können:  sie  verweigert  ihnen  den  Pass,  wenn  sie  Ver- 
anlassung hat  zu  befürchten,  dass  diese  ihren  Verpflichtungen  nicht  voll- 
ständig und  rechtzeitig  werden  gerecht  werden.  Um  sich  das  Einfliessa 
der  Steuern  zu  sichern  ist  also  die  Gemeinde  gezwungen,  den  Enrob 
ihrer  Genossen  zu  stören,  d.  h.  die  Steuerquelle  zu  verstopfen* 

Das  Missliche,  Unzweckmässige  und  Ungerechte  unseres  ganxa 
Systems  der  directen  Steuern  ist  bereits  längst  anerkannt,  auch  von  der 
Staatsregierung,  ohne  dass  bisher  Abhülfe  erfolgt  wäre. 

Während  der  Vorberathungen  über  die  Aufhebung  der  Ldbe^ien- 
schaft  ward  von  der  Staatsregierung  die  Nothwendigkeit  einer  radicaleo 
Reform  des  Steuersystems  vollständ^  anerkannt  und  die  Losung  der 
Frage  in  Angriff  genommen.^}  Die  mit  dieser  Angabe  betraute  soges* 
„Allerhöchst  niedergesetrte  Gommission  zur  Durchsicht  des  Systems  der 
Steuern  und  Abgaben^  hatte  bereits  in  ihrem  Entwurf  vom  15.  Juli  1862 
die  Abschaffung  der  Kopfsteuer  und  deren  Ersetzung  durch  eine  allge* 


^)  Die  Materialien  der  Steaercommlflsioa  sind,  in  zahlreiclieD  Binden  gediwirt, 
erschienen  unter  dem  Titel:  Tpyxa  RomracdR  BuovaiiM  yvpesxeaaol  xu  Mpeanifp« 
cacTem  noxarell  ■  c6opoBb,  Der  Bftad  U  dieser  TpjXH  bietet  OesehiehtliciMB  Bter 
die  Kop&teaer.  In  Betreff  der  ausserrussisclien  Literatur  verwetten  wir  «of  Walcker: 
,J)ie  Selbstrerwaltung  des  Steuerwesens  im  aUgemeinen  und  die  mtsiMlie  Stsner- 
reform**,  Berlin  1869.  G.  Staehr:  ,^ie  russische  Kop&teuer  und  ihre  Befom"  is  der 
Russischen  Rente,  Bd.  XVn,  peg.  1.-66  und  225— 270.  A.  Wesseloweki:  „ 
des  anances  roasea^»  Jahrgang  TL 
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meme  Grundsteuer,  die  nicht  allem  das  Banerland;  sondern  allen  Grund 
und  Boden  (mit  Ausschluss  des  nicht  den  Bauern  zugetheilten  Domänen- 
landeS;  dessen  Gesammtertrag  in  Form  der  Zahlungen  der  zeitweiligen 
Pächter;  des  Verkaufes  von  Holz  aus  den  Wäldern  etc.  ohnehin  der 
Staatscasse  znfliesst)  treffen  solle,  und  durch  eine  Gebäudesteuer  be- 
antragt*)   Der  Entwurf  blieb  Entwurf!    Den  Vertretern  der  gutsherr- 
lichen Interessen,  die  durch  diese  Steuerreform  direct  betroffen  wären, 
gelang  es,  diesen  Entwurf  dem  Actenstaub  zu  überlassen.   Die  zwingende 
Noth  des  Lebens  rief  aber  immer  wieder  diese  Frage  in  Erinnerung. 
Nach  emem  verunglückten  Versuch  des  Finanzministers  im  Jahre  1867, 
eine  wenn  auch  nur  geringe  Verbesserung  der  Vertheüung  der  Kopf- 
steuer zu  erzielen,  arbeitete  im  Jahre  1869  die  „besondere  Gommission 
zur  Reform  der  Kopfeteuer**  (als  Abtheilung  der  Steuercommission)  einen 
neuen  Entwurf  aus^),  der  die  Ersetzung  dieser  Steuer  (wie  der  nach  dem 
Kopfsteuersystem  erhobenen  Reichsprästanden)  durch  eine  Hof-  und  eine 
Gnmdsteuer  allein  von  dem  Bauerland  wünscht,  d.  h.  sich  mit  einer 
Reform  (d.  L  gerechteren  Vertheüung)  der  Steuer  innerhalb  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  begnügt.    Zur  Charakterisirung  des  gegenüber  dem 
Entwurf  vom  Jahre  1862  reactionären  Standpunkts  der  Gommission  be- 
schränken wir  uns  auf  die  Mittheilung  der  Thatsache,  dass  sie  die  1862 
in  Vorschlag  gebrachte  allgemeine  Staatsgrundsteuer  in  erster  Linie  aus 
dem  Grunde  verwarf,  da  mit  Einführung  der  Landschaftsverfassung  die 
nichtbäuerlichen  Gutsbesitzer  bereits  von  hohen  Grundsteuern  betroffen 
werden,  die  zum  Theil  zui"  Deckung  staatlicher  Bedürfioisse  (Erhaltung 
der  Friedensgerichte  etc.,  sogar  Wegebauten!!  werden  als  solche  ange- 
ftlhrt)  verwandt  werden.  Als  ob  die  Bauern  nicht  auch  diese  Last  trögen! 
Dieser  Entwurf  gelangte  an  die  Landschaftsinstitutionen  zur  Begutach- 
tung und  erlitt  hier  ein  *ohl  verdientes,  vollständiges  Fiasco.*)  Nur  eine 
verhältnissmässig  ganz  geringe  Zahl  der  Selbstverwaltungsorgane  sprach 
sich  für  den  Entwurf  aus,  aber  auch  diese  nur  bedingt,  d.  h.  mit  ge- 
wissen Aenderungen  und  wenn  keine  andere,  bessere  Vertheüung 
der  Steuer  von  der  Staatsregierung  beliebt  wird,  was,  wenn  wir 
die  abhängige  Stellung  der  Landschaft  gegenüber  der  Regierung  berück- 
sichtigen, in  Wirklichkeit  einer  Verurtheilung  der  Vorlage  gleichkommt 
Zu 'dieser  Gruppe  gehören:  die  Landschaftsversammlung  von  Bessarabien, 
zwei  Kreislandämter  im  Gouv.  Ssimbirsk,  ein  Kreislandamt  im  Gouv. 


*)  TpyxH  RonRcdK,  Band  ni,  Theil  I,  1868. 

•)  TpyxH  KoxvxcciH,  Band  HI,  Theü  n,  1869. 

s)  TpyxH  KoxxHCCui,  Band  XXII  in  fünf  Büchern,  1872—8.  6.  Staehr  (im  oben 
citirten  Artikel)  übersieht,  dass  der  Entwurf  des  Jahres  1869  auch  den  Landschafts- 
institutionen zur  Begutachtung  übergeben  ward  und  dass  diese  Gutachten  in  den 
soeben  citirten  Bftnden  der  Stedercommission  veröffentlieht  sind. 
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Pskow,  sechs  im  Gouv.  Bisan,  drei  im  Grouv.  Woronesb,  swai  im  Goor. 
Kostroma,  sechs  im  Oouv.  Smolensk,  sieben  im  Gouv.  Kursk,  je  eines  ii 
dem  Gouv.  Witka  und  Jekaterinosslaw,  eines  im  6<hiv.  Kasan,  je  daes 
in  den  Gouv.  Wologda,  Poltawa  und  Charkow. 

Was  die  anderen  Landschaftsorgane  anbetrifit,  so  sprachen  sie  AA 
alle  gegen  die  Vorlage  aus,  wobei  hervorzuheben  ist,  dass  zu  dicMr 
Zahl  fast  alle  Gouvemementsland&mter  und  alle  Gouvemementslaiid- 
Schaftversammlungen  gehören.  Mit  der  Abldmung  begnügten  sM 
nicht,  sondern  befürworteten  andere  Steuersysteme  (vomäimlicb  eine  aflr 
gemeine  Einkommensteuer,  auch  allgemeine  Grundsteuer)  die  Gourer 
nementslandämter  nachfolgender  Gouvernements,  deren  Antrige  fsst  aus- 
nahmslos von  den  betreffenden  Landschaftsversammlungen  gutgehäasen 
wurden:  St  Petersburg,  Moskau,  Orel,  Twer,  Pskow,  Ssimbirak,  Bisaa, 
Woronesh,  Cherson,  Tula,  Nishny-Nowgorod,  Kursk,  Jarosslaw,  Smokaak, 
Kostroma,  Taurien,  Ssamara,  Kaluga,  Tschemigow,  Nowgorod,  mtb, 
Ssaratow,  Olonez,  Jekaterinosslaw,  Tambow,  Kasan,  Wladimir,  Wdof^ 
Poltawa,  Pensa  und  Charkow. 

Man  sollte  nun  meinen,  dass  eine  solche  flberwSltigeade  Maj<ffitit 
der  Stimmen  aus  der  Landschaft  dem  Finanzminister  die  moralisdie 
Kraft  verliehen  hätte,  seiner  Steuerpolitik  einen  weiteren  Gesiditspuakt 
zu  verleihen  und  mit  weitergehenden  Anträgen,  als  die  im  £ntwiiif  it 
Jahres  1869,  hervorzutreten.  Waren  es  doch  nicht  unpraotische  Them- 
tiker,  die  dem  wirklichen  Leben  und  seinen  Bedflrfiiissen  fem  wtanipi 
was  in  gewissen  Kreisen  den  in  der  Presse  verlairteten  Wünschen  nt 
Vorliebe  entgegengehalten  wird,  sondern  es  waren  Personen,  die  dm 
practischen  Leben  am  nächsten  standen  und  die  bejammanuswerthe  Nodi 
der  Bauern  täglich  vor  Augen  hatten.  Bei  der  bevorzugten  SteUng 
der  Grossgmndbesitzer  in  der  Landschaft  (grosse  Zahl  der  Vertreter  (kr 
Grossgrundbesitzer)  ergiebt  es  sich,  dass  nicht  allein  die  in  erster  Urne 
betroffenen  Bauern  gegen  jenen  Entwurf  gestimmt  haben,  sondern  dass 
selbst  die  Gutsbesitzer  sich  der  Einsicht  nicht  habra  verachliessea 
können,  dass  der  Noth  nicht  anders  abgeholfen  werden  kann,  als  dzäs 
sie  einen  Theil  der  Steuerlast  von  den  Bauern  abnehmen  und  auf  sid 
selbst  übernehmen.  Und  die  Gutsbesitzer  selbst  petitioniren  bei  der 
Staatsregierung  um  eine  höhere  Besteuerung,  um  den  bäuerlichen  Kaclh 
bar  zu  entlasten.  Ein  schönes  Denkmal  der  jungen  russischen  Land- 
schaft, der  in  bureaukratischen  Kreisen  so  gern  Uebles  nachgesagt  wird! 
Während  wir  so  häufig  in  Westeuropa  das  Schauspiel  erlebt  hdben,  dass 
die  grösseren  Communalverbände,  in  denen  naturgemlss  die  besitzendco 
Classen  den  hervorragenden  Einfluss  haben,  gegen  die  Steuerpolitik  d»^ 
Staates  in  dieser  oder  jener  Art  auftreten,  der  die  ärmere  CUsse  2u 
entlasten  und  die  besitzende  Classe  stärker  zur  Besteuerung  heraa- 
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zuziehen  trachtet,  finden  wir  in  diesem  Fall  das  Umgekehrte  in  Russ- 
lajid:  die  besitzende  Glasse  öffiiet  freiwillig  ihre  Taschen,  ohne  dass  die 
Staatsregienukg  es  verlangt  oder  auch  nur  gewünscht  hUte. 

Und  was  geschieht?  Die  freiwilligen  Anträge  werden  nicht  allein 
Dicht  berficksichtigty  sondern  die  ganze  Frage  der  Steuerreform  ad  acta 
gelegt  nnd  selbst  die  in  so  engen  Grenzen  entworfene  Ausgleichung 
der  Hirten  des  bestehenden  Steuersystems  unterlassen,  fls  hatte  wieder 
jene  Qique  des  grundbesitzenden  Adels  gesiegt,  der,  dem  wirklichen 
Leben  und  den  BedOrfriissen  des  Landes  fem  stehend,  sich  den  Freuden 
des  Petersburgs  Lebens  hingiebt  und  sein  Einkommen  nicht  gekürzt 
zu  sehen  wünscht  Möge  der  Bauer  mehr  arbeiten  und  weniger  trinken, 
dann  wird  er  die  Steusn  zahlen  können!    Dazu  ist  er  auf  der  Welt! 

Es  verstrichen  wieder  Jahre  und  Jahre,  die  Noth  wuchs  jährlich, 
dazu  die  volkswirthschaftlichen  Verluste,  die  der  orientalische  Krieg  her- 
vorrief. 

Im  Jahre  1878  ward  von  der  Steuercommission  der  Entwurf  zu 
mer  allgemeinen  Classensteaer  ^)  ausgearbeitet  und  veröffentlicht:  nach 
wie  Tor  sollen  die  Bauern  die  bisherigen  Steuern  tragen,  die  anderen 
Bewohner  des  Reichs,  sowie  auch  die  Bauern,  die  ausser  den  Einnahmen 
aas  dem  Landantheil  ein  Einkommen  von  über  Tausend  Rubeln  be- 
ziehen, von  der  neuen  Klassensteuer  betroffen  werden.  Auch  dieser 
Entwurf  ist  Entwurf  geliehen. 

Am  23.  März  1879  erfolgte  ein  Kaiserlicher  XJkas,  der  die  Auf- 
hebung der  Kopfeteuer  und  die  Erset^zung  derselben  durch  andere 
Steuern  decretirte.  Jetzt  handelt  es  sich  für  jene  Partei  darum,  die 
Aosfthrung  des  Kaiserlichen  Willens  zu  verzögern.  Die  mit  jener  Auf- 
gabe betraute  Commission  setzt  Subcommissionen  nieder,  arbeitet  Ent- 
würfe aus,  um  sie  abzulehnen,  arbeitet  neue  Entwürfe  aus,  um  sie  wieder 
abzulehnen.  Und  bis  heute  ist  der  Kaiserliche  Wille  nicht  zur  Aus- 
filhrung  gebracht  und  im  vierten  Jahr  wird  von  den  Bauern  noch 
immer  und  zwar  mit  aller  Rücksichtslosigkeit  eine  Steuer  beige- 
trieben, die  bereits  am  Anfange  des  Jahres  1879  vom  Zar  im  Princip 
aufgehoben  ist! 

So  steht  die  Steuerfrage  heute.^ 


>)  TpyxH  RoMicHcciH,  Band  XXYI,  TheU  II,  187a 

*)  Gewisse  Erleichterongen  in  Betreff  der  öffentlichen  Abgaben  der  Bauern  sind 
übrigens  eingetreten.  So  ist  die  Wegebaalast,  die  frtther  allein  auf  den  Bauern  als 
N'atanllaet  ruhte,  von  den  Landschaften  als  solche  abgeschafft:  die  Wege  werden  aus 
ien  allgemeinen  Mitteln  der  Landschaft,  mx  denen  alle  St&nde  betoteuem,  unteihalten. 


—    224    — 

Fünftes  Capitel. 

Ungeeignete  Abgrenznng  des  Banerlandes. 

Die  schlimme  ökonomische  Lage  der  Baaem  hat  ihre  Ursache  anch 
in  dem  Umstand,  da3s  das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  in  Betreff  der 
Begelung  und  Auseinandersetzung  der  agrarischen  Beziehungen  zwischeo 
den  Bauern  und  ihren  biäierigen  Grundherren  sehr  häufig  zu  Ungunsten 
der  Bauern  und  zu  Gunsten  der  Herren  ausgeführt  wurde.  Wird  dis 
Bauerland  bereits  im  Gesetz  fast  überall  beschnitten,  und  swar  tot- 
nehmlich  dort,  wo  wie  im  Gebiet  der  Schwarzerde  die  Bauern  fast  aus- 
schliesslich auf  Ackerwirthschaft  angewiesra  waren,  waren  die  ihnen  ob- 
liegenden Leistungen  an  den  Grundherrn  (Pacht,  Frohne,  Ablösongs- 
Zahlungen)  berdts  im  Gesetz  hoch  normirt,  wie  wir  oben  gesehen  haben, 
so  gesellte  sich  bei  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  zu  diesen  im- 
günstigen  Umständen  noch  der  hinzu,  dass  die  mit  dieser  Auigabe  be- 
trauten Friedensvermittler  bei  Weitem  nicht  überall  den  eJnsätipsD 
Wünschen  und  Ansprüchen  der  Gutsbesitzer  ^olgreiehen  Widerstand 
leisteten  und  in  weitem  Masse  berechtigte  Interessen  der  Bauern  da 
Interessen  der  Gutsherren  opferten.  In  dieser  Beziehung  spricht  acb 
Professor  K.  D.  Eawelin  in  der  mehrfach  erwähnten  Studie  über  & 
bäuerliche  Frage  folgender  Massen  aus:  Das  Gesetz  vom  19.  Febmr* 
wie  alle  folgenden  Gesetze  über  die  Bauern  wurden,  wo  es  nur  iif^ 
möglich  war,  zu  Ungunsten  der  Bauern  und  zu  Gunsten  der  Gi^ 
besitzer  ausgeführt  Die  Zuerkennung  des  Landes,  das  die  BaneiB  ii 
früherer  Zeit  für  ihr  eigenes  Geld  auf  den  Namaoi  des  Leibhem  ge- 
kauft hatten  —  die  einzige  Form,  in  welcher  Leibeigene  Land  kinfen 
konnten  —  wurde  häufig  unter  den  nichtigsten  Vorwänden  verweigeit 
Das  Bauerland  wurde  gegen  den  Geist  des  Gesetzes  vom  19.  Fehr.  xa 
Ungunsten  der  Bauern  abgetheilt.  Die  Pacht-  und  Ablösungszahhiagai 
wurden  mit  schonungsloser  und  die  bäuerliche  Wirthschaft  zerstörender 
Strenge  beigetrieben.  Jeder  Versuch,  die  Bauern  bei  Zutheilung  de» 
Landes  zu  hintergehen,  sie  nach  Möglichkeit  zu  drücken  und  eine  ök^ 
nomische  Abhängigkeit  der  Bauern  vom  Gutsbesitzer  herzustellen,  wurde 
nicht  allein  als  erlaubt  angesehen,  sondern  die  Gutsbesitzer  und  dem 
Verwalter  brüsteten  sich  mit  ihren  Erfolgen  auf  diesem  (7d>iet  Die  ge- 
ringe,  ehrenwerthe  Minorität  der  Gutsbesitzer  und  Beamten,  die  einfr 
solchen  Wendung  der  bäuerlichen  Sache  nicht  zustimmten,  ingea  sxi 
aUmälich  von  jeder  öffentlichen  Thätigkeit  zurück  oder  wurden  y^  ihr 
in  dieser  oder  jener  Weise  entfernt^ 

^)  Ausser  den  oben  citirten  Schrift  noch  Meiiift  seHeJunxft  npexm,  St  Feutrr 
borg  1880,  pag.  7  etc. 
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Die  fOr  die  Bauern  ungfinstige;  sie  häofig  in  die  drückendste  Ab* 
hängigkeit  vom  Gutsherrn  bringende  Abgrenzung  des  Bauerlandes  lässt 
sich  selbstverständlich  nicht  immer  auf  die  eine  bewusste  Absicht  der 
Gutsbesitzer^  auf  diesem  Wege  die  Bauern  sich  uuterthänig  zu  machen, 
zurückführen.  Häufig  ist  es  nur  Sorglosigkeit,  die  sich  nicht  die  Mühe 
gab;  genau  zu  untersuchen,  wie  das  Bauerland  abzutheilen  sei,  um  den 
Bauern  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  in  geeigneter  und  von  fremdem 
EioiSass  unbehinderter  Weise  ihre  Wirthschaft  zu  führen.  Diese  Nach- 
lässigkeit wird  aber  zu  einer  Schuld  für  die  betreffenden  Friedensver- 
mittler, deren  Aufgabe  es  war,  auf  eine  gerechte  und  zweckentsprechende 
Scheidung  des  gutsherrlichen  und  bäuerlichen  Landes  zu  sehen.  Dem 
Gutsbesitzer  standen  im  Grossen  und  Ganzen  hinreichend  Mittel  zu  Ge- 
bote, eine  ihn  schädigende  Grenzlinie  zu  verhindern,  nicht  aber  der 
schwerfälligen,  unwissenden,  einflusslosen  Masse  der  Bauern,  die  im 
Friedensvermittler  nur  einen  mit  grosser  Macht  ausgestatteten  Beamten 
sahen,  gegen*  den  Opposition  zu  erheben  ihnen  gefährlich  erscheinen 
musste.  Mit  welchen  Intentionen  (ob  für  oder  gegen  die  Bauern  ge- 
sinnt), mit  welchem  Eifer  und  welcher  Sorgfalt  er  sich  an  seine  „ver- 
fflittehde^  Arbeit  machte,  war  somit  fast  immer  entscheidend  für  die 
Art  der  Abgrenzung  des  Bauerlandes  in  natura. 

Eine  für  die  Bauern  ungünstige  Naturalabgrenzung  des  Bauerlandes 
erfolgte  in  verschiedener  Beziehung.  Wir  führen  einige  Beispiele  an, 
die  sich  sehr  häufig  als  besonders  verhängnissvoll  für  das  Gedeihen  der 
bäuerlichen  Wirthschaft  herausstellten. 

Als  die  Bauern  sehr  schädigend  erwies  sich  in  der  Folgezeit  die 
2.  Anmerkung  des  Art.  27  des  Localgesetzes  über  die  Agrarverfassung 
den  auf  gutsherrlichem  Lande  ansässigen  Bauern  in  den  Gouvernements 
Gross-,  Neu-  und  Weissrusslands.  Diese  Anmerkung  lautet:  „Ueber  das 
coltnnmfähige  (HejAotfEaa),  in  den  Grenzen  des  Bauerlandes  liegende 
Land,  als  nicht  mit  Leistungen  zu  Gunsten  des  Gutsbesitzers  belastet, 
Terfägt  der  Gutsbesitzer  nach  freiem  Ermessen/'  Diese  Bestimmung 
ward  als  Consequenz  des  Art  27  gefolgert,  nach  welchem  bei  Berech- 
nung der  Grösse  des  Bauerlandes  nur  culturfahiges  (y;^o6Hafl)  Land  in 
Betracht  zu  ziehen  ist  Diese  Ausscheidung  des  in  Mitten  des  Bauer- 
land  befindlichen  Unlandes  beengt  die  Bauern  sehr  häufig  in  der  em- 
pfindlichsten Weise.  Namentlich  trat  Solches  bei  der  Viehweide  hervor. 
£s  lässt  sich  nicht  vermeiden,  dass  das  Vieh  sich  auf  solch  ein  Land- 
stück  verläuft  Der  Gutsherr  liess  seine  Leute  darauf  achten  und  das 
bäuerliche  Vieh,  das  sein  Land  betrat,  pfänden.  Der  Bauer  muss  also 
auf  den  Herrenhof  gehen  und  das  Thier  auslösen.  Diese  Plackereien, 
die  sich  täglich  wiederholen  konnten,  zwingen  die  Bauern,  dieses  Unland, 
das  an  sich  weder  für  den  Gutsherrn  noch  die  Bauern  irgend  welchen 

▼•lensfUr,  G«ehiehte  und  Kritik  dtt  OemeindebMitz«.  -IT.  15 
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Werth  haty  vom  Ontsherm  za  pachten.  Je  nach  dem  Grade  der  Hib- 
sucht  bestimmt  Dieser  die  Höhe  der  Pachte  auch  schliesst  er  diese  Yff- 
einbarung  auf  die  kürzeste  Zeit^  zumeist  auf  ein  Jahr,  um  einerseits  stets 
die  bäuerliche  Gemeinde  in  seiner  Gewalt  zu  haben,  andererseits  m 
aftm&lich  die  Höhe  der  Pacht  zu  steigern.  Sehr  beliebt  ist  aach  der 
Modus ;  sich  Arbeitstage  auszubedingen,  was  den  Bauern,  die  bestänb 
u'nter  dem  Mangel  an  baarem  Gelde  leiden,  zumeist  noch  theuerer  ah 
eine  hohe  Pachtzahlung  zu'  stehen  kommt 

In  eine  ähnliche  Abhängigkeit  vom  Gutsherrn  gerieth  häufig  die 
Gemeinde,  wenn  an  Stelle  der  früher  mit  dem  Herrenhof  gemeiDsan  g^ 
nutzten  Brunnen  zur  Tränke  nach  dem  Inkrafttreten  des  EmandpatioDS- 
gesetzes  ein  neuer  Brunnen  —  in  Ermangelung  einer  geeigneten  THoke 
auf  Bauerland  —  auf  gutsherrlichem  Lande  errichtet  ward,  das  in  die» 
Falle  den  Bauern  in  Anrechnung  des  ihnen  zukommenden  Landes  zage- 
theilt  wurde.  Das  Gesetz  (Art.  36  des  Localgesetzes  für  die  Gonvene 
ments  Gross-,  Neu-  und  Weissrusslands)  bestimmt  freilich,  das  der 
Gutsherr  in  solchem  Fall  Terpflichtet  ist,  einen  freien  Durdigaog,  eiMs 
Weg  über  das  gutsherrliche  Land  zum  Treiben  des  Viehs  zur  Trink 
herzustellen.  Yerlässt  das  Vieh  den  schmalen  Weg  und  gerath  es  tc 
das  Herrenland,  so  wird  es  gepfändet  Auch  in  solchen  Fällen  sehen  fr 
Bauern  sich  gezwungen  das  umliegende  Land  zu  pachten,  und  die  H:b 
der  Pacht  bestimmt  dann  der  Gutsherr  nach  seinem  Ermessen. 

In  derselben  Lage  befinden  sich  die  Gemeinden,  die  bei  Aufb^ 
der  Leibeigenschaft  weniger  Land  besassen,  als  die  Normbestimmos^ 
des  Gesetzes  vom  17.  Februar  es  bestimmten  und  denen  also  zn  des 
bisherigen  noch  neues  Land  zuzutheilen  war,  falls  nämlich  angrenzende, 
culturfähiges  gutsherrliches  Land  nicht  vorhanden  war  oder  solches  gi!*> 
herrliches  Land,  Gehöftland,  Gartenland,  Wald,  gedüngtes  Feld  odff 
Ueberschwemmungswiesen  waren,  das  dem  Gutsherrn  nicht  abgeDonoei 
werden  durfte.  In  solchem  Falle  musste  anderes  Land  —  „ni(it  ii 
weiter  Entfernung  von  der  Ansiedelung  belegenes",  wie  das  vorerwikut« 
Localgesetz  (Art  59)  bestimmt  —  den  Bauern  zugetheilt  werden  ^ 
ausserdem  musste  den  Bauern  ein  freier  Durchgang  zum  TreiheD  ^^ 
Viehs  aus  dem  Dorf  dahin  eingeräumt  werden,  „wenn  sich  soldiesab 
möglich  erweist'^  Hieraus  entsprang  eine  Reihe  von  Beengungen  ^ 
die  Bauern:  es  wurde  ihnen  Land  in  soldier  Entfernung  g^ben;  i^ 
es  kaum  lohnte,  dasselbe  zu  bestellen,  ein  enger  Durchgang  dahin  oder 
gar  überhaupt  kein  Durchgang,  den  sie  sich  dann  nachträg^ch  pactea 
mussten. 

Auch  der  Mangel  an  eigenem  Wald,  der  nur  in  seltenen  FSUen  o^ 
in  geringster  Ausdehnung  den  Bauern  zugetheilt  ward,  bradite  die  6t 
meinden  in  eine  Abhängigkeit  vom  Gutsherrn,  zumal  wenn  (fieser  dtr 
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llemige  Besitser  des  omliegeBäen  Waldes  war.  Doch  in  dieser  Besie- 
iong  kann  der  Bogen  nicht  zu  echaif  angespannt  werden,  da  die  Eauem 
eicht  sor  flolzdefraadation  greifen  können,  wogegen  der  Gutsbesitzer 
ich  2U  schützen  selten  im  Stande  ist 

Die  Interessen  der  Bauern  wurden  auch  dadordi  gesdiSdigt,  dass 
Inmdherreii  diesdben  kurz  vor  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  als  «ie 
ie  bevorstehende  Zutheilung  eines  Theiles  ihres  Landes  an  die  Bauer^ 
chaft  voraussahen,  auf  schlechtes  Land  aussiedelten.  Auch  bei  der 
Imsiedelung  der  Bauern,  die  zu  fordern  das  Gesetz  (Art  74—491  des 
»ocalgesetzes  Ar  die  Gouvernements  Gross-,  Neu-  und  Weissrusslands) 
Q  gewissen  Fillen  dem  Gutsbesitzer  das  Recht  verleiht,  geriethen  die 
lauern  nicht  selten  auf  schleohteres  Land,  als  sie  «früher  innegehabt  hatten. 
üne  ahnliche  BohSffigang  traf  die  Bauern  häufig  beim  Austausch  ein- 
dner  LandstAcke  (Art  92—97  des  soeben  bezeichneten  Locatgesetaes) 
ii  soidiem  im  unmittelbaren  Besitz  des  Gutsherrn  befindlichen  Lande. 

In  allen  diesen  Beziehungen  haben  die  Friedensmittler  häufig  die 
Imen  obli^ende  Aufgabe  der  Wahrung  der  bäuerlichen  Interessen  nicht 
rfUlt 

ScUiesslidi  ergab  sich  bei  der  Abgrenzung  des  Bauerlandes  noch 
in  empfindlicher  Ifissstand  für  die  Bauern.  Wo  eine  Küisnmg  des  zur 
eit  der  Läbeigenschaft  genutzten  Bauerlandes  einzutreten  ihatte  --  und 
u  hat  in  vielen  Gouvernements  in  grossem  Masse  stattgefunden  —  da 
bebten  die  Bauern  darnach,  nichts  an  Ackerland  einzubüssen.  Die  Eür- 
uigen  betrafen  daher  zumeist  Wiesen  und  Weideland.  Auch  verloren 
ie  Bauern  die  vom  Leib-  und  Grundherrn  früher  zugestandene  Weide 
if  freiem  gutsherrlichen  Lande.  Das  Besultat  ist  also,  dass  die  Bauern 
i  beiden  Fällen  an  diesen  für  die  Wirthschaftsführung  unbedingt  erfor- 
^iichen  Nutzungen  Mangel  leiden  und  in  Abhängigkeit  vom  Gutsbe- 
tzer,  der  allein  dieses  Land  ihnen  zu  bieten  vermag,  gerathen. 

Dass  diese  Missstände  nicht  vereinzelte  Erscheinungen  sind,  ergiebt 
ch  aus  einer  Fülle  unbestreitbarer  Thatsachen,  die  sie  als  sdir  v^- 
^tete  constatiren;  Angaben  in  dem  Enquetecommissionsbericht,  Dar- 
gQngen  vieler  Landschaftsämter,  in  offideUen  Berichten  aller  Art,  in 
Q'handlungen  landwirthschafUicher  und  gelehrter  Gesellschaften,  in  der 
(teratur  weisen  die  für  die  bäuerliche  Wirthschaft  verhängnissvollen 
irkungen  dieser  Missstände  in  den  meisten  Gouvernements  nach. 

Bevor  vrir  auf  die  Darlegung  der  Wirkung  jener  Missstände  im  £in- 
li^n  eingehen,  führen  wir  folgendes  Urtheil  der  mehrfach  erwähnten 
sonderen  Finanzcommission  zur  Ermässigung  der  Ablösungszahlungen 
^'  Nach  einer  Schilderung  der  traurigen  ökononüsdien  Lage  der  :Bauem 
dem  Gebiet  ausserhalb  der  Schwarzerde,  auf  welches  sich  ihre  Arbeiten 
^ogen,  erklärt  diese  Commission:  „Die  Ursachen  einer  solchen  anor- 
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malen  Lage  eines  bedeutenden  Thefles  der  bäuerlichen  BeraDceraiig 
in  diesem  Gebiet  sind,  wie  sie  sich  aus  den  Daten  ergeben,  die  foft 
Gouverneuren,  Gouvemementsbehörden  für  bäuerliche  Angdegenhetteo^ 
Präsidenten  der  Cameralhöfe  und  von  in  verschiedene  Landstriche  ab- 
gesandten Specialcommissionen  eingegangen  sind,  folgende:  Verringe- 
rung  des  früher  (zur  Zeit  der  Leibeigenschaft)  genutzten  Landes  bei  der 
allendlichen  Abgremsung  des  Bauerlandes,  Mangel  an  Wiesen  uai 
Weide,  woraus  sich  ffir  die  Bauern  die  Nothwendigkeit  ergiebt,  za  h<ta 
Preisen  „abgeschnittenes^  Land  zu  pachten,  wie  auch  um  imiaiA 
den  Folgen  von  Grenzverletzungen  zu  entgehen,  die  geringe  Gttei  ja  vt- 
weilen  die  volle  Unfruchtbarkeit  des  Bauerlandes,  Mangel  an  Vieh,  ohoe 
welches  der  Ackerbau  in  diesem  Landstrich,  der  ohne  Düngung  kesne 
Erträge  liefert,  nicht  rentabel  ist,  die  Unmöglichkeit,  dies«i  Masgel  ab- 
zuhelfen, theils  aus  Mangel  an  Geldmitteln,  theils  aus  Mai^  an  bis- 
reichenden  Wiesen  und  Weide,  Wie  auch  in  Folge  der  solidarischen  Haft, 
die  die  wohlhabenden  Wirthe  veranlasst,  möglichst  wenig  Vieh  zu  halt«. 
um  dem  zwangsweisen  Verkauf  desselben  für  die  Rückstände  verarater 
Gemeindegenossen  zu  entgehen,  Mangel  an  Nebenarbeiten,  und  endlki 
das  Fehlen  eines  billigen  Credits.^  Nach  der  Aufzahlung  dieser  Uisacha 
fährt  die  Finanzcommission  fort:  „Diese  ganze  Reihe  ungünstig  auf  i» 
bäuerliche  Leben  wirkender  Bedingungen  wird  in  sehr  vielen  Hllcs 
noch  dadurch  verstärkt,  dass  bei  Abgrenzung  des  Bauerlandes  mlg^ 
eignetes  oder  vom  Dorf  entlegenes  Land  zugetheilt  ist  und  die  Basen 
die  früher  ihnen  zustehende  Waldnutzung  verloren,  ohne  dass  ihnen  - 
gemäss  dem  Art  175  des  Localgesetzes  für  die  Gouvernements  Grc^ 
Neu-  und  Weissrusslands  —  die  entsprechende  Ermässigung  der  Zahhmga 
zu  Gute  gekommen  wäre.^ 

Wir  constatiren  die  Thatsache,  dass  in  diesem  sehr  ausführiicba 
Bericht  dieser  Commission  des  Gemeindebesitzes,  selbst  auch  nnr  al 
einer  Ursache  der  schlimmen  Lage  der  Bauern,  mit  keinon  Woite  I> 
wähnung  geschieht.  Aus  dem  ihr  so  vielseitig  zugegangenen  positiv« 
Material  hat  sich  ihr  nichts  ergeben,  das  mit  Sicherheit  auf  diese  Gnmd- 
besitzform  als  auf  eine  Ursache  der  schlimmen  Erscheinungen  hinwiese. 
Bei  der  auch  jetzt  noch  in  Regierungskreisen  herrschenden  Abneign« 
gegen  den  Gemeindebesitz  gewinnt  dieser  Umstand  doppelte  Bed^itans 

Das  verbreitetste  und  wirksamste  Mittel,  die  Gemeinde  in  voiks 
Abhängigkeit  vom  Gutsherrn  zu  erhalten,  liegt  in  dem  Mangel  tf 
Weiden.  Dieser  Mangel  ist  besonders  weit  verbreitet  in  den  nbrim 
von  dem  Gebiet  der  Schwarzerde  belegenen  Gouvernements,  woselb^ 
bei  der  im  Verhältniss  zur  bebauten  Landfläche  sehr  bedeateoden  Au5r 
dehnung  des  unbebauten  Landes  eine  Erweiterung  des  Weidelandes  sc 
Gunsten  der  Bauiem  keine  eigentliche  Schädigung  der  Interessen  des 
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utsbesitzers  gewesen  wäre.  Andererseits  ist  der  Bedarf  an  Weiden  zum 
Dterhalt  des  Viehs  gerade  in  diesen  Landstrichen  mit  geringer  natOr- 
dier  Ergiebigkeit  des  Bodens,  der  starke  Dflngong  verlangt,  ein  be* 
loders  dringender.  Die  Bauern  sind  also  gezwungen,  Weideland  vom 
atsherm  zu  pachten.  Zumeist  hat  er  in  diesen  Fällen  ein  natürliches 
onopol:  er  ist  zumeist  der  Einzige,  der  den  Bauern  nahe  belegenes 
nd  darauf  kommt  es  ja  an)  Weideland  zu  vergeben  vermag.  In  der 
sten  Zeit  ward  vielfach  von  Seiten  des  Gutsbesitzers  entlegenen,  von 
m  nicht  genutzten  Landstücken  keine  Beachtung  geschenkt  und  Bauern 
itzten  mit  seiner  stillschweigenden  oder  ausdrücklichen  Genehmigung 
ilches  Weideland  ohne  G^enleistung.  Bald  aber  erkannten  die  Guts* 
isitzer  ihre  günstige  Position  den  Bauern  gegenüber,  die  ohne  die 
^eide  nicht  existiren  können,  und  liessen  diese  ihre  Macht  fühlen. 
ipid  und  bis  zu  unglaublichen  Preisen  stieg  jetzt  die  Summe,  die  der 
fiddiche  Monopolist  den  bäuerlichen  Gemeinden  dictirte.  Noch  be- 
ster ist  die  Ausbedingung  der  Leistung  von  Arbeitstagen.  Und  dabei 
erden  derartige  Vereinbarungen  nur  von  Jahr  zu  Jahr  abgeschlossen, 
er  Gutsbesitzer  ist  hierdurch  Herr  der  Gemeinde  geworden,  die  ihm 
illem  willfährlich  sein  muss,  um  die  Weide  nicht  einzubüssen. 

Ebenso  gestalteten  sich  die  Verhältnisse,  wo  es  den  Bauern  an 
iesenland  fehlte»  insbesondere  dort,  wo,  wie  bemerkt,  bei  Abgrenzung 
3  Bauerlandes  sich  mehr  Land  im  Besitz  der  Bauern  erwies,  als  das 
isetz  ihnen  zusprach,  und  daher  ein  Theil  des  Landes,  häufig  Wiesen* 
xij  abgeschnitten  wurde.  Solche  den  Bauern  abgeschnittene  Land- 
icke,  die  sie  zur  eigenen  Wirthschaft  unbedingt  nöthig  haben,  und 
i  den  Gutsbesitzern  jetzt  zufielen,  erweisen  sich  sehr  häufig  in  allen 
rdlichen  und  mittleren  Qt)uvemements  als  das  wichtigste  Landstück 
l  dem  ganzen  Landgut,  das  der  Besitzer  für  keinen  Preis  den  Bauern 
taufen  würde.  Denn  dasselbe  ermöglicht  ihm,  sich  die  billigsten 
beitskräfte  zur  Bestellung^  seines  Gutes  zu  besdiaffen  und  sich  die 
meinde  in  gehorsamer  Unterthänigkeit  zu  erhalten. 

Wie  schnell  nach  Neuordnung  der  Agrarverhältnisse  diese  ökono- 
sehe  Abhängigkeit  der  Bauern  von  benachbarten  Gutsbesitzern  sich 
ibildete,  ersehen  wir  u.  A.  daraus,  dass  Skaldin  in  seinem  grossen 
irk^)  über  die  agrarischen  Verhältnisse  des  nördlichen  Russlands  be- 
ts  im  Jahre  1866  diesen  die  bäuerliche  Wirthschaft  zerstörenden 
beistand  als  in  den  nördlichen  Gouvernements  weit  verbreitet  schil- 
t:  die  Bauern  seien  in  einer  sehr  .bedrängten  Lage  in  Betreff  der 

^)  B%  sftzoxycTU  ■  Wh  ctOMMB,%  St  Petersburg  1870.    Die  einzelnen  Abschnitte 
es  Werkes  waren  schon  vorher  in  der  Monatsschrift  OrevecTBeBBBJi  dasscu  in 
Jahren  1867,  1868  und  1869  erschienen,  jetit  jedoch  mit  mehrÜMshen  Erweite- 
;en  nnd  Zostaen  renehen. 
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ihnen  zogetheilten  Nutzungoi  und  in  der  vollsten  Abltibigigkeit  voi 
Gntsbesitzern,  zumeist  ohne  hinreichende  Weiden,  f&r  die  Erittbnifl» 
das  Vieh  auf  gntsherrliches  Land  zu  treiben,  werde  tob  den  Baum 
die  Leistung  verschiedener  Arbeitstage  verlangt  ^)  Während  frflher  die 
Baiuem  so  viel  Land  zur  Nutzung  hatten,  als  die  localen  Umstände  e$ 
verlangten  (je.  schlechter  der  Boden,  desto  mehr  Wiesen  imd  Weite 
um  mehr  Vieh  ernähren  zu  können),  wurde  bei  Ihnrdif&hnmg  te 
Emancipationsgesetzes  nach  den  pro  Kreis  (oder  Theilen  desselba» 
normirten  festen  Sätzen  häufig  Land  (namentlich  Wiesen  und  Weidei) 
abgeschnitten.  ^) 

Wir  wollen  hier  die  Gouvernements  aufsählen,  in  welchen  besoaders 
stark  die  Abhängigkeit  der  Bauern  von  dem  Gutsbesitzer  in  Folge  de< 
Mangels  an  unentbehrlichen  Nutzungen  hervortritt  Im  Goavenieaest 
Ssmolensk  ^)  ist  es  der  Mangel  an  Holz,  Wiesen  und  Wdden,  der  dif 
Bauern  zwingt,  zu  den  niedrigsten  Preisen,  worauf  wir  an  anderer 
Stelle  zurückkommen,  gntsberrlidies  Land  zu  bestellen,  indem  der  Git^ 
herr  nur  in  der  Art  den  Bauern  gestattet,  Holz  seinem  WaUe  n  etf- 
nelmen,  Wiesen  und  Weideland  zu  nutzen,  wenn  sie  gegen  die  gerinpie 
Entschädigung  seine  Felder  bestellen.  In  den  Aussagen,  die  ii  dm 
Bericht  der  Enquetecommission  niedergelegt  sind,  MAen  wir,  dus  (is^ 
Fehlen  von  Weiden  etc.  die  Bauern  in  eine  drückende  Lage  p^ 
hat  in  folgenden  Gouvernements:  Gouvernement  Twer  (insbesoodsf  o 
den  Kreisen  Wyschnewalotschok  und  Koftschewa\  Gkmvemement  Ss"- 
lenak,  Kalng%  Moskau^  Wladimir,  Jareslaw,  Eoetroma,  Kasan,  Santt"* 
Orel,  Kursk,  Ssimbirsk,  Tambow,  Nowgorod.^)  In  der  DariegnBgdr« 
Laadschafisamtes  des  Gouvemenents  Wladimir  über  die  Lage  der  Uod* 
wifthschaft  (auf  Grundlage  der  Daten,  die  dasselbe  im  Auilnge  der 
Enquetecommission  gesammelt  hatte)  heisst  es  u.  A^  dass  in  mehrerfs 
Kreisen  dieses  Gouvernements  die  Wirthschaft  so  maaeber  Girtskem 
flkh  nur  dadurch  erhält,  dass  die  BaMm  für  Weideland  ttnea  i^ 
bieten.^)  In  den  „Materialien  zmr  Erforschung  der  Lage  des  Gravi* 
besitzes'^^  (Fortsetzung  dei  durch  die  Enqneteeommission  gessmnelu? 


>)  1.  c.  pag.  18,  46. 

^  I.  c.  pag.  18  und  31S. 

*)  A.  EiigeUiardt:  „Bonpocv  pjeczaro  eancsaro  xoMtcTBa"  in  den  Orevecneffs' 
Saness,  187»,  Bandll,  pag;  19^—291,  inBbesMidcr  pag.a0f,911. 

«)  CommiMioatbeiiclil,  Band  U^  HanptaMhciliing  I,  Abwbnitt  I»  pftg.  S-^^  ^^ 
28,  24.  Band  lY,  Antwort  Nr.  42, 610,  720,  778,  780, 1266, 1489,  1883,  2546»  d67S,  i^ 
m  QiIbw  in:  acte!  Sutistilr  des  Gonv.  Modfcaa  n  ^la  St^llsB  (Bmi  I,  ?^  ^* 
7$  «ftß.  nnd  Bau«  il  inaiwoMlartV 

»>  Baiwmipciil  Soicai  Giopnaa,,  18»,  Bd:IV,  pag.  MO-^tSS,  iaiikjaa*«*  1^ 

•)  Materialien  zur  Fortaetzong  der  Arbeiten  der  SaqaalaeMBiiHfoa»  pt-^ 
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Daten)  finden  wir  die  beiläufige  Notiz^  daas  eine  bäuerliche  Gemeinde 
im  Kreise  Lnga  (Gouvemesayent  St  Petersburg)  fär  die  Nutzung  eines 
Stückes  Weideland,  das  sie  in  der  ersten  Zeit  nach  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  frei,  ohne  Zahlung  nutzte,  jetzt  100  Rbl.  und  steigend 
mehr  dem  Gutsherrn  zu  zahlen  habe.  Fürst  A..  Wassiltschikow  erklärt 
in  seinem  erwähnten  grossen  Werk  über  Grundbesitz  und  Ackerbau/) 
dass  das  Fehlen  von  Weideland  bei  den  Bauern  für  die  Gutsbesitzer  zu 
einer  neuen  reichen  Einnahmequelle  geworden  ist,  indem  sie  den  Bauern 
Weideland;  das  bisher  ungenutzt  und  ertraglos  dalag,  zu  nutzen  gestatten. 

Auch  andere  Umstände  wirken  dahin,  dass  die  Bauern  von  den 
umwohnenden  Gutsbesitzern  in  eine  ökonomische  Abhängigkeit  gerathen 
sind.  Da  der  Landantheil  weder  die.  ganze  Arbeitskraft  des  Bauern  in 
Ansprach  nimmt,  noch  seine  gesammten  Bedürfnisse  (mit  Entrichtung 
der  ihm  obliegenden  Zahlungen,  Pacht  oder  Ablösungszahlungen,  Steuern 
aller  Art)  deckt,  so  muss  er  sich  nach  Nebenarbeit  umsehen.  Wo  keine 
Baosindustrie  besteht,  noch  gewerbliche  oder  andere  Anstalten  und 
l'ntemehmungen  in  der  Nähe  (Fabriken,  Holzflössen  auf  Flüssen  etc.) 
ihm  Arbeit  bieten,  dort  ist  er  zumeist  auf  Arbeiten  auf  dem  benach- 
barten gutsherrlichen  Hof  angewiesen.  Weiter  von  der  eigenen  Wirth- 
schaft  kann  er  sich  nicht  entfernen,  da  in  Folge  der  Familientheilungen 
der  Hauswirth  jetzt  zumeist  auch  die  einzige  volle  männliche  Arbeits- 
kraft in  seiner  Familie  ist  und  er  daher  die  eigene  Wirthschaft 
nicht  auf  längere  Zeit  verlassen  kann.  Das  Angebot  von  Arbeitskräften 
ist  in  den  nördlichen  und  mittleren  Gouvernements  zumeist  ein  grösseres 
als  die  Nachfrage  Seitens  der  Gutsbesitzer.  Sehr  häufig  ist  der  Guts- 
besitzer als  einziger  Arbeitsgeber  in  der  glücklichen  Lage  eines  Mono- 
polisten, die  auch  dadurch  hergestellt  wird,  dass  die  benachbarten  Guts- 
besitzer, an  die  sich  allein  die  Bauern  der  umliegenden  Dörfer  —  wegen 
zu  grosser  Entfernung  anderer  Landgüter  —  mit  Arbeitgesuchen  wen- 
den können,  sich  unter  einander  über  die  zu  zahlenden  Arbeitspreise 
verstandigen.  Ein  vollgültiger  Beweis  dafür,  dass  diese  Npthlage  unter 
Bauern  verschiedener  Gouvernements  herrscht,  liegt  in  den  zahlreich 
vorli^enden,  unbestrittenen  Daten  über  die  Preise  für  die  Ausführung 
landwirthachaftlicher  Arbeiten,  wie  auch  über  die  Arbeiterlöhne  in  ver- 
schiedoien  Gouvememepts. 

E^ne  interess^te  3^6chnuiig  darüber^  wie  gering  die  Arbeit  der 
Bauern  auf  gi^tsherrlicben  Wirthschaftan  bezahlt  w|rd|  bietet  A.  Epgel- 
liar^t  in  diaqi  soeben  angezogenen  Artikel.  Seip  Lapdgnt  b^det  ;dch 
im  Gouvernement  Ssmolensk  und  ist  15  Werst  von  der  Ei9enbahn  be- 
legei),  Silso  m  ökonomischer  Beziehung,  d.  i.  in  ^etrapf  der  Yerwefrthung 


*)  Band  n,  pag.  624. 
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der  Arbeitskraft  und  des  Absatzes  gewonnener  Prodncte  günstiger  ge- 
stellt, als  andere  Theile  dieses  (jouvemements.  In  der  Umgegend  dieses 
Gutes  sind  die  Gutsbesitzer  in  der  Lage,  die  vollständige  BesteDniig 
Ton  3  sogen,  ökonomischen;  3200  O  Faden  enthaltenden  Dessitmea 
(d.  h.  je  eine  Dessätine  bei  Dreifelderwirthschaft:  je  eine  DestiUine 
Winter-,  Sonmier-  und  Brachfeld)  für  20—25  Rbl.  den  umwohnenden 
Bauern  zu  vergeben.  Der  Verfasser  berechnet  nun,  dass  zur  AasfDhnmg 
dieser  Arbeiten  71  Pferde-,  56  männliche  und  68  weibliche  Arbeitstage 
erforderlich  sind.  Werden  diese  Arbeitstage  gleichgesetzt,  so  aUt 
der  Bauer  —  bei  23  Rbl.  durchschnittlicher  Entschädigung  —  11^/^  Eop. 
pro  Tag.  Dabei  hat  der  Bauer  seinen  eigenen  Anspann,  seine  Ger&tk- 
Schäften  zu  verwenden  und  das  Risico  der  Witterung  (in  Betreff  der 
Möglichkeit  des  Arbeitens  auf  dem  Felde)  zu  trag^.  Freilich  ge- 
niesst  der  Bauer  ausserdem  die  Vergünstigung  der  Nutzniessong  der 
gutsherrlichen  Weide.  Wird  diese  eben  auch  zu  16  Rbl.  pro  je  drei 
Dessätinen,  die  er  zu  bestellen  hat,  veranschlagt,  so  stellt  sich  die  Zah- 
lung des  Gutsherrn  auf  nur  39  Rbl.  heraus,  d.  h.  auf  20  Eop.  pro  Tag! 
Wird  zu  dieser  Arbeit  noch  eine  Dessätine  Grasschnitt  hinzugelegt,  »^ 
wird  28  Rbl.  für  die  ganze  Arbeit  gezahlt  Ein  wenig  günstiger  steA 
sich  für  den  Bauer  die  Bestellung  des  Flachsfeldes:  für  die  Bestellung  einer 
ökonomischen  Dessätine  erhält  er  25  Rbl.;  zur  Ausführung  der  hierM 
erforderlichen  Arbeit  muss  der  Bauer  verwenden:  34  Pferde,  32  misi* 
liehe  und  95  weibliche  Arbeitstage.  Der  durchschnittliche  Tagdoka 
stellt  sich  auf  15Va  Kop.  Dass  der  Bauer  bei  einer  so  ungflnstipi 
Verwerthung  seiner  Arbeitskraft  nicht  prosperiren  kann,  ja  ökonomäd 
inmier  mehr  herunterkommen  muss,  liegt  auf  der  Hand. 

Derartige  Verhältnisse  sind  leider  keine  ausnahmsweise  in  emer 
Gegend  des  weiten  Reichs  bestehende.  Vielmehr  liegt  uns  eine  Rohe 
von  Daten  aus  verschiedenen  anderen  nordlichen  und  centralen  Grouvene- 
ments  vor,  die  denselben  Zustand  als  weit  verbreitet  darthnn. 

Dieselben  Preise  für  die  Bestellung  gutsherrlicher  Ländereien  gibt 
der  Gutsbesitzer  A.  Baumgarten  bei  seiner  Vernehmung  vor  der  Enqoete- 
commission  in  Betreff  desselben  Gouv.  Ssmolensk,  Kreis  Belyi,  an:  dnrck- 
schnittlich  25  Rbl.  für  die  volle  Bestellung  von  je  einer  Dessätine»  ia 
drei  Feldern  vom  Aufpflügen  des  Brachfeldes  bis  zum  Schütten  des  Ge* 
treides  in  den  Speicher,  30  Rbl.  aber  wenn  ausserdem  der  Schnitt  einer 
Dessätine  Wiese  übernommen  wird.  Es  scheint  sogar,  dass  die  Baoera 
nicht  ausserdem  die  freie  Nutzung  gutsherrlicher  Weide  erhalten,  da  er 
Solches  nicht  angibt. 

Im  Gouv.  Nowgorod,  in  den  Kreisen  Waldai  und  Tscherq>owei^ 


1)  Antwort  Nr.  1268. 


n 
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zahlt  der  Gutsherr  für  die  Bestellung  je  einer  Dessätine  in  den  drei 
Feldern  und  den  Schnitt  einer  Dess.  Wiese  23—26  Rbl.:  hierfQr  haben 
die  Bauern  das  Winterfeld  drei  Mal,  das  Sommerfeld  zwei  Mal  zu  pflügen, 
alle  anderen  Arbeiten  mit  Einschluss  des  Einbringens  des  Getreides  in 
den  Speicher.  Die  Düngerausfuhr  dagegen  liegt  dem  Gutsbesitzer  ob. 
Im  Kreise  Wesajegonsk  wird  für  die  Bestellung  je  einer  Dess.  in  den 
drei  Feldern  29  BbL  gezahlt  ^),  im  Kreise  Ostrow,  Gouv.  Pskow,  28  RbL  *), 
in  den  Kreisen  Ssmolensk,  Duchowschtschina,  Juchnow,  Poretschje,  Krassny, 
Roslaml,  Jelna  und  Belyi  im  Gouv.  Ssmolensk')  für  die  Bestellung  je 
einer  ökonomischen  Dess.  in  den  drei  Feldern,  aber  ohne  Dreschen, 
18-23  Rbl.,  mit  Dreschen  und  mit  Schnitt  einer  Dess.  Wiese  28—32  Rbl. 
Auch  li^en  uns  für  dieselben  Kreise  (mit  Ausnahme  des  Kr.  Juchnow) 
imd  den  Kreis  Dorogobusch  folgende  Daten  vor:  für  die  Bestellung  je  einer 
offidellen  Dessät.  (2400  D  Faden)  in  den  drei  Feldern  wird  gezahlt  18  RbL,  i 

mit  Schnitt  einer  Dessät.  Wiese  22  Rbl.,  mit  Dreschen  und  Anfuhr  des  i 

Holzes  zum  Dörren  des  Getreides  25  Rbl.,  und  zwar  bestehen  die  Arbei- 
ten in  Folgendem:  auf  dem  Winterfeld:  das  Wintergetreide  schneiden  und 
einbringen,  das  Sommerfeld  zwei  Mal  pflügen,  zwei  Mal  eggen,  das  Sonmier- 
getreide  schneiden  und  einbringen,  auf  dem  Brachfeld:  Dünger  ausführen, 
zwei  Mal  pflügen  und  eggen,  sowie  das  Wintergetreide  säen.  Die  ge« 
nannten  Preise  schwanken  nur  wenig,  nicht  über  1—2  Rbl.^) 

Jene  von  Engelhardt  angestellte  Berechnung  über  die  effective  Ent- 
schädigung der  Bauern  für  die  auf  dem  Herrrahof  geleistete  Arbeit 
stimmt  vollständig  mit  einer  anderen  Berechnung  im  Kreise  Maloarchangel  i 

im  Gouv.  Orel:  durchschnittlich  fOr  einen  Pferde-  oder  Fusstag  12  Kop.^) 

Es  liegen  viele  Angaben,  sowol  im  Enquetecommissionsbericht,  als 
tnch  in  anderen  Abhandlungen  und  Berichten  über  für  die  Bestellung 
gnteherrlichen  Landes  an  die  Bauern  gezahlte  Preise  vor,  aus  deren  nie- 
<irigen  Betragen  auf  eine  ähnlich  niedrige  Entschädigung  pro  Arbeitstag 
zu  schliessen  ist  Um  jedoch  jede  Möglichkeit  eines  Irrthums  und  einer 
Uebertreibung  der  Zwangslage  der  Bauern  zu  vermeiden,  unterdrücken 
wir  unsere  hierüber  aufgestellten  Berechnungen,  die  sich  auf  eine  grosse 
Zahl  der  innem  Gouvernements  erstrecken.  Ein  Irrthum  kann  sich  näm- 
lich leicht  in  jene  Berechnungen  eingeschlichen  haben,  da  die  Ausführung 
der  betreflfenden  landwirthschaftlichen  Arbeiten  je  nach  der  Beschaffen- 
heit des  Bodens  (leichter  Sand-  oder  schwerer  Lehmboden  etc.),  je  nach 
der  in  der  betreffenden  Gegend  üblichen  Sitte  des  Bestellens  (Häufigkeit 
des  Pflügens,  Eggens  etc.),  nach  der  Beschaffenheit  (Stärke)  der  Pferde, 


^)  Comniissioiisbericht,  Bd.  U,  Hauptabtheilong  I,  Abschnitt  I,  pag.  4. 

•)  Ebendaselbst  —  »)  1.  c.  pag.  6.  —  *)  L  c.  pag.  6.  —  »)  1.  c.  pag  6.  —  •)  L  c. 

pag.  22. 
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des  Anspanns^  der  Geräthe  etc.^  Entfernung  des  Feldes  etc^  eine  erhän 
lieh  grössere  oder  geringere  Zeit  beansprodit  So  finden  wir,  um  nur 
ein  Beispiel  anzuführen^  in  den  durch  sorglUtiges  Befiragen  der  Banen 
ermittelten  Angaben  W.  Orlow's  in  seiner  Statistik  des  Gouv.  Moskau', 
Zeitnormen  für  die  einzelnen  Angaben^  die  den  von  Engelhardt  ftr  jenen 
Landstrich  im  Gouv.  Ssmolensk  angegebenen  durdbaus  nicht  entspredia 
Ja.  selbst  in  ein  und  demselben  Kreise;  in  benachbarten  Wolosten  finden 
sidi  bedeutende  Differenzen  in  Betreff  der  fllr  gewisse  Arbeiten  erior* 
derlichen  Zeit,  wie  es  u.  A.  z.  B.  in  einer  hübschen  Arbeit*)  Ittier  die 
im  GouY.  Nowgorod  ausgeführte  Einschätzung  des  Landes  zu  Zwecken 
der  landschaftlichen  Besteuerung  auf  Grundlage  genauer  EmutteluBgen 
dargelegt  ist  In  drei  Dörfern  benachbarter  Wolosten  wird  auf  die  B^ 
Stellung  einer  Dess.  verwandt:  in  einem  Dorf  (wo  eiserner  Pflog  ümI 
eiserne  Egge  in  Gebrauch  sind)  far  die  Bestellung  des  WintofeUes 
1272  Pferdetage^  Vs  männliche  und  9  weibliche  Arbeitstage,  des  Sqb- 
merfeldes  6^4  Pferdetage,  Vs  männliche  und  8  weibliche  Arbeitstage; 
in  dem  zweiten  Dorfe  aber^  wo  der  Hakenpflug,  aber  die  eiserne  Egse 
üblich  ist,  für  das  Winterfeld  27^8,  resp.  %  respu  12  Arbeitstage,  für 
das  andere  Feld:  13,  resp.  ^Z^,  resp.  8  Arbeitstage;  im  dritten  Dorf  (d^- 
gleichen  Hakenpflug  und  eiserne  Egge)  für  das  Winterfeld  17,  resp.  ^- 
resp.  9^2;  für  das  Sommerfeld  9,  resp.  V29  f^sp*  6  Arbeitstage. 

Bei  der  Yemetamung  vor  der  Enqueteconmiission  gelangtes  gsp 
reeht  characteristische  Aeusserungen  in  B^reff  der  Abhängigkeit^ 
Bauern  von  den  umwohnenden  Gutsbesitzern  zu  Tage.  So  erklarte  G^ 
heünrath  W.  W.  Apraxin,  Grossgrundbesitzer  im  Gouv.  Ord:  „Ich  hk 
mich  nicht  über  Verletzungen  der  Contracte  Seitens  der  Arbeiter  zu  b^ 
klagen,  es  hängt  Solches  ausschliesslich  von  der  ausnahmsweisen  (?  1  ^ 
in  dieser  Beziehung  vortheilhaften  Lage  ab,  in  welcher  ich  mich  hefinie- 
ich  habe  ein  grosses  Landgut  mit  Mehrfelderwirthschaft,  so  dass  ich  one 
sehr  grosse  Zahl  Ton  Arbeitern  beschäftige,  und  ich  habe  in  dieser  Be- 
ziehung fast  das  Monopol.  Die  Leute  stehen  schon  deshalb  in  Abhäagi^ 
keit  ton  mir,  weil,  wenn  sie  ihre  Verpflichtungen  nicht  ^f&llen,  sie  ps^ 
ohne  Arbeit  bleiben  könnten^') 

Th.  Arnold,  Oberverwalter  der  forstlich  Jussupow'schen,  in  den  Gotw^ 
nements  Kursk,  Charkow,  Woronesh,  Tula,  St  Petersburg  uad  Jarosk« 
Meg^en  Güter  (insbesondere  in  Betreff  des  Gouv.  Kursk)  erklärt:  .^Ua 
uns  Arbeitskräfte  zu  sichern,  treffen  wir  zeitig  mit  den  Baueni  VeroE- 
barungen  und  verpachten  nur  an  diejemgea  Land,  welche  sich  yerpliichto. 

1)  W.  Orlow  in  seiner  Sutistik  des  Goav.  Moskau,  Band  I,  pag.  IIS-IU 
*)  HsoJ^AOBania  uIhmctb  «  aoxoaboctk  aeiiaiB  in  den  Tpyxv  emmen^to»^ 
WMJbMtmM  HOsrepoxcEoi  ryCepBOBOt  seiicKoft  ynpiWi  1S79,  Band  I,  pa^  27-^ 
»)  Antwort  Nr.  1148. 


—    285    — 

bei  vns  zu  arbeiten;  sonst  geben  wir  ihnen  kein  Landstück  in  Pacht. 
Der  Bauer  geht  darauf  ein,  da  er  Land  nöthig  hat  Er  wäre  sogar 
bereit  das  doppelte  Quantum  an  Land  zu  pachten  und  nicht  auf  dem 
Herreohof  zu  arbeiten.  Doch  daim  würden  wir  ohne  Arbeiter  bldben'^^) 
J.  J.  Ssawe^ew;  Gutsbesitzer  und  Fabrikbesitzer  im  Gouv.  Jekateri- 
oosslaw,  sagt  ans:  ,;Die  örtlichen  (zum  Unterschied  von  den  aus  anderen 
Gouvernements  für  die  Dauer  der  dringenden  landwirfhschaftlichen  Arbei* 
ten  herziehenden)  Bauern  erfüllen  recht  gewissenhaft  die  übernommenen 
Verpflichtungen,  da  sie  mehr  oder  weniger  in  ökonomischer  Beziehung 
in  einiger  Abhängigkdt  von  ihren  früheren  Herren  stehen,  die  Urnen 
aber  auch  Hülfe  nicht  versagen^.'} 

W.  J.  Infreimow,  Gutsbesitzer  im  Gouv.  Kursk,  äussert  sich  wie 
folgt:  ,;Die  Vereinbarungen  mit  den  Bauern  werden  von  diesen  recht 
pftnktlich  ausgeführt  Die  auszuführenden  Arbeiten  werden  nämlich  bei 
Verpachtong  von  Landstftcken  an  die  Bauern  veralwedet:  hierdurch 
sind  die  Bauern  gebunden,  denn  wenn  sie  die  übernommenen  Verpflich- 
tungen nicht  erfüllen,  so  ehalten  sie  im  nächsten  Jahr  die  Landstücke 
nicht  mehr  zur  Pachtung.  Da  sie  nun  des  Landes  unbedingt  bedürftig 
sind,  so  erfüllen  sie  —  aus  dieser  Nothwendigkeit  —  die  Arbeiten  recht 
ptoktüch*^«) 

Wirklidher  Staatsrath  D.  J.  Jermejew,  ansässig  in  dm  Gouv.  Kasan 
nnd  Ssimbirsk,  sagt  aus:  „Vornehmlich  pachten  die  Bauern  Wiesenland,, 
dessen  sie  besonders  bedürftig  sind,  da  im  Gemeindeland  meistentheils 
das  Ackerland  überwiegt  Solche  Verpachtungen  werden  auf  kurze  Zeit, 
gewöhnlidi  auf  ein  Jahr  abgeschlossen^.^) 

FM^;dac|}iitant  Graf  J.  N.  Tolstoi,  begütert  in  den  Gouv.  Moskau 
(Kreis  Swenigorod)  «nd  Drei  (Kreis  Drei  und  Maloarchangelsk),  erklärt: 
»Flir  gewisse  Arbeiten,  wie  Düngerfuhr,  Grassschnitt  etc.,  wird  die  ge- 
sammte  benachbarte  Arbeitskraft  herangezogen,  wobei  mit  der  Gemeinde 
folgende  Vereinbarung  getroff^  wird:  es  wird  irgend  eine  Nutzung  oder 
Weide  gegeben,  wogegen  die  Gemeinde  ein  gewisses  Quantum  Dünger 
sof  die  bezeichneten  Feldw  zu  führen  hat  Der  Grassschnitt  wird  ent- 
weder gegen  Zahlung  oder  auch  gegen  irgend  eine  Nutzung  oder  Weide 
vergeben;  drei  Deesätine  pro  Seele  sind  für  die  Bauern  in  diesen  beiden 
Gouv«nements  positiv  zu  wraig.  In  diesen  beiden  Landstrichen  leiden 
die  Bauern  sehr  unter  dem  Mangel  an  Weiden^^) 

A.  A.  Aksakeiw,  Beamter  der  Kanaelei  des  Beiehsraths,  besitzlich  in 
den  Gouv.  Ssimbirsk,  Ssamara,  Pensa  und  Ufa,  erklärt:  „Die  Sitte,  ge- 
wisse Nutzungen  den  Bauern  für  Arbeiten  zu  vergeben,  besteht  hier. 


')  Aatwm  Kr.  11)1.  --   •)  Antwort  Nr.  1755.  ^  •)  Antwort  Kr.  186S.  -- 
')  Antw<Ht  Nr.  42.  —  »)  Antwort  Nr.  610. 
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vornehmlich  an  der  Wolga,  für  die  Bauern  sind  sie  manchmal  unbedingt 
nothwendig.  Dieses  Mittel  benutzen  die  GutsbesitEer,  um  die  erforder- 
liche Arbeitskraft  zu  erhaltend  ^) 

Generalac^utant  J.  S.  Lutkowski,  ansässig  in  dm  Gouy.  Nowgorod, 
Ssmolensk,  Jekaterinosslaw  und  Cherson,  sagt  aus:  „Am  liebsten  arbeiten 
die  Bauern  für  Nutzungen,  wie  Holz,  Weide,  Wiese.  In  den  Landstridien, 
wo  meine  Güter  liegen,  ist  das  ganze  Bauerland  zu  Acker  gemacht,  so 
dass  sie  vielleicht  nur  10  Pud  Heu  auf  eigenem  Lande  haben,  Wald  habet 
sie  auch  nicht.  . .  J*^ 

N.  Kupfer,  Oberverwalter  der  fürstlich  Tschemischow'schen,  in  den  Gou- 
vernements Moskau,  Jarosslaw,  Kaluga,  Drei  und  Ssaratow  belegene  Güter, 
erklärt:  „Gegenwärtig  wird  in  den  Gouv.  Moskau  und  Kaluga  die  Wirtk- 
Schaft  mit  mehr  oder  weniger  Erfolg  nur  auf  den  landreichen  Güten 
geführt,  wo  der  Gutsbesitzer  es  aufgegeben  hat  mit  Jahresknechten  za 
arbeiten  und  den  Bauern  gewisse  Nutzungen  überlässt  gegen  Arbeit, 
die  sie  auf  den  gutsherrliehen  Feldern  auszuführen  haben.  Hierdaitfc 
wird  zweierlei  erreicht:  ein  Einkommen  wird  aus  wüsten  Landstftckei 
erzielt,  die  anderweitig  keine  Pachtliebhaber  findeui  und  die  gntahenrlidie 
Wirthschaft  wird  ohne  Auslagen  geführt^*) 

Aehnlich  lauten  Aussagen  aus  den  Gouv.  Tambow*),  St  Peters- 
burg^) und  anderen. 

Der  an  sich  zu  geringe  Landantheil  hat  die  Bauern  in  vielen  Goi- 
vemements,  so  in  den  Gouv.  Ssimbirsk,  Ssamara,  Pensa,  Tambow,  Bäai, 
Tula,  Orel,  Kursk,  Woronesh,  Jekaterinosslaw,  Taurien,  Cherson  etc.  vo^ 
anlasst,  das  Ackerareal  zu  erweitem*)  auf  Kosten  der  Weiden  und  Wieso^ 
wodurch  die  Abhängigkeit  von  den  umwohnenden  GrosQgnmdbeBitzeni 
noch  verstärkt  wird,  da  die  Nachfrage  nach  Wiese  und  Weide  hierdnrcfc 
vergrössert  ward. 

In  Betreff  der  oben  genannten  Kreise  des  Gouv.  Semolenak  findet 
sich  folgende  Aussage  im  Gommissionsbericht:  Auf.  vielen  gsEtaherr- 
liehen  Wirthschaften  leisten  die  Bauern  Arbeit  für  die  Nutsong  der 
bei  der  Abscheidung  des  Bauerlandes  abgeschnittenen  Landstücke,  insbe- 
sondere der  Weiden.  Für  die  Nutzung  von  Weideland  und  von  abge- 
schnittenen Landstücken  wird  manchmal  ein  grosser  Theil  der  (gntsheiT- 
lichen)  Aecker  und  Wiesen  vollständig  bestellt  Diese  abgeadinittenea 
Landstücke  bilden  daher  eine  sehr  wichtige  Untarstfitznng  in  vielen  (go^ 
herrlichen)  Wirthschaften;  wenn  die  Bauern  dieselben  nicht  nöthig  hittei^ 


1)  Antwort  Nr.  730,  auch  Kr.  778.  —  «)  Antwort  Nr.  1439.  —  ■)  Antwort 
Nr.  2646.  —  *)  Antwort  Nr.  720.  —  »)  Antwort  Nr.  2784. 

•)  Enquetecommissionsbericht,  Buid  II,  Abtheilung  I«  pag.  28—489  Anlwwf 
vor  der  Enquete  Nr.  62,  286,  286,  670,  681,  866,  1280,  1966,  2068^  2068»  2169^  246^ 
2665,  2797,  2974  etc. 
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so  wflrden  sie  für  den  Gutsbesitzer  keinerlei  Werth  haben;  da  sie,  zer- 
streut in  kleinen  Stflcken  liegend,  entfernt  vom  Hof,  ungeeignet  fOr  die 
Bestellung  sind  und  zwar  um  so  mehr,  da  diese  Landstttcke  zum  grossen 
Theil  zur  Bearbeitung  ungeeignete  Moräste,  mit  Unkraut,  Grebüsch  be- 
wachsene Landstttcke  etc.  sind.    Die  Bauern  kaufen  diese  Landstttcke 
gern,  häufig  zu  hohen  Preisen,  da  sie  die  Weide  unbedingt  nSthig  haben.  ^) 
Fttr  die  Nutzung  von  Wiese  und  von  Weide  liefern  die  Bauern  dem 
Gutsherrn  Arbeit  auch  im  Kreise  Borowsk  und  Meschtschowsk,  Gouv. 
Kainga*),  im  Kreise  Moshaisk,  Gouv.  Moskau'),  im  Kreise  Mologa,  Gouv. 
Jarosslaw^),  in  den  Kreisen  Kineschma,  Tschuchlowa,  Juijewez  (10  Kop. 
bis  1  Rbl.  pro  Dess.  Weide),  Buj,  Kostroma  (3  Rbl.  pro  Dess.  Weide)  und 
Makarjew,  Gouv.  Kostroma  ^),  in  den  Kreisen  Kasan,  Swijashsk,  Mamadttsh, 
Tschistopol  und  Spask,  Gouv.  Kasan  %  in  den  Kreisen  Ssaratow,  Petrowsk 
und  Wolsk,  Gouv.  Ssaratow  ^,  sehr  verbreitet  in  dem  Kreise  Karatschew, 
auch  in  den  Kreisen  Ssewsk  [und  Trubtshwesk,  G^uv.  Orel^,  fast  in 
allen  Kreisen  des  Gouvernements  Kursk  *),  in  den  Kreisen  Kortschewa, 
Wessegonsk,  Kasalinsk  und  Kaschin,  Gouv.  Twer*%  in  vielen  Kreisen 
des  Gouv.  Ssaratow  (bis  zu  einem  Rbl.  zahlen  die  Bauern  fttr  die  Nutzung 
?on  Weideland  pro  Dessätine)^^),  verbreitet  im  ganzen  Gouv.  Jarosslaw^*}, 
in  den  Kreisen  Wassili -Ssursk  und  Ssergatsch  (2—11  Rbl.  pro  ökon. 
Dessätine  Weide)  und  in  anderen  Kreisen  des  Gouv.  Nishnij-Nowgorod  ^^, 
in  mehreren  Kreisen  des  Gouv.  Ssimbirsk  (ein  Dorf  im  Kr.  Ssysran  be- 
arbeitet fttr  das  Recht  der  Weidenutzung  dem  Gutsherrn  100  Dess.  Acker  ^% 
in  allen  Kreisen  des  Gouv.  Pensa^^)  (wenn  Geld  gezahlt  wird,  so  1 — 3  Bbl- 
pro  Dess.  Weide,  gewöhnlich  aber  leisten  die  Bauern  Arbeit). 

Zur  Characterisirung  der  Lage  der  Bauern  unter  solchen  beengen- 
den Verhältnissen  f tthren  wir  noch  folgende  Aeusserungen  aus  dem  Bericht 
der  Enquetecommission  an.  In  der  Darlegung  des  Präsidenten  des  Land- 
schaftamts des  Kr.  Jurgew  (Gouv.  Wladimir)  heisst  es  u.  A.:  die  Höhe 
der  Pachten  fttr  gutsherrliche  Ländereien  hängt  u.  A.  auch  davon  ab, 
ob  und  inwieweit  die  Bauern  mit  Weide,  mit  Tränke  (!)  versorgt  sind!**) 
Dabei  geniren  sich  einige  Gutsbesitzer  im  Gouv.  Kursk  *^  in  ihrer 
Darlegung  an  die  Gommission  nicht,  Landstriche,  in  denen  die  Bauern 
hinreichend  Land  haben,  als  „unglttckliche^  zu  bezeichnen,  da  in  solchen 
Fällen  die  Gutsbesitzer  die  Bauern  nicht  ausbeuten  können. 

Li  der  von  der  Enquetecommission  auf  Grund  der  gesammelten 
Daten  und  anderer  Quellen  hergestellten  und  im  Bericht  veröffentlichten 
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Abhandlung  fib^  ;;die  Systeme  und  die  Arten  der  Wirthachafifittming^ 
heisst  es:  Eine  der  verbreitetsten  Arten  des  wirth8(diaftlidwn  Betriebes 
besteht  in  der  Bearbeitung  des  Landes  durch  die  Bauern  fikr  Wtide, 
Wiese  etc.,  die  der  Gutsbesitzer  ihnen  zur  Nutzung  fiberläsat  Auf  vielen 
Oütem  der  Gouvernements  Mosdcau,  Kaluga,  Tula,  Ord  wird  difise  Art 
der  Wirthschaftfflhrung  ausschliesslkh  gefährt,  in  anderen  Landstrickn 
ist  die  Vergebung  solcher  Nutzungen  an  die  Bauern  gegen  Arbeit  eine 
vnchtige  Unterstützung  im  Wirthschaftsbetrieb;  der  Mangel  an  Wie» 
und  Weiden  zwingt  die  Bauern  sich  an  den  Gutsbesitzer  zu  wenden  ud 
ihre  Arbeit  gegen  Spottpreise  anzubieten,  so  dass  wohl  flchwerKdi  m 
Landgut  sich  findet,  wo  man  sich  nicht  in  dieser  oder  jener  Art  dieies, 
für  die  Gutsbesitzer  ausserordentlich  vortheilhaften  Ifittda,  sieh  mit 
Arbeitskräften  zu  versorgen,  bedient  Dieses  in  den  Händen  der  &atar 
besitzer  befindliche  Mittel  bild^  eine  mächtige  Handhabe,  vMnittdst 
welcher  viele  Gutsbesitzer  es  verstehen,  die  Arbeitekraft  der  u- 
wohnenden  Bauern  sich  fast  in  demselben  Masse  unterthanig  zu  nuMte 
wie  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  Jetzt  ist  dieses  Factum  mit  Unreh 
chender  Klarheit  zu  Tage  geirrten  im  Goirv.  Orel,  w6  die  Baneni  ikr 
Ackerfeld  verringern,  da  sie  immer  tiefer  beim  Gutsbesitzer  in  SdnUco 
gerathen  sind  und  zur  Bezahlung  derselben  steigend  mehr  Land  für  dc& 
Gutsbesitzer  bestellen  mflssen.^) 

Wie  bereits  bemerkt,  ist  ein  sehr  weit  verbreitetes  Mittel,  die  Bauen  in 
^ökonomischer  Abhängigkeit  sich  zu  eriialten,  dass  der  Gutsbesitzer  üaio 
Geldvorschüsse  zur  Bezahlung  der  Abgaben  und  AblösungszaUmageD,  nv 
auch  Vorschüsse  an  Getreide,  wenn  die  Bauern,  zumeist  im  FrtQgalhr,  in 
Miss|}ahren  auch  schon  im  Winter  darben,  sowie  auch  an  Saat  zur  Bestel- 
lung der  Felder  gibt:  je  dringender  der  Bauer  des  Vorsehnsaes  bedsl 
um  so  grösser  ist  die  Gegenleistung  an  zu  leist^ider  Arbeit  Und  uf 
4as  Billigste  bestellt  der  Gutsbesitzer  seine  gesammte  Wirthschaft.  Audi 
die  reicheren  Bauern,  die  „Gemeindefresser",  wissen  sidi  dieses  Mittds 
zur  Ausbeutung  ihrer  armen  Gemeind^enossen  trefflieh  zu  bediean. 
Desgleichen  die  Inhaber  der  Schenken  und  Wucherer  aller  Art 

Diese  Methode,  sich  billige  Arbeitskräfte  zu  verschaffen,  wird  m& 
geringen  Ausnahmen  wol  Oberall  practisirt.  In  dem  Conrnnasionsberick 
finden  wir  Hinweise  in  Betreff  der  meisten  Gouvernements:  als  verbrei- 
totste  Art  der  Wirthschaftsführung  im  Kr.  Ardatow,  Gouv.  SsiBd>ir8k,  seit 
den  letzten  Jahren  wird  die  Vergebung  der  Bestellung  der  Felder  etcgegd: 
Zahlung  pro  Dessätine  angegeben.  „Diese  Art  ist  besonders  vortheilhaft  für 
die  Gutsbesitzer  in  dicht  bevölkerten  Landstrichen,  wo  die  Bauern  wenic 


1)  Commiauoiubericlit,  Band  III,  HauptabtheUttag  V:  Gbcmmm  a  cnooote  wejteot 
zosjificTBa,  pag.  X— 14,  insbesondere  pag.  5—6. 
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Land  «ad  wo  vidi  Stenerrflckstände  sich  angehäuft  haben.  Unter  soldieii 
Umstanden  übernimmt  es  der  Bauer  lange  vor  Beginn  der  Arbeitszeit, 
gntsherrliches  Land  zu  bestellen  und  zWar  unter  sehr  gflnstigen  Be- 
dmgongen  fflr  den  Gutsherrn ;  der  dem  Bauer  die  gewflnscfate  Suiime 
yorschiesst^  ^)  Ebenso  lautet  es  aus  dem  Oouv.  P^isa:  Arme  Bauern 
haben  im  Frfihjahr  Geld  nötfaig  und  .um  es  nur  sofort  zu  bekommen, 
übernehmen  sie  Arbeiten  zu  Spottpreisen.')  Im  Gouv.  Räsan'),  Tambow^)^ 
Ssamara^),  Kursk*)  wird  Solches  auch  constatirt:  Werden  Vorschüsse 
gezahlt,  so  stellt  sich  die  Arbeitskraft  halb  so  billig.  Ein  Grossgnmd- 
besitzer'im  Kr.  Mzensk  (Gout.  Orel)  hebt  sogar  hervor,  dass  in  diesem 
Kreise  die  Aussaat  der  Gutsbesitzer  sich  vergrössert,  während  die  der 
Bauern  abnimmt,  ja  die  Bauern  immer  tiefer  beim  Gutsbesitzer  in  Schul- 
den geratken  und  zur  Bezahlung  derselben  stetig  mehr  Land  dem  Gläu^ 
biger  bestellen  müssen.'') 

Auch  vor  der  Enquetecommission  wird  diese  Frage  behandelt  Der 
bereits  erwähnte  Herr  D.  Jeremejew  (Gouv.  Ssimbirsk  und  Kasan)  er- 
Übt:  „Gewöhnlich  zahlt  der  Gutsbesitzer  60— 80^/o  der  betreffenden 
Soflune  im  September  oder  October,  November,  December  für  Arbeiten 
voraus,  die  erst  im  folgenden  Sommer  auszufahren  sind.  So  habe  ich 
bereits  jetzt  (6.  Dec.  1872)  fast  alle  Feldarbeiten,  die  in  dieser  Art  im 
Jahre  1873  auszuführen  sind,  bezahlt  bis  zu  70%,  und  allein  durch  dieses 
Mittel  erspare  ich  bis  zu  40%  der  Ausgaben,  die  ich  zu  leisten  hätte, 
wenn  ich  die  Arbeitskräfte  im  Sonmier  dingen  würde^.*) 

H.  A.  Berobrosow.  Adelsmarschall  des  Kreises  Petersburg,  besitzlich 
u.  Ä.  im  Kr.  Morshansk  (Gouv.  Moskau):  ,Jm  Herbst  wird  den  Bauern 
zur  Entrichtung  der  Steuern  und  Abgaben  Geld  vorgeschossen  und  im 
Sommer  arbeiten  sie  den  Vorschuss  ab*.*) 

W.  P.  Minin,  Adelsmarschall  des  Gouv.  Tula,  sagt  aus:  ,^ie  Ver- 
gebung der  Bestellung  des  Landes  an  die  Bauern  pro  Dessätine  ist  die 
vortheilhafleste  Art  der  Wirthschaft  Wir  zahlen  5—6  Rbl.  pro  Dessä- 
tine und  zwar  voraus. ...  Es  gibt  Fälle,  dass  capitalreiche  Leute  mit 
Vorausbezahlungen  Arbeiter  auf  2,  3  Jahre  vorausengagiren*'.*®) 

D.  P.  Badionow,  Gutsbesitzer  im  Gouv.  Ssimbirsk:  „Wir  halten  auf 
<ien  Gütern  gewöhnlich  einen  Verwalter,  Aufseher  und  Rechnungsbeamte, 
die  die  Arbeiten  leiten  und  rechtzeitig  den  Bauern  Vorschüsse  gegen  zu- 
l^ünfüge  Arbeiten  geben.  In  den  mit  Berechnung  ( ! )  geführten  Wirthschaften 
ist  jetzt  (Dec  1872)  bereits  alles  Geld  für  die  Arbeiten  1873  voraus- 


*)  l.  c.  pag.  IS.  —  «)  L  c.  pag.  16.  —  »)  1.  c.  pag.  18.  —  *)  1.  c.  pag.  17  und  117. 
-  *)  L  c  piig.  111.  —  •)  L  c.  pag.  183.  —  ')  1.  c.  Hauptabtfaeüang  II,  pag.  89.  — 
*)  Antwort  Kr.  6.  -  •)  Antwort  Nr.  166.  —  »•)  Antwort  Nr.  472. 
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bezahlt;  sondern  es  werden  auch  schon  Vorschflsse  auf  das  Jahr  1874 
gegeben^.*) 

Es  constatirt  sodann  die  Gonunission  auch  Folgendes:  „Iiandwiangel 
(insbesondere  auf  den  Gtttem,  wo  sie  den  sogenannten  Bettellandanthfal 
—  %  der  nonnirten  Maximalgrösse  —  genonun^i  haben)  und  die  An- 
häufung bedeutender  Rückstande  in  Steuern  und  Abgaben  zwingt  die  Bauen 
häufig,  auf  die  unvortheilhaftesten  Bedingungen  einzugehen.  In  solches 
Fällen  übernehmen  sie  Arbeitsverpflichtungen,  die  sie  ohne  voUstindigt 
Zerrüttung  ihrer  eigenen  Wirthschaft  nicht  die  Kraft  haben  zu  erfuUor'. 

Zum  Schluss  führen  wir  noch  ein  Beispiel  aus  der  i^Mateiialiai- 
Sammlung  über  den  Gemeindebesitz^,  über  die  Zwangslage  der  Bauern  an. 

Im  Kreise  Porchow  (Gouv.  Pskow)  wird  für  die  voUstandige  Be- 
stellung von  4  Dessätinen  (d.  h.  eine  Dess.  in  jedem  der  drei  Felder 
und  1  Dess.  Wiese)  25—30  Rbl.  und  nur  selten,  in  den  „reichen^  GemeiDda 
dieses  Kreises,  3ö  Rbl.  gezahlt,  von  welcher  Summe  gewohnüchlO  BbL  im 
Winter  voraus«,  der  Rest  während  und  nach  der  Vollendung  der  Arbeit 
bezahlt  wird.  Um  jene  auch  verhältnissmässig  geringe  VorausbeaeahhoM: 
zu  erhalten,  sehen  die  Bauern  sich  gezwungen  eine  sie  so  drückende  Ver- 
einbarung mit  dem  Grossgrundbesitzer  abzuschliessen.  Wie  drücke»! 
diese  Vereinbarungen  sind,  ergiebt  sich  daraus,  dass  bei  Anmiethnng  vot 
Arbeitskräften  im  Sommer  die  Ausführung  dieser  Arbeiten  50 — 60  BK 
zu  stehen  kommt,  also  um  66  bis  100  ^/o  theuerer.  Um  jenen  Vorscksi^ 
zu  erhalten,  den  er  zur  Entrichtung  der  Steuern  und  zur  StiUnnf  oes 
Hungers  unbedingt  nöthig  hat,  sieht  er  sich  gezwungen,  unter  UmstiBdGi 
auf  die  Hälfte  des  sonst  üblichen  Preises  der  Arbeit  zu  verzichten.  Dtr 
Grossgrundbesitzer  weiss  auch  ausserdem  noch  seine  günstige  SldluBg 
als  Monopolist  auszubeuten:  er  schliesst  nicht  mit  dem  einzelnen  Bauer 
die  Vereinbarung  ab,  sondern  mit  einer  Artel  von  möglichst  nelea 
Bauern,  ja  mit  einer  ganzen  Gemeinde,  die  die  solidarische  Haft  für  die 
rechtzeitige  und  sorgfältige  Ausführung  der  Arbeiten  zu  übemehmea  bat. 
Das  Risico,  das  durch  Erkrankung,  Tod  etc.  eines  Bauern  entstehes 
kann,  fällt  demnach  nicht  auf  den  Arbeitsgeber,  sondern  auf  die  biuer- 
lichen  Genossen.  Auch  schützt  sich  der  Gutsbesitzer  vor  etwaigem  Nk^* 
einhalten  jener  Vereinbarung  dadurch,  dass  eine  Bestimmung  statuiit 
wird,  laut  welcher  er,  sowie  die  Bauern  nicht  sofort  seinem  Ruf,  mit  der 
Arbeit  zu  beginnen,  folgen,  berechtigt  ist,  auf  ihre  Rechnung  Arbeiter 
zu  beliebigem  Preise  anzumiethen.  Der  Bauer  ist  ebra  gezwungen,  auf 
alle  Bedingungen  einzugehen.*). 

Die  trostlose  Lage,  die  den  Bauer  dazu  zwingt,  gegen  die  genagst« 


1)  Antwort  Nr.  1067,  1068. 

•)  MateriaUensammlung  aber  den  GemeindebesiiE,  pag.  821  -828. 
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Entschädigung  gutsherrliches  Land  zu  bestellen,  zeigt  sich  in  gleicher 
Weise  in  den  Arten,  in  welchen  der  Bauer  für  den  Gutsbesitzer  arbeitet: 
beim  Theilbau,  wie  bei  directer  Arbeitslöhnung. 

Beim  Theilbau  wird  die  Ernte  im  nördlichen  Landstrich  zumeist  zu 
gleichen  Theilen  zwischen  Gutsbesitzer  und  Bauern  getheilt^)  Da  die 
Gutsbesitzer,  die  in  dieser  Art  ihre  Wirthschaft  führen,  meistentheils 
für  die  Düngung  des  Bodens  wenig  Sorge  tragen,  so  sind  die  Erträge 
in  den  Landstrichen,  wo  nur  bei  tüchtiger  Düngung  erhebliche  Ernten 
erzielt  werden  können,  geringe  und  die  Hälfte  derselben  nur  eine  ge- 
ringe Entschädigung  für  die  aufgewendete  Arbeit  Zumeist  müssen  die 
Bauern  die  ganze  Saat  liefern.  Mithin  trägt  das  ganze  Bisico  der  Bauer, 
der  in  Missjahren  seine  Arbeit  und  häufig  auch  die  Saat  verliert.  Im 
Gouv.  Orel')  wird  bei  dieser  Bewirthschaftungsart  die  eine  Hälfte  der 
Saat  vom  Gutsbesitzer,  die  andere  von  Bauern  gestellt  Im  Gouv. 
Smolensk')  wird  von  der  'Ernte  vorerst  ein  Korn  abgetheilt  als  zu- 
künftige Saat  und  der  Best  getheilt 

Auch  ist  die  Form  üblich,  dass  der  Gutsbesitzer  dem  Bauer  je  eine 
Bessatine  Ackerland  zur  Nutzung  überlässt,  wogegen  dieser  für  ilm  eine 
andere  oder  gar  iVs  und  auch  2  Dessätinen  vollständig  bestellt  In 
einigen  Kreisen  des  Gouv.  Kursk  besteht  die  Sitte,  dass  der  Bauer  fünf 
Dessätinen  —  vier  mit  eigener  Saat,  die  fünfte  mit  der  Saat  des  Herrn 
—  bestellt  und  nach  vollbrachter  Ernte  die  Hälfte  des  Ertrages  der  vier 
Dessätinen  für  sich  erhält,  während  dem  Gutsbesitzer  die  andere  Hälfte, 
sowie  der  ganze  Ertrag  der  fünften  Dessätine  zufällt  Ausserdem  haben  in 
einigen  Landstrichen  die  Bauern  an  Arbeit  dem  Gutsherrn  ausserdem  zu 
stellen  pro  Dessätine:  Winterfeld  2  Pferdetage  und  1  Fusstag,  Sommer- 
feld 1  Pferde-  und  1  Sommertag  ^),  welche  Arbeitstage  der  Gutsbesitzer 
zu  anderen  Arbeiten  verwendet 

Bei  den  geringen  Ernten,  die  die  sorglose  Wirthschaft  mit  sich 
fthrt,  ist  die  Entschädigung  der  Bauern  auch  bei  diesem  Modus  viel- 
fach eine  äusserst  geringe. 

Auch  der  Arbeitslohn  in  Geld  (pro  Tag,  Monat),  ist  überall,  wo  die 
Bauern  in  der  Zwangslage  sich  befinden,  ein  äusserst  geringer.  Wie 
ans  den  Angaben  im  Enquetecommissionsbericht,  die  durch  andere  Da- 
ten vollständig  bestätigt  werden,  ersichtlich  ist,  ist  es  keine  seltene  Er- 
scheinung, sondern  eine  sehr  verbreitete,  dass  der  Arbeiter  bei  seiner 
eigenen  Beköstigung  pro  Tag  im  Mai  und  Juni  20  Kop.,  Ende  Juni  25, 


>)  Band  lU,  Abtheilung  V,  pag.  15. 

<)  ComiiuBsionsbericht,  Band  II,  Abtheilung  I,  pag.  20. 

*)  L  c.  pag.  ?•  —  *)  L  c.  pag.  28. 

*)  Commissionsbericfat,  Band  II,  Abtheilung  I,  pag«  94—162. 
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Juli  bis  15.  August  40—^50;  Holzzufuhr  im  Winter  mit  gotsherrlichan 
Anspann  15  Kop.,  die  Arbeiterin  aber  im  Mai  und  Juni  10  bis  15,  Job 
bis  zum  15.  August  15  Kop.  erhält.  Ja  im  Winter  bittet  die  Arbeiterin 
um  Arbeit  allein  gegen  Beköstigung! 

Sollte  noch  der  geringste  Zweifel  darüber  bestehen;  dass  wir  es  hier 
nicht  mit  einer  Zwangslage  und  überhaupt  mit  anormalen  wirthsdiaft- 
liehen  Verhältnissen  zu  thun  haben,  sondern  nur  mit  einer  voUgültigei) 
Bezahlung  der  schlecht  und  nachlässig  ausgeführten  Arbeit  der  Baoen^ 
die  eben  nicht  mehr  werth  ist;  so  genügt  der  Hinweis,  dass  in  demselbeo 
Gouvernement  und  selbst  in  demselben  Kreise  drei-  und  selbst  vierbd 
höhere  Löhne  gezahlt  werden:  an  solchen  Ortschaften  befinden  sich  die 
Bauern  unter  besseren  ökonomischen  Bedingungen  und  sind  daher  nicht 
gezwungen,  zu  Schleuderpreisen  ihre  Arbeitskraft  zu  vergeben. 

Auch  wird  es  ausdrücklich  anerkannt,  dass  bei  Ertheilung  von  Vor- 
schüssen die  bäuerliche  Arbeitskraft  dem  Gutsbesitzer  ausserordenffich 
billig  zu  stehen  konmit.  So  erklärt  A.  S.  Jermolow,  Gutsbesitzer  iiQ 
Gouv.  Woronesh:  ;;Das  Engagement  von  Arbeitern  im  Winter  gewährt 
in  manchen  Jahren  viel  Yortheil  .  .  .  Freilich  missbrauchen  in  msii- 
chen  (?)  Fällen  die  Grossgrundbesitzer  die  Lage  der  Bauern  und  Ter- 
abreden  solche  Preise;  bei  welchen  es  unmöglich  ist,  vom  Bauer  n 
verlangen;  dass  er  denVorschuss  gut  abarbeitet.  Im  vergangenen  Jahre 
(d.  h.  1872)  z.  B.;  als  die  Lage  der  Bauern  eine  schlimme  war,  über- 
nahmen Bauern  bei  mehreren  Gutsbesitzern  für  2  Rbl.  pro  Dess.  aUe 
Feldarbeiten  (pflügen;  säen  und  schneiden),  während  man  im  Sommer 
mindestens  15  Rbl.  zu  zahlen  hat.  Die  Bauern  verdingen  sich  bei  3 — I 
Gutsbesitzern  auf  ein  Mal  und  erhalten  somit  8  —  10  Rbl.  Selbstver- 
ständlich war  es  ihnen  vollständig  unmöglich,  die  übernommenen  Ve^ 
pflichtungen  zu  erfüllen.  Wenn  jedoch  die  Gutsbesitzer  nicht  zu  so  äusserst 
niedrigen  Preisen  greifen,  so  kann  man  Arbeiter  in  genügender  ZaU 
erhalten  und  hat  keine  Veranlassung  über  die  Ausführung  der  Arbeiten 
zu  klagen*'*).    Ebenso  aus  dem  Gouv.  Kasan*),  Tambow.*) 

Dass  eine  solch'  rücksichtslose  Ausbeutung  der  gedrückten  Lage 
der  Bauern  den  Gutsbesitzern  schliesslich  nicht  immer  vortheilhaft  auf- 
fällt, darf  uns  nicht  wundem.  Die  geschädigten  Bauern  suchen  sich 
häufig,  und  zwar  vornehmlich  dort,  wo  der  Gutsbesitzer  nicht  das  SIi»- 
nopol  des  einzigen  Arbeitgebers  geniesst,  der  Ausführung  der  über- 
nommenen, so  gering  bezahlten  Arbeiten  zu  entziehen  oder  sie  voll- 
enden dieselbe  nachlässig  und  nicht   rechtzeitig.     Derartige  Stinune!. 


1)  Antwort  Nr.  2667. 

»)  Commissionsbericht,  Band  II,  Hauptabtheilung  I,  pag.  IS. 
•)  1.  c.  pag.  17. 
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vcrnehmeu  wir  aus  Woronesh,  Tambow*),  Ssaratow-;,  Twer)*,  Kaluga^) 
Kasan»),  Tula«),  Simbirsk'). 

Doch  kann  die  ungenügende  Bestellung  der  Felder  nicht  immer 
auf  die  Nachlässigkeit  der  Arbeiter  zurückgeführt  werden:  mit  den  ab- 
gemagerten Pferden  und  den  schlechten  Geräthen  lässt  sich  häufig  nichts 
Besseres  leisten.  Hierauf  weisen  Nachrichten  aus  Kaluga  %  Kasan  *)  hin. 

Auch  die  physische  Unmöglichkeit^  alle  übernommenen  Arbeiten  zu 
prästiren,  bewirkt  eine  schlechte  Bestellung  oder  gar  das  Unterlassen 
der  Arbeiten :  um  das  erforderliche  Geld  zusammenzuschaffen,  übernehmen 
sie  mehr  Arbeiten,  als  ihre  Arbeitskraft  vermag.  Solches  hebt  eine 
Stimme  aus  Räsan*%  aus  Ssimbirsk")  etc.  hervor. 

Ein  anderes  Risico  trägt  übrigens  der  Gutsbesitzer  bei  dieser  Art 
der  Wirthschaftsführung:  findet  eine  Missemte  statt,  so  ist  das  voraus- 
bezahlte Geld  für  die  Emtearbeiten,  die  nicht  vorzunehmen  sind,  ver- 
geblich gezahlt^«) 

Auch  in  anderen  Zweigen  des  wirthschaftlichen  Lebens  zeigt  sich 
jene  Bedrückung  der  Bauern  durch  die  Arbeitgeber,  was  vielfach  nach- 
gewiesen wird.  So  heisst  es,  wie  wir  bereits  im  ersten  Abschnitt  dieses 
Werkes  gesehen  haben,  in  der  Fortsetzung  des  Enquetecommissions- 
berichts: 

^Um  die  Arbeiter  während  der  Zeit  der  drängenden  landwirthschaft- 
lichen  Arbeiten  sich  zu  erhalten,  greifen  die  Fabrikherren  zu  allerhand 
unerlaubten  und  rechtswidrigen  Mittehi.  Die  Einführung  und  die  Er- 
hebimg von  Strafgeldern  für  Versäumnisse  aller  Art  geschehen  häufig 
in  ganz  illegaler  Weise.  In  die  Arbeitsbücher,  die  den  Arbeitern  als 
bindende  Contracte  übergeben  werden,  und  die  den  Bestimmungen  der 
staatlich  erlassenen  Fabrikregeln  im  Grossen  und  Ganzen  entsprechen» 
werden  die  Arbeiter  schädigende  besondere  Bestimmungen  eingeschoben, 
die  von  dem  des  Lesens  häufig  nicht  kundigen  Arbeiter  nicht  beachtet 
werden,  sich  aber  später  als  sehr  drückend  für  denselben  erweisen. 
Das  einzige  Rettungsmittel  der  Aibeiter  ist,  dass  er  die  Fabrik  verlässt 
und  den  Vertrag  damit  ganz  bricht.  Klagen  gegen  Arbeiter  führen  zu 
wchts,  da  die  Friedensrichter  derartige  Klagen  zurückweisen  auf  Grund- 
lage dessen,  dass  die  Arbeitsbücher  nur  in  dem  Fall  als  schriftliche  Ver- 


')  Antwort  Nr.  294.  —  »)  Antwort  Nr.  1061. 

')  Commissionsbericht,  Band  II,  Hanptabtheilung  I,  pag.  4. 

*)  L  c.  pag.  8.  —  *)  L  c.  pag.  12.  —  •)  1.  c.  pag.  22. 

")  Antwort  Nr.  40. 

^)  Commissionsbericht,  Band  11,  pag.  8. 

•)  1.  c.  pag.  18.  —  *o)  1.  c»  pag.  12. 

")  Antwort  Nr.  48,  49. 

'')  Commlssionsbericht,  Bd.  II,  pag.  12. 
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träge  zu  betrachten  seien,  wenn  sie  vollständig  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen, d.  h.  den  Fabrikregeln  entsprechen;  in  diesen  Büchom  be- 
finden sich  aber  zumeist  gesetzwidrige  Puncte.  Die  Lage  der  Arbeiter 
ist  YerhäJtnissmässig  eine  noch  schlimmere;  die  Arbeitgeber,  die  das  fir 
sich  ausbedungene  Recht  der  Erhebung  von  Strafgeldern  missbraacfaen, 
zahlen  den  den  Arbeitern  zukommenden  Lohn  nicht  aus.  Nur  im 
äussersten  Fall  entschliessen  sich  die  Arbeiter  zu  einer  gerichtlichen 
Klage,  da  auf  den  Fabriken  der  Gebrauch  eingeführt  ist,  keinen  Arbeiter 
zu  engagiren,  der  jemals  gegen  den  Fabrildierm  eine  Klage  erhoba 
hat.  In  ähnlichen,  wenn  nicht  in  noch  schlimmeren  Verhältnissen  be- 
finden sich  die  Grossgrundbesitzer  und  ihre  Arbeiter.^ 

Es  sind  nicht  allein  Gutsbesitzer^  die  die  gedrückte  Lage  der  Basen 
und  deren  Geldverlegenheit  für  sich  in  rücksichtsloster  Weise  aosa- 
nutzen  wissen;  reiche  Bauern  verstehen  es  häufig  noch  besser,  die  armen 
Gemeindegenossen  auszubeuten  und  zu  drücken.  Ebenso  die  Inhaber 
der  Schenken,  Wucherer  etc.  Für  die  im  Winter  erhaltenen  Vorschüsse 
zur  Bezahlung  der  Steuern  und  Abgaben,  sowie  an  Getreide  etc.  zoid 
eigenen  Bedarf  muss  der  verarmte  Bauer  bei  dem  wohlhabenden  Gemeinde 
genossen  im  folgenden  Sommer  arbeiten;  schliesslich  gelangt  er  in  volle 
Abhängigkeit,  bis  er  ihm  die  Nutzung  seines  Landantheils  überlassen  ucd 
als  Knecht  das  Jahr  hindurch  arbeiten  muss.  Der  grosse,  die  bäuer- 
liche Wirthschaft  untergrabende  Druck,  den  diese  „Gemeindefress^^r 
die  Schenkinhaber  etc.,  ausüben,  ist  allgemein  anerkannt.  Auch  d^ 
Gommissionsbericht  enthält  eine  Reihe  von  Aussagen  hierüber,  so  am 
Ssaratow^),  Tambow,  Woronesh  und  Moskau*),  Kasan'),  Nishnij -Now- 
gorod^), Nowgorod,  Kaluga,  Petersburg,  Twer  und  Kasan  ^). 

So  erklärt  u.  A.  der  Wirkl.  Staatsrath  G.  Blank,  -besitzlich  in  des 
Gouv.  Tambow,  Woronesh  und  Moskau,  vor  der  Enqueteoommissio&, 
„Es  sind  viele  „Gemeindefresser'',  die  die  unglückliche  Lage  des  Bsxim 
seine  Trunksucht  ausnutzen  und  indem  sie  seine  augenblicklichai  6e 
dürfnisse  befriedigen  und  für  ihn  die  öffentlichen  Leistungen  etc  be- 
zahlen, seinen  Landantheil  an  sich  nehmen  und  häufig  sogar  seise 
Person  und  seine  Arbeit  sich  vollständig  unterthänig  machen.  Dieser 
Theil  der  wohlhabenderen  Bauern  übt  einen  vollen  Druck  auf  die 
Armen  aus  und  gibt  diesen  so  zu  sagen  nicht  die  Möglichkeit,  sich 
aus  ihrer  bejammemswerthen  Lage  zu  befreien.  Daher  sind  auch  üi 
der  bäuerlichen  Wirthschaft  keinerlei  Verbesserungen  bemerkbar.''*) 

Dass  Dieses  eine  sehr  weitverbreitete  Calamität  ist,  ja  dass  es  ai> 

»)  Antwort  Nr.  1048.  —  «)  Antwort  Nr.  1169.  —  »)  Antwort  Nr.  168B.  - 
*)  Antwort  Nr.  1768  und  1776. 

•)  CommisBionsbericht,  Band  III,  Hauptabtheilung  I,  AbschniU  I,  pa«.  17, 2a 
•)  Antwort  Nr.  1159. 
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Ausnahme  gelten  kann^  wenn  ein  Dorf  nicht  in  solcher  Weise  ausge- 
beutet wird,  ergiebt  sich  aus  einer  grossen  Reihe  von  Schilderungen 
aller  Art.») 

Auch  in  den  dem  Finanzministerium  und  dem  Ministerium  des 
Innern  zugegangenen  Materialien  über  die  Lage  der  ländlichen  Bevölke- 
rung finden  sich  viel&che  Aeusserungen  über  das  verderbliche  Gebahren 
der  Wucherer  verschiedener  Art.  Eingehend  schildert  der  Bericht  des 
Vorsitzenden  der  in  den  Kreis  Mglin  delegirten  Gommission  vom 
27.  Nov.  1878  die  Thätigkeit  der  jüdischen  Wucherer. 

Bevor  wir  dieses  Capitel  schliessen,  wollen  wir  noch  einige  oCGcielle 
Angaben  wiedergeben.    So  heisst  es  in  der  Vorlage  des  Finanzministers 
an  das  Hauptcomit4  vom  27.  Nov.  1876  in  Betreff  des  Gouv.  St.  Peters- 
burg: Die  Mehrzahl  der  Dörfer  hat  bei  der  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft Weideland  und  das  Heizmaterial  eingebüsst.    In  einer  anderen 
Vorlage  vom  31.  August  1877  an  das  Hauptcorait^:  ,^ine  grosse  Zahl 
der  Bauern  in  den  Kreisen  Gholm;  Welikije-Luki  und  Toropez  (Gouv. 
Pskow)   hat  nicht  hinreichend  Wiesen-  und  Weideland^  was  übrigens 
keine  ausschliessliche  Erscheinung  dieses  Landstrichs  ist,  Bauern  pachten 
Weidelandy  das  bei  Abgrenzung  des  Bauerlandes  vom  früher  genutzten 
Lande  abgeschnitten  ward.^    Eine  andere  Vorlage  (vom  13.  Juli  1873) 
in  Betreff  des  Gouv.  Sinolensk  enthält  folgenden  Passus:  ,;Die  bedeutende 
Mehrheit  der  Bauern  pachten  von  Gutsbesitssem  Land,  das  zum  grössten 
Theil  vom  Bauerland  abgeschnittene  Landstücke  sind,  zur  Weide  des 
Viehs  und  zum  Grasschnitt  (theilweise  auch  zu  Ackerland),  und  manch- 
mal gar  auch  nur  zur  Vermeidung  von  Grenzverletzungen,  für  welche 
die  Bauern  Strafzahlungen  unterworfen  werden.'^    In  derselben  Vorlage 
heisst  es  an  einer  anderen  Stelle:  „Mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
vom  19.  Febr.  1861  ist  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  das  frühere  Bauer- 
land gekürzt  worden;  bei  Normirung  der  Zahlungen  ward  aber  die  Pacht- 
suoime,  und  in  der  Folgezeit  die  Ablösungszahlung  nicht  dem  Art  175 
des  Localgesetzes  für  Gross-,  Neu-  und  Weissrussland  entsprechend  er- 
mässigt** 

Dieser  Artikel  statuirt  eine  nach  Beschluss  der  Gouvemements- 


')  TpHporon:  „Ka^ftia  vh  BapoxHOMi  xosüftcTBi^*  in  den  Orei.  San,  Band  Y, 
1879,  pag.  101—118,  ehendaselhst  Bd.  VI:  „RopenHaa  nyxxa  na  ci^sepi"  (anonym), 
Bd.  in  G.  K  . . . .  Bi:  XoxH^ie  npexpacjxKH  OTHocvreiKHO  KpecruHi,  pag.  1—54 
und  wieder  andere  Schriften:  „^ouaxH  uenon  pflsancK.  ry6.  aeKCKofi  ynpavH 
opeBBsiR  y^xon*S  Moskau  1878.  Viele  andere  Landschaften,  so  a.  B.  die  von 
Nowgorod,  Ssmolensk  etc.  klagen  ttber  die  Bedrackung  der  Bauern.  0  noioxeiiiB 
KpecTUBCBaro  xoaatcTBa  bi  HiROTopizxi  HepnoseiCHHZi  ry^epsiiixi  in  der  Zeitschrift 
der  Kaiserlich  Moskanschen  landwirthschaftlichen  Gesellschaft,  1876.  Sehr  viele 
l)aten  aber  die  Art  der  Landverpachtung  mit  Attsbeutung  der  Bauern  in  dem  TpyxH 
der  K.  fr^n  Ökonomischeii  Gesellschaft;  Band  in,  1878  o.  n.  n.  a.  Seh. 
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behörde  für  bäuerliche  Angelegenheiten  einzutretende  Ermässigang  der 
bäuerlichen  Pachtzahlung  in  den  Fällen^  wenn  das  Bauerland  im  Ver- 
gleich zu  dem  benachbarten  Lande  von  besonders  schlechter  Beschaish 
heit  isty  wenn  bäuerliche  Felder  so  entfernt  vom  Dorf  liegen^  dass  hier- 
aus eine  wesentliche  Schädigung  der  bäuerlichen  Wirthschaft  entspringt 
wenn  die  Bauern  mit  dem  Inkrafttreten  des  Emancipationsgesetzes  £e 
frühere  beständige  und  ausreichende  Nutzung  des  gutsherrlichen  Waldes 
(zu  Bauten,  Heizung  etc.)  einbüssen,  und  ausserdem  soll  eine  Ermässi- 
gung der  Zahlungen  eintreten  können ,  wenn  auf  Grundlage  der  bezog- 
liehen  Bestimmungen  des  Emancipationsgesetzes  das  firtthere  Banerlind 
gekürzt  wird,  auch  wenn  die  bestehende  Pacht  niedriger  ist  als  die  duth 
dieses  Gesetz  fixirte. 

Die  Acten  der  Hauptinstitution  für  die  Ablösung  des  Bauerlandes  ent- 
halten ein  reiches  Material  darüber,  wie  diese  Bestimmungen  zu  Unguosten 
der  Bauern  von  den  Gouvemementsbehörden  für  bäuerliche  Angelegen- 
heiten nicht  berücksichtigt  werden.  Derartige  Verhandlungen  im  Haupt- 
comit^  wurden  durch  Proteste  der  Präsidenten  der  Cameralhöfe  (so  in  dei 
Gouvernements  Nishnü-Nowgorod,  Kasan)  gegen  die  mitMi^orititderStiBi- 
men  gefassten  Beschlüsse  jener  Gouvemementsbehörden  hervorgemfen.  Di^ 
bezeichnete  Hauptinstitution  verweigerte  die  Bestätigung  solcher  AblösongS' 
vertrage  in  Betreff  ökonomisch  zerrütteter  Gemeinden,  in  denen  das  bei 
Aufstellung  der  Grundbücher  ausgesprochene  Verlangen  der  Bauern,  der 
Wohlthat  jenes  Gesetzesartikels  theilhaftig  zu  werden,  unberficksiehtif. 
gelassen  wurde:  die  Gouvemementsbehörden  erklärten  —  selbst  aIlg^ 
achtet  der  Fürsprache  der  amtlich  betheiligten  Friedensvemiittler  - 
entweder  jenes  Verlangen  der  Bauern  als  „nicht  berücksichtigungswerä'' 
oder  sie  übergingen  mit  Stillschweigen  derartige  Ansinnen,  ui^  besö* 
tigten  einfach  die  betreffenden  Grundbücher  mit  den  im  Gesetz  nor- 
mirten  Pachtsätzen  und  zwar  ohne  selbst  den  Bauem  solches  besonders 
zu  eröffiien  und  ohne  ihnen  das  ihnen  zustehende  Beschwerderecht  iss- 
einanderzusetzen. 

Es  würde  uns  zu  weit  von  unserem  Hauptthema  entfernen,  wob 
wir  näher  auf  das  reiche  Material  eingingen,  das  dem  Finanzministerii^s 
über  die  Ursachen  der  schlimmen  ökonomischen  Lage  der  Bauern  vot 
Gouverneuren,  Gouvemementsbehörden  für  bäuerliche  Angelegenheite]^ 
Landschaftsämtem  etc.  zugegangen  ist  Dasselbe  bestätigt  in  vollem  }h^ 
das  Gesagte  über  die  ungünstige  Abgrenzung  des  Bauerlandes  etc.  e(^ 

Die  natürliche  Folge  des  zu  geringen  Wiesen-  und  Weidelüande^ 
ist,  dass  der  Bauer  nicht  darnach  trachten  kann,  seinen  Viehstand  n 
vergrössem.  Jede  Vergrössemng  desselben,  wenn  er  überiiaupt  fr 
Mittel  dazu  hat,  wQrde  jene  Abhängigkeit  vom  umliegenden  Gros^^ruiKl- 
besitz  nur  noch  verstärken.    Jener  Umstand  schliesst  vielmehr  die  Tei 
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deius  in  sich^  den  Viehbestand  zu  verringern^  um  jene  Abhängigkeit  2u 
mildem,  und  diese  Tendenz  ist,  wie  die  vielfachen  Klagen  fast  aus  allen 
Gouvernements  über  die  Abnahme  des  Viehstandes  es  bezeugen,  in  sehr 
bedeutendem  Masse  und  weit  verbreitet  zur  Verwirklichung  gelangt. 
Eine  Consequenz  der  Abnahme  des  Viehbestandes  ist  die  geringere 
Düngung  der  Felder  und  eine  weitere  Consequenz  geringere  Erträge  der- 
selben. Schliesslich  lohnt  die  Bestellung  der  nur  schwach  zu  döngenden 
Felder  nicht  mehr  und  die  Ackerwirthschaft  wird  ganz  aufgegeben,  um 
anderweitig  lohnendere  Arbeit  zu  suchen.  Und  so  findet  man  leider  nur 
zu  häufig  in  Dörfern  im  Sommer  kaum  einen  erwachsenen  und  gesunden 
Bauern,  alle  sind  auf  Arbeit  ausgeguigen,  nur  die  Weiber  sitzen  zu 
Hause  und  bestellen  das  Feld  oder  auch  nur  das  Gehöftland,  so  gut 
oder  so  schlecht  wie  sie  es  können. 

Dass  das  Aufgeben  der  Ackerwirthschaft  in  dem  Mangel  an  Wiesen 
and  Weiden  sehr  häufig  die  ursprünglidie  Ursache  findet,  ist  so  vielfach 
constatirt,  dass  wir  die  Angabe  von  Belegen  unterlassen  können.  Eine 
andere  Ursache  des  Aufgebens  der  Ackerwirthschaft  sind  die  zu  hohen 
Ablosungszahlungen:  der  Bauer  muss  sich  anderweitigen,  gewinnbringen- 
deren Erwerb  suchen,  um  den  Zahlungsverpflichtungen  nachkommen  zu 
können. 

Und  da  wird  von  kurzsichtigen  Leuten  geklagt,  der  Bauer  liebe 
nicht  den  Ackerbau!  Während  nur  die  dringende  Noth  des  Lebens  ihn 
zwingt,  denselben  zu  verlassen. 


Sechstes  CapiteL 

Die  Familientlieilniigeii. 

Die  Wirkung  der  angeführten  Momente,  d.  i.  des  zu  geringen  und 
ungeeignet  abgegrenzten  Gemeindelandes,,  der  durch  diese  beiden  Um- 
stände hervorgerufenen  ökonomischen  Abhängigkeit  von  den  benach- 
barten Outsbesitzem  als  den  einzigen  Arbeitgebern,  sowie  der  zu  hohen 
Ablösungszahlungen,  die  Wirkung  dieser  Momente  auf  die  ökonomische 
Lage  der  Bauern  wird  durch  eine  Erscheinung  noch  erheblich  verstärkte 
die  von  Gegnern  des  Gemeindebesitzes  als  sich  naturgemäss  aus  dieser 
Gnmdbesitzform  ergebend  dargestellt  wird,  während  sie  in  Wirklichkeit 
in  anderen  Ursachen  ihren  Ursprung  findet  und  nur  in  einer  Beziehung 
durch  den  Gemeindebesitz  gefördert  wird.  Wir  meinen  die  Familien- 
theilungen. 

Auch  von  Anhängern  des  Gemeindebesitzes  wird  die  Stellung,  die 
die  Familientheilungen  im  Gemeindebesitz  einnehmen,  nicht  hinreichend 
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genau  charakterisirt.  Die  Ursache  dieser  Erscheinung  liegt  nicht  in  dem 
Bestehen  dieser  Grundbesitzform,  sondern  in  dem  idlgemeinen  menad- 
liehen  Streben  nach  Individualisirung  (d.  i.  Gründung  dnes  eigenen  selb- 
ständigen Hausstandes  und  einer  eigenen  Wirfhschaft).  Dieses  Strd^ 
finden  wir  wie  beim  Gemeindebesitz^  so  auch  beim  individudlen  Grand- 
besitz  in  Russland  und  anderweitig;  es  zeigt  sich  verwirklicfat  u.  Ä.  in 
den  Familientheilungen  und  der  Zersplitterung  des  bäuerlichen  persön- 
lichen Grundbesitzes  in  den  kleinrussischen  und  den  sogen.  wcstBchen 
(lithauschen)  Gouvernements,  was  vielfach  constatirt  wird.  Dieses  Str^ 
zeigt  sich  in  diesen  Landstrichen  so  stark,  dass  die  Schranken  des  be 
stehenden  Gesetzes  durchbrochen  und  Theilungen  des  bäuerlichen  Grand- 
besitzes  unter  die  gesetzlich  statuirte  Minimalgrenze  an  der  Tagesord- 
nung sind.  Dieselbe  Erscheinung,  Zersplitterung  des  Grondbeste 
durch  Familientheilungen,  findet  sich  bei  den  unter  den  verschiedensteD 
ökonomischen  Bedingungen  stehenden,  in  vielen  Gouvernements  zerstmt 
ansässigen  sogen.  ,3inhöfnem^  (Odnodworzfl).  Also  liegt  nicht  im  G^ 
meindebesitz  die  Ursache  derselben.^) 

Wohl  aber  fördert  diese  Grundbesitzform  das  Eintreten  von  Familien- 
theilungen in  einer  Beziehung.  Die  Vornahme  einer  Familienabtheilm 
bei  Lebzeiten  des  Vaters  kann  der  Sohn  nur  beim  Gemeindebesitz  ver- 


>)  U.  A.  in  den  erwähnten  Artikeln:  L.  KoteUnski:  Ovepsv  noxBOpaot  Podei. 
in  den  Orei.  3&n.,  1878,  Band  n,  pag.  135—138,  Band  IX,  pag.  48  etc.  ond  a.  a.  s. 
H.  KpacHonepoBi:  noBexeiKHaii  o6mßXh  bi  RpecreKom  yisxi  in  der  Pyccsaa  Ho. 
1880,  Band  Y,  pag.  288  etc.  Derselbe:  dROHOKHHecuft  6hti  specruiRi  PociauMxv«' 
yisxa,  in  der  Pyccaaji  Mhcib,  1880,  Band  VIU,  pag.  85  etc.  Diese  Erscheinung  ^"^ 
auch  von  der  Enquete-Commission  vielfach  constatirt  So  erklärt  a.  A.  eine  Reihe  r^t 
Personen  aus  dem  Gout.  Kowno,  dass  Theilongen  der  BanerhOfe  in  grossem  Ib^s^ 
Stabe  stattfinden.  Wenn  aucli  Parcellirangen  unter  10  Dess.  gesetzlich  TerixMci 
seien,  so  erfolgen  doch  Umwandlungen  von  selbstständigen  und  in  Betreff  ihrer  Grö^^ 
zweckentsprechenden  Wirthschaftseinheiten  in  Landtheile  von  3—10  Dess.,  ja  es  l^ 
stehen  bereits  Höfe  mit  einer  Dess.  Land:  durch  die  Theilung  blühender  bäuertidif: 
Wirthschaften  sind  kleine  gebildet,  die  ökonomisch  nicht  bestehen  können.  Ausser 
dem  Verlost  von  Arbeitskräften,  (He  bei  solcher  ParcellcOiwirthsdiaft  nichl  Tollsti^ 
dig  yerwerthet  werden  können,  sei  idennit  noch  der  Nachtheil  verbmideB,  das  & 
Viehzucht  verfalle:  mit  der  Bildung  neuer  Wirthschaften  sei  die  Anschaffoag  eia^ 
Pferdes  erforderlich,  was  (wegen  des  Futtermangels)  eine  Verringerang  des  Vieh- 
bestandes nach  sich  ziehe  und  eine  Abnahme  des  Düngers  zur  Folge  habe.  Enqoetr- 
commissionsbericht.  Band  III,  Abtheilung  I,  pag.  14.  Diese  Erscheinung  wird  vir. 
in  den  anderen  Goavememente  dieses  Gebiets  beobachtet,  so  anch  nach  penäaütk» 
Erfahrungen  in  den  „inflandiacfaen*'  Kreisen  des  Goov.  Witebsk.  Eine  Cobm^b««-* 
derselben  ist  ein  grosses  Angebot  von  Arbeitskräften  und  daher  niedrige  Löbar 
35  Rubel  f&r  den  Jahresknecht  ist  in  den  soeben  genannten  Kreisen  keine  Seiu": 
heit,  während  in  benachbarten  Ortschaften  Livlands  der  Lohn  doppelt  so  hoch  «s«I 
noch  höher  steht  Siehe  auch  A.  Thun:  „Finanz,  und  volkawirth.  Zuitäsde  Weif^ 
msslands«'  (VierteQahrschr.  fOr  Volksw.  XVI,  Band  DI). 
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langen  nnd  bei  der  Gemeinde  durchsetzen.  Wäre  bei  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  die  individuelle  Grundbesitzform,  wie  vielfaeh  verlangt 
wurde,  eingeführt  ^  so  würde  der  Process  der  Familientfaeilungen  nur  in 
soweit  aufgehalten  werden,  als  im  Grossen  und  Gunzen  keine  Abtheilung 
der  Söhne  und  Enkel  vom  Vater  und  Grossvater  stattfiiidai  würde,  diese 
zwangsweise  Erbtheüung  bei  Lebzeiten  der  Eltern,  wie  sie  äbrigens  nicht 
mit  vollen  Recht  von  der  Enquetecommission  vielfach  bezeichnet  wurde.  ^) 
Dem  Gemeindebesitz  kann  also  füglich  nur  zur  Last  gelegt  werden,  dass 
er  jenen  Process  beschleunigt. 

Vor  Aufhebung  der  Leibeig^ischaft  bestand  der  bäuerliche  Hof  aus 
vielen,  nidit  selten  ans  10,  15,  20  Arbeitskräfte.  Die  erwachsenen  und 
veiheiratheton  Söhne,  selbst  erwachsene  Enkel,  auch  Schwiegersöhne, 
die  nicht  bereits  zu  einer  andern  grossen  Familie  gehörten,  lebten  ver- 
eint anf  dem  väterlichen  Hof  und  bildeten  unter  der  Leitung  und  Macht 
des  ,^eitesten''  eine  Wirthschaftseinheit  Selbst  nach  dem  Tode  des 
Familienhauptes  blieb  die  Familie  beisammen  und  wirüischaftlich  vereint 
iiBter  der  Herrschaft  des  ältesten  Familiengliedes,  auf  das  die  Rechte 
des  Vaters  übergingen.  Famüienabtheilungen  fanden  zumeist  nur  dort 
statt,  wo  durch  weiteren  Zuwachs  der  Familie  der  Hof  so  zahlreich  an 
Arbeitskräften  geworden  war,  dass  die  gemeinsame  Wirthsdiaftsführung 
erschwert  wurde.  Da  mit  Ausnahme  „landreicher^  Gegenden  nicht  alle 
Arbeitskräfte  in  der  eigenen  Wirthsdiaft  und  auf  den  gutsherrlichen 
Landereien  volle  Verwendimg  finden  kommen,  so  widmete  sich  nur  ein 
Theil  derselben  der  Ackerwirthschaft  vollständig.  Die  überflüssigen 
Arbeitskräfte,  vornehmlich,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  die  unver- 
beiratheten,  suchten  einen  Nebenerwerb:  sie  zogen  in  solche  Gegenden, 
wo  Mangel  an  ländlichen  Arbeitern  war  und  daher  der  Arbeitslolm  hoch 
stand,  trieben  Handel  und  Gewerbe  aller  Art  und  aller  Orten.  Je  nai^h 
Bedüifiiiss  kehrte  ein. Theil  zur  Zeit  der  dringenden  Arbeitszeit  in  das 
väterliche  Dorf  zurück,  Andere  bleiben  das  Jahr  hindurch  vom  häus- 
lichen Heerd  entfernt. 

Seit  der  persönlichen  und  communal-politischen  Emancipation  der 
bäuerlidien  Bevölkerung  hat  sich  die  gesammte  Physionomie  des  bäuer- 
lichen Lebens  verändert  Wenn  auch  verschiedener  Ansicht  über  die 
Wirkung,  Freund  und  Feind  des  Gemeindebesitzes  constatiren,  wie  aus 
dem  vorigen  Abschnitt  ersichtlich,  allseitig  die  Thatsache,  dass  die  Fanti- 
lientheilungen  ganz  enorm  zugenommen,  meist  bereits  die  äusserste 
^enze  erreicht  haben:  ein  Jeder  hat  den  Wunsch  sich  so  früh  als  nur 


^)  In  soweit  nicht  ganz  berechtigt,  als,  wie  wir  hier  Torläufig  bemerken, 
solche  Theilnngen  nicht  Erbtheilungen,  sondern  nach  der  Rechtsauffassong  der 
^Mera,  eine  Scheidung  des  Ton  Vater  und  Sohn  durch  gemeinsame  Arbeit  Erwor- 
benen sind. 
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möglich  eine  selbständige  Wirthschaft  einzurichteni  mit  seiner  Yeiki- 
rathung  gelingt  ihm  —  mit  oder  auch  ohne  die  gesetzlich  geforderte 
Grenehmigung  der  Gemeinde  —  zumeist  die  AusfQhnmg  dieses  WoiUKles. 

Eine  vollständige  Umwälzung  in  der  Confignration  des  bauer]idie& 
landwirthschaftlichen  Betriebes  im  Besonderen,  wie  des  sodalen  Bues 
des  bäuerlichen  Lebens  überhaupt,  hat  sich  hierdurch  bereits  yoUzogeo. 
Die  Zahl  der  bäuerlichen  Wirthschaftseinheiten  hat  sich  enorm  ver- 
grössert,  statt  des  grossen  Bauerhofes  herrscht  im  russischen  Dorf  jetst 
ein  vollständig  zersplitterter  Kleinbesitz  vor,  dessen  Landfi^zen  zcastrest 
in  der  Mark  liegen,  statt  der  früheren  grossbäuerlichen  Wirthschaft  jetzt 
Kleinwirthschalt  Da  die  Nutzung  des  geringfügigen  Grundbesitzes  seine 
Arbeitskraft  nicht  vollständig  in  Anspruch  nimmt,  ihm  auch  nidit  die 
erforderlichen  Mittel  zu  seinem  Unterhalt  und  zur  Entriditung  des  tuf 
ihn  entfallenden  Betrages  an  Steuern  und  Lasten  aller  Art  bietet,  ist  er 
gezwungen,  sich  nach  einem  Nebenerwerb  umzusehen.  Während  in  frü- 
herer Zeit  nur  ein  Theil  der  erwachsenen  männlichen  Bevölkemog  der 
Gemeinde  auf  Arbeit  ausging,  der  andere  Theil  aber  sieh  vollständig  der 
Bestellung  des  Gemeindelandes  widmete,  trifft  jetzt  die  Kothwendij^eit 
zur  Beschaffung  eines  Nebenerwerbs  mit  verhältnissmässig  geringen  Aos- 
nähmen  die  gesammte  arbeitsfilhige  männliche  Bevölkerung. 

Der  Uebergang  zur  Kleinwirthschaft  und  die  Nothwendigkdt  de$ 
Nebenerwerbes  für  einen  weit  grösseren  Bruchtheii  der  bäuerlichen  Be 
völkerung  als  früher  sind  die  zwei  ökonomisch  und  social  sehr  wichtiges 
Folgen  der  Zunahme  der  Familientheilungen.  Die  Bedeutung  des  eigeoes 
landwirthschaftlichen  Betriebes  für  die  bäuerliche  Bevölkerung  hat  ab- 
genommen, die  des  Nebenerwerbes  der  verschiedensten  Art  zugenonuDen. 

Als  Resultat  ergibt  sich  Folgendes.  Der  Bauer,  als  die  einzige  ToUe 
ijdännliche  Arbeitskraft  in  seinem  Hofe,  wie  es  häufig  der  Fall  ist,  i^ 
an  die  Scholle  gebunden:  soll  die  eigene  Wirthschaft  nicht  empfindliek 
leiden,  so  kann  er  sich  nicht  auf  längere  Zeit  von  seinem  Hof  entfenem 
er  muss  also  Nebenerwerb  in  der  Nähe  suchen.  Soweit  nun  keine  Hu^* 
Industrie  sich  entwickelt  hat,  keine  Fabriken  und  andere  starke  Nadh 
fragen  nach  Arbeitskräften  vorhanden  sind,  geräth  er  wie  viel&ch  coe- 
statirt  und  oben  dargelegt  ist,  in  eine  ökonomische  Abhängigkeit  tod 
den  umwohnenden  Grossgrundbesitzem,  die  ihre  günstige  Stellung  ^ 
Monopolisten,  als  einzige  Arbeitgeber  ausnutzend,  die  geringsten  Arbeit^- 
löhne  bieten,  auf  die  der  Bauer  nach  Lage  der  Dinge  eingehen  mis^ 
Diesem  Drude  kann  der  Bauer  sich  nur  dadurch  entziehen,  dass  er  dk 
eigene  Ackerwirthschaft  aufgibt,  seinen  Landantlieil  —  in  vielen  Lud- 
strichen  zu  einem  niedrigeren  Pachtsatz,  als  die  obliegenden  Zahhioges 


1)  Siehe  Band  I  dieses  Werkes,  pag.  176  etc. 
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betragen  —  seinem  Nachbar  übergibt  und  in  der  Feme  sein  Glück 
sucht  Oder  er  entfernt  sich  auf  verhältnissmässig  längere  Zeit  vom 
Dorf  und  kehrt  nur  zur  dringenden  landwirthschaftlichen  Arbeitszeit 
heim,  die  anderen  Arbeiten  Frauen  und  Kindern  überlassend.  Natürlich 
leidet  darunter  seine  eigene  Wirthschaft^  aber  dieser  Verlast  wird  durch 
den  grösseren  Ertrag  seiner  Arbeit  auswärts  je  nach  Umständen  reich- 
lich gedeckt  Und  trügt  ihn^  wie  leider  häufig^  diese  Hoffiiung  auf  gün* 
stigen  auswärtigen  Erwerb,  er  muss  doch  immer  wieder  sein  Glück  ver- 
suchen, denn  die  eigene  Wirthschaft  und  der  kärgliche  Nebenerwerb  in 
der  Heimath  bieten  ihm  nicht  die  erforderlichen  Mittel.  Zu  Hause  blei- 
ben heisst  für  ihn,  mit  Sicherheit  Rückständen  und  dem  Hunger  entgegen- 
gehen, die  Feme  bietet  ihn  wenigstens  eine  Aussicht,  diesen  beiden 
Uebelstanden  zu  entgehen. 


Siebentes  Capitel. 

Die  solidarische  Haft  und  die  Art  der  Beitreibung  der 

)f  Gesammtwirknng  der  Ursachen. 


Die  Wirkungen  alV  dieser  Ursachen,  die  die  schlimme  ökonomische 
Lage  der  Bauern  hervorgerufen  haben,  werden  noch  durch  die  solida- 
rische Haft  der  Gemeinden  für  die  rechtzeitige  Entrichtung  der  Zahlungen 
der  einzelnen  Gemeindegenossen  verstärkt  Die  eintretende  Zahlungs- 
unfähigkeit eines  Bauern  erhöht  die 'ohnehin  überhohen  Zahlungen  der 
anderen  Bauern.  Wir  glauben,  nach  all'  dem  Vorhergesagten  auf  eine 
specieUe  Schilderung  der  Wirkung  dieser  Haft  der  Gemeinden  verzichten 
zu  sollen. 

Schliesslich  ward  die  Lage  der  Bauern  noch  erheblich  verschlim- 
mert durch  die  Art  der  Beitreibung  der  Rückstände.  Statt  jeder 
weitem  Darlegung  dieser  bedeutungsvollen  Frage,  über  welche  viel 
Material  vorliegt,  beschränken  wir  uns  auf  die  Wiedergabe  der  einleiten- 
den Worte  in  dem  Bericht  der  Finanzcommission  zur  Ermässigung  der 
Ablösungszahlungen.  Derselbe  beginnt  —  nach  einer  kurzen  Angabe 
über  die  Höhe  der  Rückstände  an  diesen  Zahlungen  —  mit  folgenden 
Worten:  ^e  Anhäufung  von  Rückständen  ward  zuerst  der  geringen 
Sorgfalt  der  örtlichen  Gewalten  in  Betreff  des  rechtzeitigen  und  voll- 
standigen  Einfliessens  der  Ablösungszahlungen  zugeschrieben;  eine  Folge 
dieser  Anschauung  war  die  Anwendung  der  im  Gesetz  über  die  Ab- 
lösung des  Bauerlandes  angegebenen  Beitreibungsmassregebi,  als  deren 
^chtigste  und  wesentlichste  sich  >-  bei  der  gegenwärtigen  ökonomischen 
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Lage  —  die  im  Punct  5  des  Art.  127  angegebene,  erwies.  Wenn  aad 
diese  Bestinunnng  den  Verkauf  des  Theils  des  beweglichen  Yermögo^ 
und  der  Gebäude  des  Rückständigen,  welcher  in  seiner  Wirthschdt  mk 
unentbehrlich  ist,  gestattet,  so  hing  doch  die  Entscheidung  über  die 
grössere  oder  geringere  Entbehrlichkeit  dieses  oder  jenes  Objects  in  der 
bäuerlichen  Wirthschaft  von  den  Personen  ab,  denen  die  Beitrdbung  ob- 
liegt, und  diese  haben  sehr  häufig,  ohne  genügend  in  den  Geist  de^ 
Gesetzes  einzudringen,  in  bedeutendem  Masse  das  allerw^thvoUste  B^ 
sitzthum  der  Bauern  zum  zwangsweisen  Verkauf  gd)raucht  —  sem  Em^ 
Vieh.  Der  Verkauf  dieses  in  der  bäuerlichen  Wirthschaft  wesentlich  un- 
entbehrlichen Besitzthums  deckte  nur  einen  unbedeutenden  Theil  dieser 
Rückstände,  untergrub  aber  die  Zahlungskraft  der  Bauem,  da  bei  der 
Unmöglichkeit,  die  Ackerwirthschaft  (ausserhalb  des  Gebiets  der  Schwin- 
erde)  ohne  Düngung  zu  führen,  mit  der  Verminderung  des  Viehbestandt*^ 
die  Erträge  der  Felder  unvermeidlich  abnahmen.  Hierdurch  ward  aU' 
ein  neues  Hindemiss  der  ökonomischen  Entwickelung  des  Landes  geschaffen 
mit  der  unvermeidlichen  Folge  noch  grösserer  Anhäufung  Ton  Rück- 
ständen in  diesen  und  den  anderen  Zahlungen  (Steuern),  und  in  dt: 
That:  die  Zahlungskräfte  der  Bauem  waren  in  vielen  Landstriche: 
bald  erschöpft  und  keine  Beitreibungsmittel  konnten  ein  weiteres  A& 
wachsen  der  Bückstände  aufhalten^. 

Und  sollte  in  dem  Leser  noch  ein  letzter  Zweifel  darüber  nad* 
bleiben,  dass  diese  Ursachen  die  schlimme  Lage  der  Bauern  herroree 
rufen  haben,  so  wird  er,  wie  mich  dünkt,  durch  das  Verhalten  der  gti& 
besitzerlichen  Partei,  wie  ich  sie  nannte,  und  insbesondere  der  Oegir 
des  Gemeindebesitzes  beseitigt.    Wie  rührig  diese  Partei  aus  den  wie- 
derholt angeführten  Gründen  sich  zeigte,  auf  dass  den  seit  Jahren  c: 
ihrer  vollen  Tragweite  erkannten  Missständen  nicht  Abhilfe  geschehe,  «^ 
zurückhaltend,  ängstlich  und  wortkarg  verhielt  sie  sich,  wenn  es  »ici 
um  ein  Hervortreten  an  die  Oeffentlichkeit,  um  ein  öffentliches  Z^igoi^^ 
ablegen  handelte.  Während  in  einer  unübersehbaren  Fluth  von  langem 
und  kürzeren  Artikeln  in  dto  Monats-  und  Wochenschriften,  in  df! 
Tagesblättem,  von  Darlegungen  aller  Art  in  der  Landschaft  und  in  dß 
verschiedensten  Vereinsversammlungen  jene  Ursachen  in  ihren  etoseke;- 
denden  Wirkungen  auseinandergesetzt  und  bis  zur  Ennfldong  none 
wieder  vorgebracht  werden,  wird  von  gegnerischer  Seite  fast  geschwie^ 
Nur  wenn  der  Sturm  von  der  anderen  Seite  her  zu  stark  heranbrü^ 
und  das  Schweigen  gefährlicher  als  das  Sprechen  sein  könnte,  da  M^ 
vereinzelte  Stimmen  auf  die  Arena,  um  ebenso  schnell  zu  verschwind» 
In  all  den  in  solcher  Veranlassung  entstandenen  Schriften  spricht  äti 
wenn  wir  diejemgen  ausser  Betracht  lassen,  die  sich  mit  einem  kWä^ 
aus  irgend  einem  Handbudi  der  Nationalökonomie  über  die  Vi^rcbei*^ 
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tr  Sicherheit  der  Besitzer,  der  Meliorationen  u.  s.  w.  begnügen,  das 
efühl  der  eigenen  Unsicherheit,  des  Hin-  und  Hertappens  im  Dun« 
th  aus. 

Die  hierbei  beobachtete  Taktik  ist  folgende.  Entweder  man  schweigt 
Betreff  der  angeführten  Ursachen  und  deducirt  —  mit  um  so  grösserer 
usführlichkeit  —  aus  dem  Wesen  des  Gemeindebesitz  heraus  die  schlim- 
en  Wirkungen  und  weist  dann  auf  die  Verarmung  der  Bauern  als  den 
eweis  für  die  Bichtigkeit  dieser  Deduction  hin  —  der  Bericht  der 
Dquetecommission  wimmelt  von  Aussagen  dieser  Art  Oder  wenn  es,^ 
ie  in  den  letzten  Jahren,  kaum  mehr  möglich  ist,  jene  Missstände  zu 
irschweigen,  und  man  zur  Sache  sich  zu  äussern  sich  gezwungen  sieht,, 
um  wird  geklagt,  dass  der  böswillige  Liberalismus,  der  die  wahren 
edürfoisse  des  Volkes  nicht  kenne,  übertreibe,  um  Unruhe  in  den  6e- 
lüthem,  zumal  der  Bauern,  zu  erregen  und  die  bestehende  Staatsord-^ 
ong  umzustürzen.  Die  Haltung  solcher  Artikel  enthalten  dann  noch 
-  durch  verblümte  und  halbausgesprochene  Worte  —  den,  für  jeden 
Imgeweihten  nicht  misszuverstehenden  Wink  an  die  Regierung,  solch' 
inem  gefährlichen  Gebahren  noch  rechtzeitig  Einhalt  zu  thnn.  Andere 
iedenun  können  nicht  umhin,  jene  Missstände  als  vorhanden  zuzuge- 
ehen,  sie  bemühen  sich  aber,  die  practische  Bedeutung  derselben  ab* 
ischwächen:  im  Einzelnen  seien  die  Daten  nicht  ganz  correct,  durch 
ehr  Fleiss,  weniger  Trunksucht,  durch  Uebergang  zum  persönlichen 
rundbesitz  würde  die  Wirkung  jener  Ursachen  bedeutend  geschmälert^ 
elfach  ganz  beseitigt  werden.  Ein  Charakteristicum  solcher  Stimmen 
t,  dass  sie  sich  in  Anonjrmität  hüllen;  man  kommt  unwillkürlich  auf 
e  Vermuthong,  als  ob  sie  den  Kampf  mit  offenem  Visir,  von  der  Rich- 
(keit  der  eigenen  Anschauung  nicht  ganz  durchdrungen,  fürchteten, 
idlich  noch  eine  Gattung  von  Stimmen,  die  ohne  Kenntniss  der  com- 
icirten  Verhaltnisse,  unter  denen  der  Bauer  seufzt,  aber  in  gutem 
auben  in  abstracter,  theoretisirender  Weise  die  bekannten  Lehrsätze 
s  der  Nationalökonomie  auseinandersetzen  und  für  die  Beseitigung 
3  Gemeindebesitzes,  als  des  Kempunctes  der  ganzen  Misere,  eintreten* 

Es  würde  der  Mühe  nicht  lohnen  und  den  Leser  nur  ermüden^ 
Uten  wir  auf  diese,  wenn  auch  an  Zahl  geringen  Artikel  und  Aeusse- 
ngen,  wie  sie  auch  dazwischen  sich  in  Vereinsversammlungen  kund 
than  haben,  des  Näheren  eingehen.  Es  kehren  überall  dieselben 
rasen  wieder;  wir  beschränken  uns  daher  auf  eine  kurze  Scizzirung 
er  Schrift  ans  jenem  Lager.  Wir  wählen  eine,  die  eine  Blumenlese 
r  charakteristischen  Merbnale  dieser  Schule  trägt  und  ausserdem  noch 
iurch  bemerkenswerth  ist,  dass  sie  vorerst  in  der  dem  Grafen  Walu- 
^  (früherm  Domänenminister,  dann  Präsident  des  Miaistercomit^^} 
liestehenden,  bereits  übrigens  eingegangenen  Wochenblatt  (späterhin 


—    254    — 

Monatsschrift)  ^^Otgoloski^  erschien^  und  welchem  Artikel  die  BedactioB 
eine  grosse  Bedeutung  beilegte. 

Charakteristisch  ist  —  auch  diese  Schrift  ^)  ist  anonym,  mit  den  Ini- 
tialen N.  K.  erschienen  —  schon  ihr  Titel,  der  in  Uebersetzong  lautet: 
,,Die  russische  thatsächliche  Wirklichkeit,  zur  Kenntnissnahme  an  die 
Oeconomisten  und  die  Socialisten,  beschrieben  nach  der  Natur,  liefe- 
rung I:  Woher  ist  der  Bauer  armV^'  (Unseres  Wissens  ist  eine  zweite 
Lieferung  nicht  erschienen.)  In  der  Vorrede  empfiehlt  er  sich  in  bester 
Weise:  er  sei  Volksmann  nicht  dem  Namen  nach  (eine  Anspielung  asf 
die  Nihilisten,  die  sich  so  —  hopoahhel  —  nennen),  sondern  durch  die 
„Specialisation^  seiner  Arbeit  zwei  Jahrzehnte,  der  besten  Jahre  seine 
Lebens,  hindurch;  seit  der  Epoche  der  bäuerlichen  Reformen,  erst  in 
Gouvemementscomit^  zur  Aufstellung  der  bezüglichen  Entwürfe  in  6^ 
treff  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft,  seit  1861  in  amtlicher  Stellon^ 
mit  der  bäuerlichen  Sache  beschäftigt,  seit  Einführung  der  Landsehafis- 
institutionen  thätig  als  Kreis-  wie  auch  als  Gouvemementslandschaib- 
deputirter,  hat  er  die  ökonomischen  Bedingungen  des  Landes  stodiri 
Ja  er  versichert  noch  dem  Leser,  dass  er  gerade  besonders  dazn  1^ 
rufen  ist,  das  lösende  Wort  zu  sagen,  da  er  in  seiner  Umgd>ung  Ver- 
trauen geniesst  und  es  nur  einem  solchen  Manne  gelingt,  die  thatsäcb- 
liehe  Wirklichkeit  zu  ergründen.  Jedenfalls  könnte  er  diese  Autorität 
nur  in  Betreff  seines  Gouvernements  beanspruchen,  er  beansprucht  i^ 
aber  für  ganz  Bussland  und  unterlässt  es,  das  ihm  bekannte  Goam* 
nement  oder  wenigstens  (um  die  Anonymität  nicht  zu  gefährden)  den  b^ 
treffenden  Landstrich  zu  bezeichnen.  Nach  einigen  einleitenden  Worten 
heisst  es  dann  wörtlich:  „Schon  im  vergangenen  Jahrzehnt  zeigten  os- 
zweifelhafte  Anzeichen  des  unter  den  Bauern  sich  vollziehenden  Processi 
einer  beständig  zunehmenden  Verarmung.  Damals  wurden  AeussenxDgec 
dieser  Art  in  der  Presse  und  in  dem,  in  ihren  Ansichten  von  ihr  s^ 
leiteten  Theile  der  Gesellschaft  als  Erfindung  des  Pessimismus  oder  der 
unverwüstlichen  Anhänger  der  Leibeigenschaft  hingestellt^.  Li  der  Foke- 


>)  PyCCKUI  6hT0B)UI  xeftCTBHTeJUBOCTH  Kl  CB^XiHiD  aKOHOMRCTOtl  M  COKUUia.'n 

onHcaHHHJi  ch  HaTypH,  I:  Oinero  KpecTMBHH'b  5ixeHi?  St.  Petersburg  1879. 

')  Diese  Bemerkung  ist  richtig.    In  den  ersten  Jahren  nach  der  Emancipati' * 
der  Bauern   verhielt  sich  die  liberale  Presse  sehr  sceptisch  gegen  die  ans  li^ 
reactionftren  Lager  (in  der  Zeitung  BicTB  und  in  mehreren  Broschüren)  stammetik: 
Schilderungen  des  schlimmen  Zustandes  der  Bauern;  sie  bemerkte  dahinter  das  ^ 
streben,  die  Regierung  zu  einer  rackl&ufigen  Bewegung  in  den  Reformen  (Besdi»> 
kung  der  bäuerlichen  Selbstverwaltung,  Unterstellung  unter  den  fänfloss  der  06> 
besitzer  in  der  von  jener  Seite  projectirten  Bildung  einer  Gesammtgemelnde  eK/ : 
bringen  (siehe  Band  1  dieses  Werkes  pag.  267  etc.).  Bald  jedoch  wandte  sich  d«s  BUn 
die  Noth  der  Bauern  und  die  Ursachen  derselben  traten  deutlicher  au  Tage  nsd  ^ 
liberale  Presse  bemiU^htigte  sich  eifrig  dieses  Themas  und  hat  mir  Klärung  d«r  V^r 
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eit;  im  laufenden  Jahrzehnt  erkannten  dieselbe  Presse  und  dieselbe  6e- 
sUschaft  das  Leben  des  Volkes  als  leidend  an  und  sie  erkennen  es 
ach  jetzt  an.  Die  heimliehe  Presse  erkennt  dasselbe  an  und  der 
leis  der  Socialisten- Revolutionäre  stellt  als  Motiv  ihrer  Thätigkeit 
in:  Sorge  für  die  arbeitende  Gasse.  Beide  Pressen,  die  offene  und  die 
sheime,  leiten  die  Erscheinung  aus  ein  und  denselben  Hanptursachen 
b;  behandeln  diese  Ursachen  ganz  gleichartig  und  gehen  nur  in  den 
ühliissfolgerungen  auseinander:  die  offene  Presse  empfiehlt  Reformen, 
ie  heimliche  macht  Propaganda  für  die  Revolution^  Nach  Aufzählung 
ieser  Ursachen,  auf  die  wir  sogleich  zurückkommen,  führt  der  Anony- 
OS  fort:  „Somit  ergiebt  sich,  dass  jede  der  vorgebrachten  Ursachen  des 
coDomischen  Verfalles  im  Bauernstände  aus  dem  activen  oder  dem  pas- 
ven  Verhalten  der  Regierung  entstanden  ist  und  ihr  als  Anklage- 
mct  vorgehalten  wird.  In  der  Gesammtheit  dieser  Ursachen  liegt 
eichzeitig  eine  schwere  Anklage,  ein  weitgehendes  Progranun  für  die 
esetzgebung,  eine  Sammlung  von  Motiven  für  revolutionäre  Propa- 
inda  imd  eine  Anleitung  dafür,  wie  Seitens  der  Gesellschaft  die  Be- 
ehuogen  zum  Angeklagten  festgestellt  werden  sollen/' 

Die  perfide  Denunciation  ist  unverkennbar!  Um  sich  den  rechten 
>den  für  seine  Untersuchung  zu  bereiten  und  jedem  Einwand  von  vom- 
rein  die  Spitze  zu  brechen,  erklärt  er,  dass  alle  Statistik,  die  die  Re- 
;rung  und  die  Landschaft  treiben,  keinerlei  Werth  beanspruchen  könne. 
e  Widerlegung  der  vorgebrachten  Missstände  wird  wie  folgt  geführt: 
ie  Reform  war  darin,  dass  sie  den  Bauern  das  früher  genutzte  Land 
liess,  nur  gerecht,  sie  war  unbedingt  wohlthätig  in  der  Ermässigung 
r  bäuerlichen  Zahlungen  und  in  der  Befreiung  der  Arbeit  Das  früher 
lutzte  Land  blieb  nach  wie  vor  kaum  hinreichend  zur  Deckung  des 
darfs  an  Getreide  und  zum  Unterhalt  des  Viehs.  Die  Deckung  der 
igen  Bedürfiiisse  zum  Leben  und  der  Leistungen  ruhte,  wie  auch 
iher,  auf  der  Wirthschaft  und  dem  Nebenerwerb,  wobei  jedoch  die 
lern  jetzt  weniger  abzugeben  haben,  aber  die  Möglichkeit  erhielten,  mehr 
erwerben.^  Die  Behauptung,  dass  die  Bauern  das  frühere  Bauerland 
Aufhebung  der  Leibeigenschaft  erhalten  haben,  ist  einfach  falsch, 
r  in  vereinzelten  Ausnahmefällen  hat  Solches  stattgefunden.     Sonst 


Disse  —  trotz  der  hinderaden  Censurvorschriften  —  viel  beigetragen,  wfthrend 
im  anderen  Lager  abzuwiegeln  trachtete:  so  wurden  jedes  Mal  beim  Eintreten 
Missemten,  was  in  diesem  oder  jenem  Landstrich  während  der  letzten  Decennien 
^r  h&ufig  zu  Tage  trat,  diese  als  Erfindung  der  liberalen  Presse  dargestellt,  um 
Regierung  Schwierigkeiten  zu  bereiten.  Dieses  abgenutzte  Manöver  unternahmen 
i  letzthin  (1880/81)  die  „Moskowskjja  Wedomosti"*  des  Herrn  Katkow. 

')  In  derselben  Weise  behandelt  dies  D.  Ssamarin  in  dem  oben   angegebenen 
kel  in  der  PycB,  der  slaYophilen  Zeitschrift  des  Herrn  Aksakow. 
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sind  überall  y  selbst  wo  die  Bauern  den  Maximallandantheil  erittltes 
haben,  Absehneidnngen  v(«n  früher  genutzten  Bauerland,  also  KQramgCD 
desselben  eingetreten^  wie  es  die  oben  sciszirte  Geschichte  der  NonninDg 
des  Landantheils  und  die  thatsächlichen  Verhältnisse  der  Folgeidt  be 
weisen.  Dass  das  Land  ausserdem  —  aus  Unverstand  oder  mit  Absidt 
—  ungeeignet  (Mangel  an  Wiese  und  Weide  etc.)  abgegrenzt  ward,  wird 
vom  Verfasser  einfach  todtgeschwiegen.  Nach  einer  wenig  besagendes 
Auseinandersetzung  der  bezüglichen  Verhältnisse  bei  den  Domanenbaum. 
die  mehr  Land  erhalten  haben,  aber  doch  verarmen,  und  nach  einem 
Kampf  gegen  Windmühlen ,  als  ob  von  anderer  Seite  —  unter  Ter- 
kennung  der  Bedeutung  der  Nebenerwerbsarten  —  die  aDgemane 
Erweiterung  des  Bauerlandes  bis  zur  Möglichkeit  des  Bestellens  ver- 
langt werde,  was  nur  von  wenigen  und  unkundigen  Stimmen  veriangt 
ist,  —  muss  der  Anonymus  selbst  anerkennen,  dass  die  Bauern,  w 
Kürzungen  des  Bauerlandes  stattgefunden  haben,  —  und  das  ist  ja  &5t 
überall  geschehen  —  sich  in  anormaler  Lage  befinden  und  er  plaidin 
dann  für  dieselbe  Massnahmen  zur  Beseitigung  des  Uebelstandes,  die  m 
der  liberalen  Presse  befürwortet  werden.  Noch  leichtfertiger  behandet: 
er  die  Frage  der  überhohen,  auf  den  Bauern  lastenden  Zahlungen,  l^ 
schon  die  Berechnung  der  bäuerlichen  Leistungen  der  Leibeigoischaf. 
eine  ganz  flüchtige,  die  keinen  WerÜi  hat  und  u.  A.  die  sameist  eing^ 
tretene  Kürzung  des  Bauerlandes  nicht  berücksichtigt,  so  übersidit  oder 
verschweigt  er,  dass  die  früheren  Leistungen  der  Bauern  (in  Geld  oder 
in  Arbeit)  an  den  Gutsbesitzer  einerseits  die  öffentlichen  ZahlosgeL 
andererseits  die  Sicherheitsprämie  in  sich  schlössen,  die  der  Gutsbesitxtr 
den  Bauern  in  ökonomisch  ungünstigen  Jahren  in  Form  von  ünUr- 
Stützung,  Anschaffimg  von  Vieh  etc.  zurückgab.  Audi  stundete  odti 
erliess  der  Herr  ihnen  die  hoch  geschraubten  Zahlungen  in  sokkec 
Fällen  schon  im  eigenen  Interesse,  um  die  Leistungsfähigkeit  der  Bukh: 
für  die  Zukunft  nicht  zu  zerstören.  Es  besagt  daher  wenig  oder  nichts, 
wenn  er  —  ganz  willkürlich  —  berechnet,  dass  die  jetzigen  Ablosong^ 
Zahlungen  um  52  ^/o  niedriger  sind  als  die  bäuerlichen  Leistungoi  z^ 
Zeit  der  Leibeigenschaft.  In  gleicher  Weise  gelingt  es  ihm,  über  ä* 
Frage  der  Besteuerung  hinwegzukommen.  Die  staatliche  Kopfsteuer  ^ 
ihren  drei  Beträgen:  eigentliche  Kopfsteuer,  Staatslandsteuer  und  sog5 
communale  —  oÖn^ecTBCHHufi  —  Steuer)  sei  seit  1861  nur  unbedeuto 
um  Kopeken  erhöht,  welche  Erhöhung,  wie  auch  die  landscbaftiicb« 
Steuern  reichlich  gedeckt  würden  durch  das  Erlassen  eines  Theiles  ^ 
Staatslandsteuer  und  durch  die  Abschaffung  der  früher  aUein  auf  (i^- 
Bauem  ruhenden  Naturalleistungen  (Wegebaulast  und  FuhrwerksteUer 
dort,  wo  die  Landschaftsinstitutionen  eingeführt  sind«  Er  verschwcic* 
wieder  einerseits,  dass  die  Umwandlung  jener  Naturallasten  in  Geldzi^* 
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lungen  nicht  die  Beseitigung,  sondern  nur  eine  Ermässigung  dieser  Lei- 
stangen  (durch  Vertheilung  auf  allen  Grundbesitz)  hervorgerufen  hat,  und 
andererseits,  dass,  wie  es  sich  aus  den  Budgets  sämmtlicher  Landschaften 
ergiebt,  die  SteuerbetrSge  zu  Zwecken  «der  Landschaft  je  nach  den 
stark  gestiegenen  öffentlichen  Bedürfiiissen  überall  enorm  gestiegen  sind, 
so  dass  jene  angeführten  Erleichterungen  kaum  in  Betracht  kommen  und 
die  öffentliche  Belastung  jetzt  eine  unvergleichlich  höhere  ist,  als  je 
zuvor. 

Dass  seit  1861  die  Preise  sämmtlicher  landwirthschaftlicher  Erzeug- 
nisse und  die  Arbeiterlöhne  gestiegen  sind  (er  behauptet  „unge&hr  ver- 
doppelt^, und  daher  die  bäuerlichen  Leistungen  durch  Verkauf  der 
Froducte  und  der  Arbeitskraft  gegen  1861  auf  die  HäUte  gesunken 
sind,  entspricht  nur  theilweise  der  Wirklichkeit  Nur  dort,  wo  die  Bauern 
auf  dem  Bauerland  füber  den  eigenen  Bedarf  produciren,  participiren  sie 
an  diesem  Grewinn;  wo  sie  aber,  wie  sehr  verbreitet,  zur  Deckung  des 
eigenen  Bedarfs  noch  Getreide  etc.  zukaufen  müssen,  leiden  auch  sie 
unter  der  Preissteigerung.  Aehnliches  gilt  von  den  Arbeiterlöhnen: 
neben  dem  allgemeinen  Steigen  derselben  finden  sich  durchaus  nicht 
selten  die  Bauern,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  in  der  Lage,  zu  Preisen, 
die  den  täglichen  Bedarf  an  Nahrungsmitteln  kaum  decken,  Arbeit  zu 
fiefern. 

Die  Methode  der  Beweisführung  des  Anonymus  ist  folgende:  wendet 
er  sich  gegen  die  Behauptung  des  zu  geringen  Landantheils,  so  hat  er  ge- 
wisse nördliche  Landstriche  vor  Augen,  wo  dieser  Uebelstand  nicht  besteht 
oder  sich  nicht  sehr  fühlbar  macht,  dagegen  die  Zahlungen  erdrückend 
sind.  Behandelt  er  die  Frage  der  bäuerlichen  Leistungen,  so  zieht  er  die 
bestehenden  Verhältnisse  im  fruchtbaren  Gebiet  der  Schwarzerde  Jieran, 
wo  diese  nicht  zu  hoch,  dagegen  aber  der  Landantheil  für  die  hier  fast 
allein  auf  Ackerbau  angewiesene  Bevölkerung  viel  zu  gering  ist  So 
stellt  er  z.  B.  die  allgemeine  Behauptung  auf:  die  bäuerliche  Dessätine 
I^t  an  Ablösnngszahlungen  die  Hälfte  dessen  zu  zahlen,  was  daneben 
die  gatsherrliche  Dessätine  an  Zinsen  und  Amortisation  der  Bodencredit- 
gesellschaft  jährlich  zu  entrichten  hat  Als  allgemeine  Behauptung  ist 
si^  wie  es  jetzt  nicht  erst  nachgewiesen  zu  werden  braucht,  falsch.  Sie 
trifft  aber  in  solchen  fruchtbaren  Landstrichen  zu,  wo  die  Ablösungs- 
zahlungen (durch  die  Entwickelung  des  wirthschaftlichen  Lebens,  Nähe 
<ler  Eisenbahnen  etc.)  niedriger  als  der  Ertragswerth  des  Bauerlandes 
sind,  das  gutsherrliche  Land  aber  durch  die  zwingende,  starke  Nach- 
^f^e  der  „landarmen^  Bauern  zu  enorm  hohen  Pachtsätzen  abgegeben 
werden  kann. 

Auch  die  Art  der  Beitreibung  der  Rückstände  ist  nach  Meinung 
^^  Anonymus  keine  Ursache  der  Verarmung.  Mit  Hinweis  auf  die  be- 

^-  <«iiiiler,  0«eU«ht«  vad  Kritik  det  OfniindebeflitsM.  II.  17 
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züglichen  Gesetzesbestimmungen  über  die  der  Gemeinde  und  ia 
Wolost  obliegende  Verpflichtung  der  Beitreibung  schreibt  er:  „Die 
Polizei  verkauft  niemals  Yermögensobjecte  der  Rückständige  nnd  hal 
keinerlei  uimiittelbare  Beziehung  zu  den  Rückständigeo^.  Und  auf  itt 
folgenden  Seite  heisst  es:  ,,Wenn  die  wohlbehaltenen  Bauern  sich  ent- 
schieden weigern  fremde  Rückstände  zu  bezahlen,  was  gewöhnlich  der 
Fall  ist,  dann  beginnt  die  Thatigkeit  der  Polizei:  sie  verkauft  im  öffeot- 
liehen  Ausbot  Vermögensstücke  nicht  der  Rückständigen,  die  uhi 
längst  von  der  Gemeinde  verkauft  sind,  sondern  die  der  wohlbdialtoien 
Bauern.  Folglich  beraubt  nicht  die  Polizei,  sondern  die  eigene  Gemeiidf 
die  Rückständigen  des  letzten  Besitzthums,  zerstört  ihre  Wirthsdui: 
und  weiht  sie  der  ferneren  Zahlungsunfähigkeit  und  vollen  Verarmiur 
Dabei  verschweigt  wieder  der  Verfasser,  dass  die  Polizei  und  sie  alleii 
die  Gemeinde  zu  jenen  Massnahmen  zwingt. 

Das  Mitgetheilte  genügt,  um  zu  zeigen,  in  welcher  Art  diese  Im 
von  reactionärer  Seite  behandelt  wird.  Die  anderen  Missstfinde  werdn 
in  derselben  leichtfertigen  Weise  abgethan.  Wir  führen  nur  noch  kan 
an,  dass  als  wirkliche  Ursachen  der  Verarmung  in  dieser  Schrift  ai- 
gegeben  werden:  die  Abhängigkeit  des  Bauern  von  der  Willkür  seiiff 
Gemeinde  in  seinen  bürgerlichen  und  ökonomischen  Interessen,  & 
Verantwortung  der  bäuerlichen  Wirthschaft  für  fremde  Schulden  knf 
der  solidarischen  Haft  in  Betreff  aller  bäuerlichen  Leistungen,  der  im- 
zureichende  Schutz  des  Eigenthums  und  der  Wirthschaft  vor  schlimiBn 
Zufälligkeiten,  deren  Beseitigung  Ordnung  und  Sicherheit  heisst  (Dieb- 
stahl, Pferdediebstahl,  Fallen  von  Vieh,  Feuersbrünste,  Brandstiftw* 
und  endlich  der  Zwiespalt  zwischen  Nebenerwerb  und  WirtliflchafL  Er 
bemerkt,  dass  die  beiden  ersten,  die  wichtigsten  Ursachen  nicht  ^^ 
sprüngliche  sind,  sondern  Wirkungen  anderer  Ursachen  ond  er  selb^ 
zählt  als  solche  diejenigen  auf,  die  vom  „Liberalismus^  als  doi  Veriali 
der  bäuerlichen  Wirthschaft  hervorrufend  nachgewiesen  sind.  Dens  ä^ 
solidarische  Haft  und  ein  Eingreifen  der  Gemeinde  in  das  okononikhf 
Leben  der  Bauern  treten  erst  durch  den  Verfall  der  bäuerlichen  Wiitl^ 
Schaft  in  Wirksamkeit. 

Li  ähnlicher  Weise  behandeln  diese  Frage  die  „Moskowskqa  Wedc- 
mosti^'  des  Herrn  Katkow  und  während  seiner  kurzen  Lebenszeit  dt? 
of&ciöse  „Bereg'^  des  Herrn  Zitowitsch.  U.  a.  Schriften  sucht  die  ao^^ 
anonym  in  Berlin  herausgegebene  unter  dem  Titel  „Unsere  Armath^^  ^ 
practische  Bedeutung  des  geringen  Landantheils  und  der  überhöbet 
Zahlungen  zu  entkräften,  indem  als  Ursache  der  Armuth  andere  M^* 

^)  Hama  BixHOCTb,  Berlin  1879.    Aus  demselben  Lager  die  an  anderer  i^tt« 
erwähnten  Schriften:  „3eiu«  h  bom",  1867,  von  ü.  X  (Paul  von  LilienfeldJ;  ^ww»* 
PocciB**  (anonym  und  ohne  Jahreszahl). 
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nente  sngefBhrt  werden:  als  ;,Kem  des  Uebels'^  die  zu  geringe  Verwendung 
on  Kapital  Seitens  der  UncHichen  Bevölkerung  auf  die  Landwirthschaft 
a  es  wird  eine  Berechnung  aufgestellt,  dass  mit  jeder  Erweiterung  des 
laaerlandes  die  Produetion  Russlands  sich  verringem  wQrde!  Die  Be- 
schnuDg  ist  eine  so  kindische,  dass  wir  es  unterlassen  können,  die 
ehler  in  der  Grundlage  der  Berechnung  nachzuweisen.  Die  Schrift 
ebt  Yon  der  Idee  aus,  dass  die  Bauern  den  rationellsten  westeuro- 
äischen  Feldbau  einführen  mögen.  — 

Die  Gesammtwirkung  der  Verhältnisse,  unter  denen  der  Bauer 
(bt,  erklärt  vollständig  die  ökonomisch  so  ungünstige  Lage,  in  der  die 
berwältigende  Majorität  der  Bauern  und  der  Gemeinden  sich  befindet; 
i  kann  nur  Wunder  nehmen,  dass  die  Lage  nicht  noch  schlimmer  ist, 
ass  nicht  schon  längst  der  bäuerliche  Grundbesitz  zerfallen  ist  und  dass 
ie  Steuern  und  Ablösungszahlungen  überhaupt  noch  einfliessen.  Die  Ein- 
:hiänkung  der  Befriedigung  der  eigenen  Bedürfnisse  auf  das  geringste 
lass,  häufig  bis  zur  Hungergrenze,  und  der  Gemeindebesitz  sind  die 
eiden  vornehmsten  Factoren,  die  in  weiten  Landstrichen  den  Bauer- 
tand imd  seine  Zahlungsfähigkeit  noch  erhalten  haben.  Wäre  bei  Auf- 
ebimg  der  Leibeigenschaft  individueller  Grundbesitz  eingeführt  worden, 
^  wäre  die  Gesammtwirkung  jener  ungünstigen  umstände  weit  verhäng- 
issvoller  zu  Tage  getreten.  Der  bäuerliche  Kleingmndbesitz  wäre  aller 
'ahrscheinlichkeit  nach  an  vielen  Orten  verschwunden;  unter  der  Last 
(r  überhohen  Zahlungen  und  der  anderen  drückenden  Verhältnisse 
itten  die  Bauern  vielfach  ihre  Landstelle  aufgegeben  und  die  Zahl  der 
üdlosen,  fahrenden  Leute  wäre  vermehrt,  was  bei  dem  bestehenden  Stand 
r  wirthschaftlichen  Entwickelung  Russlands  (geringe  Ausbildung  der 
t)dQction  in  Industrie,  Gewerbe  und  Ackerbau)  weit  gewaltigere  und 
8  gesanmite  wirthschaftliche  Leben  bis  in  seine  innersten  Fugen  er- 
tiüttemde  Folgen  hervorgerufen  hätte,  als  in  anderen  Ländern  mit 
twickelteren  wirthschaftlichen  Verhältnissen.  Und  die  freigewordenen, 
erlasteten  Landstellen  hätte  Niemand  übernommen.  Wo  dagegen  die 
liegenden  Zahlungen  niedriger  als  der  Ertragswerfh  des  Landes  sind, 
rt  wäre  unstreitig  eine  Enteignung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  durch 
'  „Gemeindefresser*'  eingetreten  und  auch  in  diesen  Landstrichen  würde 
'  ,Jiandlosigkeif*  grosse  Dimensionen  unter  der  bäuerlichen  Bevöl- 
ning  angenommen  haben. 

Nach  Lage  der  Dinge  sind  wir  zu  dem  Schluss  gezwungen,  dass 
r  dem  Gemeindebesitz  die  Erhaltung  des  bäuerlichen  Kleingrund- 
?!tees  zu  danken  ist.  Andererseits  hat  aber  der  Gemeindebesitz  die  Er- 
Qntniss  der  wahren  Ursachen  der  Verarmung  der  Bauern  und  des  Ver- 
ls der  bäuerlichen  Wirthschaft  erschwert  und  verzögert 

Die  constatirten  Thatsachen,  die  so  häufig  als  naturgemässe  Wir- 

17* 
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koBg  des  Gemeindebesitzes  dargestellt  werden,  werden  YoUstindig  an 
der  Gesammtlage  der  Bauern  erklärt  Bei  dem  niedrigen  Stande  der 
geistig-sittlichen  Entwickelung  der  Bauern  ist  die  weit  verbreitete  Klige 
geradezu  l&cherlich>  in  der  bäuerlichen  Wirthschaft  mache  sich  km 
Fortschritt  bemerkbar,  werden  Meliorationen  nicht  voi^enommeD,  Mekr- 
felderwirthschaft  nicht  eingeführt  etc.;  mit  vollem  Recht  bemerkt  Uem 
drastisch  Mackenzie  Wallace^),  der  nicht  Anhänger  des  Gemeindebesiue 
ist  und  nicht  an  seine  Zukuiit  glaubt:  ,;Wenn  man  behauptet,  die  Ge- 
meinde hipdere  die  Bauern,  ein  modernes,  rationelles  Bewirthschaftosp^ 
System  einzuführen,  so  kann  man  mit  ganz  demselben  Recht  hisun- 
fügen :  das  Nichtvorhandensein  von  Universitäten  in  den  Prairien  hii- 
dert  die  Rothhäute,  sich  auf  dem  Gebiete  der  dassischen  Philologie 
auszuzeichnen^.  Nirgends  in  der  Welt  sind  die  landwirthschafilid« 
Fortschritte  von  der  bäuerlichen  Wirthschait  ausgegangen,  sondern,  wie 
selbstverständlich  und  natürlich,  überall  von  den  auf  höherer  Bildnnp- 
stufe  stehenden  Gassen.  Die  vornehmste  Berechtigung  findet  der  Gr^r 
grundbesitz  darin,  dass  er  Muster  und  Vorbild  dem  Kleingrundbestz 
bietet  Diese  wesentliche  Aufgabe  hat  mit  verschwindend  geringen  Aus- 
nahmen der  Grossgrundbesitz  in  Russland  bisher  nicht  erfOllt  Wi« 
können  da  von  den  Bauern  landwirthschaftliche  Fortschritte  voiuutj 
werden?  Erst  muss  der  Grossgrundbesitz  rationelle  Wirthschaft  ob- 
führen  und  der  Bauer  die  Rentabilität  der  Neuerung  vor  Augen  luha 
ehe  er  sich  dazu  entschliessen  wird,  jene  Bahn  zu  betreten.  Die  ndr 
fach  gemachten,  missglückten  Versuche  müssen  den  ohnehin  conservttiva 
Bauer  nur  noch  misstrauischer  gegen  jede  Aenderung  in  seinem  Wiit^ 
Schaftssystem  machen.  Wie  überhaupt  für  die  Schnlbildong  des  Vo&e^ 
noch  wenig  gethan  ist,  so  fast  gar  nichts  zur  Verbreitung  höherer  M 
wirthschaftlicher  Kenntnisse. 

Dazu  kommt,  dass  zur  Vornahme  von  Verbesserungen,  zur  Eis'^ 
rung  der  Mehrfelderwirthschaft  ausser  der  zur  Zeit  noch  nicht  rorlui^ 
denen  Einsicht  auch  noch  Kapitalien,  Mehrausgaben  erforderlich  sio^ 
Zur  Zeit  ist  jedoch  die  Lage  der  Bauern  eine  solche,  dass  sie  zumeist  gUrk* 
lieh  sind,  wenn  sie  auch  nur  ihren  Hunger  stillen  und  die  obliegeiMci 
Zahlungen  entrichten  können.  Und  auch  dieses  Minimum  erreichen  ^ 
nicht  immer.  Der  Vorvrarf  der  Vergeudung  von  Mitteln  durch  Tm^ 
sucht  wird,  abgesehen  davon,  dass  diese  die  naturgemässe,  in  fruhot 
Zeit  in  gleichem  Masse  in  Westeuropa  beobachtete  Folge  der  niedcrs 
geistig -sittlichen  Entwickelung  ist,  paralysirt  durch  die  unbestrittof 
Thatsache,  dass  durch  Vergeuden  im  Wohlleben  so  viele  GutsbealK? 
ihre  angestammten  Landgüter  eingebüsst  haben.  —  In  der  foitseuot 


1)  ,^QWlaad'\  pag.  166. 
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mm  Enquetecommissionsberichti  wie  auch  sonst  häufig^  wird  die  Be- 
(bachtung  gemacht,  wie  häufig  die  Bauern  nach  einer  guten  Ernte  ihren 
/iehstand,  diese  erste  Voraussetzung  einer  geordneten  Wirthschaft,  zu 
ergrössem  trachten,  aber  sogleich  nach  einer  nicht  ganz  günstigen 
ilmte  das  Vieh  wieder  veräussem  müssen. 

Wie  gering  ist  weiterhin  die  eventuelle  Einbusse,  die  der  Bauer 
Inrch  die  Unsicherheit  des  Besitzes  (Umtheilung»)  und  die  Gemenglage 
1er  parcellirten  Grundstücke  erleiden  kann,  gegen  die  ^ßeraubung  der 
Mchte  seiner  Arbeit^,  die  in  den  zu  hohen  Ablösungszahlungen,  in  der 
rar  theuer  zu  erlangenden^  für  seine  Wirthschaft  unbedingt  erforder* 
ichen  Erwerbung  von  Weide  und  Wiese,  in  der  hierdurch  und  durch 
mdere  Umstände  hervorgerufenen  Ausbeutung  durch  benachbarte  Grund- 
)esitzer,  Gemeindefresser,  Wucherer  etc.  liegt  Und  dazu  die  solida- 
rische Haft,  die  bei  überhohen  Zahlungen  den  wirthschaftlichen  Banquerot 
auch  nur  eines  Wirthes,  ja  nur  seine  zeitweilige,  durch  besondere  Un- 
glücksfalle hervorgerufene  Zahlungsunfähigkeit  die  anderen,  ohnehin 
überlasteten  Wirthe  entgelten  lässt,  deren  Existenz  leider  nur  zu  häufig 
auf  dem  verhängnissvollen  Wendepunkt  des  ökonomisch  sich  noch 
Erhaltenkönnens  zur  Erschöpfung  der  Zahlungsfähigkeit  schwebt  und 
durch  jene  Extrabelastung  auch  ihrerseits  zum  wirthschaftlichen  Buin 
gebracht  wird.  Und  endlich  die  schonungslose  Beitreibung  der  Bück* 
stände,  wo  ein  verständiges  Abwarten  den  Verfall  ganzer  Dörfer  ver- 
mieden  hätte!  ^) 


^)  Zar  weiteren  Erhftrtong  des  Qesagten  Ober  die  wirklichen  Ursachen  des  Verfidlg 
der  b&aerliehen  Wirthschaft  führen  wir  die  Besaitete  einer  interessanten  statistischen 
ZosammensteUnng  des  W.  Orlow,  des  bekannten  Statistikers  der  Moskaner  Landschaft 
aa.  In  26  Wok>sten,  die  in  den  Kreisen  Wolokolamsk,  Dmitrow,  Podolsk,  Sserpuchow 
tind  Broinizi  im  Qonv.  Moskau  belegen  sind,  befinden  sich  48M  bftneriiche  Höfe  ohne 
«igeoe  Wirthschaft  (mit  Aosschluss  der  „Landlosen**).  In  der  nachfolgenden  Berech« 
Hang  sind  226  Höfe  ausgeschlossen,  da  Ober  diese  keine  hinrefehend  vollständigen 
Daten  Torliegen.  Die  Ursachen  des  Aufgebens  der  V^rthschaft  sind  in  Betreff  der 
<^t»Hgen  4026  Höfe,  von  denen  1600  Familien  sogar  hauslos  sind,  ermittelt  und  sind 
folgende: 

1)  1676  Höfe  oder  BB^Io  haben  ihre  Wirthschaft  in  Folge  lonehmender  all- 
^^^f  „Enlkriftung**,  wie  die  Bauern  sich  anadrOeken,  anheben  mfissen.  Der  Haus- 
^^1  nüchtern  nnd  arbdtsam,  ist  nicht  im  Stande  sojriel  su  erwerben,  als  zum 
Unterhalt  der  Familie  und  sur  Entrichtung  der  obliegenden  Zahlungen  und  Leistungen 
^orderlidi  ist,  wenn  die  Zahl  der  noch  nicht  und  der  nicht  mehr  arbeitenden 
Funflienglieder  gross  ist  und  die  obliegenden  Zahlungen  dem  Nebenerwerb  steht  ent* 
frechen.  In  solchen  FftUen  sieht  er  sich  gezwungen,  nach  und  nach  Oegenst&nde, 
^  ^  die  selbstständige  Wirthschaftsftüirung  erforderlich  sind,  su  reräussern.  Als 
^Itat  ergiebt  sieh  die  Unmöglichkeit,  das  Land  zu  bestellen:  er  Usst  einen  Land« 
^^f^^  anbestellt,  dann  zwei  und  giebt  endlich  ganz  die  Ackerwirthschaft  auf,  um 
*it  der  ganzen  Famüie  sich  aufotmachen  und  aoderweiliie  Arbeit  in  der  Stadt,  .auf 
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Alle  diese  Umstände  lähmen;  was  kaum  noch  anggeoprodken  n 
werden  braucht,  in  einem  Haase  die  Enei^e,  Arbeitsaiiikeit,  den  im 


Fabriken  etc.  zu  suchen.  Das  Haus  verfallt  und  wird  zum  Abbruch  Tcrktnft  Die 
Familie  ist  zu  einer  hauslosen  geworden.  Diese  Erscheinung  wird  yomehnilklt  ii 
Ddrfem  beobachtet,  wo  der  Landanthefl  entweder  sehr  gering  oder  die  Piclrtprd.^ 
fOr  benachbartes  Land  .zu  hoch  gind.  Dieselbe  firscheinang  tritt  gewdhaliehzaTift 
irapn  eine  mit  dem  Ackerbau  vertrftgliche  Hausindustrie  verfallt. 

2)  Familientheilnngen  bieten  auch  einen  beträchtlichen  ProcentsaU  der  vink- 
Bchaftslosen  Höfe:  896  Höfe  oder  10%  sind  durch  Familientheflungen  zu  Gnmde  p 
gangen.  Das  hauptsächliche,  durch  diese  Theilungen  hervorgerufene  Ueb«l  besteh 
in  der  Theilung  des  Inventars  und  des  Betriebskapitals.  Häufig  gesohiebt  ei,  4» 
die  eine  Familie  bei  der  Abtheflung  das  Pferd,  die  andere  die  Knh  criddt;  idkft' 
verständlich  kann  die  Wirthschaft  weder  hier  noch  dort  ordnusgnnässig  g^ 
werden;  das  fehlende  Vieh  anzuschaffen,  dazu  fehlen  die  Mittel  und  die  Wiithsckit 
verfällt. 

3)  Durch  Trunksucht  sind  872  Höfe  oder  8%  in  Verfall  gerathen.  Die«  Ur- 
sache zeigt  sieh  grösstenthefls  in  Dörfern  wirksam,  di^  sich  In  der  Nähe  Ton  Efe» 
bahnstationen,  vonHandelscentren,  von  Ortschaften,  die  ala  SonsienuifenlkahMrti« 
Stetem  «tark  besetzt  sind,  befinden,  wo  die  Banem  freilich  bedeateaden,  aba» 
fälligen  Nebenerwerb  haben  und  gewöhnlich  verlockende  Gelegenheit  zum  Yeitiiiks 
des  Erworbenen  während  der  Zeit  des  Wartens  auf  neuen  guten  Erwerb  gebce 
ist  Den  geringsten  Procentsatz  wirthschaftsloser  Höfe  liefert  die  Tronksudit  in  ^ 
Dörfern,  wo  die  Feldwirthschaft  die  vorwiegende  Beschäftigung  ist  und  wo  dabo  fr 
diese  gOnatige  Bedingungen  vorhanden  sind. 

4)  Da  die  Mehrzahl  der  Bauern  in  diesen  Gouvernements  nicht  von  der  Lui^ 
wirthschaft  leben  kann,  die  im  allgemeinen  Durchschnitt  nicht  die  Hälfte  der  zon  Ubic>'* 
halt  und  zur  Entrichtung  der  Zahlungen  erforderlichen  Mittel  bietet,  so  sind  «^ 
fähige  FamiliengUeder  gezwungen,  aosserlandwirthachaMche  Nebe&arbeiteB »Bis«' 
oder  auswärts  zu  suchen.  Der  Bauer,  der  zum  beständigea  Erwerb  in  ^  SttA. 
auf  eine  Fabrik  geht,  erhält  in  der  ersten  Zeit  das  Band  mit  der  Heimath  «ofreckt,  r> 
söae  Familie  und  seine  Wirthschaft  sieh  befindet  Doch  «Nie  eine  volle  wiu^ 
Arbeitekraft,  wenn  eine  solche  in  der  Familie  nicht  nachgeblieben  ist,  kwm  die  Wirtk- 
Schaft  nicht  ordnungmnäaBig  geführt  werden  und  sie  geht  zuraok;  inswiacheiigev^ 
sich  der  Bauer  ao  an  die  andere  Lebensart,  dasa  die  Bückkehr  in  das  Dorfn  ^ 
landwirthschaftlichen  Arbeit  ihm  nicht  melff  behagt.  Nach  und  nech  lockert  9^ 
das  Band  mit  der  Bomeläii  er  lutterlässt  die  Entrichtimg  der  Abgidtea  sai  «i^ 
zum  Bummler  („Guläk*'),  der  nicht  mehr  in's  Dorf  zurückkehrt  und  meist  ohaal^ 
lebt.  Seine  Wirthschaft  im  Dorf  verfällt  selbstveratändÜQh  immer  mehr,  die  Fia^ 
mnas  sie  scUiesaUch  auf^teben  und  Meht  eüi  Untericonunen,  wo  und  wie  ei  f^ 
Solcher  Höfe  findet  Grlow  ^  oder  7^1^  Über  die  Uisache  dee  VeRftOl«  aokker  B- 
sagen  die  Banem:  „er  het  eich  bei  leichter  Arbeit  vertmmmelf '• 

6)  Dae  Nichtvertranteein  mit  der  Landwinhachaft  Meferi  einen  sriieblic^ 
Procestaau  der  wJEthachiMictai  Höfe,  und  avar  885  Höfie  oder  6^/».  DiM«  A««^ 
volhdefal  sieh  sumeist  in  folfender  Art:  der  Vater  iai  AckerbMier  im  Dqi<;  d«  ^ 
ha*  er  aber  acbon  als  Knaben  in  die  Stadt  zur  Erlemong  eines  Handwerks  eK  r 
geben,  dieser  kennt  also  die  Landwirihschaft  nicht  und  die  Wirthaehaft»  dk  er  b^- 
desi  Tod  des  Yalere  ttbemimmt«  verlillt.  Gant  «ndera  gestidlet  «eh  dit  Ur^' 
Diag^,  mnn  er  im  Dorf  «g^  eine  andere  ErvfirtNMrt  erleoil  And  Mv^^*  ^ 
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fBr  Sparen  etc.;  dass  in  Vergleich  hierzu  die  vorgebrachten  Wirkungen 
des  Gemeindebesitzes  so  gut  wie  yerschwindeu;  kaum  noch  in  Betracht 
kommen. 

Wir  haben  noch  einen  Schritt  weiter  zu  thun.  Gerade  diese  un- 
günstigen yerhSItnisse,  die  auf  dem  Bauer  lasten^  rufen  in  yerstSrktem 
Masse  die  Erscheinungen  im  Gemeindebesitz  hervor,  die  als  schädlich 
für  das  wirthschaftHche  Leben  geschildert  werden.  Solches  wird  im 
folgenden  Abschnitt  dieses  Werkes  dargelegt  werden. 

Was  endlich  die  effectiven  Wirkungen  des  Gemeindebesitzes  anbe- 
triflt,  so  darf  folgender  allgemeiner  Gesichtspunkt  nicht  aus  dem  Auge 
gelassen  werden^  was  aber  zumeist  geschieht.  Der  Gemeindebesitz,  auch 
wo  h&ufige  ümtheilungen  üblich  sind,  bringt  nicht  überall  und  unter  allen 
Umständen  die  deducirten  schlimmen  ökonomischen  und  moralischen  Wir- 
kungen mit  sich.  Vielmehr  liegt  in  dieser  Grundbesitzform  nur  dte  Ten- 
denz zur  Hervorruf ung  derselben,  die  nur  beim  Eintreffen  einer  gewissen 
Voraossetzung  th^tsächlich  wirksam  wird.  Das  volkswirthschaftliche  ,,Ge- 
^tti**,  nur  bei  gesichertem  bleibendem  Besitz  werde  der  Grund  und 
Boden  ordnungsmftssig  bewirthschaftet,  hat  nur  unter  der  Voraussetzung 
Geltung,  dass  nach  Lage  der  ökonomischen  Bedingungen  des  Landes 
der  Boden  mit  Aufwendung  von  viel  Arbeit  und  Kapital,  vom  wirth- 
schafllichen  Standpunkt  aus,  bestellt  werden  kann  und  muss.  Diese 
grundlegende  Voraussetzung  trifft  aber  auch  heute  noch  in  weiten  Land- 
strichen und  traf  zur  Zeit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  in  noch 
grösseren  Bezirken  Russlands  nicht  zu.    Bei  dünner  Bevölkerung  war 


in  solch  ehiem  Fall  nimmt  er  in  der  dringenden  landwirthschaftlichen  Arbeitszeit  an 
diesen  Arbeiten  theiL  Daher  ist  auch  die  Hebung  der  Haurindustrie,  die  den  Biu^r 
nicht  der  Familie  und  dem  Ackerbau  entfiremdet,  so  wichtig. 

6)  VoUstaivdige  Vereinzelimg»  wenn  nach  dem  Tode  des  Vaters  und  der  Matter 
der  Hauswirth  sich  noch  nicht  verheirathet  hat  oder  er  Wittwer  ohne  Kinder  geworden 
i^  hat  143  Höfe  oder  4Vo  zum  Aufgeben  der  V^irthschaft  gebracht.  Grösstentheils 
erneuern  solche  Wirthe  im  Laufe  der  Zeit  wieder  ihre  WhrthschafL 

7)  Durch  VerkrQppelung,  Alterssebwftche  der  männlichen  Arbeitskraft  in  der  Fa- 
milie haben  129  Höfe  oder  8%  die  Wirthschaft  aufgeben  mttssen. 

8)  Durch  Feuersbrdnste  sind  99  Höfe  oder  2Va%  verüdlen. 

9)  Der  Tod  der  Frau  des  Hauswirthen,  der  mit  kleinen  Kindern  nachbleibt, 
Ht  zum  Aufgeben  der  Wirthschaft  in  86  Höfen  oder  2%  geführt 

10)  Zwangsweiser  Verkauf  des  Viehs*  wegen  Abgabenrückst&nde  —  86  Höfe 
«der  2o/o.    (Siehe  Punkt  1.) 

11)  Wiederholte  Missemten  —  78  Höfe  oder  drca  2«/o. 

12)  EintriU  in  den  Mllitftrdienst  —  27  Höfe  oder  0,70/0. 
18)  Das  Fallen  des  Viehs  —  14  Höfe  oder  0,4%. 

Endlich  haben  die  Bauern  in  896  Höfen  oder  fast  l(filo  ihre  Wirthschaft  und 
iven  Landanthefl  freiwiüig  aufgegeben,  indem  sie  zu  einer  anderen,  mehr  Gewinn 
Tenprechenden  Erwerbiart,  Yomehmlich  Handel,  übergegangen  sind. 
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und  ist  zum  Theil  im  waldreicheu  Norden  wie  im,  mit  ausserordent- 
licher natürlicher  Fruchtbarkeit  gesegneten  Süden  und  Südosten  die 
primitivste  Bodenbestellung  —  im  Norden  die  wilde  Brennwirthsdufi, 
im  Süden  die  wilde  Graswirthschaft  —  durch  die  volkswirthsdiaftlidie& 
Bedingungen  geboten  und  allein  rentabel.  Eine  jede  grössere  YenreB- 
düng  von  Arbeit  und  Kapital  auf  den  Boden  hätte,  resp.  würde  dk 
Productionskosten  in  einem  Masse  erhöhen,  dass  der  Mehrertrag  —  bei 
den  niedrigen  Preisen,  eine  Folge  der  ungenügenden  Verkehrsmittel  md 
der  geringen  Nachfrage  —  dieselben  nicht  decken  würde.  Wenn  mm  auch 
heute,  nadidem  ein  weitverzweigtes  Eisenbahnnetz  tief  in  das  weite  Reich 
eingedrungen  ist,  ausgedehnte  Landstriche  diesen  Bedingungen  entsogeB 
^ind  und  ein  weniger  extensiver  Betrieb  sich  als  geboten  erwiesen  hat, 
so  befinden  sich  auch  heute  noch  ganze  Bezirke  unter  jenen  Bedingungeit 
wie  vor  zwanzig  Jahren.  Aber  auch  wo  primitive  Dreifelderwirthsdufi 
ohne  oder  mit  ganz  geringer  Düngung  wirthschaftlich  allein  möglich  ist^ 
und  selbst  dort,  wo  bei  diesem  Wirthschaftssystem  starker  zu  döngeo 
und  sorgfältiger  der  Boden  zu  bestellen  ist,  aber  das  auf  den  Bodes 
Verwendete  in  dem  dreijährigen  Turnus  vollständig  wiedererstattet  imd 
dem  Boden  wieder  entzogen  ist,  leidet  der  Betrieb  nicht  und  wird  dk 
Arbeitsenergie  nicht  lahmgelegt  bei  dreijährigem  Besitzwechsel.  Die 
Frage  der  Schädigung  der  Landwirthschaft  durch  häufigen  Wechsel  tritt 
also  erst  dann  auf  die  Tagesordnung,  wenn  eine  grössere  Verwendnig 
von  Arbeit  und  Kapital  auf  den  Boden  üblich  oder  vielmehr  schon,  wenn 
sie  volkswirthschaftlich  geboten  ist. 

Dasselbe  gilt  in  Betreff  der  durch  den  Gemeindebesitz  he^o^ 
vorgerufenen  geringen  Breite  der  Landstreifen  der  einzelnen  Höfe,  ic 
gewisser  Beziehung  auch  in  Betreff  des  hierdurch  vielfach  bedingten 
Flurzwanges.  Auch  diese  Umstände  beeiden,  soweit  sie  überiumpt  vo^ 
banden  sind,  den  Wirthschaftsbetrieb  nur  bei  sorgfältigerer  Bestelhm^ 
(beim  Querpflügen,  bei  grösserer  Zahl  der  zu  producirenden  Getreide 
arten  etc.). 

Wir  gehen  jetzt  auf  die  Gestaltung  des  Gemeinddi^esita^s  und  die 
hierdurch  hervorgerufenen  Wirkungen  ein. 


Dritter  Abscimitt. 


Die  Gestaltungsformen  des  Gemeindebesitzes. 


Erstes  Kapitel. 

Einleitendes. 

1   Katerialien  liber  den 

§.  1. 

Nadi  dem  Erscheinen  des  ersten  Bandes  dieses  Werkes  hat  die 
Literatur  über  den  Gemeind^esitz  vietfaehe,  die  Kenntniss  der  viel- 
gestaltigeiit  Formen  dieser  Gmndbesitzform  erweiternde  Bereicherung 
«rfahren.  Jede  neue  Stndie  tber  die  thatsächliche  Gestaltimg  des  Ge- 
meindebesitzes in  den  verschiedenen  Landstrichen  des  weiten  Gebietes, 
in  welchem  diese  Grundbedtrform  herrscht,  zeigt,  dass  der  Gemeinde- 
besitz in  seinon  wirklichen  Leben  dmrchaos  nicht  in  den  schablonen- 
liaften,  einseitigen  und  streng  abgeschlossenen  Formen  sich  bewegt,  die 
die  Bevölkerung  sowol  in  ttirem  landwirthsehaftlichen  Betrieb,  wie  in 
ihrem  g^sammnen  ökonomischen  Leben  nur  stören  und  beengen  können. 
Jede  neue  Arbeit  auf  diesem  Gebiete  zeigt,  wie  gering  die  Kenntnisse 
in  Betreff  des  Gemeindebesitzes  sind,  und  entkritftet  andererseits  in 
dieser  oder  jener  Beaidumg  landläufige,  rein  tiieoretisirende  Darlegungen 
dber  die  Schaden  des  Gemeindebesitzes. 

Es  brach  sich  immer  mehr  die  Erkenntniss  Bahn,  dass  es  zu  einem 
allendlichen,  abschliessenden  Urtheil  über  die  Wirkungen  dieser  Grund- 
besitzform  noch  der  ersten  wesentlichen  Voraussetzung  fehlte,  d.  i.  der 
E^mtniss  der  thatsftchlidien  Gestaltung  dersdben. 

Die  geringen  Kenntnisse  der  thatsfichlichen  ökonomischen  Verhält- 
lüsse  im  weiten  Reich  hatten  bereits  seit  den  sechziger  Jahren,  in 
grösserem  Masse  aber  seit  dem  Beginn  der  siebziger  Jahre  gelehrte 
Gesellschaften,  Vereine  und  Privatpersonen  veranlasst,  Expeditionen  aus- 
zurüsten und  in  anderer  Art  Erhebungen  und  Untersuchiuigen  vor* 
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zunehmen;  um  diese  Kenntnisse  zu  erweitern.  So  wurden  reiche  Ib^ 
rialien  gesammelt  und  durch  den  Druck  veröffentlicht:  Aber  den  G^ 
treidehandel  und  seine  Bedingungen,  über  die  Arfiele,  über  die  Em- 
Industrie,  über  das  bäuerliche  Gewohnheitsrecht  etc.  Alle  diese  Unter- 
suchungen berührten  indirect  und  auch  direct,  wie  die  drei  letztgenaimtes, 
mehr  oder  weniger  auch  den  Gemeindebesitz.  In  Anlehnung  an  die 
Erforschung  über  das  bäuerliche  Gewohnheitsrecht  ward  von  der,  n 
diesem  Zweck  von  der  Kaiserlich  Russischen  Geographischen  GeseUschaft 
niedergesetzten  Gommission  in  der  Sitzung  vom  22.  November  1876  die 
Ausarb^tung  dnes  Spezialjprogramms  zur  Sammlung  von  Daten  aber 
den  Gemeindebesitz  in  Anregung  gebracht  und  ias  Mtglied  der  Com- 
mission,  Th.  L.  Borükow,  übernahm  diese  Aufgabe.  In  der  Sitsong  t(hd 
12.  April  1877,  der  ein  bezüglicher  Entwurf  vorgelegt  ward,  wurde  aadi 
die  Mittheilung  gemacht,  dass  ein  anderes  Glied  der  Gommission,  P.S.Jefi* 
menko,  gleichfalls  ein  Progrannu  ausgearbeitet  and  dasselbe  dem  dnrdi 
seine  Forschungen  auf  dem  Gebiete  des  Gewohnheitsredites  bekanoia 
J.  J.  Jakuschkin  zur  Begutachtung  übersaadt  habet  der  mit  der  Aus- 
arbeitung eines  ähnlichen  Programms  sich  beschäftigt,  und  dass  endlich 
J.  Archangelski,  Glied  des  Ssamaraschen  GouvemementsstatistisckD 
Comit^,  die  Eriforschung  des  Familienrechts  und  des  Gemeindebesitie 
in  dem  Dorf  Krapow  (Kr.  Ssamara)  unternimmt^) 

Ausserdem  wurden  von  dem  Ssaratow'achen  Goav^nementssliti- 
stischen  Gomit^  Materialien  über  diese  Grundberitzform  gesanuaett,  n 
demselben  Zweck  arbdtete  der  damalige  Secretär  des  JarosslaVschei 
Gouvemementsstatistisdien  Cofiüt^,  A.  Possnikowt  ein  Programm  m, 
und  endlich  auch  das  entsprechende  Comit^  im  GtKiv.  Nislinq-Nowgonrf 
in  Gemeinschaft  mit  dem  Laadaiat  dieses  Gouvernements. 

Im  Herbst  1877  erfolgte  ein  bedeutuagsvcdler  Skteitt  onf  dem  Weip 
der  Erweiterung  der  Kemitnisse  auf  diesem  Gebiete.  In  den  bdd»  g^ 
lehrten  Gesellschaft^  in  der  Eaisertich  Russiscfeen  Qeogrt^iliiadiei  od 
in  der  Kaiserlich  freien  ökonomischen  Geseyschaft  ward  fast  gkkb- 
zeitig,  aber  uaabhäagig  von  einsader,  die  Frage  der  fiinniinng  tkit* 
sächlicher  Materialien  über  den  Gemeindebesitz  angeregt:  in  der  eßt- 
genanntai  Gesellschaft  (in  der  Abtheilung  für  Ethnograidüe  und  SUti* 
stik)  von  Herrn  S.  J.  Kapustin^)^  In  der  zweiten  (am  17.  December  18TT 


1)  Ausser  in  den  TagesbUttem  findet  der  Leser  Beridrte  ttelr  diese  Stair* 
in  den  „HsBftciii'*  („Mittkefluagen*«)  der  Geographisohen  QeseUschsfti  BsndXni»  IS^ 
Lieferung  IL 

*)  Siehe  seine  Abhandlung :  „^opim  seuesjaxinji  pyccsaro  uvfOMßf  ^  ^ 
tpyKm  HaneplKtopcxaro  Bojanaro  dsoBOtt^ecxaro  oOmecrsa,  1S77,  Band  II  oid  Hl 
mwhker  im  B^araiabdmok  erschienen.  Diese  iHe  seine  anderen  AitiM  M  w^^ 
mit  seinem  Kanen»  sosdem.  unter  den  Buchstaben  C.  Bhis  tesdcfanet 
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und  zwar  in  der  UL  AJ^theilung  derselben  fflr  Statistik  und  politische 
Oekonomie  von  Herrn  A.  W.  Polowzow.^)  Beide  Gesellschaften  bildeten 
je  eine  Commission,  die  mit  der  Ausarbeitung  eines  Programms  von 
Fragen  über  die  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  zum  Zweck  einer  syste- 
matischen Sammlung  von  Materialien  beauftragt  ward.  In  die  Commission 
der  geographischen  Gesellschaft  wurden  gewählt:  J.  J.  Wilson  (Präses 
der  Commission),  Professor  W.  P.  Wassi\jew,  Fürst  A*  J.  Wassiltschikowi 
W.  J.  Weschnäkow,  E.  D.  Kawelin,  N.  W.  Kalatsohow,  S.  J.  Kapustin, 
L  N.  Maikowi  P.  A.  Matwejew,  P.  P.  Ssemenow,  W.  J.  Tsehaslawski^ 
Professor  J.  £.  Jahnson,  Mackenzie  WaUace,  der  bekannte  Verfasser 
des  Werkes:  Eussia,  und  der  Verfasser  dieses  Werkes.  Die  Vorlage 
eines  Entwurfs  übernahm  der  nunmehr  verstorbene  Tschaslawski.  Das 
von  der  Commission  ausgearbeitete  Programm  ward  unter  dem  Titel  ver- 
öffentlicht: i^twurf  eines  Programms  zur  Unterstützung  der  Mark* 
gemeinde^'.*) 

Die  Commission  der  Freien  ökonomischen  Gesellschaft  bestand  aus 
folgenden  Personen:   Professor  £•  R.  Wreden  (Präses  der  Commission), 
TL  L  Borükow,  A.  W.  Polowzow^  Professor  W.  J.  Ssergqewitsch,  P.  A. 
Ssokolowski  und  A.  J.  Chodnew.    Mit  der  Ausaerbeitung  des  Entwurfs 
wurden  die  Herren  Polowzow,  Ssokolowski  und  Barükow  beauftragt,  wel- 
cher von  der  Commission  ergänzt  und  approbirt  ward  unter  dem  Titel: 
j^ogranun  zur  Sammlung  von  Daten  über  die  landliche  Markgemeinde^') 
Diese  beiden  Frageprogramme  gelangten  im  Sommer  1878  zur  Ver* 
Sendung  an  die  Gouvemementsstatistischen  Comitds^  an  die  Landschaftr 
ämter  und  an  Personen,  die  sich  für  diese  Frage  interessirteui  und  im 
darauffolgenden  Herbst  und  Winter  flössen  Antworten,  mehr  oder  weniger 
ausführlidie  Berichte  aus  verschiedenen  Theilen  des  Reichs  ^^  ein. 

Eine  betrachtende  Gegenüberstellung  der  beiden  Programme,  ihrer 
Vorzüge  und  ihrer  eventuellen  Mängel  können  wir  hier  unterlassen  und 
zwar  um  so  mehr  als  schliesslich  eine  Verständigung  zwischen  den 
beiden  Cwomissionen  erreicht  wurde.  Aus  den  eingelaufenen  Antworten 


^)  9,Ki  Bonpocy  o  cencKofi  o6mHBf ,  in  denselben  TpyxH,  1878,  Band  I,  und 
gleichfalls  auch  im  Separatabdrack  erschienen. 

')  ^Onan  nporpawiB  vu  BdejrfcxoBaaiA  BoseiienH<A  oG^nm,  cocTaBKeamii  bom- 
mcciei  npn  HjasspaTopciox»  PyceKom  reorpa4ykHeoKoin  oCmficaik*. 

>)  npoipama  xu  coönpaaia  tsixbrnA  o  cencKofi  noaeiieaBoft  odauodbi  Bi^aOo* 
roBBtia  III  OrxijeBieMi  HxnepaTopcxaro  Boiuaro  axoHOianecBaro  o6B(eoTBa. 

*)  Eine  kritische  übersichtliche  Behandlung  der  eingelaufenen  Berichte  bot  Herr 
4.  W.  PokMraow  in  mum  Vortrag  in  der  Sitsung  der  bezeiohneten  UL  Abtheilong 
ier  Freien  dkopoaiiBchea  Geadlschaft»  dex  in  d^n  Tpyxn  dieser  Oesellschaft,  1879^ 
Band  I,  Liefjßniiif  IT  und  dann  in  Separatabdrack  unber  dem  Titel:  Hepive  Bian 
la  nyTB  4»aBTnecxaro  nsciixoBaBiB  cencBOt  o^nunm,  St  Petertbiug  1879|  erfleUen« 
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ergab  es  sich,  dass  trotz  aller  Sorgfalt  in  der  Stellung  der  Fragen  und 
der  eingehenden  Berücksichtigung  sowol  der  in  der  Literatur  erschienenen^ 
als  auch  von  den  mit  diesem  Gegenstande  yertrauten  GHedem  der  Commis- 
sionen  vorgebrachten  Daten  doch  die  Fragen  nicht  erschöpfend  und  nicbt 
präcis  formulirt  waren.  Die  genannte  dritte  Abtheilung  der  Fräen  öko- 
nomischen Gesellschaft  übertrug  am  4.  Nov.  1878  derselben  Commissioa 
die  Ausarbeitung  einer  zweiten  Ausgabe  des  Programms.  Zur  Com- 
mission  wurden  als  Vertreter  der  von  der  Geographischen  Gesellschaft 
niedergesetzten  Commission,  die  Herren  Geheimrath  P.  P.  Ssemenow  nsd 
J.  J.  Wilson,  geladen.  In  dieser  zweiten,  ebenfalls  zur  Yersendnng 
gelangten  Ausgabe  des  Programms,  das  von  beiden  genannten  Gesdl- 
schaften  gutgeheissen  ward,  sind  die  hervorgetretenen  Mängel  der  ente& 
Ausgabe  beseitigt  und  insbesondere  in  zwei  Abschnitten  der  Stoff  pnc- 
tischer  gruppirt,  um  die  Antworten  zu  erleichtem  und  Wiederholungen 
zu  vermeiden.  Auch  ist  der  Sinn  der  wichtigen,  leicht  Ifissverständ- 
nisse  hervorrufenden  Fragen  dadurch  näher  erläutert,  dass  die  bereits 
vorhandenen  Daten  als  Beispiele  kurz  angeführt  sind.  An  anderai  SteDen 
kommen  wir  darauf  zu  sprechen,  dass  auch  in  seiner  neuen  Form  das 
Programm  nicht  die  Möglichkeit  einer  irrthümlichen  Auffassung  rer- 
schiedener  Fragen  ausschliesst  Dier  grosse  Vielgestaltigkeit  der  G^ 
staltungsformen  des  Gemeindebesitzes,  die  Verschiedenartigkeit  des  G^ 
brauchs  gewisser  technischer  Bezeichnungen  und  verschiedene  anden 
Mtss Verständnisse,  die  auf  nicht  genaues  und  tief  eindringendes  Be- 
fragen zurückzuführen  sind,  Mangel  an  kritischem  Verständmss  etc 
haben  Ungenauigkeit,  schiefe  Antworten  etc.  hervorgerufen. 

Im  Herbst  1879  beschlossen  die  beiden  genannten  Gesellsdiaften  im 
Hinblick  auf  die  Reichhaltigkeit  des  eingegangenen  Materials,  dasselbe  in 
einem  Sammelwerk  zu  veröffentlichen.  Die  Bedaction  ward  den  drei 
Herren,  die  sich  um  die  Aufstellung  des  Programms  der  Freien  ökono- 
mischen Gesellschaft  und  dann  des  gemeinsamen  Programms  verdient 
gemacht  hatten,  übertragen:  P.  Ssokololrski,  A.  Polowzow  und  Th.  Borfi- 
kow.  Im  Jahre  1880  erschien  der  erste  und  bisher  einzige  Band  nntff 
dem  Titel:  „Sammlung  von  Materialien  zur  Erforschung  der  ländlichen 
Markgemeinde".  ^) 

Dieser  Band  enthält  als  Einleitung  einen  Wiederabdruck  der  U-  Aas- 
gabe des  Programms  und  als  Anhang  ein  Verzeichniss  der  in  nissisciiff 
wie  in  anderen  Sprachen  erschienenen  Schriften  und  Artikel  über  deo 
Gemeindebesitz  in  Bussland  wie  in  anderen  Ländern,  ein  Verzeichniss  der 

1)  06opRHKi  MftTepiaxon  xu  isyweiri«  cenctoft  noaeicenHot  o6mB,  watiu» 
HmepaTOpCKszi  Boxuniro  dtOHOiontecsaro  ■  Pyociaro  Fecfpa^ivecnfo  oteaetiv 
noxm  peitmiefi  8.  A.  BopsiOM,  A.  B.  noxon^oia  s  IL  A.  CosoiOBeiaro,  Tov»  l 
St  Petenbarg  1880. 
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technischen  Bezeidmimgen  etc.  Der  Hauptinhalt  ist  der  Abdruck  von  elf 
eingegangenen  Berichten.  Umfang  und  Art  der  Behandlung  derselben  sind 
sehr  verschieden:  Geheinurath  P.  Ssemenow,  der  verdienstvolle  Präsident 
des  Centralstatistischen  GoxnitdSi  hat  eine  eingehende,  mustergültige  Be- 
schreibung sämmtlicher  20  Gemeinden  der  Wolost  Murajewno  (Gouv* 
Bäsan»  Kr.  Dankow]^  in  welcher  er  grundbesitzlich  ist,  geliefert  auf  Grund- 
lage sorgfaltigster  Detailuntersuchung,  die  das  gesanunte  ökonomische 
Leben  der  behandelten  Gemeinden  umfasst  Andere  Berichterstatter 
beschränken  sich  auf  mehr  oder  weniger  ausführliche  Beschreibung  einiger 
oder  auch  nur  einer  Gemeinde  und  ergänzen  sie  durch,  ihnen  bemerkens- 
werth  erscheinende  Notizen  aus  anderen,  ihnen  bekannten  Gemeinden. 
Leider  finden  sich  in  mehreren  dieser  Berichte  Ungenauigkeiten,  Miss« 
Verständnisse  verschiedener  Art  Diese  auszumerzen  oder  zurechtzu- 
stellen ist  uns  nicht  inmier  gelungen  und  wir  haben  in  der  nachfolgen- 
den Untersuchung  mehrfach  manche  Daten  übergehen  müssen,  um  der 
Möglichkeit  einer  irrthümlichen  Aufiiassung  derselben  zu  entgehen.  Es 
beweist  das  Vorkommen  solcher  Fehler  selbst  Seitens  Personen^  die  sich 
eingehend  mit  dieser  Frage  beschäftigen,  wie  schwankend  die  Begri&- 
bestinunungen  und  die  wesentliche  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  noch 
sind  und  weiterhin,  wie  das  sorgfaltig  ausgearbeitete  Progranun  der  Com- 
mission  trotz  aller  seiner  unbestreitbaren  und  dankenswerthen  Verdienste 
um  die  Klarlegung  des  complicirten  Baues  des  markgenossenschaftlichen 
Lebens  nodi  nicht  volle  Klarheit  und  Exactheit  in  den  so  zahlreichen 
Betailfragen  erzielt  hat.  Erst  in  einer  fernen  Zukunft  können  wir  er- 
warten, dass  nach  erfolgter  wesentlicher  Bereicherung  der  bezüglichen 
Materialien  einst  eine  exacte  Systematik  gefunden  werden  wird. 

Von  den  elf  in  diesem  ersten  Bande  der  „Materialiensammlung  über 
den  Gemeindebesitz^,  wie  wir  dieses  Werk  im  Nachfolgenden  kurz  nennen 
wollen,  enthaltenen  Berichten  beziehen  sich  je  zwei  auf  die  Gouv.  Kasan 
und  Tula  und  je  ein  Bericht  auf  die  Gouv.  Charkow,  Kostroma,  Twer, 
Nowgorod,  Pskow,  Ssimbirsk  und  Archangelsk. 

In  Anlehnung  an  das  Gommissionsprogramm,  wie  wir  dieses  Pro- 
gramm über  den  Gemeindebesitz  zur  Unterscheidung  von  den  anderen, 
weiter  unten  zu  erwähnenden  Programmen  nennen  wollen,  oder  auch 
nur  beeinflusst  durch  dasselbe  sind  noch  mehrere  Einzeluntersuchungen 


^)  Die  Namen  der  Berichterstatter  sind:  P.  Ssemenow  und  N.  Slatowntski  in 
Betreff  des  Gouv.  Räsan,  W.  Borissow  und  J.  Jakuschkina  für  Tula,  N.  Litoschenko 
für  Charkow,  P.  BalaHrew  für  Kostroma,  P.  Bauer  für  Twer,  A.  Michalenko  für 
Nowgorod,  P.  Sinowjew  für  Pskow,  W.  Krassowski  für  Ssimbirsk  und  L.  Litschkow 
für  Archangelsk.  Vier  Berichte  und  zwar  die  der  Herren  Litoschenko,  Balakirew, 
Bauer  and  Michalenko  sind  mit  Karten  versehen,  diePl&ne  der  Feldtheilung  etc.  bieten. 
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erschienen;  so  eine  Studie  von  P.  Greorgy ewski  ^)  und  andere,  die  wir  tu 
geeigneter  Stelle  zu  nennen  haben  werden. 

Wie  verdienstvoll  und  lehrreich  die  Veröffentlichung  der  eingeln- 
fenen  Materialien  auch  ist,  so  erscheint  mir  eine  Fortsetzung  dieses 
Unternehmens^  d.  h.  der  einfache  Abdruck  der  einzdnen  Beridite,  wem 
auch  hier  und  da  mit  Kürzungen,  wie  es  sich  mehrfach  als  nothwendig 
erweist,  nicht  zweckmässig  und  ich  habe  bereits  an  massgebender  SMIe 
den  Gedanken  angeregt,  von  der  Yer&ffentlichiing  des  Rohmaterials  ab* 
zustehen  und  dagegen  die  Materialien  in  systematischer  Verarbeitung  n 
bieten,  etwa  in  der  Weise,  wie  die  zweite  Ausgabe  des  ComndsaoiLs- 
Programms  in  Anknüpfung  an  viele  Fragen  kurz  die  bestehenden  Ein- 
richtungen, Vorkehrungen  etc.  einiger  Gememden  beispielsweise  angiM. 
Nach  dem  mir  vorschwebenden  Plan  hätten  die  bezüglichen  Angaben 
selbstverständlich  ausführlicher  sein  und  soweit  möglich  aof  alle  Fragen 
Bezug  nehmen  müssen.  Der  Vortheil  einer  solchen  Ver&ffentlichimg 
der  Materialien  in  systematischer  Verarbeitung  wäre  ein  zwiefacher: 
einerseits  würde  ein  Band  eine  weit  grössere  Fülle  positiver  Daten 
bieten.  Was  wollen  elf  Berichte,  die  der  erste  Band  bietet,  gegen 
mehr  denn  100,000  Gemeinden,  die  zu  erforschen  wären,  bedeuten? 
Ja  die  Veröffentlichung  der  Berichte  auch  nur  über  ein  Hundert- 
stel der  vorhandenen  Gemeinden  würde  eine  stattliche  Bibliothek  bil- 
den, zu  deren  Druck  die  beiden  gelehrten  Gesellschaften  nicht  werden 
die  Mittel  bewilligen  können.  Und  je  grösser  die  Zahl  dieser  Bande 
anschwellen  würde,  desto  geringer  wäre  die  Zahl  der  K&ufer,  die  sidi 
in  einer  solchen  Fülle  von  rohen  Einzelberichten  nicht  znrechtfindfn. 
und  nur  bei  eingehendem  Studium,  das  nicht  Jedermanns  Sache  ist,  Beleh- 
rung finden  könnten.  Es  handelt  sich  darum,  den  Ballast  von  Wiede^ 
holungen,  die  jeder  einzelne  Bericht  bieten  muss,  die  bei  systematischer 
Bearbeitung  vieler  Berichte  aber  nur  einmal  mit  den  erforderiicheo 
Gitaten  anzugeben  sind,  über  Bord  zu  werfen,  und  dadurch  Raum  Ar 
andere  Berichte  zu  schaffen.  Der  zweite  und  wie  wir  weiter  unten  sehei: 
werden,  noch  bedeutungsvollere  Vortheil  wäre  der,  dass  die  zeitraabendt* 
und,  da  die  Berichte  nicht  immer  genau  in  ihren  Ausdrücken  sind,  schtriericf 
Arbeit  der  Gruppirung  und  Systematisirung  der  Materialien  nur  einim: 
zu  erfolgen  hätte,  während  bei  der  Veröffentlichung  des  Rohmaterial' 
ein  Jeder,  der  sich  mit  dieser  Frage  oder  auch  nur  mit  einer  Specia!- 
frage  derselben  beschäftigt,  immer  wieder  jene  Arbeit  zu  machesi 
hätte.  Jene  Ersparung  an  Arbeit  oder,  wenn  ich  mich  so  ausdrflck« 
kann,  an  Productionskosten  würde  das  Studium  über  den  Gemeintie- 
besitz  sehr  fördern  und  erleichtern. 


*)  n.  reopriescKift:  „OiepKH  6aTa  oxtfoft  cencaoft  o6mHHH^'  im  Giovo,  1? 
Band  I,  pag.  99— lia 


n^^ 
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Gegoi  diesen  Vorschlag  ist  ein  Bedenken  hervorgehoben  worden, 
dessen  Berechtigung  ich  mich  nicht  Verschliessen  kann,  dessen  practische 
Bedeatong  mir  aber  übersehätzt  za  sein  scheint  gegenüber  den  grossen 
Vortheilen  der  systematisi^en  Pnblicationen.    Es  ist  mir  der  Einwand 
gemacht  worden,  dass  bei  dieser  Art  der  Veröffentlichung  der  Materialien 
d^n  individuellen  Dafürhalten  der  mit  dieser  Aufgabe  betrauten  Personen 
ein   zu  weiter  Spielraum  geboten  werde,  dass  diese  leicht  Details  flber^ 
sehen  oder  als  nach  ihrer  Ansicht  unwesentlich  bei  Seite  lassen  könnten, 
die  schliesslich  als  wichtig  sieh  herausstellen  würden,  jetzt  aber  begraben 
in  der  Bibliothek  der  genannten  gelehrten  Gesellschaft  der  Forschung 
bleibend  entzogen  wären.    Der  Erkenntniss  der  Wichtigkeit  dieses  Um-' 
Standes  entziehe  ich  mich  imi  so  weniger,  als,  je  tiefer  ich  bei  meinen 
Stadien  in  das  vidgestaltige  Gemeindeleben  eingedrungen  bin,  ich  um 
so  klarer  erkenne,  wie  wenig  wir  vom  Gemeindebesitz,  wie  er  sich  in 
Wirklichkeit  gestaltet,  wissen,  und  dass  sicherlich  noch  viele  Factoren 
im  Gemeindeleben  zur  practischen  Geltung  gelangen,  von  denen  wir  noch 
keine  Ahnung  haben.    Es  ist  also  höchst  wahrscheinlich,  ja  mit  einiger 
Bestintantheit  vorauszusagen,  dass  auch  bei  Heranziehung  der  tüchtigsten 
Kenner  und  bei  Aufwendung  der  grössten  Sorgfalt  Seitens  derselben  sich 
nachträglich  jener  Missstand  herausstellen  würde.    Doch  das  Bessere  ist 
der  Feind  des  Guten.    Zur  Zeit  haben  wir  uns  hier,  wie  überall,  mit 
dem  Erreichbaren  und  Erkennbaren  zu  begnügen  und  der  Zukunft  die 
Zukunft  zu  überlassen.    Zudem  wird  jener  Missstand  der  systematischen 
Publicationen  erheblich  vermindert,  sobald  jede,  auch  die  geringste  Abwei* 
chimg,  wenn  sie  auch  zur  Zeit  fOr  unwesentlich  angesehen  wird,  sorgfaltig 
registrirt  wird.    Zudem  ist  das  Zurückgreifen  auf  das  Rohmaterial  ja 
nicht  ausgeschlossen,  dasselbe  kann  durch  gute  Katalogisirung  und  Ordnung 
des  Rohmaterials  erleichtert  werden,  sowohl  für  jeden  Forscher,  der 
eine  Ungenauigkeit  in  den  Publicationen  gefunden  zu  haben  glaubt,  als 
auch  eventuell  in  weiter  Zukunft,  wenn  die  weiter  vorgeschrittene  Kennt* 
niss  des  Gremeindebesitzes  eine  nochmalige  Revision  des  gesammten  Ma* 
teriais  wfinschenswerth  erscheinen  lassen  sollte.    Und  schliesslich  haben 
wir  es  mit  dnem  lebensvollen  Organismus  zu  thun,  der  zumal  seit  Auf«- 
hebung  der  Leibeigenschaft  und  der  Beseitigung  der  vielfachen,  das  Ge- 
meindeleben  in   seiner  Entwickelung  störenden  Missstände  (überhohe 
2^aUungen,    zu   geringer   Landantheil,    ungenügende   Abgrenzung    des 
Gemeindelandes  etc.  etc.)  sich  zu  neuerer,    vollkommnerer  und   viel- 
gestaltigerer Entfaltung  ausbildet  und  weiter  ausbilden  wird.    Je  neuer 
das  Material  ist,  desto  wichtiger  ist  dasselbe  zur  Entscheidung  der  viel^ 
fachen  Fragen.    Das  aufgespeicherte  Material  verliert  somit  jährlich  an 
Werth  und  wird  bald  nur  historische  Bedeutung  haben  zur  Elarlegung 
der  Frage,  wie  der  Gestaltungsprocess  sich  vollzogen  hat  und  welche 
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Momente  von  entscheidender  Wirkung  gewesen  sind.  Hiermit  soll  jedod 
nicht  ausgeschlossen  werden,  dass  dazwischen  auch  eine  besonden  lAr- 
reiche  Monographie  über  eine  Gemeiiide,  die  chjaract^istische  Endieh 
nungen  bietet,  vollständig  zum  Abdruck  gelangt 

Sollte  nun  mein  Vorschlag  Anklang  finden  und  zur  DurchfÜhroBg 
gelangen,  so  wird  sich  sogleich  —  ich  spreche  auf  Grand  mein»  dnrd 
diese  Arbeit  gewonnenen  Erfahrung  —  die  Erkenntniss  Bahn  bredia, 
dass  die  Gruppirung  und  Systematisirung  der  Materialien  in  der 
Form  des  Commissionsprogramms  nicht  zweckmässig  ist  In  fonnil- 
logischer  Beziehung  ist  dieses  Programm,  wenn  auch  einige  Besse- 
rungen in  dieser  Beziehung  noch  vorzunehmen  wären,  im  Grossen  nd 
Ganzen  vortrefflich;  in  der  practischen  DurchfiQhrung  «rwdst  es  sidi 
aber  als  nicht  zweckentsprechend  und  ich  habe  in  der  folgenden  ÄiM 
eine  wesentlich  andere  Systematisirung  wählen  müssen.  Als  haiq^tsidh 
liehe  Mängel  machten  sich  solche  fühlbar,  die  sich  mehr  oder  weniger 
in  deii  einen  Mangel  zusammenfassen  lassen,  dass  Wiederholungai  io 
grossem  Masse  nicht  zu  vermeiden  sind  Das  ergiebt  sich  schon  los 
dem  Programm  selbst,  indem  dieselben  oder  zusammenhängende  Frag« 
in  verschiedenen  Stellen  —  von  verschiedenem  Gesichtspunkte  aas  - 
gestellt  werden.  Besonders  stark  tritt  solches  u.  A.  in  dem  Absduin 
über  die  Umtheilung  des  Ackerlandes  bei  Gegenüberstellung  desselbo 
mit  dem  Abschnitt  über  die  Vornahme  der  Umtheilungen  hervor. 

Es  ist  unstreitig  logisch,  wenn,  wie  es  im  Progranun  gesduebl 
nach  Stellung  der  allgemeinen  Fragen  zuerst  auf  die  Umtheilung  ii^ 
Gehöftlandes,  dann  auf  die  des  Ackerlandes,  weiterhin  auf  die  der  Wiesa 
und  endlich  auf  die  Art  der  Nutzung  des  Waldes,  der  Weide  und  der 
anderen  Nutzungen  eingegangen  wird.  In  praxi  zeigen  sieh  aber  te 
Beobachtung  dieses  Planes  wesentliche  Unzuträglichkeiten.  Das  €<»# 
drte  Verfahren  der  Umtheilungen  (im  weitesten  Sinne)  findet  seiies 
Schwerpunkt  in  der  Vertheilung  des  Ackerlandes;  die  Umtheilunga  der 
anderen  Landarten  erfolgen  in  grösserer  oder  geringerer  Anlehsrag  ^ 
das  in  Betreff  des  Ackerlandes  übliche  Verfahren.  Dieses  Verfdue 
muss  also,  sollen  unendliche  und  ganz  zwecklose  Wiederholungen  v^' 
mieden  werden,  zuerst  geschildert  werden  und  erst  aus  diesem  Ver&bro 
und  aus  dem  bei  Theilung  der  Wiesen  gebräuchlichen  werden  die  bei  Cif 
theilung  des  GehöfUandes  üblichen  Grundsätze  viel&ch  erst  in  üu^ 
inneren  Berechtigung  klar.  Aber  selbst  diese  Umstellui^  der  betieffesdff 
Abschnitte,  also  in  der  Reihenfolge:  Ackerhmd,  Wiese,  Gehöftland  e^ 
genügt  nicht  Vor  dem  Eingehen  auf  die  Umtheilungen  selbst  m^ 
erst  die  Vorbedingungen  dargelegt  werden,  um  zu  einem  richtigen  Ver 
ständniss  der  Umtheilungen  zu  gelangen.  Vor  Allem  muss  ennitteK 
werden,  wie  die  übliche  Bechnungseinheit,  sodann  die  VertheilungseiDl^ 
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ist,  wie  und  ob  Loosgruppen  gebfldet  werden  etc.  In  dem  Gommissiona- 
programm  wird  aber  erst  im  Abschnitt  über  die  Umtheilung  des  Acker- 
landes die  Frage  nach  der  Vertheilongseinheit  gestellt,  als  ob  diese 
keine  Bedeutung  für  die  Umtheilung  des  Gehöftlandes  hatte,  und  die 
Frage  nach  den  Loosgruppen  erst  in  einem  der  letzten  Abschnitte  und 
zwar  in  dem  über  die  Vornahme  der  Umtheilungen,  als  ob  die  L00&- 
grappenbildung  nicht  die  Umtheilung  selbst  wesentlich  modificirt,  wäh- 
rend die  Frage  nach  der  Zahl  der  Seelen  zu  den  ersten  Fragen  ge- 
hört etc.  etc. 

Dass  diese  Bemerkungen  berechtigt  sind,  ergiebt  sich  practisch 
einerseits  aus  dem  Umstände,  dass  in  den  in  der  Materialiensammlung 
veröffentlichten  Berichten  sich  vielfach  Wiederholungen  finden^  die  ver- 
mieden werden  könnten,  und  zwar  in  um  so  grösserem  Masse,  je  ängst- 
licher sich  der  Berichterstatter  dem  Plane  des  Programmes  fügt  Und 
auch  hierdurch  sind  mehrfach  Missverständnisse  entstanden.  Dabei  soll 
jedoch  nicht  die  Forderung  gestellt  werden,  dass  bedingungslos  jede 
Wiederholung  als  ein  Fehler  gekennzeichnet  und  also  vermieden  werden 
^^olL  Das  ist  wenn  schon  überhaupt,  so  namentlich  bei  der  noch  in  den 
Windeln  liegenden  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Gemeindebesitzes 
und  der  zur  Zeit  noch  geringen  Kenntniss  des  vielgestaltigen  Gemeinde- 
lebens unmöglich.  Aber  nach  Möglichkeit  Wiederholungen  zu  vermeiden, 
ist  selbstverständlich  eine  bedeutungsvolle  Forderung.  Andererseits  haben 
mehrere  Berichterstatter,  um  derartige  Wiederholungen  zu  vermeiden, 
sich  Abweichungen  vom  Programm  erlaubt 

Der  Entwurf  zum  Programm,  den  die  Commission  der  geographi- 
schen Gesellschaft  aufgestellt  hat,  schmiegt  sich  in  dieser  Beziehung 
mehr  den  practischen  Bedürfnissen  an,  er  ist  aber  sehr  knapp  gehalten 
und  bietet  in  der  Art  und  der  Ausführlichkeit  der  Fragestellung  selbst 
vielfach  nicht  soviel  Belehrung  und  Anleitung  dem  Berichterstatter,  als  das 
sogen.  Commissionsprogramm ,  in  welchem  ausserdem  die  Anführung 
neler  Beispiele  die  Untersuchung  und  die  richtige  Fragestellung  an  die 
Banem  bedeutend  erleichtert. 

Ausser  diesen  beiden  Programmen  liegen  noch  andere  vor.  Das 
älteste  ist  unseres  Wissens  das  vom  Jarosslaw'schen  Gouvemementssta- 
tistischen  Comit^  herausgegebene,  nach  dem  Verfasser  das  Possnikew'sche 
Programm  genannt,  sodann  das  von  J.  Jakuschkin  verfasste  (noch  un- 
vollendet), das  Programm  von  P.  Jefimenko^),  von  W.  Trirogow.'^)    In 


')  Unter  dem  Titel:  üporpaicMa  amm  co^Hpeeiii  cnix^nifi  061  o6imiHHOMi  sevie- 
BiaxtRiH,  im  Giobo,  1877,  Band  III,  veröffentlicht. 

*)  Unter  dem  Titel:  npodsn  nporpaMni  Hscj^xosarnji  pyccBoi  seMeiBnoll  o6mHBS, 
in  den  OTe^ecTBeHHiui  SanncsH,  1879  Band  YIU,  veröffentlicht. 

▼.  Kenialer,  OMehiebt«  und  Kritik  des  GemeindebMÜies.    11.  18 


—    274    - 

Betre£f  der  beiden  letzteren,  die  besondere  Verbreitung  gefunden  Itabai 
bemerken  wir,  dass  das  sehr  instmctive  Progranun  von  Jefimenko  n 
ausführlich  und  eingehend  ist,  als  dass  sich  Viele  finden  sollten,  die  die 
Beantwortung  desselben  übemäunen;  das  Programm  von  W.  Trirogoi 
umfasst  nicht  das  gesanunte  Gebiet  des  Gemeindebesitzes  und  legt  da 
Schwerpunkt  auf  die  Darlegung  des  ökonomischen  Lebens  der  einzehM 
Höfe  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Vertheilung  der  Steuern  etc. 
welche  Specialfrage  er  in  einer  Reihe  von  Artikehi  behandelt  bat  Es 
jedes  neu  erschienene  Programm  hat  immerhin  den  Gesichtskreis  it 
Betreif  des  Gemeindebesitzes  erweitert 

Der  Zweck  dieser  Programme  ist,  die  persönliche  Initiative  der  mit 
den  bezüglichen  Verhältnissen  des  Gemeindebesitzes  vertrauten  und  der 
Personen,  die,  ohne  dieser  Frage  bisher  Aufinerksamkeit  geschenkt  zu 
haben,  auf  dem  Lande  leben  und  im  Stande  sind  die  bezüglichen  Data 
zu  sanmieln,  anzuregen  und  zur  Beantwortung  der  Fragen  zu  bewegen 
Es  liegt  in  der  Natur  dieser  Methode  der  Massenbeobachtung,  dass  nkh 
alle  Personen,  die  die  Berichterstattung  übemdimen,  volles  Verständnis* 
für  alle  Specialfragen,  das  nur  durch  eingehende  Beschäftigung  gewonss 
werden  kann,  mitbringen,  und  daher  die  Antworten  nicht  mit  gewfinsdter 
Genauigkeit  gegeben  werden.  Ebenso  ist  es  selbstverständlich,  dass  anri 
bei  aller  Anstrengung  es  nicht  gelingen  kann,  eine  im  Verhaltniss  zur 
grossen  Zahl  der  Markgemeinden  hinreichende  Zahl  von  Beschreibonga 
zu  erlangen. 

§•  2. 

Es  ist  nun  ein  anderer  Weg  eingeschlagen  worden,  um  den  G^ 
meindebesitz  in  allen  Richtungen  auf  Grundlage  systematischer  Ihsser 
beobachtungen  zu  schildern.   Bahnbrechend  und  geradezu  epochemadiec: 
auf  dem  Gebiete  der  Erforschung  der  Gestaltungsformen  dieser  Gnad- 
besitzart    sind    die    mustergiltigen    statistischen   Arbeiten   des  Heml 
W.  Orlow  *j  und  seiner  Schüler.   Er  ist  der  Leiter  des  statistischen  Bareatf 
das  das  Landamt  des  Gouv.  Moskau  errichtet  hat    Im  Auftrage  li^ 
Landamtes  sammelt  und  verarbeitet  er  seit  1876  Materialien  fiber  i- 
ökonomischen  Bedingungen  dieses  Gouvernements,   üeber  den  GemeinJ^ 
besitz  handelt  zum  Theil  der  I.  Band  (1877)  und  vollständig  der  IV.  Bi-- 
(1^79).    Die  von  ihm  durchgeführte  Methode  ist  die  der  lokalen  Enqot^ 
das  gesammelte,  resp.  bereits  vorhandene  Material  wird  an  Ort  c^- 
Stelle,  in  jedem  einzelnen  Dorf  durch  genauestes  Befragen  und  eigei:^ 


^)  „C()opHHKi  CTaTHCTH^ecKHxi  CB^x^Bift  HO  MoctOBcsoft  ry^epBiH,  OTXinS' 
sjiftCTBeHBofi  CTETHCTBKH,  Bsxame  MocKOBCBETO  Ty6epBCKaro  3eMCTBa*^  Diese;  ^' 
citire  ich  späterhin  kurz  als  ^^Statistik  des  Gouvernements  Mo8kaa*\ 
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lUgenschein  geprüft  und  vervollstäiidigt.  Was  insbesondere  die  Behand- 
iDg  des  Gemeindebesitzes  betrifft^  so  leidet  das  Werk  darunter^  dass  der 
estellten  Aufigabe  entsprechend  die  ökonomische  Gesammtlage  ins  Auge 
efasst  und  der  Gemeindebesitz  vorerst  nur  als  ein  Factor  mit  in  Betracht 
ezogen  ward;  und  als  vreiterhin  der  Schwerpunkt  der  Untersuchung  auf 
lese  Grundbesitzform  gelegt  wurde,  da  gab  es  noch  nicht  so  eingehende 
Programme  über  dieselbe  wie  heute.  Orlow  arbeitete  selbst  ein  solches 
lus  und  erst  im  Verlauf  der  Localuntersuchungen  traten  ihm  vielfache^ 
m  dem  Gemeindebesitz  entspringende  Erscheinungen  entgegeui  die  ihm 
)ei  Aufstellung  seines  Programms  und  beim  Beginne  seiner  Unter- 
tuchuDgen  unbekannt  waren.  Doch  Solches  betrifft  nur  einzelne  Special- 
^ageii,  die  wir  an  anderer  Stelle  zu  vermerken  haben  werden. 

Die  geradezu  glänzenden  Resultate;  die  Orlow  zu  Tage  gefördert 
liat,  haben  in  vielen  anderen  Landschaften  den  Gedanken  angeregt,  in 
gleicher  W^eise  statistische  Erhebungen  über  die  ökonomischen  Bedin- 
gungen der  betreffenden  Gouvernements  zu  veranstalten.  Zu  diesem 
Zweck  wurden,  soweit  solche  noch  nicht  bestanden,  statistische  Bureaus 
bei  den  Landämtem  errichtet  Zumeist  wandte  man  sich  um  Unter- 
stützung an  Orlow,  als  die  erste  Autorität  auf  diesem  so  schwierigen  und 
vielgestaltigen  Gebiet  der  exacten  statistischen  Erhebungen.  Vielfach  ist 
er  \m  Rath  in  Betreff  der  Organisation  und  Ausführung  dieser  Massen- 
beobachtungen angegangen,  um  Ueberlassung  von  Schülern,  die  mit  ihm 
gearbeitet  haben,  gebeten  worden  und  endlich  hat  Orlow,  dem  bezüg- 
lichen Ansuchen  entsprechend,  die  Leitung  dieser  Arbeiten  selbst  über- 
nommen. 

Nach  dem  Muster  der  Orlow'schen  Untersuchungen  haben  bis  jetzt 
drei  Landschaften:  Tambow,  Tula  und  Bäsan  Materialien  gesammelt 
and  veröffentlicht. 

Von  der  Tajnbow'schen  Landschaft  liegen  zwei  umfangreiche  Bände  ^) 
^or:  der  erste  umfasst  den  Kreis  Borissoglebsk.  Die  betreffenden  Ma- 
terialien sind  unter  der  Leitung  Orlow's  gesammelt  und  von  ihm  mit 
Unterstützung  seiner  Mitarbeiter  am  Moskau'schen  statistischen  Bureau, 
Werner,  Bogolepow,  Aleksandrow  und  Neweshin,  welche  beide  letzteren 
in  das  Tambowsche  statistische  Bureau  übergegangen  sind,  verarbeitet. 
Der  zweite  Band  umfasst  den  Kreis  Koslow.  Die  Materialiensammlung 
und  Verarbeitung  wurde,  da  Orlow  diese  Arbeiten  nicht  mehr  übernehmen 
konnte,  vom  Gouvemementslandamt  dem  aus  Wätka  berufenen,  durch 
seine  statistischen  Untersuchungen  bekannten  N.  Bomanow  übertragen, 


^)  C6opmiKi  CTaTHCTH^ecRHX'L  CBixiuiü  DO  TaMÖOBCKOfi  ry6epHiH,  OT^iJH  xosufi- 
€TB6BHofi  ciaTBciHKE,  ToMi  I  £opHcorjie6cKifi  y^zxb,  1880,  Tom  BTopoft:  Ko3iOBCKifi 
^l\  1881.  V7ir  citiren  späterhin  dieses  Werk  kurz  als  Statistik  des  Gouv.  Tambow. 

18* 
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der  durch  die  beiden  genannten  Statistiker  und  andere  unterstützt  ward. 
Die  bereits  gesammelten  Materialien  über  den  Kreis  Morschansk  sm 
zur  Zeit  noch  nicht  vollständig  verarbeitet  und  werden  den  dritten  Band 
bilden. 

Im  Auftrage  des  Kreislandamtes  von  Tula  föhrt  W.  M.  Boriaow 
(mit  Unterstützung  von  N.  X  Kamenew)  die  bezügliche  Enquete  an^: 
zwei  Bände  sind  bereits  erschienen  ^):  der  erste  umfasst  nur  eine  Wokfit. 
Ssergijewo,  aus  39  Dörfern,  die  86  Gemeinden  bilden,  bestehend;  isr 
zweite  aber  sieben  Woloste,  und  zwar  MaschkowO;  Denissowo,  Anuscimv'. 
Paslowo,  Ssewrükowo,  Chruschtschewo  und  Saizewo  mit  zusammfi 
170  Dörfern,  die  222  Gemeinden  bilden. 

Von  der  Landschaft  des  Gouv.  Räsan  ist  soeben  der  erste  Baihi 
herausgegeben,  der  den  Kreis  Räsan  betrifit.  Diese  Arbeit,  die  !%t 
vollständig  dem  Programm  des  Herrn  Orlow  anschliesst,  ist  von  Herrn 
W.  Grigorjew  unter  der  Mitarbeiterschaft  der  Herren  L.  Litschkov. 
K.  Pankejew  und  J.  Iwanowski  ausgeführt.*) 

Das  sehr  reichhaltige,  in  diesen  Werken  gebotene  Material  über 
die  ökonomischen  Bedingungen  des  Ijandes  bietet  auch  in  Betreff  des 
Gemeindebesitzes  neue  und  wichtige  Aufischlüsse,  doch  ist  diese  Special- 
frage  —  etwa  mit  Ausnahme  des  Werkes  über  den  Kreis  Räsan,  das 
dieselbe  eingehend  behandelt  —  nicht  in  der  Vollständigkeit  und  Syste- 
matik  behandelt  wie  in  den  entsprechenden  Publicationen  f&r  das  Gos- 
vemement  Moskau. 

Andere  Landschaften  haben  zur  Zeit  erst  nur  rohes  Ziffemmateml 
(Vertheilung  des  Grundbesitzes,  Arten  der  Nutzung  desselben,  Zahl  mi 
Bestand  der  Höfe  an  Seelen  und  Arbeitern,  Pachtpreise  fQr  Land,  Ar* 
beiterlöhne,  Steuern  etc.  etc.  etc.)  veröffentlicht,  ohne  dass  für's  Erste  auf 
die  Gestaltungsformen  des  Grundbesitzrechts,  resp.  des  Gemeindebesitzes, 
eingegangen  ist,  so  die  Publication  der  Landschaft  Twer,  bearbeite 
von  W.  Pokrowski*),  der  Landschaft  Charkow  (nach  einem  von  Professor 
Ssakalski  entworfenen  Programm)^)  etc.  etc. 

Wiederum  andere  Landschaften  haben  jüngst  erst  die  betreffienda 


1)  W.  Borissow:  OraTHCTBKO-aKOBOiiHHecKoe  HsciiixoBaaie  CeprieBCBoft  Miocn 
TyucBaro  y^xai  1380  (erster  Band).  Derselbe:  GraTBCTBBO-dEOBOHBHecBoe  Bscjii^ 
BBBie  COMB  BOiocTofi  TyncBaTO  yiaxA»  1881  (zweiter  Band). 

*)  GÖopBBRi  cTaTBCTBHecBBxi  CBtx^Bifi  00  Pii3aBCKofi  ry6epfliB,  Bsxaaie  Ttsst 
CBaro  ry^epflCKaro  seBCTBa,  Band  I:  PjisaHCKift  yisxi,  1882  MocBBa.  Im  Nachfolgct- 
den  citire  ich  dieses  Werk  als  Statistik  des  Grouv.  R&san. 

*)  GraTBCTBHecKiji  Ta5xBiai  TBepcBoft  ryöepais,  aof  Grundlage  der  Untersachong^ 
in  den  Jahren  1877  und  1878,  herausgegeben  von  W.  PokrowskL 

*)  MarepiaiH  no  craTBCTBKi  seBiesjaxtBiB  b  aeBiex^iji  vh  XapBKOBCKol  ry^ 
bIb,  Band  I:  RpecTLABCKoe  o6iiiecTBeBBoe  seHieBjiaxMe  vh  GrapoiSincBoxT,  Xaptf<*'^ 
csoBi,  BaiKOBCBOMi  B  JeÖexBBCKOBi  yisxaxi,  1881. 
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ureaus  gebildet,  die  zum  Theil  ihre  Arbeiten  bereits  in  Angriff  ge- 
}mmen  haben.  So  sind  in  das  landschaftliche  statistische  Bureau  des 
OUT.  Wladimir  die  statistischen  Beschreibungen  etc.  für  mehrere  Kreise 
Dgelaufen.  Die  Landschaft  des  Gouv.  Cherson  hat  das  früher  bestan- 
^ne  statistische  Bureau  im  vergangenen  Jahre  wieder  eingerichtet,  die 
»  Gouv.  Poltawa,  nachdem  Professor  Possnikow  in  Gemeinschaft  mit 
äderen  und  unter  Mithülfe  von  Orlow  ein  Programm  aufgestellt  hatte, 
neu  Schüler  Orlow's,  N.  A.  Tereschkewitsch  mit  der  Leitung  der  Ar- 
nten  betraut  (nur  x  die  statistische  Beschreibung  der  Wolost  Ssuprunowo 
ir  bereits  vom  Secretär  des  Poltawa'schen  landwirthschaftlichen  Ver- 
ns,  J.  A.  Wassilewitsch,  vollendet  und  soll  demnächst  erscheinen)  *),  so- 
um  die  Landschaft  des  Gouv.  Wätka  etc. 

Schliesslich  ist  auch  die  Staatsregierung  vorgegangen,  um  Daten 
)er  den  Gemeindebesitz,  wenn  auch  nur  nach  gewissen  Seiten  hin,  zu 
immein.  Im  Jahre  1880  wandte  sich  nämlich  das  Domänenministerium 
a  die  Behandlung  der  Frage  der  Hebung  der  bäuerlichen  Wirthschaft 
nd  insbesondere,  angeregt  durch  die  Bemühungen  des  Professor 
'.  D.  Eawelin^,  den  Bau  von  Futterkräutem  in  dem,  seinem  Landgut 
enachbarten  Dorf  Iwanowo  einzuführen ,  der  Einführung  dieser  Cultur. 
s  ward  von  einer  ad  hoc  constitui^ten  Commission,  zu  der  auch 
•  Kawelin  herangezogen  ward,  ein  Progamm  von  Fragen  ausgearbeitet 
id  versandt  Diese  Fragen  beziehen  sich  vornehmlich  auf  die  Grösse 
»reite)  der  Landstreifen,  auf  die  Loosgruppenbildung,  Art  der  Yerthei- 
ng  des  Landes,  Viehzucht  (Gemeindebullen  etc.),  Gemüsebau  etc. 

Es  sind  bereits  aus  einer  Reihe  Gouvernements  (Kasan,  Nishnij- 
oigorod,  Ssimbirsk,  Ssamara,  Witebsk,  Smolensk,  Wladimir,  Pskow, 
ensa,  Ssaratow  etc.)  die  Antworten  eingelaufen,  jedoch  noch  nicht  ver- 
feotlicht») 

§3. 

Wie  wünschenswerth  es  aus  naheliegenden  Gründen  auch  ist,  dass 
'-  Untersuchungen  über  den  Gemeindebesitz  nach  einheitlichem  Plane 
führt  werden,  so  habe  ich  mich  im  Nachfolgenden  leider  keinem  der 
^len  Programme  anschliessen  können.   Die  practisch  geeignetste  Syste* 


^)  Aouax'B  üoiTaBCKoA  seiicKofi  ynpasH,  1881  (als  besondere  Broschüre  erschienen). 

*)  K.  Kawelin:  SanHCsa  o  nojioseHiH  noieBaro  zosflficTBa  y  specruiHi  ceui^a 

&BOBa  H  0  Toicb,  Kasi»  ee  nonpaBHTb,  1879  (zuerst  in  der  Sexiex^J^B^ecKax  Fasera, 

•  37,  38,  dann  als  Broschüre  erschienen).  Derselbe:  3aMtTsa  o  BBexiniR  KHoronoju»- 
&  CHCTenu  Bi  KpecTuiHCKiixi  xosüftcTBaz'b,  1880.  Siehe  auch  den  Regierungs- Anzeiger 

•  219-221,  249,  Jahrgang  1880. 

')  CöopHRsi  ciAf^m^  no  AenapTaMeery  semiextiiji  h  cej&csofi  npOMiimieHHOCTH, 
ad  m,  1881,  pag  116—119. 
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matisining  ist  die  von  Orlow  beobachtete,  der  wir  uns  auch  im  Grossei 
und  Ganzen  anschliessen,  von  der  wir  aber  hier  und  da  abweichen  n 
sollen  glaubten.  Um  von  geringeren  Abweichungen  zu  schweigen,  haben 
wir  uns  veranlasst  gesehen,  einige  Specialfragen,  die  Orlow  nur  bei- 
läufig und  im  Verlauf  seiner  Darlegung  der  Formationen  des  Gemein*- 
besitzes,  wie  diese  Fragen  sich  ihm  aufstiessen,  behandelt,  in  gesoB- 
derten  Abschnitten  und  eingehend  vorerst  zu  behandeln,  bevor  wir  wf 
die  ümtheilungen  des  Landes  eingehen,  so  in  Betreff  der  üblichen  Rwir 
nungs-  und  der  Vertheilungseinheit,  der  Bildung  der  Loosgruppen.  Dies 
Vorfragen  in  Betreff  des  Gemeindebesitzes,  d.  i.  die  Organisation  des 
Gemeindelebens  muss  vorerst  klargestellt  werden,  wenn  für  das  SacV 
folgende  volles  Verständniss  gewonnen  werden  soll. 

In  Betreff  der  genannten  Specialfragen,  deren  grosse  practischc  Be 
deutung  für  das  gesammte  Gemeindeleben  dem  Leser  sogleich  klar 
wird,  haben  wir  noch  zu  bemerken,  dass  denselben  erst  in  det 
letzten  Jahren  Aufmerksamkeit  geschenkt  wird  (wie  in  Betreff  der  Lohn- 
gruppen) oder  dass  sie  gar,  wie  in  Betreff  der  Rechnungseinheit,  nwt 
gar  nicht  in  voller  Schärfe  und  Bestimmtheit  erkannt  sind. 

Wir  geben  uns  dabei  durchaus  nicht  dem  Glauben  hin,  die  allefri- 
lieh  richtige  Systematisirung  gefunden  zu  haben.  Wenn  neue  Materli- 
lien  die  Kenntniss  des  complicirten  Organismus  des  Gemeindebesitz? 
weiterhin  erweitem  werden,  mag  auch  unsere  Gruppirung  und  Systfla* 
tisirung  als  ungenügend  verworfen  werden.  Das  Zweckmässige  in  d?- 
bisherigen  Versuchen  haben  wir  adoptirt  und  Aendenmgen,  nur  söf>:- 
solche  uns  auf  Grundlage  des  gesammten  vorliegenden  Materials  ^ 
boten  erschien,  vorgenommen. 

Auch  in  der  russischen  Literatur  findet  sich  bis  heute  keine  "• 
vollständige  Verarbeitung  des  bezüglichen  Materials,  wie  wir  sie  itt 
Nachstehenden  bieten.  Es  ist  dieses  in  dieser  Beziehung  der  erste  Ver 
such.  Wie  weit  er  geglückt  ist,  mögen  die  Kritik  und  die  Zukunft  ent- 
scheiden. 

Was  die  Citate  anbetriflft;,  so  haben  wir,  um  nicht  durch  xu  ^ 
Hinweise  zu  ermüden  und  zu  stören,  in  all'  den  vielen,  kleinen  Speri^ 
fragen  nur  dort  die  speciellen  Belege  angegeben,  wo  in  dieser  vt: 
jener  Beziehung  besonders  Charakteristisches  hervortritt  oder  hesovi^ 
ausführlich  die  Materie  behandelt  wird. 

3.  Wesen  des  Oemeindebesities. 

§4. 
Was  haben  wir  unter  dem  Gemeindebesitz,  wie  er  sich  in  Bxiss\s^'' 
ausgebildet  hat  und  in  weiten  Landstrichen  besteht,  zu  verstehen? 
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Unter  dem  Gemeindebesitz  ist  diejenige  Art  des  Besitzes  von  Liegen- 
schaften zu  verstehen,  bei  welcher  die  Liegenschaften  im  Besitz  einer 
Gruppe  von  mehr  oder  weniger  nahe  bei  einander  wohnenden  bäuer- 
lichen Hauswirthen,  d.  i.  im  Besitz  einer  Markgemeinde,  sich  befinden, 
ffelche  nach  gemeinsamer  Verständigung  über  die  Liegenschaften  ver- 
fügen und  dieselben  nutzen. 

Die  grundlegenden  characteristischen  Merkmale  des  Gemeindebesitzes 
sind,  wie  sie  K  D.  Kawelin^)  in  trefifender  Weise  skizzirt,  folgende: 

1)  Im  Gemeindebesitz  kann  sich  Land  befinden,  das  im  £igenthums- 
besitz  oder  nur  im  Nutzungsbesitz  der  betrefifenden  Gemeinde  steht 

2)  Jeder  Hauswirth  hat  als  Glied  der  Markgemeinde  das  Becht,  an 
der  Verfügung  über  das  im  Gemeindebesitz  der  Gemeinde  befindliche 
Land,  wie  an  der  Nutzung  desselben  theilzunehmen. 

3)  In  Bezug  auf  den  Gemeindebesitz  ist  die  Genossenschaft  der 
Hauswirthe  eine  juristische  Person  besonderer  Art,  die  nicht  durch  die 
Majorität  derselben,  sondern  durch  die  Gesammtheit  aller  Hauswirthe 
sich  kundthut  Daher  setzt  auch  jede  Verfügung  über  die  im  Gemeinde- 
besitz befindlichen  Liegenschaften  die  Zustimmung  sämmtlicher  Haus- 
wirthe voraus. 

4)  Wenn  die  im  Gemeindebesitz  befindlichen  Liegenschaften  eigen- 
thümlich  der  Gemeinde  gehören,  so  können  die  Hauswirthe  in  ihrer 
Gesammtheit  über  dieselben  ganz  wie  jeder  persönliche  Eigenthümer  von 
Liegenschaften  verfügen:  die  gesammten  Liegenschaften,  wie  Theile  der- 
selben verkaufen,  verpfänden,  verpachten  etc. 

5)  Die  Hauswirthe,  die  im  Gemeindebesitz  stehen,  können,  auch 
^eim  die  Liegenschaften  sich  nicht  im  Eigenthum  der  Gemeinde  be- 
finden, nach  gemeinsamer  Uebereinkunft  alle  Liegenschaften  oder  einen 
Theil  derselben  unter  einander  vertheilen  zur  gesonderten,  zeitweiligen 
oder  bleibenden  Nutzung  oder  dieselben  gemeinsam  nutzen. 

6)  Die  Arten  der  Vertheilung  wie  der  Nutzung  des  Landes  können 
beim  Gemeindebesitz  je  nach  den  bestehenden  Bedingungen  und  Umständen 
sehr  verschieden  sein.  Ausschliesslich  und  vollständig  von  der  gemeinsamen 
Uebereinkunft  der  Hauswirthe  abhängig,  stellen  die  Arten  der  Vertheilung 
und  der  Nutzung  an  sich  kein  unterscheidendes,  characteristisches  Merk- 
loal  des  Gemeindebesitzes  dar  und  können  nach  Gutdünken  der  Haus- 
wirthe sich  auf  das  Verschiedenartigste  verändern  und  selbst  ganz  neue, 
noch  nie  dagewesene  Gestaltungen  annehmen,  ohne  das  Wesen  des  Ge- 
meindebesitzes zu  berühren. 


*)  K.  Eawelin:  „OömraHoe  Biaxime"  in  der  Wochenschrift  He^i^iÄ  1876,  Nr.  3— 7, 
Separatabdnick  pag.  111  etc.  Diese  höchst  instractive  Abhandlung  ist  auch  in 
deutscher  üebersetzung  von  Tarassow:  „Der  bäuerliche  Gemeindebesitz  in  Russland" 
erschienen. 
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7)  Wenn  im  Gemeindebesitz  befindliche  Liegenschaften  zur  geson< 
derten  Nutzung  unter  die  Hauswirthe  veriheilt  werden,  so  ^olgt  soldie 
Vertheilung  auf  Grundlage  der  Gleidunässigkeit  und  zwar  nach  Bestim- 
mungen, wie  sie  von  der  Gesammtheit  der  Hauswirthe  aufgestdlt  werden 
Abweichungen  von  diesen  Bestimmungen  können  nur  mit  Zustimmung 
aller  Hauswirthe  erfolgen. 

8)  Beschränkungen  und  Einengungen;  denen  die  Hauswirthe  bei 
Verfügung  und  Nutzung  der  im  Gemeindebesitz  befindlichen  Liegen- 
schaften unterliegen;  entstehen  nicht  ausschliesslich  aus  dem  Wesen  it 
Gemeindebesitzes;  sondern  sind  zum  Theil  durch  die  fast  von  allec 
bäuerlichen  Gemeinden  geübten  Arten  der  Vertheilung  und  der  NutzuK 
des  Gemeindelandes  hervorgerufen  und  zum  Theil  auch  durch  verschie- 
dene andere  Umstände  und  Bedingungen;  unter  denen  der  Bauerstand 
sich  befindet. 

Die  practische  Gestaltung  dieser  Grundsätze  findet  der  Leser  in  der 
nachfolgenden  Untersuchung.  Einige  characteristische  Erscheinungen 
wollen  wir  jedoch  sogleich  an  dieser  Stelle  hervorheben. 

Für  den;  mit  dem  Gemeindebesitz  nicht  Vertrauten  wird  vor  AUoe 
die  Forderung  der  Einstimmigkeit  zu  einem  Beschluss  der  Gemeinde  auf- 
fallen. Nach  althergebrachter  Rechtsanschauung  des  russischen  Banea 
wenn  sich  auch  hier  und  da  in  neuerer  Zeit  Abweichungen  zeigen,  \^ 
der  einstimmig  gefasste  Beschluss  der  Hauswirthe  die  unbedingte  Vor- 
aussetzung jeder  Verfügung  über  das  Gemeindeland.  Aus  einer  analogei 
Anschauung  entstanden;  wie  E.  Eawelin  treffend  bemerkt,  das  libennc 
Veto  auf  dem  polnischen  Reichstag  und  so  häufig  Blutvergiessen  auf  des 
Volksversammlungen  des  alten  Nowgorod;  und  die  Forderung  der  Eis* 
stimmigkeit  im  englischen  Geschwomengericht  ist  aller  Wahrscheinlich- 
keit nach  auf  dieselbe  alte  Bechtsanschauung  zurückzuführen. 

So  ist  es  sehr  häufig  in  russischen  Gemeindeversammlungen  beobachtet 
worden;  wie  der  hartnäckige  und  unbeugsame  Widerspruch  eineS;  auch 
nicht  angesehenen  Gemeindegenossen  das  Fassen  eines  Beschlusses  im- 
möglich macht  und  die  Gemeinde  zwingt;  unverrichteter  Sache  häsm- 
kehren.  Gewöhnlich  gestaltet  sich  die  Sache  aber  in  folgender  Art:  di^ 
Minorität  wird  entweder  von  den  vorgebrachten  Gründen  der  M^yoriU' 
überzeugt;  oder  sie  giebt  auch  ohne  überzeugt  zu  sein,  nach:  sie  fo^ 
sich  freiwillig  der  Majorität  Hier  und  da  mag  auch;  wenn  auch  seltA 
Gewaltthätigkeit  hinzutreten. 

In  dieser  tief  im  Volk  ruhenden  Auffassung  liegt  die  Erklärung  to 
Lehre  der  Slavophileu;  die  in  der  russischen  Markgemeinde  eine  lebend- 
volle  Einheit  sieht,  die  durch  volle  Einmüthigkeit  aller  Genossen  ^ 
bunden  ist;  wobei  die  einzelne  Persönlichkeit  nicht  durch  die  Macht  iß 
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Gemeinde;  der  Gesammtheit;  erdrttckt  wird,  soVidem  sich  freiwillig,  ohne 
Zwang  dem  Beschluss  fügt  und  in  Liebe  sich  verständigt 

Der  historische  Ursprung  dieser  eigenthttmlichen  Erscheinung  ist 
noch  nicht  vollständig  erklärt  Herr  Eawelin  meint,  er  liege  in  der 
ilten  Erinnerung,  dass  die  Gemeinde  aus  einer  Familie  entstanden  oder 
lass  es  ein  Nachklang  der  in  unvordenklichen  Zeiten  erfolgten  Vereini- 
B[ang  von  Familien  zu  einem  allgemeinen  Verbände  oder  zu  einem  gemein- 
samen Beisammenleben  ist,  worauf  das  Wort  „Mir^  (d.  h.  Welt)  als  Be- 
Eeichnung  für  Gemeinde  hinweist. 

Ich  möchte  die  Vermuthung  hinstellen,  dass  jene  Erscheinung  wenn 
eiach  nicht  entstanden  ist,  so  sich  doch  erhalten  hat,  durch  die  Rück- 
mnnerung  an  das  alte  Markgemeinderecht,  in  welchem  die  grundbesitz- 
lichen Rechte  des  einzelnen  Genossen  gegenüber  der  Gemeinde  weiter- 
gehende waren  als  heute.  In  der  alten  Markgemeinde  hatte  die  Genossen- 
schaft nicht  das  Recht,  den  Landantheil  eines  Genossen  zu  kürzen,  soweit 
dieser  seinen  Verpflichtungen  nachkam.  Ein  Nachklang  dieser  grösseren 
Selbstständigkeit  der  einzelnen  Genossen  mag  —  in  der  neueren  Gemeinde 
mit  dem  weitergehenden  Verfügungsrecht  über  das  Gemeindeland  —  es 
nun  sein,  dass  die  Gemeinde  nur  bei  Zustimmung  sämmtlicher  Genossen 
sich  zur  Ergreifung  einer  markgenossenschaftlichen  Massnahme  für 
berechtigt  erachtet. 

In  der  Forderung  der  Einstimmigkeit  in  der  russischen  Markgemeinde 
liegt  nicht  die  Tendenz  der  Vergewaltigung  der  bessern  Ueberzeugung 
einzeber  oder  auch  nur  eines  Genossen,  sondern,  meiner  Meinung  nach, 
nur  der  Sinn,  dass  die  Gemeinde  die  Zustimmung  eines  jeden  Genossen 
erstrebt,  auf  dass  ein  Jeder,  wenn  auch  seine  persönliche  Ansicht  eine 
andere  ist,  durch  seine  Zustimmung  die  Bereitwilligkeit  zu  erkennen 
giebt,  den  Beschluss  der  Gemeinde  zu  respectiren  und  zu  garantiren  und 
gegen  Alle  und  Jeden  zu  vertreten.  Dafür  spricht  auch  die  bezügliche 
Redewendung:  „um  mit  Allen  für  Eines  zu  stehen*',  wie  sie  von  Bauern, 
die  schliesslich  trotz  anderer  eigener  Ueberzeugung  sich  der  Gesammt- 
heit  fügen,  zu  hören  ist. 

Diese  althistorische  Erscheinung,  das  Erfordemiss  der  Einstimmig- 
Iceit  oder  der  allgemeinen  Zustimmung  bis  auf  den  letzten  Genossen,  ist 
in  neuester  Zeit  hier  und  da  im  Verschwinden  begriffen  oder  gar  scjjon 
verschwunden.  In  den  vorliegenden  Materialien  finden  wir  hier  und  da 
Gemeinden,  in  denen  selbst  zu  so  wichtigen  Beschlüssen,  wie  über  die 
Vornahme  einer  neuen  allgemeinen  Umtheilung,  nur  die  im  Gesetz  sta- 
tnirte  ^1^  Majorität  oder  gar  nur  die  einfache  Majorität  erforderlich  ist. 
freilich  sind  solche  Fälle  verschwindend  selten. 

Schliesslich  tritt  uns,  wenn  der  Berichterstatter  A.  Michalenko  die 
befragten  Bauern  richtig  verstanden  hat,  in  der  Gemeinde  Saoseije  (Gouv. 
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Nowgorod;  Er.  Erestzi)  die  auffallende  Erscheiiumg  entgegen,  daas  bd 
Forderung  der  einfachen  Majorität  dem  Gemeindealtesten  12  Stimmen 
zustehen.  Solches  ist  um  so  auffallender,  als  die  Gemeinde  nur  los 
34  Wirthen  besteht  Ein  nur  geringes  Gegengewicht  gegen  diese  grosse 
Macht  des  Gemeindeältesten  ist  die  Satzung,  dass  er  währ^id  der  Ver- 
handlungen das  Wort  zur  Sache  nicht  ergreifen  und  seine  M^innug  mijit 
aussprechen  darf,  sondern  nur  für  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnimc 
während  der  Verhandlung  zu  sorgen  hat 

Wie  verschiedenartig  sich  die  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes  in 
ausgedehnten  Russland  uns  zeigt,  bedingt  durch  die  Verschiedeoarti^eit 
des  Bodens,  des  Elimas,  des  Verhältnisses  der  Bevölkerung  zur  Grosse 
des  Gemeindelandes,  der  sonstigen  Erwerbsverhältnisse,  der  Nachwirkimg 
des  früheren  staatlichen  und  gutsherrlichen  Einflusses,  der  Höhe  der 
Leistungen  und  einer  ganzen  Reihe  verschiedenartigster  localer  UrsacheD, 
wie  sie  sich  historisch  im  Laufe  von  Jahrhunderten  ausgebildet  haben, 
und  die  wol  nie  in  ihrer  Totalität  und  ihrer  Tragweite  vollständig  we^ 
den  ermittelt  werden,  überall  finden  wir  in  den  Gemeinden,  unter  weldies 
Bedingungen  sie  auch  stehen  mögen,  gewisse  allgemeine  Prindpien,  die 
durch  gewisse  Umstände  wol  hier  oder  da  verdunkelt  dem  oberfl&cfalidMs 
Beobachter  entgehen  mögen,  doch  im  Bewusstsein  des  Volkes  tief  liegen 
und  es  bedarf  nur  eines  entsprechenden  practischen  Anlasses,  um  die^ 
Principien  in  voller  Elarheit  wirksam  und  durch  die  Gemeinde  yerwirk- 
licht  zu  sehen. 

Ein  solches,  überall  im  russischen  Gemeindebesitz  wirksames  Prinrip» 
ja  das  grundlegende  Princip  des  heutigen  Gemeindebesitzrechts,  wie  es 
sich  historisch  im  Laufe  von  Jahrhunderten  unter  der  Wirkung  der 
gleichen  allgemeinen  Ursachen  ausgebildet  hat,  ist  folgendes.  Nach  des 
heutigen  Gemeindebesitzrecht  hat  ein  jeder  Gemeindegenosse  ein  gieidt 
gutes  Recht  auf  das  Land  wie  jeder  Andere.    Diesem  Recht  ent^richt 
die  Pflicht  eines  jeden  Gemeindegenossen,  in  gleichem  Verhältnis  mit 
den  anderen  die  obliegenden  Zahlungen  und  Leistungen  aller  Art,  die 
auf  der  Gemeinde  ruhen,  zu  entrichten;  sowol  die  privatrechtlicben  Zak- 
lungen  und  Leistungen  an  den  Gutsbesitzer  (Pacht,  Ablösungsuhlonga 
oder  Frohne)  als  auch  die  öffentlichrechtlichen  an  den  Staat,  die  Laad- 
Schaft,  die  Wolost  und  für  die  Gemeinde  selbst,  mögen  diese  von  de 
öffentlichen  Gewalt  als  Eopf Steuer,  als  Grundsteuer,  Hofeteuer  oder  t.< 
eine  andere  Steuerart  erhoben  werden  —  das  Alles  erseheint  der  Gr 
meinde  gleichgültig:  sie  hat  die  Gesammtheit  der  ihr  in  solidarisckr 
Haft  obUegenden  Zahlungen  als  die  ihr  obliegende  Verpflichtung  rcr 
Augen  und  sie  vertheilt  nach  bestem  Wissen  dieses  Debet  auf  die  Gemeiode* 
genossen,  wie  sie  das  Credit,  das  Land,  zur  Nutzung  vertheilt    Lari 
und  Zahlungen  entsprechen  einander.    Wer  kein  Land  hat,  ist  von  da 
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Zahlungen  befreit  Und  soviel  ;Land  er  (im  Verhältniss  zu  seinen  Ge- 
meindegenossen) hat,  soviel  hat  er  an  Zahlungen  zu  leisten.  Jenem  Recht 
entspricht  diese  Pflicht  Ohne  jenes  Recht  ist  nach  den  Begriffen  des 
Bauern  diese  Pflicht  nicht  denkbar,  und  ohne  die  üebemahme  dieser 
Pflicht  existirt  nicht  jenes  Recht  auf  Land.  Und  dabei  ist  es  in  der 
Anschauung  der  Bauern  ganz  gleichgtUtig,  ob  im  gegebenen  Fall  das 
Recht  auf  Land  im  Verhältniss  zu  den  Zahlungen  wirklich  ein  Recht, 
d.  i.  ein  Vortheil  ist  und  nicht  vielmehr  die  Üebemahme  der  mit  den 
entsprechenden  Zahlungen  belasteten  Landquote  eine  Last  ist,  d.  h.  der 
Ertrag  des  Landes  die  Zahlungen  nicht  deckt  Der  Unterschied  besteht 
nur  darin,  dass,  im  Falle  die  Zahlungen  niedriger  sind  als  der  Ertrags- 
werth  des  Landes,  der  Bauer  bestrebt  ist,  möglichst  viel  Land  mit  den 
entsprechenden  Zahlungen  von  der  Gemeinde  zu  erhalten,  während  er 
im  entgegengesetzten  Falle  Alles  dransetzt,  sich  soviel  als  möglich  jenes 
„Rechts^'  auf  Land  zu  entäussem,  um  möglichst  wenig  von  seinem  Er- 
werb (ausserhalb  des  Gemeindelandes)  zur  Deckung  jenes  Deficits  ver- 
wenden zu  müssen. 

Auf  das  Schlussresultat  haben  derartige  Bestrebungen  in  Betreff  der 
Verwirklichung  jenes  Princips  keinen  Einfluss:  das  Land  wird  entsprechend 
den  Zahlungen,  und  die  Zahlungen  entsprechend  der  verhältnissmässigen 
Grösse  der  Landquote  vertheilt 

An  anderer,  geeigneter  Stelle  kommen  wir  auf  die  Umstände  zu 
sprechen,  die  die  Verwirklichung  dieses  Princips  hier  und  da  nicht  in 
voller  Consequenz  erscheinen  lassen.  Einerseits  sind  es  moralische  Gründe, 
die  zum  Theil  mit  der,  auch  im  Wesen  des  russischen  Gemeindelebens 
liegenden  Verpflichtung  der  Unterstützung  und  Versorgung  verarmter, 
kranker  und  überhaupt  hilfsbedürftiger  Gemeindegenossen  zusammen- 
liangen,  andererseits  liegt  die  Erklärung  zu  dem  Verlassen  jenes  funda- 
mentalen Princips  in  dem  zeitweilig  erfolgreichen,  einseitig  egoistischen 
Bestreben  einer  Gruppe  von  Gemeindegenossen,  mögen  es  nun  einige 
wohlhabende  „Gemeindefresser"  oder  eine  Masse  ökonomisch  herunter- 
gekommener Gemeindegenossen  sein:  in  beiden  Fällen  haben  wir  es  mit 
krankhaften  Erscheinungen  in  dem  ungesunden  Körper  einer  Gemeinde 
zu  thun,  die  die  Verwirklichung  jenes  Princips  in  voller  Reinheit  stören, 
wie  in  jedem  lebenden  Organismus  Kränkelten,  d.  h.  Störungen  des  natür- 
lichen Lebensprocesses,  die  natürlichen  Functionen  stören,  unterbrechen, 
ja  zeitweilig  ganz  aufheben.  Endlich  treten  Umstände  im  Gemeindeleben 
ein,  die  die  Wirksamkeit  jenes  Princips  verdunkeln,  das  aufmerksame 
Auge  erkennt  aber  bald,  dass  in  solchen  Fällen  andere  Umstände  ver- 
schiedenster Art  die  Verwirklichung  jenes  Princips  nur  modifidrt,  nicht 
aber  aufgehoben  haben  (z.  B.  Befreiung  der  Gemeindebeamten  von  gewissen 
Leistungen  oder  von  aUen  Naturalleistungen). 
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Diese  Fragen  werden  wir  an  geeigneter  Stelle  zu  behandeln  baben, 
hier  haben  wir  vorerst  nur  den  allgemeinen,  im  heutigen  Gemeindebesitz- 
recht  liegenden  Fundamentalgrundsatz  festzustellen,  daas  Land  und 
Zahlungen,  Landantheil  und  Quote  der  Zahlungen  einander  bedingen  und 
in  unlöslichem  Zusammenhange  stehen 

Die  Verwirklichung  dieses  Grundsatzes  im  practischen  Leben  der 
Gemeinden  zeigt  sich  nun  in  den  verschiedensten  Formen,  wie  Natur. 
Lage  und  Klima  des  Landes  und  eine  Reihe  historischer  Bedingungen 
der  verschiedensten  Art  sie  hervorgerufen  haben. 

Die  erste,  wesentliche  Verschiedenheit  in  der  Gestaltung  des  Ge- 
meindebesitzes ist  die  Art  des  Beisanmienlebens  der  Genossen  der  Mark- 
gemeinde. Die  überwiegend  verbreitetste  Art  des  Beisammenlebeus  ist 
die,  dass  eine  Markgemeinde  ein  Dorf  bildet  Eine  andere  Gestaltung 
gewinnt  der  Gemeindebesitz,  wo  die  Markgemeinde  aus  mehreren  Dörfon 
besteht,  zumeist  ein  Ueberrest  der  alten  grossen  Markverbände,  wie  sie 
heute  vornehmlich  in  den  nördlichen  Landstrichen,  dazwischen  aber  auch 
anderweitig  sich  vorfindet,  aber  auch  hier  und  da  durch  eine  Bestimmung 
des  Gesetzes  vom  19.  Febr.  1861,  auf  die  wir  an  anderer  Stelle  einzu- 
gehen haben,  künstlich  hervorgerufen.  In  einer  dritten  Gestalt  erscheint 
uns  der  Gemeindebesitz,  wo  die  Markgemeinde  nur  einen  Theil  des 
Dorfes  umfasst,  d.  h.  wo  ein  Dorf  aus  zwei  oder  mehreren  selbststin- 
digen  Markgemeinden  besteht,  welche  Scheidung  von  naturgemäss  Zu- 
sammengehörigem wol  überall  durch  äussere  Eingriffe  zur  Zeit  der  Ldb- 
eigenschafb  (Theilung  eines  Dorfes  bei  Erbschaftstheilung)  erfolgt  ist 

Im  Nachfolgenden  kommen  wir  zuerst  auf  die  einfachen  Mark- 
gemeinden,  die  je  ein  Dorf  umfassen,  zu  sprechen,  imd  gehen  dann  auf 
die  Modalitäten  ein,  die  der  Gemeindebesitz  in  sogen.  zusammengesetEten 
und  in  sogen,  getheilten  Gemeinden  findet. 

3.  Die  Bechnnngseinheit  und  die  Vertheilangseinheit 

§6. 
Erkundigt  sich  man  bei  einem  Bauer,  wie  Land  und  Zahlungen  ifi 
seiner  Gemeinde  vertheüt  werden,  so  erhält  man  zumeist  die  Antwort: 
„nach  Seelen^  Der  mit  dem  russischen  Gemeindeleben  wenig  vertraute 
und  flüchtige  Beobachter  begnügt  sich  mit  dieser  Antwort  und  glanU 
dass  in  allen  solchen  Gemeinden,  in  Betreff  deren  er  diese  Auskunft  er 
halten  hat,  die  Vertheilungseinheit  die  Seele  ist.  Viel  Verwirrung  ist  da- 
durch in  den  Köpfen  selbst  solcher  Personen  entstanden,  die  durch  amt- 
liche Stellung  mit  den  bäuerlichen  Gemeinden  zu  thun  haben,  desgleidieo 
in  vielen  Abhandlungen,  die  den  Gemeindebesitz  und  die  Besteaersn^ 
der  Gemeinde  betreffen.    Ein  näheres  Ausfragen  ergibt  nämlich  biMr 
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dass  in  Wirklichkeit  eine  andere  Vertheilungseinheit  üblich  ist  Und 
selbst  in  Gemeinden,  wo  die  Seele  diese  Einheit  bildet,  bleibt  man  häufig 
im  Unklaren  darüber,  ob  unter  „Seele^  die  Revisionsseele  zu  verstehen 
ist  oder  ob  die  wirkliche  vorhandene  Seele  von  der  betreffenden  Ge- 
meinde zur  Vertheilungseinheit  gewählt  ist. 

Nichtsdestoweniger  ist  jene  Antwort  der  befragten  Bauern  vollkom- 
men richtig.  Das  Missverständniss  liegt  darin,  dass  die  Bauern  die 
Rechnungseinheit  in  Betreff  der  Yertheilung  des  Landes  und  der 
Zahlungen  vor  Augen  haben,  während  der  Fragende  hierin  auch  die  Ver- 
theilungseinheit sieht  Diese  beiden  Begriffe,  Rechnungseinheit  und 
Vertheilungseinheit,  sind  streng  von  einander  zu  sondern,  wenn  sie  auch 
in  nicht  wenigen  Gemeinden  einander  decken. 

Die  Rechnungseinheit  ist  fast  ausschliesslich  in  allen  Gemeinden  die 
Revisionsseele.  Nach  der  Zahl  der  bei  der  letzten  allgemeinen  Seelen- 
revision (1858)  ermittelten  Revisionsseelen  ward  das  Bauerland  bei 
AasfOhrung  der  Emandpationsgesetze  aus  dem  gutsherrlichen  (resp. 
Domänen-  und  Apanagen-)  Lande  ausgeschieden  und  der  betreffenden 
Gemeinde  zu  bleibendem  Besitz  zugetheilt,  nach  dieser  Zahl  sind  die 
Pacht-  resp.  Ablösungszahlungen  normirt  und  nach  dieser  Zahl  wer- 
den endlich  die  Steueiii  (vor  Allem  die  Kopfsteuer,  aber  auch  andere 
Staats-,  Landschafts-,  Wolost-  und  Gemeindesteuern),  die  die  Gemeinde 
zu  entrichten  hat,  zumeist  bestimmt,  wobei  keinerlei  Rücksicht  darauf 
genommen  wird,  ob  die  Zahl  der  männlichen  Seelen  in  der  Gemeinde  im 
Laufe  der  Jahre  zu-  oder  abgenommen  hat.  In  diesem  Grundsatz  der 
russischen  Finanzgesetzgebung  liegt  die  Erklärung,  dass  die  Gemeinde 
ihrerseits  diese  Rechnungseinheit  bei  der  Yertheilung  des  Landes  und 
der  Zahlungen  beibehält,  wenn  sie  auch  aus  Zweckmässigkeitsgründen,  die 
^ich,  wie  wir  sogleich  sehen  werden,  in  den  verschiedenen  Gemeinden 
^hx  verschiedenartig  gestalten,  eine  andere  Vertheilungseinheit  wählt 
Diesen  principiellen  Unterschied  von  Rechnungseinheit  und  Vertheilungs- 
einheit müssen  wir  um  so  stärker  betonen,  als  er  selbst  in  den  besten 
Schriften  übersehen  oder  nur  dunkel  erkannt,  nicht  präcis  formulirt  wird. 
Selbst  in  den  vorliegenden  Programmen  über  den  Gemeindebesitz  wird 
er  nicht  klar  statuirt 

Da  diese  wesentlich  verschiedenen  Begriffe  überhaupt  nicht  oder 
nicht  mit  genügender  Schärfe  geschieden  werden  und  insbesondere  die 
Rechnungseinheit  nicht  hinreichend  beachtet  wird,  so  lässt  sich  auch  in 
dem  zahlreichen  gesammelten  Material  über  den  Gemeindebesitz  in  so 
manchen  Fällen  nur  schwer  oder  gar  nicht  ermitteln,  ob  überall  die 
Revisionsseele  die  Rechnungseinheit  ist  oder  ob  Gemeinden  nicht  auch 
eine  andere  Rechnungseinheit  eingeführt  haben.  Letzteres  scheint  jedoch 
nur  selten  der  Fall  zu  sein.    Li  den  letzten  Jahren  ist  freilich,  da  die 
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lange  erwartete  neue  Bevision  noch  nicht  vorgenommen  wird,  mdtrbdi 
diese  durch  die  Bevölkerungsbewegung  veraltete  Rechnungseinheit  dorck 
die  der  vorhandenen  Seelen  ersetzt  werden. 

Eine  wichtige  Veranlassung  zur,  Wahl  einer  anderen  Bechnimg8€3]h 
heit  liegt  in  der  fast  in  allen  grösseren  Gemeinden  üblichen  Looc^pup- 
penbildung,  auf  welche  eigenthümliche  Organisation  des  G^ndndelebeos 
wir  weiter  unten  einzugehen  haben  werden.  Wenn  nämlich  die  ZaU 
der  Revisionsseelen  eine  Ziffer  ist,  die  sich  nicht  ohne  Bnichtheile 
durch  die  Zahl  der  üblichen  Loosgruppen,  welche  die  gleiche  SeelenzaU 
haben  sollen,  theilien  lässt,  so  wird  häufig  eine  künstliche  Ziffer  w 
Rechnungseinheit  gewählt,  die  in  möglichster  Annäherung  an  die  ZaU 
der  Revisionsseelen  cliese  etwas  übertrifft  oder  etwas  geringer  als  diese  ist 

Aber  auch  andere  Veranlassungen  bew^en  die  Gemeinde  eine  käDst- 
liehe  Rechnungseinheit  zu  wählen.  Dieser  Specialfrage  ist  aber  von  den 
Forschem  so  wenig  Aufmerksamkeit  geschenkt  und  sie  ist  so  we&ig  in 
ihrer  weiten  Tragweite  erkannt,  dass  die  Wahl  der  Rechnungseinheit  viel- 
fach uns  eine  unerklärliche  Erscheinung  ist  Wir  führen  einige  Bei- 
spiele an.  Unerklärt  bleibt  die  Rechnungseinheit  in  der  Gemeinde  Gfih 
sino^)  (am  Wolchow).  Die  Zahl  der  Revisionsseelen  beträgt  133,  ai^ 
Rechnungseinheit  wird  aber  die  Zahl  125  gewählt  Von  den  133  Revi- 
sionsseelen leben  drei  Seelen  in  St  Petersburg  und  zahlen  nur  die  Kopf- 
steuer, haben  keinenLandantheil  und  entrichten  nicht  die  anderenZahlangen 
ein  Bauer  aus  dem  Gouv.  Twer  hat  sich  hier  niedergelassen  und  ist 
dieser  Gemeinde  zugeschrieben;  ohne  jedoch  das  Recht  auf  einen  Land- 
antheil  zu  besitzen,  auch  er  zahlt  nur  die  Kopfsteuer.  Somit  büeb  die 
Zahl  129  noch.  Seit  Alters  ist  hier  die  Gruppenbildung  in  vier  Theik 
üblich;  „Zehner'^  genannt,  wol  von  der  Zeit  her,  als  die  Gemeinde  40  Seelec 
enthielt  Land  und  Zahlungen  vertheilt  die  Gemeinde  auf  125  „Uod- 
Seelen'^  und  muss  bei  der  Gruppenbildung  in  2  Zehner  31  und  in  die 
zwei  anderen  Zehner  SlVa  „Landseeien^^  stellen.  Warum  sie  niditdie 
Ziffer  128,  also  eine  Seele  weniger  als  die  129  Seelen,  die  bei  der  Ver- 
theilung  des  Landes  und  der  Zahlungen  interessirt  sind,  gewählt  lot, 
wobei  in  jedem  Zehner  die  gleiche  Zahl  von  32  Landseden  sich  befindec 
würde,  oder  124  (31  in  jedem  Zehner),  ist  mir  nicht  erklärlich.  AqH 
die  Vermuthung  muss  zurückgewiesen  werden,  dass  bei  der  hier  übliche: 
Einreihung  der  Hauswirthe  in  die  Loosgruppen  nach  der  Reihenfolp 
der  Höfe  jene  Gruppenbildung  mit  verschied^er  Zahl  von  Seelen  beqaen 
war.  Denn  Herr  P.  Georgiewski,  der  diese  Gemeinde  beschrieben  bjt 
erklärt  ausdrücklich,   dass  die  Einreihung  in  die  Gruppen  nach  der 


^)  n.  reoprieBCKifl:  OiepEi  6fiTa  oxHofi  eejubcxofi  o6mBHB*S  Ciobo  1879,  Baodl 
pag.  99—118,  insbesondere  pag.  106—109. 
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Reihenfolge  der  Höfe  durchaus  nicht  in  ganzer  Starrheit  und  Schroffheit 
geübt  wird,  sondern,  wie  es  auch  in  anderen  Gemeinden  vorkommt, 
je  nach  Bedürfhiss  Höfe  übersprungen  und  in  die  folgende  Loosgruppe 
gestellt  werden.  Auch  die  Yermuthungi  dass  die  Ziffer  125  eine  seit 
längerer  Zeit  übliche  ist,  trifft  nicht  zu,  denn  noch  vor  Kurzem  betrug 
die  Ziffer  der  Landseelen  120,  vorher  100  und  noch  früher  90.  Bis  auf 
die  letzte  Ziffer  liessen  sich  alle  ohne  Best  in  die  vier  Loosgruppen  ein- 
reihen, und  selbst  die  letzte  Ziffer  (90)  lässt  sich  besser  durch  vier  theilen 
als  12Ö,  denn  wenn  auch  jede  Gruppe  noch  einen  Bruchtheil  hat,  was 
im  Allgemeinen  die  Gemeinden  zu  vermeiden  suchen,  so  ist  doch  jede 
Gruppe  den  andern  an  Seelenzahl  gleich,  was,  wie  wir  oben  gesehen 
haben,  bei  der  Ziffer  125  nicht  eintrifft  (V«  Seelen  kommen  selten  vor). 
~  In  den  drei  anderen  Gemeinden,  die  mit  Grusino  in  einem  lockeren 
markgenossenschaftlichen  Verband  stehen,  sind  besser  theilbare  Ziffern 
gewählt:  Die  Gemeinde  Chotitowo  hat  als  Rechnungseinheit  die  Ziffer  90 
gewählt  (Zahl  der  Bevisionsseelen  91),  Modnä  60  (Zahl  der  Bevisions- 
seelen  62),  Matülä  100  (resp.  102). 

Die  Gemeinde  Sinowjewo  zählt  452  Bevisionsseelen,  die  Bechnungs- 
einheit  bildet  die  Land-  oder  „Steuer^seele,  wie  sie  hier  genannt  wird, 
deren  Zahl  445^«  beträgt.  Herr  W.  Trirogow  sagt,  diese  Ziffer  habe 
sich  aus  der  ökonomischen  Kraft  der  Hauswirthe  herausgestellt,  wobei 
die  Arbeitslcraft,  die  physischen  und  moralischen  Fähigkeiten  berück- 
sichtigt sind.  Die  Gemeinde  besteht  aus  37  Loosgruppen  zu  12  Steuer- 
seelen, so  dass  IVs  Steuerseelen  übrig  bleiben.^)  Auch  diese  Erklärung 
ist  keine  hinreichende.  Eine  solche  künstliche  Bechnungseinheit  findet 
sich  mehrfach  im  Kreise  Bäsan. 

Im  Dorfe  Saoseije  findet  sich,  wenn  der  Berichterstatter  A.  Micha- 
lenko  nicht  durch  ungenaue  Antworten  der  befragten  Bauern  irregeführt 
ist,  seit  Alters  eine  eigenthümliche  Bechnungseinheit:  als  solche  Einheit 
^It  die  Landseele.  Die  Bevision  wie  die  hierbei  ermittelte  Seelenzahl 
lat  keinerlei  Bedeutung  in  Betreff  der  Landseelen.  Auffällig  ist  dabei, 
lass  in  dieser  Gemeinde  allgemeine  Umtheilungen  von  Bevision  zu  Bevi- 
ion  erfolgen.  Die  vom  Berichterstatter  angegebene  Erklärung,  die  Bevi- 
ion  sei  eine  so  hervortretende  Erscheinung  im  Laufe  der  Jahre,  dass 
ie  Bauern  diesen  Zeitpunkt  als  Termin  der  Umtheilung  seit  Alters  an- 
enommen,  erscheint  als  nicht  ganz  genügend.  Die  Gemeinde  hat  seit 
Iters  die  Ziffer  92  Landseelen,  die  in  vier  Gruppen  zu  23  Seelen  ein- 
sreiht werden:  jede  Loosgruppe  zerfällt  in  zwei  Hälften:  die  eine  Hälfte 
esteht  ans  II,  die  andere  aus  12  Seelen.  Im  Widerspruch  hierzu  theilt 
'.r  Berichterstatter  an  anderer  Stelle  mit,  dass  die  Zahl  der  ,Jiand- 
ielen^^  der  Gemeinde  wechselt  und  dass,  wenn  diese  Ziffer  sich  nicht 

^)  B.  TpaporoBi:  ,,HaoiH  oöiuhhh,  OieiecT.  3an.,  1879,  Band  III,  pag.  114,  115. 
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durch  vier  (durch  die  Zahl  der  Loosgmppen)  theilen  lässt,  um  soviel 
Ziffer  vergrössert  wird.  Wie  er  es  aber  ausdracklich  betont^  entspridit 
diese  Ziffer  nicht  der  Zahl  der  Revisionsseelen.^)  Woher  kommt  die  Ge- 
meinde zu  solch'  einer  willkürlichen  Ziffer,  die  es  nicht  möglich  madit 
aus  jenen  Hälften  gleich  grosse  Untergruppen  herzustellen,  und  wanm 
wechselt  diese  Ziffer,  ohne  dass  die  gewünschte  Theilbarkeit  erzielt  wird? 

§  6. 
Ist  nun  die  Bechnungseinheit  zumeist  dieselbe,  d.  i.  die  Bevisiom- 
Seele,  so  finden  wir  sehr  verschiedenartige  Vertheilungseinheiten.   Die* 
selben  lassen  sich  wesentlich  in  vier  Hauptgruppen  theilen:  Vertheünngs* 
einheiten  bilden: 

1)  die  Bevisionsseele, 

2)  die  vorhandene  männliche  Seele, 

3)  die  vorhandene  Seele  beiderlei  Geschlechts, 

4)  die  männliche  Arbeitskraft  und  endlich 

5)  die  ökonomische  Leistungsfähigkeit  des  bäuerlichen  Hofes. 
Unverständlich  ist  uns,  wesshalb  W.  Orlow  in  seiner  ökonomiscben 

Statistik  des  Gouvernement  Moskau  nur  die  zweite  und  die  beiden  l^zta 
Arten  der  Yertheilung  des  Landes  und  der  Zahlungen  aufzahlt,  uai 
namentlich  die  erste  ausser  Betracht  lässt,  während  er  in  diesem  Wok 
Gemeinden  aufführt,  die  die  Yertheilung  nach  Bevisionsseelen  voroebmct 
Er  stellt  diese  Gemeinden  in  eine  Gruppe  mit  denjenigen,  die  nach  dei 
vorhandenen  männlichen  Seelen  vertheilen.  Principiell  und  auch  prs^ 
tisch  ist  die  Yerschiedenartigkeit  dieser  beiden  Yertheilungsarten  eise 
grosse. 

In  alten  Zeiten,  d  h.  vor  der  Agrargesetzgebung  der  sechziger  Jihi«. 
herrschte  die  Yertheilung  pro  Bevisionsseele  und  die  pro  Arbeiter  (Oder 
vielmehr  pro  Täglo  d.  h.  ein  arbeitskräftiger  Mann  mit  seiner  Frau)  rar. 
Die  erstere  Art  fand  sich  fast  durchgehend  bei  den  Domänen-  und  Apa- 
nagenbauem ,  während  bei  den  Privatbauem  die  zweite  Art  im  Allge- 
meinen üblich  war.  In  den  erstgenannten  Gemeinden  fand  die  Umtheflw 
des  Landes  zumeist  von  Bevision  zu  Bevision  statt  Mochte  die  Zahl  iff 
wirklich  vorhandenen  Seelen  auf  einem  Hof  im  Laufe  der  Jahre  zu-  od^ 
abnehmen,  der  Hof  behielt  bis  zur  nächsten  Bevision  das  ihm  zugetheSv 
Land  und  entrichtete  den,  der  Zahl  der  bei  der  Bevision  ermittelten  Se^ 
entsprechenden  Betrag  der  Zahlungen.  Ausserordentliche  Umstände,  ^^ 
das  Aussterben  eines  Hofes,  die  starke  Yerringerung  seines  Familk»* 
bestandes,  Aussiedelung  von  Höfen  etc.,  konnten  jedoch  auch  hier  Ver- 
änderungen hervorrufen.  Bei  den  gutsherrlichen  Bauern,  die  mitZahlungo 


1)  MateriaUensamiDlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  263,  267. 
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(resp.  Arbeitsleistungen)  starker  als  die  erstgenannten  Bauern  belastet 
waren,  wechselte  je  nach  dem  natürlichen  Wechsel  der  Arbeitskraft  der 
einzelnen  Höfe  fast  überall  die  Grösse  des  Landantheils  wie  die  der 
Zahlungen. 

Die  neuere  Agrargesetzgebung,  wie  die  gesammte  Umwandlung  des 
wirthschaftlichenLebens  im  modemenRusslandhaben  vielfache  Aenderungen 
in  der  Art  der  Vertheilung  des  Gemeindelandes,  wie  der  Zahlungen  her- 
vorgerufen. Nicht  Willkür,  sondern  zwingende  ökonomische  Gründe  be- 
stimmen die  Art  der  Vertheilung.  Es  ist  ein  grosses  Verdienst  W. 
Orlow's,  Solches  für  das  Gouvernement  Moskau  nachgewiesen  zu  haben. 
Und  das  für  die  Gemeinden  dieses  Gouvernements  &mittelte  hat  volle 
Bedeutung  für  alle  Landstriche.  Dieselben  ökonomischen  Ursachen  rufen 
dieselben  Wirkungen  hervor,  und  wo  wir  diese  Wirkungen  nicht  zu  Tage 
treten  sehen,  dort  finden  wir  accidentelle  Ursachen,  die  die  Wirkung 
der  allgemeinen  constanten  Ursachen  paralysiren.  Vor  Allem  spielt  hier- 
bei die  althergebrachte  Gewohnheit  eine  wichtige  Rolle.  So  finden  sich 
überall  Gemeinden,  die  unter  der  Macht  der  Tradition  stehend,  die  alt- 
gewohnte Umtheilungseinheit  nicht  aufgeben,  ungeachtet  dessen,  dass  die 
veränderten  ökonomischen  Bedingungen  eine  andere  Vertheilungseinheit 
wünschenswerth  machen.  Auch  der  Einfluss  weniger  wohlhabender  Bauern, 
für  die  die  übliche  Vertheilungsart  vortheilhait  ist,  indem  sie  ihn^ 
entweder  viel  Land,  wo  die  Zahlungen  verhältnissmässig  niedrig  sind, 
oder  wenig  Land,  wo  die  Zahlungen  verhältnissmässig  hoch  sind,  giebt, 
der  Einfluss  wohlhabender  Bauern,  sagen  wir,  verhindert  den  Uebergang 
zu  einer  Vertheilungseinheit,  die  den  Interessen  der  Mehrheit  der  Ge- 
meindegenossen  mehr  entspricht.  Auch  der  Umstand,  dass  das  Gesetz 
vom  19.  Febr.  1861,  wie  die  auf  Grundlage  desselben  den  Gemeinden  aus- 
gereichten Grundbücher  die  Grösse  des  Landantheils,  wie  die  der  Zahlungen 
pro  Seele  bestimmen,  hat  häufig  dort  zu  dieser  Vertheilungseinheit  geführt, 
wo  eine  andere  Vertheilungseinheit  früher  üblich  war  und  den  bezüglichen 
Verhältnissen  mehr  entspricht.  Und  endlich  wird  in  Gemeinden,  wo  die 
ökonomischen  Bedingungen  sehr  günstig  sind  bei  niedrigen  Zahlungen 
and  reichem  Boden  oder  bei  günstigen  anderen  Erwerbsverhältnissen,  die 
Wmerksamkeit  der  Bauern  nicht  so  stark  auf  die  Ermittelung  der 
zweckentsprechendsten  Vertheilungseinheit  gelenkt,  als  in  ungünstig 
ätnirten  Gemeinden,  wo  die  Noth  des  Lebens  diese  Frage  zu  einer 
Lebensfrage  für  die  Gemeindegenossen  macht 

Die  ökonomischen  Bedingungen,  unter  denen  die  Gemeinde  lebt, 
bestimmen,  welche  Vertheilungsart  als  die  zweckentsprechendste  gewählt 
"^ird.  Das  ausschlaggebende  Moment  ist  hier  das  Verhältniss  des  £r- 
tragswerths  des  Landes  zu  der  Höhe  der  obliegenden  Leistungen. 

Auf  Grundlage  der  mit  seltener  Genauigkeit  gesammelten  Daten 

▼•  KenatUr,  Gasehicht«  und  Kritik  d«f  Oemeindebcsitzes.  II.  19 
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über  die  ökonomischen  Bedingungen  der  Gemeinden  im  Gonv.  Moskau 
gelangt  W.  Orlow  zu  folgenden  Schlüssen  in  Betreff  der  Arten  der  Yer- 
theilung. 

Die  Yertheilung  pro  Seele  erhält  sich  fast  ausschliesslich  dort,  lo 
die  Leistungen  niedriger  sind  als  der  Ertrag  des  Bodens :  sie  findet  An- 
wendung in  der  Mehrzahl  der  Gemeinden  voller  Eigenthümer,  die  voll- 
ständig die  Ablösungszahlungen  getilgt;  also  jetzt  nur  die  Steuern  n 
tragen  haben,  wie  auch  in  mehreren  Gemeinden  der  Domänen-  und  der 
Apanagenbauem,  die  überhaupt  weniger  als  die  früher  gutsherrUck: 
Bauern  mit  Zahlungen  belastet  sind.  Und  in  solchen  Fällen^  d.  b.  wr 
der  Ertrag  des  Landes  grösser  als  die  obliegenden  Leistungen  ist,  m 
diese  Yertheilung  zweckentsprechender  als  die  pro  Arbeiter.  Die  Grö»^ 
des  Landantheils  bei  der  Yertheilung  pro  Seele  entspricht  mehr  da 
Bedürfnissen  der  Familie^  da  die  Zahl  der  Seelen  mehr  als  die  der 
Arbeiter  die  Höhe  der  Bedürfiiisse  an  Naturalprodukten  etc.  angiebt 
Kann  die  Familie  nicht  den  ganzen  Landantheil  bestellen,  so  vergiebt  sk 
ihn  in  Pacht;  deren  Ertrag  ihr  einen  Ueberschuss  über  die  Leistasga 
gewährt  Die  naturgemässe  Yeränderung  der  Zahl  der  Seelen  zwisd« 
zwei  Umtheilungen  zerrüttet  nicht  die  Wirthschaft;  wenn  auch  bei  eisf: 
Yergrösserung  der  Familie  diese  zu  wenig  Land  hat;  so  können  eioipe 
FamUienglieder  ein  Gewerbe  ergreifen  und  verwenden  dessen  Ertrag  zur 
Deckung  der  Bedürfnisse.  Demnach  ruft  eine  Yeränderung  im  PersoiuK 
bestände  der  Familie  nicht  die  Nothwendigkeit  des  ;;Abwälzens'  vo: 
Landstreifen  der  einen  Höfe  und  deren  ;;  Auf  wälzen''  auf  andere  herrur. 
wodurch  auch  die  Nothwendigkeit  häufiger  Umtheilungen  des  Landes  be 
seitigt  ist.  Im  Falle  des  Todes  eines  Hauswirths,  der  nur  kleine  Kindff 
und  sein  Weib  hinterlässt;  können  bei  der  Yertheilung  pro  Seele  diesr 
das  Land  (mit  Anmiethung  von  Arbeitskräften  oder  durch  Verpaditno^ 
nutzen  und  die  Wirthschaft  des  Hofes  wird  bis  zur  Yol^ährigkeit  der 
Kinder  erhalten.  Wird  der  Hauswirth;  der  einzige  volle  Arbeiter,  Soldat 
so  bleibt  der  Landantheil  der  Familie  bis  zu  seiner  Bückkehr  und  diest 
verliert  also  nicht  ihr  Land.  Sind  aber  die  Zahlungen  höher  als  ia 
Ertrag  des  LandeS;  so  treten  bei  dieser  Yertheilungsart  die  entgegen- 
gesetzten Erscheinungen  zu  Tage,  d.  h.  eine  vollständige  Zerrötto: 
des  ökonomischen  Lebens  der  Höfe  und  somit  der  Gemeinde.  Zur  Er 
härtung  dieser  Behauptung;  die  übrigens  a  priori  als  eine  richtige  -^ 
scheint;  finden  wir  im  Gouv.  Moskau  einige  interessante  Fälle;  in  öafi 
die  Gemeinden  die  Yertheilung  pro  Seele  beibehalten  haben;  ohne  da^ 
jene  erforderlichen  Yorbedingungen  für  diese  Yertheilungsart  vorhaodd 
wären.  Fast  in  allen  Gremeinden  der  Woloste  Aleschino  und  Usmersk 
(Kr.  Bronnizi)  findet  seit  Alters  die  Umtheilung  pro  Revisionsseele  su:^ 
Da  hier  der  Ertragswerth  des  Landes  niedriger  als  die  Zahlungen  i^ 
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da  der  durchschnittliche  Pachtpreis  des  Seelenantheils  (1,8  Dess.)  in  der 
ersteren  Wolost  2  Bbl.  20  Eop.;  in  der  zweiten  aber  3  Rbl.  gegen- 
über einer  Zahlung  von  8  Bbl.  60  Kop.  in  der  ersteren  und  10  Rubel 
50  Kop.  in  der  zweiten  Wolost  pro  Seele  beträgt,  so  gerathen  die  bäuer- 
lichen Höfe,  auf  denen  viele  Revisionsseelen  ruhen,  die  aber  wenig  Ar- 
beiter haben,  erst  in  Rückstände,  die  jährlich  wachsen,  und  schliesslich 
in  vollständigen  Verfall  und  können   nach  dem  Zwangsverkauf  ihres 
Wirthschaftsinventars  überhaupt  keine  Wirthschaft  mehr  führen.    Von 
den  1115  mit  Land  dotirten  Hauswirthen  in  12  Gemeinden  der  Wolost 
Aleschino  haben  320  Hauswirthe  oder  ungefähr  30  ^/o  ihre  Ackerwirth- 
Schaft  vollständig  einstellen  müssen,  die  Hälfte  dieser  haben  sogar  ihre 
Gebäude  zum  Abtragen  verkauft,  so  dass  sie  nicht  einmal  eine  eigene 
Wohnstätte  in  ihrer  Gemeinde  nachbehalten  haben.    Zum  Anfang  des 
Jahres  1879  beliefen  sich  die  Rückstände  dieser  Gemeinden  auf  45,215  Rbl., 
d.  h.  bei  2818  Revisionsseelen  fast  16  Rbl.  pro  Seele,  das  ist  fast  der 
doppelte  Betrag  der  Jahreszahlung,  und  dabei  sind  die  Höfe,  die  im 
Verhältniss  zur  Zahl  der  Arbeiter  eine  unverhältnissmässig  grosse  Zahl 
von  Revisionsseelen  haben,  und  vor  Allem  die  Familien  ohne  eigene 
Ackerwirthschaft  mit  den  grössten  Rückständen  behaftet.    Aehnliches 
findet  sich  in  den  Gemeinden  der  Wolost  Usmersk,  die  die  Vertheilung 
pro  Seele  haben:  der  schlechte  Zustand  der  Wirthschaft  und  als  Folge 
hiervon  das  Anhäufen  von  Rückständen  muss  neben  anderen  sich  hier 
findenden  Ursachen  auch  auf  diese  Yertheilungsart  zurückgeführt  werden, 
was  die  Bauern  auch  selbst  sehr  klar  einsehen;  sie  beklagen  sich  über 
die  Ungerechtigkeit  dieser  Yertheilungsart,   können  aber  keine  Ver- 
änderung herbeiführen,  da  die  Höfe  mit  wenigen  Revisionsseelen,  die  die 
Gemeinden  beherrschen,  dagegen  sind,  um  den  bei  dieser  Yertheilungsart 
ihnen  zu  gute  kommenden  Yortheil  nicht  einzubüssen.    Dass  ein  so 
anormaler  Zustand  sich  erhalten  kann,  ergiebt  sich  aus  speciellen  Ur- 
sachen: die  grosse  Masse  der  Hauswirthe  dieser  Gemeinden  steht  in 
voller  Abhängigkeit  von  einigen  wohlhabenden  Bauern,  die  Weberei  be- 
treiben; diese  beschäftigen  die  ärmeren  Bauern,  die  beständig  ihren  bäuer- 
lichen Arbeitgebern  verschuldet  sind.    Wie  gewöhnlich  in  der  Welt  ruft 
<ler  grosse  Unterschied  in  den  Yermögensverhältnissen  die  Erscheinung 
hervor,  dass  die  Interessen  der  wohlhabenden  Minderheit  über  die  In- 
teressen der  Gesammtheit,  der  Gemeinde  gestellt  werden.    Auch  zeigen 
diese  Beispiele,  dass  das  Unterlassen  von  Umtheilungen  nicht  eine  ge- 
ordnete Wirthschaftsführung  garantirt. 

Die  Yertheilung  des  Landes  und  der  obliegenden  Zahlungen  pro 
Seele  herrscht  auch  in  den  anderen  Gouvernements  im  Allgemeinen  dort 
^or,  wo  der  Ertrag  des  Landes  grösser  ist  als  die  obliegenden  Leistungen 
^d  die  Erwerbsverhältnisse  günstig  sind.    Hierher  sind  vornehmlich 

19* 
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das  Gebiet  der  Schwarzerde  imd  die  anliegenden  Landstriche  m  zäun. 
wenn  auch  hier  vielfach  Gemeinden  sich  finden,  die  nicht  unter  denttig 
günstigen  Bedingungen  stehen  und  daher  eine  andere  Vertheilangseinheit 
gewählt  haben. 

Wir  fahren  folgende  Beispiele  an.    Wir  finden  in  P.  P.  SsemeDOW! 
trefflicher  Beschreibung  der  Wolost  Murajewno  (Gouv.  Kasan),  woseM 
der  Ertrag  des  Landes  erheblich  höher  als  die  obliegenden  Zahlnnga 
ist,  folgende  Auseinandersetzung.    Da  im  Gesetz  vom  19.  Febmar  18^1. 
wie  auch  in  den,  den  Gemeinden  ausgereichten  Grundbüchern  die  Gr^^ 
des  Landantheils,  wie  die  der  Natural-  und  Geldleistungen  nicht  pro 
Täglo,  sondern  pro  Seele  bestimmt  sind,  nahmen  sänuntliche  Gemända 
der  Wolost  Murajewno  frei,  einstinmiig  und  unabhängig  von  einandn 
an  Stelle  der  bisher  üblichen  TägloverÜieilung  die  pro  Seele  an:  jede 
Hof  erhielt   entsprechend  seiner  Zahl  Kevisionsseelen  Land,  obgleick 
jenes  Gesetz  der  Beibehaltung  der  alten  Täglovertheilung  nicht  zawidff 
war  und  die  Wahl   des  Vertheilungsmodus  den  Gemeinden  flberiiess 
Dasselbe  erfolgte  überhaupt  überall  in  den  vier  südlichen  Kreisei: 
des  Gouv.  Kasan.    Allein  die  Gemeinde  Almosowo,  Kr.  Kanenborg. 
behielt  die  altübliche  Täglovertheilung  bei.    Die  Bauern  halten  die  mc 
Vertheilungsart  ftlr  geeigneter:  die  Vertheilung  pro  Täglo  nimmt  (fe 
Produktionskräfte  zur  Basis,  die  pro  Seele  die  Gonsumenten;  der  letzten 
Vertheilungsmodus  bevorzugt  den  Hanswirth  mit  kleinen  Kindern  u>  j 
nur   seiner  eigenen  Arbeitskraft   gegenüber    dem  Hanswirth  mit  et^ 
wachsenen  Arbeitern.    Die  gesajnmten  Zahlungen  der  Bauern  betrage 
hier  pro  Dess.  beim  Maximallandantheil  3  Kbl.  50  Kop.,  beim  mittler. 
4  KbL  und  beim  Minimallandantheil  6  Kbl.,  der  Pachtpreis  fflr  Acker- 
land (im  Durchschnitt  für  die  drei  Felder)  ist  aber  8  Kbl.,  also  erheUi(i 
höher  als  die  bäuerlichen  Zahlungen.^) 

Dieselbe  Basis  der  Vertheilung  finden  wir  in  anderen  GouvenieDeoti 
wo  die  ökonomischen  Bedingungen  (Ertrag  des  Landes  und  Höhe  der  Zah- 
lungen) sich  in  ähnlicher  Weise  gestaltet  haben,  so  auch  in  anderen  Eros« 
des  Gouv.  Kasan,  z.  B.  in  dem  Kreise  Kasan,  im  fruchtbaren  südlichen  IM 
desselben^),  in  dem  Kr.  Skopin,  in  den  Gemeinden  der  Wolost  Ismailov^ 
koje'),  auch  weit  verbreitet  im  Gouv.  Tula:  fast  in  allen  Gememdri 
(Domänen-  wie  auch  früher  gutsherrlichen  Bauern)  des  Kreises  Tuli' 


^)  Materialiensammlnng  aber  den  Gemeindebesitz,  pag.  95,  116,  122. 

')  1.  c.  pag.  160,  168—169.    Statistik  des  Gouv.  Rftsan,  Band  I,  Abschais^ 
pag.  7  etc. 

')  Polowzow:    nepBHe    mara    na  nyTs   4>AKTB^ecBaro    KsciixOBafflji  ceso* 
o6iBjam,  pag.  19  etc. 

^)  Borissow:  OraTHCTiraecRo-dROHoini^ecKoe  HscjixoBaHie  comb  BoiocrefiTji)^ 
y^xa,  pag.  80  etc.  Derselbe:  CTaT.-BKOHOx.  naci.  CeprieBCsoff  boxocth  ptg.U^*-' 


—    293    — 

auch  im  Kreise  Belew  (Gemeinde  Iwanowo^)  mid  in  benachbarten  Ge- 
meinden (nach  meinen  persönlichen  Erhebungen),  im  Gouv.  Orel,  im  Gouv. 
Cherson,  Kr.  Kupänsk,  Gemeinden  Murachowka  und  Dolä^,  fast  aus- 
schliesslich im  Gouv.  Tambow^)  etc.  etc. 

Doch  auch  in  den  wenig  fruchtbaren  nördlichen  Gouvernements 
finden  wir  die  Vertheilung  pro  Revisionsseele,  so  z.  B.  in  der  Gemeinde 
Borok  (Gouv.  Pskow,  Kr.  Porchow).  Vor  der  Emanzipation  der  Bauern 
bestand  hier  die  Vertheilung  pro  Täglo,  bei  Regulirung  der  Grundbesitz- 
verhältnisse ward  auf  Anregung  des  örtlichen  Friedensvermittlers  das 
Land  pro  Kevisionsseele  vertheilt  Späterhin  hat  keine  Umtheilung 
^stattgefunden,  auch  kein  Ab-  und  Aufwälzen  von  Seelen.  Es  scheint, 
dass  hier  das  Land  die  Zahlungen  trägt,  was  sich  daraus  ergiebt,  dass 
hier  Fälle  vorgekommen  sind,  dass  Bauern  die  Gemeinde  um  eine  Ver- 
grösserung  ihres  Landantheils  gebeten  haben,  welche  Bitte  abgeschlagen 
wurde,  da  Niemand  Land  aufzugeben  gesonnen  war^). 

Weiterhin  nach  Norden  zu  finden  wir  diesen  Vertheilungsmodus  im 
Gouv.  Wätka^),  insbesondere  im  Kreise  Starapul,  im  Gouv.  Archangel 
Gemeinde  Ssemuschino^ 

In  noch  grösserem  Mass  als  die  Vertheilung  pro  Kevisionsseele  ent- 
spricht den  wechselnden  Bedürfnissen  der  einzelnen  Höfe  die  Vertheilung 
pro  vorhandene  männliche  Seele  und  in  noch  grösserem  Mass  die  pro  vor- 
handene Seele  beiderlei  Geschlechts,  d.  h.  pro  Kopf  der  Mitglieder  jedes 
Hofes.  In  den  langen  Zwischenräumen  von  einer  Revision  zur  folgenden 
—  die  letzte  erfolgte  1858  —  treten  grosse  Veränderungen  im  Familien- 
bestande  der  einzelnen  Höfe  ein,  d.  h.  die  Bedürfhisse  der  einzelnen 
Höfe  verändern  sich  je  nach  der  grösseren  oder  geringeren  Zu-  oder 
Abnahme  der  Familienglieder.  Zuvörderst  sucht  die  Gemeinde  diesem 
Missstand  dadurch  abziüielfen,  dass  sie  die  Seelen  ausgestorbener  Höfe, 
solcher  Familien,  die  im  vollen  Bestände  ihren  Hof  verlassen  und  aus 
der  Gemeinde  ausscheiden,  und  endlich  solcher  Familien,  die  aus 
irgend  welchen  Gründen  die  Gemeinde  um  die  Abnahme  einer  oder 
mehrerer  Seelen  angehen,  auf  diejenigen  Höfe  vertheilt,  deren  Familien- 
bestand, also  auch  deren  Bedürfnisse  besonders  stark  zugenonunen  haben. 


^)  Kawelin:  3anHCRa  o  nojiosemH  nojieBaro  xosAfiCTBa  y  kpbctljihi  cejai^a  Esa- 
HOBa  etc.,  pag.  1  etc. 

')  Materialiensammlung,  pag.  207,  212. 

')  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  I,  Abschnitt  11 ,  pag.  10  etc.,  Band  11, 
pag.  9  etc. 

*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz  pag.  304,  305,  308,  829. 
^)  £.  BepxoKaucKifi:;  GoBpeMeHHoe  cocTOflaie  B^TCKaro  xpaa  in  den  OTenecTB. 
3aiiHCM,  1878,  Band  IX. 

*)  MateriaUensammlung  über  den  Gremeindebesitz^  pag.  390. 
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Solches  kann  aber  mit  Ausnahme  des  ersten  Falles  (des  Anssterbess 
eines  Hofes)  zumeist  nur  dort  eintreten^  wo  das  Land  keinen  erheblkh 
höheren  Ertragswerth  aufweist;  als  die  obliegenden  ZahlnngeiL  Demi 
sonst  zieht  es  der  Wirth  vor,  seinen  Landantheil  resp.  einen  Theil  de^ 
selben  gegen  eine  Extraentschädigung  dem  meistbietenden  Genossen  zu 
übertragen. 

Es  klagen  nun  vielfach  die  Bauern  in  Gemeinden  mit  der  yerth4 
lung  pro  Revisionsseele  darüber,  dass  die  Staatsregierung  keine  d^e* 
Seelenrevision  vornimmt;  dann  könnte  die  Gemeinde  auf  Grundlage  der  pr 
Hof  ermittelten  Seelenzahl  eine  neue  allgemeine  Umtheilnng  vomehineT. 
Solche  Klagen  stammen  aus  solchen  Höfen,  deren  Familienbestand  in  dm 
letzten  Jahren  stark  zugenommen  hat.  Wie  diese  Familien  eine  n€ii€ 
Yertheilung  des  Landes  und  der  Zahlungen  wünschen,  so  verhalten  sid 
die  Wirthe  mit  verringertem  Familienbestande  ablehnend  gegen  em 
Neuvertheilung  und  wir  kommen  an  anderer  Stelle  darauf  zu  sprechen 
wie  zahlreich  in  verschiedenen  Kreisen  und  Gouvernements  Gemeindet 
sich  finden,  in  denen  seit  der  Grundbesitzregulirung  auf  Grund  des  Emiih 
zipationsgesetzes  keine  neue  Umtheilung  vorgenommen  ist.  In  änderet 
Fällen  hat  aber  die  Gemeinde  die  Ungeduld  der,  eine  neue  Revision  mir 
Sehnsucht  erwartenden  Familien  nicht  mehr  zügeln  können  und  diesec 
Drängen  nachgebend  sich  zu  einer  neuen  Yertheilung  entschlossen.  Nad 
welchen  Grundsätzen  soll  aber  dieselbe  vorgenommen  werden?  d.  b 
welche  Vertheilungseinheit  soll  gewählt  werden,  da  die  bestehende,  *> 
pro  Revisionsseele,  den  jetzigen  Bedürfhissen  nicht  mehr  entspricht  ?  P 
in  diesen  Fällen  das  Motiv  der  Forderung  einer  Neuvertheilung  in  dm 
Wunsche  liegt,  dass  die  Yertheilung  in  höherem  Masse  als  die  veralt^f 
Revisionsseele  den  ökonomischen  Bedürfnissen  der  einzelnen  Familien  oder 
Höfe  entspreche,  so  wählt  die  Gemeinde  in  Anlehnung  an  die  Seelec- 
revision  den  Modus  der  Yertheilung  pro  vorhandene  mäkmliche  Seefe, 
d.  h.  sie  führt,  da  die  Staatsregierung  solches  unterlässt,  selbst  eiof 
Seelenrevision  durch  und  vertheilt  hiemach  Land  und  Zahlungen.  Den 
Uebergang  zu  dieser  neuen  Yertheilungseinheit  finden  wir  vidfach  is 
Gouv.  Moskau,  Tambow*),  Tula*)  etc. 

Es  wählt  aber  die  Gemeinde  auch  einen  anderen  YertheilnngsmodiH 
der  in  noch  höherem  Masse  den  Bedürfnissen  der  einzelnen  Höfe  (t 
spricht,  d.  h.  pro  Kopf  beiderlei  Geschlechts,  pro  JEsser**,  pro  „Huk"- 
wie  die  Bauern  diese  Yertheilungseinheit  nennen.  Diesen  Modus  wihb^ 
u.  A.  mehrere  Gemeinden  in  zwei  Wolosten  des  Kreises  und  Gouvenr 
ments  Tula*)  in  den  Jahren  1880  und  1881.    Bei  dieser  Yertheihncs- 

1)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Bd.  I,  Abschnitt  II,  pag.  20,  Bd«  n,  pai^.  U  ^ 

2)  Borissow,  1.  c.  Band  11,  pag.  83. 

<)  Borissow,  1.  c.  Band  11,  pag.  81  etc. 
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emheity  die  sich  hier  und  da  auch  in  anderen  Gouvernements  findet^  so 
im  GouY.  Moskau,  Kasan  ^)  etc.;  wird  die  gesammte  markgenossenschaftliche 
Bevölkerung  gezählt:  das  neu  geborene  Kind  (ob  Knabe  oder  Mädchen)  wie 
der  dahinsiechende  Greis  und  die  Greisin  werden  wie  die  übrige  männliche 
und  weibliche  Bevölkerung  gezählt  und  nach  der  Zahl  der  ;;£sser''  in 
jede  Familie  erhält  jeder  Hof  Land  mit  Uebernahme  der  entsprechenden 
Leistungen.  Aus  diesem  Modus  der  Yertheilung  ergiebt  sich  als  Conse- 
qaenz;  dass,  wenn  zur  Zeit  ein  Hof  ohne  männliche  Seelen  ist,  die  den- 
selben innehabenden  Frauen  (Wittwe,  unverheirathete  oder  verwittwete 
Töchter  etc.)  den  ihrer  Zahl  entsprechenden  Landantheil  erhalten,  während 
bei  der  Yertheilung  pro  männliche  Seele  solche  Höfe  ohne  Landantheil 
bleiben  und  auf  das  Gehöftland  (nebst  dem  Nutzungsrecht  an  der  Weide 
und  eventuell  dem  Antheil  an  Brenn-  und  Baumaterial  etc.)  beschränkt 
wären. 

Bei  dieser  Yertheilung  pro  Esser  wird  aber  zumeist,  wohl  um  nicht  mit 
einer  zu  grossen  Ziffer  operiren  zu  müssen ,  als  Bechnungseinheit  zwei 
Seelen  beiderlei  Geschlechts  gewählt,  so  dass  der  allgemeine  Divisor  bei 
Yertheilung  des  Landes,  wie  der  Leistungen  ungefähr,  oder,  wenn  das 
Verhältniss  der  beiden  Geschlechter  ein  vollständig  gleiches  ist,  ganz  der 
Zahl  der  männlichen  Seelen  entspricht. 

§  7. 
Wo  jedoch  jene  ökonomischen  Bedingungen  ungünstig  liegen,  d.  h. 
wo  der  Ertragswerth  des  Landes  niedriger  ist  als  die  obliegenden 
Zahlungen,  dort  sahen  die  Gemeinden  sich  veranlasst,  eine  andere  Yer- 
theilungseinheit  zu  wählen.  Während  die  Yertheilung  pro  Seelen  das 
Interesse  der  Consumenten  in  den  Yordergrund  der  Berücksichtigung 
stellt,  wobei  die  Kopfzahl  (also  auch  die  der  Kinder  und  Greise)  die 
Grösse  des  zuzutheilenden  Landes  bestimmt,  nimmt  die  Yertheilungs- 
einheit  nach  d^r  Zahl  der  Arbeiter,  pro  „Bruder*',  wie  die  Bauern  häufig 
sagen,  die  Productionskraft  zum  Ausgangspunkt  Wo  die  Zahlungen 
höher  ald  der  Ertragswerth  des  Landes  sind,  dort  ist  das  Empfangen 
eines  grösseren  Landantheils  kein  Yortheil,  sondern  eine  Last.  Um  die 
übergrossen  Zahlungen  erheben  zu  können,  ist  es  ungeeignet,  diese  pro 
Seele  zu  vertheilen,  da  die  an  Seelenzahl  starke,  an  Arbeitern  aber 
schwache  Familie  nicht  im  Stande  wäre,  diesen  Yerpflichtungen  nach- 
zukommen. Es  ergiebt  sich  als  practischer,  die  obliegende  Summe  pro 
Arbeiter  zu  vertheilen.  Ist  die  Last  der  Zahlungen  gar  zu  drückend, 
80  wird  die  in  der  Arbeitskraft  liegende  Productionskraft  noch  individueller 
—  zum  Zwecke  einer  zweckmässigen  und  gerechten  Yertheilung  der  ob- 

^)  Statistik  des  Gguy.  Räsan,  Band  I,  Abschnitt  II  pag.  7  etc. 
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liegenden  Zahlungen  —  ermittelt:  Kinder  und  Greise  werden  auch  be- 
lastet und  zwar;  da  diese  keine  volle  männliche  Arbeitskraft  repräsentiien, 
mit  einem  geringeren  Steuersatze;  d.  i.  mit  einer  geringeren  Zahl  (und 
selbst  mit  einem  Bruchtheil)  von  Seelen,  als  die  vollen  Arbeiter.  Die 
Arbeitskraft  der  Höfe  repräsentirt  also  die  Steuerkraft.  Je  mehr  Ar- 
beiter im  Hofe;  desto  leichter  kann  der  Eine  oder  der  Andere  die  G^ 
meinde  verlassen;  um  auf  Nebenerwerb  auszugehen. 

Im  Gouv.  Moskau,  woselbst  zumeist  die  Zahlungen  den  Ertragswem 
des  Landes  überragen;  ist  dieser  Yertheilungsmodus  der  verbreitetste. 
d.  h.  pro  Arbeiter;  wobei  die  Zahl  der  männlichen  (unerwachsenen  (xkr 
altersschwachen)  Seelen  im  HofO;  in  der  Familie  gleichgültig  ist:  so  hi 
ein  Hof  mit  einem  Arbeiter  und  fünf  männlichen  Kindern  ebensoviel 
Land  und  dementsprechend  Zahlungen  zu  entrichten  als  ein  anderer  h< 
mit  einem  Arbeiter  und  einem  unerwachsenen  Sohne.  Je  nach  der  Zahl 
der  Revisionsseelen  der  Gemeinde  hat  der  Arbeiter  IV«,  2,  2V«  Seelet, 
d.  h.  den  entsprechenden  Theil  an  Land  und  an  Zahlungsverpflichtongea. 
Folgendes  Beispiel  erläutert  diesen  Modus  der  Vertheilung:  eine  Gemeinfk 
hat  50  männliche;  erwachsene  Arbeiter;  die  Zahl  der  Revisionsseel^  ist 
125,  folglich  hat  jeder  Arbeiter  2^2  Seelen;  sind  zwei  Arbeiter  in  eiDCBi 
HofC;  so  hat  dieser  Hof  5  Seelen.  Als  Arbeiter  werden  gewöhnlich  di« 
im  Alter  von  18—60  Jahren  stehenden,  arbeitsfähigen  Männer  gerechnet: 
in  den  Gemeinden  jedoch,  in  denen  das  Yerhältniss  der  Steuerseelen  zu  den 
Arbeitern  sehr  ungünstig  ist,  werden  sie  vom  Alter  von  lö  Jahren  an  ge- 
rechnet. Der  Hof  mit  einem  Arbeiter  wäre  bei  übergrossen,  auf  der  Gemeinde 
ruhenden  Zahlungen  bei  einer  Vertheilung  nach  den  vorhandenen  mäno- 
liehen  Seelen  schlimm  dran,  und  zwar  um  so  mehr,  wenn  —  wie  leider 
häufig  —  die  eigene  Ackerwirthschaft  nicht  einmal  den  Bedarf  ^ 
Naturalproducten  befriedigt  und  ein  Theil  desselben  durch  Nebenerwarb 
zu  decken  ist.  An  seine  eigene  Wirthschaft  gebunden,  könnte  er  seh 
nicht  in  der  von  der  ländlichen  Arbeit  freien  Zeit  di^  erforderlichen 
Mittel  zur  Entrichtung  der  Zahlungsverpflichtungen  erarbeiten:  der  Hof 
würde  verarmen,  das  Inventar  verkauft  und  schliesslich  die  Ackerwirtb- 
schaft aufgegeben  werden  müssen. 

Interessant  ist  die  Thatsache,  dass  eine  ganze  Keihe  von  Gemeinde: 
im  Gouv.  Moskau  (800  an  der  Zahl),  die  bei  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft von  der  üblichen  Vertheilung  pro  Arbeiter  zu  der  pro  Seele  übt^ 
gingen,  jetzt  wiederum  zum  alten  Yertheilungsmodus  zurückkehren,  imä- 
dem  sie  sich  durch  Erfahrung  vom  Drückenden  des  anderen  Modt* 
überzeugt  haben.  Sie  suchten  nach  der  Zahl  der  Seelen  möglichst  w 
Land  zu  erhaschen,  nachher  fanden  sie,  dass  die  Leistiingen  höher  al? 
der  Ertrag  des  Landes  sind  und  streben  jetzt  darnach,  dasselbe  nach  Mo?- 
Uchkeit  wieder  abzugeben.    Es  ist  dieses  durchaus  kein  Beweis  difir. 
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dass  die  Bauern  zu  viel  Land  haben,  als  dass  sie  es  bestellen  können, 
auch  nicht  dafür,  dass  der  Bauer  ungern  Ackerbau  betreibt  Im  Gegen- 
theil:  die  Bauern  haben  zu  wenig  Land,  die  Liebe  zum  Ackerbau  ist 
Yorhanden  und  ergiebt  sich  schon  daraus,  dass  sie  sehr  viel  gutsherrliches 
Land  pachten  und  gegen  Entschädigung  verschiedener  Art  (Geld,  Antheil 
an  der  Ernte,  Weidenutzung  etc.)  bestellen.  Die  Erklärung  jener  Er- 
scheinung liegt  darin,  dass  das  Gemeindeland  mit  Zahlungen  überlastet 
ist:  so  beträgt  die  mittlere  Pachthöhe  des  Bauerlandes  pro  Dessätine  (im 
Gouv.  Moskau)  im  Kr.  Podolsk  1  Bbl.  29  Kop.,  die  obliegenden  Zahlungen 
3  Rbl.  30  Kop.,  im  Kr.  Sserpuchow  98  Kop.,  resp.  3  ßbL  50  Kop.,  im 
Kr.  Wereja  73  Kop.,  resp.  3  Rbl.,  Kr.  Rusa  '«3  Kop.,  resp.  3  Rbl.  30  Kop., 
Kr.  Swenigorod  1  Rbl.  6  Kop.,  resp.  3  Rbl.  50  Kop. 

Auch  ein  anderer  bedeutungsvoller  ökonomischer  Umstand  lehrt  die 
Bauern  die  Vertheilung  pro  Arbeiter  der  pro  Seele  vorzuziehen.  Die 
Veränderung  der  Steuerbasis  der  Familie  verlangt  eine  Veränderung  in 
der  Vertheilung  des  Landes;  je  seltener  der  Steuerbestand  der  Familie 
sieb  verändert,  desto  seltener  ist  eine  Vertheilung  oder  Umtheilung  des 
Landes  vorzunehmen.  Die  vorhandene  Seele  ist  nun  —  zumal  bei  der 
grossen  Kindersterblichkeit  —  eine  weniger  constante  Grösse  als  der 
Albeiter;  bei  der  Vertheilung  des  Landes  und  der  Zahlungen  pro  Ar- 
beiter sind  also  seltener  allgemeine  und  partielle  Umtheilungen  erfor- 
derlich. Auf  diesen  Umstand  weisen  die  Bauern  wiederholt  hin,  als  auf 
einen  Vorzug  des  Vertheilungsmodus  pro  Arbeiter  gegen  den  pro  Seele. 
Lange  Umtheüungsfristen  bei  dem  letzten  Modus  können  sich  nur  dort  er- 
balten, wo  das  Land  mehr  Ertrag  liefert  als  die  Zahlungen  betragen 
oder  sie  führen,  wie  oben  mitgetheilt,  zu  den  schlimmsten  Erscheinungen. 

Jedoch  finden  sich  auch  Abweichungen  von  diesem  System  der  Ver- 
tbeilong  pra  Arbeiter,  indem  auch  die  Kinder  und  Greise,  aber  mit  einem 
geringeren  Steuersatz  als  die  vollen  Arbeiter,  herangezogen  werden:  so' 
werden  in  einer  Gemeinde  Kinder  vom  15.  Jahre  an  mit  1  Seele,  volle 
Arbeiter  von  18  Jahren  an  mit  2  Seelen  belastet,  in  einer  anderen  Ge- 
meinde Knaben  von  11—12  Jahren  mit  V*  Seele,  von  13—14  Jahren 
mit  ^/,  Seele,  von  15  —  16  Jahren  mit  1  Seele,  von  17  Jahren  mit 
IV2  Seele,  von  18  Jahren  2  Seelen,  wieder  in  einer  anderen  Gemeinde: 
von  15—20  Jahren  1  Seele,  von  20—55  Jahren  2  Seelen,  von  55—60  Jahren 
1  Seele,  wieder  anderswo  zahlt  der  alte  Mann  bis  65  Jahre  den  vollen 
Betrag  (2  Seelen  hier),  von  65—70  Jahren  1  Seele.  (Derartige  Bruch- 
theile  findet  Orlow  in  250  Gemeinden.)  Diese  Vertheilungsart  wird 
eingeführt,  wenn  der  Steuerdruck  zu  schwer  gefühlt  wird:  der  Halb- 
wüchsling  und  der  Greis  helfen  doch  etwas  in  der  Wirthschaft,  mehr 
als  ihr  Unterhalt  zu  stehen  kommt.  Dieses  fortwährende  „Ab-  und  Auf- 
wälzen von  Seelen'^,  das  häufige  allgemeine  Umtheilungen  nach  sich 
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zieht,  ist  landwirthschaftlich  natürlich  schädlich,  aber  der  Steuerdmck 
zwingt  die  Bauern  dazu;  sie  greifen  aber  zu  diesem  Mittel  erst,  wm 
die  Gemeinde  schon  ökonomisch  ganz  herunter  gekommen  ist  Auch 
in  den  Gemeinden,  wo  Bauern  den  Ackerbau  aufgegeben  haben 
auf  Fabriken  etc.  ihren  Unterhalt  suchen,  ist  dieser  Modus  üblich: 
Knaben  verdienen  hier  verhältnissmässig  nicht  wenig.  Dieser  Modus  L^ 
verbreitet  in  dem  industriellen  Kreise  Bogorodsk,  auch  in  den  Kreisa 
Bronnizi  und  Moskau,  findet  sich  gar  in  den  hauptsächlieh  Ackerl» 
betreibenden  Kreisen  (Klin,  Wolokolamsk).  In  den  anderen  Kreisa 
dieses  Gouvernements  ist  er  sehr  selten  und  zwar  nur  dort,  wo  die 
Landwirthschaft  bereits  ganz  in  Verfall  gerathen  ist 

Auch  in  anderen  Gouvernements  findet  sich  dieser  Yertheilnngs- 
modus:  zunächst  dort,  wo  das  Missverhältniss  zwischen  dem  Ertrags- 
werth  des  Landes  und  den  obliegenden  Zahlungen  besteht 

Wir  führen  hier  einige  Beispiele  an.  Im  Dorf  Pogorelka  (Goot. 
Kostroma,  Kreis  Kineschma)  wie  in  umliegenden  Gemeinden  ist  die 
Vertheilungseinheit  der  Arbeiter:  in  diesem  Dorf,  das  zur  Zeit  ans 
11  Hauswirthen  und  13  Täglo's  besteht,  wird  der  Arbeiter  von  18  Jahia 
an  mit  Va  Täglo,  von  20  Jahren  bis  zu  60  Jahren,  wobei  nicht  in  Be- 
tracht gezogen  wird,  ob  er  verheirathet  ist  oder  nicht,  mit  einem  ganzes 
Täglo  belastet.  Hat  Jemand  das  letztgenannte  Alter  erreicht,  so  hat « 
das  Recht,  auf  den  entsprechenden  Landantheil  zu  verzichten  uDd  sid 
dadurch  von  den  Zahlungen  zu  befreien.  Da  die  Zahlungen  hier  hoher 
sind  als  der  Ertragswerth  des  Landes,  so  geschieht  Solches  zumeist;  vir 
andererseits  die  Gemeinde  aus  diesem  Grunde  Niemanden  wider  dessec 
Willen  den  Landantheil  abnimmt.') 

In  der  Gemeinde  Undory  (Gouv.  und  Kreis  Ssimbirsk)  wie  auch  ifi 
umliegenden  Gemeinden")  werden  Arbeiter  von  16  bis  zu  18  Jahren?  ^ 
die  altem  Männer  von  55 — 60  Jahren  als  halbe  Arbeiter,  von  18— 55  Jakrcn 
als  ganze  Arbeiter  oder  zwei  Seelen  gerechnet. 

In  Grusino  (am  Wolchow)  greift  die  Gemeinde  sogar  zu  einer  B»- 
Schätzung  auf  V«  Seelen  für  Knaben  und  Greise,  die  jedoch,  wenn  se 
schon  oder  noch  etwas  stärker  sind,  auch  zu  V2  Seelen  geschätzt  werdet  * 

Während  im  Gouv.  Tula  die  Vertheilung  pro  Seele  vorherrscht,  finfc 
sich  doch  hier  und  da,  namentlich  in  der  Umgegend  der  Stadt  Tizl» 
Gemeinden,  die  die  Vertheilung  pro  Arbeiter  mit  Bruchtheilen  für  ha-^ 
Arbeitskräfte  oder  auch  ohne  Berücksichtigung  halber  oder  schwach 
Arbeitskräfte  üben*):  von  17  bis  19  Jahren  1  Seele,  von  19  Jahren  t 

^)  Materialiensammlang  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  227,  232,  236. 
3)  1.  c.  pag.  338,  347,  350,  351,  374. 
«)  Georgyewski,  1.  c.  pag.  109. 
*)  Borissow,  1.  c.  pag.  126  etc. 


—    299    — 

2  Seelen  oder  Antheile,  Männer  über  60  Jahre  können  auf  den  Antheil 
verzichten  (so  z.  B.  in  der  G.  Torchowo).  In  einigen  (Jemeinden  dieses 
Landstrichs,  wie  z.  B.  in  Gross -ßaidiko wo,  werden  gar  Kinder  von 
12  Jahren  an  herangezogen  (ein  grosser  Theil  der  Erwachsenen  lebt  in 
Petersburg  als  Kutscher,  wo  viele  gestorben  sind,  Weiber  pflügen  hier). 
Vielfach  ist  hier  der  Ertragswerth  des  Landes  geringer  als  die  Zahlungen, 
was  zum  grossen  Theil  dadurch  hervorgerufen  ist,  dass  den  Gemeinden 
das  Land  ungünstig  zugetheilt  ist:  bis  zu  7  Werst  sind  Ackerstücke  von 
dem  Dorf  entfernt.^) 

Wie  bei  den  Domänen-  und  Apanagenbauem  seit  Alters  die  Verthei- 
lung  pro  Revisionsseele  und  beim  langen  Ausbleiben  einer  neuen  Revi- 
sion die  pro  vorhandene  Seele  oder  hier  und  da  auch  pro  „Esser''  vor- 
herrscht, 80  bei  den  früher  gutsherrlichen  Bauern  die  pro  Arbeiter 
Die  Gutsbesitzer  fanden  in  diesem  Yertheilungsmodus  ein  geeigneteres 
Mittel,  grössere  Pachtsunmien  oder  Frohnleistungen  zu  erheben,  als  bei 
der  Vertheilung  pro  Seele.  Die  Zahl  der  Arbeitskräfte  in  einem  Hofe 
zeigte  ihnen  die  Steuer-  oder  Zahlungskraft  des  Hofes.  Die  alther- 
gebrachte Vertheilung  pro  Arbeiter  haben  die  Bauern  auch  nach  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  vielfach  dort  beibehalten,  wo  der  andere 
Yertheilungsmodus  zweckentsprechender  wäre,  wie  umgekehrt  Domänen- 
und  Apanagenbauern  die  altgewohnte  Vertheilung  pro  Seele  auch  dort 
nicht  aufgegeben  haben,  wo  ein  anderer  Vertheilungsmodus  geboten  er- 
scheint 

§8. 

Das  vollkommenste  System  der  Vertheilung  ist  dasjenige  nach  der 
ökonomischen  Leistungskraft  des  Hofes.  Die  Revisions-  oder  auch 
die  Yorhandene  Seele  wird  zur  Basis  genommen;  jede  Familie  hat  das 
ßecht,  auf  so  viel  Seelenlandantheile,  als  sie  bei  der  Umtheilung  männ- 
liche Seelen  hat;  sieht  ein  Hauswirth  sich  nicht  in  der  Lage,  die  Zah- 
lungen für  so  viel  Seelen  zu  entrichten,  so  bittet  er  die  Gemeinde,  ihn 
von  einer  oder  von  mehr  Seelen  zu  „befreien".  Findet  die  Gemeinde 
das  Gesuch  für  begründet,  so  erfüllt  sie  dasselbe  und  diese  somit  frei- 
gewordenen Seelen  werden  dem  ökonomisch*  besser  situirten  Wirthe  auf- 
erlegt, d.  h.  den  Wirthen,  die  viel  Vieh  haben,  bei  denen  das  Verhält- 
niss  der  Arbeiter  zu  den  Nichtarbeitenden  ein  günstiges  ist,  oder  die  ein 
vortheilhaftes  Gewerbe  betreiben  etc.  Durch  dieses  System  werden  die 
Vortheile  der  beiden  anderen  Systeme  (pro  Seele  und  pro  Arbeiter)  er- 
reicht: einerseits  hat  jede  Familie  das  Recht  auf  einen  ihrem  Personal- 
bestand entsprechenden  Landantheil,  andererseits  wird  aber  auch  die 
Steuerfahigkeit  in  Berücksichtigung  gezogen,  indem  die  Leistungsfähig- 
keit in  Berechnung  gezogen  wird. 

^)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  177,  181. 
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Eingehend  und  sehr  belehrend  schildert  W.  Trirogow  in  einer  Beik 
von  Abhandlungen^)  dieses  Vertheilungssystem,  und  zwar  auf  Gnmd- 
lage  sorgfältiger  Untersuchung  der  Mehrzahl  der  Gemeinden  der  Kreise 
Petrowsk  und  Eusnezk  im  Gouvernement  Ssaratow,  wie  auch  anderer 
Gemeinden  dieses  Gouvernements  und  benachbarter.  In  das  geringste 
Detail  der  ökonomischen  Lage  eines  jeden  Hofes  wird  eingedrungen. 
Die  Zahl  der  vollen  wie  halben  Arbeitskräfte;  die  Zahl  der  Esser. 
etwaiger  Kranker  und  Arbeitsunfähiger  oder  Arbeitsschwacher,  anderer- 
seits die  Zahl  und  Kraft  der  Pferde,  des  Viehs  etc.,  Alles  wird  i£ 
Berücksichtigung  gezogen  zur  Bestimmung  des  Antheils,  den  der  eia- 
zelne  Hof  an  Land  zu  erhalten  und  an  Zahlungen  zu  leisten  hat  Ja 
selbst  geringe  organische  Fehler,  die  dem  Arbeiter  in  der  Arbeit  hinder- 
lich oder  auch  nur  etwas  störend  sind,  werden  nicht  ausser  Acht  ge 
lassen,  so  die  geschwächte  Sehkraft,  Schwerhörigkeit,  undeutliche  Sprache. 
Diese  Mängel  stören  ihn  vielleicht  in  der  eigenen  Ackerwirthschaft 
nicht,  aber  sie  verringern  seine  Erwerbsfähigkeit  ausserhalb  der  Ge 
meinde:  er  kaim,  wenn  er  auf  Nebenarbeit  ausgeht,  nicht  jede  Arbeit 
übernehmen.  Es  bildet  somit  die  gesammte,  durch  die  yerschiedefi- 
artigsten  Umstände  bedingte  ökonomische  Erwerbskraft,  wie  auch  die 
ökonomischen  Bedürfnisse  des  Bauerhofes  die  Basis  zur  Bestimmung  des 
Landantheils  und  dementsprechend  der  Quote  der  der  Gemeinde  ob- 
liegenden Leistungen. 

Auf  Grund  zahlreicher  Beobachtungen  findet  Trirogow  folgende 
Typen  der  Bauerhöfe  in  Betreff  ihrer  ökonomischen  Kräfte  und  Be- 
dür&isse.  Er  theilt  diese  Typen  in  zwei  Hauptgruppen:  Höfe  mit  einer 
Arbeitskraft  und  Höfe  mit  mehreren  Arbeitskräften  und  grösserem  leboh 
den  und  todten  Inventar.    Die  ersteren  Höfe  zeigen  folgende  Typen. 

1)  Höfe  „ohne  Seelen*'  (6e3Aynmne)  sind  solche,  die  keine  Tolle 
arbeitsfähige  Kraft  wegen  zu  hohen  Alters,  £j:ankheit  etc.  des  einziga 
Arbeiters  haben.  Sie  werden  als  „untaugliche^  Höfe  bezeichnet  md 
sind  von  allen  Abgaben  befreit 

2}  Höfe  ohne  Anspann:  nur  durch  die  eigene  physische  Arbeits 
kraft  kann  der  Inhaber  sich  und  seine  Familie  erhalten;  zumeist  i^ 
ein  solcher  Hof  mit  einer  „Seele''  belastet 

3)  Oekonomisch  etwas  stärkere  Höfe;  diese  besitzen  ein  Pferd,  gsh 

^)  Zuerst  in  einer,  von  der  K.  R.  geographischen  Gesellschaft  herausgegtfbe^' 
Schrift:  3K0B0iiniecue  onHTH,  noxaTHaa  xyma,  St  Peterburg  1878,  sodann  in  c^ 
Reihe  von  Artikebi  in  Zeitschriften  und  Tagesbl&ttem:  im  Bicnnib  fiapooB  IS^ 
November  pag.  62  —  100:  IloxaTBaa  xecATHna,  in  den  OTe^ecTBemnu  3aincu  In"^ 
Kovember:  HaniH  o6mHHH,  pag.  1—83,  1879,  März:  Hamn  o6ii(hhh,  pag.  91-1^ 
1879,  Mai:  Ka/5aia  bi>  HapoxHOMi  xossficisi,  pag.  101—118,  1879,  SepteiaK: 
OdmEBa-THni  H  eji  noxaiBHA  ocBOBaBin,  pag.  151—208,  1880,  Januar:  Han  oUtm 
pag.  1— 33,  1830,  Februar:  Hapoxanft  Kaxarpi. 
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Kuh;  einige  Schafe  oder  in  Ermangelung  eines  Pferdes  einen  halb- 
erwachsenen Sohn,  der  als  Hütergehilfe  oder  in  anderer  leichter  Neben- 
arbeit Einiges  erwirbt  Wächst  der  Halbwüchsling  heran,  so  verlässt  er 
häufig,  wenn  es  an  dem  erforderlichen  Wirthschaftsinventar  zur  Führung 
einer  vollen  bäuerlichen  Wirthschaft  fehlt,  die  heimathliche  Gemeinde 
und  sucht  sich  in  der  weiten  Welt  einen  Erwerb,  der  ihm  ermöglicht, 
einiges  Erworbene  dem  elterlichen  Hof,  zu  dem  er  auch  weiterhin  ge- 
hört, zur  Entrichtung  der  Zahlungen  zu  senden.  Solch  ein  Hof  hat  zu^ 
meist  IV2  Seelenlandantheile  und  trägt  die  entsprechende  Quote  der 
Zahlungen. 

Eine  geordnete  volle  bäuerliche  Ackerwirthschaft  führen  die  Höfe 
mit  mehreren  männlichen  Arbeitskräften.  Zumeist  haben  die  Höfe  dieser 
Kategorie  zwei  Arbeitskräfte  (Vater  und  Sohn  oder  zwei  Brüder  oder 
Schwiegervater  und  Schwiegersohn  oder  Oheim  und  Neffe),  mehrere 
Pferde  und  EtQie,  bis  zu  20  Schafe.  Reiche  oder  ökonomisch  starke 
Hofe  sind  solche  mit  drei  und  mehr  Arbeitskräften,  5—6  Pferden, 
5—7  Kühen,  30—40  Schafen  etc.  Derartige  Höfe  finden  sich  selten,  ihr 
Entstehen  wird  durch  Familientheilungen  verhindert. 

Die  erste  Gruppe  der  Höfe  halten  die  Bauern  selbst  für  anormale 
Erscheinungen,  es  sind  krankhafte  Erscheinungen  im  ökonomischen 
Leben  der  Oemeinde.  Sie  können  sich  kaum  ökonomisch  selbstständig 
erhalten,  die  geringste  Ungunst  der  Verhältnisse  (geringer  Ausfall  in  der 
Ernte,  zeitweilige  Krankheit  während  der  dringenden  Arbeitszeit  oder 
Erkrankung  des  einzigen  Herdes)  bringt  den  Hof  in  ökonomischen  Ver- 
fall, wenn  nicht  Gemeindegenossen  in  genossenschaftlichem  Sinn  ihm 
brüderlichen  Beistand  leisten.  Auch  gelingt  es  ihm  nicht  immer,  mit 
seinem  schwachen,  abgearbeiteten  Pferde  seinen  Landantheil  rechtzeitig 
zu  bestellen.  Der  Inhaber  eines  solchen  Hofes  kann  nicht  auf  längere 
Zeit  auf  Arbeit  ausgehen,  da  seine  Arbeitskraft  den  Hof  nicht  verlassen 
^ann,  oder  er  muss  die  eigene  Ack^ wirthschaft  vollständig  aufgeben 
ind  seinen  Landantheil  an  einen  Gemeindegenossen  vergeben.  Auch 
n  dem  gewinnbringenden  Verführen  von  Waaren  (Getreide  etc.)  kann 
tr  sich  kaum  betheiligen,  da  hierzu  zwei  Pferde  erforderlich  sind. 

Es  giebt  aber  noch  eine  andere  Keihe  von  Gemeindegenossen,  das 
ind  Familien  ohne  Haus  und  Hof.  An  sich  gilt  Solches  noch  nicht  als 
normale  Erscheinung,  als  anormal  gelten  nur  die  Familien  dieser  Art,  die 
-  analog  jener  Scheidung  der  Höfe  —  als  „ohne  Seelen^  und  als  öko- 
omisch  schwache  gekennzeichnet  werden.  In  jener  Kategorie  von  Fami- 
en  aber  finden  sich  solche,  die  selbst  für  vier  oder  fünf  „Seelen'' Zahlungen 
1  entrichten  haben.  Ihr  Recht  auf  den  entsprechenden  Landantheil 
iitzen  sie  in  der  Art,  dass  sie  das  Land  Gemeindegenossen  in  Pacht 
ergeben  oder  der  Gemeinde  gegen  üebemahme  der  Zahlungen  oder 


—    302     — 

eines  Theiles  derselben  überlassen^  oder  endlich  der  Art,  dass  ihre  Seelen 
bei  der  Landvertheilung  überhaupt  nicht  in  Betracht  gezogen  werden  und 
die  Inhaber  dieser  Seelen  sich  mit  der  Gemeinde  in  Betreff  der  Abschlags* 
Zahlungen  verständigen^  worauf  wir  an  anderer  Stelle  des  Näheren  zu 
sprechen  kommen  werden.  Solche  Bauern  haben  sich  anderen  Erwerbs- 
arten zugewandt;  deren  Ergiebigkeit,  soweit  sie  von  der  Gemeinde  er- 
mittelt werden  kann,  die  Basis  zur  Bestimmung  der  ihnen  aufimerl^eih 
den  Seelenzahl  bildet 

Trirogow  untersucht  die  Ursachen  dieser  Yerschiedengestaltigkeit 
der  Höfe  und  findet  in  den  beobachteten  Gemeinden  folgende  aUgemeiBe 
Ursachen,  die  als  allgemein  wirksam  angesehen  werden  können: 

1)  Die  „seelenlosen^  Höfe  entstehen  dadurch,  dass  nach  dem  Tode 
des  einzigen  schwachen  oder  sehr  alten  Arbeiters  die  Wittwe  mit  kleines 
Kindern  auf  dem  Hofe  nachbleibt.  (Die  Ueberweisung  eines  Lan<bD* 
theils  ohne  die  entsprechenden  Zahlungen  trägt  den  Character  der  Unter- 
stützung einer  htüfsbedürftigen  Familie.)  Hiemach  entstehen  also  die 
„seelenlosen^^  Höfe  aus  den  ökonomisch  schwachen,  aber  noch  sahlongs* 
fähigen  Höfen  (durch  Todesfall  oder  Krankheit,  bevor  die  Kinder  oder 
ein  Sohn  erwachsen  sind). 

2)  Höfe  ohne  Anspann  finden  ihre  Entstehung  in  sehr  verschiedeB- 
artigen  Ursachen:  einige  Bauern,  als  Kinder  eines  ökonomisch  schwachen 
Wirths  verwaist,  haben  überhaupt  kein  Pferd  gehabt  und  haben  als  er- 
wachsene Arbeiter  nicht  so  viel  (nach  Entrichtung  der  obliegenden 
Zahlungen)  erarbeiten  können,  um  sich  einen  Anspann  anschaffrai  n 
können.  Sie  können  nicht  zu  Kräften  kommen,  sagen  die  Nachbaro. 
Andere  Bauern  haben  ihr  Pferd  wegen  eingetretener  Untanglichkeit 
Altersschwäche,  gewisser  Fehler  etc.  verkaufen  müssen,  ohne  die  Mitta 
zum  Ankauf  eines  arbeitstüchtigen  Pferdes  aufbringen  zu  können.  Wie 
derum  andere  Bauern  sind  ohne  Anspann  in  Folge  einer  Famili^tkei- 
lung,  des  Eintritts  in  den  Militärdienst,  wobei  das  Pferd  verkauft  ward, 
das  nach  der  Bückkehr  an  den  Pflug  nicht  wieder  angeschafft  werden 
konnte,  endlich  durch  Pferdediebstahl.  Sehr  schwer  fällt  es  einem  öko- 
nomisch schwachen  Bauer,  sich  ein  Pferd  anzuschaffen,  sich  weiterhii 
wirthschaftlich  zu  stärken,  und  dadurch  in  einen  höheren  Typus  der  Höft 
aufzurücken. 

3)  Höfe  mit  einem  Anspann  entstehen  einerseits  durch  Familiö- 
theilungen  aus  ökonomisch  starken  Höfen,  andererseits  durch  andflt 
Umstände:  Eintritt  desjenigen  Familiengenossen  in  den  MilitärdieB> 
durch  dessen  Tüchtigkeit  und  Thatkraft  die  ganze  Wirthschaft  «usus- 
mengehalten  wurde,  wobei  der  auf  ihn  entfallende  Antheil  am  gern«»- 
schaftlichen  Vermögen,  darunter  auch  das  Pferd,  verkauft  wird,  und  eoi- 
lieh  der  Tod  einer  der  hauptsächlichsten  Arbeitskräfte  in  der  Famifc 
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Nach  den  von  Trirogow  hierüber  gesammelten  Daten  in  den  beiden 
genannten  Kreisen  des  Gouv.  Ssaratow  ergiebt  sich,  dass  in  Betreff  der 
Vertheilung  der  Höfe  nach  ihrer  ökonomischen  Kraft  zwei  Arten  zu 
finden:  solche  Gemeinden,  in  denen  die  schwachen  Wirthe  bis  zu  ^/g  der 
Gesammtzahl  die  ökonomischen  starken  Höfe  überwiegen^  und  soldbe,  in 
denen  die  schwachen  Höfe  den  andern  an  Zahl  ungefähr  gleich  sind;  die 
dritte  Art,  numerisches  Uebergewicht  der  ökonomisch  starken  Höfe,  findet 
sich  nur  vereinzelt  in  diesem  Landstrich.  — 

In  dieser  Yertheilungsmethode  finden  wir  verschiedene  Unterarten 
und  zwar  je  nachdem  die  ökonomische  Leistungskraft  mehr  oder  weniger 
genau  ermittelt  wird.  In  den  von  Trirogow  und  einigen  andern  For- 
schern untersuchten  Landstrichen  des  Gouv.  Ssaratow  und  anliegender 
Gemeinden  der  benachbarten  Kreise  zeigt  sich  diese  Methode  einer  gerechten 
und  zweckmässigen  Vertheilung  in  der  höchsten  Vollendung,  in  anderen 
Gemeinden  begnügt  man  sich  damit,  dieses  oder  jenes  Moment  oder  einige 
Momente,  aus  denen  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Höfe  zu  schliessen 
ist,  zu  berücksichtigen. 

So  gilt  z.  B.  in  der  Gemeinde  Pustünj  der  Brauch,  den  mit  Kindern 
(5  oder  mehr) '  besonders  gesegneten,  an  Arbeitskräften  und  Vermögen 
aber  schwachen  Familien  ein  Seele  abzunehmen.  Andererseits  wird  aber 
auch  ein  zur  Arbeiterin  heranwachsendes  Mädchen  in  einem  Hofe  zur  Ver- 
anlassung, diesen  Hof  mit  einer  neuen  „Seele'',  die  von  einem  andern  Hofe 
atts  irgend  einem  Grunde  (zu  hohes  Alter,  viele  Kinder)  abgenommen 
und  dadurch  „frei''  geworden  ist,  zu  bedenken.  Auch  kann  ein  Arbeiter, 
der  Hofinhaber,  der  ,/amilienIos''  wird,  auf  den  Landantheil  verzichten. 
In  dieser  Gemeinde  ist  das  Verhältniss  des  Ertragswerthes  zu  den 
Zahlungen  ein  entsprechendes.^) 

Auch  die  der  Gemeinde  Grusino  am  Wolchow  benachbarten  Dörfer*) 
vertheilen  Land  und  Zahlungen  nach  „Seelen'',  aber  mit  Berücksichtigung 
der  wechselnden  Arbeitskraft,  ebenso  in  manchen  (vielleicht  in  allen) 
Gemeinden  des  Kreises  und  Gouv.  Wladimir.*) 

Ebenso  in  den  Dörfern  Gross-  und  Klein -Majatschka  im  Kreise 
Dnepr:  die  Basis  der  Vertheilung  bildet  die  Revisionsseele,  jedoch  je  nach 
den  Bedürfnissen  erhalten  einzelne  Höfe  mehr  (hier  der  Landeswerth 
hoher  als  die  Zahlungen>*) 

Im  Gouv.  Moskau  ist  dieses  Vertheilungssystem  etwa  in  der  Hälfte 
der  Gemeinden  der  Domänen-  und  Apanagenbauem  üblich. 


^)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  164. 
')  Georgyewski,  1.  c.  pag.  108. 

')  A^peseHCKie  6yxHH  in  den  OieHecTB.  3anHCKH,  1879,  Band  Yin,  pag.  279  etc. 
^)  4.  IIj(ep6nHa:  3ejieju»Baji  o6mHHa  bi  «l^BtiipoBCKOMi  yisxi  in  der  PyccKaa 
Khca,  1880,  Band  lY,  pag.  88--6d. 
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In  der  aus  fünf  Dörfern  bestehenden  Gemeinde  Blasnowa  (Goqt. 
Twer,  Kreis  Ostaschkow)  wird  der  Knabe  von  17  Jahren  mit  einer  ,3eelr 
oder  einer  halben  Sehest  (so  werden  die  Landstreifen  einer  Seele  genaimt, 
eigentlich  die  Messeinheit),  über  18  Jahre  bis  zu  60  Jahren  oder  noch 
länger;  wenn  der  Hof,  zu  welchem  er  gehört,  ökonomisch  besonders  stark 
ist,  mit  zwei  Seelen  oder  einer  ganzen  Sehest  bedacht  Auch  hier  ist 
der  Ertragwerth  des  Landes  geringer  als  die  Zahlungen.  Auch  hier  irie 
zumeist  in  den  nördlichen  Grouvemements  muss  die  Gemeinde  den  Bauer 
zwingen,  Land  und  somit  die  Zahlungen  zu  übernehmen,  und  sie  berück- 
sichtigt hierbei  mit  grösster  Aufmerksamkeit  die  ökonomische  Kraft  des 
Hofes,  wie  dessen  Yermögensyerhältnisse,  die  nicht  allein  durch  dk 
Ackerwirthschaft  auf  dem  Gemeindeland,  sondern  auch  zum  grossen  Theil 
durch  den  mehr  oder  weniger  gewinnbringenden  Nebenerwerb  bedingt 
sind.») 

Die  Gemeinde  Saoserje  (Gouv.  Nowgorod,  Kreis  Krestzi)^  Yortbeilt 
die  Zahlungen  und  das  Land  nach  der  ökonomischen  Kraft  der  einselneB 
Höfe:  je  nach  der  Veränderung  dieser  Kraft  werden  Seelen  dem  Hof  ab- 
genommen oder  „aufgewalzte 

§9. 

Schliesslich  haben  wir  noch  auf  die  eigenthümliche  Bezeichnung 
Täglo  als  Vertheilungseinheit  einzugehen.  So  manche  Forscher  auf  i&t 
Gebiete  des  Gemeindebesitzes  haben  sich  mit  der  Antwort  befragter 
Bauern,  "wir  Tertheilen  Land  und  Zahlungen  pro  Täglo,  begnügt  Es  is: 
ihnen  entgangen,  dass  der  Begriff  Täglo  kein  feststehender  ist,  der  über- 
all die  gleiche  Bedeutung  hat  Vielmehr  werden  in  verschiedenen  Land- 
strichen, selbst  in  benachbarten  Ortschaften  ganz  verschiedene  Vertbe- 
lungsarten  unter  derselben  Bezeichnung  Täglo  geübt 

Ursprünglich  scheint  unter  Täglo  ein  arbeitskräftiges  Ehepaar  ver- 
standen zu  sein,  welcher  Begriff  sich  auch  heute  vielfach  erhalten  hat 
Schon  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  haben  aber  Gutsbesitzer,  um  ihr 
Einkommen  zu  vergrössem,  schon  dem  heranwachsenden,  noch  unver- 
heiratheten  Jüngling,  der  noch  keine  weibliche  Arbeitskraft  (durch  di 
Heirath)  ins  Haus  gebracht  hat,  ein  Täglo  auferlegt,  d.  h.  der  bäueriic^' 
Hof,  zu  welchem  er  gehört,  hat  von  nun  ab  einen  Täglo  mehr  zu  tra^* 
oder  mit  anderen  Worten:  den  entsprechenden  Theil  an  Pacht  <»* 
Frohne  mehr  zu  leisten  als  bisher.    Weiterhin  wurde  auch  ein  H(tf-  - 
welchem  Töchter  heranwuchsen,  auch  wenn  sie  noch  keinen  in  äf^ 
Familie  tretenden  Ehemann  erlangt  hatten,  hier  und  da  mit  einem  ne»? 
Täglo  bedacht.   (Es  sei  hier  beiläufig  bemerkt,  dass  die  Gutsbesitser  dv 

1)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  24S,  250,  251. 
3)  1.  c.  pag.  262,  269,  271. 
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Erühzeitige  Eheschliessen  aus  diesen  nahe  liegenden  Gründen  beförderten.) 
Und  andererseits  zögerten  Gutsbesitzer,  soweit  es  die  Leistungsfähigkeit 
des  betreffenden  Hofes  nur  irgend  wie  gestattete,  dem  altersschwach  oder 
kränklich  gewordenen  Mann  das  Täglo  abzunehmen.  Hierin,  d.  h.  in 
der  Beibehaltung  einer  möglichst  grossen  Zahl  Täglo's  in  jedem  Hofe 
liegt  die  Erklärung  für  das  Bestreben  der  Gutsbesitzer,  Familienthei- 
lungen  nach  Möglichkeit  zu  verhindern:  zwei  getheilte  Höfe  wären  nicht 
im  Stande  gewesen,  soviel  Täglo's  zu  tragen,  d.  h.  so  leistungsfähig  zu 
sein,  als  ein  grosser  Hof.  Wo,  wie  sehr  verbreitet,  der  Gutsbesitzer  eine 
Pauschalsumme  (an  Pacht  oder  Frohne)  der  Gemeinde  auferlegte  und  ihr 
die  Vertheilung  überliess,  dort  zeigte  sich  auch  in  der  Gemeinde  und 
zwar  je  höher  diese  Summe  in  um  so  stärkerem  Masse  das  Bestreben, 
die  Täglo's  nach  der  gesammten  ökonomischen  Leistungsfähigkeit  der 
einzelnen  Höfe  —  mochte  diese  ihre  Basis  allein  in  der  Ackerwirthschaft 
oder  daneben  auch  in  einem  anderen  gewinnbringenden  Gewerbe  haben  — 
zu  vertheilen. 

Unter  solchen  historischen  Bedingungen  hat  sich  das  Täglo  zu  ganz 
verschiedenartigen  Begriffen  ausgebildet  Hier  bedeutet  diese  Bezeich- 
nung ein  arbeitskräftiges  Ehepaar,  dort  einen  vollkräftigen  Arbeiter, 
anderswo  eine  männlidie  und  eine  weibliche  Arbeitskraft,  oder  auch 
zwei  männliche  und  weibliche  Arbeiter,  so  dass  ein  Ehepaar  oder  über- 
haupt em  männlicher  und  ein  weiblicher  Arbeiter  ein  halb  Täglo,  drei 
Arbeiter  —  ohne  Berücksichtigung  des  Geschlechts  —  dreiviertel  Täglo 
repräsentiren,  also  jede  volle  Arbeitskraft,  ob  männlichen  oder  weiblichen 
Geschlechts,  ein  viertel  Täglo  (z.  B.  in  der  Gemeinde  Bogowka,  Kr.  und 
GoQv.  Tula).^)  Wo  das  Täglo  gleichbedeutend  mit  Arbeiter  ist,  dort 
finden  wir,  wie  bei  der  Vertheilung  pro  Arbeiter,  häufig  Halbwüchslinge 
und  Greise  mit  einem  Bruchtheil  eines  Täglo's  (Vsi  Vi)  bedacht  Endlich 
stellt  die  Täglo-Yertheilung  eine  charakteristische  Form  der  Vertheilung 
nach  der  ökonomischen  Leistungsfähigkeit  dar.  Die  von  Juri  Ssamarin'J 
1858  gegebene  geistvolle  Erläuterung  dieser  eigenthümlichen  Verthei- 
lungsart  hat  auch  heute  noch  ihre  Bedeutung  und  wir  wiederholen  die^- 
selbe  aus  dem  ersten  Bande  dieses  Werkes  (pag.  148—151).  Zur  zweck- 
mässigen und  gerechten  Vertheilung  des  Landes,  wie  der  Leistungen  bilden 
Gemeinden  eine  ideelle  Einheit,  genannt  Täglo.  Ein  Täglo  bildet  ein 
bestimmtes  Quantum  an  Arbeitskräften  und  an  materiellen  Be- 
^lürfnissen.  Dass  die  Gemeinde  bei  Bestimmung  des  Täglo  auch  die 
Bedürfnisse  in  Berücksichtigung  zieht,  ergiebt  sich  aus  der  täglich 

*)  Borißsow,  1.  c.  pag.  126. 

*)  Ssamarin:  0  nosevenBom  oÖmiiHHOMi  uaxiBui  in  der  CejiBCKoe  BxaroycTpofi- 
^i  1S58,  Nr.  I,  pag.  19—84,  derselbe:  06intiiHHoe  Biaxtaie  h  co6cTBeHHOCT& 
ßytOBcuio  in  derselben  Zeitschrift,  Nr.  10,  pag.  22  etc. 
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sich  wiederholenden  Erfahrung:  wenn  eine  Familie;  die  sich  durch  Todes- 
fall; Recrutirung  etc.  in  ihrem  Bestände  verringert  hat;  einen  Theil  ihre 
Landes  aufgiebt;  so  erhält  diesen  Theil  nicht  die  Familie;  die  Aber  dk 
meisten  Arbeitskräfte  verfügt;  sondern  die  Familie,  die  dnrch  den  rster- 
halt  von  Altersschwachen  und  Kindern  am  meisten  in  Anspruch  genon- 
men  ist    Die  Grösse  eines  ,;Täglo",  nach  SeelenzaU  gerechnet,  weck' 
nach  örtlichen  Bedingungen     Gewöhnlich  ist  die  Zahl  der  Täglo  eiK 
Gemeinde  etwas  weniger;  als  die  Hälfte  und  etwas  mehr,  als  ein  Drine 
der  Zahl  der  männlichen  Seelen.  — -  Das  Täglo  ist  die  Einheit  der  propo^ 
tionalen  Beziehung  der  Kräfte  und  Bedürfnisse  zum  Lande;  zu  den  Vf«" 
theilen  und  Lasten  verschiedener  Art.    Einerseits  steht  das  Täglo  ä 
Beziehung  zur  Person,  andererseits  zur  äusseren  Natur.    Je  nach  iß 
Grösse  des  einer  Gemeinde  zustehenden  LandeS;  d.  i.  nach  dem  Vefhih* 
niss  der  Bevölkerung  zum  Gemeindeland  erfolgt  die  Theilung  des  Lande 
auf  verschiedene  Art   Es  wird  nämlich  entweder  die  Einheit  auf  Gm. 
der  Arbeitskräfte  und  der  Bedürfnisse  gebildet  und  diese  auf  das  Lasü 
übertragen;  oder  es  wird  zuerst  das  Land  in  eine  bestimmte  koxä 
Stücke  getheilt  und  diese  Anzahl  Landstücke  bildet  die  Basis  der  Thei- 
lung unter  die  Gemeindegenossen.    Wo  die  Gemeinde  über  viel  Im 
verfügt,  dort  gelangt  die  erstere  Methode  zur  Geltung:  hier  bildet  der 
persönliche   Bestand   der  Gemeinde   die   Grenzen    der   Theilung  tac 
wird  zur  Basis  der  Bestinmiung  der  Zahl  der  Täglo  genommen,  t^ 
sich  in  solchen  Fällen  der  Hälfte  der  Seelenzahl  in  der  Gemeinde  nahen 
Wo  hingegen  die  Gemeinde  wenig  Land  hat,  zu  wenig  zur  voDen  B^ 
schäftigung  und  Unterhaltung  Aller,  dort  bildet  die  Grenze  der  Theiloi-' 
die  Minimalgrösse  einer  Ackerwirthschaft;  bei  welcher  nach  Ansicht  dff 
Bauern  die  Bestellung  des  Bodens  mit  den  üblichen  Mitteln  möglich  ob^ 
vortheilhaft  ist    Ist  die  Gemeinde  durch  Zunahme  ihrer  SeelenzaU  bt" 
zu  dieser  Grenze  gelangt,  so  stellt  sie  eine  weitere  Vergrössernng  (te 
Zahl  der  Täglo  und  eine  weitere  Zersplitterung  der  Landtheile  eis,  vi- 
sehr  auch  die  Bevölkerung  zunehmen  sollte:  der  persönliche  Besta» 
«ines  Täglo  nimmt  demnach  beständig  zU;  so  dass  auf  ein  Täglo  endlich 
ca.  drei  Seelen  kommen.    (Täglo  von  über  drei  Seelen,  sagt  Ssamin: 
sind  ihm  nicht  vorgekommen.)    Viele  erwachsene  Arbeiter;  die  eis -' 
Landantheil  zu  übernehmen  befähigt  wäreu;  bleiben  ohne  Antheilanc 
Landzutheilung  und  gehen  auf  Arbeit  aus.    Dieses  sind  die  sararJ 
(d.  i.  die  ausser  dem  Täglo  stehen).  —  Diese  zwei  Operationen  von  I^ 
theilungen  veranschaulicht  Ssamarin  durch  folgende  geometrische  ft* 
Portionen:  Die  Gesammtheit  der  Arbeitskräfte  und  Bedürfnisse  der  gas^' 
Gemeinde  verhält  sich  zur  Gesammtheit  der  Landnutzungen,  über  v<?!^ 
die  Gemeinde  verfügt,  und  der  ihr  obliegenden  Lasten,  wie  das  Qn^orr 
an  Arbeitskräften  und  Bedürfnissen,  das  als  Täglo-Einheit  angenonuD^ 
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ist,  zur  gesuchten  Grösse  des  Landantheils  und  der  Leistungen.  Oder: 
die  Gesammtheit  der  Landnutzungen  und  Lasten  verhält  sich  zur  Ge- 
sammtheit  der  persönlichen  Bedürfnisse  und.Arbeitskräfte;  wie  der  Land- 
aniheil,  der  als  ökonomische  Einheit  angenommen  ist,  zur  gesuchten 
Grösse  des  Personalbestandes  des  Täglo. 

Das  Land  wird  jedoch  nicht  in  natura  nach  der  Zahl  der  Täglo 
getheilt,  das  Täglo  ist  eine  ideelle  Einheit;  die  nur  zur  Yertheilung  des 
Landes  und  der  obliegenden  Leistungen  dient,  —  in  Wirklichkeit  nutzen 
das  Land  und  entrichten  die  Leistungen  nicht  die  Täglo,  sondern  die 
Höfe  oder  Familien,  und  zwar  je  nach  der  Zahl  der  auf  sie  auferlegten 
Täglo:  so  können  z.  B.  drei  Täglo  eine  Wirthschaftseinheit  bilden,  sie 
erhalten  Land  für  drei  Täglo  und  leisten  zusammen  ungetheilt  die  Ab- 
gaben etc.  Der  saTJirjioft  (Satägloi),  der  ausser  dem  Täglo  Stehende,  ist 
der;  welcher  Frau  und  Kind  zu  Hause  lässt  und  auf  Arbeit  ausgeht,  da 
die  heimathliche  Gemeinde  nicht  für  alle  Arbeit  hat  Das  erarbeitete 
Geld  übergiebt  er  dem  Hauswirth  (Vater,  Bruder  etc.):  Der  „zatägloi^' 
mUert  nicht  sein  Recht  auf  Land  und  die  Yortheile  der  grundbesitz- 
lichen Ansässigkeit,  er  geniesst  dasselbe  Recht  so  gut  wie  die  Anderen, 
aber  in  besonderer  Art.  In  diesem  Jahre  ist  er  auf  Arbeit  ausgegangen 
im  folgenden  Jahre  —  etwa  beim  Tode  eines  Arbeitsfähigen,  beim  Ver- 
lust einer  Arbeitskraft  durch  Recrutirung  etc.  —  bleibt  er  im  Dorf. 
Vielmehr  bedeutet  saTArjiofi  ein  solches  Gemeindeglied,  welches  bei  der 
Veranlagung  der  Täglo  nicht  mit  in  Anschlag  gebracht,  welches  für  die 
localen  landwirthschaftlichen  Arbeiten  nicht  erforderlich  ist.^) 

Das  geschilderte  Verfahren  der  Landvertheilung  findet  sich  nicht 
überall  in  seiner  vollen  Reinheit,  und  zwar  dort  nicht,  wo  die  locale 
Adnunistration  mit  zwingenden  Anordnungen  die  Gemeinde  beengte.  So 
war  auf  vielen  Gütern  die  Normalzahl  der  Täglo  auf  die  Hälfte  der  Zahl 
der  männlichen  Seelen  bestimmt,  auf  anderen  Gütern  war  das  Alter  fest- 
gesetzt, in  welchem  dem  Arbeiter  ein  Täglo  aufzuerlegen  ist.  Häufig 
ward  die  Zahl  der  Täglo  vermehrt,  ohne  das  Gemeindeland  zu  erweitem. 
Die  Abgaben  und  Lasten  vergrösserten  sich,  die  Mittel  zu  ihrer  Deckung 
blieben  dieselben.    Ein  solches  Verfahren  widersprach  der  Volkssitte 

*)  A.  Koschelew:  „IIo  noBOxy  xypHajß>HHxi  CTareft  etc/<  in  PyccKan  Eecixa, 
1857,  Band  lY,  pag.  146,  158,  154.  Derselbe:  „05iniBHHoe  noseMeiuoe  BJfax^me'*  im 
CeiLCK.  BiaroycT.  1858,  Nr.  8,  pag.  116,  117,  128.  —  ry(J)3fi3eH6epn.  (pseadonym): 
»IIhc&mo  Kl  pexaKTopy  etc.^  im  Pyccsift  B^thhki,  1857,  Nr.  27,  berichtet,  dass  in 
einigen  Landstrichen  der  um  Moskau  belegenen  Gouvernements  sich  in  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  drei  Classen  gebüdet  haben:  die  eine  (die  SatäglC^'e)  entrichtet 
keinerlei  Abgaben  noch  Leistungen,  die  zweite  Classe  nur  einen  Theil  dieser  Ver- 
pflichtungen, die  dritte  Classe  (die  der  Wirthe  mit  vollem  Landantheü)  dagegen 
sämmtliche.  Diese  Erscheinung  ist  aus  dem  Mangel  an  Land  zu  erklären,  der  sich 
init  Zunahme  der  Bevölkerung  in  der  Gemeinde  immer  mehr  fühlbar  machte. 

20* 
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direct  Auch  ist  streng  von  der  Täglo-Theilimg  zu  scheide  die  Thei- 
lung  des  Landes  nach  der  Seelenzahl;  letztere  ist,  wenn  auch  an  man- 
chen Orten  in  die  Gewohnheit  der  Bauern  übergegangen,  doch  nur  ein 
künstliches  Gebilde  der  Verwaltung.  In  vielen  Domänendörfem  habeo 
auch  die  Bauern  die  von  der  Obrigkeit  eingeführte  Theilung  des  Landes 
nach  Seelen  umgewandelt  in  eine  nach  Täglo,  wobei  das  Land,  welches 
dem  einen  Hof  zu  viel  zugetheilt  war,  einem  anderen  Hof  übergd)eB 
wurde,  der  Mangel  an  Land  hatte.  ^)  —  „Wenn  auch  in -solchen  Fälla 
die  Yolkssitte  dem  äusserem  Druck  nachgiebt,  so  verschwindet  sie  dock 
nicht.  Ihre  Lebensfähigkeit  erweist  sie  in  einigen  sich  erhaltenden  Er- 
scheinungen, und  sie  füllt  wie  ein  elastischer  Körper  die  mehr  oder 
weniger  engen  Grenzen,  in  denen  ihre  Freiheit  eingeschlossen  ist^^ 

Soweit  die  Darlegung  Juri  Ssamarin's. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich,  dass  wir  der  Täglovertheilung  bd 
Aufzählung  der  Yertheilungsarten  keine  besondere  Rubrik  einräumen 
können.  Sie  fällt  vielmehr  in  die  Rubrik  der  Yertheilung  pro  Arbeiter 
(mit  den  angefahrten  Modificationen  zur  Heranziehung  halber  und  viertd 
Arbeiter-Halbvrüchslinge  und  Greise,  eventuell  Frauen)  oder  in  die  Rubrik 
der  Yertheilung  nach  der  ökonomischen  Leistungsfähigkeit,  wie  wir  sie 
oben  geschildert  haben. 

4.  Bildung  und  Bedeutung  der  Loosgruppen. 

§  10. 

Mit  Ausnahme  kleiner  Gemeinden  finden  wir  die  Gemeindegenosden 
in  Gruppen,  die  wir  „Loosgruppen^'  nennen,  getheilt;  in  grossen  Gemein- 
den zerfallen  diese  Loosgruppen  noch  in  Unterabtheilungen.  Die  Zahl 
der  Genossen  einer  Loosgruppe  in  der  betreffenden  Gemeinde  ist  nicht 
immer  gleich  der  der  anderen  Loosgruppen.  Jede  Gruppe  der  Gemeinde 
repräsentirt  aber  eine  gleiche  Zahl  von  Seelen  oder  Arbeitern  etc.  (je 
nachdem,  welche  Yertheilungseinheit  in  der  Gemeinde  üblich  ist),  d.  h 
jede  Gruppe  repräsentirt  eine  ebenso  grosse  ökonomische  Kraft,  wie  die 
anderen  Gruppen  derselben  Gemeinde.  Jede  Gruppe  hat  also  einen 
gleich  grossen  Antheil  am  Gemeindeland  und  die  gleichen  Zahlungen 
und  anderen  Leistungen  für  Staat,  Landschaft,  Wolost  und  Gemeinde  n 
entrichten. 

Diese  Gruppenbildung  hat  eine  sehr  weitgehende  und  vielseitige 

>)  Ssamarin:  „IIoseMeiBHaii  co6ctb.  h  o6m.  Biax.'*  in  Geucs.  Biaroycip.,  1856. 
Nr.  12,  pag.  812. 

*)  Ssamarin:  „0  nos.  BJiax."  L  c.  pag.  28.  —  Auch  weist  Ssamarin  darauf  bis. 
dass  durch  die  „Sat&glüje"  die  ländliche  Bevölkerung  Arbeitskräfte  für  Gewerbe  md 
Handel  aller  Art  liefert,  ohne  dass  diese  hierdurch  „landlos**  werden. 
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Bedeutung  für  das  gesammte  Leben  und  Treiben  in  der  Markgenossen- 
schaft und  darüber  hinaus. 

Vor  Allem  erleichtert  sie  die  Yertbeilung  des  Landes  überhaupt. 
[n  grösseren  Gemeinden  würde  es  den  Bauern  schwer  fallen,  das  6e- 
vranne  direct  unter  eine  grosse  Zahl  von  Hauswirthen  zu  theilen;  sie 
nehmen  also  erst  eine  Zwischentheilung  vor,  indem  sie  das  Gewanne 
in  die  Zahl  der  Loosgruppen  theileu;  und  es  dann  jeder  Loosgruppe 
überlassen,  das  ihr  zugefallene  Stück  des  Gewannes  unter  sich  zu  theilen. 
A.uch  braucht  bei  der  Gruppenbildung  nicht  jedes  ,,Keilchen'';  d.  h.  ein 
Landstück,  das  bei  der  Abgrenzung  eines  Gewannes  zu  einer  regel- 
mässigen Figur  nachbleibt;  unter  alle  Hauswirthe  parcellirt  zu  werden, 
wobei  zu  kleine  Landfetzen  sich  ergeben  würden.  Es  werden  nämlich 
alle  oder  mehrere  „Keilchen''  zusammengenommen,  bilden  also  gleichsam 
ein  Gewanne,  und  werden  unter  die  Loosgruppen  vertheilt,  so  dass  nur 
<lie  Genossen  einer  Gruppe  Antheil  an  einem  Eeilchen  haben.  Wiesen- 
landstücke,  die  füglich  nicht  in  zu  kleine  Stücke  gerecht  getheilt  werden 
können,  werden  von  der  Loosgruppe,  der  sie  zugefallen  sind,  gemeinsam 
gemäht,  und  der  Ertrag  getheilt  Dank  solcher  Gruppirung  vollzieht 
sich  die  Umtheilung  in  sehr  kurzer  Zeit:  in  Gemeinden  bis  zu  hundert 
Seelen  an  einem  Tage,  eine  Gemeinde  von  800  Revisionsseelen  (im  Gouv. 
Moskau)  führte  die  Umtheilung  eines  Feldes,  das  aus  neun  Gewannen  be- 
steht, in  drei  Tagen  aus. 

Ein  zweiter  Yortheil  dieser  Gruppirung  zeigt  sich  darin,  dass  es 
hierbei  möglich  ist,  auf  die  beste  Art  das  Feld  den  landwirthschaftlichen 
Forderungen  entsprechend  zu  theilen.  Bei  directer  Vertheilung  des  Ge- 
wannes pro  Seele  würden  häufig  zu  schmale  Landstreifen  geschaffen 
werden.  In  die  Loosgruppe  vertheilt,  können  die  an  Seelenzahl  kleinen 
Hauswirthe  in  einer  Gruppe  die  Landstreifen  unter  einander  in  einer 
^  austauschen,  resp.  vertheilen,  dass  jener  üebelstand  leichter  ver- 
Diieden  wird.  Ein  Beispiel  wird  dieses  Verfahren  erläutern.  Eine  Loos- 
Ö^ppe  besteht  z.  B.  aus  12  „Seelen'',  und  zwar  aus  zwei  Hauswirthen 
^t  je  4,  und  zwei  Hauswirthen  mit  je  2  Seelen.  Diese  beiden  letzteren 
Hauswirthe  treten  zusammen  zu  einem  Loos,  so  dass  das  betreffende, 
der  Loosgruppe  in  einem  Gewanne  zugefallene  Landstück  nicht  in  vier 
Theile  (nach  der  Zahl  der  Hauswirthe),  sondern  nur  in  drei  Theile  zer- 
fällt. Den  Landstreifen,  den  jene  zwei  Wirthe  mit  je  zwei  Seelen  er- 
l^ten,  theilen  diese  nicht,  wie  sonst  die  Landstreifen  getheilt  werden, 
der  Länge  nach,  sondern  in  die  Quer:  der  eine  Wirth  fährt  von  dem 
emen  Gewannegrenzstreifen,  der  andere  von  dem  andern  Gewannegrenz- 
streifen  auf  sein  Feldstück,  das  die  doppelte  Breite  und  dabei  die  halbe 
^^ge  hat.  Ist  aber  zu  einem  Gewanne  keine  Anfahrt  von  beiden 
^iten,  sondern  nur  von  einer  Seite,  oder  sind  die  Landstreifen  jenes 
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Gewannes  zu  kurz,  als  dass  sie  noch  auf  die  Hälfte,  ohne  die  Bestel- 
lung zu  stören,  getheilt  werden  könnten,  so  werfen  jene  beiden  Han^- 
wirthe  das  Loos  untereinander  ,Jiandstreifen  gegen  Landstreifen''  in  m^ 
nach  Beschaffenheit  nicht  sehr  verschiedenen  Gewannen:  der  eine  erbilt 
den  doppelten  Antheil  in  einem  Gewanne,  der  andere  in  dem  anderee: 
die  Landstreifen  sind  also  so  gross  wie  die  eines  Hofes  mit  4  Seele 
In  weiterm  Verlauf  der  Untersuchung  konmien  wir  auf  diese  Hilfsmit'^. 
eine  zu  grosse  Zersplitterung  des  Landes  zu  vermeiden,  zurück. 

Drittens  gewährt  die  Gruppenbildung  die  Möglichkeit,  die  Vor- 
nahme allgemeiner  Umtheilungen  hinauszuschieben.  Soweit  YeräDd^ 
Hingen  in  der  Zahl  der  Seelen  der  Höfe,  was  die  Ursache  allgemeioer 
Umtheilungen  ist,  sich  in  den  einzelnen  Loosgruppen  ausgleichen,  mi 
nur  Veränderungen  im  Besitzstande  der  betreffenden  Gruppen,  also  nn: 
partielle  Umtheilungen  erforderlich. 

Eine  vierte  tief  einschneidende  Bedeutung  dieser  Gmppimngen  dtr 
Hauswirthe  besteht  in  der  Erzielung  einer  grösseren  Ordnung  in  der 
Ausführung   von   Gemeindearbeiten  und  der  Prästirung  der   der  Gf- 
meinde  obliegenden  Naturalleistungen,  wie  Errichtung  und  Reparatur 
der  Zäune,  Canalbauten,  Wegebauten,  Stellung  von  Fuhrwerken  a::f 
Requisition  der  Obrigkeit,  Einquartirung  von  Soldaten  etc.    Die  Rech- 
nungsführung für  diese,  einzeln  genommen  meist  sehr  geringfBgige: 
Leistungen  besonders  mit  jedem  Hauswirth  wäre  für  den  Gemeinde 
ältesten  eine  sehr  schwierige,  kaum  zu  lösende  Aufgabe,  Fehler  m: 
Wirrwarr  wären  unvermeidlich.   Weiterhin  wird  diese  Rechnungsfnhrnr: 
dadurch  noch  verwickelter,  dass  die  Leistung  jedes  Hofes   nicht  &- 
gleiche  ist,  sondern  sich  nach  der  „Seelen^zahl  richtet.    Eine  Gemeinde 
zum  Beispiel,  die  aus  40  Hauswirthen  und  100  Seelen  besteht,  hat  eiDf: 
Weg  in  Stand  zu  setzen,  was  acht  Arbeitstage  erfordert    Auf  jedri 
Hauswirth,  wenn  alle,  was  in  Wirklichkeit  wol  nie  zutrifit,  gleich  vid-r 
„Seelen*'  haben,  entfallen  also  0,2  Arbeitstage  oder  bei  zehnstündigtr 
Tagesarbeit  zwei  Arbeitsstunden.    Allein  das  Hin-  und  das  Her&hres 
würde  wol  die  Hälfte  der  für  die  Arbeit  erforderlichen  Zeit  beanspruchte 
Auch  die  gleiche  Theilung  der  Arbeit  wäre  kaum  möglich.   Und  die  os- 
gleiche  Zahl  der  „Seelen^'  in  den  Höfen  macht  die  Vertheilung  der  Ar 
beit  noch  schwieriger.    Das  Bestehen  der  Loosgruppen  erleichtert  d- 
das  ganze  Verfahren  ungemein.    Die  Arbeit  wird  nändich  auf  die  Lc'^ 
gruppen  vertheilt;  die  zu  einer  Gruppe  Gehörigen  machen  unter  eis:^ 
der  ab,  wer  zu  gehen  und  den  ganzen  Tag  zu  arbeiten  hat   Wer  d>^ 
Mal  frei  ausgeht  oder  nach  der  Seelenzahl  seines  Hofes  zu  wenig  z^ 
leisten  hat,  kommt  das  nächste  Mal  zu  einer  anderen  Arbeit  an  is^ 
Reihe,  während  die  Anderen  an  dieser  Arbeit  sich  nicht  zu  betheilix«^ 
haben.    Alles  ist  für  jeden  Wirth  übersichtlich  und  klar. 
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Diese  Gruppenbildung  giebt  der  Gemeinde  eine  geordnete  Organi- 
latiou;  Dank  welcher  sie  als  ein  vollständiger;  in  sich  geschlossener  Or- 
ganismus erscheint,  in  welchem  Jeder  seinen  Platz  hat  und  die  commu- 
lalen  Angelegenheiten  schnell  und  einfach  ausgeführt  werden  können. 
iie  erweist  sich  auch,  wie  wir  weiter  unten  wiederholt  sehen  werden, 
ils  practisch  bei  gemeinsamer  Arbeit  (Holzfallen,  Grasschnitt  etc.). 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  auch,  wesshalb  kleine  Gemeinden 
etwa  bis  zu  15  Höfen)  diese  Organisation  nicht  kennen.  Für  diese 
legt  keine  Veranlassung  hierzu  vor. 

Diese  Loosgruppen  tragen  sehr  verschiedenartige  Bezeichnungen 
in  den  verschiedenen  Landstrichen,  selbst  in  benachbarten  Gemeinden 
lind  sind  auch  von  sehr  verschiedener  Grösse  (Zahl  der  Seelen,  Ar- 
beiter etc.  in  der  Gruppe). 

Im  Gouv.  Moskau  ist  die  Bezeichnung  „Osmak"  GAchter'O  sehr  ver- 
breitet, doch  kommen  auch  andere  vor.  Ein  solcher  „Osmak^^  besteht 
in  den  verschiedenen  Gemeinden  aus  6,  8,  10,  11  etc.  bis  zu  34  Seelen. 
In  sehr  grossen  Gemeinden  werden  die  Hauswirthen  erst  in  „Wtitj^',  die 
ans  mindestens  je  60  Seelen  bestehen,  und  die  se  in  Osmak  getheilt 

Für  andere  Gouvernements,  in  denen  diese  und  andere  Bezeichnungen 
üblich  sind,  führen  wir  folgende  Beispiele  an: 

Im  Gouv.  Nowgorod:  in  der  Gemeinde  Saoseije  (Kreis  Krestzi) 
werden  die  Hauswirthe  seit  Alters  in  vier  „Loose"  getheilt  (jetzt  zu 
23  Seelen),  die  „Loose"  in  zwei  „Hälften"  (zu  12  und  11  Seelen).^)  Die 
Gemeinde  Grusino*)  (am  Wolchow)  ist  in  vier  „Zehner"  zerlegt:  früher 
zn  25;  dann  zu  30,  jetzt  zu  31  ^/a  Seelen. 

Im  Gouv.  Jarosslaw:  Kreis  Poschechonje,  Gemeinde  Pogorelkowo 
in  „Tschetweruchi"  zu  25  Seelen,  Gemeinde  Kosmodemjanowa  in  Tretj 
(Drittel),  Gemeinde  Roiskaja-Krugliza  (Kreis  Mologda)  hat  die  Theilung 
in  „Wütj«.») 

Im  Gouv.  Kostroma,  Gemeinde  Klygino  (Kreis  Kineschma)  in  Bosnik 
zu  8  Täglo  (ä  2  Seelen).*) 

Im  Gouv.  Wladimir:  Kreis  Wladimir  in  Halb-Wütj  zu  24  Seelen, 
diese  in  2  „Tschetweruchi"  zu  12  Seelen,  in  einer  andern  Gemeinde  in 
Wütj  zu  34  Seelen,  jede  Wütj  in  7  „Pätuchi''  (Fünfer),  die  letzte  Fünfer- 
gruppe besteht  aus  6  Seelen,  in  einer  Gemeinde  im  Kreis  Kowzow  in 
3  Wütj,  im  Kreise  Juijewsk  in  25  „Loose"  zu  16  Seelen.^) 


^)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  266  etc. 
^)  P.  Georgyewski:  „O^eps'b  6HTa  oxHofi  cej&csoft  o6ii(hhh'*  in  der  Zeitschrift 
CaOBo,  1879,  Band  I,  pag.  160. 

^)  A.  Possnikow:  06ini.  seiueMaxime,  Band  II,  pag.  124  etc. 
*)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  233. 
^)  Commissionsbericht,  Bd.  II,  Uauptabtheilung  I,  pag.  167. 
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Im  Gouv.  Tula;  Kreis  Tula,  Gemeinde  Torchowo  in  21  Vi  »Loose^ 
zu  8  Seelen.  ^)  In  anderen  Gemeinden  dieses  Kreises  in  Ssocha  und  zwar 
in  8,  12  etc.  bis  zn  25  (Ssocha  bedeutet  Hakenpflug).') 

Im  Gouv.  Ssimbirsk,  im  gleichnamigen  Kreise,  Gemeinde  Undon 
seit  Alters  in  ,,Zehner^^,  jetzt  zu  8  Seelen,  eine  benachbarte  Gemeinde  in 
,,Wtttj^  zu  250  Seelen,  mehrere  Gemeinden  in  diesem  Kreise  in  Jassa; 
zu  12  und  mehr  Seelen.*) 

Im  Gouv.  Ssamara  ist  die  Gruppenbildung  in  „Hunderte^  und  diest 
in  ^^Zehner^'  sehr  verbreitet.*) 

Im  Gouv.  Wologda  Kreis  Ssolwytschegodsk  in  Viertel,  Ffinfer. 
Zehner,  Hunderte.*) 

Im  Gouv.  Woronesh  in  „Hunderte'^  mit  Unterabtheilungen  (ProgramiL 
des  Herrn  P.  Jefimenko). 

Im  Gouv.  Räsan  in  „Loose",  in  Wütj,  diese  in  TschetwerkL*) 

Im  Gouv.  St.  Petersburg,  Kr.  Jamburg  vielfach  „Zehner"  oder  „Loose^. ' 

In  dem  Gouv.  Tambow,  im  Kr.  Borissoglebsk  und  Koslow  in  „Zdh 
ner'^  oder  „Achter"  zu  4,  8,  10,  12,  15,  17  etc.  Seelen,  auch  werden  die 
„Zehner^'  oder  „Achter"  (Osmak,  Osmerka)  in  zwei  ,Ji0ose"  getheilt 
auch  die  Gruppirung  in  Loose  zu  40,  44  etc.  Seelen,  in  sehr  grossen  Ge- 
meinden zuerst  in  „Hunderte^'  zu  100,  auch  zu  mehr  und  zu  weniger 
Seelen  (bis  zu  192  Seelen)  und  diese  in  „Zehner*^  oder  „Loose^,  auch  ist 
die  Bezeichnung  Wütj  oder  Powütka  hier  gebräuchlich.®) 

Auch  finden  dreifache  Gliederungen  statt,  so  zerfällt  die  Gemeinde 
Pustünj  (Gouv.  und  Kr.  Räsan)  mit  1050  Seelen  in  10  Wütj  za  105 
Seelen,  jede  Wütj  in  vier  Viertel  (Tschetweriki)  zu  26  Seelen,  jede^ 
Viertel  in  zwei  Achtel  zu  13  Seelen.  Die  Gemeinde  Rübalowo  (Kreb 
Bronnizi,  Gouv.  Moskau)  mit  672  Seelen  zerfällt  in  vier  Wütj  zu  16i^ 
Seelen,  sodann  jede  Wütj  in  vier  „Viertel**  zu  42  Seelen,  jedes  „Viertel" 
in  sechs  „Achtel'*  zu  7  Seelen.*)  Auch  im  Gouv.  Tambow  ist  diese 
Dreitheilung  in  grossen  Gemeinden  üblich. 

§.  11. 
Die  ursprüngliche  Entstehung  und  der  erste  Zweck  dieser  eigeo- 
thümlichen  Gruppirung  der  Gemeinden  liegt  noch  vollständig  im  DnnkeliL 

1)  Materialiensaminlung  über  den  Gemeiadebesitz,  pag.  179,  183. 
')  Borissow  1.  c.  pag.  182. 
»)  1.  c.  pag.  344-846. 
^)  Possnikow,  1.  c  pag.  124. 

^)  0.  II(ep(5nHa:  CoABH^eroxcsaji  aeMenHa«  o6iKHBa  in  den  Ore^.  3ai.  18i! 
^)  Polowzow:  nepBHe  marn  etc.,  pag.  11,  Materialiensammlimg  Aber  den^ 
meindebesitz,  pag.  118,  161,  163,  94—96. 
'')  9opKB  seiueMaxiHiii  etc.,  pag.  86. 

«)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  I,  pag.  81,  Band  II,  pag.  87—41. 
»)  MateriaUensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  161. 
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wie  überhaupt  erst  in  neuester  Zeit  die  Aufmerksamkeit  der  Forscher 
auf  diese  Erscheinung  gerichtet  wird.  Einige  Bezeichnungen  scheinen 
auf  ein  hohes  Alter  hinzuweisen.  Die  etymologische  Erläuterung  der- 
selben, zumal  soweit  sie  in  den  nördlichen,  noch  in  den  ursprünglichen 
Lebens-  und  Wirthschaftsbedingungen  befindlichen  Landstrichen  üblich 
sind,  dürfte  reiche  Ausbeute  gewähren,  doch  ist  bis  jetzt  kein  belang- 
reicher Versuch  in  dieser  Beziehung  gemacht.  Wir  müssen  uns  daher 
auf  Hypothesen  beschränken.  Es  drängt  sich  vor  Allem  die  Frage  auf, 
ob  die  ursprüngliche  Entstehung  der  Loosgruppen  in  dem  Gemeinde- 
besitz liegt.  Für  diese  Annahme  scheint  freilich  die  weitverbreitete,  in 
>1elen  Landstrichen  sich  wiederfindende  Bezeichnung  „Wütj^  zu  sprechen. 
Dieses  Wort  bezeichnete  in  alten  Zeiten  die  Landfläche  eines  bäuerlichen 
Hofes,  wie  das  Wort  „Obsha^,  und  bildete  die  Basis  der  alten  Grund- 
steuer. Schon  im  15.  Jahrhundert  finden  wir')  diese  ursprüngliche 
Grösse  des  bäuerlichen  Hofes  sehr  zersplittert  und  der  bäuerliche  Hof 
bestand  aus  Vs» .  ^Ib>  V«>  V*»  %  ^/i«  Wtltj,  so  dass  mehrere  Höfe  (bis  zu 
zwölf)  eine  Wütj  umfasste  und  eine  gesonderte  Gruppe  in  der  .Gemeinde 
bilden  konnte.  Die  für  Loosgruppen  auch,  übliche  Bezeichnung  Socha 
(ursprünglich  Hakenpflug)  weist  vielleicht  auf  die  im  alten  Russland 
übliche  Grimdsteuereinheit  Socha^  eine  Landfläche  von  wechselnder  Aus- 
dehnung'), hin. 

Soweit  aber  bisher  die  historischen  Untersuchungen  reichen,  finden 
wir  derarti  ge  Gruppenbildungen,  die  im  Gemeindebesitz  ihre  Basis  finden, 
nicht  Einen  wesentlich  anderen  Character  trugen  die  markgenossen- 
schaftlichen  Verbände  mehrerer  Dörfer,  die  als  Theile  der  alten  grossen 
Markgenossenschaft  (Wolost,  Pogost,  Guba)  die  Verfügung  über  das  von 
diesen  Dörfern  gemeinsam  besessene  Land  hatten.  Auf  anderer  Grund- 
lage ruhte  auch  die  Gruppirung  in  „Kostj^:  zur  zweckmässigeren  Ver- 
teilung der  Steuern  und  zur  Erleichterung  der  Handhabung  des  Steuer- 
wesens war  die  steuerpflichtige  Bevölkerung  je  nach  ihren  Vermög^is- 
verhältnissen  (Grösse  der  Wirthschaft,  des  Viehbestandes  etc.)  in  besondere 
Kategorien  getheilt;  so  bildeten  die  „besten^  (höchstbesteuerten)  Männer 
eine  besondere  Kategorie,  ebenso  die  ,4nittleren^'  und  die  Jüngsten'^ 
Jede  „Kostj"  —  so  wurde  eine  solche  Gruppe  genannt  —  vertheilte  unter 
sich  die  aufzubringende  Steuer.') 

Auch  drängt  sich  die  Frage  auf,  ob  die,  in  den  alten  Steuerbüchern 
sich  findende  Gruppirung,  nach  welcher  vielfach  mehrere,  aus  wenigen 
Höfen  (oder  nur  aus  einem  Hof)  bestehende  Dörfer  (Derewnä)  zu  einer 
Gruppe  zusammengefasst  sind  und  dann  erst  die  auf  alle  diese  Dörfer 

^)  Siehe  Band  I  dieses  Werkes,  pag,  42  etc. 
')  1.  c  pag.  26  etc. 
')  1.  c.  pag.  80. 
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zusammen  entfallende  Pachtsumme,  Steuern  und  Abgaben  angegeben, 
während  sonst  diese  Angabe  für  jede  Ansiedelung  gesondert  gegebm 
wird,  ob  diese  Gruppirung  also  auf  einer  bestehenden,  spedellen,  ge- 
nossenschaftlichen Vereinigung  beruht^) 

Am  nächsten  der  heutigen  Gruppenbildung  stand  die  sich  mehrfach 
findende  Organisation  in  ,,Hunderte''  und  ^yZehner'S  Ihren  Ursprusc 
verdankt  sie  aber  dem  alten  Heerwesen  und  wurde  erst  später  zu  eine 
markgenossenschaftlichen  Gruppirung.  So  zerfiel  die  Wolost  Ssamer«- 
kaja  in  fünf  Theile,  die  ,,Hunderte''  hiessen  und,  wie  es  scheint,  einec 
Verband  mehrerer  Dörfer  bildeten.  Die  Wolosten  Morewa,  Waük 
und  der  Pogost  Cholm  waren  in  „Zehner^  getheilt  Das  Land  jedes 
,^ehners^^,  das  aus  6  bis  16  Dörfern  oder  Ansiedelungen  be^;ani 
stand  im  gemeinsamen  Besitz  seiner  Genossen  und  hiess  das  „Zehner* 
Land".«) 

Herr  W.  £.  Erassowskij,  Berichterstatter  über  die  Gemeinde  Undorü 
und  einige  andere  im  Gouv.  Ssimbirsk*),  theilt  einige  kurze  Notizen  au^ 
alten  unedirten  Steuerbüchern  mit,  die  auf  jene  Gruppenbildung  in  ver- 
hältnissmässig  neuerer  Zeit,-  aber  noch  vor  Einführung  der  Eop&taier. 
hinweisen.  Eine  Notiz  aus  dem  Jahre  1614  zeigt,  dass  zur  Vertheilung 
der  Steuern  die  Bauern  der  Gemeinde  in  Gruppen,  „Wütj"  genannt,  ge- 
theilt  waren.  Aus  Steuerbüchern,  die  in  den  Jahren  1624 — 1627  auf* 
gestellt  sind,  ergiebt  sich,  dass  die  Höfe  zur  Vertheilung  des  Landt-^ 
und  der  Steuern  in  „Wütj^'  zusammengefasst  wurden.  Ein  Steuerbuch 
vom  Jahre  1668  enthält  die  Notiz,  dass  in  einem  Dorfe  sind:  21  ;^Bop^ 

JllO^^efl  Bl  EUXl  25  ^eJIOB'i^ET»  (taohxi)  BiiTLHaro  t&tm  ö  c*b  HOJIOBBHOI) 

BUTefi.  Aus  neuerer  Zeit  (Steuerbuch  vom  Jahre  1710)  stammt  dit" 
Notiz,  dass  die  flcamnue  Bauern  zur  Entrichtung  der  Leistungen  und 
Vertheilung  des  Landes  in  „Jassak'^  getheilt  sind:  in  jedem  Jassak  fünf 
Familien,  in  jeder  Familie  zwei  Seelen  beiderlei  Geschlechts  von  nicht 
weniger  als  15  Jahren;  die  Steuer  war  auferlegt  pro  Jassak.  Die 
Theilung  in  „Wütj''  und  ,;Jassak'^  ist  auch  heute  im  Kreise  Ssimbirsk 
üblich. 

Es  lag  auch  in  der  altrussischen  Gemeinde  weniger  Veranlassus; 
zur  Bildung  von  Gruppen  vor,  als  heut  zu  Tage:  die  zerstreut  liegende:: 
kleinen  Dörfer  der  Markgenossenschaft  (Wolost)  bestanden  aus  w^iigt: 
Höfen,  Umtheilungen  des  Landes,  soweit  sie  überhaupt  vorgenonum' 
wurden,  waren  eine  seltene  Erscheinung,  die  im  heutigen  Gemeindebe^': 
mit  voller  Consequenz  durchgeführte  und  durch  periodische  Umtheiloittfi 


»)  1.  c.  pag.  62. 

3)  n.  GoKoioBCRift:  O^epKi»  HCTopiH  cei&Koft  o6n^HHH  na  cisept  Poccia,  U^* 
pag.  77  etc. 

s)  Materialiensammlung  über  den  GemeindebesitZj  pag.  846.  346. 
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aufrecht  erhaltene  Gleichmässigkeit  in  der  Vertheilung  des  Landes  bestand 
nicht  etc.  Die  Vertheilung  der  Steuern  und  der  anderen  Lasten  hat  schon 
mehr  Anlass  zu  Gruppenbildungen,  so  insbesondere  die  Stellung  von  Fuhr- 
werken und  anderen  Naturalleistungen,  die  auch  im  alten  Russland  als 
schwerer  Druck  auf  der  bäuerlichen  Bevölkerung  lasteten,  gegeben. 

Bot  also  die  altrussische  Markgenossenschaft  wenig  Veranlassung 
zu  Gruppenbildung,  so  erscheint  es  uns  wahrscheinlich,  dass  ihr  erster 
Ursprung  nicht  im  Gemeindebesitz,  sondern  in  den  freien  Vereinigungen 
zu  suchen  ist,  zu  welchen  Leute  zu  verschiedenen,  meist  wirthschaftlichen 
Zwecken  zusammentraten,  d.  h.  in  den  alten,  sehr  weit  verbreiteten 
;,Artelen'^  und  dass,  als  im  Gemeindeleben  sich  die  Bildung  von  Gruppen 
als  erspriesslich  erwies,  die  Markgenossenschaft  die  im  Volk  übliche  Art 
der  Vereinigung  zu  Artelen  übernahm.  Wir  können  diesen  Gedanken 
nicht  weiter  ausführen,  als  durch  Angaben  folgender  Thatsachen. 

Die  Bezeichnung  „Wütj'*  weist  nicht  zweifellos,  auf  den  Grundbesitz 
und  dessen  Vertheilung  hin.^)  Wir  finden  nämlich  nicht  selten  im  hohen 
Alterthum  wie  auch  heute  dieses  Wort  als  Bezeichnung  eines  Antheils 
an  der  Artel,  so  z.  B.  vielfach  in  den  genossenschaftlichen,  artelmässigen 
Salzsiedereien  im  Norden  bereits  im  sechzehnten  Jahrhundert.  Es  scheint 
uns,  dass  Wütj  ursprünglich  einen  Antheil  an  irgend  welchem  gemein- 
schaftlichen Besitzthum  bezeichnete,  und  es  wurde  dann  diese  Bezeich- 
nung auf  den  Grundbesitz  eines  bäuerlichen  Hofes,  als  einen  Antheil 
am  Gemeindelande,  übertragen.  Die  Uebertragung  dieses  Wortes  auf 
die  heutigen  Loosgruppen  mag  also  auf  die  Vereinigung  zu  Artelen 
zurückzuführen  sein. 

Dass  Solches  auch  thatsächlich  der  Fall  gewesen  ist,  dafür  finden 
wir  Belege  im  hohen  Norden,  woselbst  überhaupt  die  ursprünglichen 
Formen  des  ökonomischen  Lebens  der  Bauern  sich  reiner  erhalten  haben 
als  in  den  übrigen  Theilen  des  Reichs,  wo  die  Leibeigenschaft,  das  nach- 
haltigere und  tiefere  Eingreifen  der  Staatsregierung,  die  relativ  grössere 
Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  die  grössere  culturliche  Entwickelung  etc. 
die  ursprünglichen  Formen  mehr  verändert  und  verwischt  haben.  Dort 
finden  wir  Gruppenbildungen  in  der  Gemeinde  mit  dem  Gepräge  hohen 
Alterthums,  die  wol  auch  mit  dem  Gemeindebesitz,  nicht  aber  mit  der 
Verfügung  über  das  Land  (Acker,  Wiese,  Wald),  sondern  mit  anderen 
Gemeindenutzungen  zusammenhängen  und  den  Character  von  Artelen 
tragen,  so  namentlich  in  Betreff  des  Fischfanges  in  Flüssen,  Seen  und  im 

^)  Z.  B.  in  den  Akth  rpHcxn^ecsie,  herausgegeben  von  der  Archäographischen 
Commission,  Nr.  95.  A.  E(})nMeHRo:  „Aprejin  ApxaHrejLCRoft  ryÖepmH"  in  dem 
CöopRHKi  MaTepiaiOfii  o&h  apreji^xi  vh  PocciH,  Lieferung  II,  1874,  pag.  40  findet 
diese  Bezeichnung  auch  in  einem  noch  unedirten  Grundbuch  im  Archiv  der  Kirche 
za  Nenoksa. 
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Meere  und  in  Betreff  der  Salzgewinnung.  Neben  den  gewöhnlichen  Artekc 
für  diese  Productionszweige  haben  Gemeinden,  die  Fischberechtigimg  und 
Salzsiedereien  besitzen;  sich  zur  zweckmässigeren  Vertheilung  ond  Aus- 
nutzung derselben  in  Loosgruppen  getheilt,  die  in  allen  characteristischfli 
Merkmalen  den  Artelen  entsprechen,  mit  dem  einen  Unterschiede,  der 
sich  aus  der  Oberherrlichkeit  der  Gemeinde,  als  der  Besitzerin  di^er 
Nutzungen,  ergiebt  Die  vier  einen  markgenossenschaftlichen  Verban! 
bildenden  Dörfer  Umba,  Eusa,  Oleniza  und  Ssalniza  (am  südlichen  Ufer 
des  Weissen  Meeres)  mit  zusammen  280  Seelen,  theilen  sich  zum  Zwecke 
des  Häringsfanges  in  drei  Loosgruppen,  „Viertel"  (Tschetwert)  genannt, 
diese  in  „Druschina"  (Genossenschaft).  Die  Gemeinde  Kandalaschka 
gruppirt  sich  in  15  Fischfangstellen  oder  „Tonä"  (am  Meere,  am  Flnss 
Lowschenga  und  an  einigen  Seen)  zu  je  13  Seelen,  die  Gemeinde  Pälizi 
in  16  Stellen,  die  Gemeinde  Ssusma  in  9,  Solza  in  10  ^teilen,  die 
„Zehner"  genannt  werden,  Solotiza  in  vier  „Viertel"  zu  60  Seelen.  Die 
Wolost  Pustoosersk  hat  zwei  Fangstellen  am  Meere,  die  eine  zerfillt  in 
80  „Pai"  (Antheile)  zu  11  Seelen,  die  andere  in  50  „Pai".  In  Betr^  des 
Fischfanges  im  Flusse  theilt  sich  diese  aus  17  Dörfern  bestehende,  auf 
120  Werst  sich  erstreckende  Wolost  in  zehn  „Hunderte".  Die  WolosteD 
Kusomensk  und  Petrinsk  sind  in  fünf  „Jarlük"  gruppirt  etc.  etc.  Die- 
selben Gruppirungen  finden  wir  zu  Zwecken  der  Salzgewinnung:  so  theilt 
sich  die  Gemeinde  Nenoksa,  deren  Salzsiedereien  übrigens  im  gemein- 
samen Besitz  mit  einem  Privatbesitzer  sich  befinden,  in  Wätj  zn  elf 
Gruppen,  die  Gemeinde  Una  in  42  Sherebi  (Loose)  zu  fünf  RevisioBs- 
Seelen  etc.  etc.*) 

Wir  behalten  uns  vor,  an  geeigneter  Stelle  auf  diese  eigenthfindiclie 
Art  der  Ausbeutung  von  Gemeindenutzungen  näher  einzugehen.  Hier 
lag  es  uns  nur  ob,  auf  diese  characteristische  Combination  von  Artelen 
und  markgenossenschaftlichen  Loosgruppen  hinzuweisen,  die  uns  zeigt, 
wie  die  Markgemeinde  es  verstanden,  die  im  Volk  übliche,  freie  Ver- 
einigung zu  Artelen  auch  zu  einer  geeigneten  Vertheilung  von  Gemeinde- 
nutzungen anzuwenden,  und  die  für  meine  Hypothese  spricht,  dass  die 
markgenossenschaftlichen  Gruppirungen  ihren  Ursprung  in  der  Anlehnung 
an  die  Artel- Vereinigung  finden. 

§.  12. 
Nach  dieser  historischen  Abschweifung  wenden  wir  uns  wieder  ff 
den  gewöhnlichen  Loosgruppen.    Jedenfalls  ist  diese  Organisation  etf 
alte  und  mit  dem  heutigen  Gemeindebesitz  auf  das  Innigste  verwachset 

—  0 

1)  CÖopBHKi  MaiepiaiOBi  o(^  apreiaxi»  b%  PoccIh,  Lieferung  U,  p«g.  44^51 
136-.  160,  auch  bei  D.  CoKOJiOBCKift :  Oiepsi  HCTopin  ceACSoft  o6i|hhb  aa  ctieft 
PocdH,  St.  Petersburg  1877,  pag.  172  etc. 
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Die  Art  der  Bildung  der  Loosgruppen  ist  eine  sehr  verschiedene. 
Was  die  Zahl  der  Gruppen  einer  Gemeinde  anbetrifft^  so  ist  sie  entweder 
eine  beständige  oder  eine  wechsehide.  Im  ersteren  Falle  bleibt  die 
Zahl  der  Gruppen  immer  dieselbe  und  es  wechselt  nur  je  nach  Ab-  oder 
Zunahme  der  Gemeindegenossen  (der  Zahl  der  „Seelen^  die  Zahl  der 
Seelen  in  jeder  Loosgruppe.  Wächst  die  Gemeinde  sehr  stark,  ist  die 
Zahl  der  Seelen  in  der  Loosgruppe  dadurch  so  gross  geworden,  dass 
die  Yertheilung  des  Landes,  der  Naturalleistungen  etc.  auf  die  einzelnen 
Haaswirthe  in  der  Loosgruppe  zu  schwierig  wird,  so  wird  die  Zahl  der 
Loosgruppen  vermehrt  und  werden  bei  weiterer  Zunahme  der  Bevölkerung 
die  Loosgruppen  zu  grösseren  Abtheilungen  zusammengelegt,  so  dass  die 
ursprüngliche  Loosgruppentheilung  als  Unterabtheilung  der  neueren, 
grösseren  Gruppentheilung  erscheint,  oder  es  wird  die  ursprüngliche 
Gruppentheilung  in  Unterabtheilungen  zerlegt 

Die  etymologische  Bedeutung  der  üblichen  Bezeichnungen  für  diese 
Loosgruppen  weist  häufig  darauf  hin,  dass  früher  eine  andere  Theilung 
der  Gemeinde  üblich  war  als  jetzt  So  zeigt  das  Wort  „Osmak^,  dass 
früher  die  Gemeinde  in  acht  Gruppen  zerlegt  ward,  während  jetzt  Ge- 
meinden in  8,  10,  11  etc.  „Osmak^  getheilt  wurden.  So  besteht,  wie 
wir  oben  gesehen  haben,  eine  Gemeinde  heute  nicht  mehr  aus  fünf 
^ünfer'^,  sondern  etwa  aus  sieben  „Fünfer^*  etc.  etc.  Die  Erklärung 
scheint  überall  darin  zu  liegen,  dass  mit  Zunahme  der  Gemeinde  die 
Zerlegung  in  acht  „Achter^^  oder  fttnf  „Fünfer''  zu  grosse  Gruppen  er- 
gab, um  bequem  die  Theilung  des  Landes  und  der  Naturallasten  vor- 
nehmen zu  können;  die  Gemeinde  vermehrte  also  die  Zahl  der  Gruppen, 
wodurch  die  Zahl  der  „Seelen''  oder  Gaiossen  in  jeder  Gruppe  ver- 
ringert wurde,  sie  behielt  aber  die  altgewohnte  Bezeichnung  für  die 
Gruppen  bei.  Die  „Achter",  „Fünfer"  verloren  ihren  ursprünglichen 
etymologischen  Sinn  und  wurden  zu  technischen  Begri&bestimmungen. 

Wir  wollen  gleich  hier  eine  Bemerkung  einschieben.  Es  ist  nicht 
ausgeschlossen,  dass  jene  Bezeichnungen  der  Loosgruppen  nicht  auf  die 
Zahl  der  Gruppen,  in  welche  die  Gemeinde  zerlegt  ward,  hinweisen,  son- 
dern auf  die  Zahl  der  Seelen,  die  ursprünglich  eine  Gruppe  bildete.  Bei 
den  althistorischen  Gruppen  der  ,;Hunderte",  „Zehner"  scheint  solches 
uns  ausser  Zweifel  zu  sein;  auch  sonst  mag  es  vorgekommen  sein.  Wie 
überhaupt  über  die  ganze  Institution  der  Gruppenbildung,  ihre  Ent- 
stehung und  Ausbildung  wenig  Licht  verbreitet  ist,  so  auch  in  dieser 
Beziehung. 

Auffallend  ist  die  sich  mehrfach  findende  Thatsache,  dass  die  Ge- 
meinde nicht  in  eine  grössere,  sondern  in  eine  geringere  Zahl  von 
Gruppen  zerlegt  ist,  als  die  etymologische  Bedeutung  der  üblichen  Be- 
zeichnung angiebt.    So  zerfällt  z.  B.  eine  Gemeinde  in  drei  „Viertel". 
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Bei  dem  yoUständigen  Mangel  irgend  welcher  Beweismittel  sind  wir  auf 
Yermuthungen  angewiesen.  Es  erscheint  uns  wahrscheinlich,  dass  solche 
Erscheinungen  auf  plötzliche,  tief  in  das  Leben  der  Gemeinden  ein- 
schneidende  Ereignisse  in  früherer  Zeit  zurückzufahren  sind:  eine  plötz- 
liche, durch  verheerende  Krankheiten  oder  durch  Aussiedelung  eines 
bedeutenden  Theiles  der  Gemeinde  hervorgerufene  Verringerung  der  Zak' 
der  Höfe  mag  die  Gemeinde  veranlasst  haben,  zu  einer  geringerei 
Gruppenzahl  überzugehen,  dabei  die  ursprüngliche  Bezeichnung  beibe 
haltend.  Oder  es  bildet  sich  durch  Aussiedelung  eine  neue  Gemeinde. 
die  mit  Beibehaltung  der  in  der  Muttergemeinde  üblichen  und  gelanfiga 
Bezeichnung  eine  geringere  Gruppenzahl  einführt,  da  die  geringe  Zahl 
der  Genossen  keine  grössere  Theilung  verlangt,  die  nur  Unbequemlich- 
keiten hervorrufen  würde. 

Neben  der  Vergrösserung  der  Zahl  der  Loosgruppen  hat  die  Ge- 
meinde auch  noch  andere  Mittel  ausfindig  gemacht,  um  eine  zweckent- 
sprechende Gliederung  bei  weiterer  Zunahme  der  Zahl  der  Genossei 
aufrecht  zu  erhalten.  Wird  die  Loosgruppe  an  Zahl  der  Genossen  so 
gross,  dass  es  ihnen  schwierig  wird,  Land  und  Naturalleistungen  gleidh 
massig  zu  vertheilen,  so  wird  sie  in  Untergruppen  zerlegt  So  finden 
wir  mehrfach,  dass  die  Loosgruppe  in  „Hälften'^  getheilt  ist  ffiervif 
scheint  auch  die  Theilung  der  „Wütj"  in  „Fünfer**  u.  s.  w.  hinzuweisen. 

Das  dritte  Hülfsmittel  besteht  endlich  in  Folgendem.  Wenn  der 
Zunahme  der  Bevölkerung  entsprechend  die  Zahl  der  Loosgrappen  be- 
ständig vermehrt  ist  und  sie  schliesslich  so  gross  geworden  ist,  dass  e^ 
der  Gemeinde  unbequem  wird,  Land-  und  Naturalleistungen  direct  ic 
eine  so  grosse  Zahl  von  Gruppen  zu  theilen,  so  fasst  die  Gemeinde 
mehrere  Loosgruppen  zu  einer  Obergruppe  zusanmien,  so  dass  sie  aQ5 
einer  gewissen  Zahl  solcher  Obergruppen  besteht,  die  ihrerseits  ans  einer 
gleichen  Zahl  der  ursprünglichen  Loosgruppen  zusammenges^zt  sind 
Die  Gemeinde  vertheilt  jetzt  also  Land  und  Naturalleistungen  auf  die 
Obergruppe,  jede  Obergruppe  auf  die  Loosgruppen,  aus  welchen  sie  be- 
steht, und  jede  Loosgruppe  auf  die  Genossen,  die  zu  ihr  gehören.  Ji 
wir  finden,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  in  grossen  Gemeinden  niete 
allein  solche  zwiefache  Gliederungen,  sondern  auch  dreifache. 

Ob  im  gegebenen  Falle  die  zwiefache  oder  gar  die  dreifache  Gliedf- 
rung  durch  Zusammenfassung  oder  durch  Theilung  der  ursprüngiidtf 
Loosgruppen  entstanden  ist,  diese  Frage  kann  nur  durch  historis^ 
Detailuntersuchung  festgestellt  werden.  Die  etymologische  Bedeutac 
der  Bezeichnungen  bietet  mehrfach  interessante  Andeutung  dem  Forsck: 
So  scheint  in  der  genannten  Gemeinde  Pustünj ,  die  in  10  Wü^*,  je* 
Wütj  in  vier  Viertel,  jedes  Viertel  in  zwei  Achter  zerf&Ut,  frOher  je* 
„Wütj"  in  acht  Achter  zerlegt  gewesen  zu  sein;  zur  Erleichterung  dff 
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Vertheilimg  des  Landes  und  der  Leistungen  innerhalb  der  Wütj  ist  die 
Zwischentheilung  in  Viertel  eingefügt,  indem  je  zwei  Achtel  zu  einem 
Viertel  znsammengefasst  wurde.  Oder  es  mag  die  „Viertel^theilung  die 
ältere  sein  und  in  späterer  Zeit  das  „Viertel"  in  zwei  „Achter^'  zerlegt 
worden  sein. 

§.  13. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  beim  gewöhnlichen  Laufe 
der  Dinge,  wo  nicht  ausserordentliche  Umstände  in  dieser  oder  jener 
Weise  (Verminderung  der  Gemeinde  durch  verheerende  Krankheiten, 
durch  Aussiedelung)  störend*  eingreifen,  die  Zahl  der  Loosgruppen  in 
längeren  zeitlichen  Zwischenräumen  dieselbe  bleibt.  Nur  in  längeren 
Zydschenräumen  kann  unter  gewöhnlichen  Umständen  die  Bevölkerung 
so  stark  zunehmen,  dass  eine  andere  Gruppentheilung  (durch  Vermehrung 
der  Zahl  der  Gruppen,  durch  Zerlegung  derselben  oder  durch  Zusammen- 
fassung von  Gruppen  zu  grösseren  Gruppen)  sich  als  nothwendig  erweist. 
Bei  Berücksichtigung  des  conservativen  Sinnes  des  Bauern,  der  eine  ge- 
wohnte Einrichtung  nur  ungern  aufgiebt,  erscheinen  uns  als  Ausnahme 
die  hier  und  da  gemeldeten  Fälle,  dass  bei  der  Vornahme  einer  allge- 
meinen Umtheilung  erst  die  Frage  entschieden  wird,  ob  die  alte  Gruppen- 
theilung beizubehalten  oder  eine  neue  (d.  h.  in  erster  Linie  Vergrösserung 
oder  Verringerung  der  Zahl  der  Loosgruppen)  herzustellen  ist.  Hat  der 
Bauer  sich  an  eine  Gruppenbildung  gewöhnt,  so  wird  er  sich  imgem  zu 
einer  Aenderung  entschliessen.  Die  Theilung  der  Gewanne  in  diese 
Zahl  der  Loosgruppen  ist  ihm  eine  gewohnte,  durch  Alter  fast  geheiligte; 
die  bisher  übliche  Abrechnung  der  Naturalleistungen  ist  ihm  klar  und 
übersichtlich;  bei  einer  Aenderung  müsste  er  sich  erst  an  eine  andere 
Rechnung  gewöhnen,  er  würde  sich  nicht  sicher  darin  fühlen. 

Ist  nun  die  Zahl  der  Gruppen,  d.  i.  die  Organisation  der  Gemeinde 
für  längere  Zeit  eine  zumeist  constante,  so  unterliegt  die  Zahl  der 
Seelen,  die  eine  Loosgruppe  bilden,  häufigerem  Wechsel.  Immerhin  bleibt 
sie,  soweit  die  Revisionsseele  die  Rechnungseinheit  ist,  dieselbe  von  einer 
Revision  bis  zur  folgenden:  denn  in  dieser  Zwischenzeit  sterben 
nicht  und  werden  nicht  geboren  „Seelen",  wie  der  Bauer  sich  ausdrückt 
Ergiebt  nun  die  folgende  Revision  eine  andere  Ziffer  für  die  Gemeinde, 
so  muss  auch  die  Zahl  der  Seelen  in  der  Loosgruppe  eine  andere  werden. 
Wie  wir  gesehen  haben,  liegt  es  im  Wesen  der  Loosgruppenbildung, 
dass  jede  Loosgruppe  die  gleiche  Anzahl  von  „Seelen''  wie  alle  anderen 
Loosgruppen  der  betreffenden  Gemeinde  enthält,  d.  h.  dass  jede  Loos- 
gruppe eine  gleich  grosse  ökonomische  Kraft  darstellt  wie  die  anderen, 
dass  jede  Loosgruppe  die  gleiche  Leistungsfähigkeit  zur  Entrichtung 
und  Leistung  aller  Steuern  und  Lasten,  die  der  Gemeinde  obliegen, 
besitzt  und  demgemäss  jeder  Loosgruppe  der  gleiche  Antheil  an  dem 
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Gemeindeland  und  den  anderen  Nutzungen  zusteht  Zweck  und  Aufgabe 
der  Loosgruppenbildung^  alle  Functionen  der  Loosgruppm  beruhen  auf 
der  Voraussetzung;  dass  jede  Loosgruppe  gleich  gross  und  stark  ist  wie 
die  andere.  Entspräche  eine  Loosgruppe  dieser  Fundamentalfordenmg 
nicht;  so  wäre  die  Gruppenbildung  überhaupt  gegenstandslos,  könnte  der 
Zweck  dieser  Organisation  der  Gemeinde  nicht  erreicht  werden.  Die 
Gruppenbildung  zeigt  uns  folgendes  Rechenexempel:  die  Zahl  der  Loos- 
gruppen,  in  die  die  Gemeinde  zerlegt  ist,  ist  der  Divisor,  die  Zahl  der 
Seelen  der  Gemeinde^)  ist  der  Dividend,  und  diese  Division  ergiebt  — 
als  Quotient  —  die  Zahl  der  Seelen  für  jade  Loosgruppe.  Will  es  der 
Zufall,  dass  dieses  Divisionsexempel  keinen  Rest  ergiebt,  d.  h.  dass  der 
Divisor  in  den  Dividend  gerade  aufgeht,  so  erfolgt  die  Gruppenbildos^ 
ohne  Schwierigkeit.  Ein  Beispiel  wird  das  Gesagte  erläutern.  Eise 
Gemeinde  hatte  nach  der  letzten  Revision  96  Seelen  und  war  in  „Achter 
getheilt,  so  dass  jede  Loosgruppe  aus  12  Seelen  bestand.  Die  neue  fie- 
vision  ergiebt  112  Seelen.  Die  Division  (der  Divisor,  die  Zahl  der  Lohn- 
gruppen, ist  8,  der  Dividend,  Zahl  der  Revisionsseelen,  ist  112)  ergiebt 
als  Quotient  die  Ziffer  14.  Jede  Loosgruppe  besteht  also  von  nun  ai 
aus  14  Seelen. 

Was  geschieht  nun  aber,  wenn  die  Division  einen  Rest  nachlast, 
d.  h.  wenn  die  neue  Zahl  der  Seelen  in  die  Loosgruppen  nicht  gleid 
vertheilt  werden  kann?  Wenn,  um  bei  jenem  Beispiel  zu  bleiben,  die 
neue  Revision  nicht  112,  sondern  etwa  117  Seelen  ergeben  hatte?  Fte' 
Seelen  hätten  nicht  untergebracht  werden  können. 

Um  diese  Schwierigkeit  zu  beseitigen,  die  gleiche  Seelenzahl  in  jeder 
Loosgruppe  zu  erhalten,  greifen  die  Bauern  zu  verschiedenen  Hfllfismittek 

Ein  Hülfismittel  ist,  dass  die  Gemeinde  die  Zahl  der  Loosgruppec 
d.  h.  den  Divisor  so  ändert,  dass  die  Division  aufgeht,  d.  h.  dass  die  Zähl 
der  Revisionsseelen  in  gleicher  Grösse  unter  alle  Loosgruppen  sich  rer- 
theilen  lässt  In  jenem  angeführten  Beispiele  würde  also  die  Gemmde, 
die  nach  der  neuen  Revision  117  Seelen  zählt,  sich  nicht  mehr,  wk  bis- 
her, in  acht  Gruppen,  sondern  in  neun  Gruppen  theilen,  von  denen  jede 
13  Seelen  umfassen  würde.  Die  altgewohnte  Bezeichnung  für  die  Loos- 
gruppen behält  die  Gemeinde  bei,  wenn  sie  auch  nicht  mehr  in  acht 
sondern  in  neun  Gruppen  zerfallt  Hierin  liegt  die  Erklärung  fOr  dk 
oben  angeführte  Thatsache,  dass  die  Zahl  der  Loosgruppen  dner  Ge- 
meinde häufig  nicht  der  üblichen  Bezeichnung  derselben  entspridit  Di" 
ursprüngliche,  etymologische  Bedeutung  verwischt  sich  im  Bewusstsei: 


^)  Wir  sprechen  hier  kurz  von  „Seelen"  als  Rechnnngseinheit,  mag  die  Vc: 
theüungseinheit  die  Revisionsseele  oder  die  yorhandene  männliche  Seele  oder  der  Ar 
heiter  etc.  sein. 
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der  Bauern,  die  Bezeichnung  der  Loosgruppen  ist  zu  einer  technischen 
geworden. 

Doch  der  conservative  Sinn  des  Bauern  sträubt  sich  gegen  eine 
Neuerung;  zumal  wenn  sie  die  ganze  innere  Verfassung  des  Gemeinde- 
lebens durchbricht  Die  Gruppirung  in  y^Achter'^,  um  bei  jenem  Beispiel 
zu  bleiben,  ist  ihm  eine  gewohnte,  die  Rechnungsführung  bei  Theilung 
der  Zahlungen  und  Naturalleistungen  in  acht  Theile  ist  ihm  durch  lange 
Hebung  übersichtlich  und  klar  geworden  und  er  scheut  sich  davor,  zu 
einer  neuen  Gruppenzahl,  die  seine  bisherige  Rechnungsart  über  den 
Haufen  wirft,  überzugehen.  Bei  seiner  natürlichen  grossen  Aengstlich- 
keit  fürchtet  er  die  Entstehung  eines  Wirrwarrs  bei  einer  neuen  Thei* 
langsart  und  der  einzelne  Bauer,  dass  aus  dem  Wirmiss  der  neuen  Rech- 
nung für  seine  Loosgruppe,  also  auch  für  ihn  persönlich  eine  ungerechte 
Mehrbelastung  entstehen  könnte.  Auch  sind  zumeist  die  Gewanne  des 
Ackerlandes,  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  durch  feste  Grenz- 
streifen in  soviel  „Loose^^  getheilt,  als  Loosgruppen  bestehen,  so  dass 
jede  Loosgruppe  ein  bei  der  allgemeinen  Umtheilung  je  nach  der  Ent- 
scheidung des  Looses  wechselndes  „Landloos^'  erhält  Eine  Aenderung 
in  der  Zahl  der  Loosgruppen  würde  ein  Aufreissen  der  Grenzstreifen  und 
eine  Neutheilung  jedes  Gewannes  in  die  neue  Zahl  der  Loosgruppen  ver- 
langen. Auch  die  bestehende  Zusammenfassung  und  Theilung  der  „Keu- 
chen" müsste  geändert  werden,  was  ein  schwieriges  Unternehmen  wäre, 
wie  es  folgendes  Beispiel  zeigt.  Bei  der  Theilung  des  einen  Feldes  (bei 
der  Dreifelierwirthschaft)  in  Gewanne  bleiben  etwa  20  „Keilchen"  nach,  die 
an  verschiedenen  Stellen  liegen,  von  verschiedener  Grösse  und  von  ver- 
schiedener Seschaffenheit  sind.  Diese  Keilchen  sind  seit  Alters  der  Art 
nach  der  Zahl  der  Loosgruppen,  also  z.  B.  acht,  gruppirt,  dass  jede 
Gruppe  von  Keilchen  gleichwerthig  der  anderen  Gruppe  ist.  Die  eine 
Gruppe  besteht  vielleicht  aus  zwei,  eine  andere  aus  drei,  eine  vierte  viel- 
leicht aus  vier,  eine  fünfte  vielleicht  aus  einem  „Keuchend  Langjährige 
Erfahrung  hat  es  den  Bauern  gezeigt,  dass  diese  Gruppirung  der  Keilchen 
in  acht  Gruppen  (nach  der  Zahl  der  Loosgruppen)  eine  gerechte  ist.  Soll 
nun  jetzt  die  Zahl  der  Loosgruppen  geändert  werden,  so  muss  eine  neue 
Gruppirung  und  Theilung  der  „Keilchen^^  also  etwa  in  neun  Gruppen,  vor- 
genommen werden,  was  eine  complicirte  Arbeit  wäre,  zumal  da  die 
^^eilchen"  von  verschiedener  Grösse,  Lage  und  Beschaffenheit  sind  und 
zumeist  keine  regelmässige  Figur  bilden,  wie  wir  weiter  unten  sehen 
werden. 

Häufig  greifen  daher  Gemeinden  zu  einem  anderen  Hülfsmittel. 
Um  die  bestehende  Loosgruppenbildung  nicht  zu  zerstören,  lässt  die 
Gemeinde  in  Fragen  der  inneren  Vertheilung  des  Landes,  der  Zahlungen 
und  der  Naturalleistungen  die  durch  die  neue  Revision  ermittelte  Seelen- 

▼.  EevisUr,  Geachichte  und  Kritik  des  Gdmeindebesities.  IL  21 
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zahl  unberücksichtigt  und  hält  sich  nach  wie  vor  in  diesen  Fragen  a& 
die   alte   Bevisionsziffer;    die   der    bestehenden   Gruppenbildong    ent- 
sprach.   Nach  Aussen  hiU;  d.  h.  dem  Staat,  der  Landsdiaft  nnd  der 
Wolost  gegenüber  gilt  natürlich  die  Seelenziffer  der  zuletzt  ansgefuhita 
Bevision;  d  h.  nach  der  zuletzt  ermittelten  Zahl  der  Seelen  wird  iB 
Betrag  der  Steuern  und  Naturalleistungen  bestimmt,  bei  Yertheilung  dk« 
Beträge  und  Leistungen  auf  die  Genossen  aber  behalt  in  solch'  einit 
Falle  die  Gemeinde  die  alte  Bechnungseinheit  der  Seelenzahl  der  tot- 
hergegangenen  Bevision  beL   Ein  üebelstand  kann  bei  diesem  Verfahrec 
aber  dann  entspringen,  wenn  die  Gemeinde  inzwischen  sehr  stark  ge- 
wachsen ist  und  die  alte  Bevisionsziffer  so  gering  ist,  dass,  zumal  in 
Gemeinden,  die  die  „Seele^^  nicht  in  Bruchtheile  (V«>  V4  Seelen)  zu  thdle& 
pflegen,  sie  keinen  hinreichenden  Spielraum  gewährt,  um  die  Höfe  zweck- 
entsprechend und  gerecht  so  einzuschätzen,  dass  die  „Seelen^  aller  Höie 
zusammen  gerade  diese  Ziffer  erreichen. 

Ein  drittes  Hülüsmittel  findet  die  Gemeinde  darin,  dass  sie  eiae 
fingirte  Ziffer  wählt,  die  einerseits  möglichst  nahe  der  Bevisionazahl  steht, 
andererseits  aber  zur  bestehenden  Zahl  der  Loosgruppen  passt  Hatte 
z.  B.  in  dem  angeführten  Beispiel  die  neue  Bevision  110  oder  114  Seela 
ergeben,  so  könnte  die  Gemeinde  im  ersteren  Falle  durch  Zusdüag,  im 
anderen  Falle  durch  Abschlag  von  2  Seelen  die  für  ihre  Grappenbildmig 
bequeme  Ziffer  112  Seelen  (14  Seelen  in  jeder  der  acht  Loosgrappen 
finden.  Solche  fingirte  Ziffern  haben  natürlich,  wie  auch  die  Beibehal- 
tung der  alten  Bevisionsseelenzahl  nur  für  Fragen  der  Yertheilung  inner 
halb  der  Gemeinde  Bedeutung,  dem  Staat,  der  Landschaft,  der  Wolosr 
gegenüber  gilt,  wie  bemerkt,  überall  die  bei  der  letzten  Bevision  ermit- 
telte Seelenzalil. 

Diesen  beiden  letzten  Arten,  sich  die  alte  LoosgruppenbUdnng  der 
neuen  unbequemen  Bevisionsziffer  gegenüber  zu  erhalten,  haben  abcf 
4as  Misslidhe  an  sich,  dass  die  Gemeinde  in  den  Fragen  der  Steoenu 
Naturalleistungen  etc.  mit  zwei  Ziffern  zu  operiren  hat,  in  diesem 
Sinne  eine  doppelte  Buchführung  hat:  nach  Aussen  hin  gilt  die  Zahl  der 
Bevisionsseelen  als  Basis  zur  Berechnung  der  z.  B.  von  der  Landachafi 
in  vielleicht  jährlich  wechselnden  Steuerbeträgen  pro  Seele,  nach  Lma 
4ie  alte  Bevisionsziffer  oder  die  fingirte  Ziffer.  Diese  zwieCeudie  Bedt- 
nung  hat  ihre  Unbequemlichkeit 

Ein  viertes  HtU&mittel  ist,  dass  die  Gemeinde  in  jenem  BjbAe 
exempel  weder  den  Divisor  (Zahl  der  Loosgruppen)  noch  den  Divid^i 
(Zahl  der  Seelen)  ändert,  sondern  sich  den  Bruchtheil  im  Quoti^it  gefüft 
lässt.   Jede  Loosgruppe  besteht  demnach  aus  einer  Anzahl  voller  Seeia 
und  einem  Bruchtheil  Seelen.    Mir  sind  nur  ^/^  Seelen,  keine  kleinere 
Bruchtheile  vorgekommen«   Solch'  eine  Gruppenbildung  mit  Brachthefles 
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ist  überall  dort  practisch;  wo  bei  Einschätzung  der  Höfe  nach  Seelen 
Brachtheile  von  Seelen  in  Anwendung  kommen.  Hier  können  ohne 
Schwierigkeiten  die  Höfe  so  in  die  Loosgruppen  eingereiht  werden,  dass 
jede  Loosgruppe  wirklich  aus  der  betreffenden  Anzahl  voller  Seelen  mit 
dem  Bruchtheil  einer  Seele  besteht 

Ein  fünftes  Hülfsmittel  ist;  dass  der  aus  der  Division  der  Zahl  der 
Loosgruppen  in  die  der  Seelen  nachbleibende  Rest  von  Seelen  ausser- 
halb der  Loosgruppen  bleibt:  diese  Seelen  heissen  sasHTBHHe,  ;;ausser 
dem  Wütj  stehend''  oder  sie  werden  einer  Loosgruppe  zugetheUt;  die 
dadurch  grösser  an  Seelenzahl  ist  als  die  anderen»  In  beiden  Fällen 
wird  das  Fundamentalprincip  der  LoosgruppenbUdung,  die  Herstellung 
gleich  starker  ökonomischer  Gruppen,  verletzt,  und  es  sind  besondere 
Massnahmen  Seitens  der  Gemeinde  erforderlich,  um  die  Gleichmässigkeit 
in  der  Vertheilung  der  Yortheile  und  der  Lasten,  wenn  auch  häufig  nur 
amiähemd,  herzustellen.  So  ist  z.  B.  die  Gemeinde  Undory  (Kreis  und 
Ooav.  Ssimbirsk)  mit  712  Seelen  —  zum  Zwecke  der  Theilung  der  Wie- 
sen—in „Zehner^  zu  70  Seelen  oder  35  Arbeitern  getheilt:  es  bestehen 
also  zehn  volle  Loosgruppen  und  ausserdem  bleiben  noch  12  Seelen  oder 
6  Arbeiter,  die  eine  kleine  Gruppe  bilden,  der  ohne  Loosziehung  ein 
Antheil  an  den  Wiesen  zugewiesen  wird.^)  Diese  kleine  Gruppe  ist  fast 
Vs  einer  vollen  Loosgruppe,  was  die  Theilung  in  diesem  Falle  erleichtert 

Auch  wird  in  folgender  Art  ver&hren:  neben  den  vollen  Loos- 
gruppen bildet  die  Gemeinde  eine  halbe  Loosgruppe,  der  zumeist  ohne 
Loosziehung  ein  Landantheil  zugetheilt  wird  Practicabel  ist  dieses 
Mittel  vornehmlich  dort,  wo  das  Land  nach  dem  weiter  unten  ausein- 
anderzusetzendem System  der  Dessätinen-Vertheilung  zerlegt  wird.  Zur 
ninstration  führen  wir  folgendes  concrete  Beispiel  an.  Die  Gemeinde 
Aleksandrowka  (S[reis  Borissoglebsk,  Gouv.  Tambow)^)  zerfallt  in  acht 
};Hunderte''  und  ein  halbes  Hundert  In  jedem  Felde  werden  vorerst 
vom  gleichwerthigen  Lande  je  42^«  „Dessätinen-Gewanne^^  abgemessen; 
von  diesen  gelangen  zu  ö  auf  jede  Hundertgruppe  zur  Verloosung;  die 
nachbleibende  2^2  Dessätinen- Gewanne  fallen  der  halben  Loosgruppe  zu. 

Ein  derartiges  Verfahren  gelangt,  wie  es  scheint,  nur  selten  zur 
Anwendung.  Bei  der  strengen  Gewannebfldung  ist  dasselbe  wohl  auch 
möglich,  aber  nicht  so  bequem  durchzuführen. 

Ein  sechstes  HtUfismittel,  das  Gemeinden  anwenden,  löst  nicht, 
sondern  durchschneidet  den  gordischen  Knoten:  es  besteht  darin,  dass 
der  Best  von  Seelen,  der  bei  jener  Division  nachbleibt,  nach  der  Ein- 
reihung der  Höfe  in  die  Loosgruppen  auf  einen  oder  mehrere  Haus- 


^)  Materialiensammlung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  849. 
*)  Sutistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  I,  Beilage  I,  pag.  42—48. 
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wirthe  je  nach  der  Zahl  der  nachbleibenden  Seelen  und  nach  den  ökono- 
mischen Bedingungen  der  Höfe,  die  nach  dem  Dafürhalten  der  Gemeinde 
hierbei  gerechter  Weise  in  Betracht  kommen  können,  noch  extra  auf- 
erlegt werden  und  zwar  aus  keinem  anderen  Grunde,  als  um  die  Rech- 
nung zum  Stimmen  zu  bringen.  Oder  es  wird  das  entgegengesetzte 
Verfahren  eingeschlagen,  dem  derselbe  Gedanke  zu  Grunde  liegt  Ba 
jener  Division  wird  der  nächst  grössere  Quotient  genommen,  als  die 
Rechnung  es  eigentlich  gestattet,  und  dieser  Quotient  giebt  die  Ziffer  der 
Zahl  der  Seelen  jeder  Loosgruppe  an.  Bei  Einreihtung  der  Hofe  in 
die  Loosgruppen  bleibt  natürlich  eine  Loosgruppe  mit  einer  geringeren 
Seelenzahl  nach  als  die  anderen.  (Ein  Beispiel  wird  das  Gesagte  er- 
läutern: eine  in  acht  „Achter'^  zerlegte  Gemeinde  ergiebt  bei  der  Revi- 
sion 110  Seelen,  pro  Loosgruppe  also  IS^/^;  um  diesem  Bruch  za  ent- 
gehen, bestimmt  die  Gemeinde,  in  die  Loosgruppe  14  Seelen  zu  stellen, 
eine  der  acht  Loosgruppen  wird  also  nur  12  Seelen  enthalten). 

Die  überschüssigen  Landstreifen  in  solchen  Loosgruppen,  die  weniger 
Seelen  als  die  anderen  umfassen,  werden  vielfach  Wittwen  mit  kleinen 
Kindern  oder  mit  Töchtern  oder  in  Vereinzelung  nachgebliebenen  alters- 
schwachen Männern  ohne  Zahlung  übergeben,  was  den  Character  einer 
Unterstützung  trägt  Oder  solche  Landstreifen  werden  Seitens  der  Ge- 
meinde verpachtet  und  der  Ertrag  fliesst  in  die  Gemeindecasse  zur 
Deckung  allgemeiner  Bedürfhisse.  Im  Kreise  Koslow,  Gouv.  Tambow, 
wo  mehrfach  die  Loosgruppen  nicht  von  gleicher  Grösse  sind,  finden  wir 
die  Eigenthümlichkeit,  dass  z.  B.  im  Dorf  Bowai-Dmitriewo,  das  in 
Hunderte  zu  192  Seelen  (diese  in  „Loose*^  zu  48  Seelen,  diese  in  „Achter" 
(Osmerka)  zu  12  Seelen)  zerfallt,  der  bei  dieser  Gruppirung  sich  heraus- 
stellende Ueberschuss  (d.  h.  über  die  eingereichte  Seelenzahl)  von 
42  Seelen  auf  die  elf  „Hunderte^  zu  vier  und  drei  Seelen  vertbrilt 
ward.  Diese  überschüssigen  Seelen  heissen  hier  die  ,;Seelen  der  Hon- 
derte'^  und  die  entsprechenden  Landantheile  werden  von  jeder  Hundert- 
gruppe verpachtet,  der  Ertrag  wird  auch  in  diesem  FaUe  zu  oommu- 
nalen  Zwecken  verausgabt^)  Li  dem  bezüglichen  Bericht  ist  nicht  an- 
gegeben, wesshalb  nicht  die  Gemeinde  selbst  dieses  Land  verpachtet 
Es  mag  hierbei  die  Erwägung  obgewaltet  haben,  den  Gliedern  jeder 
Hundertgruppe  ein  Vorzugsrecht  bei  der  Pachtung  einzuräumen. 

Diese  überschüssigen  „Seelen'^  (d.  h.  die  betreffenden  Landqaoter 
werden  späterhin  neuhinzukommenden  „Seelen''  (neugeborenen  Kiiab« 
herangewachsenen  Arbeitern  etc.)  zugetheilt 

Es  kann  aber  auch  der  Fall  eintreten,  dass  bei  der  adoptiiten 
Ziffer  für  die  Gruppenbildung  einige  Seelen  als  zu  viel  sich  erweisen: 


1)  Statistik  des  Gouv.  Tambow,  Band  ü,  pag.  87—41,  auch  Band  I,  pag.  81. 
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diese  werden  je  nach  ihrer  Zahl  einer  oder  mehreren  Loosgmppen  zu- 
getheilt>  deren  Angehörige  dafOr  zu  ihrer  Landloosgruppen  noch  Land 
(mehrere  ;,Eeilchen^'  oder  sonstige  Landstücke)  als  Zuschlag  erhalten. 

Dieses  Verfahren  der  Ausgleichung  der  Loosgmppen,  wenn  die 
Seelenzahl  nicht  der  Gruppenbildung  entspricht,  d.  h.  Seelen  zu  wenig 
oder  zu  viel  sind,  ist  ganz  practikabel  bei  Yertheilung  des  Landes  wie 
der  Zahlungen  (in  Geld),  es  hat  aber  gewisse  Unbequemlichkeiten  in  der 
fiechnungsführung  in  Betreff  der  Ableistung  der  Naturalleistungen.  Auf- 
fallend ist  es,  dass  Niemand  der  vielen  Berichterstatter  über  den  Ge- 
meindebesitz diesem  Umstand  Aufmerksamkeit  geschenkt  oder  ihn  auch 
nur  beachtet  hat 

Im  GouY.  Archangel  finden  wir  bei  der  Loosgruppenbildung  zu 
Fischerei  und  Salzgewinnung  ähnliche  Yerfahrungsarten.  Li  der  Ge- 
meinde Solza  mit  96  Revisionsseelen  bestehen  zehn  FigchfangsteUen,  die 
Gemeinde  zerfällt  in  Zehner,  die  theils  aus  neun,  theils  aus  zehn  Seelen 
bestehen.  Auf  dass  nun  die  Genossen  der  Gruppen,  die  nur  neun 
Seelen  haben,  nicht  eine  ungerechtfertigte  Vergünstigung  erfahren,  müssen 
diese  Gruppen  für  je  eine  Seele  eine  gewisse  Sunune  (1^/2  Rubel),  die 
dem  üblichen  Pachtpreis  entspricht,  zur  Gemeindecasse  zahlen,  welcher 
Betrag  also  der  gesanmiten  Gemeinde,  also  allen  Seelen  derselben  gleich- 
massig  zu  Gute  konmit.  Ein  anderes  Verfahren  ist  in  der  Gemeinde 
Sjusma  üblich:  sie  besteht  aus  90  Seelen  und  hat  9  Fischereistellen. 
Sie  zerlegt  ihre  Seelen  in  neun  Gruppen,  nach  der  Zahl  der  Fischerei^ 
stellen  und  zwar  in  acht  zu  11  Seelen  und  in  eine  zu  2  Seelen;  die 
restirenden  neun  Seelentheile  der  letzten  Gruppe  fallen  der  Pfarr- 
kirche zu.*) 

Es  sei  noch  bemerkt,  dass  Unterabtheilungen  der  Loosgruppe  in 
unter  einander  ungleicher  Vertheilung  wol  auch  belassen  werden,  wie 
z.  B.  die  in  vier  „Loose^  zu  23  Seelen  getheilte  Gemeinde  Saoseije 
(Gouv.  Nowgorod,  Kreis  Erestzi)  diese  Gruppen  noch  in  zwei  Hälften  zu 
12  und  11  Seelen  zerlegt.^)  Der  Schwerpunkt  der  Gruppirung  der  Ge- 
meinde liegt  in  solchen  Fällen  in  den  Hauptgruppen,  die  die  Basis  für 
die  Vertheilung  des  Landes  und  für  alle  Rechnungen  bilden,  während  die 
Unterabtheilungen  nur  in  soweit  zur  Geltung  konmien,  als  jene  unbe- 
queme Theilung  in  11  und  12  ohne  Beschwemiss  ausgeführt  werden 
kann,  so  z.  B.  in  der  eigenthümlichen  Vertheilung  des  der  Loosgruppe 
zugefallenen  Theiles  der  Gewannen  Ackerlandes  in  diese  zwei  „Hälften^ 
Wir  haben  gerade  auf  diese  Gemeinde  hingewiesen,  da  sie,  wie  aus  dem 
ausführlichen  Verzeichniss  der  Höfe  mit  ihren  Seelen  ersichtlich,  ganz 


>)  Göopmsi  vaTepiaiOBi  o&b  apreiaxi  vb  PoccIh,  Lieferang  11,  pag.  62—68. 
^  Materialiensainiiilung  ttber  den  Gemeindebesitz,  pag.  266—276. 
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bequem  die  Loosgnippe  in  zwei  Hälften  zu  11  Va  Seelen  theilen  konnte. 
So  viele  Höfe  haben  neben  ganzen  Seelen  auch  halbe  Seelen^  dasB  diese 
Theilung  bei  einer  anderen  Einreihung  der  Höfe  in  die  Loosgmppcs, 
die  hier  durch  das  Loos  erfolgt^  sich  leicht  ausführen  liesse.  Wams 
die  Gemeinde  Solches  nicht  thut,  ist  aus  den  vorliegenden  Angaboi  nck 
ersichtlich. 

Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  die  Befreiung  der  GrCTAeii» 
beamten  von  den  Naturalleistungen,  die  vielfach  üblich  ist,  Yerandeninga 
in  der  Vertheilung  derselben  auf  die  Loosgruppen,  zu  welcher  diese  ge- 
höreui  hervorrufen. 

§.  14. 

Wir  haben  noch  die  Einreihung  der  Höfe  in  die  Loosgruppei 
zu  betrachten.  Die  ,,Seelen^  haben  ja  nur  die  Bedeutung  der  Rechnung- 
einheit  und  häufig  auch  der  Yertheilungseinheit,  in  Wirklichkeit  be 
stehen  die  Loosgruppen  aus  den  Hauswirthen,  von  denen  jeder  eine  oder 
mehrere  Seelen  repräsentirt.  Es  entsteht  nun  die  Frage,  wie  die  Hauv 
wirthe  in  die  Loosgruppen  vertheilt  werden.  Diese  Vertheilung  erfolg 
in  verschiedener  Art 

Sehr  verbreitet  ist  die  Einreihung  der  Haus  wirthe  in  die  Grupp»»:!: 
durch  das  Loos,  und  zwar  zumeist  in  folgender  Art:  wessen  Loos  zuers 
aus  der  Loosume,  gewöhnlich  einer  Mütze,  fällt,  der  gehört  zur  erste 
Gruppe  und  so  weiter,  bis  man  sich  der  für  die  Gruppe  feststehende! 
Seelenzahl  nähert.  Fehlt  es  z.  B.  noch  an  zwei  Seelen,  so  werden  (& 
Hauswirthe  mit  zwei  Seelen  aufgefordert,  sich  zum  Eintritt  in  die  b-- 
treffende  Gruppe  zu  melden.  Meldet  sich  Niemand  oder  Alle,  so  wi*: 
unter  allen  Wirthen  mit  zwei  Seelen  geloost;  melden  sich  mehrere,  >• 
entscheidet  das  Loos  unter  diesen.^) 

Ein  zweiter  Modus  ist,  dass  die  Beihenfolge  der  Höfe  die  Basis  de: 
Einreihung  in  die  Gruppen  bildet,  wobei  die  Anlage  des  Dorfes  —  tinf 
oder  zwei  Strassenreihen  etc.  —  zu  berücksichtigen  ist    Bilden  die  Höfe 
eine  Reihe,  so  werden  je  soviel  Höfe  der  Reihe  nach  abgezählt,  bb  dif 
erforderliche  Seelenzahl  einer  Gruppe  erreicht  ist.  Besteht  aber  das  Dorf 
aus  zwei  Reihen  Höfen,  so  wird  entweder  erst  die  eine  Reihe  und  üal: 
die  andere  Reihe  abgezählt  oder  man  rückt  räumlich  in  der  Art  x.< 
dass  die  gegenüberstehenden  Höfe  zusammengefasst  werden.    Also  H 
Nr.  1  der  einen  Reihe,  Hof  Nr.  1  der  zweiten  Reihe,  Hof  Nr.  2  =' 
einen,  Hof  Nr.  2  der  anderen  Reihe  etc.,  bis  die  Seelenzahl  der  Gnr^ 
beisammen  ist.    Ist  die  Anlage  des  Dorfes  keine  regelmässige,  so  tr^ 


^)  Sehr  verbreitet   im  Gouv.  Moskau  und   auch  in  anderen  OonreneatA 
z.  B.  in  der  mehrerwähnten  Gemeinde  Saosege  (Gou?.  Nowgorod^ 
lung  über  den  Gemeindebesitz,  pag.  269. 


—    327    — 

gewisse  Modificationen  ein.  Bei  diesem  Modus  der  Einreibung  der  Höfe 
in  die  Loosgmppen  kann  der  Uebelstand  eintreten,  dass  die  Summe  der 
Seelen  der  nebeneinander  (oder  gegenüber)  belegenen  Höfe  nicbt  die 
Seelenzahl  der  Loosgruppe  deckt.  Die  Gemeinde  hilft  sich  damit^  dass 
sie,  aber  nur  soweit  erforderlich,  das  Princip  der  Einhaltung  der  Reihen- 
folge der  Höfe  verlässt:  es  werden  ein  oder  mehrere  Höfe  übersprungen, 
bis  sich  ein  Hof  mit  der  Seelenzahl,  findet,  die  die  Loosgruppe  ab- 
schliesst  Man  ist  z.  B.  bei  der  Einreihung  in  die  erste  Gruppe  bis 
zum  fünften  Hof  und  bis  zu  14  Seelen  gekommen;  da  die  Loosgruppe 
aus  16  Seelen  besteht,  so  kann  der  Hof  Nr.  6  nicht  hinzugeschlagen 
werden,  da  er  3  Seelen  hat,  ebenso  wenig  der  Hof  Nr.  7,  da  auch 
dieser  3  Seelen  hat,  der  Hof  Nr.  8  hat  aber  2  Seelen;  also  wird  dieser 
Hof  in  die  erste  Gruppe  gesetzt,  die  jetzt  abgeschlossen  ist.  Die  zweite 
Gruppe  beginnt  mit  dem  Hof  Nr.  6,  dann  Nr:  7,  überspringt  aber  Nr.  8, 
da  dieser  bereits  in  der  ersten  Gruppe  steht,  und  erhält  die  folgenden 
Höfe,  bis  die  Seelenziflfer  der  Loosgruppe,  also  16,  erreicht  ist;  eventuell 
muss  auch  in  dieser  Gruppe  ein  Hof  oder  vielleicht  auch  mehrere  Höfe 
übersprungen  werden,  die  dann  in  die  folgende  Gruppe  gerathen.^) 

Ein  dritter  Modus  der  Einreihung  in  die  Gruppen  ist  die  freie  Ver- 
einigung: es  treten  nach  freier  gegenseitiger  Vereinbarung  je  so  viel 
Wirthe  zusanmien,  dass  ihre  Seelenzahl  je  eine  Loosgruppe  bildet.  Die 
Vermuthung  müsste  dafür  sprechen,  dass  diese  Art  des  Zusammentretens 
zu  Gruppen  die  nächstliegende  und  daher  die  verbreit^tste  ist,  von  der 
abzuweichen  nur  besondere  Umstände  die  Gemeinde  veranlassen  könnten. 
Denn  ein  jeder  Wirth  hat  ja  das  gleiche  Interesse,  dem  sich  kein  Interesse 
eines  anderen  Wirthen  entgegenstellt,  mit  solchen  Wirthen  in  einer  Gruppe 
zusammenzustehen,  die  ihm  persönlich  nahestehen;  bei  Ableistung  von 
NaturaUeistimgen  muss  es  jedem  Wirthe  lieber  sein,  mit  einem  guten 
Freunde  als  mit  einem  Anderen,  der  ihm  feindlich  gesinnt  ist,  zusammen 
zu  arbeiten;  ebenso  muss  es  ihm  lieber  sein,  in  seinen  Landstreifen  einen 
Freund,  als  einen  Feind  zum  Nachbar  zu  haben.  Dem  ist  aber  nicht 
also.  In  Wirklichkeit  findet  sich  nämlich,  soweit  Daten  hierüber  vor- 
lingen,  nur  selten  die  freie  Vereinigung  zu  Gruppen.  Die  Erklärung 
dieser  scheinbar  so  auffallenden  Erscheinung  liegt  darin,  dass  die 
Gemeinde  befürchtet,  die  besonders  thatkräftigen  Wirthe  würden  sich 
ni  Gruppen  zusammenfinden,  um  leichter  die  gemeinsamen  Arbeiten 
mszuführen.  Sie  würden  einen  schwächeren  Wirth,  einen  Trunken- 
bold etc.  nicht  in  ihre  Gruppe  aufiiehmen  wollen,  da  sie  sich  der  Gefahr 


')  Z.  B.  in  der  Gemeinde  ündory  (Gouv.  und  Kreis  Ssimbirsk),  1.  c.  pag.  845, 
Pustüiy  (Gouv,  und  Kreis  Räsan),  1.  c.  pag.  165,  in  Grusino  und  benachbarten  Ge- 
meinden am  Wolchow  (Gou?.  Nowgorod^  Georgyewski,  1.  c.  pag.  106. 
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aussetzen  würden,  eventuell  für  Um  die  der  Loosgruppe  obliegende 
ausführen  zu  müssen;  die  nachbleibenden  nachlässigen  Wirthe  müsta 
sich  also  vereinigen.   Die  Folge  hiervon  wäre,  dass  die  ^ective  Arbeits- 
leistung dieser  letzteren  Gruppe  bei  Entrichtung  der  NatoralleistiBK 
stets  eine  schlechtere  wäre  als  die  der  anderen.    Auch  würde  Nieanf 
einen  Bauer  zum  Gruppengenossen  haben  wollen,  der  seine  Landstrcfe 
schlecht  oder  gar  nicht  bestellt,  da  Jedermann  die  Nachbarschaft  £ 
Unkraut   überwucherter   Landstreifen    zu    vermeiden   sucht      Wo  tt 
meinsamer  Grasschnitt  der  Loosgruppe  üblich  ist,  will  Niemand  eiBc; 
faulen  Gruppengenossen  haben.    Und  so  leidet  die  freie  Yereimgusc 
Schiffbruch:  mit  nachlässigen  Wirthen  will  sich  Niemand  vereinigen.  £s 
greift  daher  die  Gemeinde  zumeist  zu  Zwangsvereüügungen,  wenn  aad 
hier  und  da  freie  Vereinbarung  vorkommt:  sie  scheint  insbesondere  don 
zu  herrschen,  wo  die  ökonomischen  Lebensbedingungen  der  einzelnen 
Wirthe,  wie  auch  deren  moralische  Kraft  etc.  eine  gleiche  ist    Tritt  aber 
in  solchen  Gemeinden  doch  der  Fall  ein,  dass  ein  schlechter  Wirth  keist 
Aufnahme  in  eine  Loosgruppe  findet,  so  beschliesst  die  Gemeinde  zwangs- 
weise die  Einreihung  der  nachbleibenden  Wirthe.   Oder  diese  kaufen  sicB 
in  die  Gruppe  ein.    Solches  ist  z.  B.  im  Kreise  Wladimir  im  gleichna- 
migen Gouvernement  üblich,  wo  gemeinsamer  Grasschnitt  der  Loosgruppe 
verbreitet  ist:  der  schlechte  Arbeiter  zahlt  1 — 2  Bbl.  für  die  Aufiiahme 
in  die  Loosgruppe. 

Aber  die  Zwangsvereinigungen  zu  Gruppen  wird  nicht  in  volle: 
Schroffheit  durchgeftUirt:  in  gewissen  Grenzen  berücksichtigt  die  G^neindt 
die  individuellen  Verhältnisse.  So  werden  z.  B.  ausgesprochene  Feinde, 
die  das  Loos  oder  die  Beihenfolge  der  Hole  in  eine  Gruppe  gestellt 
hat;  nicht  in  der  Gruppe  belassen,  da  alle  Genossen  der  Gruppe  dar- 
unter zu  leiden  hätten.  Einer  der  beiden  verständigt  sich  mit  eines: 
Wirthe  einer  anderen  Loosgruppe,  der  dieselbe  Seelenzahl  hat,  und  sie 
wechseln  ihre  Zugehörigkeit  zur  Loosgruppe.  Auch  sonst  gestattet  die 
Gemeinde  solch'  einen  Wechsel  (der  Vater  will  mit  seinem  abgetbeOten 
Sohn,  zwei  abgetheilte  Brüder  wollen  beisammen  sein  etc.). 

Wo  aber  ein  gutes  persönliches  Yerhältniss  der  einzelnen  Genossen 
zu  einander  die  wesentliche,   alle  anderen  Bedenken  zum  Schwdg«fl 
bringende  Voraussetzung  der  Production  ist,  wie  beim  gemeinsame: 
Fischfang  im  Norden^),  wo  das  Misswollen  eines  Genossen  das  ga&5 
Unternehmen  zum  Scheitern  bringen  kann,  dort  herrscht  die  fireie  Tr 
einigung  der  Hauswirthe  zu  Loosgruppen. 

Die  Einreihung  der  Hauswirthe  in  die  Loosgruppen  erfolgt  bei  ^ 
allgemeinen  UmtheUung.   Im  Personalbestand  der  einzelnen  Loosgruppe 


1)  C6opHHsi  o6i  apiejuxi,  Band  II,  pag.  46. 
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tritt  häufig  Wechsel  ein  und  zwar  dadurch;  dass  in  der  Zwischenzeit 
von  einer  zur  folgenden  allgemeinen  Umtheilung  Veränderungen  im 
Familienhestande  der  Höfe  entstehen,  die  ein  ,Auf-  oder  Abwälzen  von 
Seelen'^  zur  Folge  haben.  Soweit  sich  diese  Veränderungen  innerhalb 
der  Loosgruppe  ausgleichen  (es  verringert  sich  z.  B.  ein  Hof  um  eine 
SeelO;  während  ein  anderer  Hof  derselben  Gruppe  um  eine  Seele  — 
etwa  durch  Heranwachsen  eines  Halbwüchslings  —  zunimmt),  bleiben 
dieselben  Wirthe  nach  wie  vor  in  der  Gruppe ;  eine  Veränderung  hat 
nur  in  soweit  stattgefunden;  dass  der  eine  Wirth  weniger,  der  andere 
mehr  Seelen  als  früher  hat  Auch  kann  die  Zahl  der  Wirthe  in  einer 
Loosgruppe  wachsen,  ohne  dass  damit  eine  Aenderung  in  der  Gruppen.- 
bildung  hervorgerufen  wird:  wenn  ein  Sohn  vom  Vater  oder  zwei  bisher 
einen  Hof  bildende  Brüder  etc.  sich  abtheilen  und  die  ^^Seelenzahl'^  die- 
selbe bleibt 

Findet  jener  Ausgleich  innerhalb  der  Loosgruppe  nicht  statt,  d.  h. 
nimmt  z.  B.  die  Seelenzahl  eines  Hofes  zu,  ohne  dass  in  einem  anderen 
Hofe  seiner  Gruppe  die  Seelenzahl  sich  verringert  hat,  so  hilft  sich  die 
Gemeinde  damit,  dass  sie  diesem  Hauswirthe  eine  freigewordene  Seele 
in  einer  anderen  Loosgruppe  „aufwälzt'':  er  gehört  somit  von  jetzt  ab 
zu  zwei  Loosgruppen;  mit  seiner  neuhinzugekommenen  Seele  gehört  er 
zu  der  neuen  Gruppe,  in  die  er  jetzt  aufgenommen  ist,  mit  den  übrigen 
Seelen  bleibt  er  in  seiner  früheren  Loosgruppe:  er  hat  in  beiden  Land- 
loosgntppen  seinen  Feld-  und  Wiesenlandantheil  und  prästirt  in  beiden 
Gruppen  die  Naturalleistungen.  Solches  hat  für  den  betreffenden  Haus- 
wirth  sein  Missliches  und  er  wartet  mit  Sehnsucht  die  erste  Gelegenheit 
ab^  um  sich  zum  Austausch  zu  melden,  wenn  in  seiner  ersten  Loos- 
gruppe eine  Seele  in  Wegfall  kommt,  dagegen  in  seiner  anderen  Loos- 
gruppe eine  Seele  hinzukommt:  er  übergiebt  dann  die  eine  Seele  in  der 
anderen  Gruppe  diesem  Hof  und  übernimmt  die  Seele  in  seiner  ur- 
sprünglichen Gruppe,  er  steht  jetzt  somit  wieder  nur  in  einer  Gruppe. 

Bei  der  Einreihung  in  die  Gruppen  nach  der  Beihenfolge  der  Höfe 
verbleibt  der  von  seinem  elterlichen  Hof  sich  Abtheilende,  auch  wenn 
die  Gemeinde  ihm  einen  Platz  zur  Hofstätte  am  Ende  der  Dorfstrasse 
anweist,  in  der  Gruppe,  zu  der  er  bisher  gehört  hat,  bis  die  folgende 
Gruppenbildung  bei  der  nächsten  allgemeinen  Umtheilung  in  dieser  Be- 
ziehung wieder  die  Ordnung  herstellt 

§.  15. 

Wie  wir  gesehen  haben,  ist  die  Zahl  der  Loosgruppen,  wie  auch  die 
Zahl  der  Seelen  in  der  Loosgruppe  in  den  verschiedenen  Gemeinden 
von  ausserordentlicher  Verschiedenartigkeit  Wie  die  Entstehung  dieser 
genossenschaftlichen  Gliederung  überhaupt  im  Dunkel  liegt,  das  wol 
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nie  ganz  erhellt  werden  wird;  so  kann  nicht  jetzt  und  wird  wohl  nie 
vollgültige  Erklärung  dafür  gegeben  werden  können,  warum  dne  Ge- 
meinde gerade  diese  und  keine  andere  Ziffer  für  die  Loosgruppenbfldiuig 
gewählt  hat.   Eine  Reihe  Zufälligkeiten  der  verschiedensten  Art  mag  die 
Entscheidung  der  Gemeinde  hierbei  beeinflusst  haben.    Als  massgeboriff 
Grundsatz  wird  überall  der  gegolten  haben  müssen,  dass  die  Gruppe  w 
Erreichung  der  Zwecke  dieser  Organisation  nicht  zu  gross  und  nicht  z 
klein  ist:  nicht  zu  gross,  auf  dass  die  Vertheilung  des  Landes  auf  dh 
Höfe  (die  directe  Theilung  eines  grösseren  Landstückes  in  viele  Lasd- 
streifen  fällt  den  Bauern  schwer)  und  die  der  Naturalleistungen  niete 
unbequem  werde,  aber  die  Gruppe  darf  auch  nicht  zu  klein  sein,  asi 
dass  die  Vertheilung  zumal  geringer  Naturalleistungen  leicht  erfobe 
und  der  Bauer  stets  eine  klare  Uebersicht  über  die  erfolgte  Theihmg 
des  Landes  und  der  Naturalleistungen  habe.   Zwischen  diesem  Maxinnm 
und  diesem  Minimum,  die  selbstverständlich  nicht  ziffermässig  festgesteD: 
werden  können,  schwanken  die  Ziffern,  die  die  Gemeinden  für  die  Zahl 
wie  für  die  Grösse  der  Loosgruppen  wählen. 

Weiterhin  ist  die  Yermuthung  berechtigt,  dass  die  übliche  oder  t^i- 
herrschende  Grösse  der  Höfe  die  Tendenz  in  sich  schliesst,  die  Wahl  d^ 
Ziffer  für  die  „Seelen'^  der  Gruppe  und  damit  auch  die  Ziffer  der  Zah] 
der  Loosgruppen  zu  beeinflussen:  ist  in  einer  Gemeinde  das  Zusammeih 
wohnen  in  grossen,  an  Arbeitern  und  Seelenzahl  starken  Hofien  vor- 
herrschend, so  muss  die  Tendenz  wirksam  sein,  grössere  Gruppen  xo 
bilden,  d.  h.  mehr  Seelen  in  eine  Gruppe  zu  stellen;  wo  aber  st^g  äsk 
wiederholende  Familientheilungen  kleine  Höfe,  deren  Wachsthum  Famh 
lientheilungen  immer  wieder  hindern,  beständig  erhalten,  dort  wirkt  d&r 
Tendenz  in  entgegengesetzter  Richtung.  Die  Erklärung  liegt  nahe.  Zs 
viele  Köpfe  (was  im  letzteren  Falle  eintreten  würde)  in  einer  Gnqipe 
hat  ebenso  sein  Missliches  wie  zu  wenig  Köpfe  (in  ersterem  Falle). 

Und  nun  kommen  eine  Reihe  localer  Umstände,  ja  ZufäUigkdtez 
hinzu,  die  allendlich  bestimmen,  welche  Ziffer  innerhalb  jenes  Rahmess 
gewählt  wird. 

Bei  zukünftigen  Untersuchungen  scheint  es  mir  geboten  zu  sd£. 
dass  nicht  die  Zahl  der  Gruppen,  in  die  die  Gemeinde  zerfallt,  sondert 
die  Grösse  (Seelenzahl)  der  Gruppe  zum  Ausgangspunkt  genommen  wert- 
Dieser  Forderung  scheint  die  Thatsache  zu  widersprechen,  dass  die  Ztf 
der  Loosgruppen   selteneren  Schwankungen   unterworfen   ist,    als  ■ 
Seelenzahl  der  Gruppe,  dass  also  die  Gruppenzahl  die  feste,  für  «^ 
sehr  langen  Zeitraum  gleichbleibende  Organisation  darstellt,  wahreoi^ 
Seelenzahl  in  der  Gruppe  je  nach  der  Bewegung  der  Bevölkerung  äv 
häufiger  wechselnde  ist,  dass  folglich,  wie  es  scheinen  sollte,  die  Gmppes- 
zahl  das  Primäre,  die  Grösse  (Seelenzahl)  der  Gruppe  aber  das  SecoBd&r. 
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in  dem  Bildungsprozess  ist.  Es  muss  jedoch  in  Wirklichkeit  der  Prozess 
sich  gerade  umgekehrt  vollzogen  haben.  Bei  der  ersten  Gruppenbildung 
muss  die  Gemeinde,  bevor  sie  über  die  Gruppenzahl  schlüssig  wird,  in 
die  sie  sich  zu  zerlegen  gedenkt,  erst  darüber  einig  geworden  sein,  wie 
gross  die  Gruppe  herzustellen  sei,  auf  dass  diese  in  zweckentsprechen- 
der Weise  ihre  Aufgabe  zu  erfüllen  im  Stande  wäre. 

Und  für  diese  zweckentsprechende  Grösse  der  genossenschaftlichen 
Gruppirung  fand  sie  einen  untrüglichen  Massstab  in  den  bereits  vor- 
handenen und  im  russisdien  Volk  weit  verbreiteten  freien  Vereinbarungen, 
den  Artelen,  vor,  die  zu  den  verschiedensten  ökonomischen  und  anderen 
Zwecken  gebildet  wurden,  um  mit  geeinten  und  organisirten  Kräften 
grössere  Arbeiten  leichter  ausführen  zu  können.  Die  Gemeinde  brauchte 
sich  zur  Herstellung  und  Bestimmung  der  Grösse  der  Loosgruppen  nur 
an  die  Artele  anzulehnen,  die  ihr  zeigten,  welche  Zahl  von  Genossen 
die  beste  Gruppirung  bildet 

Wenn  wir  der  Meinung  sind,  dass  den  Gemeinden  die  Artele  als 
Vorbild  zur  Organisirung  ihrer  genossenschaftlichen  Gliederung  gedient 
haben,  so  soll  damit  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  die  Gemeinden 
im  Einzelnen  sich  von  localen  Umständen  und  von  Zufälligkeiten  zur  Fest- 
stellung der  Grösse  der  Gruppen  bestimmen  liessen.  Die  Vielgestaltig- 
keit des  Lebens  bringt  solches  naturgemäss  mit .  sich.  So  finden  wir 
z.  6.  in  dem  Bericht  des  Herrn  P.  Ssemenow  über  den  Gemeindebesitz 
in  der  Wolost  Murajewnä,  dass  hier  zur  Feststellung  der  Zahl  der  Loos- 
gruppen und  der  damit  zusammenhängenden  Theilung  des  Ackerlandes 
eine  arithmetische  Gombination  zwischen  der  Zahl  der  Seelen  und  einer 
bequemen  Theilung  des  Landes  gesucht  wird:  die  Gemeinde  Gremätscheno 
z.  B.  besteht  aus  96  Revisionsseelen;  diese  Ziffer  lässt  sich  bequem  durch 
acht  theilen,  welche  letztere  Ziffer  geeignet  ist  zur  Zerlegung  der  Des- 
sätinen  etc. 

Auch  wollen  wir  noch  auf  die  Eigenthümlichkeit  hinweisen,  dass 
die  Gemeinde  zu  besonderen  Zwecken  neben  der  sonst  geltenden  ge- 
nossenschaftlichen Gliederung  eine  besondere  Gruppenbildung  hergestellt 
hat  Bo  ist  die  Gemeinde  Undory  (Gouvemememt  Ssimbirsk)  speciell 
für  die  Theilung  der  Wiesen  in  „Zehner^*  zu  35  Arbeitern  oder  70  Seelen 
zerlegt,  während  die  sonst  hier  geltende  Gruppenbildung  „Zehner'^  zu 
4:  Arbeitern  oder  8  Seelen  sind. 

§.  16. 

Die  genossenschaftUche  GUederung  der  Gemeinde  in  Gruppen  und 
eventuell  (d.  h.  in  grossen  Gemeinden)  in  Untergruppen  stellt  eine  feste, 
in  sich  geschlossene,  dabei  aber  auch  elastische  Organisation  dar.  Wo 
die  Einreihung  der  Hauswirthe  in  die  Loosgruppen  nach  der  Reihenfolge 
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der  Höfe  erfolgt,  dort  gestaltet  sich  diese  Organisation  fester  als  dort, 
wo  die  Einreihung  in  anderer  Art  (durch  das  LooS;  durch  freie  Yem^ 
barung)  geschieht.  Denn  hier  bleiben ,  wie  die  Höfe  auf  denselba 
Plätzen  bleiben;  die  Familien  beständig  in  denselben  Gruppen  und  e« 
bildet  sich  naturgemäss  ein  festeres  Band  unter  diesen  Familien*  IM 
kann  sich  hier  andererseits  keine  kastenartige  Abschliessung  ausbildti 
da  auch  bei  dieser  Art  der  Zusammensetzung  der  Gruppen,  wenn  and 
in  geringerem  Masse  als  bei  den  anderen  Arten,  Wechsel  im  Bestände 
der  Gruppen  eintritt  So  verlässt  der  Hauswirth,  der  sich  vom  eltci^ 
liehen  Hof  abgetheilt  und  eine  Hofstätte  zur  Errichtung  eines  n^cn 
Hofes  am  Ende  des  Dorfes  erhalten  hat,  bei  der  nächsten  aUgemeinet 
Umtheilung,  die  eine  neue  Einreihung  der  Höfe  in  Gruppen  herromifi, 
die  alte  Gruppe  und  tritt  in  die  Gruppe  der  ihm  jetzt  benachbaitn 
Höfe.  Und  der  Wechsel  in  der  Zahl  der  Seelen,  soweit  er  sich  nidK 
innerhalb  der  Gruppe  ausgleicht,  bringt  eine  Veränderung  in  der  Zu- 
gehörigkeit zu  dieser  oder  jener  Gruppe  mit  sich. 

Auf  dass  die  der  Gruppe  obliegenden  Functionen  in  geeigneter  und 
regelmässiger  Weise  geschehen,  bedarf  die  Gruppe  einer  inneren  Or- 
ganisation. Zur  Berathung  und  Regelung  ihrer  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten treten  die  Hauswirthe  jeder  Gruppe  zu  Versammlungen  zusanunen. 
An  ihrer  Spitze  steht  gewöhnlich  ein  von  den  Gruppengenossen  ans 
ihrer  Mitte  gewählter  Obmann.  Wo  die  Gemeinde  in  Ober-  und  Unter- 
gruppen zergliedert  ist,  hat  nicht  allein  die  Obergruppe  ihren  Obmann, 
sondern  wol  auch  die  Untergruppe.  So  heissen  z.  B.  in  der  Gemeinde 
Pustünj  (Kreis  und  Gouv.  Räsan)  die  Obmänner  der  Obergrupi>en  (Wdtj 
„Wütjniki^',  die  der  Untergruppen  (Tschetwerik)  „Zelowalniki^^  eine  alt- 
historische  Bezeichnung  fär  Vertreter  der  Gemeinde. 

Die  erste  Aufgabe  des  Obmannes  ist  die  Vertretung  der  Interessen 
der  Loosgruppe  nach  Aussen,  d.  h.  der  Gemeinde  und  den  anderoi 
Gruppen  gegenüber.    So  bei  Vertheilung  des  Landes  und  der  Leistongec 
auf  die  Gruppen.    An  der  Vertheilung  des  Landes  auf  die  Gmppen,  die 
zuerst  erfolgt,  betheiligen  sich  zumeist,  zumal  in  grösseren  GremeindeB. 
nicht  alle  Gemeindegenossen,  das  wäre  eine  grosse  Zeitverschwendnng  onc 
es  wäre  schwer,  bei  einer  so   complicirten  Operation  die  yielköp^ 
Masse  in  Ordnung  zu  erhalten  und  in  kürzester  Zeit  das  Geschäft  n 
besorgen.    Es  überträgt  demnach  jede  Gruppe  ihrem  Vertreter  die? 
Aufgabe;  die  Versammlung  der  Obmänner  aller  Gruppen  führt  also  0 
Theilung  des  Landes  in  die  Zahl  der  Gruppen  und  die  Zutheilung  d»»^ 
Landloosgruppen  an  die  einzehien  Gruppen,  wie  wir  es  weiter   iii& 
darzulegen  haben  werden,  aus.  Jeder  Hauswirth  ist  YoUständig  gesichst 
dass  sein  Interesse  wie  das  der  Gruppe  vom  Obmann  gewahr|  wiri 
dass  der  Obmann  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  verüfthren  mi 
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Denn  das  persönliche  Interesse  des  Obmanns  fallt  vollständig  mit  dem 
Interesse  seiner  Gruppengenossen  zusammen.  Lässt  er  eine  Schädigung 
der  Interessen  seiner  Gruppe  zu,  so  leidet  er  ebenso  wie  seine  Genossen 
bei  der  allendlichen  Yertheilung  der  Landloosgruppe  auf  die  einzelnen 
Genossen;  zu  denen  auch  er  gehört.  Für  diese  zeitraubende  Arbeit,  wie 
überhaupt  für  die  Ausführung  seiner  anderen  Amtspflichten  wird  er 
nicht  gagirt;  wol  aber  wird  er  in  vielen  Gemeinden  für  den  Zeitverlust, 
den  die  Ausführung  der  Umtheilung  des  Landes  beanspruchti  entschädigt 
Dach  dem  üblichen  Tagesarbeitslolm.  So  erhalten,  um  ein  Beispiel  zu 
nennen,  die  Obmänner  in  der  soeben  genannten  Gemeinde  Pustünj  einen 
Rubel  Entschädigung  pro  Tag.  Auch  wird  ihm  diese  Arbeitsleistung 
in  der  Loosgruppe  als  Naturalleistung  angerechnet,  d.  h.  es  werden  ihm 
diese  Arbeitstage  bei  Yertheilung  der  Naturalleistungen  zu  Gute  ge- 
schrieben. 

Ausser  der  Vertretung  der  Interessen  der  Gruppe  nach  Aussen, 
d.  i  der  Gemeinde  und  den  anderen  Gruppen  gegenüber,  liegt  dem  Ob- 
mann die  Leitung  der  Versammlung  der  Gruppengenossen,  der  Verthei- 
long  der  Landloosgruppe  und  der  Leistungen  auf  die  Genossen  ob.  Mit 
der  letztgenannten  Aufgabe  (Vertheilung  der  Naturalleistungen)  ist  die  Rech- 
nungsführung über  die  von  jedem  Hauswirthe  ausgeführten  Arbeiten  ver- 
bunden. Das  Abmerken  des  Betrages  der  Arbeiten  auf  dem  Kerbholz 
ist  sehr  verbreitet. 

Eine  weit  grössere  Bedeutung,  Einfluss  und  Macht  hat  der  Obmann 
in  den  Loosgruppen  zur  Fischerei  und  zur  Salzgewinnung  im  Norden. 
Wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  sind  diese  artelartigen  Loosgruppen 
Productivgenossenschaften,  der  Obmann  ist  der  Leiter  der  Arbeiten,  dem 
bedingslos  gehorcht  werden  muss,  wie  die  Natur  dieser  gemeinsamen 
Arbeit  es  verlangt 

Hier  und  da  haben  die  Loosgruppen  noch  specielle  Zwecke  und 
Aufgaben.  In  grossen  Gemeinden,  die  zu  gross  sind,  als  dass  das  Vieh 
derselben  gemeinsam  geweidet  werden  könnte,  engagirt  und  unterhält 
jede  Obergruppe  einen  Hirten,  kauft  und  unterhält  gemeinsam  einen 
Bullen,  auch  kommt  es  vor,  dass  mehrere  Obergruppen  zusammen  eine 
isolche  „Heerden-Genossenschaft^'  bilden  (z.  B.  in  der  soeben  genannten 
Gremeinde  Pustünj).  In  manchen  Gemeinden  unterhält  jede  Gruppe  oder 
mehrere  Gruppen  gemeinsam  eine  Kapelle,  hält  jede  Gruppe  ihren 
besonderen  Brunnen  oder  Teich  (zur  Viehtränke)  in  Stand. 

§  17. 

Eine  besondere  Gruppenbildung,  die  den  dargelegten  Grundsätzen 
SU  widersprechen  scheint,  führt  Herr  Jefimenko  in  seinem  mehrfach  er- 
«rähnten  Progamm  an:  er  theilt  kurz  mit,  dass  „in  vielen  Landstrichen 
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die  Gemeinde  bei  der  Vornahme  von  Umtheilungen  sich  in  Gruppen  nadi 
der  Zahl  der  Revisionsseden  in  der  Art  theilt,  dass  in  die  erste  Grappe 
die  Höfe  mit  1  Seele ;  in  die  zweite  die  Höfe  mit  IVsy  in  die  diiüe 
die  Höfe  mit  2  Seelen  etc.  etc.  gestellt  werdra^.  Leider  beschränkt  er  sick 
auf  diese  kurze  Notiz.   Unverständlich  ist  uns^  wie  bei  dieser  Grnpies- 
bildnng  die  gleiche  ökonomische  Kraft  jeder  Gruppe  hergestellt  wA 
was  ja  die  Basis  und  der  Zweck  dieser  Organisation  ist.     Denn  bq 
ganz  ausnahmsweise  könnte  der  Zufall^  auf  den  nicht  gerechnet  werda 
kanu;  eintreten,  dass  alle  Höfe  mit  einer  Seele  die  gleiche  ökonomisdie 
Kraft  zeigen^  wie  alle  Höfe  mit  1  Vs;  mit  2  Seelen  etc.   Oder  sollte  diese 
Gruppenbildung  eine  ganz  andere  Erscheinung  sein,  die  auf  einer  ganz 
anderen  Basis  als  die  geschilderten  Loosgruppen  beruht? 

Wir  wollen  jedoch  erinnem;  dass  im  alten  Russland,  wie  oben 
erwähnt,  zum  Zwecke  der  Besteuerung  die  Bevölkerung  in  drei  Gruppen, 
in  sogen.  „Kostj^  zerlegt  wurde:  in  die  ,,Kostj^  der  ,,besten^  (d.  h.  liöchst- 
besteuerten)  Männer,  der  „mittlem'^  und  der  ,Jüngsten''  Männer.  Sollte 
diese  alte  Gruppenbildung  mit  jener  in  irgend  welchem  inneren  Zusam- 
menhang stehen? 

Eine  ebensolche  Gruppenbildung  finden  wir  im  Gouv.  Ssaratow,  Kreis 
Kusnezk,  in  der  Gemeinde  Armänskoje.^)  Die  87  Höfe  dieser  212  Reri- 
sionsseelen  umfassenden  Gemeinde  sind  in  neun  Kategorien  getheilt  je 
nach  der  Seelenzahl:  1,  P/s»  2,  2V2;  3,  3V27  ^f  ^  ^^^  ^Va;  sodann  sind 
diese  neun  Kategorien  in  vier  Gruppen  zusammengefasst:  in  die  erste 
gelangen  die  Höfe  mit  gerader  Seelenzahl  (also  mit  2  und  4  Seelen),  in 
die  zweite  die  Höfe  mit  ungerader  Seelenzahl  (also  mit  1,  3  und  5  Seelen; 
in  die  dritte  die  Höfe,  die  eine  gerade  Seelenzahl  ndt  einem  Brachtheil 
aufweisen,  also  mit  2V2  (mit  47^  Seelen  existiren  in  dieser  G^n^de 
zur  Zeit  keine  Höfe;,  und  in  die  vierte  Gruppe  die  Höfe  mit  u^erader 
Zahl  und  einem  Bruch  von  Seelen  (also  mit  1^/29  3^2  und  5^/«  Seelen 
Der  Zweck  dieser  Gruppenbildung  ergiebt  sich  aus  der  Art  der  Yerthei- 
lung  des  Landes.  Das  Sommerfeld,  dessen  Vertheiltmg  im  Jahre  1877 
wir  als  Beispiel  herausgreifen,  ist  nach  seiner  Beschaffenheit  in  dra 
Stücke  getheilt:  das  beste,  das  mittlere  und  das  schlechte  Land.  Die 
beiden  ersten  Landstücke,  die  gleichzeitig  zur  Verloosung  gelangen,  mc- 
fassen  212  halbe  Dessätinen,  die  der  Zahl  der  Bevisionsseeloi  dieser 
Gemeinde  entsprechen,  oder  106  volle  Dessätinen;  das  schlechte  Landslftri 
aber  nur  19  Dessätinen  700  O  Faden.    Pro  Dessätine  der  beiden  ei^ 


^)  Herr  Trirogow  berichtet  hieraber  in  einer  Sitzung  der  Kaiserlich 
phischen  Gesellschaft,  ein  Referat  darüber  von  II.  Gokojobckü:  „Hobhx  xainsi  ^ 
otfmHBHom  seMieBiaxtHlH  vh  PocciH*S  Giobo  1878,  Band  IT,  pag.  108—112.  AiKi  :• 
Programm  des  Herrn  Jefimenko,  pag.  20—21,  wiedergegeben« 
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Landstöcke  entfallen  zwei  Revisionsseelen  ^  pro  Dessätine  des  letzten 
Landstücks  aber  10  oder  12  Seelen  je  nach  der  Beschaffenheit  der  ein- 
zehien  Theile  desselben.  Die  Rechnungseinheit  zur  Yertheilung  der  beiden 
ersteren  Landstücke  ist  die  Seele  oder  vielmehr  die  halbe  SeelO;  für  das 
schlechte  Land  aber  V4  Seele.  Soviel  Looszeichen^  kleine  besonders  ver- 
merkte Stäbe,  werden  hergestellt,  als  Revisionsseelen  vorhanden  sind, 
also  212.  Zwei  Mützen  dienen  als  Wahlurnen:  die  eine  für  das  beste 
Land,  die  andere  für  das  mittlere  Land;  die  Hälfte  der  Loosstäbchen 
werden  in  die  eine,  die  andere  Hälfte  in  die  andere  Mütze  gethan.  So- 
mit repräsentirt  jedes  Loosstäbchen  zwei  Seelen.  Jetzt  tritt  die  Bedeu- 
tung der  Gnippenbildung  hervor.  Die  Höfe  mit  einer  geraden  Seelen- 
zahl (2  und  4  Seelen)  haben  je  ein  oder  zwei  Loosstäbchen  in  jeder  der 
beiden  Mützen.  Der  Hof  mit  einer  ungeraden  Seelenzahl  tritt  mit  dem 
halben  Loos  in  Gemeinschaft  mit  einem  Genossen,  der  auch  ein  halbes 
Loos  hat,  und  diese  beiden  haben  dann  zusammen  ein  ganzes  Loos, 
eventuell,  neben  seinen  alleinigen  vollen  Loosen,  d.  h.  wenn  der  Hof 
über  zwei  Seelen  hat,  also  drei  oder  fünf.  Zu  dem  gleichen  Zweck  ver- 
einigen sich  die  einzelnen  Höfe,  die  neben  der  geraden,  wie  auch  die 
einzelnen  Höfe,  die  neben  der  ungeraden  Seelenzahl  noch  ein  Bnichtheil 
Seelen  haben,  mit  einander  zusammen,  um  volle  Loose  zu  erlangen.  In 
Betreff  der  Yerloosung  des  dritten  Landstücks,  d.  i.  des  schlechten,  wird 
je  ein  Loos  pro  zwei  Seelen  in  die  Mütze  gelegt  und  auf  jedes  Loos 
entfallen  acht  Landstreifen,  während  bei  der  gleichzeitigen  Yerloosung 
des  besten  und  des  mittleren  Landes,  wie  wir  soeben  gesehen  haben,  auf 
jedes  Loos  zwei  Landstreifen:  ein  Streifen  im  besten  und  ein  Streifen 
im  mittleren  Lande,  entfallen.  Hat  das  Loosschütteln  stattgefunden,  so 
theilen  die  Hauswirthe,  die  zur  Gewinnung  voller  Loose  zusammengetre- 
ten waren,  unter  einander  den  betreffenden  Landstreifen  und  zwar  auch 
durch  das  Loos. 

Haben  wir  diese  Art  der  Gruppenbildung  richtig  verstanden  und 
wiedergegeben,  so  erscheint  dieses  schwerfallige  Yerfahren  uns  als  eine 
niedere,  primitive  Form  der  Loosgruppenbildung,  denn  die  Yertheilung 
des  Landes  würde  sich  leichter  vollziehen,  wenn  Gruppen  mit  gleicher 
^eelenzahl,  also  etwa  vier  Gruppen  zu  ö3  Seelen,  gebildet  wären.  Immer- 
lin  ist  aber  auch  diese  Gruppirung  eine  Erleichterung  der  Procedur  der 
V'ertheilung  des  Landes. 

§  18. 

Zur  Unterscheidung  von  einander  tragen  die  Loosgruppen  beson- 

iere  Namen.  Sehr  verbreitet  ist  die  einfache  Nummerirung  der  Gruppen: 

erster,  zweiter,  dritter  „Zehner^^  etc.  Doch  tragen  sie  vielfach  auch  beson- 

1er e  Bezeichnungen,  deren  ursprüngliche  Bedeutung  häufig  die  Sprach- 
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forschung  erst  zu  ermitteln  hat.  Soweit  sie  sich  auf  Personennamen  (Vor 
oder  Familiennamen)  zurückführen  lassen,  mögen  sie  auf  den  Namen  ^ 
ersten  oder  eines  im  <jemeindeleben  sich  irgend  wie  hervorgethan  hata 
den  Obmannes  hinweisen,  zu  welcher  Annahme  uns  der  Umstand  fit. 
dass  auch  heute  vielfach  die  Gruppen  ihren  Namen  von  dem  des  jetzig 
Obmannes  tragen.  Auch  werden  die  Bezeichnungen  der  räumMchen  Ls^ 
der  Gruppen  (wo  diese  nach  der  Reihenfolge  der  Höfe  gebildet  weril& 
entlehnt;  wie  z.  B.  häufig  im  Gouv.  Woronesh.  Und  endlich  hat  hiff 
das  Spiel  des  Zufalls  ein  weites  Feld. 

Auch  der  Volkswitz  übt  sich  in  der  Erfindung  characteristischerNu» 
Während  z.  B.  in  der  Gemeinde  Saoserje  (Kreis  Krestzi,  Gouv.  Nowgowi 
eine  Gruppe  die  ;9Matuchinsche''  nach  dem  Obmann  derselben  Manc 
Jegorow  heisst;  der,  der  wohlhabendste  und  sehr  erfahrene  Mann  t% 
grossem  Einfluss  in  der  Gemeinde,  eine  hervorragende  Rolle  in  eiBfs 
langwierigen  Streit  in  Betreff  des  der  Gemeinde  abzntheilendes  Lao^ 
gespielt  hatte ;  wird  die  zweite  Loosgruppe  die  redselige,  gewani^ 
(ropjonanoBCRifi)  genannt;  da  der  Yolkswitz  gefunden  hatte,  dass  r. 
dieser  Gruppe  flinke,  zu  Scherz  aufgelegte  Leute  gehören,  die  dritte  die 
„räuberische^^,  da  hier  streitlustige  Personen  gefunden  werden,  die  vieru 
die  kleine  (HejoconoH^CTHHfi),  da  sie  friedfertige,  ruhige  Leute  enthil* 
Vor  der  letzten  Neugruppirung,  also  vor  der  letzten  tdlgemeinen  ümtkei- 
lung  hatten  die  vier  Gruppen  dieser  Gemeinde  andere  Namen,  und  zn: 
nach  dem  Namen  der  Obmänner,  wie  es  scheint 

Der  Name  der  Gruppe  wird  auch  hier  und  da  auf  das  Land,  i' 
die  Gruppe  zufällt,  übertragen.  Oder  es  tragen  die  Landtheile  &' 
Gruppen  besondere  Bezeichnungen.  So  führen  z.  B.  in  der  Gern«» 
Undory,  woselbst  zur  Wiesentheilung  eine  besondere  Gruppenbilder 
hergestellt  ist  und  das  gesammte  Wiesenland  nach  seiner  Bescbaflbi^^ 
in  zwei  Haupttheile  (in  die  „gute  Mütze''  und  die  „schlechte  Mützf*  ^ 
legt  ist,  die  beiden  Wiesentheile,  der  „gute"  und  der  „schlecta*»  ^^ 
jeder  Gruppe  zugefallen  sind,  besondere  Namen,  die  auf  die  U^  ^ 
Grundstücke  und  andere  bemerkenswerthe  Umstände  hinweisen. 

Bei  der  grossen  Bedeutung,  die  das  ,JLoos"  im  inneren  GemeiBde 
leben  (Vertheilung  des  Landes  etc.)  einnimmt,  ist  es  erklärlich,  das ao- 
dass  Wort  ,Ji008"  (Sherebi,  aepeßifi)  in  der  Gemeinde  eine  grosse  l^-' 
spielt  Neben  seiner  ursprünglichen  Bedeutung  bezeichnet  es  in  fib^' 
tragenem  Sinn  eine  Reihe  anderer  Begriffe,  die  mit  dem  Loos  und  li^ 
Loosen  in  Beziehung  stehen. 

Das  Wort  „Loos''  wird  sowol  auf  die  Personen,  die  die  Verloosi; 
vornehmen,  als  auch  auf  das  Land,  das  zur  Verloosung  gelangt,  äb^ 
tragen. 

Vielfach  werden  die  Loosgruppen,  in  die  die  Gemeinde  zerlegt  > 
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einfach  mit  „Loos''  bezeichnet  Da  beim  Loosen  jede  dieser  Gruppen 
ein  Loos  zieht;  wie  wir  weiter  unten  sehen  werden,  ist  die  Uebertragung 
der  Bezeichnung  ;;Loos''  auf  diese  Gruppe  verständlich.  Es  mag  übrigens 
diese  Uebertragung  auch  daher  stammen,  dass,  wie  bereits  bemerkt,  die 
Einreihung  der  Hauswirthe  in  die  Gruppen  vielfach  durch  das  Loos 
erfolgt 

Sodann  heisst  häufig  auch  das  Gewanne,  d.  h.  das  Landstück,  an 
welchem  jede  Loosgruppe  einen  gleich  grossen  Antheil  erhält,  „Loos^^, 
da  das  Verloosen  eines  Gewannes  die  Procedur  einer  Verloosung  ab- 
schliesst:  jedes  Gewanne  ist  das  Object  eines  Actes  der  Verloosung. 
Oder,  um  die  Sache  praktisch  auszudrücken:  für  ein  Gewanne  werden 
die  Looszeichen  (mit  Nummern  oder  besonderen  Abzeichen  versehene 
Stäbchen,  vermerkte  Kupfermünzen  etc.),  die  der  Zahl  der  Loosgruppe 
entsprechen,  in  die  Loosmütze,  Loosbecher  etc.  gelegt,  und  nachdem  alle 
J^ooszeichen  (durch  Hinausziehen,  Hinausschütteln  etc.)  aus  der  Loosume 
ausgeschieden  sind,  ist  der  eine  Act  des  Verloosens  abgeschlossen:  das 
betreffende  Gewanne  ist  unter  alle  Loosgruppen  vertheilt;  zur  Verloosung 
des  folgendes  Gewannes  werden  wieder  die  Looszeichen  in  die  Urne 
^ethan  und  es  wird  das  Verfahren  wiederholt  Daher  wird  also  das 
Gewanne  in  vielen  Gemeinden  „Loos^^  genannt 

Weiterhin  wird  auch  der,  einer  Loosgruppe  zufallende  Theil  eines 
Gewannes,  den  wir  „Landloosgruppe"  nennen  wollen,  dann  aber  auch  der 
gesammte  Landantheil  einer  Loosgruppe,  d.  h.  ihr  Antheil  in  allen  Ge- 
wannen, mit  „Loos''  bezeichnet,  auch  der  Landstreifen,  der  jedem  Haus- 
wirthe in  jedem  Gewanne  durch  das  Loos  zugefallen  ist,  und  endlich  auch 
der  gesammte  Landantheil  eines  Hauswirthes  in  allen  Gewannen. 

Diese  vielfache  Bedeutung  des  Wortes  „Loos"  hat  nun  viel  Missver- 
ständniss  und  Verwirrung  in  den  Berichten  über  die  Gemeindebesitzord- 
nung gebracht,  da  Berichterstatter  nicht  alle  diese  verschiedenen  Begriffe, 
die  das  Wort  „Loos''  bezeichnet,  vor  Augen  gehabt  haben. 

Dass  dieselbe  Bezeichnung  für  verschiedene  Begriffe  nicht  Missver- 
ständnisse unter  den  Gemeindegenossen  selbst  hervorruft,  beweist  schon 
die  Thatsache,  dass  sie  dieselbe  Bezeichnung  für  verschiedene  Begriffe 
beibehält  Im  entgegengesetzten  Fall  würde  das  Volk  aus  seinem 
reichen  Wortschatz  eine  andere  Bezeichnung  wählen.  Zur  näheren  Be- 
stimmung des  zu  bezeichnenden  Begriff  fügt  der  Bauer  vielfach  dem  Wort 
,,Loos"  ein  Epitheton  hinzu,  das  den  besonderen  Begriff  bedeutet  oder 
"«wenigstens  auf  ihn  hinweist  So  wird  hier  und  da  die  Loosgruppe  mit 
,^eelenloos"  (z.  B.  in  der  Gemeinde  Saoserje)  bezeichnet,  die  Land- 
streifen und  Gewanne  ,Jiandloos"  und  welches  Landquantum  unter  dieser 
letzteren  Bezeichnung  zu  verstehen  ist,  ergiebt  sich  aus  dem  Zusammen- 
bang  der  Rede:  z.  B.  „mein  Landloos  in  diesem  Gewanne",  oder  „mein 

T.  KensBler,  Oesclilcht«  und  Kritik  dM  Gemeindebesitzes.   IL  22 
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ganzes  Landloos^  sodann  ;;das  Landloos  dieser  Loosgruppe  in  dieseia 
Gewanne^  oder  „das  ganze  Landloos  dieser  Loosgruppe'',  ,,dieses  Land- 
loos (im  Sinne  des  Gewannes)  haben  wir  gestern  anter  die  Loosgrappa 
getheilt^ 

Endlich  mag  es  vielleicht  keine  Gemeinde  geben,  die  alle  gb 
genannten  Begriffe  mit  ^^Loos^'  bezeichnet,  sondern  nur  einige  Begiift 
hier  diese,  dort  jene. 
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